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Ministerpräsident Dr. Rau:

Frau Präsidentin ) Meine Damen und Herren ! Die
demokratischen Revolutionen in der Mitte und im
Osten Europas und die Politik der Sowjetunion
haben tfie historische Chance eröffnet , die euro¬
päische und die deutsche Teäung zu überwinden.
Die Landesregierung Nordrhein -Westfalen will diese
Chance nach besten Kräften fordern.

Es ist ein falsches Bild , wenn die Auseinanderset¬
zung um den Staatsvertrsg als Auseinandersetzung
über das Ja oder Nein zur deutschen Einheit darge¬
stellt wird . In Wirklichkeit geht es nicht um das
Ziel , sondern um den besten Weg zu diesem Ziel.

(Zurufe von der CDU: Na , na !)

Es geht um die Frage , wie wir die Teüung Deutsch¬
lands und Europas so überwinden können , daß es
auf dem Gebiet der heutigen DDR , in den Ländern
Mittel- und Osteuropas und in der Sowjetunion
nach dem Ruht der Konunandowirtschaft nicht zu
wirtschaftlichen , sozialen und menschlichen Kata¬
strophen kommt.

(Zustimmung bei der SPD)

Ich habe für die Landesregierung am 22 . Mai im
Bundesrat erklärt , daß für uns der Staats vertrag - in
der vorliegenden Form nicht akzeptabel sei . Unser
Ja oder Nein am 22 . Juni wird davon abhängen , ob
die Bundesregierung berät ist , im Interesse der
Menschen in beiden deutschen Staaten dringend
nötige Veränderungen am Vertragswerte vorzuneh¬
men.

(Abgeordneter Schauerte (CDU ) : Also doch
Lafontaine !)

Es geht nicht um kosmetische Änderungen , son¬
dern um inhaltliche Korrekturen oder Ergänzungen.
Es geht nicht um die Form , in der das geschieht,
sondern um die Substanz.

Inzwischen ist deutlich geworden : Der Bundeskanz¬
ler woBte einen Staatsveitrag in Krsft setzen , dem
er selber jetzt durch substantielle Ergänzungen und
Hinzufügungen innerhalb und außerhalb des Ver¬
tragswerkes schwerwiegende Mängel bescheinigt.

(Lachen bei der CDU - Abgeordneter
Schauerte [CDU ] : Lafontaine läßt grüßen !)

Für mich spielt es keine Rolle , wenn jetzt Vertreter
der Bundesregierung oder der sie tragenden Partei¬
en behaupten , die von der SPD-Opposition im
Bundestag und den SPD-regierten Ländern verlang

ten Regelungen seien ohnehin vorgesehen gewesen (C)
oder im Vertragswerk bereits enthalten.

Mir geht es nicht um Urheberstreit ; mir geht es um
die Menschen und ihre Lebensbedingungen in dar
DDR und in der Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall bei der SPD)

Nun kritisieren manche , die Länder - auch Nord¬
rhein -Westfalen - hätten ihre Kritik zu spät vorge¬
bracht ; wir hätten uns eher meiden sollen.

(Abgeordneter Schauerte (CDU) : Das ist ein
künstliches Argument !)

Dazu will ich einige Fakten in Erinnerung rufen : Am
21 . Dezember des vergangenen Jahres hat die
Ministerpräsidentenkonferenz in einem einstim¬
migen Beschluß zur Deutschlandpolitik die Bundes¬
regierung gebeten , "die Länder in der Entwicklung
der. Vertragsgemeinschaft mit der DDR ätren ver¬
fassungsmäßigen Rechten entsprechend umfassend
zu beteiligen ." Im anschließenden Gespräch mit
dem Bundeskanzler haben alle Ministerpräsidenten
diese Auffassung vertreten , und wir haben eine
entsprechende Zusage des Bundeskanzlers bekom¬
men . Im Ergebnisprotokoli dieser Besprechung am
21 . März heißt es:

Darüber hinaus bittet der Bundeskanzler die
Regierungschefs der Länder , im kommenden
Jahr auch kurzfristig persönlich zu gemein-
samen Beratungen bereit zu sein . '

Am 30 . Januar fand eine Besprechung des Chefs
des Bundeskanzleramts mit den Chefs der Staats¬
und Senatskanzleien statt . Der Chef des Bundes¬
kanzleramts sagte zu , der Bund wolle eng mit den
Ländern Zusammenarbeiten.

Am 15 . Februar 1990 haben die Regierungschefs
von Bund und Ländern eine gemeinsame Ent¬
schließung zur Deutschlandpolitik gefaßt , in der
unter anderem aueh die umfassende Beteiligungund Information daf Länder fastgeschrieben wurde.

In den folgenden ^Wochen haben die Länder den
Bund immer wieder aufgefordert - und zwar nicht
öffentlich und auch öffentlich -, sich an die ge¬meinsamen Verabredungen zu hatten - ohne jeden
Erfolg.

Ich habe selten erlebt , daß Worte und Taten so
kraß auseinanderfallen.

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bä der
CDU)
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Die Länder sind an den Beratungen und Verhand¬
lungen Ober den Stsatsvertrag materiell nicht betei¬
ligt worden . Die Bundesregierung war sich nicht zu
schade , als Begründung dafür anzuführen , sie führe
ja gar keine Verhandlungen, sondern nur Experten¬
gespräche.

Nachdem uns der Entwurf eines Staatsvertrags,
dessen Existenz die Bundesregierung öffentlich
leugnete , aus der DDR zur Verfügung gestellt wor¬
den war , mahnte ihn der Chef der Staatskanzlei
Nordrhein-Westfalen am 23 . April beim Chef des
Bundeskanzleramts an . Am 25 . April haben die
Länder zum ersten Mal offiziell den damaligen
Entwurf des Staatsvertrags bekommen. Die erste
Unterrichtung der Länder durch den Bund, die über
Formalien hinausging, fanjl am 26 . April statt.

Der Bundestagsausschuß ' Deutsche Einheit' hat
sich genau an dem Tag konstituiert , an dem der
Staatsvertrag unterschrieben worden ist . Der von
der Bundesregierung als endgültig betrachtete Text
- ein Text von 411 Seiten - lag uns am Freitag¬
abend , dem 18. Mai , vor . Am darauffolgenden
Montag , dem 21 . Mai, tagten in Bonn schon dar
Innerdeutsche Ausschuß und der Finanzausschuß,
und am 22 . Mai fand die Sondersitzung des Bun¬
desrates statt , aus der ich mich zu Anfang selber
zitiert habe.

Meine Damen und Herren, diese Chronologie macht
( B ) deutlich : Die Bundesregierung, vor allem der Bun¬

deskanzler , war von Anfang an - entgegen ihren
öffentlichen Beteuerungen - nicht bereit , den Weg
zur deutschen Einheit zur gemeinsamen Sache von
Bund und Ländern , zur gemeinsamen Sache aller
politisch Verantwortlichen in der Bundesrepublik
Deutschland zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Die Opposition im Deutschen Bundestag von An¬
fang an auszusperren, mögen manche für schlau
halten , weise war es jedenfalls nicht . Wenn die
Länder völlig unzureichend informiert und substan¬
tiell nie beteSigt wurden , dann ist das mehr als
schlechter politischer Stil . Es ist ein Verstoß gegen
den föderden Gedanken des Grundgesetzes und
gegen die föderale Praxis in unserem Staat.

Trotz des Verhaltens der Bundesregierung gegen¬
über den Ländern war von vornherein klar : Alle
Länder sind bereit, an der deutschen Einheit, an
einem neuen deutschen Bundesstaat mitzuwirken.
Ich habe das für Nordrhein -Westfafen vor dem
Landtag schon in der Regierungserklärung vom

15 . November 1989 unmißverständlich deutlich ge¬
macht.

Ebenso klar war und ist: Alle Länder sind zum
Teilen bereit, um die Teilung zu überwinden. Unab¬
dingbare Voraussetzung mußte es sein, daß die
Kosten und Belastungen kalkulierbar sind.

Die Bereitschaft aller Länder zeigt sich daran , daß
sie sich am Fonds " Deutsche Einheit' beteiligen,
mit dem zwischen Bund und Ländern einvernehm¬
lich der Beitrag der Länder und Gemeinden zur
Finanzierung abschließend vereinbart worden ist.
Hätte die Bundesregierung von Anfang an einen
solchen Vorschlag unterbreitet und nicht selber
Horrorzahlen in die Welt gesetzt , wären uns viele
öffentliche Diskussionen und viele Sorgen um die
Handlungsfähigkeit der Länder und Gemeinden
erspart geblieben.

(Beifall bei der SPD)

Nordrhein -Westfalen beteiligt sich Ober den Fonds
' Deutsche Einheit ' hinaus in vielfältiger Weise am
Neuaufbau auf dem Gebiet der heutigen DDR. ich
erinnere an das Soforthilfe-Programm , für des wir
noch im vergangenen Jahr 20 Millionen DM im
Landeshaushait zur Verfügung gestellt haben. Mit
diesem Geld konnten wir z . B. 166 Krankenhäu¬
sern , mit denen Krankenhäusern aus Nordrhein-
Westfalen spontan Hilfspartnerschaften geschlos¬
sen hatten , medizinisches Material zur Verfügung
stellen . Wir konnten vielen Kliniken in der DDR
benötigte medizinische Geräte beschaffen, so daß
die medizinische Grundversorgung vielerorts wieder
sichergestellt werden konnte.

Ungezählte Menschen in unserem Land haben in
den vergangenen Monaten praktisch geholfen . Sie
haben Zeit und Geld investiert , Material und Geräte
gespendet , Preisnachlässe gegeben oder Linienbus¬
se für den öffentlichen Verkehr in Leipzig oder in
Attenburg reparier*

Wir haben von ^tnfang an eng mit den örtlichen
Runden Tischen ' zusammengearbeitet . Sie wissen,
daß Nordrhein-Westfalen als erstes Bundesland in
Ostberlin ein Verbindungsbüro eröffnet hat , das in
alten ’ Kooperationsfragen Partnern in der DDR und
Interessenten aus Nordrhein -Westfalen offehsteht.

Sie kennen den Bürgschaftsrahmen mit einem
Volumen von 1 Milliarde DM , mit dem wir die
Gründung von Joint ventures zwischen Unterneh¬
men aus der DDR und aus Nordrhein -Westfelen
erleichtern und die rasche Gründung kleiner und
mittelständischer Betriebe fördern wollen.

Landtag Nordrhein-Westfalen 46 Plenarprotokoll 11/3 13 .06 . 1990
%

(Ministerpräsident Dr. Rau)

Ober das Soforthilfe -Programm hinaus haben die
Ressorts die Möglichkeit , im Rahmen des Notbewil¬
ligungsrechts zusätzliche außerplanmäßige Ausga¬
ben bis zu 10 Millionen DM je Ausgabetitel zu
leisten . Demit wollen wir technische Hilfe, Qualifi-
zierungs- und Beratungsmaßnahmen möglich ma¬
chen , die für die künftige Entwicklung große Be¬
deutung haben.

In den vergangenen Monaten sind eine Reihe mo-
dellhefter Projekte entstanden , die wir mit Partnern
in der DDR organisieren. Ich nenne:

Pro -Leipzig -Consuit , eine Beratungsgesellschaft, in
der Untemehmensberater aus Nordrhein -Westfalen
gemeinsam mit Beratern aus der DDR kleine und
mittelständische Unternehmer bei Existenzgründun¬
gen und Investitionsentscheidungenberaten,

das Kontaktbüro Umwelt in Leipzig, in dem Um¬
weltexperten aus Nordrhein -Westfaien mit Fachleu¬
ten aus der DDR Zusammenarbeiten, mit dem Ziel,
Kontakte zu vermitteln, damit die besonders
schweren Umweltprobieme im Leipziger Raum
gelöst werden können,

das Technologiezsmrum Dresden, das in Zusam¬
menarbeit mit dem Technologiezentrum Dortmund
den Transfer aus der Forschung in tße Wirtschaft
fördern und eine Brücke zwischen Dortmund und
Dresden bilden sott,

das Beratungszentrum Schwerin, eine ähnliche
Einrichtung wie Pro-Leipzig-Consult , die in erster
Linie von den Kammern der beiden Partnerstädte
Wuppertal und Schwerin getragen wird - das Ange¬
bot richtet sich vor aKem an kleine und mittelstän¬
dische Betriebe sowie

die Kulturstiftung Leipzig, die sich um die erhalten¬
de Erneuerung historischer Bausubstanz kümmern
soll . Ihr Ziel ist es , daß restaurierte Gebäude wie¬
der angemessen genutzt werden. Im historischen
Gebäude "Zum Grönländer ' in Leipzig wollen wir
ein Nordrhein-Westfalen-Haus errichten.

Eine Aufgabe von besonderem Gewicht, die uns in
der nahen Zukunft noch sehr beschäftigen wird, ist
der Aufbau funktionierender rechtsstaatlicher Ver¬
waltungen und der kommunalen Selbstverwaltung
in der DDR. Nur die Länder und die Kommunen hier
bei uns können dabet Hilfestellung geben . Nur sie
haben die fachliche Kompetenz und die Kapazitä¬ten , diese schwierige und im Augenblick such nurschwer übersehbare Aufgabe angemessen zu erfül-

Ich bin sicher: Jede Gemeinde m Nordrhein-Westfa¬
len kann hier praktische Hilfe geben. Viele Gemein¬
den tun es bereits, und die anderen werden sich
entsprechenden Bitten sicher nicht verschließen.

Zwölf Städte allein aus Nordrhein -Westfaien haben
schon Partnerschaften mit Städten in der DDR;
andere wollen diesem Beispiel folgen . Das Land
überstützt sie bei ihren praktischen Hilfen. Allein
das macht übrigens deutlich, wie widersinnig es
ist . wenn der Bund die Länder aus den wichtigen
Verhandlungen und Entscheidungen über den Weg
zur deutschen Einheit ausschließen will.

Wie alle anderen Länder erbringt Nordrhein -Westfa¬
ien die Verwaltungshilfezusätzlich zu seinen Beiträ¬
gen zum Fonds "Deutsche Einheit" . Etwa
3 500 Teilnehmer aus der DDR haben schon an
unterschiedlichen Fortbildungs Veranstaltungen in
Nordrhein -Westfaien oder in der DDR teilgenommen
oder werden das in den nächsten Wochen tun . Bis
zu 1 000 Angehörige verschiedener Verwaltungen
in der DDR hospitieren gegenwärtig oder in den
nächsten Wochen bei Verwaltungen in Nordrhein-
Westfaien.

Wir leisten technische Hilfe, indem wir den verant¬
wortlichen Stellen in der DDR Meßgeräte für den
Umweltschutz überlassen, Flugsicherungsgeräte,
Fahrzeuge , Kommunikationseinrichtungen , Kopierer
und Drucker , gedrucktes und audiovisuelles Lehr-
und Lernmateria ! und vieles andere mehr.

Wir werden den Aufbau neuer Verwaltungen in den
künftigen Ländern Brandenburg und Mecklenburg
unterstützen . Die Hilfe Nordrhein -Westfalens beim
Aufbau der Finanzverwaltung ist schon ^ gelaufen
und konzentriert sich auf das künftige Land Bran¬
denburg und auf Leipzig. Im Bereich der Justizver¬
waltung sind es die Bezirke Frankfurt/Oder , Neu¬
brandenburg, Leipzig und Kalle.

Ich schließe nicht aas . daß wir diese Verwaltungs-hilfe noch auf andere Regionen ausdehnen, auch
gemeinsam mit aiweren Ländern.

Wir beginnen mit Beratungsleistungen für die jetzt
eingesetzten Regierungsbevottmächtigten und spä¬ter für die neuen Landesregierungen, die es nach
den ersten freien Landtagswahlen geben wird . Wir
gehen davon aus, daß Landesbedienstete für einen
längeren Zeitraum in die DDR gehen und dort vorOrt beim Aufbau der Verwaltungen mitarbeiten.

Meine Damen und Herren , Nordrhein -Westfaien
braucht keinen Vergleich zu scheuen, was die
praktische Zusammenarbeit, die konkrete Hilfe vor
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Ort angeht, weder den Vergleich mit den anderen
Ländern noch den Vergleich mit dem Bund . Die
vielfältigen Aktivitäten des Landes haben ein Ziel:
die Lebensverhältnisse der Menschen in der DDR
zu verbessern , ihnen Hoffnung auf eine bessere
Zukunft in ihrer Heimat, in einem gemeinsamen
Deutschland und in einem einigen Europa zu geben.

Aus diesen Gründen hält es die Landesregierung für
unabweisbar , den vorliegenden Staatsvertrag auf
Punkt und Komma zu prüfen: Dient er den Men¬
schen , schützt er sie und die Unternehmen in der
DDR vor vermeidbaren Risiken?

Es geht nicht um Nachbesserungen im Sinne gün¬
stigerer Konditionen für die DDR zu Lasten der
Bundesrepublik Deutschland . Wir sehen es aber als
unsere Pflicht an , zu verhindern • soweit das mög¬
lich ist daß die Überwindung der deutschen
Teilung in der DDR zu sozialem Chaos und in der
Bundesrepublik Deutschland zu sozialer Spaltung
führt . Deshalb drängen wir auch aus Verantwor¬
tung gegenüber den Menschen in beiden deutschen
Staaten darauf, daß alles getan wird , was jetzt
noch getan werden kann, um Mängel des vorgeleg¬
ten Staatsvertrages zu beseitigen.

Dabei wissen wir : Der Bundeskanzler hat wenige
Tage vor der Volkskammerwahl bei den Menschen
in der DDR Erwartungen und Hoffnungen geweckt,
die dann in Hoffnungslosigkeit und in Resignation,
in Verzweiflung oder ohnmächtige Wut Umschlägen
können, wenn die Einführung der D-Mark nicht
strukturpolitisch und sozialpolitisch ausreichend
abgesichert wird.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt besteht für niemanden ein Zweifel daran , daß
der Staatsvertrag zum 1 . Juli 1990 in Kraft treten
muß . Die Landesregierung halt aber Korrekturen
und Ergänzungen für nötig und wird sich dafür auf
allen Ebenen und bis zur Schlußabstimmung kn
Bundesrat einsetzten.

Ebenso deutlich sage ich : Diese Bereitschaft der
Landesregierung, den jetzt vorliegenden Staatsver¬
trag in Kraft treten zu lassen , ist keine Zustimmung
zu Verfahren und Inhalt.

(Abgeordneter Dom [F .D .P . j : Das ist doch
unlogisch.)

Die Landesregierung wirft der Bundesregierung vor,
daß die von ihr betriebene Hast, Hektik und man¬
gelnde Vorsorge dazu führen kann, daß die Über¬
windung der Teilung für die Menschen in der DDR

und in der Bundesrepublik Deutschland teurer wird,
als das nötig wäre.

( Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dorn
( P. D. P. ] : Warum stimmen Sie dann nicht
inhaltlich zu, wenn Sie ja sagen wollen?)

Wir halten vor allem die folgenden Klärungen für
nötig:

Erstens : Die Vertragspartner sollten verbindlich
vereinbaren, weitere Maßnahmen zu prüfen und
Regelungen zu treffen, sobald eine der Vertragspar¬
teien nachvollziehbar darlegen kann , daß sich die
wirtschaftliche und soziale Situation in der DDR
dramatisch anders entwickelt als angenommen.

(Beifall bei der SPD)

Ich nenne ein Beispiel : im Vertragswerte wird von
10 Prozent Arbeitslosigkeit in der DDR ausgegan-
gen. Die meisten Beobachter - intern auch die
Bundesregierung - halten das für viel zu opti¬
mistisch ; ich denke nur einmal an das, was der
Bundeswirtschaftsminister dazu gesagt hat.

(Abgeordneter Hemker (SPD) : 10 Prozent !!

Es gibt die verbreitete Sorge, daß viele, zu viele
Betriebe in der DDR der geplanten Schocktherapie
nicht standhalten . Das gilt auch für solche Betrie- ^be , die nach einer angemessenen Übergangszeit
durchaus wettbewerbsfähig wären.

Zweitens : Eine der ersten Finanzierungsquellen für
wirtschaftlichen Strukturwandel und für die Moder¬
nisierung der Betriebe müssen die Vermögen der
Parteien und Organisationen sein , die die Krise in
der DDR zu verantworten haben.

(Beifall bei der SPD)

Das sind neben der SED auch di8 früheren Block¬
parteien und deiwFDGB. Der dazu vorliegende Be¬
schluß der VollSkammef geht in diese Richtung,
aber notwendig ist nach unserer Ansicht eine Ver¬
abredung zwischen beiden Regierungen.

Aus meiner Sicht muß verbindlich festgeJegt wer¬
den , daß die Stasi , die SED, die Blockparteien und
vergleichbare Organisationen vom Geldumtausch
ausgeschlossen werden.

(Beifall bei der SPD1

Drittens: Ein riesiges Problem stellt sich bei der
Währungsumstellung: Wie kann verhindert werden.
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daß Spekulanten ihr Geschäft mit der neuen Wäh¬
rung in der DDR machen - auf Kosten der Steuer¬
zahler , der Beitragszahler und aller, die für ihr Geld
redSch arbeiten müssen?

(Abgeordneter Schauerte (CDU ): Antwor¬
ten !)

Ich weiß , daß die Bundesregierung dieses Problem
sieht.

(Dr. Linssen [CDU ] : Na bitte !)

Die Landesregierung erwartet eine Regelung, die
ein so enges Netz knüpft.

Wir alle wissen: Nichts wüjde den Zorn der Bürge¬
rinnen und Bürger in der Bundesrepublik Deutsch¬
land und in der DDR so sehr erregen , als wenn der
Tag der Währungsunion zum Tag der Spekulanten
werden könnte.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Jeder wird verstehen , daß die Landesregierung
dem Vertragswerk nur zustimmen kann, wenn
diese Frage geklärt Ist.

Viertens : Die Währungs- , Wirtschafts- und Sozial¬
union muß gleichberechtigt ergänzt werden um
eine Umwettunion.

Auch zu diesem Thema gibt es inzwischen einen
Urheberstreit , an dem ich mich nicht beteiligen
möchte . Tatsache ist: Nach dem Drängen der SPD¬
regierten Länder haben die beiden Regierungen ein
Konzept vorgestellt, daß in Richtung Umweltunion
geht.

Es wäre allerdings richtig gewesen, die Umwelt¬
union von Anfang an im Vertragswerk zu veran¬
kern . Die ökologische Situation in der DDR ist eine
schreckliche Belastung für die Menschen und ein
Hemmschuh für die wirtschaftliche Entwicklung.
Die Landesregierung begrüßt es, daß die beiden
deutschen Regierungen sich inzwischen auch
darauf geeinigt haben, daß es für Atomkraftwerke
in der DDR keinen Sicherheitsrabatt geben soH.

Fünftes : Der föderale Gedanke darf nicht länger
mißachtet werden . Das heißt konkret : Im gemein¬samen Regierungsausschuß gemäß Artikel 8 des
Vertrags müssen für die Bundesrepublik Deutsch-

Bundesregierung und Länderregierungen
gleichgewichtig vertreten sein.

Ich freue mich darüber , daß BundesministerSeilers
in der vergangenen Woche zugesagt hat , daß die
Mitglieder des Schiedsgerichts gemäß Artikel 7
Absatz 3 Satz 3 des Vertrags paritätisch von Bund
und Ländern gewählt werden.

(Zuruf von der SPD: Das hat er gesagt !)

Meine Damen und Herren , so , wie die Bundesrepu¬
blik Deutschland eine Gründung der Länder war -
darauf hat Bernhard Vogel vor kurzem in Speyer
noch einmal hingewiesen - , so muß auch der neue
deutsche Bundesstaat seine Grundlage in den Län¬
dern finden.

Das heißt: Ohne oder gar gegen die Länder kann
und darf weder über den Termin für erste gesamt¬
deutsche Wahlen entschieden werden noch über
den Verfassungsprozeß und die Inhalte der Verfas¬
sung des neuen deutschen Bundesstaates.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Landesregierung hält es für gut, daß der Bun¬
deskanzler inzwischen gegenüber den Regierungs¬chefs der Länder zugesagt hat, den Wahltermin im
Einvernehmen aller politisch verantwortlichen Kräf¬
te festzulegen . Ich füge hinzu : Wenn wirklich Kon¬
sens gesucht wird, dann muß die Bundesregierung
die Zustimmung der Länder suchen.

Es könnte sonst sein , daß es zu einem Streit zwi¬
schen allen Ländern und der Bundesregierung über
die Zustimmungsbedürftigkeit der notwendigen
Änderung des Bundeswahlgesetzes käme.

Im übrigen meine und hoffe ich : Die Bundesregie¬
rung sollte bei der Suche nach , einem Wahttermin
nicht den Fehler wiederholen, den sie beim Staats¬
vertrag gemacht hat.

Meine Damen und Herren ! Gespräche und die Be¬
reitschaft zur Zusammenarbeit müssen am Beginneines Weges steh

|
p und nicht am Ende.

Nach dem Staatsvertrag werden wir bald in die
Diskussion über die nächsten Schritte eintreten.Dazu gehört auch die Frage , welche Verfassungder neue deutsche Bundesstaat haben sott.

Ich sage : Für mich ist das Grundgesetz ein großar¬tiges Angebot und eine noch nicht erfüllte Aufga¬be . Das Grundgesetz soll die Grundlage für die
Verfassung des neuen deutschen Bundesstaatessein.
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Der historische Einschnitt , vor dem wir stehen,
sollte aber auch Anlaß sein , darüber nachzudenken,
wo Änderungen und wo Ergänzungen des Grundge¬
setzes sinnvoll und richtig sein könnten.

Ich hoffe , daß es hier im Landtag Übereinstimmung
gibt , daß wir die föderalen Elemente nicht schwä¬
chen , sondern stärken sollten.

(Beifall bei SPD und CDU)

Wir sollten den Umweltschutz als Staatszielbestim¬
mung aufnehmen . Wir sollten die sozialen Grund¬
rechte , die sich aus dem Sozialstaatsgebot des
Grundgesetzes ergeben , stärker akzentuieren.

ich hielte es gerade gegenüber unseren Nachbarn
für gut , eine Selbstverpflichtung auf Friedenspolitik
in die Verfassung aufzunehmen.

(Beifall bei der SPD)

Dazu gehört der Verzicht auf Herstellung . Besitz
und Lagerung von atomaren , biologischen und
chemischen Waffen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich wünschte mir , daß am Ende eines solchen
Prozesses die ' freie Entschließung " des deutschen
Volkes stünde : die Abstimmung des Volkes über

( B ) die neue Verfassung . Das Fundament für die künf¬
tige staatliche Ordnung und für das gesellschaftli¬
che Leben im neuen deutschen Bundesstaat sollte
von allen Bürgerinnen und Bürgern durch Abstim¬
mung gelegt werden.

Meine Damen und Herren ! Trotz der gewaltigen
Aufgaben und Probleme auf dem Weg zur deut¬
schen Einheit dürfen wir keine deutsche Nabel¬
schau betreiben.

(Demonstrativer Beifall bei Abgeordneten der
CDU)

Wir sind nicht allein auf der Welt . Kein Volk hat
mehr Nachbarn als wir Deutschen . Wir stehen
mitten in der Welt , aber wir sind nicht Mittelpunkt
der Wett.

(Zustimmung bei der SPD)

Andere sind auf uns angewiesen , brauchen unsere
Hilfe, erwarten zu Recht unsere Solidarität . Wir
sind auf andere angewiesen , wir brauchen ihre
Unterstützung und erwarten , daß sie uns vertrau¬
en .

' Eine Weh für alle ' - das ist mehr sis ein guter

Slogan ; das beschreibt die Aufgabe , vor der wir
stehen.

Wir dürfen über den deutschen Einigungsprozeß
das Elend , den Hunger und die Not der Menschen
in den Ländern der sogenannten dritten und vierten
Welt nicht vergessen.

(Beifall bei SPD, CDU und GRÜNEN)

Wir dürfen den europäischen Einigungsprozeß nicht
vernachlässigen.

(Beifall bei SPD und CDU)

Wir dürfen nicht zulassen , daß die Menschen in
Warschau und Prag , in Bukarest und in Budapest,
in Tallin und Riga, in Moskau und Kiew in Hoff¬
nungslosigkeit . in Resignation , ln Verzweiflung oder
ohnmächtige Wut getrieben werden . Darum muß
der Westen bereit sein , an der wirtschaftlichen und
sozialen Erneuerung in diesen Ländern mitzuwirken,

(Beifall bei SPD und CDU)

und zwar in ganz anderen Dimensionen , als uns
das heute bewußt ist.

Das gilt in besonderer Weise für die Sowjetunion.
Wer eine friedliche Zukunft in Europa will, darf
Perestroika und Glasnost nicht im Stich lassen.

Auch deshalb sind einschneidende Abrüstungs-
schritte das Gebot der Stunde . Der Warschauer
Pakt ; der potentielle Gegner in allen Planspielen der
NATO , besteht als militärische Organisation nur
noch auf dem Papier.

Abrüstung in Ost und West hat einen doppelt posi¬
tiven Effekt : Die Sowjetunion und tfie Staaten
Mittel - und Osteuropas bekommen in ihren Haus¬
halten zusätzliche Mittel für produktive Innovatio¬
nen und Investitionen frei , und bei uns im Westen
schafft die Senkung der Rüstungsausgaben Spiel¬
räume für Hilfentfn Osten und im Süden.

Deshalb muß die Truppenstärke der Bundeswehr
und der Nationalen Volksarmee mindestens halbiert
werden.

(Beifall bei SPD . GRÜNEN und des Abg.
Dr. Riemer ( F .D .P .l)

Deshalb muß die Wehrdienstdauer auf höchstens
zwölf Monate verkürzt werden . Deshalb . darf der
Jäger 90 nicht gebaut werden.
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(Beifall bei SPD , GRÜNEN und des Abg.
Dr. Riemer (F .D .P. j)

Auch im Bundesverteidigungsministerium ist neues
Denken nötig , nicht nur bei den Tiefflügen.

(Beifall bei SPD . GRÜNEN und des Abg.
Dr . Riemer [F .D .P.j)

Der Westen darf den Export von modernster Tech¬
nologie in die Sowjetunion nicht länger behindern
und verhindern . Die COCOM-Liste paßte in den
kalten Krieg ; heute ist sie nicht nur unnütz , son¬
dern sie schadet unserem gemeinsamen Interesse
an wirtschaftlicher , sozialer und ökologischer Er¬
neuerung in der Sowjetunion.

(Beifall bei der SPD)
'

Die Sowjetunion steht rächt nur vor gewaltigen
wirtschaftlichen und sozialen , sondern euch vor
gewaltigen Umweltproblemen . Ozonloch und Treib¬
hauseffekt kennen keine Grenzen . Hier wird beson¬
ders deutlich : Wenn wir der Sowjetunion helfen,
helfen wir uns auch selber.

Meine Damen und Herren ! Nordrhein -Westfalen
engagiert sich nicht nur beim Neuaufbau in der
DDR . Wir geben auch Hilfe zur Seft>sthilfe in ande¬
ren Ländern. Ich erinnere an die humanitäre Hilfe in
Polen und an die Förderung von deutsch -polnischen
Gemeinschaftsunternehmen.

Ein anderes Beispiel ist das Abkommen zwischen
der RSFSR und Nordrhein -Westfalen im vergange¬
nen Herbst über die Lieferung von Umwelttechnik,
unter anderem zur Modernisierung von Kohlekraft¬
werken , mit einem Volumen von ca . 1,6 Milliar¬
den DM.

Erst vor wenigen Wochen hat die Landesregierung
3 Millionen DM für Soforthilfe kt Rumänien zur
Verfügung gestellt , damit Kinder nicht länger in
Hermen dahinvegetieren.

Was wir wirklich brauchen , geht aber weit darüber
hinaus : Notwendig ist eine ' konzertierte Aktion"
der westlichen industrienationen für den Umbau
und die Erneuerung in Mittel - und Osteuropa.
Wir müssen rasch handeln . Wir müssen in neuen
Dimensionen denken . Wir müssen bereit sein , in die
Zukunft Europas und In die Zukunft unseres ganzenblauen Planeten zu investieren . - Ich danke Ihnen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe:

Ich danke Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau und
eröffne die Beratung . Ich erteile Herrn Abg.
Dr. Linssen für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU):

Frau Präsidentin ! Meine sehr verehrten Damen und
Herren ! Als die Fraktionsvorsitzenden am gestrigen
späten Nachmittag der Brief der Staatskanzlei
ereilte , daß der Ministerpräsident heute morgen
doch eine Regierungserklärung abgeben wollte , da
habe ich mir gedacht : Na , der Herr Clement hatte
dann ja doch recht , als er vor vielen Wochen in
weiser Voraussicht ankündigte , es gibt eine Regie¬
rungserklärung . Inzwischen war davon nichts mehr
zu hören , weil offensichtlich die Turbulenzen in
der SPD so groß geworden waren , daß Sie die
Tagesordnung so vorgefunden haben , wie sie Ihnen
heute vorliegt.

(Beifall bei der CDU)

Ich war der Meinung , wenn der Ministerpräsident
des Landes eine Regierungserklärung abgibt , dann
wird er sicherlich heute definitiv ja oder nein zu
diesem Staatsvertrag sagen und vielleicht seine
Partei um einen Tag überholen.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Aber , der gestrige Abend war ja noch nicht da , als
die Regierungserklärung formuliert wurde , Herr
Ministerpräsident . Das heißt , die Freigabe aus
Saarbrücken war noch nicht erfolgt.

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU)

Mit den Mitgliedern des Hohen Hauses frage ich
mich nach dieser Regierungserklärung , Herr Mini¬
sterpräsident : Sagen Sie nun ja oder sagen Sie
nein ? m

(Zurufe von t DU und F . D .P. : Jein !]

Ich darf vielleicht die zwei entscheidenden Passa¬
gen Ihrer Regierungserklärung mit Erlaubnis der
Präsidentin zitieren . Sie sagen zu Beginn:

Ich habe für die Landesregierung am 22 . Mai im
Bundesrat erklärt , daß für uns der Staatsvertrag
in der vorliegenden Form nicht akzeptabel ist.
Unser Ja oder Nein am 22 . Juni wird davon
abhängen , ob die Bundesregierung bereit ist . die
im Interesse der Menschen in beiden deutschen
Staaten dringend nötigen Veränderungen am
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Präsidentin Friobe:

Vielen Dankl - Eine letzte Zusatzfrage von Herrn
Abgeordneten Krömer . Bitte schön!

Abgeordneter Krömer (CDU):

Herr Minister! Halten Sie es für richtig . daß das
Land Nordrhein-Westfalen bzw . die Bezirksregie¬
rung bei der Zusammensetzung der neuen Arbeits¬
gruppe ' Risikoabschätzung SAD Münchehagen'
aus gegrenzt worden ist?

(Abgeordneter Dr . Farthmann [SPD ]: Die
Frage war offenbar vorher schon formuliert !)

Minister für Umwelt . Raumordnung und Landwirt¬
schaft Matthiesen:

Nein. Mit meiner vorherigen Bemerkung habe ich
bereits deutlich gemacht , daß wir am jüngstenZustand der Zusammenarbeit Kritik zu üben haben.
Deshalb hat z . B . der Gesundheits - und Arbeitsmi¬
nister des Landes Nordrhein -Westfalen gestern die
niedersächsische Landesregierung noch einmal
dringlich aufgefordert , Luftmessungen durchzufüh¬
ren und diese auch auf das möglicherweise betrof¬fene Gebiet Nordrhein -Westfalens auszudehnen . Ich
füge hinzu: Sollte diese dringliche Bitte des Landes
Nordrhein-Westfalen nicht positiv beurteilt werden,werden wir überlegen , ob wir entsprechende Luft¬
messungen für das Gebiet des Landes Nordrhein-
Westfalen möglicherweise anordnen.

Präsidentin Friebe:

Vielen Dank . Herr Minister . - Damit ist diese Dring¬liche Anfrage beantwortet.

Ich rufe nun die

Mündliche Anfrage 1

des Herrn Abgeordneten Dr. Pohl von der Fraktionder CDU auf:

Nordrhein-Westfalen -Zimmer im Regienmgshotef
Petersberg

Welche Umstände haben dazu geführt , daß demLande Nordrhein -Westfalen die werbewirksameMöglichkeit genommen wurde, im vor kurzem
eingeweihten Regierungshotel Petersberg einNordrhein-Westfalen -Zimmer einzurichten?

Ich bitte den Herrn Ministerpräsidenten um Beant¬wortung.

Ministerpräsident Dr. Rau:

Frau Präsidentin ! Herr Kollege Pohl! Meine Damen
und Herren ! Die Bundesregierung hatte den Ländern
am 15 . Januar 1987 über das Auswärtige Amt
mitgeteilt , Staatsgästen solle der föderalistische
Aufbau der Bundesrepublik Deutschland dadurch
vermittelt werden , daß die Länder sich an der
Ausstattung der Suiten im Gästehaus Petersberg
beteiligen . Nordrhein -Westfalen ist als Sitzland die
sogenannte Präsidentensuite gewidmet worden.

Planungen für die Verteilung der Suiten im Gäste¬
haus , das Anfang September eröffnet werden soll,
reichen bis in das Jahr 1979 zurück . Das Landes¬
kabinett hat am 10 . März 1987 einen entsprechen¬
den Beschluß gefaßt . Die für diese "Nordrhein-
Westfalen -Suite ” vorgesehenen Gemälde sollten am
16 . Juli 1990 zur Probe aufgehangt werden . Am
selben Tag teilte das Auswärtige Amt mündlich
und schriftlich mit , daß ' im Hinblick auf die jüngste
Entwicklung der deutsch -deutschen Beziehungendie Zuordnung der Suiten im Gästehaus Petersberg
zu Bundesländern zu Bonn und Berlin neu über¬
dacht worden * sei . Dieser Entwicklung solle Rech¬
nung getragen werden , ' indem den beiden Städten
mit besonderer politischer Symbotbedeutung ' ,Bonn und Berlin, die zwei großen Suiten im Gäste¬
haus Petersberg gewidmet würden . Berlin wurde
die Präsidentensuite . Nordrhein -Westfalen die
Berlin-Suite zugedacht.

Diese Mitteilung war für uns weder von der Form
noch vom Inhalt her akzeptabel . Es gibt inzwischen
Gespräche zwischen der Landesregierung und der
Bundesregierung , um eine Nordrhein-Westfalen
angemessene Repräsentation im Gästehaus Peters¬
berg zu gewährleisten . Ich bin zuversichtlich , daß
eine Lösung gefunden wird , die unseren Landes¬
interessen gerecht wird.

Präsidentin Friebe:

Vielen Dank , Herr Ministerpräsident . • Zu einer
Zusatzfrage erteile ich Herrn Abgeordneten Dr. Pohl
das Wort.

Abgeordneter Dr. Pohl (CDU ):

Herr Ministerpräsident , schließen Sie also aus , daß
diese Neuverteilung auf die Schwierigkeiten im
Ausstattungsbeirat unter Professor Schmal enbach
zurückzuführen ist , wo ja mehrfach bereits vorge¬sehene Ausstattungen nicht zum Tragen gekom¬men sind?
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Präsidentin Friebe:

Herr Ministerpräsident!

Ministerpräsident Dr. Bau:

Nach allen Gesprächen , die ich geführt habe , kann
ich das ausschließen.

Präsidentin Friebe:

Eine zweite Zusatzfrage von Herrn Abgeordneten
Or. Pohl , bitte!

Abgeordneter Dr. Pohl (CDU ):

Herr Ministerpräsident , da Sie gesagt haben , daß
Sie weitere Gespräche mit der Bundesregierung
führen , frage ich Sie : Wann rechnen Sie mit dem
Abschluß der Gespräche , und werden sie sich noch
auf dieses Zimmer oder auf andere repräsentative
Räume auf ' dem Petersberg beziehen?

Präsidentin Friebe:

Herr Ministerpräsident , bitte!

Ministerpräsident Dr. Rau:

Ich rechne mit einer schnellen Übereinstimmung.
Das Auswärtige Amt und wir sind in einem Vor-

( B ) schlag einig . Bitte erlauben Sie mir, daß ich die
Antwort auf die zweite Frage deshalb "verweige¬
re " . weil dieser Vorschlag dem Bundespräsidenten
und dem Bundeskanzleramt noch mitgeteilt werden
muß . Das möchte ich nicht durch öffentliche Erklä¬
rung tun . Das ist ein gemeinsamer Vorschlag des
Auswärtigen Amtes und der Landesregierung . Und
ich bin zuversichtlich , daß diese Lösung von allen
akzeptiert wird.

Präsidentin Friebe:

Eine letzte Zusatzfrage . Herr Dr . Pohl bittet

Abgeordneter Dr. Pohl (CDU ):

Herr Ministerpräsident , darf ich Sie bitten , in der
Höchsten Sitzung des Hauptausschusses abschlie¬
ßend zu berichten?

Präsidentin Friebe:

Herr Ministerpräsident!

Ministerpräsident Dr. Rau:

Gern!

Präsidentin Friebe:

Eine weitere Zuset 2frage von Herrn Abgeordneten
Dr. Vesper . Bitte schön!

Abgeordneter Dr. Vesper (GRÜNE):

Herr Ministerpräsident , ist der Begriff "Präsidenten¬
suite " so zu verstehen , daß dort nur Präsidenten,
also Bundespräsidenten , Ministerpräsidenten,
Staatsspräsidenten , nächtigen dürfen.

(Unruhe)

und entspricht es dem demokratischen Selbstver¬
ständnis der Landesregierung nicht eher , ein bür¬
gerlich eingerichtetes Zimmer zu belegen , in dem
auch "normale " Bürger und Bürgerinnen nächtigen
können?

(Unruhe)

Präsidentin Friebe:

Herr Ministerpräsident . Sie haben das Wort zur
Beantwortung!

Ministerprä si dent Dr. Rau:

Zu Ihrer ersten Frage muß ich sagen : Das ist eine
schreckliche Unterstellung , denn selbstverständlich
dürfen in dieser Präsidentensuite auch Präsidentin¬
nen nächtigen.

(Beifall bei CDU, F.D.P. sowie Teilen der SPD
und allgemeine Heiterkeit)

Zur zweiten Frage sage ich : Es geht hier um die für
Staatsgäste vorbehaitenen Räume . Diese müssen
so sein , und sie müssen Vorbehalten sein , unter
anderem aus Sicherheitsgründen . Es gibt den einen
Teil für die offiziellen Gäste und den anderen Teit,
den auch Sie und ich mieten können . Wir reden nur
von dem ersten Teil. Das hat nicht6 mit demokrati¬
schem Verständnis zu tun , sondern damit , daß man
Gäste , die man beherbergt , angemessen und sicher
unterbringen möchte . Ob diese Gäste dann bürger¬
lich sind oder anderen Ständen 8ngehören , das
richtet sich nach dem Status der Gäste und nach
der Einladung.
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Präsidentin Friebe:

Vielen Dank , Herr Ministerpräsident . - Noch einmal
bitte Herr Dr. Vesper!

Abgeordneter Dr. Vesper (GRÜNE):

Eine ganz kurze Zusatzfrage eingedenk Ihrer Ant¬
wort auf meine erste Teöfrage : Würden Sie sich
dafür einsetzen , daß die "Präsidentensuite ' in"Präsidentlnnen -Suite " umbenanot wird?

(Heiterkeit)

Präsidentin Friebe:

Herr Ministerpräsident bitte!

Ministerpräsident Dr. Rau:

Da liege selbst ich noch im Streit mit dem Duden.■ Ich halte von diesem großem "I " rächt viel,

(Beifall bei CDU . F . D .P. und Teilen der SPD)

obwohl ich Menschen kenne , die glauben , daßdamit ein ganz besonderer emanzipatorischer An¬
spruch formuliert werde . Ich habe es lieber , wenndie weibliche oder männliche Form am Artikelerkennbar wird , nicht aber innerhalb des Wortesdurch einen Setzfehler.

'
(Beifall bei der SPD - Allgemeine Heiterkeit)

Präsidentin Friebe:

Damit ist die Mündliche Anfrage 1 beantwortet.
Ich rufe jetzt die

Münrffiche Anfrage 2

des Herrn Abgeordneten Dr. Busch von der Frak¬tion DIE GRÜNEN auf :

Begale Waffengeschäfte mit dem träte.

Gegen wie viele Unternehmen mit Sitz in Nord¬rhein- Westfalen wurden inzwischen staatsan-waltschaftüche Ermittlungsverfahren , gegen wieviele Vorermittlungsverfahren wegen des Ver¬dachts illegaler Waffengeschäfte mit dem Irakaufgenommen?

Ich bitte Herrn Justizminister Dr . Krumsiek umBeantwortung.

Justizminister Dr. Krumsiek:

Frau Präsidentin ! Mein^ t >smen und Herren! Von
den Staatsanwaltschaften des Landes Nordrhein-
Westfalen sind seit 1985 in vier Fällen strafprozes¬
suale Ermittlungsverfahren eingeleitet worden , die
sich wegen des Verdachts illegaler Waffengeschäf¬
te mit dem Irak auch gegen Verantwortliche von
insgesamt vier Unternehmen richteten oder richten,
die , soweit dies den Staatsanwaltschaften bekannt
ist , ihren Sitz bei uns in Nordrhein -Westfalen ha¬
ben.

ln weiteren zwei Fällen prüft die Staatsanwalt¬
schaft gegenwärtig , ob zureichende tatsächliche
Anhaltspunkte zur Einleitung entsprechender straf¬
prozessualer Ermittlungen bestehen . Es wird also
geprüft , ob ein sogenannter Anfangsverdacht vor¬
liegt.

Zur Klarstellung darf ich darauf hinweisen , daß sich
diese Angaben nicht auf Verfahren beziehen , die
von Staatsanwaltschaften anderer Bundesländer
oder von dem Generalbundesanwalt geführt wer¬den.

Präsidentin Friebe:

Herr Dr. Busch , eine Zusatzfrage , bitte schön!

Abgeordn eter Dr. Busch (GRÜNE):

Gegen wie viele Unternehmen in NRW wird wegenlaufender ZoUfahndungsermitiiungsverfahren vorge¬
gangen?

Justizminister Dr. Krumsiek:

Herr Kollege Dr . Busch , darüber kann der Justizmi¬
nister keine Auskunft geben , weil er nicht für denZoll zuständig ist.

Präsidentin Friebe:

Eine weitere Zusatzfrage von Herrn AbgeordnetenDr. Busch!

Abgeordneter Dr. Busch (GRÜNE):

Gibt es Ermittlungsverfahren wegen Verstößen
gegen das Atomrecht , für dessen Einhaltung die
Landesregierung zuständig ist und wo es nach
S 19 des Atomgesetzes eine Aufsicht über die
Beförderung von Kernbrennstoffen sowie entspre¬chenden Anlagen , Geräten und Vorrichtungen gibt,wobei bekannt ist . daß die Firma H + H Metalform



<A)

<B)

Landtag Nordrhein-Westfalen 144 Plenarprotokoll 11/4 15 .08 .1990

Vizepresident Dr. Klos«:

Herr Abgeordneter Hunger , bitte sehr.

Abgeordneter Hunger (SPD!:

Frau Ministerin , halten Sie eine Bundesratsinitiative
der Landesregierung nicht für denkbar , den ausmeiner Sicht nicht mehr vertretbaren Irrsinn zu
beenden , Bunker des Zweiten Weltkriegs zu remili-
tarisieren und neue Bunker zu bauen , und statt
dessen vor dem Hintergrund der weltpolitischen
Entwicklungen eine Umschichtung dieser Mittel
z. B. für den Wohnungsbau vorzunehmen?

Vizepräsident Dr. Klose:

Frau Ministerin, bitte schön,

Ministerin für Bauen und Wohnen Brusis:

Herr Abgeordneter , ich habe vorhin in der Beant¬
wortung dieser Anfrage darauf hingewiesen , daßes eine solche Bundesratsinitiative im Rahmen der
Haushattsberatungen von seiten des Landes Nord¬rhein -Westfalen gegeben hat . Ich denke , auch beiweiteren Haushaltberatungen wird die Landesregie¬rung entsprechend tätig werden.

Vizepräsident Dr. Klose:

Meine Damen und Herren , damit ist auch dieseFrage abgeschlossen . Weitere Mündlichen Fragenliegen nicht vor , so daß die Fragestunde damitauch ihre Beencfigung erfahren hat.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

RegierungssiMärung
zur 11 . Wahlperiode
des Landtags Nordrhein-Westfaien

und erteile Herrn Ministerpräsidenten Dr. Rau dasWort.

Ministerpräsident Dr. Rau:

Herr Präsident ! Meine Damen und Harren ! VierJahrzehnte lang hat der Ost -West -Gegensatz dieinternationale Politik geprägt und seine Spureneuch in unserem Land hinterlassen . An der Wendezum dritten Jahrtausend wird die Nord -Süd -Fragadie zentrale Aufgabe internationaler Pofitik. An unsrichtet sich tfie Frage : Was tun wir , wie gestaltenwir unsere poetische Verantwortung ln der einenWelt?

Nordrhein -Westfalen wiO Anstöße geben , damit
noch stärker als bisher ins öffentliche Bewußtsein
kommt , wie notwendig ist , weltweit die Kluft
zwischen Arm und Reich , zwischen denen im
Schatten und denen kn Licht zu überwinden . Denn
überleben können wir nur gemeinsam.

Wir wissen : Der Kampf gegen Hunger, Elend und
Ausbeutung , die Bereitschaft zu humanitärer Hilfe,
zur wirtschaftlicher und technischer Unterstützungsind unverzichtbar , wann es darum geht , den Frie¬
den sicherer und die Sicherheit friedlicher zu gestal¬ten . Die Landesregierung wird die wichtige Arbeit
der Stiftung "Entwicklung und Frieden* deshalb
weiter fördern.

Der ' Konkrete Friedensdienst " ist ein Beispiel da¬für , wie das Land praktische Hilfe leistet . Bis heutehaben mehr als 600 Junge Menschen In Ländernder dritten Welt beim Aufbau unmittelbar geholfen.Ihnen und den vielen Initiativen und Gruppen im
ganzen Land dankt die Landesregierung.

(Beifall bei SPD. CDU und F .D .P.)

Ich habe die Absicht , einen Nord-Süd -Beauftragtenzu berufen , der helfen soll , die drängenden Proble¬me der dritten Wett noch stärker in das allgemeineBewußtsein zu bringen . Er wird die Landesregie¬rung bei ihren Entscheidungen beraten.

Wir müssen den Völkern im Süden durch unserHandeln zeigen , daß wir kein Europa wollen , dasauf sich selbst und bestenfalls auf einen innereuro¬
päischen Ausgleich beschränkt bleibt . Wenn wirmenschliche und soziale Katastrophen verhindernwollen , dann müssen wir ernst machen mit dem,was manche als Weltinnenpolitik bezeichnen . Die
Erwartung der Völker im Süden an uns ist nicht,daß wir lernen , ihnen mehr zu geben , sondern daßwir lernen , uns weniger zu nehmen.

Die Besetzung und die Annexion von Kuwait durchden Irak ruft uns allen nachdrücklich ins Gedächt¬nis : Mit dem Ost -West -Könflflct Ist nicht gleichzeitigdie Bereitschaft aus der Welt verschwunden , militä¬rische Gewalt einzusetzen . Es ist ein gutes Zei¬chen , daß der Weltsicherheitsrat das Verhalten desIraks einstimmig verurteilt hat.

AHa Verantwortlichen in Wirtschaft und Politikunseres Landes sind gefordert : Das vom Weltsi-cherheitsrat beschlossene Embargo gegen den Irakmuß rin Erfolg werden . Irak muß sich vollständigaus Kuwait zurückziehen.

(Allgemeiner Beifall)
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(A) (Ministerpräsident Dr. Rau)

Die Industriestaaten machen jetzt die Erfahrung:
Waffenexporte in Spannungsgebiete bringen nicht
nur dort Tod und Leid: sie schaden euch in den
Herstellerländern, weil die Folgen zurückwirken.
Deshalb genügt es nicht , das geltende Kriegswaf-
fenkontroürecht streng anzuwenden und gewissen¬
lose Unternehmer mit schwerer Strafe zu belegen,
wenn sie gesetzwidrig durch Waffenlieferungen
militärische Konflikte fördern. Abrüstung in Ost und
West darf nicht zur Aufrüstung kn Süden führen.

(Allgemeiner Beifall}

Die zweite große und vielfach noch unterschätzte
Herausforderung für unser Land Nordrhein -Westfa¬
len wächst aus den Veränderungen in Europa.

Die Freiheitsbewegung der Menschen im Südosten,
im Osten und kt der Mitte Europas hat für alle eine
vöffige veränderte Lage geschaffen . Die deutsche
Einheit , der beschleunigte Prozeß der europäischen
Einigung , das Schwinden der Feindbilder - das alles
sind für uns Anlässe zur Freude, und das verlangt
von uns allen neues Denken und neues Handeln.

Oer europäische Binnenmarkt soll in (fieser Legisla¬
turperiode vollendet werden . Für unser Land , für
die Unternehmer und die Arbeitnehmer in Nord¬
rhein -Westfalen erwachsen daraus neue Herausfor¬
derungen und neue Chancen.

( B ) Als Starke Region Im Herzen Europas, als Zentrum
im Westen tragen wir Mitverantwortung weit über
unser Land hinaus. Weil das so ist , bleibt es Ziel
der Landesregierung, Wirtschaftfichen Fortschritt
und soziale Gerechtigkeit, technische Innovation
und ökologische Verantwortung zusammenzufüh¬
ren.

Nordrhem-Westfalen hat sich in den vergangenen
Jahren zu einem leistungsfähigen und attraktiven
Wirtschaftsstandort mit internationalem Ruf ent¬
wickelt . Die hohe gesamtwirtschaftliche Produktivi¬
tät , das Einkommensniveau, die starke Zunahme
ausländischer Direktinvestitionen, die wachsende
Bedeutung des Dienstleistungsbereichs , und der
überdurchschnittliche Anteil technologiehaltiger
Produkte zeigen : Unternehmen finden in Nordrhein-
Westfalen hervorragende Investitionsbedingungen.
Auch deshalb sind in den vergangenen fünf Jahren
460 000 zusätzliche Arbeitsplätze bei uns entstan¬
den . Dia Landesregierung wird diesen Prozeß der
ökonomischen Erneuerung nach Kräften weiter
fördern.

- Nur so , meine Damen und Herren, sind wir stark
genug, anderen zu helfen , damit sie sich selber

helfen können in einer Zeit , in dar nicht mir Europa
sich im Umbruch befindet.

Nordrhein-Westfalen hat—s eine Präsenz kt Brüssel
wie kt Berlin aufgebaut und ausgebaut. Wir werden
diese Präsenz verstärken und auf weitere Metropo¬
len in Europa und darüber hinaus ausdehnen . Wo
internationale Beziehungen immer mehr zur Wehin-
nenpofitik werden , de sind wk an vorderer Steile
dabei. Dazu gehören unsere Kooperation mit der
Russischen Föderation wie die gute Zusammenar¬
beit mit North Carolina , die humanitären Projekte in
Polen und Rumänien und die Entwicklungsprojekte
bt der sogenannten dritten Welt.

Nordrhein-Westfalen , das Zentrum im Westen , wird
In den kommenden Jahren wachsende Verantwor¬
tung übernehmen für Deutschland und für Europa.
Wir wissen , daß die deutsche Einheit und der euro¬
päische Einigungsprozeß die Lendespoiitik in den
kommenden fünf Jahren stark beeinflussen wer¬
den.

In den vergangenen zwölf Monaten war unser Blick
stark nach Osten gerichtet. Das war verständlich
und richtig; aber wir dürfen unsere Nachbarn im
Westen, im Süden und im Norden nicht aus dem
Blick verlieren.

Die europäische Einigung wird dazu führen, daß (fie
Europäische Gemeinschaft und die Regionen - das
sind bei uns die Länder - an Bedeutung gewinnen,
die Nationalstaaten dagegen Kompetenzen abgeben
müssen. Es wird Aufgabe der Europäischen Ge¬
meinschaft sein , dort einheitliche Nonnen festzule¬
gen , wo das aus ökologischen , sozialen und wirt¬
schaftlichen Gründen unverzichtbar ist.

Das bedeutet aber auch : Das Europäische Parla¬
ment braucht endlich echte parlamentarische Rech¬
te.

(Beifall bei der SPD)

Die Europäische Gemeinschaft ist auf dem Weg
von einem wirtschaftlichen Zweckbündnis zu einem
politischen Faktor.

Den politischen Einigungsprozeß innerhalb der
Europäischen Gemeinschaft voranzutreiben und
gleichzeitig die Selbständigkeit der Regionen zu
stärken, das sind zwei Seiten einer Medaille . Dis
Stärke des künftigen Europa wächst aus den Re¬
gionen und der Bereitschaft der Menschen, aus
regionalem Selbstbswußtsein europäisch zu denken
und zu handeln . Die Landesregierung ist überzeugt:
Ohne starke Regionen gibt es kein starkes Europa.
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(Ministarpräsident Dr. Rau)

Maßgeblich auf Drängen Nordrhem-Westfalens hat
<fie Ministerpräsidentenkonferenz sinen Beschluß
zur Rolle der Regionen kn künftigen Europa gefaßt.Sie hat gefordert, eine eigenständige Regionalkam¬
mer auf europäischer Ebene eiraurichten.

Nordrhein -Westfalen wird dar Vereinigung der
Regionen kt Europa beitreten, damit nach außen
noch deutlicher wird, welche Bedeutung wir einem
Europa beimessen, das sich auf starke Regionen
und auf eine leistungsfähige kommunale Selbstver¬
waltung gründet.

Die Landesregierung begrüßt die Absicht des Land¬
tags , sich parlamentarisch besonders mit Fragender Europa- und der Entwicklungspolitik zu be¬
schäftigen. Wir sagen auch hier enge und vertrau¬
ensvolle Kooperation zu.

Die dritte große und ganz neue Herausforderungerwächst aus der Vereinigung der beiden Teile
Deutschlands . Wir in Nordrhein-Westfalen wollendas vereinte Deutschland, und wir wollen (fie Euro¬
päische Union.

Nordrhein-Westfaien wkd darauf achten , daß derdeutsche und der europäische Einigungsprozeßnicht auf die wirtschaftliche Dimension beschränktwerden. Soziale, ökologische und kulturelle Aspek¬te sind ebenso wichtig und dürfen nicht vernach¬lässigt werden. Deshaft) habe ich die Leitung des
Ministeriums für Bundesangelegenhelten selberübernommen . Ich werde in Zukunft noch häufigerin Bonn, Berlin und Brüssel sein.

Nordrhein-Westfalen wBI den starken Bund deut¬scher Länder. Nordrhein -Westfalen will ein starkes
Europa, das seine Stärke aus der Vielfalt seiner
Regionen gewinnt . Nordrhein-Westfalen, das bevöl-kerungsreichste und wirtschaftlich stärkste Land,wkd auch in Zukunft eine verläßliche Kraft für ganzDeutschland und für ganz Europa sein. Nordrhein-Westfalen will Heimst sein für aüs Menschen, diehier leben.

Unsere praktische Reformpoiitik wird sich in denkommenden Jahren an drei Leitlinien orientieren:
erstens die solidwische Gesellschaft stärken,
zweitens die ökonomische und ökologische Erneue¬rung fortsetzen,

drittens eine neue Kultur partnerschaftlicher Mitver¬antwortung begründen.

Wenn wir eine gemeinsame Zukunft für afie schaf¬
fen wollen , müssen wir den Weg der Erneuerungweiter gehen, sozialen «Frieden durch soziale Ge¬
rechtigkeit schaffen, ökologische Verantwortungernst nehmen und wirtschaftliche Leistungsfähig¬keit erhalten und stärken . So gehen wir Wege in
eine gemeinsame Zukunft für alle.

Meine Damen und Herren, kein Thema beschäftigt
die politisch interessierten Mitbürger derzeit mehr
als die deutsche Einheit. Viele Mer wissen: Ich bin
zur Politik - gekommen , weit ich helfen wollte , die
Spaltung Europas und die Teilung Deutschlands zu
überwinden. Das gilt unverändert.

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hält für
(fie jetzt anstehenden Entscheidungen folgende
Eckpunkte für richtig:

Die Volkskammer sollte unverzüglich den Beitritt
der DDR zur Bundesrepublik Deutschland gemäß
Artikel 23 des Grundgesetzes erklären.

(Beifall bei der SPD}

In einem Einigungsvertrag oder kt einem Übariei-
tungsgesetz können dann sehr rasch (fie jetzt eini¬
gungsfähigen Punkte geregelt und das Grundgesetzauf dem Gebiet dar bisherigen DDR in Kraft gesetztwerden.

Grundlage des vereinten Deutschlands ist das
Grundgesetz. Es ist auch heute noch Mn großarti¬
ges Angebot. Dennoch bedarf es 40 Jahre nach
seinem Entstehen zusätzlicher Elemente , damit esden künftigen Aufgaben kn vereinten Deutschland
gerecht wird. Dazu gehören aus der Sicht der Lan¬
desregierung ki jedem Fall folgende Punkte:

Die Position der Länder im föderalen Staatswesenmuß gestärkt werden, wie das (fie Ministerpräsi¬denten ki "Eckpunkten " vorgeschlagen haben.

Das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes mußkonkretisiert und der Umweltschutz als Staatszielaufgenommen werden.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung bei den
GRÜNEN)

Die neue, auf dem Grundgesetz aufbauende Verfas¬
sung soll allen Staatsbürgern zur Entscheidungvorgelegt werden.

(Beifall bei der SPD)
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( A ) (Ministerpräsident Dr. Rau)

Bei der Vereinigung der beiden deutschen Staaten
entstehen schwierige Probleme auch bei der An¬
gleichung der Rechtsordnungen. Zu den besonders
sensiblen und viele bewegenden Fragen gehört die
rechtliche Bewertung des Schwangerschaftsab¬
bruchs . Hier gilt in besonderer Weise : Keine Sehe
darf ihre Vorstellungen der anderen einfach über-
Stüipen wollen. Wir müssen zu einer gemeinsamen
Antwort kommen, wie werdendes Leben tatsäch¬
lich geschützt werden kann und wie wir LebensVer¬
hältnisse schaffen, in denen sich Frauen nicht zum
Schwangerschaftsabbruch gezwungen sehen. Ich
bleibe dabei: Helfen ist wichtiger eis strafen.

(Baifan bei der SPD)

Neben rechtlichen Fragen beschäftigen uns vor
allem die wirtschaftliche und soziale Situation in
dar DDR und die finanziellen . Konsequenzen , die
sich daraus für uns ergeben . In den Fonds ‘Deut¬
sche Einheit ' zahlen das Land Nordrhein -Westfalen
und seine Gemeinden bis 1994 insgesamt rund
3 .2 Milliarden DM und ab 1995 für viele Jahre
1 .3 Milliarden DM jährlich zur Unterstützung der
bisherigen DDR . der neuen Länder und Gemeinden.

Insgesamt wird Nordrhein -Westfalen für den Fonds
‘Deutsche Einheit’ mehr als 30 Milliarden DM für
Zins und Tilgung aufbringen . Damit sind die Lei¬
stungen des Landes für den Finanztransfer - so
lautet die Vereinbarung zwischen Bund und Län-

( B ) dem - bis 1994 abschließend beschrieben.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU ]: Bis 19947
Das kann doch nicht stimmen !)

- Bis 19941

Das war und ist Geschäftsgrundlage der Einigung
von Bund und Ländern beim Staatsvertrag zur
Wirtschafts - , Währungs- und Sozialunion . Bundesfi¬
nanzminister Waigel hat am 16 . Mai 1990 und
danach vielfach bestätigt , daß die über die Leistun¬
gen des Fonds hinausgehenden Risiken auf unserer
Seite vom Bund zu tragen sind . Die neuerlichen
Umverteilungswünsche des Bundes zu Lasten der
Länder sind unter diesen Umständen befremdlich.

Das sage ich so deutlich, weil vermieden werden
muß, daß die Bürgerinnen und Bürger bei uns den
Eindruck gewinnen, ihre Bereitschaft zum Teilen
werde ausgenutzt , und ihr folge keine entsprechen¬
de Bereitschaft zur gerechten Verteilung der La¬
sten . Starke Schultern müssen wirklich mehr tra¬
gen als schwache.

[Beifall bei der SPD)

Das gBt zwischen unterschiedlichen Varmögens-
und Einkommen *Situationen, und das gBt auch
zwischen Bund und Ländern.

Nur wenn wir dem Gebot der sozialen Gerechtig¬
keit auch hier Geltung verschaffen , werden wir der
Herausforderung gerecht , die die Vereinigung Deut¬
schlands bedeutet . Und nur dann wird sie euch für
aBe ein Chance sein.

Meine Damen und Herrenl Nicht nur die Weit um
uns verändert sich; wir stehen euch vor großen
Veränderungen in Nordrhein -Westfalen.

Der Alteraufbau der Bevölkerung wird sich stark
verschieben. Nach dar jüngsten Bevölkerungspro¬
gnose des Landesamtes für Datenverarbeitung und
Statistik wird die Gesamtbevölkerung von 1990 bis
1995 um 2,4 % zunehmen und nicht abnehmen,
wie das einige vor einigen Jahren noch angenom¬
men haben . Zunehmen werden vor allem für einige
Jahre die Zahl der Kinder unter fünf Jahren und
dauerhaft die Zahl der alten Menschen.

Sicher ist , daß der veränderte Altersaufbau Auswir¬
kungen auf viele Bereiche der Landespoütik hat : Es
geht um Kindertagesstätten und Schulen, - um Woh¬
nungen, um Fort- und Weiterbildung, um die Pensi¬
onszahlungen aus dem Landeshaushalt und nicht
zuletzt um Arbeitsplätze.

Wir soJIten aber nicht nur an die Infrastuktur den-
ken , so wichtig sie ist . Es geht um mehr, es geht
um die Frage, wie wir eine neue Kultur der partner¬
schaftlichen Mitverantwortung finden.

Junge Manschen erfahren heute mehr und haben
größere Freiheiten als aBe Generationen zuvor.
Viele können die Chancen nutzen, andere Länder
zu besuchen , fremde Kulturen kennen- und schät¬
zen zu lernen.

Auf der anderen Saite flüchtet eine wachsende
Minderheit vor beruflichen und privaten Problemen
In passive Privathait, in aggressive oder selbstzer¬
störerische Verhaltensweisen, in oberflächfiche
Scheinwelten oder gar in das vermeintlich schnelle
Glück der Drogen und der ‘Jugendsekten ’ .

Die gesellschaftlichen Veränderungen stellen die
Jugendpolhik vor neue Aufgaben. 40 Jahre erfolg¬
reicher Landesjugendpian und (Be Umsetzung des
neuen Kinder- und Jugendhilfegesetztes - das sollte
Anlaß sein , bestehende Stukturen kritisch zu über¬
prüfen, zeitgemäß weiterzuentwickeln und neue
Schwerpunkte zu setzen . Die Landesregierung lädt
die Jugendverbände und die anderen Träger der
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(Ministerpräsident Dr. Rau)

Jugentfitffe rin , diese Aufgabe mit ihr gemeinsam
zu meistern.

Die wachsende Zahl älterer Mitbürgerinnen und
Mitbürger wird unsere Gesellschaft in den neunzi¬
ger Jahren stark prägen . Sie sind besser ausgebil¬
det und haben mehr Möglichkeiten als je eine Ge¬
neration alter Menschen vor Buten . Sie haben aber
auch die schBmme Zeit der NS-Diktatur und sie
haben totalen Krieg erlebt. Das war für viele mit
Leid . Elend und heute kaum mehr vorsteübarer Not
verbunden.

Die gesellschaftliche Wirklichkeit hat sich so verän¬
dert , daß unser traditionelles B3d von alten Men¬
schen nicht mehr stimmt . Alte Menschen habenheute andere Möglichkeiten und ein anderes Selbst¬
verständnis als frühere Generationen . Von den
Zwängen der beruflichen Arbeit befreit bieten sich
für viele Chancen, ihr Leben neu zu gestalten.
Immer drängender steBt sich deshalb die Fragenach einem sinnerfüBten Leben jenseits der berufli¬chen Arbeit . Darauf muß unsere Gesellschaft Ant¬wort finden . Nicht der Staat kann dis Antworten
geben , gefordert ist die Phantasie und dia Kreativi¬tät jedes einzelnen und der vielen gesellschaftlichen
Gruppen . Die wichtigste Aufgabe sehe ich darin,die Eigenverantwortung zu stärken und euch denMenschen möglichst lange ein settrstöwfiges Lebenim Alter zu sichern, die auf Hilfe und Pflege ange¬wiesen sind.

DeshaBr wollen wir die ambulanten Hilfen und
Einrichtungen für die Kurzzeit - und die TagespflegeBusbauen. Wir müssen die stationäre Altenpflegedurch zusätzBche Einrichtungen und mit mehr Mit¬arbeitern verbessern. Aber es bleibt richtig: Famili¬en , die sich um ihre Angehörigen kümmern, und
ehrenamtliche Helfer sind durch niemanden ?uersetzen.

(Beifall bei SPD , CDU und F.D .P.)
Wir wollen die Famffien dabei unterstützen. Miteiner Bundesratsinitiative will die Landesregierungerreichen , daß pflegende Familienangehörige Ren-tenansprüche erwerben.

(Beifall bei SPD, CDU und F.D.P. )
Die Landesregierung hält es für unabweisbar, dasPflegarisBto endlich finanziell abzusichern.

Der Weg ins Altenpflegehrim darf nicht länger über
des Sozialamt führen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
von CDU und F.D.P.)

Angesichte der schon heute absehbaren finanziellen
Situation dar öffentlichen Haushalte sollte das über
sine Pfiegeversicherung für alle geschehen.
Politik für alte Menschen gehört zu den wichtigen
Zukunftsaufgaben, zu denen die Landesregierung
im Zusammenhang mit dem zweiten Landesalten¬
plan einen gesellschaftlichen Dialog will , well sie
weiß: Staatliches Handeln allein wird den Aufgabennicht gerecht , vor denen unsere Gesellschaft steht.

Es ist doch widersinnig , daß wir, die Bundesrepu¬
blik Deutschland, zwar eines der reichsten Länder
der Welt sind, daß wir aber nicht in der Lage sind,
genügend öffentliche Angebote zu schaffen, um
Kinder zu betreuen. Alte zu pflegen und Behinder¬
ten zu helfen, obwohl alle Parteien das nicht nur
für sinnvoll , sondern für dringend notwendig hal¬
ten.

(Beifall bei der SPD)

Es ist doch widersinnig , daß wir zwar alte zusam¬
men wohlhabender werden, aber gleichzeitig immer
mehr Menschen keine angemessene und bezahlbare
Wohnung finden.

(Beifall bei der SPD)

Es ist doch widersinnig , daß wir bei einem langan¬haltenden Wirtschaftsaufschwung so viele Sozialhil¬
feempfänger und Dauerarbeitslose haben wie nie
zuvor.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Es ist doch widersinnig , daß wir noch nie so sehrauf Einfallsreichtum und Leistungsbereitschaft allerMenschen angewiesen waren, daß aber die Frauenimmer noch nicht die gleichen Chancen haben, ihre
Fähigkeiten einzubringen.

(Zurufe von CDU und GRÜNEN)

Die Landesregierung will sieb mit diesen Widersprü¬chen, mit diesem Widersinn nicht .ebfinden . Wirwollen weiter unseren Beitrag dazu leisten, daßsich die Verhältnisse zum Besseren verändern.
(Beifall bei der SPD)

(BeifaH bei der SPD)
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Meine Damen und Herren! Die wirtschafteche Lei¬
stungsfähigkeit unseres Landes, der Reichtum in
unserer GeseUschsft ist im letzten Jahrzehnt stark
gewachsen . Darfiber freuen wir uns. Darauf sind
wir stolz . Dar prozentuale Antafi aber, den die
Mehrheit unseres Volkes, die Arbeitnehmer, davon
bekommen, ist gesunken . Gewinne und Lohne
haben sich auseinanderentwickelt.

Wie immer der einzelne von uns die Politik der
Bundesregierung beurteilt, zu ihren b©drückendsten
Ergebnissen gehört es, daß die gesellschaftliche
Ungleichheit zugenommen hat und daB soziale
Gerechtigkeit vielfach auf der Strecke geblieben ist.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

kt der modernen demokratischen Gesellschaft ist
soziale Gerechtigkeit der Kern der Freiheitsfrage.

(Abgeordneter Dr. Farthmann [SPD] : Richtig!)

Wenn wir es ernst meinen mit der Freiheit , dann
geht es um gleiche Lebenschancen für ade.

Keine Landesregierung kann die Verteilung des
gemeinsam Erwirtschafteten unmittelbar beeinflus¬
sen . Landespolitik kann aber bei der Verteilung
ihrer Mittel die Akzente so setzen, das gleiche
Lebenschancen gefördert werden.

Praktische Reformpolitik hei&t : Wir müssen die
tatsächliche gesellschaftKche Gleichstellung von
Frauen und Männern weiter voranbringen. Ich habe
deshalb entschieden , ein eigenständiges Ministeri¬
um für die Gleichstellung von Frau und Mann einzu¬
richten. Tatsächliche Gleichstellung von Frauen und
Männern hängt entscheidend davon ab, ob es
gelingt, FamSenaufgaben und berufliche Arbeit
miteinander zu vereinbaren . Die Arbeitswelt muB
famifienfreurxfficher werden.

(BeifaH bei SPD und CDU)

Wir brauchen noch mehr Plätze in Kindergärten und
anderen Tageseinrichtungen.

{BeifaH bei der SPD - Zurufe von CDU und
F.D.P.)

Genauso wichtig sind famiCenfreundücheÖffnungs¬
zeiten und eine Ausstattung , die den Bedürfnissen
der Eltern und der Kinder gerecht werden,

(Beifan bei der SPD - Demonstrativer Beifall
bei CDU und F .D.P. - Abgeordneter
Tschoeltsch [F.D.P.]: Das dauert aber lange))

Meine Damen und Herren ! kt den vergangenen
Jahren hat kein Land in der Bundesrepublik
Deutschland mehr GekMür Kindergärten ausgege¬
ben ais Nordrtiein-Westfalen -

(Beifall bei der SPD - Heftiger Widerspruch
von dar CDU - Glocke der Präsidentin)

insgesamt und je Kind.

Seit Beginn des neuen Schuljahres erproben wir In
elf Städten und Gemeinden unseres Landes , Hort
und Grundschule unter ein gemeinsames Dach zu
bringen . Die Landesregierung will schrittweise die
Voraussetzungen dafür schaffen. daB Mütter und
Väter sich freier entscheiden können, ob und wie
sie berufliche Arbeit und FamSienaufgaben mitein¬
ander vereinbaren wollen. In diesem Bereich bedarf
es neuer gesetzlicher Regelungen ; dazu gehört
auch eine Novalis zum Kindergartengesetz.

Ziel der Landesregierung ist es , daB bis 1995 in
Nordrhein -Westfalen mindestens 100 000 zusätzli¬
che Plätze in Kindergärten und in den anderen
Kindertagesstätten entstehen.

(Beifall bei der SPD)

Zur neuen Konzentration auf diese Aufgabe gehört
es . daB die Beteiligung von Land . Gemeinden und
Eham an der Finanzierung neu geordnet wird.

(Aha! von CDU und F.D .P.)

Nach Auffassung der Landesregierung soBen Städte
und Gemeinden stärker eis bisher Verantwortung
übernehmen.

(Lachen bei CDU und F .D.P.I

Das soR auch zu einer gleichmäßigeren Versorgung
in den verschiedenen Stadtteilen führen.

Auch die Ehembehräge, die seit 1982 unverändert
sind, müssen neu festgelegt werden.

{Abgeordneter Schauerte [CDU] : Versprochen
war einmal, keine Beiträge mehr zu erheben!]

Die unterschiedliche wirtschaftliche Leistungsfähig¬
keit der FamHien soll noch stärker beachtet wer¬
den. Heute zahlen viele Eham ein Mehrfaches der
Kindargartanbeiträge für (fie privat organisierte
Betreuung ihrer Kinder oder für Babysitter. Die
Landesregierung geht deshalb davon aus , daB sie
auch bereit sind, sich an den Kosten eines öffentli¬
chen Angebotes angemessen zu beteiligen. Die
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Kosten dürfen es aber keiner Familie unmöglichmachen, ihr Kind in den Kindergarten gehen zulassen.

{BeifaH bei der SPD}

Mehr Kinderbetreuungsmögiichkeiten außerhalb derFamilie entsprechen nicht nur dem Wunsch dermeisten Mütter und Väter. Sie Segen auch im Inter¬esse der Kinder . Immer mehr Kinder wachsen heu¬te als Einzelkinder auf . Jedes zehnte Kind lebt beinur einem Htemteil, meist bei der Mutter. VieleKinder können wichtige soziale Erfahrungen heuteweniger in der FamiSe machen, ais das In der Ver¬
gangenheit der Fall war.

Die Arbeitsmarkt- und Strukturprogramme desLandes sollen noch stärker dazu beitragen, auchdie gleichberechtigte Erwerbsbeteiligung und die
Qualifizierung von Frauen zu fördern .

' Die Landesre¬gierung prüft gegenwärtig, ob und wie die berufli¬che Förderung von Frauen bei der Vergabe öffentli¬cher Aufträge berücksichtigt werden kann.
Die Landesregierung begrüßt, daß immer mehrUnternehmer erkennen: Gezielte Frauenförderungist nicht nur richtig, sondern sie ist auch nützlich.

(Zustimmungbei der SPD)
Damit Frauen und Männer kl unserer Gesellschaftgleiche Lebenschancen haben, müssen wir auchaußerhalb des Berufs die Benachteiligungen vonFrauen abbauen.

In Nordrhein-Westfalen arbeiten zur Zeit 160 kom¬munale Gleichste)kingsbeauftragte. Damit liegtNordrhein-Westfalen an der Spitze aller Länder,aber wir wollen noch einen Schritt weitergehen.
Wir wollen erreichen , daB es in noch mehr Gemein¬den ab einer Mindesttpöße und in allen Kreiseneine Gleichstellungsstelle in der Verwaltung gibt.
Wir werden Frauenhäuser weiter fördern und miß¬handelten Kindern in Zufluchtsstätten praktischhoffar»

Denn Gewalt gegen Frauen und Kinder ist schreckliehe Wirklichkeit - so wenig viele von uns sich davorstellen können. Aufklärung soll hier dazu beitragen, daß die Sensihititöt in unserer Gesellschaft tüdiese Probleme wächst.

Meine Damen und Herren , es gibt wieder Woh¬
nungsnot >n Deutschland, Das spüren am meisten
Famüian mit kleinen Kindern, Alleinerziehende und
alle mit niedrigen oder mittleren Einkommen.

(Zuruf von der CDU; Und Studenten!)

Die Bundesregierung hat Kündigungen und Miet¬
preiserhöhungen erleichtert, aber zu wenig für densozialen Wohnungsbau getan und allein auf denMarkt vartraut.

(Beifall bei der SPD)

Noch vor wenigen Jahren war diese Politik alsAllheilmittel betrachtet worden - heute müssen wirfestst eilan: Sie hat zu einem riesigen Fehlbedarf an
Wohnungen geführt.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Linssen [CDU ])
Ais die Länder vorgeschlegen haben , die öffentliche
Förderung des Wohnungsbaus zur alleinigen Län¬dersache zu machen

{Abgeordneter Schauerte [CDU]: Das habt ihr
gewollt1)

und damit eine der immer wieder kritisierten Misch¬
finanzierungen abzubauen.

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [CDU ])
hat es der Bund abgelehnt, entsprechend seineWohnungsbaumitte! den Ländern zu übertragen.

(Hört , hört ! bei der SPD - AbgeordneterSchauerte (CDU): Das ist doch nicht wahr !)
Nordrhein-Westfalen hat 1989 den Bau von24 500 Wohnungen und 1990 den Beu von27 000 Wohnungen gefördert. Das Land hat fürden sozialen Wohnungsbau mehr ausgegeben, alsder Bund allen Ländern zusammen zur Verfügunggestellt hat.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Schauerte
[CDU]: Des war doch gewollti|

Wir werden diesen Kurs fortsetzen und habenzusätzlich vor wenigen Wochen im Bundesrat einenGesetzentwurf zur Bekämpfung der Wohnungsnoteingebracht . Wenn diese initiative Erfolg habensollte, werden wir kt dieser Legislaturperiode in derLage sein, jährlich rund 33 000 Wohnungen zubauen.
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Mit dieser Wtiative wollen wir erreichen:

Der Bund soll die Mittel für den sozialen Woh¬
nungsbau auf 3,5 Milliarden DM erhöhen und Rück¬
flüsse aus der Wohnungsbauförderung erneut zur
Verfügung steilen.

Die Sozialbindung von Wohnungen soll für einen
möglichst langen Zeitraum erhalten bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Wohnungseigentum soll sozial gerechter und effek¬
tiver gefördert werden.

Bei bestehenden Mietverhältnissen sollen Mietpreis¬
steigerungen auf 15 % in drei Jahren begrenzt
werden ; bei der Neuvermietung soll die ortsübliche
Vergleichsmiete um höchstens 5 % überschritten
werden dürfen.

(Zuruf von der CDU: Fahlbelegerl)

Die Maklerprovision für die Vermietung einer Woh¬
nung soll auf eins Monatsmiete begrenzt werden.

Angesichts der bedrückenden Wohnungsnot, vor
allem in den großen Städten , erwarte ich , daß die
Bundesregierung und die Mehrheit im Deutschen
Bundestag diese Vorschläge noch vor dem 2 . De¬
zember aufgreifen und sich nicht verweigern wird,

(B ) zumal sie in öffentlichen Erklärungen der Bundes-
beuministerin schon einige Forderungen der Landes¬
regierung, die Ich soeben vorgetragen habe, über¬
nommen hat.

Auch andere sind gefordert . Es ist erfreulich , daß
die Kommunen im vergangenen Jahr den Woh¬
nungsbau in unterschiedlicher Form mit über

300 Millionen DM gefördert heben . Die Landesre¬
gierung meint jedoch, daß das in den nächsten
Jahren nicht Busreichen wird. Ich appelliere an die
Städte und Gemeinden, äße Möglichkeiten zu nut¬
zen. noch mehr zu tun.

in größeren Betrieben und Unternehmen sollte die
Überlegung wieder Platz finden, ob es nicht euch
zu den unternehmerischen Aufgaben gehört, Woh¬
nungen für die Beschäftigten zu schaffen . Die
Suche nach den häufig vermißten Facharbeitern
wird sicher leichter, wenn diese keine Sorgen um
das Dach über dem Kopf haben müssen.

(Beifall bei der SPDI

( C)

ich bitte die Städte und Gemeinden, neue Formen
der Zusammenarbeit zwischen der örtlichen Wirt¬
schaft und den Wohnuegsuntemehmen zu suchen
und zu fördern.

Das Land wird Städte und Gemeinden bei der Auf¬
gabe unterstützen , vorhandenes Bauland innerhalb
der bestehenden Siedlungsfiäche für den Woh¬
nungsbau zu mobilisieren und Freiflächen zu scho¬
nen . Systematisches kommunales Flächenmanage¬
ment werden wir ebenso fördern wie rasches Fiä-
chenrecycling.

Wirklich genossenschaftliche Initiativen im Woh¬
nungsbau • als gegenseitige Hilfe zur Selbsthilfe •
beobachtet die Landesregierung mit Interesse und
Sympathie. Sie ist bereit, solche Initiativen zu
unterstützen.

Die große Zahl fehlender Wohnungen zu bezahlba¬
ren Preisen darf nicht dazu führen, daß wir qualita¬
tive Aspekte des Bauens und Wohnens vernachläs¬
sigen.

(Beifell bei der SPD)

Wir brauchen Häuser und Wohnungen, in denen
Menschen sich wohtfühlen können. Wir müssen
(fiese Häuser und Wohnungen so bauen , daß Natur
und Umwelt möglichst wenig beansprucht werden.
Das gilt für die bebaute Fläche ebenso wie für die . .. .
verwendeten Materialien und für den Energiebedarf.
Auch darin sieht die Landesregierung ein wichtiges
Thema, über das sie in einen Dialog - nicht nur mit
Architekten und Stadtplanem - eintreten wird.

Mit der erwähnten Bundesratsinitiative wollen wir
also nicht nur mehr Sozialwohnungen, sondern
auch energiesparendes Bauen fördern.

Die Landesregierung tritt für strengere Anforderun¬
gen beim Wärmeschutz ein . Die vorhandenen
Kenntnisse, wie wir die Sonnenenergie heute schon
zu tragbaren Kosten aktiv und passiv nutzen kön¬
nen . müssen endlich in die Baupraxis umgesetzt
werden.

Für energiesparende Baumaßnahmen an landeseige¬
nen Gebäuden hat das Land von 1978 bis 1989
Insgesamt 440 Millionen DM ausgegeben . Dadurch
haben wir eine Energiemenge eingespart , tfie
220 Millionen Liter Heizöl entspricht , und wir ha¬
ben den Ausstoß von Kohlendioxid durch diese
Maßnahmen um mehr als 500 000 Tonnen verrin¬
gert . Bis Ende 1995 wollen wir in den Landesbau¬
ten mindestens weitere fünf Prozent Energie ein¬
sparen.
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Wir werden (fiesen Wag weitergehen und an neuen
Beispielen zeigen, wie die Energieproduktivität
durch intelligente Wärmedämmungs- und Heizsy¬steme , durch höheren Wirkungsgrad bei Kohlefeue¬
rungen, durch aktive und passive Nutzung der
Sonnenenergie gesteigert werden kann.

Wichtige Partner bei der gemeinsamen Lösungdieser Aufgaben sind die großen Wohmmgsuntsr-nehmen, vor allem solche mit Landesbeteiligung,die Gemeinden , private Bauherren , Architekten und
alle anderen, die mit dem Bauen zu tun haben.
Weil diese Aufgaben noch wichtiger gewordensind , habe ich ein eigenständiges Ministerium für
Bauen und Wohnen eingerichtet, das neben dem
Wohnungsbau auch für das staatliche Bauen zu¬
ständig ist.

Oie Verknüpfung von Stadtentwicklungspoiitik und
Verkehrspolitik in einem Ministerium hat sich be¬währt. Das Ministerium für Stadtentwicklung undVerkehr wird den Gemeinden auch weiterhin alsPartner zur Verfügung stehen und dazu beitragen,die Lebensqualität in den Dörfern und Städtenunseres Landes zu verbessern. Wir knüpfen an die
erfolgreiche Stadtentwicklungspoiitik der vergange¬nen zehn Jahre an.

Die Internationale Bauausstellung Emscher -Parkfindet immer stärkere Beachtung. Hier ist ein inte¬grierter Ansatz zur Erneuerung einer alten Industrie¬region , die So ein noch attraktiverer Standort fürneue Unternehmen werden kann. Von der Interna¬tionalen Bauausstellung erwartet die Landesregie¬rung auch wichtige Erfahrungen mit ökologischorientiertem Bauen , mit neuen Formen des Woh¬nens und Modellen von Mietermitbestimmung.
Dieser Ansatz, die Verbindung von Ökologie undÖkonomie , von sozialer Verantwortung und kultu

reller Vielfalt in einer ganzen Region, ist" zukunfts¬weisend. Das außergewöhnliche Echo kommt ausdem In - und Ausland und zeigt uns: Dieser Weg ineine gemeinsame gute Zukunft ist beispielgebend.Er hat im Rahmen der bereitstehendsn Mittel hohePriorität.

(Beifall bei der SPD)
Zum ersten Mal seit 1982 ist die Arbeitslosigkeit inden vergangenen zwölf Monaten zurückgegangen -in Nordrhein-Westfaien übrigens stärker als imBundesdurchschnitt . Es wäre aber zynisch, vonein er auch nur annähernd befriedigenden Situation

am Arbeitsmarkt zu sprechen . Wir dürfen uns mit
der Arbeitiosfgkait nicht abfinden. und wir dürfen
die stark gestiegene Langzeitarböitslosigkeit nicht
hinnehmen. Ich möchte sten freien Trägem und den
vielen Initiativen danken, die sich nicht nur der
materiellen Sorgen der betroffenen Menschen an¬
nehmen.

Neben den Gewerkschaften haben vor allem die
beiden großen Kirchen in der Vergangenheit immer
wieder gezeigt, daß sie sich in besonderer Weise
als Anwälte der Menschen verstehen, die seit
langem ohne Arbeit sind . Die Kirchen halten das
soziale Gespür in unserer Gesellschaft wach. Dafürsind wir dankbar. Sie erinnern uns immer wieder
daran , daß auf dem Weg in eine gemeinsame Zu¬
kunft niemand auf der Strecke bleiben darf.

Wir haben hier viel getan. Ich erinnere an die Pro¬
gramme gegen Jugendarbeitslosigkeit und Ausbil¬
dungsnot , an das Programm "Arbeit statt Sozialhil¬fe" und an die Förderung örtlicher Beschäftigungs¬initiativen.

Die Bundesregierung hat die Möglichkeiten nachdem Arbeitsförderungsgesetz beschnitten. Das istwider alle Vernunft.

(Beifall bei der SPD)

Viele kirchliche und viele freie Träger können des¬halb keine Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mehrdurchführen, weil sie ihren Eigenanteil nicht mehr
erbringen können.

Im Rahmen unserer Möglichkeiten werden wk
. weiter gezielt helfen, Aber wir können nicht Aus¬
fallbürge für den Bundesminister für Arbeit sein.

(Beifall bei der SPD)

Nicht die Beschneidung des Arbeitsförderungsge¬setzes , sondern seine grundlegende Reform ist dasGebot der Stunde . Das bestehende Instrumentari¬um hat einen grundlegenden Defekt: Es finanziertzwar Arbeitslosigkeit, aber nicht genügend Fortbil¬dung , Weiterqualifizierung und Arbeit. Das Arbeits¬
förderungsgesetz muß so verändert werden, daß esden wirtschaftlichen Strukturwandel vorausschau¬end begleitet, damit Arbeitslosigkeit in vielen Fällenerst gar nicht entstehen kann und damit Langzeit¬arbeitslose wieder eine Perspektive bekommen.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Schwerpunkt muß sein, denjenigen , dieseit langer Zeit ohne Arbeit sind , durch Umschu¬lung, Fortbildung und Weiterqualifizierung neue
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Chancen zu eröffnen und Frauen nach einer Femifi-
enphase die Rückkehr in den Beruf zu ermögfichen.
Die Beschäftipüngs- und Arbeitsmarktpolitik des
Landes wird sich weiter an (fiesen Zielen orientie¬
ren.

Das ist ein Gebot der Menschenwürde und der
sozialen Gerechtigkeit; es ist aber auch ein Gebot
wirtschaftlicher Vernunft.

Die Unternehmen müssen sich klar vor Augen
führen : Wenn sie jetzt nicht mitmachen bei Um¬
schulung und Weiterqualifizierung, dann fehlen
ihnen schon in wenigen Jahren viele qualifizierte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dann wiederholt
sich die Erfahrung , die jetzt manche Unternehmen
machen : Es fehlen ihnen heute die Facharbeiter, die
sie gestern nicht ausgebildet haben.

(Beifall bei der SPD)

Unser Ziel ist es . daß Nordrhein-Westfalen bis
1995 zur grünsten Industrieregion Europas wird.
Unsere großen Anstrengungen zum Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen hatten in den letzten
Jahren sichtbare Erfolge . Wir müssen und wir
werden diesen Wag konsequent weitergehen, weil
die Gefahren für Natur und Umwelt Immer noch
weit größer sind , als viele von uns sich eingeste¬
hen wollen. Drohende KlimaVeränderung , Zerstö¬
rung der Ozonschicht, Gefahr des ökologischen
Todes von Nord- und Ostsee , Belastungen von
Mensch und Umwelt durch immer neue Chemikali¬
en, Waldsterben, Radioaktivität - das sind nur
einige Stichworte.

Die Investitionen in Umwelttechniken sind in den
vergangenen Jahres gestiegen wie nie zuvor. Die
Entschwefelung und Entstickung der Kraftwerke in
Nordrhein-Westfaien ist das größte ökologische
Sanierungsprogramm, das es je in der Bundesrepu¬
blik Deutschland gegeben hat.

{Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten
Schauerte [CDU))

Die Luftbelastung in Nordrhein-Westfaien ist für
jeden spürbar zurück gegangen - deutlich stärker
und früher übrigens als in der Großfeuerungsanla¬
genverordnung verlangt.

Jetzt müssen wir neue Wege gehen. Wir brauchen
eine ökologische Neuausrichtung aller Produktions¬
prozesse , wir brauchen integrierte [imwelttechnik.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE]: Dann tun Sie mal
etwas !)

Wissenschaft und Wirtschaft stehen vor großen
Aufgaben: Wir brauchen mehr Tedmologien, die
die Schadstoffembsiooew*nicht zurückhalten oder
entfernen, wenn sie entstanden sind, sondern die
sie von Anfang an vermeiden oder vermindern . Wir
müssen Wege finden, gefährliche und problemati¬
sche Werkstoffe, Hiifs- und Betriebsstoffe durch
weniger umweltbelastende Stoffe zu ersetzen . Wir
müssen neue Verfahren und neue Produkte
entwickeln, die mit weniger Energie und mit weni¬
ger Rohstoffen auskommen. Und wir müssen dafür
sorgen, daß mehr Produkte und mehr Rohstoffe
wiederverwendet und wiederverwertet werden.

Die eigentliche Herausforderung ist nicht die Repa¬
ratur, sondern die ökologische Vorsorge.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU und der F .D.P.)

Das ist technologisch anspruchsvoller, das ist öko¬
logisch wirksamer, aber das ist auch auf Dauer
wirtschaftlicher als die bisherige Methode.

Auf das Ordnungsrecht können wir dabei auch in
Zukunft nicht verzichten. Es setzt klare Rahmenbe-
(fingungen . Aber allein ist des Ordnungsrecht zu
statisch , und es kann technische Innovation behin¬
dern, statt sie zu fördern. Wir müssen marktwirt¬
schaftliche Dynamik nutzen und die Umweltkosten
in die Produktionskosten integrieren. Wenn das
nicht geschieht, werden falsche Investitionsent¬
scheidungen getroffen und heute die Altlasten von
morgen geschaffen.

Wir brauchen eine ökologische Orientierung unseres
Steuer- und Abgabensystems und verbindliche
Vereinbarungen zwischen Staat und Wirtschaft
überall dort, wo das ökologisch und ökonomisch
vernünftig ist. Deshalb hält die Landesregierung
den Weg für richtig , durch höhere Besteuerung der
Energienutzung und durch gezielte Umwehabgaben
umwehverträgliches Wirtschaften zu fördern umd
umwehschädigendes Wirtschaften und Verhalten
unwirtschaftfich zu machen.

(Beifall bei der SPD}

Für die kommenden Jahre werden wir in der Um-
wehpotitik folgende Schwerpunkte setzen:

Wir werden dem Landtag eine Novelle des Landes-
abfaügesetzes zur Durchsetzung einer ökologischen
Abfallwirtschaftspolitikvorlogen. Schon heute liegt
Nordrhein -Westfaien mit einer Recycling -Quote von
50 % für produktionsspezifische Abfälle an der
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Spitze Edler Bundesländer, ja sogar aller euro¬
päischen Industrieregionen.

Die Verwertungsrete von Abfällen aus Industrieund Gewerbe soll in den kommenden fünf Jahrennoch einmal um 20 % auf 70 % steigen . DarHausmüll soll in den nächsten zehn Jahren um15 % verringert und die Verwsrtungsrata auf min¬destens 30 % gesteigert werden.

Das wird nur gelingen , wenn Bundesregierung und
Bundesgesetzgeber entflieh die notwendigen ge¬setzlichen Vorschriften zur Abfallvermeidung und
Abfallverwertung erlassen und wenn Industrie,Bürger und Verwaltung große Anstrengungen un¬ternehmen.

Die Industrie muß stärker als bisher die ökologischeVerantwortung für die Folgen ihrer Produktionübernehmen . Die Landesregierung wird mit ihrerökologischen Abfallwirtschaftspofitikdarauf hinwir¬ken, daß weitere ressourcenschonende Produkti¬onsverfahren entwickelt und eingeführt, unvermeid¬liche Reststoffe verwartet werden, daß durch eige¬ne vorausschauende Planung die Entsorgung gesi¬chert ist und daß die Unternahmen für die stoffli¬che Verwertung der hergesteilten Produkte dieVerantwortungübernehmen.

Es muß dafür gesorgt werden, daß die Bürgerstärker als bisher Wertstoffe und Problemabfälleaus Haushalten getrennt sammeln können. DieAbfallgebühren der Kommunen müssen so gestaltetwerden, daß sich Abfallvermeidung lohnt. DieGemeinden müssen hauptamtlich Abfailberatungbetreiben.

Die Landesregierung lehnt aus ökologischen Grün¬den grundsätzlich die Ablagerung organischer In¬haltsstoffe auf Deponien und den Abfallexport ab.
Auch wenn eile Möglichkeiten genutzt werden,Abfall zu vermeiden und zu verwerten, wird esRestmengen geben, die in bedarfsorientierten Anla¬gen kontrolliert und umweltverträglich entsorgtwerden müssen. Die AblaflVerbrennung gehörtdazu , zumal die Dioxin-Restprobleme durch neueTechnologien gelöst werden können.

(Zuruf der Abgeordneten Höhn [GRÜNE ])
Alle Alt- und Neuanlagen werden deshalb kl Nord¬rhein-Westfaien konsequent entsprechend umgerü¬stet.

Ich weiß , meine Damen und Herren, daß diesesThema viele Bürgerinnen und Bürger unseres Lan¬

des stark bewegt , ja umtreBit. Ihnen alten biete ichdas offene vernünftige Gespräch an und versichere
Ihnen : Sowenig die Landesregierung bereit ist,Politik nach dem Floriansprinzip zU akzeptieren oder
gar zu fördern, so sehr Ist sie, auch im Konflikt mit
Wirtschaftsinteressen, bereit, dafür zu sorgen , daßwir alle röcht am gemeinsam erzeugten Mülc
ersticken.

Information und Aufklärung spielen gerade in der
Umwettpolitik eine entscheidende Rolle. Viele Bür¬
gerinnen und Bürger , aber auch viele Unternehmen
wollen mehr für den Schutz der Umwelt tun. aber
häufig fehlt es am nötigen Wissen, an praktischen
Beispielen , was geht, wie es geht und daß damitnicht weniger, sondern mehr Lebensqualität ver¬
bunden ist.

Deshalb plant die Landesregierung ein Modenpro¬jekt "ökologische Stadt - ökologisches Dorf der
Zukunft " . In einer Stadt und in einem Dorf in Nord¬
rhein -Westfaien sollen modellhaft Möglichkeitenmoderner Umwettpolitflc gezeigt werden. Dazu
gehören etwa die Energienutzung, eine ökologischeAbfallwirtschaft, der Gewässerschutz , eine ökologi¬sche Verkehrspolitik , eine ökologisch orientierte
Landbewirtschaftung und moderne Freiraumpla-nung. Die Landesregierung wird interessierte Ge¬meinden einfaden , sich daran zu beteiligen.
Die Belastung der Flüsse in Nordrhein -Westfaienmit Schwermetallen - vielleicht darf Ich , wenn ichvon Flüssen rede, um etwas Wasser bitten -

[Heiterkeit)

ist in den vergangenen Jahren insgesamt erfreuli¬cherweise zurückgegangen. Besondere Sorgenmacht uns aber die Belastung der Gewässer undsalbst schon des Grundwassers mit Nährstoffenund Pflanzenschutzmitteln. Um dem entgegenzu¬wirken , wird die Landesregierung den flächendeckenden Gewässerschutz voranbringen. Sie hältes für notwendig, wassergefährdende Pflanzen¬schutzmittel zu verbieten und innerhalb der Europä¬ischen Gemeinschaft einheitliche Zulassungs- und
Anwendungsbestimmungen durchzusetzen.
Der Schutz von Gewässern und Grundwasser wirdnur erfolgreich sein, wenn die Abwasseranlagenund die Kanalisationsnetze kn Lande in den kom¬menden Jahren saniert und schrittweise auf denneuesten Stand gebracht werden.

(Beiffril bei der SPD)

Dem dient unser Gewässerschutzprogramm.
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Gewässarschutz ist sehr teuer und muß - ich sage
das ganz deutlich , obwohl es nicht populär Ist -
grundsätzlich von den Verursachern, also von Indu¬
strie und Gewerbe, aber auch von den privaten
Verbraucherinnen und Verbrauchern bezahlt wer¬
den . Es stimmt nicht immer, aber hier stimmt es
ganz gewiß : Umweltschutz gibt es nicht zum Null¬
tarif.

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig !)

Die Kosten der Abwasserbeseitigung sotten grund¬
sätzlich durch Gebühren finanziert werden. Wir
wissen , daß dieses Prinzip in bestimmten ländli¬
chen Gebieten an Grenzen stößt . Hier kann gezielte
Hilfe notwendig werden.

(Zustimmung des Abgeordneten Frechen
iSPD])

Unsere Naturschutzpolitik (Cent dem Ziel. Artenviel¬
falt und die Schönheit von Landschaft, den emotio¬
nalen Wert der Heimat mit ihrer je eigenen Traditi¬
on zu bewahren.

In einem Konzept "Natur 2000 " will die Landesre¬
gierung laufende Naturschutzprogramme zusam¬
menfassen und neue Akzente setzen . Wir wollen
einen landesweiten Biotopverbund mit großen
Vorranggebieten für die Natur schaffen , die als
ökologische Reservate Bedeutung Ober Nordrhein-

( B ) Westfalen hinaus haben . Wir suchen dafür das
Gespräch mit allen Verantwortlichen vor Ort und
den Ausgleich der Interessen . Naturschutz ist Si¬
cherung der Zukunft . Mittel, die in die Erhaltung
der Natur investiert werden , bleiben gut angelegt.

Eine bäuerliche Landwirtschaft kann cBs wachsen¬
den Anforderungen an gesunde Umwelt und gesun¬
de Ernährung am besten erfüllen . Deshalb sind wir
gegen Agrarfabriken und Massentierhaltung.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU und der GRÜNEN)

Die Landesregierung tritt für den bäuerlichen Famili¬
enbetrieb ein . Seine Wettbewerbsfähigkeit im EG-
Binnenmarkt muß gestärkt werden.

Unser Nordrhein -Westfalen-Programm für eine
umweltverträgliche und standortgerechte Landwirt¬
schaft hat sich bewährt . Umweltverträgtiches Wirt¬
schaften heute heißt für Landwirtschaft und Gar¬
tenbau auch , die Standortvarteile für morgen zu
schaffen . Wir werden die Extensivierungsberatung
verstärken und die Anwendung umwettschortender
Technik in Landwirtschaft und Gartenbau fördern.

Stärker als bisher werden wir den ökologischen
Landbau in dar Produktion und bei dar Vermarktung
unterstützen.

Im Zusammenhang mH der internationalen Bausus-
stefiung werden wir ein spezielles Ökologiepro¬
gramm Emscher-Llppe-Raum verwirklichen. Dazu
gehören neben der Sanierung der Emscher und
umfassenden Renaturierungsmaßnahmen die Erwei¬
terung von Naturschutz und Grünflächen.

Meine Damen und Herren , in den kommenden zehn
Jahren wird die Bundesgartenschau zweimal im
Ruhrgebiet stattfinden: 1992 in Dortmund und
1997 in Gelsenkirchen.

(Beifall des Abgeordneten Frey)

Die Landesgartenschau findet 1991 in Mülheim und
1999 voraussichtlich in Oberhausen statt . Darin
liegen große Chancen für die Verbesserung der
Lebensqualität in unseren Städten.

Der Verbraucherschutz wird immer wichtiger. Wir
wollen - auch mit Hilfe der Verbraucherzentrale
Nordrhein -Westfalen • gesunde Ernährung und
umwettbewußtes Alltagsverhalten fördern und
erleichtern. Dazu gehören vorbeugende Intensive
Kontrollen , Lebensmitteluntersuchungen, Aufklä-
rungskampagnen, Hilfestellungen für getrennte
Hausmüllentsorgungssysteme, Verbrauchertips und
Hinweise, wie im Haushalt rationell mit Energie und ' '
Wasser umgegangen und Müll vermieden werden
kann.

Die Landesregierung wird <fie umweltfreundliche
Beschaffung und Entsorgung in Landeseinrichtun¬
gen voranbringen und unabhängige fachlich ausge¬
wiesene Beratungsbüros mH einer kritischen Be¬
standsaufnahme und mit praktischen Lösungsvor¬
schlägen beauftragen.

Die Landesregierung hat beschlossen , cfie Gewerbe¬
aufsicht neu zu ordnen. Die Fach- und Dienstauf¬
sicht für den Immissionsschutz werden beim Mini¬
sterium für Umwelt, Raumordnung und Landwirt¬
schaft zusammengeführt, die Fach- und Dienstauf¬
sicht für den Arbeitsschutz beim Ministerium für
Arbeit, Gesundheit und Soziales.

(Dr. Rohda (F.D.PJ : Wieder neue Stellen))

Beide Aufgaben, Umweltschutz und Arbeitsschutz,
sofien noch intensiver als bisher wahrgenommen
werden können. In beiden Bereichen wird auch
zusätzliches Personal gebraucht. Dieses Personal
woBen wir auch durch aufgabenkritische Öberprü-
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fung in den jeweiligen Ressortbereichen gewinnen.
(Beifall bei der SPD - Abg. Tschoeftsch
(F.D .P.j : Auch ?)

Die Umweltmatfizin soll schrittweise zu einer tra¬
genden Säule der vorbeugenden Gesundheitspolitik
werden . Die erschreckende Zunahme von Allergienmacht besonders deutsch , wie wichtig es ist , nicht
bei den Symptomen, sondern bei den Krankheitsur¬
sachen anzusetzen.

(BetfaU bei der SPD)

Mehr Gesundheitsvorsorge ist kein Ersatz, sondern
notwendige Ergänzung der Behandlung und Heilungvon Krankheiten . Dar öffentliche Gesundheitsdienstmuß sich stärker der Vorsorge öffnen und sichstärker benachteiligten Gruppen zuwenden.
In allen Regionen unseres Landes stehen krankenManschen leistungsfähige Krankenhäuser zur Verfü¬
gung. Vor allem in der Geriatrie und in der Psychia¬trie haben wir in den vergangenen Jahren bundes¬weit beispielhafte Einrichtungen geschaffen . Um
besonderen Aufgaben gerecht zu werden , habenwir Zentren für Risikogeburten, für Herz- und Tum¬
orkrankheiten eingerichtet.

Mit dem neuen Krankenhausplan und den jährlichen
Krankenhausprogrammen wird die Landesregierungdie Qualität der KrankenhausVersorgung weiterverbessern.

Meine Damen und Herren ! Nordrhein-Westfalen hatden Aufschwungaus eigener Kraft geschafft.
[Baifan bei der SPD - Lachen bei CDU und
F.D .P.)

Das ist vor afiem anderen das Venfienst der Unter¬nehmer

(Erneut Lachen bei CDU und F.D.P.j
und ihrer Organisationen und der Arbeitnehmer undihrer Gewerkschaften.

(Beifall bei der SPD)
Auf deren Kooperationsbereitschaft setzt cfie Lan¬desregierung auch in Zukunft.

(Beifall bei der SPD)
Starke , handlungsfähige Gewerkschaften sindunverzichtbar.

[Beifall bei dar SPD)

Die Erfahrung seit Bsgirunder industriellen Revoluti¬
on zeigt: Ohne handlungsfähige Gewerkschaften
gibt es keinen sozialen Fortschritt. Dia Gewerk¬
schaften haben aber auch wesentlichen Anteil am
wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen in unse¬
rem Land . Es blefct richtig : Der soziale Friede ist
ein wichtiger Produktionsfaktor.

Die Landesregierung weiß auch: Nordrhein -Westfa¬
len braucht unternehmende Unternehmer, die sich
ihrer sozialen und ökologischen Verantwortungbewußt sind . Diesen Unternehmern wünschen wir
wirtschaftlichen Erfolg.

(Beifall bei der SPD)

Die Unternehmen in Nordrhein -Westfalen befinden
sich insgesamt in sehr guter Verfassung . Mit öwer
Politik der ökonomischen und ökologischen Erneue¬
rung hat cfie Landesregierung einen wichtigen Bei¬
trag dazu geleistet . Es handelt sich um eine Ge-
metnschaftsteistung , an der viele mitgewirkt haben.
Stellvertretend möchte ich dem "InHiativkreis Ruhr¬
gebiet" danken , der sich beispielhaft und beispiel¬
gebend für die Erneuerung des Ruhrgebiets enga¬giert.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen den attraktiven Wktschaftsstandort
Nordrhein -Westfalen weiter ausbauen , damit unserLand am internationalen Wettbewerb weiterhin mitwachsendem Erfolg teilnehmen kann.

Ohne leistungsfähige Wirtschaft können wir neue
Aufgaben nicht bewältigen. Deshalb wird die öko¬nomische Erneuerung auch in dieser Legislaturperi¬ode ein Schwerpunkt unserer Arbeit sein.

Das neu entstandene Verantwortungsbewußtseinder Regionen, die Bereitschaft zur Kooperation undzur Bündelung der regionalen Kräfte hat entschei¬denden Anteil daran, daß Nordrhein -Westfalen denwirtschaftlichen Aufbruch aus eigener Kraft ge¬schafft hat.

Wir ziehen aus dar breiten grundsätzlichen Zustim¬
mung zur "Zukunftsinitiative Montanregionen" undzur ' Zukunftsinhiative für die Regionen in Nord¬rhein-Westfalen "

<fie Schlußfolgerung, in der Struk-turpofitik auch künftig auf die Kräfte in den Regio¬nen und auf Inhaltliehe Schwerpunkte zu setzen.Unsere Anstrengungen zur Mobilisierung der regio¬nalen Kräfte wollen wir in allen Teilen des Landesfortsetzen.
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Jetzt ist es an der Zeit , im Uchte der gemachten
Erfahrungen alle Förderprogramme des Landes zu
überprüfen und daraus Konsequenzen zu ziehen.
Die Landesregierung hat dazu eine Interministerielle
Arbeitsgruppe "ProgrammWirksamkeit " eingesetzt.
Bei der Überprüfung geht cfie Landesregierung von
der Überzeugung aus , daß es angesichts der mögli¬
chen Kosten der deutschen Einheit gerade bei
knapper werdenden Mittel notwendig sein wird,
stärker zu differenzieren und gleichzeitig zu konzen¬
trieren .

Nachdem die Im Rahmen der "Zukunftsinitiative für
die Regionen in Nordrhein -Westfalen " beschlosse¬
nen Projekte auf den Weg gebracht sind , wird es in
Zukunft darum gehen , die strukturpolitischen An¬
strengungen auf drei Schlüsselbereiche zu konzen¬
trieren : auf Qualifizierung , auf Technologie und auf
die Mobilisierung von Flächen.

. Diese Konzentration entspricht der Situation in den
Regionen und den absehbaren Zukunftsaufgaben.
Gut ausgebiklete Arbeitnehmer und qualifizierte
Führungskräfte sind die wichtigste Voraussetzung
dafür , die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen
auch in Zukunft zu erhalten.

Die Landesregierung wird ihre Anstrengungen vor
allem darauf richten , regionale Ungleichgewichte
beim Qualifizierongsangebot auszugleichen und cfie
Qualifizierungschancen bisher benachteiligter Grup-

( B ) pen ; der sustäruSschen Arbeitnehmer und leistungs¬
schwacher Gruppen stärker zu fördern.

Innovationen und technische Intelligenz spielen eine
Schlüsselrolle für das weitere Gelingen des Struk¬
turwandels . Wirtschaftliche Dynamik und neue

Arbeitsplätze entstehen vor altem durch die über¬
durchschnittlich große innovationskraft der vielen
kleinen und mittleren Unternehmen unseres Landes.
Wir werden sie in allen Regionen weiter nutzen und
fördern . Die Landesregierung wird ihnen klare Rah¬
menbedingungen für ihr unternehmerisches Handeln
sichern und wird sie bei der Einführung neuer sozi¬
alverträglicher Technologien unterstützen.

Besondere Anstrengungen werden wir auch in
Zukunft in jenen Regionen unternehmen , die beson¬
dere strukturelle Probleme haben oder in denen
solche Probleme schon heute absehbar sind . Das
gilt in besonderem Maße für den Emscher -Uppe-
Raum und für die einseitig strukturierten Kohlere¬
viere um Aschen . Heinsberg . und für das östliche
Ruhrgebiet . Ich denke aber auch an die Regionen,
die besonders vom Abzug alliierter Streitkräfte und
der Verkleinerung der Bundeswehr betroffen sein

werden . Wir freuen uns darüber , daß endlich ernst
gemacht wird mit Abrüstung und Truppenabbau.

. (Allgerneiner Beifall}

Auch bi den jeweiligen Regionen ergeben sich
daraus nicht nur Beiastungen , sondern auch neue
Chancen.

Die Landesregierung sieht in dem begonnenen
Prozeß dar regionaüsi arten Strukturpofitik den rich¬
tigen Weg . Wir haben als erstes Land mit regionali¬
tiert er Strukturpolitik begonnen und so die inhaltli¬
chen und die regionalen Schwerpunkte der Landes¬
politik mit den Entwicklungsperspektiven der Regio¬
nen verknüpft . Wir ermuntern die Regionen , diesen
Prozeß jetzt mit der Formulierung regionaler Ent¬
wicklungskonzepte fortzusetzen.

Die Landesregierung wird ihre wirtschafts - und
atrukturpoütlschen Vorstellungen in allen Regionen
auf Konferenzen erläutern und die Arbeitsteilung
zwischen dem Land und den Verantwortlichen in
den Regionen absprechen , in diesen Prozeß werden
wir die Verantwortlichen in den Städten und Ge¬
meinden und die Bezirksplanungsräte stärker als
bisher ebibaziehen.

Angesichts der großen Aufgaben des Landes im
Prozeß der deutschen Einheit sind die Möglichkei¬
ten . Wirtschaftsinvestitionen zu fördern , sehr be¬
grenzt . Die Landesregierung hat deshalb schon im
Frühjahr dieses Jahres cße regionale Wirtschaftsför¬
derung drastisch einschränken müssen . Wir werden
die Mittel 'der Förderprogramme kt Zukunft vorran¬
gig für kleine und mittlere Unternehmen zur Verfü¬
gung steilen und den Zuwachs an hochqualifizier¬
ten Arbeitsplätzen besonders berücksichtigen.

Wir wollen eine "Wirtschaftsagentur Nordrhein-
Westfalen " schaffen , in der die Gesellschaft für
Wirtschaftsförderung , die Landesentwicklungsge-
selischaft . die Investitionsbank und ZENIT organisa¬
torisch besser Zusammenwirken. Die Wirtschaft¬
sagentur hat dis Aufgabe , weltweit deutlich zu
machen , daß Nordrhein -Westfalen ein attraktiver
Wirtschaftsstandort ist , der höchsten Ansprüchen
genügt und höchste Leistungen ermöglicht . Es ist
ein wichtiger Beitrag , für alle Regionen des Landes
in - und ausländische Investoren zu gewinnen und
die heimische Wirtschaft bet der Erschließung neuer
Märkte zu unterstützen.

Wir werden Organisation und Instrumente der
LandesgeseHschatten mit dem Ziel überprüfen,
unterschiedliche Möglichkeiten zu einem leistungs¬
fähigen Gesamtangebot zu bündeln.
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Meine Damen und Harren ! Nordrhein-Westfalen ist
des energiewirtschaftliche Zentrum dar Bundesre¬
publik Deutschland . Das soll auch in Zukunft so
bleiben - kn klassischen Sinne , aber auch mit
neuen Perspektiven . Die Landesregierung setzt auf
eine energiepolitische Strategie mit drei Elementen:

moderne Technik nutzen für die Steigerung der
Energieproduktivität , für rationelle Energievar¬
wendung , für den sparsam men Umgang mit
Energie;

- moderne Technik nutzen für neue , unerschöpfli¬che Energiequellen;

moderne Technik nutzen für die umweltverträg¬liche Verwendung der heimischen Kohle.

Die Erhöhung , der Energieproduktivität steht be¬wußt an erster Stelle . Die Landesregierung istdavon überzeugt : Die jährliche Einsparquote bei der
Energienutzung und der Anteil unerschöpflicherEnergiequellen sagen mehr über die Lebensqualitätder Menschen , über die technologische Leistungs¬fähigkeit unserer Wirtschaft und über die Zukunfts-
Sicherung unserer Gesellschaft aus als Verbrauchs-
Steigerungen und Produktionszuwachs in manchenanderen Bereichen.

(Beifan bei der SPD)

Die Nutzung der heimischen Kohle muß einher ge¬ben mit der Steigerung der Energieproduktivität undder Nutzung erneuerbarer Energiequellen.
Wir werden nicht zulassen , daß die heimischeKohle durch Kemkraft verdrängt wird.

(Beifall bei der SPD)

Für die heimische Steinkohle gibt es bis 1995 eineklare Verständigung zwischen den beiden Bergbau-ländern und der Bundesregierung . Daran gibt es mituns keine Abstriche . Auf dieser Grundlage Ist dieLandesregierung bereit , an dem energiepolitischenKonzept mitzuwirken. wie es die von ProfessorMikat geleitete Kommission in Bvem Zwischenbe¬richt für die Zelt ab 1995 vorgeschlagen hat . Siebegrüßt die Bereitschaft der Bergbauuntemehmen,bei Wahrung Ihrer rechtlichen Sefbstärxfigkeft ah)untemehmensüber greifend es Modell zur Gesamtop¬timierung der deutschen Steinkohleniördefung zuentwickeln.

Um diesen Prozeß zu begleiten , sollte nach Mei¬nung der Landesregierung die Mikat-Kommission imAmt bleiben.

(Abgeordneter Hardt (CDU): Aha )}

Die Landesregierung bekräftigt ihre Auffassung,daß die von der klaren Mehrheit der Kohlekommis-
sion genannten , auf das Jahr 2005 bezogenen
Effizienzgrenzen von 35 Millionär Tonnen pro Jahr
in dar Varstromung und einer Gesamtförderung von55 MiHionan Tonnen pro Jahr ais Mindestgrenzennicht unterschritten werden dürfen.

{Beifan bei der SPD)

Notwendig ist eine langfristig orientierte Erhaltungund Pflege der Kohielagarstätten.

Die Brüsseler Kommission muß wissen - und gera¬de die aktuellen Spannungen kn Mittleren Osten
zeigen es unbestreitbar - : Die Sicherung der Ener¬
gieversorgung und dabei die Sicherung der heimi¬
schen Kohls ist eine Frage nicht nur von vitalem
nationalen Interesse . Wir wissen um die Bedeutungvon Kompromissen in der Europäischen Gemein¬
schaft . Aber unterhalb der definierten Effizienzgren¬zen whd es keinen Konsens mit uns geben.

Die Haltung der Landesregierung zur Kernenergieist bekannt . Sie bleibt unverändert . Wir halten die
Nutzung der Kernenergie auf Dauer nicht für trag¬bar , weil das sogenannte Restrisiko ein reales
Gefahrenpotential darstellt.

Das Ministerium für Wirtschaft , Mittelstand und
Technologie wkd als Genehmigungsbehörde weiter
streng nach geltendem Recht und Gesetz handeln.Die Landesregierung wird sich aber von niemandemdas Recht nehmen lassen , ihre Meinung deutlich zusagen.

Es bleibt bei unserem politischen Nein zur Inbetrieb¬nahme des SNR 300 in Kalkar . ich begrüße , daßinzwischen auch der Hauptausschuß der F .D .P.sich gegen die Nutzung des SchneBen Brüters
ausgesprochen hat . Ich sähe den Zeitpunkt näher¬rücken , zu dem diese Entscheidung kn Konsensaller politischen Kräfte getroffen werden kann.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten derGRÜNEN)

In der Entsorgung *frage suchen wir nach einerabivemehmKchen Lösung . Wir sehen dafür einegute Chance , wenn aäe Beteiligten sich daraufeinigen , auf die Wiederaufarbeitung abgebrannterBrennelemente genereif zu verzichten . Statt dessensollten wir gemeinsam Möglichkeiten der direkten
Endlegerung suchen . Das gilt für bereits entstande¬nen atomaren Müfl und für den noch entstehenden.
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solange dar Betrieb von Kernkraftwerken rechtlich
zulässig ist.

Die Entscheidung Ober den Braunkohlentagebau
GarzwaUer II gehört zu den schwierigsten Fragen
der vor uns liegenden Wahlerperiode. Wir sind
ergebnisoffen. So sehr uns manche in diese odar
jene Richtung drangen wollen und so verständlich
die Gründe dafür sind : Wir werden uns nicht festle¬
gen lassen, bevor die Ergebnisse aller Gutachten
und Untersuchungen vorliegen.

EnergiepoOtisch und energiewirtschaftlich geht es
darum , bei der Bereitstellung und der Nutzung von
Energie vom Prinzip des " Immer mehr" zum Prinzip
des "Immer weniger, aber immer besser ’ überzuge¬
hen . Wir brauchen intelligente Lösungen , wie mit
möglichst wenig Energieeinsatz und möglichst
wenig Umweltbelastung Licht , Kraft und Wörme
bereitgestellt und Mobilität gesichert werden kön¬
nen . Das geht nur mit modernster Technik.

Moderne Energietechnik hat aber nur dann Chan¬
cen, wenn die Rahmenbedingungen stimmen . Sie
müssen rationelle Energieverwsndung und die Nut¬
zung unerschöpflicher Energiequellen fördern und
nicht behindern . Deshalb unterstützt die Landesre¬
gierung den Vorschlag, die Energienutzung steuer¬
lich stärker zu belasten und Arbeitseinkommen
steuerlich zu entlasten . Wir wollen, daß sich um-
weltbewußtes Verhalten auch lohnt.

Höhere Energiepreise können ein Motor technischer
Innovationen werden . Der Energieverbrauch wird
dann bei Fahrzeugen und Haushaltsgerötsn , bei
Produktionsverfahren und bei neuen Maschinen ein
entscheidendes Argument für Käufer und Verkäu¬
fer. Daraus ergeben sich wirtschaftlich große Chan

cen . Unternehmen, die als erste mit energiesparen¬
den und umweltschonenden Produkten und Verfah¬
ren auf den Markt kommen, haben - das zeigt sich
schon jetzt • hervorragende Chancen nicht nur bei
uns , sondern weltweit.

Ich sehe darin eine gro&e Herausforderung an die
Phantasie und den Einfallsreichtum von Unterneh¬
mern, Wissenschaftlern, Technikern, Ingenieuren
und Arbeitnehmern.

Die Landesregierung wird auf Landesebene und
durch Initiativen auf Bundesebene alles dafür tun,
da& moderne Energietechnik sich in der Praxis
durchsetzen kann.

Wir werden das erfolgreiche Landetprogramm
■Rationelle Energieverwendung und Nutzung uner¬
schöpflicher Energiequellen " vom Oktober 1987
restort übergreifend fortschreiben und tfie dafür
vorgesehenen Mittel weiter erhöhen . Die "Energie¬
agentur Nordrhein -Westfalen" in Wuppertal hat ihre
Arbeit aufgenommen.

Wir werden cfie Entwicklung kommunaler Energie-
konzepte weiter fördern . Wir werden bi einer "Ar¬
beitsgemeinschaft Solar Nordrhein -Westfalen'
Hochschulen, au&eruniversltöre Forschungseinrich¬
tungen und Unternehmen aus Nordrheln-Westfsian
zusammenführen.

Wir sind bereit, gemeinsam mit dem Bund das
"Kohlekraftwerk der Zukunft " in Nordrhein -Westfa¬
len zu fördern, dessen energetischer Wirkungsgrad
erheblich über dem heutiger Kohiekreftwerke Hegt
und damit die C03-Emistionen bei der* Kohleverstro-
mung stark vermindern wird.

Wir werden die ratione&e Energieverwendung und
die Nutzung unerschöpflicher Energiequellen in
Landesbauten weiter fördern.
Bund und Länder soBten sich darauf verständigen,
da& die öffentliche Förderung des Wohnungsbaus
auch dazu genutzt wird, den Energieverbrauch von
Häusern und Wohnungen deutlich unter das heuti¬
ge Niveau zu sanken.

Bai all dem wissen wir: Ohne neues Energiewirt¬
schaftsrecht wird es keine durchgreifenden Ände¬
rungen geben. Dia Landesregierung tritt deshalb für
ein neues Energiewirtschaftsgesetz ein. weil das
jetzige - aus dem Jahr 19351 - in wesentlichen
Punkten kn Gegensatz zum Ziel rationeller Energie¬
verwendung steht:

(Beifall bei der SPO)

Investitionen in moderne Energietechnik müssen
weiter durch Investitionszulagen und steuerliche
Abschreibungen gefördert werden . Es war falsch,
da& die Bundesregierung diese Förderung im Rah¬
men ihrer Steuerpolitik abgeschafft hat . Um so
stärker müssen wir auf eine neue Regelung drän¬
gen.

Wir brauchen bessere Einspeisebedingungen für
dezentral erzeugten Strom aus unerschöpflichen
Energiequellen.

Es ist ein politischer Fehler , daft dar Bund sich
nicht mehr am Ausbau der Nah- und Femwärme-
netze auf der Basis von Kraft-Wörme-Koppking
beteiligt . Wir bitten die Bundesregierung dringend.
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diesen Fehler zu korrigieren.

( Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
GR0NEN)

Ich erwarte - auch als amtierender Vorsitzender der
Ministerprösidentenkonferenz-, da& der Bund end¬lich zusätzliche, gezielte Instrumente zur Marktein¬
führung unerschöpflicher Energiequellen schafft.Wir haben den Bund im Dezember 1988 einstimmigdazu sufgefordert. Ich finde es unbegreiflich , da&die Bundesregierung sich bis zum heutigen Tagteub stellt.

(Beifall bei der SPD und Rufe: Hört, hört !)
Die Landesregierung hält es aus umwehpolitischen,aus technologiepolitischen und aus industriepoliti¬schen Gründen für notwendig, aBe Anstrengungenzu unternehmen, damit die Sonnenenergie sich inden kommenden Jahrzehnten schrittweise zu einerma&geblichen Energiequelle entwickeln kann.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir nicht endlich beginnen, ist es müßig zuspekulieren , wenn die Sonnenenergie welchenAnteil erreicht haben kann. Langfristig geht es umden grundlegenden Umbau unserer gesamten Ener¬
gieversorgung . Die drastische Verringerung das
Primärenergieeinsatzes , die Nutzung aller Formender Sonnenenergie als Energiequelle und Wasser¬stoff als Energieträger und damit ein wirklicher
Beitrag zur Lösung des COj-Probiems : Das ist einezentrale Industrie - und strukturpoütische Weichen¬stellung.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren , was für die Enargiepoll-tik gilt , gilt auch für dia VerkehrspoUtik : Wir wer¬den das Prinzip des "Immer größer" und "Immermehr " weiter durch das Prinzip "Immer besser"ersetzen.

Wir wollen unsere Städte und Dörfer Habens - undlebenswert erhalten. Es war und ist nicht unserePolitik , das Auto zu verteufeln. Mobilität - auchAutomobißtÖt - gehört zu einer modernen Industrie¬gesellschaft. Aber wjr woDen nicht die autogerech¬te , sondern die menschengerechte Stadt.
( Berfall bei der SPD)

Wir wollen mehr Verkehrssicherheit, weniger Lärmund weniger Abgase. Deshalb werden wir an derPolitik des Vorrangs für den öffentlichen Personen¬

nahvarkehr und der Verkehrsberuhigungfesthalten.

Das wird auch finanzie8V*Konsequenzen haben für
dia Aufteilung dar Mittel zwischen Straßenbau und
öffantfichem Personannahverkehr im Gemeindever¬
kehrsfinanzierungsgesetz.

Wir wissen: Die Mobilitöt wird in den nächstenJahren weiter zunehmen. In vielen Bereichen , gera¬de im ländlichen Raum , hat das Auto eine unver¬zichtbare Aufgäbe.

(Zustimmung der Abgeordneten Nagel [CDU]und Dr. Rohde (F .D .P.l)

Die Landesregierung hält ss aber für einen Irrtum,warm daraus der Schluß gezogen wird, jetzt sei eswieder Zeit für neuen Straßenbau in großem Stil.Sie sieht die politische Aufgabe vielmehr darin,
intelligente Lösungen zu finden , damit die großenVorteile des Autos nicht zerstört werden von sei¬nen Nachteilen für Natur , Umweit und für dassoziale Gefüge unserer Städte.

Das Stra&enverkehrsnetz In Nordrhein -Westfalen istinsgesamt hervorragend.

(Zustimmung bei der SPD - Widerspruch beiCDU und GRONEN)

Von Ausnahmen abgesehen gürt es keinen zusätzli¬chen Bedarf , der ökologisch und sozial verträglichgedeckt werden könnte.

(Beifall bei der SPD)

Wo es darum geht, Lücken zu schließen, handeltdie Landesregierung.

(Lachen bei der CDU)

Das jüngste Beispiel Ist die von Bund und Landgefundene Lösung für die Rheinquerung der A 44,die nach hartnäckigem Drängen des Landes
(Abgeordneter Hardt [CDU ] : Unglaublichl)

ökologische Gesichtspunkte weitgehend berück¬sichtigt.

Ich wage die Prognose, daß es schon in naherZukunft einen Wettbewerb dar Städte geben wird,wer die autoärmste Innenstadt hat

(Beifali bei der SPD)
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oder wer am schnellsten die autofreie Innenstadt
hat . Die ganz große Mehrheit der politisch Verant¬
wortlichen, (Sa diese Entscheidungen treffen wer¬
den , sind selbst Autofahrer und sicher keine Geg¬
ner des Autos. Sie entscheiden aus Verantwortung
ihrer Stadt und ihren Bürgerinnen und Bürgern
gegenüber.

Wir brauchen weiter eine ökologische Verkehrspoli¬
tik, weil wir die Luftbelastung stärker senken müs¬
sen . Vielen Erfolgen bei der Schadstoffreduzierung
in Kraftwerken und Industrieanlagen steht der
ständig zunehmende Kraftfahrzeugverkehr entge¬
gen. Vor allem bei Stickoxiden, bä Benzolen und
bei Kohlenmonoxid hat sich bis heute trotz großer
Anstrengungen bei Kraftwerken und Industrieanla¬
gen keine deutliche Verringerung eingestellt.

Umweltengepaßte Autos müssen entflieh vom
Reißbrett in den Entwicklungsabteilungen der Auto-
mobiluntemehmen In die Produktion und auf die
Straße kommen.

(Beifall bai der SPD)

Die Landesregierung ervnttet von der Bundesregie¬
rung vor allem, daß die geplanten Schienenschnell¬
verbindungen so rasch wie möglich geschaffen
werden. Das gBt für die europäische SchoelJbahn-
verbindung Paris - Brüssel - Köln mit Fortsetzung
ins Ruhrgebiet,

(Abgeordneter Hardt [CDU]: Da freut sich der
Antwerpesl)

das gilt für die ICE-Stracke Köln - Frankfurt, und
das gilt für die Ost-West-Verbindungen aus dem
Ruhrgebiet nach Sachsen, nach Thüringen und
nach Berlin.

(Abgeordneter Nagel [CDU): Für Farthmarml •
Heiterkeit bei der CDU)

- Herr Kollege Farthmann, Sie säten , gute Wün¬
sche begleiten Sie aus allen Fraktionen.

(Beifafl bei SPD und F.D.P.)

Die Landesregierung ist im Gespräch mh den Auto¬
mobil!!erstellern, weH wir erreichen wollen, daß
sich der durchschnittliche Kraftstoffverbrauch von
Personenkraftwagen in den Höchsten zehn Jahren
halbiert.

(Beifafl bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Im Femlastverkehr brau¬
chen wir eine Trendwende : von der Straße auf die
Schiene.

(Lebhafte Zustimmung bei SPD, CDU und
F.D.P.)

Wieso soll das , was den Alpen nicht zuzumuten
ist , den Menschen an Rhein und Ruhr zugemutet
werden?

(Beifall bei SPD , CDU und F.D .P.)

Der Bund muß In der Verkehrspolitik grundlegend
umdenken.

(Beifall bei der SPD)

Bet der Deutschen Bundesbahn sollten die Signale
endlich von Rot auf Grün springen, damit sie ihr
Netz - und nicht nur auf wenigen Hauptstrecken -
so modernisieren und ausbauen kann , daß es den
Anforderungen des nächsten Jahrhunderts ent¬
spricht.

(BeifaH bei der SPD - Heiterkeit)

Die Landesregierung bleibt aber dabei: Eine A 4
durch das Rothaargebirge wird nicht gebaut.

(Beifall bei der SPD)

Zusätzliche Investitionen sind auch nötig , damit <fie
Bundesbahn mehr Güter transportieren kam . Nötig ' '
sind mehr Stationen für den kombinierten Ladungs-
vericehr . Die Landesregierung wird darauf hinwir¬
ken, daß in Nordrhein -Westfalen Güterverkehrszen¬
tren errichtet werden, damit Gütertransporte leich¬
ter als bisher von der Straße auf Schiene und
Schiff verlagert werden können.

Leistungsfähige Flughäfen haben große Bedeutung
für die Entwicklung des Landes. Das neue Ministe¬
rium für Stadtentwicklung und Verkehr hat auch
den Auftrag , das Luftverkehrskonzept weiterzuent¬
wickeln.

Dia beiden Großflughäfen Düsseldorf und
Köln/Bonn müssen durch Investitionen in die Lage
versetzt werden , ihre gemeinsame bedeutsame
Aufgabe auch bei zunehmender europäischer Kon¬
kurrenz wahrzunehmen. Dabei geht die Landesre¬
gierung davon aus , daß sich die Bundesregierung
angemessen am zügigen Ausbau des Reglerungs-
fiughafens Köln/Bonn beteiligt.

Zur geplanten Verbindung der beiden Flughäfen
Köln/Bonn und Düsseldorf durch die Magnetschwe¬
bebahn Transrapid haben Bund und Land eine
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Arbeitsgruppe eingesetzt, die ihre Arbeit noch nicht
abgeschlossen hat. Die Haltung der Landesregie¬
rung wird entscheidend davon bestimmt , ob es
befriedigende Antworten auf unsere ökologischen
Fragen gibt.

Meine Damen und Herren , wir haben in Nordrhein-
Westfalen in den vergangenen 25 Jahren die Infra¬
struktur für Wissenschaft, Forschung und Lehre in
einem Maße ausgebaut wie kein anderes Land in
der Bundesrepublik Deutschland. Wir haben viele
Hochschulen • Universitäten , Gesamthochschulen,
Fachhochschulen, Musik- und Kunsthochschulen -
neu gegründet . Wir haben am Grundsatz der Regio¬
nalisierung fostgehalten. Das Ist lange Zelt nicht
überall verstanden worden. Heute bestreitet nie¬
mand mehr : Nordrhain-Westfalen hat die (Echteste
und vielfältigste Hochschuflandschaft ki Europa.Diese Investitionen haben sich zu einem zentralen
Aktivposten bei der Erneuerung unseres Landes
entwickelt . Gut ausgebildete junge Menschen sindfür tfie Zukunft unseres Landes von entscheidender
Bedeutung . Forschung ist der neue Rohstoff Nord¬rhein-Westfalens.

Immer mehr junge Menschen haben in den letztenJahren ein Studium aufgenommen. In den Hoch¬schulen ist es eng geworden. Die damit verbunde¬nen Probleme sind uns bewußt . Mancher sprichtvon Katastrophe oder gar von einer Studentenfkrt.
Ich entdecke kl der wachsenden Sturfieruiägung( B ) der jungen Menschen auch sehr viel Positives.Heute ernten wir die Früchte der Bildungsreform,mit der wir Anfang der 70er Jahre begonnen ha¬ben.

(Beifafl bä der SPD)

Entgegen früheren Prognosen ist ein Rückgang derStudentenzahlan nicht abzusehen. In Zukunft wirddas Interesse am Studium noch wachsen . SätJahren bäten unsere Hochschulen große Belastun

gen aus. Das wird , noch einige Jahre so bleiben.Ich möchte allen an den Hochschulen dafür dan¬ken , daß sie mit uns diese Belastungen getragenhaben.

Wir haben die Probleme der letzten Jahre gut ge¬meistert. Der reguläre Etat für Wissenschaft und
Forschung Ist beachtlich. Und wir haben in denletzten Jahren noch kräftig aufgestockt : Seit eini¬gen Jahren finanzieren wir mit einem Sonderpro¬gramm die Modernisierung des Geräteparks an denHochschulen . Wir haben beacht&che Summe für dieBibliotheken berätgesteflt . Wir heben den Umbau

der Hochschulen aus eigener Kraft ängeleitat. AK
das hat zusätzliches Geld gekostet.

Für die Zukunft sind weitere Anstrengungen not¬
wendig. in den nächsten fünf Jahren stehen große
Aufgaben an: Die Qualität dar Lehre muß weiter
verbessert werden. Die Fachhochschulen müssen
weiter ausgebaut werden . Wir müssen die Hoch¬
schulen und Forschungsinstitute auf die europäi¬sche Einigung vorberät an.

Die Landesregierung stellt sich diesen Aufgaben.Die Länder woflen mit dem Bund ein Hochschulson¬
derprogramm II verwirklichen, das diesen Ziäen
dient . Die Landesregierung bedauert , daß der Bund
das vorgesehene Programm finanziell gekürzt unddamit die Möglichkeiten verringert hat, Verbesse¬
rungen für Lehrende und Lernende zu schaffen. Wir
woflen - wir haben das in den noch laufenden
Gesprächen deutlich gemacht daß der Bund zusänen Zusagen steht und daß es bä den ursprüng¬lichen Zielsetzungen bleibt . Das gflt vor. allem fürdie Förderungvon Fachhochschulen, deren Studien¬
gänge , besonders begehrt sind.

Wir stehen zur öffnungspofitik an den Hochschu¬len. Es wäre ein fäsches Signal , wenn wir den
jungen Menschen jetzt mit dem Numerus claususdie Türen verschlössen.

Dia Frauenförderung an den Hochschulen ist jetztfest verankert. Wir wollen das Engagement derFrauen noch stärker fördern und sie bä der Durch¬
setzung ihrer Rechte unterstützen.

(Zustimmung der Abgeordneten Rauterkus
[SPD«

Der Lebensraum Hochschule endet nicht an denTüren der Hörsäle und Labore. Die Studierendenmüssen angemessen wohnen und arbeiten können.Die Miete muß bezahlbar sein.

Bä all dam, was wir als Land für unsere Hochschu¬len tun woflen, soll die Verpflichtung des Bundesnicht vergessen werden . Der Hochschulbau undauch der Bau von Wohnheimplätzen für Studentensind Gemeinschaftsaufgaben . Sie sind also auchSache des Bundes. Hier muß aufgestockt werden,damit die räumliche Enge im Studium und kn stu¬dentischen Leben abgebaut wird.

(Abgeordneter Kuh) [F .D.P.]: Erst muß dasLand auch änmä Gäd geben!)
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Unsere Hochschulen leisten auch im medizinischen
Bereich Harausragendes. Auf vielen Fachgebieten
sind die Universitätskliniken führend . Wir haben
aber auch Sorgen: Die Bausubstanz vieler Hoch-
schuBtliniken ist alt- Wir stellen uns der Aufgabe
und haben mitte!- und langfristig die Renovierung
vorgesehen.

Wenn ich von den HochschuUcBnBcen spreche , dann
ist die bauliche Seite nur ein kleiner Ausschnitt.
Das Wichtige sind die vielen Menschen, die mit
großem Engagement in den Kliniken arbeiten. Gera¬
de die Pflegekräfte gehen - wie in vielen anderen
Krankenhäusern - oft bis an die Grenzen ihrer Lei¬
stungsfähigkeit. Der Personaischlüssel ist 20 Jahre
alt . Die Bundesregierung muS für einen neuen
angemessenen Personalschlüssel sorgen. Sonst
variieren Krankenhäuser und KBnken weitere Pfle¬
gekräfte , und (Me Versorgung der Patienten wird
gefährdet.

(Abgeordnete Hieronymi {CDU}: Und die
Pflegesätze?)

Meine Damen und Herren! Vor wenigen Wochen
hat die Landesregierung in Köln ein Medienforum
veranstaltet , das wir wegen der großen Resonanz
zu einer ständigen Einrichtung machen woBen.

Es ist kein Zufall , daß die größte Veranstaltung
ihrer Art hier stattgefunden hat. Im vielfältigsten
Medienland . Nordrhein-Westfalen ist Standort des
größten Hörfunk- und Famsehveranstaiters auf dem
europäischen Kontinent, des Westdeutschen Rund¬
funks . Deutschlandfunk und Deutsche WeBe haben
hier ihren Sitz. Nordrhein-Westfalen ist inzwischen
aber auch ein attraktiver Standort für private Rund¬
funkveranstalter. RTL plus ,hat seinen Sitz in Köln.

Köln ist euch Standort der neu gegründeten Kunst¬
hochschule für Medien, die im Wintersemester
ihren Betrieb aufnimmt . In Düsseldorf entsteht in
Kürze (Be neue Fiimstiftung des Landes . Der Auf¬
bau des Zentrums für neue Femseh-, FBm- und
Videoproduktionstechniken in Oberhausen wird die

Chancen Nordihein-Westfalens weiter verbessern,
zu einem Medienstandort von europäischem Rang
zu werden.

Das wichtige Thema der nahen Zukunft ist die
Medienordnung im neuen deutschen Bundesstaat.
Dia Landesregierung orientiert sich dabei an folgen¬
den Grundsätzen:

Wir woBen auch im vereinten Deutschland den
öffentBch -rechtBchen Rundfunk erhalten • übrigens
mit Deutschlandfunk uniTDeutscher Welle in Köln.

(Beifafl bei der SPD)

Es gibt keinen Bedarf für ein drittes öffentlich-
rechtliches Fernsehprogramm für ganz
Deutschland. Das duale System SOU auch in den
neuen fünf Ländern eine Chance bekommen.

Meine Damen und Herren ) Eine Selbstverständlich¬
keit scheint bei manchen schulpolitischan Ausein¬
andersetzungen aus dam BBck zu geraten: Die
Schule ist für (Be Schüler da.

(Heiterkeit - Berfa» bei SPD , CDU und F.D.P.)

Zur Wirklichkeit gehört auch , daß Nordrhein -West-
faien das Land mh dem vielfältigsten Schulangebot
ist.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU ): Genaul)

Diese Vielfalt entspricht dem politischen Willen der
Landesregierung

(Lachen bei der CDU)

und ist das Ergebnis der freien Entscheidung von
Eltern und Schülern.

(Beifalt hei der SPD)

Die Landesregierung bleibt dabei: in Nordrhsin-
Westfaien wird (Be Schulwahl nicht von oben ver¬
ordnet. Entscheidend ist der HtemwiOe.

(Beifall bei der SPD - Zustimmung des Abge¬
ordneten Dr. Robde [F.D.P.])

Die Landesregierung hat mit Interesse vermerkt,
daß auch in den Reihen der Opposition der verän¬
derte EhemwiBe bei der Wahl weiterführender
Schulen dazu führt, langjährige Positionen zu über¬
denken.

(Hört , hört) und Beifall bei dar SPD)

f Die Landesregierung wird Konzepte zur Personalbe¬
wirtschaftung , zur Organisation von Schulverwal¬
tung und Schulaufsicht, zur Dezentrafisierung der
SteBerv - und Parsonalbewirtschaftung und zum
Lehrerbedarf entwickeln und zur Diskussion stellen.
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Dazu ist eine intarministerieile Projektgruppe einge¬
richtet, in der eine Untemehmensberatungsfirme
mitwirkt. Erste Vorstellungan werden zum Jahres¬
ende voriiegen.

Damit eine sachliche Entscheidung möglich ist, die
den berechtigten Interessen von - In dieser Reihen¬
folge - Schülern , Eltern und Lehrern gerecht wird,werden viele Regelungen auf dem Prüfstand ste¬
hen : Stundenbefreiungen und (Be Mobilität von
Lehrern , Möglichkeiten der kommunalen oder regio¬
nalen Mitwirkung, die Lehreraus- und die Lahrer-
forthüdung , die Breite des fachlichen Einsatzes von
Lehrern , (Be Struktur der Schulaufsicht und das
Personal Vertretungsrecht.

(Dr. Rohde [F.D .P.J: Sehr gutl)
Die Städte und Gemeinden sollen sich stärker als
bisher vorausschauend auf die Zukunft ihrer Schu¬len einstellen und bei der SchulantwickJungspta-
nung stärker mit benachbarten Gemeinden Zusam¬menarbeitan.

Die Landesregierung wird mit allen Beteiligten undallen betroffenen Gruppen sprechen. Die letzte
politische Entscheidung müssen und werden aberdie Landesregierung und der Landtag zu treffenhaben.

Ein zweiter, inhaltlicher Schwerpunkt unserer
Schulpolitik In den kommenden Jahren ist die Aus¬
weitung der ganztägigen Angebote. Mehr Ganz¬
tagsschulen werden wir nur erreichen , wenn auchdie Gemeinden zu zusätzlichen Anstrengungenbereit sind . Schon aus Kostengründ an wird hiernicht des gleiche Tempo möglich sein wie beimAusbau der Betreuung für Kinder unter sechs Jah¬ren.

Ober neuen Organisationsformen der Unterrichts¬
versorgung und einem erweiterten Gänztagesange-bot sollten wir nicht vergessen, daß es In derSchule nicht nur um die Vermittlung von Wissengeht , sondern auch um soziales Lernen und Erzie¬hung.

Hier wotten wir neue Akzente setzen : Wir wollendas Fremdsprachenangebot weiter ausbauen , damitunsere Jugend noch besser auf das Zusammen-Wi .
Eur°P“ vorbereitet wird. Schon Grund-Schulkinder sollen mit einer Fremdsprache vertrautwerden . Auch In den Berufsschulen Soden Fremd¬sprachen eine größere Rode spielen.

Wir werden die Leistungsfähigkeit und den Frei¬
raum der einzelnen Schule stärken . Wir woBen
Lehrer, Ehern und SchüfST ermutigen und sie dabei
unterstützen , Bve Schule selber zu gestatten.

(Zuruf der Abgeordneten Schumann [GRÜNE])
Wir wollen , daß mehr behinderte und nichtbehin¬
derte Schülerinnen und Schüler gemeinsam lernen.

(Zuruf der Abgeordneten Hieronymi [CDU])
Der Schwerpunkt wird in der Grundschule liegen,bi den Schufen der Sekundarstufe I werden sich
unsere Anstrengungen darauf konzentrieren , dieje¬nigen Schülerirmnen und Schüler zu integrieren , dieden Lemanforderungen einer weiterführenden
Sciude grundsätzlichgerecht werden können.

Die Schule hat auch die Aufgabe, junge Menschen
vor provinzieller Enge zu bewahren , sie zu weltoffe¬
nen Bürgern zu erziehen , sie für Toleranz gegen¬über anderen Kulturen zu gewinnen. Dauerhafte
Kontakte zwischen Schulen bei uns und Schulen
unserer euorpäischen Nachbarn, aber auch Schulen
in den Vereinigten Staaten von Amerika und der
Sowjetunion können viel dazu beitragen.
Dia Weiterbildung hat sich inzwischen als vierteSäule unseres Bildungswesens fest etabliert . Wirhaben den Ehrgeiz, daß uns auch künftig kein Landbei den Anstrengungen für (Be Weiterbildung über¬trifft.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung wird dafür sorgen, daß rechtli¬ch« Zweifelsfragen im Zusammenhang mit unserem
Arbeitnehmerweiterbödungsgesetz geklärt werden,ohne Ziel und Absicht des Gesetzes eufzugeben.

(Zustimmung bei der SPD)

Meine Damen und Herren ! Besser als vieles anderebieten Kunst und Kultur (Be MögfichkNt , Begegnun¬gen . zu schaffen. Unbekanntes kennenzulemen,Fremtöxiit zu überwinden, vom Ungewohnten zumVertrauten zu geleiten.

Mit der vor kurzem gegründeten "Stiftung Kunstund Kultur" haben wir ein Instrument zur Förderungkultureller Projekte , das weit über die Landesgren¬zen hinaus das Kulturland Nordrhein -WestfNen breitbis Bewußtsein bringen kann.
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Die Bedeutung von Stiftungen «wird in unserem
Land noch oft unterschätzt . Die Landesregierung
hält Stiftungen für besonders geeignet , bürger-
schaftüches Engagement und gesamtgesellschaftli¬
che Ziele zusammenzubringen . Wo Bürgerinnen und
Bürger nicht zuerst fragen , was (fieser Staat für sie
leisten könne , sondern was sie zum Gemeinwesen
beitragen können , da bieten Stiftungen gute Mög¬
lichkeiten für Mitarbeit und Unterstützung . Die
Landesregierung hat in den vergangenen Jahren
das Stiftungswesen in Nordrhein -Westfalen ausge¬
baut . Wir werden auf diesem Weg vorangehen und
sind zuversichtlich , dafür auch In Zukunft die Un¬
terstützung des Landtags zu erhalten.

Die Kulturpolitik des Landes hat dazu beigetragen,
daK Nordihein -Westfalen heute die bunteste und
vielfähigste Kulturregion in Europa ist . Das zeigt
heute etwa ein Bück nach Essen . Dort sind zwei
große Ausstellungen zu sehen . Wir freuen uns
darüber , daß bn nächsten Jahr das Festival "Thea¬
ter der Welt " erstmals im Ruhrgebiet stattfinden
wird . Die Ruhrfestspiele in Recklinghausen werden
zu einem europäischen Festival ausgebaut , weil wir
wollen , daß Europa nicht nur politische und wirt¬
schaftliche , sondern auch kulturelle Dimensionen
hat.

In den letzten Monaten hat vieles deutlich ge¬
macht , wie sehr die Menschen sich für Sport inter¬
essieren . Es wurde viel mehr über Sport geredet als

(B ) über Pofitik - das lag vielleicht nicht nur an den
großen sportlichen Ereignissen . Sport ist besonders
geeignet , Menschen zusammenzuführen : Deutsche
und Nichtdeutsche , Behinderte und Nichtbehinder¬
te , Junge und Alte . Ohne das ehrenamtfiche Enga¬
gement gerade in den Sportvereinen wäre unser
Land um vieles ärmer . Und wenn wir sagen : .

"Nord¬
rhein -Westfalen soll Weltbühne des Sports sein ’,
dann wissen wir : Der Spitzensport hat bei uns
deswegen so gute Möglichkeiten , weil er aufbaut
auf einem soliden Fundament des Breitensports.
Zusätzlich zu den Anstrengungen der vergangenen
Jahre wird die Landesregierung Akzente setzen bei
der Förderung des Behindertensports und beim
Sport angebot im unmittelbaren Wohnumfeld.

Der Wunsch , in sicheren Verhältnissen zu leben , ist
für Menschen ein elementares Bedürfnis . Die Bür¬
gerinnen und. Bürger haben Anspruch darauf , daß
der Staat sie wirksam vor Gewalt und Kriminafitfit
schützt . Die organrsiorte Bandenkriminalität , die
internationale Drogenmafia , Wirtschaftskriminalität
und Verbrechen gegen die Umweit gefährden den
einzelnen und unsere ganze Gesellschaft in beson¬
derer Weise.

Die Landesregierung wird ihre Anstrengungen dar¬
auf konzentrieren , die Bekämpfung dieser beson¬
ders gefährlichen und ttfZlei schädlichen Form von
Kriminalität zu verstärken:

im Land werden wir die Zusammenarbeit der ver¬
schiedenen Strafverfolgungsbehörden weiter ver¬
bessern und die einzelnen Beamten noch effektiver
eins atzen . Auf der Ebene des Bundes werden wir
auf Vorschriften hinwirken , mit denen wir den
qualitativ veränderten Formen von Kriminalität Herr
werden können , ohne zugleich den Schutz der
Grundrechte des einzelnen Bürgers auszuhöhlen.

Vor allem bei der Drogenkriminaütät muß die Straf-
Verfolgung künftig mehr noch als bisher auf den
Drogenhandel zielen . Strafverfolgung kann aller¬
dings nur ein Teil eines Konzepts sein , das in glei¬
cher Weise auch Vorbeugung und Therapie umfaßt.
Die Landesregierung hat deshalb vor wenigen Mo¬
naten ein umfassendes Anti -Drogon -Programm
vorgelegt , das schrittweise verwirklicht wird und
vor allem dem Schutz und der Aufklärung junger
Menschen dienen soB.

Die Landesregierung wird den Drogenbeauftragten
des Landes dadurch unterstützen , daß eine Projekt¬
gruppe aus Beamten aller beteiligten Ministerien
beim Ministerium für Arbeit , Gesundheit und Sozia¬
les eingerichtet wird.

Unser nordrhein -westfälischer Weg , mit Hilfe von ^
Methadon zusätzliche Therapiemögiichkehen zu
eröffnen , ist von vielen Ländern übernommen wor¬
den . Wir werden (fiesen Weg mit Augenmaß wei¬
tergehen.

Unsere Bürgerinnen und Bürger beschäftigen aber
nicht nur die SchwerkriminaDtät und das internatio¬
nale Verbrechen . Sie erwarten auch Schutz in den
eigenen vier Wänden und Sicherheit auf der Stra¬
ße . Dafür brauchen wir unsere gut ausgebildete
und gut ausgestatteta Polizei, die Staatsanwalt¬
schaften und die Gerichte.

Wir werden des nordrhein -westfälische Konzept der
bürgernahen Polizei weit erentwickeln und dafür
sorgen , daß sie quantitativ und qualitativ auf einem
Stand ist , der Bw die Erfüllung ihrer Aufgaben er¬
möglicht . Zugleich werden wir die Ausbildung der
Pofizei entsprechend den aktuellen Eikenntnissen
und Bedürfnissen weiter modernisieren . Ein wichti¬
ger Beitrag zur verbesserten Ausstattung der Polizei
ist das Informations - und Kommunikationspro¬
gramm.
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Innere Sicherheit kann auf Dauer nicht aftein von
der Polizei geschaffen werden . Sozleia Ungerechtig¬
keit , anhaltende Arbeitslosigkeit und die Ausgren¬
zung von Minderheiten • das sind Entwicklungen,
die nicht nur die Stabilität unserer Gesellschaft
erschüttern und den sozialen Frieden gefährden , sie
sind selber Faktoren , die Kriminalität begünstigen.
Wer alle Probleme unserer Gesellschaft bei der
Polizei abladen will, der überlastet (fie Polizisten
und macht die Probleme selbst unlösbar.

(Beifall bei dar SPD]

Es bleibt richtig : Jugendbegegnungsstötten in so¬
zialen Brennpunkten können mehr zur inneren Si¬
cherheit beitragen als manche Maßnahmen der
Polizei.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung wird Vorschläge für eine in¬
haltliche Neugestaltung der Juristenausbildung
machen.

Die Juristenausbildung dauert zu lange , sie orien¬
tiert sich zu einseitig an den Aufgaben von Rich¬
tern und Staatsanwälten und hat zu wenig mit dem
beruflichen Alltag der meisten Juristen zu tun.

(Zustimmung bei der SPD)

Nordrhain -Westfalen bleibt führend bei seinen An¬
strengungen für den Strafvollzug . Zum modernen
Strafvollzug in Nordrhein -Westfrien gehört es , daß
das Personal im Strafvollzug noch effektiver einge¬
setzt werden soll und daß Anstalten , die nicht
ausgelastet sind, nicht auf Dauer erhalten werden.

Die Landesregierung wird Umfang und Struktur des
Verfassungsschutzes prüfen und gegebenenfallsdas Verfassungsschutzgesetz novellieren . Sie lehnt
es aus grundsätzlichen rechtsstaatlichen Überlegun¬
gen ab , dem Verfassungsschutz Pofizeiaufgaben zu
übertragen.

(Beifall bei der SPD)

Angesichts der veränderten Lage in Deutschlandmuß sorgfältig überlegt werden , wie die Zukunft
des Bundesamtes für Verfassungsschutz , des Bun-
desnachnchtendienstes , aber auch des Bundes¬
grenzschutzes Bussohön soll. Zuständigkeiten zwi¬schen Bund und Ländern dürfen nicht verwischtwerden , auch nicht durch faktische Übernahmevon Aufgaben.

Nordrhein -Westfalen setzt im Datenschutz schon
bisher bundesweit Maßstäbe . Wir werden das
Recht dar Bürgerinnen ued Bürger , selber über ihre
persönlichen Daten zu bestimmen , weiterentwfc-
keln und Defizite beseitigen , die in einzelnen Berei¬
chen wie im Gesundheitswesen noch bestehen.
Darüber hinaus werden wir uns auch bi Zukunft
dafür einsetzen , daß der Datenschutz auf Bundes¬
ebene dem Grundrecht auf Informationelle Selbst¬
bestimmung gerecht wird.

Meine Damen und Herren ! Die Landesregierung
v will , daß das Jahr 1991 zum Jahr der kommunalen

Demokratie wird . Wir haben inzwischen über vier¬
zig Jahre Erfahrungen mit der nordrhein -westfäii-
schen Kommtmaiverfassung , und in diesen vierzig
Jahren ist in den Städten und Gemeinden unseres
Landes Großartiges geleistet worden . Die Landesre¬
gierung dankt den vielen ehrenamtlich Tätigen in
den Städten und Gemeinden.

( Beifall bei der SPD)

Die Umfrage des Innenministeriums bei den Man¬
datsträgern hat aber gezeigt : Die kommunale
Praxis hat sich über das geschriebene kommunale
Verfassungsrecht hinaus entwickelt . Viele, die in
den Städten und Gemeinden Verantwortung ,tragen,halten die Kommtmaiverfassung deshalb für reform¬
bedürftig.

bn Jahre 1991 soll eine breite Diskussion darüber
stattfinden , in welchen Punkten die nordrtiein-west¬
fälische KommunalVerfassung geändert werden
soll.

Die Bandbreite der Vorschläge wird weit sein , und
es wird nicht nur viele unterschiedliche Vorschläge
geben , sondern auch manche , die sich gegenseitig
ausschließen . Wir wollen alle Vorschläge sichten,
gewichten und dann unseren Vorschlag zur Reform
des kommunalen Verfassungsrechts Vorlagen. Er
wird sich nicht nur auf die kommunale Doppelspit¬ze und den Wahlmodus beschränken.

Genauso wichtig wie die Diskussion über die Kom¬
munalverfassung ist , daß rieh in den kommunalen
Verwaltungen noch stärker die Einsicht durchsetzt,daß sie Dienstieistungsunternehmen sind.

(Baffen bei der SPD}

Diesem Selbstverständnis entspricht es , wenn die
Städte und Gemeinden stärker als bisher Verant¬
wortung übernehmen für (fie öffentlichen Angeboteder Kinderbetreuung und für die Leistungsfähigkeitan den Schulen.
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Bei den Kommunalwahlen im Jahr 1994 sollen
nach dem Willen der Landesregierung auch Mitbür¬
gerinnen und Mitbürger wählen können , die nicht
die deutsche Staatsangehörigkeit haben.

(Beifan bei der SPD)

Wenn das Bundesverfassungsgericht zu dem Ergeb¬
nis kommen sollte , daß dafür eine Änderung des
Grundgesetzes notwendig ist . wird sich die Landes¬
regierung für eine solche Änderung eins atzen.

( Beifall bei der SPD)

Die Finanz - und Hausheltspolitlk der vergangenen
Legislaturperiode war solide und erfolgreich:

( Beifall bei der SPD)

Aus eigener Kraft haben wir die jährliche Neuver-
schuldung seit 1981 auf ein Viertel zurückgeführt.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Helmut Kohl
läßt grüßen !)

Wir werden die Konsolidierung des Landeshaushalts
und die Konzentration auf die wichtigen Zukunfts-
aufgaben fortsetzen , denn trotz aller unbestreitba¬
ren Erfolge liegt unsere jährliche Zinsbelastung
immer noch rund 2 Milliarden DM über dem ver¬
gleichbaren Niveau der anderen Ftächenländer.

Nur durch beharrliche Ausgärendisziplin heute
sichern wir mittel - und langfristig die finanzieflen
Voraussetzungen für gestaltende Politik.

Auch wenn sich gegenwärtig die Einnahmeseite
positiv zu entwickeln scheint - es gibt keine Garan¬
tie für eine immerwährende Hochkonjunktur , und
gerade in einer mögfichen Abschwungphase muß
der Staat handlungsfähig sein.

Unsere Zinslast ist Immer noch zu hoch . Ausgaben¬
disziplin und Konzentration auf die wichtigen Zu¬
kunftsaufgaben cfienen auch einer gerechten La¬
stenverteilung zwischen den Generationen.

Wir brauchen eine Neuordnung der Finanzbeziehun¬
gen zwischen Bund . Ländern und Gemeinden

(Zustimmung bei der SPD)

- rächt zuletzt im BGck auf die Europäische Gemein¬
schaft . Die Landesregierung hält es weiter für
richtig , die Mischfinanzierung von Aufgaben durch
Bund und Länder soweit wie möglich zurückzudrän-
gen . Voraussetzung dafür ist allerdings , daß der

Bund den Ländern nicht nur die alleinige Verant¬
wortung überläßt , sondern auch die entsprechen¬
den Mittel.

(Baifad bei der SPD)

Die Neuordnung der Finanzbeziehungen muß zu
einer nachhaltigen Stärkung der föderalen Kompo¬
nente , der Leistungskraft und Eigenverantwortlich¬
keit der Länder führen.

Alle Vorhaben der Landesregierung stehen auch
künftig unter dem Vorbehalt einer soliden Finanzie¬
rung . Wir werden die neuen Aufgaben nur bewälti¬
gen , wenn wir die Kraft haben , vertraute und
durchaus wünschenswerte bisherige Leistungen in
Frage zu Steden.

Ein Blick auf die vor uns liegenden großen Aufga¬
ben der deutschen Vereinigung und der
europäischen Integration soüta jedem Verantwortli¬
chen deutfich machen : Es gibt keinen Spielraum für
globale Steuersenkungen oder für die Senkung der
Untemehmenssteuem.

(Beifall bei der SPD)

Aufkommensneutrale Veränderungen unter Wah¬
rung der Finanzautonomie der verschiedenen Ebe¬
nen innerhalb der Untemehmensbesteuerung wäl
ich nicht ausschfießen . Gerade bei diesen großen _
Aufgaben kann sich niemand einen armen Staat '

leisten.

Die aktuellen Verhandlungen zum Einigungsvertrag
zwischen Bundesregierung und Ländern auf der
einen Seite und der DDR-Regierung auf der anderen
Seite machen deutlich , daß tfie Haushalts - und
Finanzpolitik im Zusammenhang mit der deutschen
Einigung unkalkulierbaren RisBcen ausgesetzt ist.
Die Tatsache , daß der Bundesfinanzminister seinen
Haushaltsentwurf für 1991 Inzwischen zurückgezo¬
gen hat , spricht Bände . Unabhängig von den haus¬
gemachten Problemen der Bundesregierung ist die
Aufgabe , die Folgen von vierzig Jahren Kommando¬
wirtschaft zu überwinden , so groß , daß sie weitge¬
hende Auswirkungen auf alle Bereiche der Politik
haben wird . Wir werden grundlegend über Prioritä¬
ten und Posterioritäten neu nachdenken müssen.

Das zeigt sich schon in dem Nachtragshaushalt,
den die Landesregierung morgen im Landtag er¬
bringen wird und der einen inhaltlichen Schwer¬
punkt bei Maßnahmen zur Oberwindung der Teilung
hat . Daß tfie Bundesregierung bereits drei Nach-
tragshaushaite mh (fieser Begründung aufgelegt
hat , deutet an , vor welch schwierigen Aufgaben
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(A ) (Ministerpräsident Dr. Reu)

alle Ebenen der Politik stehen : Bund , Länder und
- ich füge das ausdrücklich hinzu - auch (fia Ge¬
meinden.

Die Landesregierung wird in den kommenden Jah¬
ren noch stärker als bisher ihre Steuer - und finanz¬
politischen Vorstellungen in die bundespolitische
Debatte einbringen . Auch hier sind wir das soziale
Gewissen der Bundesrepublik.

Angesichts der Belastungen , vor denen wir stehen,
muß es erlaubt sein , zu fragen : Müssen sich unter¬
schiedliche Einkommens - und Vermögenslagen
nicht auch bei der Beteiligung an den Kosten öf¬
fentlicher Leistungen deutlicher widerspiegeln?

Wir eile sind gefordert , wenn es darum geht , sozia¬
le Gerechtigkeit auch da zu verwirklichen , wo Kritik
und Gegenwehr von denen kommen , die bisher
Leistungen des Staates empfangen haben , obwohl
sie darauf nicht angewiesen sind.

Wir streben eine gleichmäßige Finanzentwicklung
aller Haushaltsebenan an, beim Bund , beim Land
und bei den Gemeinden . Wo sich Aufgaben und
Finanzen auseatanderentwicklen , muß gehandelt
werden : Entweder die Aufgaben kommen zu den
finanziellen Ressourcen , oder Wir lenken die Finanz¬
ströme so um , daß die verantwortliche Ebene ihre
Aufgaben auch tatsächfich erfüllen kann.

<B ) Meine Damen und Herren ! Nordrhein -Westfalen wW
den Bund Deutscher Länder, Nordrhein -Westfäen
wiU das Vereinte Europa dar Regionen . Wir sagennein zur Restauration eines deutschen Nationalstaa¬
tes . wie er kn 19 . Jahrhundert das Denken be¬
herrschte , das manche an der Schwede zum21 . Jahrhundert immer noch nicht überwunden
haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Unsere moderne Antwort auf Nationalismus und
Zentralismus einerseits und provinziellen Separatis¬mus andererseits ist ein starker , kooperativer Föde¬
ralismus.

Wir alle haben lernen müssen : Für die großen Pro¬
bleme der Gegenwart ist der Nationalstaat zu klein,für die kleinen Probleme des Alltags Ist er zu yoß.Deshalb sagt die Landesregierung ja zu einem
starken vereinten Europa selbstbewußter Regionen,einem Europa, das sich nicht auf den Westen undSüden beschränkt . ,

Die Bundesrepublik Deutschland ist eine Gründungder Länder, auch wenn das im Bund gelegentlich

vergessen wird . Das vereinte Deutschland wollen
und können wir uns nur vorstaBen als einen Bund
starker , leistungsfähiger Under.

(Beifall bei der SPD)

Der föderale Charakter des vereinten Deutschland
muß nicht nur kn Namen und in den Symbolen des
neuen Staates zum Ausdruck kommen . Der Geist
dieses Gemeinwesens muß geprägt sein von der
Überzeugung , daß regionale Vielfalt Stärke Ist.

Seit Monaten gibt es kt beiden Tellen Deutschlands
eine lebhafte - Diskussion über die Hauptstadt der
Deutschen . Für die Landesregierung steht außer
Frage , daß Berlin für alle Deutschen eine Stadt mit
besonderer symbolhafter Bedeutung ist und bleibt.
Nordrhekt -Westfalen hat seine Solidarität mit Berlin
und seinen Menschen stets bewiesen : in den Mo¬
naten der Luftbrücke , kt den Jahren des Kalten
Krieges , in den Tagen des Mau erbaus bis in unsere
Zeit.

Ich widerspreche jenen , tfie in der aktuellen Debat¬
te falsche Argumente gegen Berlin verbringen:
Weder ist Berlin ein Hort preußisch -deutscher Reak¬
tion , noch macht dort der angebliche Druck der
Straße freie demokratische Entscheidungen unmög-
Bch . Falsche Argumente und falsche Töne gibt es
aber auch gegen Bonn . Deshalb sage ich : Berlin ist
nicht Babylon , und Bonn ist nicht Krähwinkel.

Manche Diskussionen vermitteln den Endruck , daß
die europäische Dimension zu wenig mitbedacht
wird . Wenn wir Ober künftige AufgabenverteBungen
reden , dann muß doch gleichzeitig mitgedacht
werden : Wo werden die künftigen Institutionen der
KSZE entstehen , wo die Einrichtungen eines hof¬
fen tfich kommenden Europäischen Sicherheitssy¬
stems ? Welche supranationalen Einrichtungen wer¬
den in dem vereinten Deutschland wo ihren Platz
finden?

Für die Landesregierung Ist unstreitig , daß Berlin Im
vereinten Deutschland eine besondere Rolle Zu¬
wachsen wird - in erster Linie kn Blick auf Osteuro¬
pa , und das nicht nur politisch , sondern auch kultu¬
rell und Wirtschaftfich . Es liegt nahe , daß der Bun¬
despräsident dort seinen Amtssitz haben wird.
Berlin soll die repräsentative Hauptstadt Deutsch¬
lands sein.

Aber ebenso War ist : Bonn ist gerade für die Zu¬
kunft die richtige Stadt , ki der Bundesregierung,
Bundestag und Bundesrat ihren Sitz haben und
behalten sollen.
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(Beifall bei SPD , CDU und F.D.P.}

Die Teilung der Aufgaben zwischen repräsentativer
Hauptstadt auf der einen und Parlaments- und
Regierungssitz auf der anderen Seite ist ein ver¬
nünftiger Weg , von dem ich hoffe, daß alle ihn
mitgahen.

( Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bonn steht für die föderale Grundstruktur des künf¬
tiges Staates . Bonn läßt Platz für viele Metropolen:
von München Ober Stuttgart nach Frankfurt , von
Köln über Dortmund nach Hamburg , aber auch von
Dresden über Leipzig, Magdeburg und Erfurt bis
nach Rostock. Diese werden wir in unsere Überle¬
gungen einbeziehen müssen.

Die Entscheidung Ober den Regierungssitz sollte in
aller Ruhe vorbereitet und dann kn neuen deut-

. sehen Bundesstaat von den Verfassungsorganen
Bundestag und Bundesrat getroffen werden.

Die Landesregierung tritt mit guten Argumenten für
Bonn als Parlaments- und Regierungssitz ein. Die
Entscheidung für Bonn ist eine Entscheidung für
den Föderalismus und entspricht damit viel stärker
guter geschichtlicher Tradition unseres Vaterlandes
als die nur wenige Jahrzehnte währende Fixierung
auf eine einzige Metropole. Der Regierungs - und
Parlamentssitz Bonn ist für unsere Nachbarn und

( B ) Freunde zugleich Symbol dafür, daß wir am großen
Projekt der europäischen Einigung weiter mitbauen
wollen.

Zu einem lebendigen Föderalismus gehören lei¬
stungsfähige Länder, die ihre Aufgaben aus eigener
Kraft bewältigen können , in diesen Wochen entste¬
hen die alten Länder in der bisherigen DDR neu.
Des ist nicht der geeignete Zeitpunkt , über eine
Neugliederung der Länder zu reden. Allerdings : In
der Diskussion über die Notwendigkeit leistungsfä¬
higer Länder wünschte ich mir mehr Phantasie,
über das bloße Verschieben von .Ländergrenzen
hinaus.

(Zustimmung des Abgeordneten Dorn {F .D .P.])

Nicht verschlieBen sollten sich andere Länder dem
Wunsch der großen Länder, die StimmenVerteilung
im Sundesrat zu verändern . Es kann nicht richtig
sein , daß die neu zu uns kommenden, herzlich
willkommenen fünf Länder in der bisherigen DDR
mit zusammen weniger Einwohnern als Nordrhein-
Westfalen hn Bundesrat 19 Stimmen haben sollen,
Nordrhein-Westfalen dagegen fünf. Der Beitritt von
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern , Sachsen,

Sachsen -Anhalt und Thüringen macht eine Ände¬
rung des Artikels 51 unseres Grundgesetzes nötig.
Andernfalls würden die Gewichte zwischen großen
und kleinen Ländern unerträglich verschoben.

(Beifall bei SPD. CDU und F .D.P.)

Wir haben einen Antrag für eine ausbeländerte
Verteilung der Stimmen im Bundesrat eingebracht.
Ich bin zuversichtlich, daß sich die Länder im Bun¬
desrat schon bald auf eine neue Regelung verstän¬
digen werden, die den berechtigten Interessen des
größten Landes, Nordrhein -Westfalen, und der
anderen Länder entspricht.

Gerade mit Blick auf Europa gilt: Was von den
dezentralen Einheiten , was von den Regionen - bei
uns von den Ländern - geleistet worden kann, das
hat auf der Brüsseler Ebene nichts zu suchen. Das
nützt beiden Seiten, den Regionen und Biran Bür¬
gern. tfie an demokratischen Prozessen in ihren
Ländern unmittelbar teilheben können, und es nützt
andererseits der Europäischen Gemeinschaft, die so
ihre Kräfte auf jene supraregionalen Aufgaben
konzentrieren kann, die nur auf europäischer Ebene
erfolgversprechend angegangen werden können.

Die Menschen in Nordrhein -Westfalen sind .wehof¬
fen und heimatverbunden. Sie lassen sich für Euro¬
pa gewinnen: aber sie wollen, daß ihre regionale
Identität nicht beschädigt, sondern gewahrt und
gestärkt wird.

Wir sind in Europa auf dem Weg, neue Gemein¬
samkeiten zu entfalten . Die Entwicklung in Mittel¬
und Osteuropa hat schneller als ade glaubten die
Chance eröffnet , daß jetzt auch europäisch zusam¬
menwächst . was zusammengahört . Aber auch in
unserem Land geht es neben allen Fßchfragen und
Ober diese hinaus um unseren Weg ki eine gemein¬
same Zukunft. Es geht um eine neue Kultur des
Zusammenlebens von Frauen und Männern , von
Jungen und Alten, von Menschen , tfie Wer geboren
sind , und Menschen, die zu uns gekommen sind . In
den vergangenen zwei Jahren waren es Hundert¬
tausende.

Ich weiß: Für viele Bürger haben sich daraus
schwere Belastungen und Nachteile ergeben. Ich
weiß , daß es Ängste , Sorgen und Vorbehalte gibt.
Diese sind nicht einfach wegzureden , auch nicht
mit dem Hinweis auf die ebenfalls großen Ängste
und Sorgen der Menschen, die bei uns eine neue
Heimat suchen.

Die weiter wachsende Neigung vieler Menschen,
ihre bisherige Heimat zu verlassen und in die Wohl-
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hen, verlangt politisches Handeln : Wir müssen
zuerst und vor allem alles tun, damit möglichst
viele (fieser Menschen in Bver bisherigen Heimat
Perspektiven sehen , begründete Hoffnung haben.
Das heißt: Wir müssen bereit sein zum Teilen,
damit gute Entwicklung in allen Teilen unserer Erde
möglich wird; denn nur gemeinsam haben wir eine
gute Zukunft.

Deshalb hat die Landesregierung in den zurücklie¬
genden Monaten in Übereinstimmung mit dem
Landtag gehandelt. Wir haben Soforthilfe In Polen,
in Rumänien und vor allem in der DDR gegeben.
Wir werden des weiter tun. Wir unterstützen den
Aufbau einer rechtsstaatlichen und leistungsfähigen
Verwaltung und Gerichtsbarkeit in der DDR. Wir
unterstützen den Aufbau der kommunalen Selbst¬
verwaltung . Rund 400 Beamte aus Nordrhein -West¬
falen arbeiten dafür, vor allem in Brandenburg,
Mecklenburg -Vorpommern und Leipzig.
Die Landesregierung hält es für notwendig, die
wirtschaftfiche Zusammenarbeit zwischen West
und Ost zu intensivieren. Das löst Versorgungs¬und Umweltprobieme im Osten und ist zugleicheine Chance für nordrhein -westfäfische Unterneh¬
men, tfie besonders lange Erfahrungen kn Ost-
West -Handel haben. Wir müssen bereit sein, Hilfezur Selbsthilfe zu geben, damit die Menschen in
der Mitte , im Südosten und im Osten Europas (SaChance haben, sich ihren Wohlstand selber zu(B) erarbeiten . Nur wenn wir tfes glaubwürdig tun,können wir eine Diskussion führen , die viele be¬
wegt und in der Ängste und Belastungen eine
wichtige RoBe spielen.

In den letzten Wochen hat es einen erheblichen
Zuzug aus Ost- und Südosteuropa, vor allem von
rumänischen Roma-Angehörigen , in die Bundesre¬
publik Deutschland gegeben. Die Unterbringungs¬
möglichkeiten sind erschöpft, tfie Binnenwanderungnimmt zu, der soziale Sprengstoff vor Ort wächst,zumal tfie vor allem aus Rumänien zugewandertenGruppen sozial weniger engepaßt sind als andereAsy&ewerber.

Die offenen Grenzen in Europa und das wirtschaftli¬che Gefälle zwischen West und Ost haben zu einererheblichen Verstärkung der Wanderungsbewegungin die Bundesrepublik und nach Nordrhein-Westfa¬len geführt . Viele Menschen berufen sich auf dasAsyl-grundrecht , obwohl sie eine politische Verfol¬
gung nicht einmal darlegen. Der Zuzug der Asylbe¬werber und die Abwicklung der Anerkennungsver¬fahren überfordern die Behörden . Das unverant¬wortliche Handeln von skrupellosen SchlepperOrga¬nisationen trägt dazu bei . Die Abschiebung wird

zunehmend schwieriger.

Vor diesem Hintergrund «*riiat die Landesregierung
Maßnahmen mit dem Ziel beschlossen , die Situa¬
tion in den Herkunftsländern zu beeinflussen und
humanitäre Hilfe vor Ort zu leisten , den unkontrol¬
lierten Zuzug einzudämmen, Schlepperorganisatio¬
nen das Handwerk zu legen, die Prüfung der Asyl¬verfahren weiter zu beschleunigen, materielle An¬
reize für die Zuwanderung abzubauen und die Un¬
terbringungssituation kl den Gemeinden zu ent¬
schärfen.

Die für die Realisierung erforderlichen Gespräche
mit der Bundesregierung und mit den Gemeinden
werden unverzüglich aufgenommen. Wo die Lan¬
desregierung selbst handeln kann, sind die Voraus¬
setzungen geschaffen. Sie wird das tun.

Praktische Maßnahmen zur Bewältigung der Situa¬
tion in den Gemeinden stehen für die Landesregie¬
rung kn Vordergrund . Rechtsänderungen können
kurzfristig die derzeitigen Belastungen nicht abbau¬
en.

Wo das Gespräch über wehergehende Vorstellun¬
gen gesucht wird, wird sich tfie Landesregierungnicht verweigern. Allerdings darf es keine Zweifelan unserer Grundhaltung geben: Wer politisch
verfolgt wird , wird auch in Zukunft nicht äbgewie-

(BeifaH bei SPD, CDU und F.D.P.)

Für die Landesregierung ist die Wertentscheidungin Artikel 1 fi Absatz 2 des Grundgesetzes Grundla¬
ge ihres Handelns. Sie hält es aber für nötig, zu
prüfen, ob weitere Beschleunigungen des verwal-
tungsgerichtiichen Verfahrens möglich und . Dazu
gehört auch die Überlegung , ob künftig in allen
ssybechttichen Streitigkeiten der Einzelrichter ent¬scheiden könnte.

IAbgeordneter Schauerte (CDU ): Das reichtaber nicht!)

In (fiesem Zusammenhang muß dann auch die
Frage der Rechtsmittel und Rechtsbehelfe diskutiertwerden.

Der Schutz der wirklich politisch Verfolgten muß
gesichert und es muß verhindert werden, daß das
Asylrecht als bloßes Eintrittsrecht für Menschen
genutzt wird , die nicht wegen politischer Verfol¬
gung ins Bundesgebiet wollen.

(Beifall bei der CDU)
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Dia gegenwärtige rechtliche Ausformung des Asyl¬
rechts mu& überprüft werden, euch im Bück auf
die Harmonisierung des Asylrechts innerhaib der
Europäischen Gemeinschaft.

ich habe vorgestern zu diesen Fragen ausführlich
Stellung genommen. Morgen wird hier im Landtag
Gelegenheit zur Diskussion sein.

Die Landesregierung wird mit allen gesellschaftli¬
chen Gruppen , den Kirchen , den Gewerkschaften,
den Arbeitgeberverbänden und den Flüchtlingsorga¬
nisationen, in eine umfassende Diskussion über die
Probleme des Asylrechts eintreten. Sie will nicht
nur einen Konsens erreichen, sondern sie erwartet
tätige Mithilfe und aktive Solidarität bei der Bewäl¬
tigung der derzeitigen Probleme.

Meine Damen und Herren! Neue Kultur des Zusam¬
menlebens - das heißt : Brücken schlagen, Verbin¬
dungen suchen. Trennendes überwinden. Neue
Kultur des Zusammenlebens heißt : Vielfalt als
Reichtum und Stärke erkennen und auf Versöhnung
hinarbeiten, wo Spaltung droht.

Neue Kultur der partnerschaftBchen Mitverantwor¬
tung - das ist unsere Alternative zu engherzigem
Egoismus, zur Ellenbogenmentalität, die manche
Gesellschaftsvorsteüung beherrscht . Guter Wille
genügt nicht, um alle Konflikte in Harmonie aufzu¬
lösen.

{Abgeordneter Tschoeltsch [F.D .P . J: in der T8t!J

Aber wir sind davon überzeugt , daß unsere Gesell¬
schaft die Substanz, die Kraft und die Phantasie
hat , den Weg in eine gemeinsame Zukunft , in eine
gute Zukunft für alle zu gestalten.

D8bei vergessen wir nicht : Die Qualität einer Ge¬
sellschaft zeigt sich darin, wie sie mit Schwachen
und Minderheiten umgeht . Das gilt in besonderer
Weise für Menschen mit körperlicher oder geistiger
Behinderung. Die Würde des Menschen ist unab¬
hängig von seiner Leistung und seiner Nützlichkeit.
Der Blick über unsere Grenzen zeigt, daß wir beim
Zusammenleben mit Behinderten noch viel von den
Erfahrungen anderer lernen können. Gemeinsam mit
den Behindertenverbänden werden wir unsere
Politik der Integration verstärken.

Meine Damen und Herren, wie 1980 und 1985
haben wir auch im neuen Landtag klare Verhältnis¬
se.

Wir Sozialdemokraten tragen Verantwortung in dar
Regierung . CDU, F.D .P. und GRONE tragen Verant¬
wortung in der Opposition . Wir soBten die unter¬
schiedlichen Aufgaben nicht verwischen, aber
zugleich immer zum Gespräch bereit sein. Für die
Landesregierung erkläre ich ausdrücklich diese
Bereitschaft.

Die Landesregierung wird auch in den kommenden
fünf Jahren all Ihre Kraft für Nordrhein -Westfalen
und für aNe Menschen einsetzen , die hier leben.
Wir tragen für sie Verantwortung und wollen wie bi
den vergangenen Jahren Politik nicht nur für
sie,sondern auch mit ihnen machen. Wir suchen
auch in Zukunft des Gespräch mit den vielen , die
sich kl Gruppen, Initiativen und Verbänden zusam¬
menfinden. Auf ihr ehrenamtliches Engagement,
auf ihre Bereitschaft, für andere einzutreten, ist
unsere Gesellschaft angewiesen.

Die Landesregierung wird in den kommenden Mo¬
naten verstärkt zu öffentlichen Gesprächen und
DielogreBien zu wichtigen gesellschaftlichen The¬
men Einladen.

Indem ich Ruten, meine Damen und Herren , für Ihre
Geduld meine Bewunderung ausspreche,

(Heiterkeit und Beifall)

fasse ich zusammen: Wir In Nordrhein -Westfalen
sind auf einem guten Weg. Unsere Wegmarken
sind ökonomische Erneuerung, ökologisch « Erneue¬
rung, soziale Verantwortung und neue Kultur der
partnerschaftlichen Mitverantwortung. Ich sage mit
großer Zuversicht: Mit unserer PoBtlk praktischer
Reformen werden wir gemeinsam die neuen Her¬
ausforderungen bestehen.

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der
SPD)

Präsidentin Friebe:

ich denke Ihnen , Herr Ministerpräsident.

Meine Damen und Herren, Sie haben die Regie¬
rungserklärung entgegengenommen . Wie Sie wis¬
sen , wird (Ce Aussprache darüber in der Sitzung
am 22 . August durchgeführt. Damit ist dieser
Tagesordnungspunkt für heute erieiSgt.

(Beifall bei der SPD)
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für die DDR sei. Wieso ist das, was der Minister¬
präsident gestern erklärt hat , "Einkauf dar DDR”
oder ' Zumutung für die DDR”?

( Beifall bei F.D . P. und CDU)

Drittens . Herr Kollege Schmidt hat heute morgen
erklärt: Es wird Ihnen nicht gefingen, <Se Fraktion
der SPD von dem Ministerpräsidenten zu trennen.
Das können Sie doch jetzt einmal unter Beweis
stellen!

(Beifell bei F.D.P. und CDU • Zurufe
von der SPD)

- Dann würde ich doch bitten, sich an die Worte
Ihrer Kollegen zu halten.

Viertens . Wir haben ja bewußt namentfiche Ab¬
stimmung beantragt . Es Ist doch nicht so, eis wenn
afle Abgeordneten einer Meinung sein müßten . Ich
weiß nicht , wie das Abstlmmungsverhaiten der
GRÜNBf, der CDU oder der F. D .P. ist . Ich weiß,
daß wk in diesem Punkt nicht aBa einer Meinungsind . Es gibt durchaus den einen oder anderen , der
aus historischen Gründen oder weshalb such im¬
mer , sagt: Ich bin für Berlin. Aber es muß doch
möglich sein, jetzt kt einer namentlichen Abstim¬
mung hierüber eine Meinung zu äußern. Und wenn
Sie, aus weichen Gründen auch immer, der Mei¬
nung sind , was ich verstehen kann - vor eilen
Dingen, weil Sie in Thüringen kandidieren Ich bin
für Berlin - -

(Heiterkeit bei F.D .P. und CDU)
- Ja , sicher ! Diese Fahrkarte müssen Sie Ja dort
abgeben . Ich kann mir durchaus vorstellen, daß Sie
sagen : Ich bin für Berlin. Aber warum hindern Sie
denn Ive Kollegen, sich für Bonn zu entscheiden?
Da der Ministerpräsident gestern sein« Erklärung
abgegeben hat , wäre es meiner Meinung nach ein
Armutszeugnis für dieses Parlament , seine Position
in dieser entscheidenden Frage nicht zu formuBe-ren.

(Beifall bei F.D .P. und CDU)

Vizepräsident Dr. Klose:

Ich erteile Herrn Ministerpräsident Dr. Reu dasWort.

MHat asprlil dwit Dr. Rau:

Herr Präsident! Meine 'Minen und HerrenI Ich bin
euch noch de, Herr Nagel.

(Zurufe von der CDU: Wieder!)

- Je , gelegentlich führt man Gespräche, euch In
(Hesem Hause. Sie waren so freundlich, mir eigens
ein Fernsehgerät zur Verfügung zu steilen , damit
man auch während der Gespräche ab und zu ein¬
mal sehen kann , was im Planum geschieht. Manch¬
mal muß man solche Gespräche während der Ple¬
narsitzungen führen , und das Gespräch, das ich
soeben hatte , war wichtig genug.

Ich habe die ganze Debatte nicht verfolgen können;
aber ich würde Iwan gern meinen persönlichen
Eindruck zu einem Thema sagen , das mich außeror¬
dentlich Interessiert und engagiert.

Das , was ich gestern zur Frage der Hauptstadt und
des Regierungssitzes gesagt habe , ist eine Position,
von der ich glaube , daß sie in diesem Parlament
weitgehend mitgetragen werden kann. Dabei weiß
Ich - -

(Zuruf von der F .D.P. : Warten Sie mal ab!)

- Nun lassen Sie mich doch meinen Gedanken
einmal ausführen; dafür bin ich extra engereist!

(Heiterkeit)

Dabei weiß ich, daß es in aftsn Parteien sehr unter¬
schiedliche Meinungen gibt.

Es ist auch so - da hat Herr Unssen recht daß
Norbert Blum einen solchen Vorschlag schon vor
ektigen Monaten gemacht hat,

(Abgeordneter Schauerte (CDU ); Ahal)

wenige Worten nach Willy Brandt;

(Lachen bei SPD und GRÜNEN)

aber ich wäre ihnen denkbar, wenn Sie folgendes
mit überlegten: Es geht Jetzt gar nicht nur darum,
wer hier jetzt welchen Abstimmungserfolg hat. Ich
habe nämlich gestern nicht nur (Base Position var¬
traten . sondern ich habe hinzugefögt, nach meiner
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Überzeugung soüe diese Frage erst vom gesamt¬
deutschen Pariament

( Beifall bei der SPD)

im neuen Staat entschieden werden.

Nun will Ich ihnen gern als meine Einschätzung
sagen - auch nach Gesprächen, die ich mit Politi¬
kern geführt habe, die ich hier jetzt nicht nenne,
die aber aus anderen Fraktionen und anderen Par¬
teien sind -: Angesichts der außerordentfichen
Sensibilität dieses Themas bedarf es keiner na¬
mentlichen Abstimmung, die mich in der Wahrneh¬
mung dieser Aufgabe stützt , die ich gemeinsam mit
dem Bonner Oberbürgermeister, gemeintam, wie
ich hoffe, mit der Mehrheit dieses Parlaments ver¬
trete.

Ich könnte mir vielmehr denken, daß jetzt Abstim¬
mungen in den einzelnen Landespariamenten die
Gespräche , die wir eigentlich brauchten und die wir
bisher leider nicht bekommen haben, erschweren.

(Beifall bei der SPD)

Der Chef der Staatskanzlei hat an den Verhandlun¬
gen tefigenommen und nimmt an den Verhandlun¬
gen teil.

(Abgeordneter Hardt [CDUJ: Warum
sagen Sie das jetzt ?)

- Weil Ich der Meinung, bin , daß ich in der Regie¬
rungserklärung unsere Position deutlich beschreiben
sotil

(Lebhafte Zurufa)

Das habe ich getan . Da benötige ich nicht die
namentBche Abstimmung über rfiesan Punkt, um
das mit Nachdruck auch bei anderen vertreten zu
können.

(Lebhafter Widerspruch bei CDU und
F .D.P. - Unruhe - Glocke des Präsiden¬
ten)

• ich weiß gar nicht, warum Sie sich so aufregen
sondern ich glaube, daß eine Serie von Abstimmun¬
gen in den Länderpariamenten jetzt die Mögfichkel-
ten des Gesprächs zwischen Bundesregierung,
Regierung der DDR, Vertragspartnern beim Eini

gungsvartrag oder Ober!eitungsgesetz , nicht er¬
leichtert, sondern erschwert.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter
Dr. Linssen [CDU] erhebt sich .)

Vizepräsident Dr. Klose:

Habe ich das . Harr Abgeordneter Dr. Linssen, als
Wortmeldung zu verstehen?

(Zustimmung des Abgeordneten
Dr. Linssen (CDU])

- fan Hinblick auf die Rede des Ministerpräsidenten?

(Erneut Zustimmung des Abgeordneten
Dr. Linssen (CDU])

Die Redezeit an sich ist abgelaufen, aber ich habe
■men nach der Geschäftsordnung das Wort zu
erteilen.

(Abgeordneter Dr. Farthmann (SPD) : ich
hatte mich zuerst gemeldet!)

- Nach der Geschäftsordnung darf er als Vorsitzen¬
der der größten Oppositionsfraktion zuerst spre¬
chen. Sie. Herr Kollege Dr. Farthmann, sind Vorsit¬
zander der Regiarungsfraktion. Bitte schön. Herr
Kofiege Dr. Linssen.

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU):

Herr Präsident! Maina sehr verehrten Damen und
HerrenI Herr Ministerpräsident, nur damit keine
GeschichtskBttarung entsteht : Unser Antrag deckt
sich genau mit fiirer Meinung, daß darüber ein
Parlament später entscheiden soll ; denn unser
Antrag ist folgendermaßen formuliert:

Zur Absicherung (fieser Auffassung soflte die Lan¬
desregierung afie tatsächlichen und juristischen
Bemühungen unternehmen.

Das heißt, wir schicken die Landesregierung mit
einer Meinung auf den Weg. Dies kundzutun ist
sicherlich vornehmste Aufgabe des Parlaments.

(BoifaU bei CDU und F.D .P. - Abgeordneter
Aigner (SPD): Um welchen Antrag geht
es?)

- Um den Antrag, den Herr Kollege Hardt vorhin als
CDU-Antrag vor gelesen hat . Ich .weiß nicht , ob Sie
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(Abgeordnete Nacken (GRÜNE]}

ein zukunftsweisendes Konzept für die Finanzierungdes ÖPNV vor afiam in der Fläche , ein zukunftswei¬sendes Konzept für die Eisenbahn in diesem Lande,deren Demontage irreversibel ist. wenn wir nichtjetzt beginnenI

Bna wirksame Förderung (fieser ' sanften’ Ver¬
kehrsmittel wird allerdings ohne eine Rückstufungdes Automobfis und seiner Raumansprüche nicht
möglich sein. Der Konflikt mit dem Automobfi und
vor adern mit seinen männlichen Benutzern wirddaher nicht zu vermeiden sein.

Ein bisher kaum beachtetes psychologisches Pro¬blem steht uns dabei ins Haus , das über die Arbeitin diesem Parlament weit hinausgeht.
Meine Herren , ist es nicht so, daß das privateAutomobil gerade für Männer mehr ist als ein not¬wendiges Fortbewegungsmittal?

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE]: Leider,leider!)

Es ist Statussymbol und bedeutet Lustgenuß; PS-Stärke steht für Potenz, und (Be Flucht hinter dasSteuerrad wird um so verführerischer , je wenigerMann sonst kn Leben selber steuern kann.
(Lebhafter BeffaB bei den GRÜNEN)

Wir heben den Spielraum für eine Kehrtwende inder VeritehrspoBtik; denn immer weniger Menschensind bereit , die Folgen des Autoverkehrs mit Lärm¬streß . Unfallgefahren , erzwungener Mobilität,Stadt- und Landschaftszerstörung zu tolerieren,und der Abschied vom Auto wird leichter, wannMobilität vom Hindernis Auto befreit werden kann,wenn weniger Autos kt unserem Land auch weitWertvolleres bringen: wirklich saubere Luft , dieMöglichkeit, wieder ein Fenster zu öffnen , Streßenund Plätze für die Menschen und eis Spielplatz fürdie Kinder zurückzugewinn an und gleichwertigeMobKtöt für Frauen und Männer zu schaffen . Las¬sen Sie uns diesen Spielraum nutzen!

(Anhaltender lebhafter Beifall bei denGRÜNEN)

Vizepräsident Schmidt:

Vielen Dank, Frau Kollegin Nacken ! - Für die Lan¬desregierung spricht Herr MinisterpräsidentDr . Rau. Ich erteile ihm das Wort. Bitte sehr!

MMstarpräsktant Dr. Rau:

Herr Präsident! Meine Offnen und HerrenI In der
vergangenen Woche habe ich Ruten eine Regie¬
rungserklärung vorgetrogen

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE ] : Die sehr
ausführlich wart)

- die sehr ausführlich war!

(Heiterkeit)

Und Ich weiß: Das kann man nicht rückgängigmachen. Aber man kann vielleicht dadurch, daßman sich jetzt besonders kurz faßt und den Kolle¬
gen, auch den Kollegen und den Kolleginnen des
Kabinetts, etwas mehr Zeit läßt , rin bißchen vondem möglichen Unbehagen wegnehmen . Deshalb
wBt ich wirklich nur ganz wenige Bemerkungenmachen.

Ich bedanke mich für den bisherigen Teil (fieser
dreistündigen Debatte, ich habe vieles, was die
Sprecher gesagt haben, als anregend empfunden -
nicht alles. Daß Herr Kofiege Unssen einen wesent¬lichen Teil seiner ja sonst straff genutzten Redezeitdarauf verwandt hat, den Bundeskanzler zu loben

(Abgeordneter Dr. Unssen [CDU): Wollen Siesich jetzt anschließen?)
- nein ) -, das finde ich aus seinem Rofienverständ-nis durchaus verständlich.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE]: Er ist esja nicht mehr lange!)

Ich habe bei vielen Gelegenheiten, nämlich da. wo(Be Bundesregierung den Interessen Nordrhein-Westfalens gefolgt ist , solches Lob und solchenDank auch ausgesprochen.

(Abgeordneter Schauerte (CDU]: kt der Regie¬rungserklärung kein Wort!)
Aber ich wifl hinzufügen : Man kann auch bereitsverlorene Schlachten später noch einmal zu schla¬gen versuchen - man wird sie damit nicht gewin¬nen. Vieles von dem, Herr Linssen. was Sie gesagthaben, war vor dem 13 . Mai verständlich, stammteoffenbar auch aus Manuskripten aus der Zeit vordem 13 . Mai.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)
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Die Entscheidung des Wählers ist gefallen, und
diese Entscheidung gBt jetzt für die Regierungsar-
beit dieser Wahlperiode. Der Wähler hat seine
Wertung ausgesprochen.

(Abgeordneter Dr. Vesper (GRÜNE ): Der neue
Wahlkampf hat schon begonnen! - Weiterer
Zuruf von den GRÜNEN)

- Ich gestehe tonen gar» offen: Ich habe noch
Schwierigkeiten damit, bei jedem Wort jeweils die
männliche und die weibfiche Form zu nennen,
wenn es beides gibt.

(Beifall bei der F.D .P.)

Ich weis nur, daS, wann der Apostel Paulus
schreibt "ihr Männer, lieben Brüder" , er damit
immer die Frauen mit gemeint hat.

(Allgemeine Heiterkeit und Beifall)

Ich freue mich ja darüber. daS sich die Jüngerendamit offenbar in der Sprache etwas leichter tun.
Aber ich gestehe : ich kann das nur noch schwer
lernen.

(Abgeordnete Garbe [SPD]: Das geht alles !}

Aber wo ich es noch lernen kann, wS ich es tun.

(Zuruf von den GRÜNEN)

• Nein , nicht jedesmal die männliche und die weibli¬
che Form. Nein, das wollte ich nicht anfangen.
Herr Kollege Unssen, soweit Sie Künftiges ange¬
kündigt haben , habe ich das nicht als sonderlich
neu und nicht als sonderlich aufregend empfunden.
Die Aussage , wo die Alternative der CDU-Oppositi-
on ist . habe ich dennoch nicht entdeckt.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe es auch nicht als ZufaR empfunden, daß
Sie bei dem, was Sie vorgeschlagen haben - bei
Lohnkostenzuschüssen für EinsteBung von Arbeits¬
losen , bei der Landesstiftung "Mutter und Kind" ,beim Landeserziehungsgeid, bei den Kindargarten¬
plätzen , beim Landespflegegeid keinerlei Hinweise
auf die Finanzierbarkeit gemacht haben, die man
nach meiner Überzeugung machen muß , wenn man
nicht sagt : Lassen Sie statt dessen (fiesen oder
jenen Politikbereich weg , oder kürzen Sie ihn in
diesem oder jenem Volumen.

(Abgeordneter Frechen [SPD]: Genauso ist
dasl)

«v»
Ich gehöre zu denen, die Stiftungen ' Mutter und
Kind" nicht für die angemessene Hilfe hatten; ich
glaube, es muß einen gesetzlichen Anspruch geben

(Beifell bei SPD und GRÜNEN)

und nicht eine freiwHItge Möglichkeit . Und wenn
Sie bedenken, daß die Bundesstiftung durchschnitt¬
lich 1 500 DM zahlt - das ist (De Größenordnung
einer Babyausstattung -,

(Abgeordnete Garbe (SPD]: Die kriegt man
davon nicht!)

dann meine ich, das sei nicht der richtige Weg , des
Ziel, das wir alle gemeinsam erreichen wollen , auch
wirklich durchzusetzen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Abgeordneter
Schauerte [CDU]: Sie werden mehr tun?)

Meine Damen und Herren ! Das, was Sie an Bereit¬
schaft zur Zusammenarbeit angesprochen haben •
und das gilt für Sie wie für Herrn Kollegen Rohda -,
nehme ich gern auf. Nur muß man dabei glaubwür¬
dig sein . Man darf nicht Mer in Düsseldorf unsere
Asytpofitik reklamieren , kritisieren , uns Vorwürfe
machen , danach fragen: war» kommen endfich die
Zentralager ? - und dann zulassen , daß kl Köln zum
Beispiel die CDU-Fraktion gegen eine entsprechen¬
de Entscheidung stimmt, wie Sie sie Mer ange¬
mahnt haben.

(Beifall bei der SPD)

Da muß man glaubwürdig sein. Das geht aber nur,
wer» man bi seinem Verhalten konsistent ist . ich
habe an vielen Stellen und bi vielen Monaten er¬
lebt, daß Sie hier anders reden , eis vor Ort gehan¬
delt wkd . Heute bringen die "Ruhr-Nachrichten" ein
Zitat, das heißt:

Als oberstes Gebot für einen forschen Oppositi¬
onspolitiker gilt nach wie vor: Man sollte zu¬
nächst die Tatsachen kennen, bevor man sie
verdreht.

[Heiterkeit und Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der Autor dieses Zitats ist Bundesarbeitsminister
Norbert Blüm , der von Ihnen soeben zitiert wurde.
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Ich stimme vielem von dem zu, wes Herr KollegeRohde gesagt hat . Wir haben eine Fülle von über¬
einstimmenden Einschätzungen. Aber ich habe eine
charakteristische Verkürzung fsstgestekt : Ich spre¬che von ökonomischer und ökologischer Erneue¬
rung in sozialer Verantwortung. Das kommt mir beiIhnen zu kurz. Ich meine. Sie dürften nicht zu
selektiv die Daten und Fakten nennen. Sie müßten,wenn Sie schon sagen , wo wir Durchschnitt sind,auch sagen, wo wir Spitze sind: zum Beispiel im
Gesamtexport der Bundesrepublik , wo wir auf Platzzwei stehen; zum Beispiel bei der Produktivität, wowir nach Hessen vor Baden -Württemberg stehen.Da gibt as eine ganze Reihe von Dingen, die deut¬lich machen , daß ich in der Regierungserklärungnicht zu wiederholen brauchte, was wir im Wahl¬
kampf gesagt haben : Wir wollen wieder auf Platzeins ! Die Regierungserklärung war vielmehr derAusdruck dessen , daß wir das stärkste Bundeslandsind

(Widerspruch bei der CDU)
und daß wir von dieser Stärke her unsere Politikbetreiben.

(Beifall bei der SPD)

Dabei gibt es unterschiedliche Einschätzungenzwischen ihnen und uns. Das ist kein Fehler. Dasmuß so sein.

Im übrigen habe ich zu einer Reihe von Fragen inder Regierungserklärung so Stellung genommen,daß Sie es offenbar noch nicht von in Ihre Überle¬
gungen aktbezogen haben. Ich habe zur Frage desKonsenses bei der regionalen StrukturpoBtik eineErklärung abgegeben, die sich auf die Kommunenund auf die Bezirksplanungsräte bezieht. Dies Isteine eindeutige Korrektur des Bisherigen.

(Abgeordneter Tscholetsch [F.D.P.]: Das hatHerr Minister Einert anders gesehen!)
• Nein , das hat der Minister Bnert nicht » dersgesehen, sondern er hatte in der Fragestunde Stel¬lung zu nehmen, die Entscheidung fiel aber erstdurch die Regierungserklärung . Herr Minister Bnertwar der Text dar Regierungserklärung durchausbekannt , wir hatten alle Sätze miteinander abge¬stimmt.

(Abgeordneter Tschoeitsch (F.D .P.]: Aber erhatte, das noch nicht verarbeitet!)
- D°d \ , aber es ist nicht Aufgabe der Fragestunde,teile der Regierungserklärung bekanntzugeben. Das

woflan wir nun doch nicht anfangen.

(Abgeordneter ScMKft-Tomau [F.D.P.]: Also,
erst war doch das andere!)

im übrigen , wenn ich sage : Ich habe ein Ministeri¬
um eingerichtet, dann meine ich das so . Das habe
ich wirkBch.

(Heiterkeit und Zurufe von F.D.P. und
GRÜNEN - Abgeordnete Höhn [GRÜNE ]: Dasist ja das Problem !)

Es bleibt dabei - ob dar Ministerpräsident männlich
oder eines Tages weiblich ist •: Die Richtiinienkom-
petenz hat nach der Verfassung der Ministerpräsi¬dent, er ist zuständig für die Organisation der Lan¬
desregierung. also richtet er rin oder aus.

(Heiterkeit)

Was die Stellung des Wirtschaftsministers angeht,gibt es bei Herrn Dr. Rohde eine Retoe von Fehlein¬
schätzungen. Sie brauchen sich keine Sorgen zumachen: Bei der Regionalisierung , der Wirtschaft-
sagentur , der Ouafifiziening - die gemeinsam mitdem Arbeitsminister zu betreiben ist -, beim Flä¬
chenrecycling, der Mittelstandspofitac . der Techno¬
logie- und der Energiepolitik wird es nicht zu einemSubstanzverlust, sondern zu einer Konzentrationkommen.

(Abgeordneter Dom [F.D .P.]: Und wo Konzen¬tration? In der Staatskanzlei oder in den Mini¬sterien?)

- Wovon ich gesprochen habe, bezog sich auf denWirtschaftsminister und nicht auf (fie Staatskanzlei.Dia Staatskanzlei ist für (Be Koordination der ge¬samten Politik des Landes zuständig; das ist rich¬tig, und das bleibt auch so.

Meine Damen und Herren ! Ich würde gern dieGelegenheit wahmehmen , noch ein paar Bemerkun¬gen zur deutschlandpolitischen Entwicklung zumachen.

Herr Kollege Unssen, offenbar hält sich das Ge¬rücht, ich hätte gewünscht , daß man HerrnModrow in der Zeit, bi der de Mabdäre sein Stell¬vertreter war , 15 Milliarden DM gibt.

(Abgeordneter Dr. Unssen (CDU]: Nicht15 Milliarden ) Sie haben gesagt, es müßtennicht unbedingt 15 sein!)
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- Nein, ich habe gesagt , ich ffinde es falsch , Ober¬
haupt Geld da hinOberzuschlsben. Sie mOBten
einmal meine Rede, die ich am Tag darauf im Bun¬
desrat gehalten habe , nachlesen . ich fand es aller¬
dings falsch , die Regierung Modrow damals elnzu-
iaden, ohne ein Konzept zu haben, was man mit ihr
besprechen wollte. Ich habe gesagt, daß ich das
für falsch hielt.

(Bettail bei der SPD - Abgeordneter Schauerte
[CDU]: Das war Ja auch nicht sol)

ich weis übrigens, daß einer , der in der Regierung
Modrow war und Jetzt in der Regierung de Meizifire
ist - da gibt es ja fließende Obergfinge - -

(Zuruf von der SPD : Romberg !)

- Nein, nein. Romberg ist zurOckgetretan.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ]: Ein ganz
wichtiger Mannt)

Es -war der Kollege Eppeimann, der bei dem Treffen
mit der Regierung Modrow die gleiche Reklamation
ausgesprochen hat , wie ich das Jetzt getan habe.

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDU ] : Abends
und morgens was anderes !)

- Richtig, er hatte zwischendurch Norbert Blüm
( B ) getroffen ! Da kann man mal sehen, was dev Begriff

- - Nein , das will Ich nicht sagen.

(Heiterkeit bei der SPD)

Es hat etwas mit ' Wende* zu tun.

Meine Damen und Herren ! Im Augenblick finden in
Bonn ganz entscheidende Verhandlungen statt . Die
Lfinder sind an (fiesen Verhandlungen erstmals
durchgängig alle beteiligt. Mir Hegt daran, hier noch
einmal folgendes zu sagen:

Nordrhein-Westfalen sucht den Konsens mit allen
Beteiligten. Nordrhein-Westfalen wird alles tun,
damit die Elemente des Zusammenwachsens ge¬
stärkt werden . Wir vertreten dabei die legitimen
Interessen unseres Landes, wir wahren aber auch
die Interessen der in der DDR neu entstehenden
Länder . Das ist ein schwieriger Ausgleich. Da gibt
es nicht nur A-Positionen und B-Positionen, sozial¬
demokratische und christdemokratische Positionen,
es geht auch zwischen Bund und Ländern und
zwischen den Ländern in unterschietfiichen Facet¬
ten um streitige Fragen. Mir liegt daran, daß wir eis
Nordrhein-Westfalen unseren Part wahmehmen und

daß wir alles tun, damit eine Verständigung zustan¬
de kommt.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ]: Nichts tun!)

Freilich gibt es dabei auch Störmanöver, Ich habe
heute morgen in einigen Zeitungen gelesen , es
gebe ein Geschäft: Stimmen kn Bundesrat gegen
UmsatzStaueranteile, ich sage ihnen hier : Mit mir
gibt es das nicht, das kommt nicht in Fraget Ober
cfie Frage der Bundesratastimmen werden wir am
kommenden Freitag kn Bundesrat zu entscheiden
haben, und da muß jedes Mitglied des Bundesrats,
Jedes Land, seine Entscheidung über die Frage
treffen , ob es richtig ist - so . wie dieser Landtag
nahezu einstimmig, wem ich mich nicht irre, ge¬
meint hat -,

(Abgeordneter Trinius [SPD]: Eine Gegenstim¬
me !)

daß die großen Länder mehr Stimmen haben als die
kleinen, nicht ab die Länder der DDR, sondern daß
ein Element der StimmverteBung die Größe der
Länder ist . Diese Entscheidung werden wir treffen,
ohne dabei die Frage der Steuerverteilung zwischen
Bund und Ländern ins Gespräch zu bringen . Wenn
andere das tun, ist das deren Sache , wir tun das
nicht.

Während wir hier tagen , findet eine Volkskammer¬
sitzung statt , in der der Staatsv ertrag über tfie
Wahlen beschlossen werden soB. NordrhaövWest¬
falen hat trotz der Sorgen , die wir Biick auf die
Chancengleichheit der Parteien haben - denn es
gibt Blockparteien, die Vermögen haben , und es
gibt Parteien, die keines haben -, dem Stastsver¬
trag zugestknmt . Wir glaubten , daß wir diesen
Weg gehen sollten.

Wir haben lange über diesen Weg gestritten . Einige
Länder werden kn Bundesrat anders stimmen ab
wir. Sie haben dafür gute Gründe.

Wir glauben und ich glaube - und dabei freue ich
mich natürfich darüber, daß mein Satz ' Ratschläge
können auch Schläge sein.' allmählich sprichwörtli¬
che Qualitäten in Nordrhain-Westfeien bekommt;
ich werde Ihnen getegentfich einmal sagen, woher
der Satz stammt - -

(Abgeordneter von Unger [CDU]: Sprichwört¬
lich schlechte Qualität!)

- Harr von Unger , das glaube ich nicht. Die, die
sich den Satz ausgedacht haben, haben genau
gewußt , worauf er sich bezieht . Ich erzähle Buten
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das gelegentlich einmal.

ich will Ihnen nur sagen : Wir haben es natürlich
jetzt mit einer anderen Situation zu tun als im
November vergangenen Jahres . Wir haben inzwi¬
schen drüben nicht nur ein frei gewähltes Parla¬
ment , sondern wir haben drüben eine Regierung
- und men kann nur sagen : und was für eine !,wenn Ich mir ansaha , wie es dort in den letzten
Wochen gelaufen ist.

(Abgeordneter Leifert (CDU ]: Mit der SPDI)
- Ja sicher ; ja und? Nur, wenn der Rücktritt von
Herrn Gohlke bei Buten - cfie roten Lampen noch
nicht angemacht hat, was soU dann noch kommen,bis Sie erkennen, was da drüben los ist?

(Beifall bei der SPD)

Das ist doch nicht unser Mann gewesen . Nicht die
Sozialdemokraten haben Herrn Gohlke gebeten.

(Abgeordneter Schauerte [CDU]: Aber es ist
Btr Rohwedder!)

- Rohwedder übernimmt das Amt jetzt bis zumJahresende, wie ich gelesen habe. Ich kann ihmnur wünschen, daß er (fiese ganz , ganz schwierigeAufgabe , die der Bundeskanzler Bim anvertraut hat,meistert.

Aber ich sage , und dabei bleibe ich : Angesichts der
jetzigen Situation und der täglichen Meldungen ausder DDR bin ich der Meinung, Je rascher die Volks¬kammer über den Beitritt entscheidet , desto besserist es für beide Teile Deutschlands. Das ist meine
Meinung.

(Beifall bei SPD und CDU - AbgeordneterHardt [CDU]: Dann gibt es endlich klare
Verhältnisse! • Weitere Zurufe von der CDU)

- Ja , sicher. Und dann muß man endlich , HerrHardt, darin stimme ich Ihnen voll zu - - Sie undich , wir wären doch ganz üble Burschen, wenn wirdas nicht Wägten, was mit unserer ZustimmungHerr Schäuble und Herr Krause am 2 . August para¬phiert haben , nämBch daß am 2 . Dezember ge¬wählt wird.

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [CDU ])
Das haben die doch am 2 . August nach Verhand¬lungen In Bonn und Ostberlin schriftlich miteinandervereinbart , daß der Termin der 2 . Dezember seinsoll . Es hat denn Leute gegeben, die dem KoW an

den Karren fahren wollten. Diese haben am 3 . Au¬
gust gerufen: April, April, laßt uns schon am
14 . Oktober wählen ! - WtThaben den Bundeskanz¬
ler in Schutz genommen vor dem Versuch, sein
Wort vom Vortag zu brechen.

(Beifall bei der SPD)

Haben Sie das nicht gemerkt?

(Abgeordneter Hardt [CDU ] : Das haben wir
noch nicht gemerkt ! - AbgeordneterSchauerte [CDU ] : Das weiß noch keiner !)

Also : Beitritt so schnell wie möglich , und dann
Verantwortung der Bundesregierung! Und dabei ist
für mich die Frage , ob das ein Staatsvertrag oder
ein Oberieitungsgesetz ist , wichtig. Aber viel wich¬
tiger als (fiese Frage ist , was geregelt wird , ob wir
etwa zu einer gerichtsfesten Regelung der offenen
Vermögensfragen kommen, damit die Investitionen
möglich werden, damit man über Grund und Boden
verfügen kam , wenn man Investieren will .

'

[Zustimmung bei der F.D.P.)

Sonst wird das Risiko für (fie Investoren unmöglich.
(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Was habendenn Ihre KabinettsmitgOeder in der DDR
gemacht? - Abgeordneter Memizka [SPD ]: Sie
haben doch überhaupt keine Ahnung ! - Ge-
genrnf des Abgeordneten Schauerte [CDU])

Die Finanzausstettung der Länder und Gemeindenin der DDR muß geregelt werden.

Aber , meine Damen und Herren , noch gibt es jaden ersten Staatsvertrag.

(Anhaltende Zurufe zwischen SPD und CDU)
- Ich will Ihre Gespräche nicht stören, aber ich willSie jedenfalls darauf hinweisen: Es gibt einen er¬sten Steatsvartrag . Und (fieser erste Staatsvertragsieht eine gemeinsame Regierungskommission vor,an der auch die Länder zu beteiligen sind . Sie istbis heute nicht einberufen.

Dieser erste Stastsv ertrag , um den wir so gerun¬gen haben, sieht in Artikel 9 eine Verhandlungs¬klausel vor, die bis heute nicht benutzt worden ist.
Es gibt Ins heute keine Verhandlungen über (fiesenArtikel 9 des ersten Staats Vertrages.
Es gibt eine Schiedskommission bei den Streitfäl¬len, in det unter anderem der Kollege Posser ist.
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Natürlich hat (Sa noch nicht getagt , weil die Regie¬
rungskommission noch nicht einmal zustande und
zusamm« »gekommen ist.

Was sollen das denn für Vertragsverhandlungen
sein, wenn man den ersten Vertrag, den man mit
Mühe und Not über die Runden bekommen hat,
beiseite schiebt, als gübe as Iw gar nicht. Das
scheint mir mangelnder Respekt vor denen zu sein,
die diesen Staatsvertrag möglich gemacht haben
- in der DDR und hier.

(Zustimmung bei dar SPD - Abgeordneter
Dr . Vesper [GRÜNE]: Das Wahlrecht ist man¬
gelnder Respekt vor den Bürgerinnen und
Bürgern der DDR!)

- Darüber gibt es zwischen uns eine unterschiedli¬
che Auffassung. Ich hatte kein kompatibles Wahl¬
recht zwischen Bundesrepublik und DDR für denk¬
bar, bei dem die Gruppen, von denen ich freilich
meine. daß sie zu Unrecht nicht mehr gehört wer¬
den, eine echte Chance bakömen. Ich glaube, daß
die Wahlrechtspositionen, die es da gegeben hat,
so sein mußten , wenn man vermeiden wollte, daß
dia 5 -%-Ktauset , die ich für sinnvoll halte , durch
andere Positionen ausgehöhlt wird und dabei ein
VieJ-Parteien-Parlament zustande kommt.

Ich würde, meine Damen und Herren, ganz gerne
noch darauf hinweisen, daß Nordrhein-Westfalen zu

( B ) seinen Zusagen steht , auch zu den Zusagen im
Fonds ' Deutsche Einheit “ . Aber Sie müssen sich
einmal anhören und abspielen lassen , wie der Kolle¬
ge Streibl, der Bundesfinanzminister Waigel und ich
unisono vor der Presse gesagt haben: Damit ist der
Beitrag der Länder abschließend geregelt . Es gibt
keine Forderungen des Bundes mehr an <fie . Länder)
- So Waigel , so Streibl. so Rau im Einverständnis
mit dam Bundeskanzler.

(Abgeordneter Schauerte [CDU): Das kann
aber doch nicht ernst gemeint gewesen sein.
Das halten Sie doch nicht durchl)

- Es mag ja sein, daß das nicht durcfmihalten ist.
Nur dann muß alles das , was dazukommt, vorher
beredet werden , und dann dürfen nicht öffentlich
Forderungen von denen gestellt werden,

(Beifall bei der SPD)

die vorher erklärt haben , der Anteil der Länder sei
abschließend geregelt . Der Finanzminister ist ge¬
genüber Minister Walgel bei der Suche nach einem
Kompromiß bei Artikel 107 des Grundgesetzes am
9 . August wahrlich weit gegangen. Er ist so weit

gegangen , daß anders Linder glaubten, nicht mehr
mitgehen zu können.

e*
Auch bei der UmsatzsteuervertoBungsind wir dann
kompromißfähig, warm sich dar Bund bewegt und
wenn der Bund jetzt nicht über den Weg der deut¬
schen Einheit versucht, seine bundespolitischen
Positionen zu Lasten aBer Länder wieder einmal zu
verbessern . Dem können wir allerdings nicht zu¬
stimmen.

(Beifall bei der SPD)

Wir halten die bislang vorgesehene Aufteilung von
Finanz- und Verwaitungsvermögan auf den Bund
und auf die DDR-Länder und die Gemeinden ein-
schlieBBch der Fragen von Zins und Tilgung für
unbefriedigend. Die fünf neuen Länder brauchen
eine faire Startchance . Und (Ca bekommen sie
nicht, wenn ihnen die Verantwortung für einen
öffentlichen Dienst aufgehalst wird, der - ohne
Bahn , Post und NVA - 1,7 Millionen Menschen
betrifft . Wie sollen denn diese Länder ihre Aufga¬
ben wahmehmen können, wenn nicht befriedigend
gelöst wird , daß sie nicht die Lasten für (fiese
1,7 Millionen Beschäftigten im öffentlichen Dienst
allein zu übernehmen haben? Auch das gehört in
die Beratungen.

Und es gehört auch noch in die Beratungen - da
gehe ich von dem aus, was ich heute morgen in
den Zeitungen habe zur Kenntnis nehmen können
oder müssen -, daß die Rechtsverhältnisse kn künf¬
tigen Deutschland auf Konsens hin orientiert sein
müssen . Ich lese in einiger» Zeitungen, es hebe
gestern einen Koalitionskompromißin der Frage des
i 218 gegeben, und einer der Gesprächstellnehmer
habe gesagt , da sei die Pistole auf die Brust ge¬
setzt worden , deshalb habe man zustimmen müs¬
sen . Ich weiß nicht, ob das Zitat stimmt . Aber ich,
als jemand , der ki dieser Frage oft such in der
eigenen Partei täte Mindert»eitenPosition bezogen
hat, glaube, daß das, was da gestern beschlossen
worden ist, nicht hilft , Frieden zu stiften . Ob der
Weg. dia bisherige DDR für Jahre strafrechtlich
zum Ausland zu machen, ein richtiger Weg ist,
darüber muß nach meiner Meinung noch einmal
gesprochen werden.

(Beifall bei SPD und F.D .P.)

Ich habe heute morgen gehört, daß Carola von
Braun , (fie Freuenbeauftragte von Berlin, darauf
hingewiesen hat, das könne dazu führen, daß man
kt Berlin in einer Straße wohnt und unter unter¬
schiedlichem Recht steht . Ich kann mir rocht vor¬
stellen, daß wir das so hinnehmen und annehmen.
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ich selber meine, es gäbe aus allen Parteien so
verantwortliche und beachtliche Beiträge zu diesem
Thema - nicht nur aus meiner Partei -. daß darüber
noch einmal geredet werden müßte.

{Beifall bei SPD und F .D . P.)

Ich sage das sehr vorsichtig, weä ich nie zu denen
gehört habe , die (fieses Thema für eins gehaltenhaben, das man mit großen Schlagzeilen behandeln
kann und behandeln soS.

Nach meiner Überzeugung, meine Damen und
Herren , Ist aber noch viel wichtiger als Wahldatum
und Wahlrecht, daß es jetzt zu einem wirtschafts¬
politischen Sofortprogramm kommt, ki dem die
Infrastruktur der DDR, in der das Pröferenzgeföflevon Ost nach West auch durch rascheren Abbauder Zonenrandforderungen, in der der Schutz vonMietern , in der aktive Arbeitsmarktpoütlk mit Quali¬
fizierung und Vorruhestandsregelung die Hauptele¬mente sein müssen.

Ich bin nicht der Memung , Herr Kollege Rohde , daßwir eine neue Verfassung brauchen. Das habe ichso auch nicht gesagt.

(Abgeordneter Dr. Rohde [F.D.P.]: Ein Miß¬verständnis!)

Aber ich bin der Meinung, daß das Grundgesetz( B ) einer Reihe von Ergänzungen bedarf, die ich fürsubstantiell hatten, auch einer Reihe von Streichun¬gen , die ich für substantiell halte, z . B. , was denArtikel 23 angeht. Schon aus europa- und ostpoiitf-schen Gründen muß Artikel 23 nach dem Beitrittgestrichen werden; das ist meine Meinung.
(Zuruf von der SPD : Nur ein Teil! - Abgeord¬neter Büssow [SPD] : Und die Präambel !)

- Moment ! Ich bin für eine Reihe von Änderungen,Ergänzungen.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ]: Welchedenn noch?)
- Die habe ich genannt, die beziehen sich auf Frie¬denspolitik, auf Sozialstaatsgebot, auf Umwelt¬schutz.

(Abgeordneter Schuftz-Tomau [F .D .P.]: Washeißt das konkret? Recht auf Wohnung,Recht auf Arbeit ?)
Das sind alles Dinge , die möchte Ich gerne disku¬tieren.

[Abgeordneter Schultz-Tomau (F.D.P.): Das
ist schon atwas anderes, das Ist nicht so
harmlos! ) ' •*r

Und dann möchte ich das , was dann mit diesem so
veränderten Grundgesetz zustande kommt , einer
Volksabstimmungunterlegen.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : So ist es ! -
Beifall bei der SPD)

Da kann man ja . auch unterschiedlicher Meinungsein. Aber ich will Ihnen sagen : Meine Auffassungist , daß in der Lebenszeit, die ich bisher bewußt
erlebt habe, kt diesen 40 Jahren , nichts eh» gewal¬
tigerer Einschnitt Ist als dieses Zusammenwachsan
von Westdeutschland und Ostdeutschland. Und da
meine ich , die Geburtsurkunde dieses neuen Staa¬
tes sollen die Bürgerinnen und Bürger unterschrei¬
ben und nicht nur die verfassungspolitisch und
verfassungsrechtlich Zuständigen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
'Und darüber, meine ich • -

(Zuruf des Abgeordneten Büssow [SPD])
- Da sollte man auch über Stärkung des Föderalis¬mus noch einmal reden. Wenn Sie sich einmalansehen, zu welchem Thema es in der Bundesrepu¬blik und in einzelnen Ländern säton alles Volksab- ( ® )
Stimmungen geben hat, dann meine ich,

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE ]: Viel zu
wenige eigentlich !)

daß dieser Schlußstein von den Wahibürgerinnenund Wahibürgem gesetzt werden sollte. Aber auchdarüber kann man unterschiedlicher Meinung sein,und ganz gewiß wird das nicht in dieser Wahl¬periode des Bundestages stattfinden . Da wird dieSituation kn neuen Bundestag zu bedenken sein,und dann werden wir dazu unsere Vorschlägemachen.

Meine Damen und Herren ! Ich weiß, ich habe vielePunkte nicht aufgreifen können. Es gibt andereGelegenheiten; ich will das dann gerne tun . Id)möchte Ihnen für Ihre Geduld danken.

Ich habe insgesamt das Echo auf die Regierungser¬klärung als ermutigend empfunden.

(Beifan bei der SPD - Lachen bei der CDU -
Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE ]: Und vomDGB ?)
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- Herr Kollege Vesper , da habe ich noch kein UrteB.
Wir haben mit dem DGB am Vorabend der Regie¬
rungserklärung ein Gespräch geführt , an dem ich
nicht teilnehmen konnte , weil ich plötzlich nach
Bonn mußte . Da ist das , was ich heute lese, so.
jedenfalls nicht kl dieser Deutlichkeit , zum Aus¬
druck gekommen. Es Ist wohl am besten , ich nutze
moderne Technik, rufe Herrn Mahlberg an und
sage : "Dieter, wie meinst Du das?" So wollte ich
das einmal machen.

(Abgeordneter Schultz-Tornau [F.D.P.] : Das
ist doch nicht interpretationsbedürftig!}

Ich würde ganz gerne noch eine Bemerkung zu
dem letzten Beitrag zur Verkehrspolitik machen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Vesper [GRÜNE]
- Abgeordnete Schäffler [GRÜNE ]: Wie hast
du das gemeint? Des Ist doch nicht dein
Emst . . .)

- Wir reden wirklich so miteinander, der Dieter
Mahlberg und ich.

(Abgeordneter Büssow [SPD]: Er ist auch
Gewerkschaftsmitglied!)

Wenn man sich Jahrzehnte kennt, ergibt sich so
etwas . Das ist übrigens nicht nur zwischen Mini¬
sterpräsidenten und DGB-Vorsitzenden so . Das gibt
es auch sonst zwischen Gesprächspartnern.

Vieles von dem, was hier soeben zur Verkehrspoli¬
tik gesagt worden ist , Prau Kollegin, ist eine Grund-
Stimmung, die man nicht überhören sollte. Darüber
sollte man reden. Nur glaube ich, es gibt eine Fra¬
ge, über die müssen wir kn Grundsatz sprechen -
nicht nur beim Verkehr, nicht nur bei der Frage
nach dem Auto. Sie haben den Satz gesagt , wir
glaubten an da TechnSc , die werde es wohl brin¬
gen , das sei unsere Arbeitsgrumfiage.

Das ist nicht richtig. Ich meine nun Der Ausstieg
aus der Technik löst kein Problem,

(Zustimmung bei der SPD)

sondern wir müssen mit den Mitteln der Industrie¬
gesellschaft de Industriegesettschaft verändern.

(Zustimmung bei SPD und F.D.P. - Abgeord¬
neter Dr. Vesper [GRÜNE ]: Die hat uns das
alles doch eingebrocktl)

Über diese Frage werden wir in den verschiedenen
Pofitikfetdem miteinander sprechen können und

müssen . Sonst werden de Lösungsansitze , die Sie
anbieten , nach meiner Überzeugung daran schei¬
tern, daß sie keine BaskMfnden in der Gesellschaft,
die wir haben, und daß sie keine Basis finden Sn
der Art und Weise, wie wir den einzelnen m'itneh-
men auf dem Weg zur Erneuerung der Ökologie
und dar Ökonomie.

[Zuruf der Abgeordneten Scheffler [GRÜNE])

Herzlichen Dank)

[Seifen bei der SPD)

Präsidentin Friebe:

Denke schön . - ich erteile Herr Abgeordneten Dr.
Linssen für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Ministerpräsident hat gerade wieder so
einen Warenkorb vorgelegt, die Themen aufgepickt,
die Ihnen, Herr Rau, glaube ich, auch ganz ange¬
nehm waren, bei denen Sie auch ein bißchen un¬
vorbereitet etwes erzählen konnten.

Ich will Ihnen zu Beginn einmal sagen , worin wir
ihnen zustimman : in der Bewertung, daß die Indu¬
striegesellschaft zur Lösung unserer Probleme die
einzige Lösung überhaupt bietet,

[Zustimmung bei der CDU)

daß wir nicht Grenzen des Wachstums , sondern ein
Wachstum der Grenzen haben und daß wir uns
darin natürlich in dieser Legislaturperiode , Herr
Vesper, diametral von GRÜNEN unterscheiden
werden.

(Zustimmung bei der CDU)

Das ist etwas , was wir sicherlich mit Ihnen, Herr
Rau . kn Ansatz teilen, obwohl das bei Ihnen früher
nicht immer so ganz Idar war . Aber wir haben ja
heute fest gestellt: Auch Sie sind lernfähig . Das
erkennen wir an; das ist alles in Ordnung.

Sie haben kn Zusammenhang mit dem Verkehr
gesagt , es wäre eigentlich lohnenswert, einmal
zuzuhören, zu diskutieren und sich über Politikfel¬
der zu unterhalten und dann vielleicht auch Lösun¬
gen zu erarbeiten.
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Abgeordneter Dr . Rohde (F.D .P . ) : Wenn , Herr
Minister, , vor 1988/89 in Salzgitter in der DDR ge¬
schehenes Unrecht dokumentiert wurde , genauso wie
es heute der Fall ist - hatten Sie Hann vor 1988/89
keine Ahnung davon , was in Salzgitter passiert ist?
Oder wie erklären Sie sich Ihren damaligen Wissens¬
stand?

Präsidentin Fliehe : Herr Dr . Krumsiek , bitte!

Justizminister Dr . Krumsiek : Herr Dr . Rohde ! Wir
haben Salzgitter nach den Informationen von Nieder¬
sachsen damals so gekannt wie heute . Wir haben
Salzgitter damals anders beurteilt . Es hat unterschied¬
liche politische Auffassungen gegeben . Keiner hat
gewußt, daß das SED -Regime eine Verbrecherge¬
meinschaft war.

(Heftiger Widerspruch von CDU und F . D . P . -
Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Ist es denn
wahr? Unglaublich !)

Auch der Bundeskanzler hat Herrn Honecker empfan¬
gen. Oder wollen Sie das Gegenteil behaupten?

(Unruhe bei CDU und F . D .P . )

Aber sicher , er hat ihn empfangen . Von daher muß
man eben sehen , daß wir heute manches anders beur¬
teilen, als wir es damals getan haben.

Präsidentin Fricbe : Herr Dr . Rohde , Sie haben
schon zwei Zusatzfragen gestellt . Mehr ist nicht
möglich, denn Sie sind nicht der Antragsteller . - Der
herr Ministerpräsident möchte auch etwas Harn sa¬
gen . Ich erteile ihm das Wort , bitte schön!

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Mir liegt an folgender Erklä¬
rung:

Wir waren in der Zeit der Existenz der DDR unter¬
schiedlicher Meinung darüber , ob Salzgitter das
richtige Instrument sei . um Unrechtstatea des Systemsund im System der DDR zu erfassen und an die
zuständigen Justizorgane weiterzugeben . Diesen Punkt
haben wir unterschiedlich betrachtet.

Damals , als die DDR noch existierte , haben wir
gesagt : Wir brauchen Salzgitter nicht , weil die Ver¬
folgung von Straftaten Sache ordentlicher Gerichte
und ordentlicher Justizbehörden ist . Es hat nie einen
Zweifel daran gegeben - und es darf nie ein Zweifel
daran aufkommen - , daß jede Straftat verfolgt und
geahndet werden muß , es sei denn , daß man sich für
bestimmte Bereiche für eine Amnestie entscheidet,
wie es im Augenblick diskutiert wird . Daß es Strafta¬
ten wie den Schießbefehl und das Vorgehen an der
Mauer gab , davon haben wir ebenso gewußt wie von
dem , was sich in Gefängnissen und Lagern vollzogen
hat . Wir alle haben Wege gesucht , den Menschen,
die Opfer solcher Straftaten wurden , zu helfen . Ob es
dazu Salzgitters bedürfe oder nicht , darüber waren
wir unterschiedlicher Meinung.

Daß wir uns heute , nachträglich , nachdem es die
DDR nicht mehr gibt , sondern zehn Länder mit
eigenen Justizbehörden , eigenen Justizministern und
allem , was dazugehört , die Frage stellen : Wer hat
damals recht gehabt? , das mag zum polemischen
Austausch gehören - -

(Heftiger Widerspruch von der CDU - Abge¬
ordneter Dr . Linssen [CDU ] : He ! Ganz ruhig!
- Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Handeln Sie
jetzt !)

( D)
- Aber Herr Schauerte ! "Handeln Sie jetzt ! " -

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Ja !)

Wir handeln mehr als jedes andere Bundesland , um
beim Aufbau der Verwaltungen zu helfen.

(Beifall bei der SPD)
t

Wir handeln mehr als jeder andere , damit da Justiz¬
behörden zustande kommen und damit Richter und
Staatsanwälte da hingehen . Das alles tun wir . Die
Fragen , ob und wie Salzgitter weitergeführt wird und
wer es bezahlt , besprechen wir erst mit den fünf
neuen Länderregierungen , dann mit der Bundesregie¬
rung , und dann treffen wir unsere Entscheidung.

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordne¬
ten Dr . Rohde [F . D . P . ])
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Präsidentin Friebe : Vielen Dank ! - Zu einer zweiten
Zusatzfrage erteile ich Herrn Abgeordneten
Dr . Linssen das Wort.

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU ) : Herr Minister¬
präsident! Da es in dieser Fragestunde nicht um den
Aufbau in Brandenburg, sondern um die Bewältigung
der Vergangenheit geht,

(Beifall bei CDU und F . D . P .)

frage ich Sie, ob Sie damit die Beurteilung Ihres
Justizministers, daß seinerzeit nicht bekannt gewesen
sei , daß es sich um ein Unrechtsregimegehandelt hat,
und daß ihm offensichtlich auch von den Todesschüs¬
sen an der Mauer nichts bekannt war, zurückgezogen
haben.

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident!

Ministerpräsident Dr . Rau : Der erste Satz des
Justizministers war nach meiner Meinung so formu¬
liert, daß dieses Mißverständnis aufkommen könnte.
Um das auszuräumen, habe ich mich zu Wort gemel¬
det.

Der Justizministor wollte nicht sagen , daß das da
drüben kein Unrechtsregime war ; wir hätten das erst
später erfahren . Ich kenne den Justizminister seit
20 Jahren, meine Damen und Herren. Wir alle sind
uns darin einig , daß das da drüben ein Unrechtsre¬
gime gewesen ist. Wir haben eine unterschiedliche
Meinung darüber gehabt , wie man mit denen , die die
Führung hatten , umgeht und wann man mit denen
redet . Daß wir uns darüber einen Schlagabtausch
liefern , ist völlig in Ordnung. Es hat ja auch Zeiten
gegeben, da kriegte man keinen Termin, weil gerade
so viele CDL' -Ministerpräsidenten auf der Leipziger
Messe waren.

(Zustimmung der Abgeordneten Dr . Farthmann
und Wendzinski fSPDl)

Wir wollen jetzt aber doch die kleinen Kämpfe von
vorgestern nicht mehr austragen.

(Zurufe von der CDU - Abgeordneter Hardt
[CDU] : Sie haben Programme zusammenge¬
schrieben!)

- Nein, nein, keine gemeinsamen Programme ! Sie
meinen SED -SPD-Papier? - Darüber habe ich
mich öffentlich oft genug geäußert. Nachdem es die
SED nicht mehr gibt und sich die PDS als das er¬
weist, was wir in diesen Tagen erfahren, bin ich gern
bereit , darüber auf Akademieveranstaltungen zu
diskutieren. Aber insgesamt habe ich wichtigere
Aufgaben.

(Zurufe von der CDU - Gegenruf des Abge¬
ordneten Frey [SPD ] : Kümmern Sie sich um
Ihre Blockflöten bei der CDU!)

Präsidentin Friebe : Ich darf an die Frage , die ge¬
stellt worden ist, erinnern und erteile Herrn Abgeord¬
neten Hunger zu einer Zusatzfrage das Wort.

Abgeordneter Hunger (SPD) : Herr Ministerpräsi¬
dent, ist Ihnen bekannt , daß prominente Mitglieder
der Ost-CDU, die heute wieder wichtige politische
Funktionen haben , Mauer und Schießbefehl noch im
Oktober 1989 positiv gewürdigt und gerechtfertigt
haben?

Ministerpräsident Dr . Rau : Ich kenne jedenfalls
eine ganze Reihe von Äußerungen nicht nur vom
Oktober, sondern auch von der Zeit nach dem Fall
der Mauer, etwa von Lothar de Maizi &re über die
Frage des Sozialismus in der DDR . Seine Unbefan¬
genheit und die Schlichtheit seiner Argumente haben
ich dabei tief» betroffen gemacht.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Ich danke dem Herrn Justizmim-
ster für die Beantwortung . - Meine Damen und Her¬
ren! Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor . Damit
ist die Dringliche Anfrage 62 erledigt.
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bereits gesagt, daß seit 1957 die bergrechtliche Zulas¬
sung erfolgt ist und daß die Betriebsflächenkarte seit
1978 keine Änderung der Gesamtbetriebsfläche mehr
vorweist ; seit über 35 Jahren ist also die gebietsrecht-
liche Ausweisung und damit auch die Genehmigung
gegenüber dem Betreiber vorhanden - , ist zur Zeit
keine Notwendigkeitzu erkennen , darüber eine erneu¬
te Abstimmungherbeizuführen.

Vizepräsident Dr. Klose: Bitte schön , Herr Krömer
zu Aner weiteren Zusatzfrage!

Abgeordneter Krömer (CDU) : Haben Sie als Mini¬
ster sichergestellt, daß der vom Kreis Minden -Lüb¬
becke als untere Landschaftsbehörde eingeforderte
landespflegerische Begleitplan auch durch Auflagen
vom Bergamt in die Tat umgesetzt wird , oder steht
das noch offen?

Minister für Wirtschaft , Mittelstand und Techno¬
logie Einert : Das ist natürlich , Herr Kollege , das
muß ich Ihnen zugeben , außerordentlich schwierig,
weil die Genehmigung - das haben wir eben in einem
Zwischenruf mehr oder weniger erörtert - nach altem
Bergrecht erfolgt ist . Deshalb kann ein Planfeststel¬
lungsverfahren mit der dann vorgesehenen Umwelt-
verträglichkeitsprüfimg für diesen Abbau nachträglich
nicht mehr überstülpend vollzogen und in Kraft ge¬
setzt werden. Das mag bedauerlich sein - dieses
Bedauern teile ich aber das ist die Situation.

Vizepräsident Dr . Klose: Zu einer weiteren Zusatz¬
frage Herr Krömer , bitte!

Abgeordneter Krömer (CDU) : Stimmt es , Herr
Minister , daß im Bereich des weiteren Abbaugebietes
Schiewe ein Steinabbau ohne Genehmigung vorgese¬
hen ist?

Minister für Wirtschaft , Mittelstand und Techno¬
logie Einert : Das ist mir zur Zeit nicht bekannt . Ich
will dieser Zusatzfrage gerne nachgehen.

Vizepräsident Dr . Klose: Danke schön. Damit ist
die Mündliche Anfrage 50 erledigt.

Ich rufe die

Mündliche Anfrage 52

der Frau Abgeordneten Dr . Gröber von der Fraktion
DIE GRÜNEN auf:

Interessenkollision durch die Wahrnehmung
von Aufsichtsrats -/ Beiratsmandaten

Der frühere Wirtschaftsminister Professor
Jochimsen war über Jahre hinweg Beirat der
PreussenElektra . Gleichzeitig stand er als Wirt-
schafisminister der Genehmigungs - und Auf¬
sichtsbehörde über das AKW Würgassen vor , das
von der PreussenElektra betrieben wird . Die
Offenlegung dieser Interessenkollision führte
schließlich zum Rücktritt von Professor
Jochimsen von seinem Beiratsposten.

Bei welchen Unternehmen der Energiewirtschaft
(RWE, VEW , PreussenElektra etc .) ist das Land
in Aufsichtsgremien (Aufsichtsräte , Beiräte etc .)
durch welche Personen vertreten?

Die Beantwortung erfolgt durch den Herrn Minister¬
präsidenten. Bitte schön!

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident! Frau
Kollegin! Meine Damen und Herren! Aufsichtsräten
oder Beiräten von Unternehmen der Energiewirt¬
schaft, also Unternehmen der Elektrizitäts - , Gas- und
Femwärmewirtschaft, gehören Mitgliederder Landes¬
regierung nicht an . Auch Beamte der Ressorts der
Landesregierunggehören Aufsichtsrätenoder Beiräten
von Unternehmen der Energiewirtschaftnicht an.

Herr Staatsminister a . D . Prof . Dr. Jochimsen hat in
den Jahren 1988 und 1989 dem Beirat der Preussen¬
Elektra AG angehört, und zwar als Vertreter eines
der sogenannten Belegenheitsländei * was auch immer
das sei ; das sind außer uns noch Hessen , Niedersach¬
sen und Schleswig -Holstein. Bei diesem Beirat han¬
delt es sich aber nicht um einen Aufsichtsrat oder ein
vergleichbares Gremium mit entsprechenden Lei¬
tungsfunktionenim Sinne des Art. 64 Abs . 3 unserer
Verfassung. Deshalb war seine Mitgliedschaft in
diesem Beirat auch nicht durch den Hauptausschuß
genehmigungspfl ichtig.

Vier Mitglieder der Landesregierung nehmen Man¬
date als außerbetrieblicheArbeitnehmervertreterin
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Aufsichtsräten von Bergbauuntemehmen wahr. Das
sind Herr Minister Hermann Heinemann bei der
Preussag Anthrazit GmbH in Ibbenbüren , Frau Kolle¬
gin Anke Brunn bei der Gewerkschaft Auguste Vikto¬
ria in Marl , Herr Minister Dr . Herbert Schnoor bei
der Ruhrkohle AG Niederrhein und Herr Minister
Wolfgang Clement bei der Rheinbraun AG Köln.
Diese Mandate sind durch die Landesregierung und
durch den Hauptausschuß des Landtages genehmigt,
oder die entsprechenden Anträge liegen gerade dem
Hauptauschuß zur Genehmigung vor.

t
Hier würde ich gerne hinzufügen, Frau Kollegin
Gröber: In Nordrhein-Westfalen gibt es eine seit
Beginn des Landes existierende Staatspraxis des
Hauptausschusses , Mandate von Mitgliedern der
Landesregierung in Aufsichtsräten und ähnlichen
Gremien, die der Wahrnehmung der Interessen des
Landes dienen , und Mandate als Arbeitnehmervertre¬
ter zu genehmigen . Die bisherige Praxis, die es seit
1948 gibt, hat gezeigt, daß die Wahrnehmung solcher
Mandate nicht zu Interessenkollisionen führt, sondern
daß sie stets so verantwortungsbewußt und sensibel
erfolgt ist, daß Kollisionen vermieden wurden. Das
stelle ich auch in Zukunft sicher.

Vizepräsident Dr . Klose: Zu einer Zusatzfrage Herr
Abg . Dr. Busch , bitte.

Abgeordneter Dr . Busch (GRÜNE) : Herr Minister¬
präsident , ist es nicht verwunderlich, daß Vertreter
der Landesregierung einerseits auf Bundesebene bei
Kürzungen der Kohlefördermengen mitberaten und
mitentscheiden und dem auch in der Vergangenheit
immer zugestimmt haben, daß sie aber auf der ande¬
ren Seite als Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat
von Kohleuntemehmensitzen?

Ministerpräsident Dr . Rau : Ich rinde das nicht
verwunderlich, wenn Sie bedenken , daß die Kohlepo¬
litik, um die wir uns - Nordrhein-Westfalen ebenso
wie das Saarland - bisher bemüht haben, immer auf
Konsens hin orientiert war, sowohl mit dem Bund als
auch mit den Besitzern der Zechen als auch mit der
IG Bergbau und Energie. Wir haben bisher unter
anderem soziale Verwerfungen vermeiden können,
weil ein so enger Schulterschluß zwischen der IGBE,
Landesregierung, Bergbauuntemehmen und Bundesre¬
gierung bestanden hat. Das möchte ich in Zukunft
erhalten wissen.

Ich weiß nicht, ob Sie einmal in einem Aufsichtsrat
waren , Herr Kollege Busch. Es ist ja nicht so, daß
die da sitzen und Entscheidungen treffen, die sich mit
Leistungen des Bundes oder des Landes auseinander¬
setzen , die auf gesetzlicher Grundlage erfolgen.
Ähnliches gilt für den Kohlepfennig, der eine andere
Dimension und eine andere Bedeutung hat ; er betrifft
eher die Stromwirtschaft als die Kohle unmittelbar.
Diese Dinge gehen natürlich ineinander über . Aber
wenn Sie politische Verantwortung wahmehxnen
wollen, können Sie das nur ungeteilt. Sie müssen nur
aufpassen , 4«R Sie es nicht vermischen.

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Abgeordneter Mai.

Abgeordneter Mai (GRÜNE) : Herr Ministerpräsi¬
dent , Sie haben vorhin bestätigt, daß Herr Minister
Clement Mitglied des Aufsichtsrates der Rhein-

. braun AG , einer hundertprozentigen Tochter der
RWE , ist . Wie vermeiden Sie eigentlich im Kabinett
Interessenkollisionen, wenn z. B . Entscheidungen
über die Genehmigung des beantragten umstrittenen
Braunkohlegroßtagebaus Garzweiler II ansteben? Ich
könnte mir da sehr wohl Interessenkollisionenvorstel¬
len . Wie vermeiden Sie das im Kabinett praktisch,
durch ein Redeverbot? ( D)

Ministerpräsident Dr . Rau : Nein, durch geordnetes
politisches Handeln , Herr Abgeordneter. Da wird es
eine Kabinettsvorlage geben. Diese Kabinettsvorlage
wird die Position des Braunkohlenausschusses und
diejenige des zuständigen Ministers darstellen . Dann
diskutiert das Kabinett. Dabei können alle diskutie¬
ren.

Stellen Sie sich einmal vor, wir würden das aus¬
schließen; wir würden zugleich ausschließen , daß
überhaupt jemand, der politische Ämter wahnummt,
Arbeitnehmervertreter sein kann. Wir wollen das
nicht ausschließen.

Der Vorgänger von Herrn Minister Clement als Chef
der Staatskanzlei war ebenfalls im Aufsichtsrat von
Rheinbraun. Keiner hat ihm dies zum Vorwurf ge¬
macht.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE] : Wir waren
auch noch nicht im Parlament!)

- Das ist Herr Minister Clement auch nicht . Aber er
ist im 7jistflnH guter Hoffnung, weil er auf der Reser¬
veliste steht.
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(Abgeordnete Höhn [GRÜNE ] : Wir waren
noch nicht im Parlament !)

- Da haben Sie recht . Aber mancher hinterläßt eine
Lücke , die ihn ersetzt.

(Heiterkeit)

Ich gehöre der Landesregierung über 20 Jahre an . Ich
habe erlebt , wie Mitglieder verschiedener politischer
Ausrichtung Mandate wahrgenommen haben, ohne
daß ss zu Interessenkollisionen kam . Wo es einmal
die Gefahr der Kollision gab , hat man darüber ge¬
sprochen und hat eine Vereinbarung herbeigeführt,
die die Kollision ausschloß . Das geht.

Was die Minister angeht , gibt es im übrigen Regelun¬
gen im Landesministergesetz, die bedauerlicherweise
über 30 Jahre alt sind . Da dort Beträge festgeschrie¬
ben sind, stammen sie noch aus der Sicht des Jah¬
res 1957 , als die Bebauungsgeschichte in Porta West¬
falica lief. Diese Beträge sind im Gesetz festgelegt,
und wir haben nie riskiert, sie zu erhöhen . Wir unter¬
scheiden uns damit von anderen Ländern. Wer mehr
als 1 000 DM an Nebeneinnahmen hat , hat sie an die
Landeskasse abzuführen . Das ist leider nicht so viel,
daß der Haushalt ausgeglichen werden kann , aber wir
nehmen jede Mark.

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Abgeordneter Mai,
bitte schön.

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Abgeordneter
Dr. Busch , bitte.

Abgeordneter Dr . Busch (GRÜNE) : Auch wenn ich
etwas von Ihrer Bemerkung abgelenkt wurde, will ich
trotzdem versuchen , mich auf meine Frage zu kon¬
zentrieren . Beiratsnutglieder beim RWE, insbesonde¬
re kommunale Würdenträger, erhalten für zwei bis
drei Sitzungen rund 13 000 DM im Jahr; das ist eine
beträchtliche Summe . Herr Kollege Farthmann, der
unter uns weilt , hat das einmal als eine legalisierte
Form der Korruption bezeichnet . Teilen der Wirt-
schaftszmnister oder der Ministerpräsidentdiese Ein¬
schätzung des geschätzten Kollegen Farthmann?

(Heiterkeit)

Ministerpräsident Dr.Rau : Ich teile die Einschät¬
zung, daß der Kollege Farthmann ein geschätzter
Kollege ist , und freue mich , daß Sie dag zu sehen
beginnen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Busch , ich teile nicht die Meinung , daß
die Landesregierung angesichts klarer gesetzlicher
Bestimmungen beurteilen sollte , wann ein Gremium
wen beruft und ob jemand die Berufung annimmt
oder ob er sie für kollisionsgefährdend hält. Da gibtes eine Fülle von Gesichtspunkten , die man bedenken
muß . Ich selber habe solche Entscheidungen für mich
immer so zu treffen versucht, daß kein böser Schein
entstand.

Abgeordneter Mai (GRÜNE) : Herr Ministerpräsi¬
dent, auf der untersten politischen Ebene, den Kom¬
munalparlamenten, gibt es den Begriff der Befangen¬
heit in solchen Fällen. Wenn jemand unmittelbar
betroffen ist, also Gewinne oder Nachteile aus einer
zu behandelnden Angelegenheit erfährt, gilt er als
befangen, steht auf und verläßt den Sitzungssaal.
Könnten Sie sich für das Kabinett vorstellen , daß eine
solche Befangenheit gegeben ist? Das müßte z. B . der
Fall sein, wenn ein solcher Antrag in dieser Dimen¬
sion behandelt würde und wenn Herr Clement als
Mitglied des Aufsichtsrates das Wohl seiner Aktien¬
gesellschaft im Auge haben muß.

(D)

Ministerpräsident Dr . Rau : Ich kann mir schon
vorstellen, daß eine solche Situation in irgendeinem
Kabinett zu irgendeinem Zeitpunkt entstehen kann.
Nur aus der Wahrnehmung von Arbeitnehmerinteres¬
sen im Aufsichtsrat aufgrund des Vertrauens von
Gewerkschaften zu schließen, der müsse unbedingt
befangen sein, das halte ich nicht für einen zulässigen
Schluß.

Vizepräsident Dr. Klose: Herr Kollege Dr. Linssen!

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU ) : Herr Minister¬
präsident, da ich im Prinzip Ihre Ansicht teile , daß es
bei diesen Mandaten darum geht , auch den bösen
Schein zu vermeiden : Halten Sie es für sinnvoll , daß
Minister Clement gerade im kommenden halben Jahr,
das heißt in der heißen Phase der Entscheidung über
die Leitentscheidung, an diesen Beratungen teil¬
nimmt?
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Ministerpräsident Dr. Rau : Das können wir ent¬
scheiden, sobald uns der Vorschlag des zuständigen
Ministers vorliegt. Der liegt uns noch gar nicht vor.

Ich kann mich gut erinnern, Herr Kollege Linssen,
wie viele politische Bemühungen es gegeben hat, zum
Beispiel mit den Fraktionen des Rheinbraun-Aus¬
schusses zu reden. Es hat ja sehr viel engere Bezie¬
hungen zu Rheinbraun gegeben als durch ein Auf¬
sichtsratsmandat der Arbeitnehmervertreter. Wir
haben viele, viele Jahre ein Vorstandsmitglied von
Rheirfbraun im Landtag gehabt, ein sehr geachtetes
Vorstandsmitglied. Und dieses Vorstandsmitglied ist
viele Jahre vorher Mitglied der Landesregierung
gewesen. Dem standen alle Türen offen. Das ist alles
in Ordnung.

Seien Sie sicher: Wir werden dem Anschein der
Befangenheit wehren, bevor er entsteht. Nur aus der
Tatsache, daß jemand mit dem Vertrauen der Ge¬
werkschaften und des Betriebsrates in einen Auf¬
sichtsrat berufen wird oder daß die Arbeitgeber ihn
berufen, sehe ich noch keinen Anlaß , von Befangen¬
heit auszugehen.

Vizepräsident Dr . Klose: Frau Kollegin Höhn bitte!

Abgeordnete Höhn (GRÜNE) : Herr Ministerpräsi¬
dent Rau, Sie haben eben vom bösen Schein gespro¬
chen, der nicht auf Sie fallen sollte, und daß Sie
deshalb die weise Entscheidung gefällt haben zu
versuchen, politisches Mandat und wirtschaftliches
Mandat zu trennen. Ich hoffe, das habe ich aus dem,
was Sie eben gesagt haben , richtig interpretiert.

(Ministerpräsident Dr . Rau : Nicht falsch!)

Ist es dann nicht eigentlich genauso weise, Ihren
Ministem anzuraten, keinen bösen Schein auf sich
fallen zu lassen , und ihnen vorsichtshalber anzuraten,
nicht Mitglieder in Aufsichtsräten zu sein?

Ministerpräsident Dr . Rau : Nein; diesen Weg, den
jetzt die rheinland-pfälzische Regierung offenbar
- jedenfalls nach dem Vorschlag des dortigen Justiz¬
ministers Caesar - zu gehen bereit ist , diesen Vor¬
schlag kann ich nicht authehmen. Vielmehr glaube
ich, daß wir sehr viel Gewinn dadurch haben, daß
Minister in Gremien, in Aufsichtsräten tätig sind. Ich
könnte Ihnen aus meinen mehr als zwei Jahrzehnten
Erfahrung vieles sagen, was ich an zusätzlichem

Sachverstand für das Kabinett habe dadurch gewinnen
können, daß der eine in diesem, der andere in jenem
Aufsichtsrat war . Gerade der Austausch ist interes¬
sant.

Ich zum Beispiel bin , wie Sie wissen, in einem Auf¬
sichtsrat, allerdings als Vertreter des Landes , und
zwar im Aufsicbtsrat der Lufthansa. Da gibt es eine
Landesbeteiligung.

(Zuruf des Abgeordneten Hardt [CDU ])

- Das ist schiefgegangen , ja . Die Debatte darüber
können wir wieder einmal führen, Herr Kollege
Hardt.

(AbgeordneterHardt [CDU] : Einverstanden !)

Ich empfinde es als Gewinn. Ich Ende da auch viele
Gesprächspartner, mit denen ich manches im Interes¬
se unseres Landes erörtern kann . Das wird denen, die
in anderen Aufsichtsräten sind, nicht anders ergehen
als mir bei der Lufthansa, nämlich denen , die bei
Thyssen, bei Horten oder in sonstigen Finnen in
Aufsichtsrätensitzen.

Sie werden das eines Tages auch sehen . Das wird
hier in Nordrhein-Westfalen lange dauern . Aber wenn jq j
Sie sich zum Beispiel ansehen, wie das in anderen
Ländern ist, wo GRÜNE an der Regierung beteiligt
sind, dann werden Sie feststellea: Das Sein bestimmt
das Bewußtsein!

Vizepräsident Dr . Klose : Frau Dr . Grüber. bitte
schön!

Abgeordnete Dr . Grüber (GRÜNE) : Herr Minister¬
präsident, sehen Sie nicht doch eine Parallele zu der
Mitgliedschaft von Professor Jochimsen ' nur* im
"Beirat " - nicht im Aufsichtsrat - der PreusseaElek-
tra, der zurückgetretea ist , offensichtlich deshalb,
damit kein falscher Eindruck, nämlich der einer
Interessenkollision, entsteht? Sehen Sie nicht doch in
diesem Falle, wo es um die wichtige Entscheidung
über den Braunkohletagebau geht, eine Parallele zu
dem vergangenen Fall?

Ministerpräsident Dr . Rau : Nein , die sehe ich
nicht. Bei der Geschichte mit Professor Jochimsen
- ich habe den Begriff vergessen, der da stand ; das
war ein bedeutendes Wort , das ich nicht kenne und

Landtag Nordrhein-Westfaien 1377 Plenarprotokoll 11H4 13 . 11 . 1990

(MinisterpräsidentDr. Rau)

gerne vergessen möchte , weil es mir gar nicht ge¬
fiel - gab es in der Tat auch Polemiken , auch vor
Wahlen . Die wird es in diesem Falle nicht geben,
weil Sie ja alle wissen , daß es die Gefahr einer sol¬
chen Befangenheit bei Minister Clement nicht gibt.
Damit ist eine weitere Polemik in diesem Punkt
faktisch auszuschließen.

Vizepräsident Dr . Klose : Danke schön . - Es liegen
keine weiteren Zusatzfragen vor. Damit ist die Münd¬
liche Anfrage 52 erledigt.

Ich rufe die

Mündliche Anfrage 53

des Herrn Abgeordneten Mai von der Fraktion DIE
GRÜNEN auf:

Zukunft der Zeche Sophia -Jacoba

Die Zukunft der Steinkohlenzeche Sophia -Jacoba
ist nach wie vor ungewiß . Zur Zeit herrscht um
die Situation der Zeche eine trügerische Ruhe,
aber die Übernahme der Zeche durch die Ruhr¬
kohle AG ist nicht vollzogen , da die EG -Kommis-
sion ihre Zustimmung offensichtlich von der Zusa¬
ge zu einem festen Schließungstermin für die Ze¬
che abhängig macht.

Die Zeche wird mittelfristig in Liquiditätsschwie-
rigkeiten kommen, und die notwendigen unter¬
nehmerischen Entscheidungen müssen jetzt gefällt
werden , damit die Fakten für eine Schließung
nicht schon feststehen.

Die Menschen in der strukturschwachen Region
Heinsberg erwarten eine deutliche Unterstützungder Landesregierung zum Erhalt der Zeche , der
aus regionalwirtschaftlichen und Ökologischen
Gründen sinnvoll und notwendig ist . Sie befürch¬ten aber , daß die politisch und wirtschaftlich
Verantwortlichen mit ihnen ähnlich verfahren , wie
ehedem beim EBV in Alsdorf : Das Schließungsda¬tum für den EBV wurde kurz nach den Wahlen
bekannt '

gemacht - ähnlich wie heute , wo die
nächste Wahl bekanntlich am 2. Dezember dieses
Jahres ansteht.

Wie bewertet die Landesregierung die Haltung der
EG-Kommission , die eine Zustimmung zur Über¬
nahme der Zeche durch die Ruhrkohle AG bislangnoch nicht gegeben hat und diese offensichtlich
von der Festsetzung eines Schließungstermins

abhängig macht , und was unternimmt die Lan¬
desregierung , um den Bestand der Zeche Sophia-
Jacoba sicherzustellen?

Ich bitte Sie , Herr Minister für Wirtschaft , Mittel¬
stand und Technologie , um Beantwortung.

Minister für Wirtschaft , Mittelstand und Techno¬
logie Einert : Es geht bei dieser Frage um die Zu¬
kunft von Sophia-Jacoba. Herr Präsident! Meine
Damen und Herren ! Die Landesregierung bedauert
die zögerliche Haltung der EG-Kommission bei Ertei¬
lung der kartellrechtlichen Genehmigung zur Über¬
nahme von Sophia-Jacoba durch die Ruhrkohle.

Ich muß jedoch darauf hinweisen, daß weder die
Landes- noch die Bundesregierungbei diesem Verfah¬
ren beteiligt ist . Nach mir vorliegenden Informationen
soll die Genehmigung in naher Zukunft erteilt wer¬
den. Aber ich sage das sehr zurückhaltend mit dieser-
Formulierung.

Ich darf grundsätzlich anmerken, daß die Frage des
Fortbestandes der Schachtanlage Sophia -Jacoba in den
energie- beziehungsweise kohlepolitischen Gesamtzu¬
sammenhang eingebunden ist . Das heißt: Es bleibt
uneingeschränkt bei den Beschlüssen der Kohlerunde
vom II . Dezember 1987 und dem Ergebnis des
Gesprächs zwischen dem Bundeskanzler und den
Ministerpräsidenten Nordrhein-Westfalens und des
Saarlandes vom 24. August 1989.

In dieser Kanzlerrunde hat der Bundeskanzler fest
zugesagt, daß das Mengengerüst des Jahrhundertver¬
trages bis 1995 auf jährlich 40,9 Millionen Tonnen
stabilisiert wird. Gleichzeitig wurde beschlossen , den
Revierausgleich und den Erschwerenszuschlag für
niedrigflüchtige Kohle nicht mehr aus dem Verstro-
mungsfonds zu zahlen, um eine drohende Existenzge¬
fährdung des Bergbaus abzuwenden . Um zu einer
langfristig verläßlichen Lösung in der Kohleverstro-
mung zu kommen , hat sich die Landesregierung
bereit erklärt, den auf die öffentlichen Haushalte
entfallenden Teil des Revierausgleichs und des Er-
schwemiszuschlages mit einem Drittel zu überneh¬
men . Ohne diese Anstrengung der Landesregierung
wären mehrere Zechen in ihrer Existenz gefährdet,
nicht nur Sophia -Jacoba.

Ich möchte weiterhin daran erinnern, daß die Landes¬
regierung bereits im Januar 1988 der Ruhrkohle das
Mandat erteilt hat, mit dem seinerzeitigen Eigentümer
von Sophia-Jacoba Verhandlungenzur Übernahme
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Beginn : 10.03 Uhr

Präsidentin Friebe : Meine Damen und Herren! Ich
begrüße Sie zu unserer heutigen 16 . Sitzung des
Landtags Nordrfaein -Westfalen und heiße Sie recht
herzlich willkommen. Ich begrüße auch unsere Gäste
auf der Zuschauertribüne und die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter von Presse, Rundfunk und Fernse¬
hen.

Für unsere heutige Sitzung haben sich neun Abgeord¬
nete entschuldigt ; ihre Namen werden in das Proto¬
koll aufgenommen.

Wir treten in die Beratung der heutigen Tagesord¬
nung ein.

Ich rufe Punkt 1 auf:

Fragestunde

Drucksache 11/821

Mit der Drucksache 11/821 liegen Ihnen die Mündli¬
chen Anfragen 63 bis 93 vor. Die Mündlichen An¬
fragen 67 und 68 wurden von dem Fragesteller,
Herrn Abgeordneten Dr . Vesper, zurückgezogen.Die Mündlichen Anfragen 90, 92 und 93 werden
im Einvernehmen mit den Fragestellern schriftlich
beantwortet.

Bei den Mündlichen Anfragen 86 und 88 hat sich
nach Mitteilung der Landesregierung die Zuständig¬keit geändert . Die Antworten hierzu erteilt der Mini¬
ster für Arbeit, Gesundheitund Soziales.

Ich rufe auf die

Mündliche Anfrage 63

der Frau Abgeordneten Hieronymi von der Fraktionder CDU:

FUmstiftwtg Nordrhein-Westfalen

Für die Errichtung der Filmstiftung Nordrhein-
Westfalen sind im Haushaltsplan 1990 des LandesMittel in Höhe von 1,025 Millionen DM veran¬

schlagt . Der Rundfunkrat des WDR hat in seiner
letzten Sitzung dem Entwurf des Gesellschtfterver-
trages zugestimmt.

Wie ist der Stand der Verhandlungen über die
Gründung der ’Filmstiftung Nordrhein - Westfalen
GmbH “ ?

Ich bitte den Herrn Ministerpräsidenten um Beant¬
wortung.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren ! Inzwischen ist der Gesellschafts-
Vertrag zwischen dem Land und dem Westdeutschen
Rundfunk ausgehandelt . Der Rundfunkral des West¬
deutschen Rundfunks hat dem Vertrag in seiner Sit¬
zung am 22 . November zugestimmt.

Die Förderrichtlinien für die Arbeit der Filtnstiftung
sind zwischen den Gesellschaftern in den Eckpunkten
ebenfalls abgestimmt . In diesen Tagen sind die Insti¬
tutionen und die Verbände der Filmbranche in Nord¬
rhein-Westfalen von den Gesellschaftern zu einem
öffentlichen Hearing eingeladen worden. Das Hearing
soll am 11 . Januar in der Staatskanzlei stattfinden.
Gelegenheit zu schriftlichen Stellungnahmen ist bis
zum 21 . Dezember gegeben.

In der vergangenen Woche haben sich die Gesell¬
schafter auf den Präsidenten der Rheinischen Notar¬
kammer, Herrn Notar Willi Weichler in Düsseldorf,
als Notar ihres Vertrauens bei der Gesellschaftsgrün¬
dung geeinigt. Er bereitet gegenwärtig die Grira-
dungsformalien vor.

Die Gesellschafter werden das Stammkapital noch im
Dezember auf ein Konto bei der Westdeutschen Lan¬
desbank einzahlen.

Die notarielle Beurkundung des Gesellschaftsvertragesdurch den Intendanten des WDR und durch mich sollin den ersten Wochen des kommenden Jahres erfol¬
gen , ebenso die Eintragung der Gesellschaft in das
Handelsregister.

Ich kann im übrigen mitteilen - und ich finde das
erfreulich -: Der Intendant des ZDF hat mir Ende
November erklärt, daß sich das ZDF schon 1991 mit
einem namhaften Betrag an der Filmstiftung beteili¬
gen könnte . Ich will die Verhandlungen über die
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konkreten Modalitäten in den nächsten Wochen auf¬
nehmen und mit dem Intendanten sprechen . Ein erstes
Gespräch ist für morgen vorgesehen..

Ich bin sicher, daß die Filmstiftung ihre Arbeit im
ersten Quartal 1991 hier in Düsseldorf aufnehmen
wird.

Präsidentin Friebe : Vielen Dank, Herr Ministerprä¬
sident! - Eine Zusatzfrage von Frau Schumann, bitte!

Abgeordnete Schumann (GRÜNE) : Herr Minister¬
präsident, halten Sie es für verantwortbar, daß per
Selbstverpflichtung die Landesrundfunkanstalt ihre
Überschuß mittel in die Filmforderung investiert und
damit Gelder dem Bürgerfunk bzw. den Offenen
Kanälen entzogen werden?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte.

Ministerpräsident Ihr. Rau : Das ist so nicht richtig,
Frau Kollegin . Es gibt einen Staatsvertrag, und in
diesem Staatsvertrag ist verabredet, einen bestimmten

. _ . Teil der Gebühr für die Kontrolle der Privaten vorzu-
' sehen . In diesem Staatsvertrag ist gleichzeitig geklärt,

wem die Überschüsse, die dabei erzielt werden,
zukommen , nämlich der Landesrundfunkanstalt. Das
ist also nicht die Landcsanstalt für Rundfunk, sondern
in diesem Falle der Westdeutsche Rundfunk.

Wir wollten nun nicht, daß das Geld einfach in den
Haushalt des WDR geht, sondern daß damit etwas
Sinnvolles gemacht wird. Deshalb ist die Idee einer
Filmstiftungentstanden. Wir haben sie konzipiert und
freuen uns darüber , daß sie soviel Zustimmung fin¬
det.

Präsidentin Friebe : Vielen Dank. - Frau Hierooymi
zu einer Zusatzfrage!

Abgeordnete Hkronjmi [CDU] : Herr Ministerpräsi¬
dent, in Ergänzung zu Ihren hochinteressanten Aus¬
führungen, die uns hisher so nicht bekannt waren,
möchte ich Sie fragen: Wann wird der Landtag bzw.
werden die zuständigen Ausschüssedes Landtags über

den Ablauf des Gründungsverfahrensund die Ausfül¬
lung des Vertrages unterrichtet? Das betrifft insbeson¬
dere die Entscheidungen für die Benetzung des Auf¬
sichtsrates , der GeseUschaftsveraammhmg , des Film-
förderungsausschussesund die Entwicklung der För¬
derrichtlinien.

Wir haben gerade erfahren, daß es dazu am 11 . Janu¬
ar ein Hearing geben wird. Das war mir und, ich
denke, auch den anderen in diesem Hause - zumin¬
dest was die Kollegen außerhalb der SPD-Fraktioo
angeht - nicht bekannt.

Meine Frage: Gibt es die Möglichkett der Teilnahme,
damit bei diesem Hearing der Landtag wenigstens
mittelbar vertreten ist?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Kollegin , auch den
Kollegen der SPD-Fraktion ist nicht bekannt , was am
11 . Januar alles stattfindet - das ist ein Freitag. Aber
ich will gerne die Fraktionen zu diesem Hearing
einladen . Vielleicht ist eine Einladung des Chefs der
Staatskanzlei sogar schon berausgegsngen und nur
noch nicht angekommen. Ein öffentliches Hearing
soll natürlich Interesse finden.

Wenn Sie fragen , wann der I -andUg und die zuständi¬
gen Ausschüsse informiert würden, kann ich nur
antworten: Warm immer Sie wollen. Sobald der
Hauptausschuß tagt und dieses Thema auf die Tages¬
ordnung kommt, wird der Chef der Staatskanzlei
Omen berichten , wie der Stand bzw. die Lage ist.

Präsidentin Friebe : Vielen Dank. - Eine Zusalzffage
von Frau Dr . Möhnnann!

Abgeordnete Dr . Möhnnann (CDU): Herr Minister¬
präsident, unter den Filmschaffenden Nordibein-
Westiälens, dem Filmbüro, des Oberfaausener Kurz-
filmtagen , herrscht Verunsicherung über die geplante
strukturelle Zusammenarbeit mit der Filmstiftung . Ich
möchte die Landesregierung deshalb fragen , wie sie
sich diese Zusammenarbeit mit den bisherigen Institu¬
tionen der kulturellen Filmforderung vorstellt. Es gibt
in diesem Punkt erhebliche Informationsdefizite.
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Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Kollegin, das kann
sein. Es hat in den letzten Monaten natürlich eine
Fülle von Gesprächen gegeben , vor allen Dingen
zwischen den Geldgebern der Stiftung , also dem Land
und dem Westdeutschen Rundfunk ; das ZDF ist
dazugekommen . Es gibt eine Fülle von Gesprächen
mit Verbänden und Firmen der wirtschaftlichen oder
der kulturellen Filmforderung. Aber es kann sein,
daß noch Unklarheiten bestehen.

Ich hoffe, daß das Hearing am 11 . Januar weiterhilft.
Wir stehen jedem zum Gespräch zur Verfügung, ob
das die Oberfaausener oder andere sind.

Der Sinn ist nicht, daß wir jetzt die in Jahren aufge-
bante hervorragende kulturelle Filmförderung, die wir
hier haben und die uns auf Platz 1 gebracht hat - vor
Hamburg und vor München -, zerschlagen. Vielmehr
sollten wir deren Arbeitsmöglichkeiten verbessern.
Wir hoffen , die Stiftung hilft dabei.

Wir sind jederzeit zu Gesprächen bereit . Frau Haardt
braucht mich nur anzurufen - aber ich kann sie auch
anrufen.

Präsidentin Friebe : Vielen Dank. - Eine Zusatzfrage
von Herrn Dr . Rohde.

Abgeordneter Dr . Rohde [F.D.P.] : Herr Minister¬
präsident, Stiftungen sind außerordentlich wirksame
Instrumente, um entweder private oder öffentliche
Aufgaben zu erledigen. Andererseits , wenn es um die
wirksame Erledigung öffentlicher Aufgaben durch
Stiftungen geht , stellt sich immer die Frage: Werden
nicht Rechte des Landtags, des Parlaments tangiert?Werden nicht öffentliche Aufgaben sozusagen aus der
Zuständigkeit des Landtags herausgenommen?
Hat die Landesregierung Prinzipien entwickelt, umdie Rechte des Landtags oder des Parlaments bei
solchen Wegen , Öffentliche Aufgaben über Stiftungenzu realisieren , zu wahren?

Präsidentin Friebe: Herr Ministerpräsident , bitte.

Ministerpräsident Dr . Rau : Ja , das haben wir. Ich
bin kein Jurist und kann Urnen das deshalb jetzt im
einzelnen nicht darstellen; das sollten wir im Haupt¬
ausschuß tun . Aber das Haushaltsrecht des Landtags
bleibt völlig unberührt. - Er gehört ja zu denen , die
zu dieser Stiftung etwas beitragen. - Andererseits
muß man darauf achten, daß die Staatsferne des
WDR nicht tangiert wird.

Wir hoffen, daß das alles im Vertrag geklärt ist.
Dieser Vertrag steht ja zur öffentlichen Erörterung
mit den Richtlinien.

Ich werde darauf achten , daß diejenigen, die in der
Stiftung arbeiten, soviel Autonomie wie nur irgend
möglich bekommen. Wir als Land wollen nicht ent¬
scheiden, welche Filme warum, wie lange und wie
hoch gefördert werden. Das ist nicht Aufgabe des
Landes , sondern das ist Aufgabe der Filmstiftung.

Über die Kompetenzzuweisung wird gegenwärtig
beraten. Sie hängt auch mit den Personen zusammen,
die man zu gewinnen versucht. Wir sind da, glaube
ich , auf einem guten Weg.

Präsidentin Friebe: Vielen Dank. - Eine Zusatzfrage
von Herrn Abgeordneten Meyer.

Abgeordneter Meyer (Hamm ) [CDU] : Herr Mini¬
sterpräsident, sehen Sie eine Möglichkeit, daß , wenn
das ZDF jetzt vielleicht mit an Bord kommt , die
Gefahr, die in der Filmwirtschaft gesehen und disku¬
tiert wurde , nämlich daß sich der WDR sozusagenunter Zuhilfenahme öffentlicher Mittel über Verwer¬
tungsrechte und lange Fristen auch noch die Filmwirt¬
schaft unter den Nagel reißt, ein bißchen gebremst
werden kann?

Präsidentin Friebe : Here Ministerpräsident, bitte.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Kollege Meyer,das ist in vielen Briefen und Diskussionsbeiträgenvor
allen Dingen in der ersten Jahreshälfte vorgetragenworden. Wir haben damals eine Fülle von Gesprä¬chen geführt. Nach meinem Eindruck ist diese Gefahr
ausgeräumt. Diejenigen, die diese Sorge vorgetragenhaben, äußern sie heute nicht mehr, sondern sagen,
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mit der gefundenen Konstruktion seien sie völlig
einverstanden.

Präsidentin Friebe : Danke schön ! - Eine zweite
Zusatzfirage der Frau Abgeordneten Hieronymi.

Abgeordnete Hieronymi (CDU) : Herr Ministerpräsi¬
dent ! ln die Filmstifhmg werden Überschüsse der
Landesrundfunkanstalt aus dem Jahr 1989 in Höbe
von 13,5 Millionen DM einfließen. Der WDR betei¬
ligt sich mit 2 Millionen DM pro Jahr. In welcher
Höhe wird sich das Land beteiligen, und wie werden
die Mittel , die aus dem Gebührenaufkommen in die
Stiftung einfließen, und die Landesmittel gegenseitig
abgetrennt ? Wie wird sichergestellt, daß die Mittel
für die verschiedenen Aufgaben getrennt ausgegeben
werden?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte!

Ministerpräsident Dr . Rau : Ehrlich gesagt, Frau
Hieronymi, das weiß ich nicht so genau . Ich weiß
nur , das Land will nach dem Haushaltsplanentwurf
12 Millionen DM bereitstellen. Die Mittel , die von
der Landesrundfunkanstalt kommen, sind ja auch
öffentliche, aber durch Staatsvertrag gebundene öf¬
fentliche Mittel.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU) : Gebührenmit¬
tel !)

- Ja sicher , Gebühreamittel- Diese Gebührenmittel,
die dadurch, daß sie durch Staatsvertrag zustande
kommen , den Charakter öffentlicher Mittel erhalten,
müssen so verwaltet werden, daß wir darüber vor
denen, die den Staatsvertrag abgeschlossen haben,
Rechenschaft ablegea können. Wir müssen also staat¬
vertragsgetreu bleiben, und im übrigen muß das
Haushaltsrecht in Ordnung sein. Ich kann Ihnen jetzt
aber nicht genau sagen, welche Positionen der ganzen
Filmstiftung wie und von wem geprüft werden - ich
hoffe, von Wirtschaftsprüfern.

(Abgeordneter Büssow [SPD]: Das machen wir
im Hauptausschuß!)

Präsidentin Friebe: Vielen Dank! - Ich darf darauf
hinweisen , daß die Frage heißt: Wie ist der Stand der
Verhandlungen über die Gründung der ‘Filmstiftung
Nordrhein-Westfalen GmbH"? Ich bitte , sich bei den
Zusatzfrageo darauf zu beschränken . - Herr
Dr. Rohde , Sie haben eine zweite Zusatzfrige.

Abgeordneter Dr. Rohde (F.D .P.) : Ich bin Omen
dankbar, Herr Ministerpräsident, daß Sie zugesagt
haben, uns über die Probleme der Filmstiftung im
Hauptausschuß zu informieren.

(Abgeordneter Büssow [SPD ] : Das sind keine
Probleme !)

Nachdem Sie die Staatsfeme des WDR angesprochen
haben - wobei Staatsfeme des WDR ja immer in
einem besonderen Verhältnis zu SPD-Nähe steht oder
stehen kann -:

(Ha ! Ha ! Ha ! von der SPD)

Sind Sie nicht der Auffassung, daß die Tatsache , daß
der Kollege Grätz einerseits im Hauptausschuß , ande¬
rerseits im WDR eine besondere Funktion wahr-
nimmt, im Hauptausschußzu Problemen führt?

Präsidentin Friebe : Das hat mit der Fragestellung
direkt allerdings nichts mehr zu tun . Herr Minister¬
präsident, wollen Sie darauf antworten?

Ministerpräsident Dr . Rau : Also , Herr Kollege
Rohde, dazu liegt eine Kleine Anfrage vor; diese
werden wir beantworten.

Sie selbst arbeiten seit langem mit der Unterstellung,
der WDR sei besonders SPD-nah. Das ist falsch.

(Lachen bei der CDU - Abgeordnete
Hieronymi [CDU] : Beweisen Sie das !)

Ich kann nach gut daran erinnern, wie sich CDU und
F .D.P. einen Intendanten ausgekungeit haben. Das
weiß ich noch sehr gut.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter
Dr . Dammeyer [SPD] : Und wie die CDU das
beim Rias getan hat!)
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

Daß dieser Intendant jetzt von allen politischen Kräf¬
ten im Rundfunkrat breit getragen wird,

(C)

munder Modell “ experimentiert , das sich nicht be¬
währt hat.

(Abgeordneter Büssow [SPD ] : Nicht mehr von
der CDU !)

ist nicht das Verdienst von CDU und F .D . P . , son¬
dern das Verdienst dieses Intendanten . So sehe ich
das . Abo- ich wollte nicht darüber reden, wann Herr
Casdorff ausgeschieden ist , sondern über die Frage,
ob hier eine Kollision besteht.

Die Landesregierung hat die Rechtsaufsicht . Sie hat
keinen Anlaß zu rechtsaufsichtlichenMaßnahmen . Im
übrigen hat sie die Rechtsaufsichtnur über den West¬
deutschen Rundfunk und nicht, wie Sie begrüßen
werden , über den Landtag.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Und nicht über
Abgeordnete !)

Präsidentin Friebe: Vielen Dank, Herr Ministerprä¬
sident , für die Beantwortung. - Damit ist diese Münd¬
liche Anfrage erledigt.

Ich rufe auf die

Mündliche Anfrage 64

des Herrn Abgeordneten Paus von der Fraktion der
CDU:

Einrichtung von zentralen Ausländerstellen in
Köln und Münster?

Bereits Mitte 1989 hat die Landesregierung in der
Innenministerkonferenz dem Beschluß zugestimmt,das 'Karlsruher Modell ' bundesweit einzuführen.

Stichtag sollte der 1. Oktober 1989 sein . Das Ver¬
fahren bedeutet für Asylbewerber aus den Haupt-
herkunfisländem eine Abkürzung des Prüfungsver¬
fahrens von ca . einem Jahr auf ca . drei Wochen.

Während das Verfahren in Düsseldorf - mit Abstri¬
chen - relativ rasch eingrführt wurde , hat die Lan¬
desregierung in Dortmund mit einem 'Dort-

Für die Regierungsbezirke Köln , Münster und Det¬
mold hat die Landesregierung seither immer wie¬
der neue Termine genannt , zu denen auch dort das
Verfahren , das im übrigen zwischenzeitlich bundes¬
weit flächendeckend eingrführt ist , greifen sollte.

Sind die Voraussetzungen dafür geschaffen , daß ab
dem 1. Januar 1991 jetzt auch für die Regierungs¬
bezirke Köln , Münster und Detmold das beschleu¬
nigte Prüfungsverfahren eingrführt werden kann?

Ich bitte den Herrn Innenminister um Beantwortung.

Innenminister Dr. Schnoor : Frau Präsidentin ! Mei¬
ne Damen und Herren! Ich möchte zunächst eines
richtigstellen, Herr Kollege Paus : Sie behaupten , das' Dortmunder Modell" habe sich nicht bewährt. Das
ist nicht richtig. Es könnte bei einer Umstellung
effizienter werden, aber insgesamt hat es sich be¬
währt . Nun zu Ihrer Frage im einzelnen:

Die Voraussetzungen für die Einführung eines be¬
schleunigten Verfahrens in den Regierungsbezirken
Köln , Münster und Detmold sind, soweit die Landes¬
regierung diese Voraussetzungen leisten kann, seit
längerem geschaffen. Die als Standorte für die zentra¬
len Anlaufstellen vorgesehenen Städte Köln und Mün¬
ster sind mit der Inbetriebnahme der neu zu organi¬
sierenden Behördeneinheiten allerdings von Faktoren
abhängig , die sie nicht oder nur zum Teil beeinflus¬
sen können.

<D)

In Köln werden durch den Vermieter zur Zeit Um¬
bau- und Renovierungsmaßnahmen in erheblichem
Umfang durchgeführt. Erst nach deren Abschluß
können die entsprechenden Räume auch benutzt wer¬
den.

In Münster sieht es so aus: Hier hat der Bundesfi-
nanzminister seine Zustimmung zur Nutzung der
bundeseigenen Liegenschaft im Bereich des britischen
Militärhospitals erst Anfang Dezember erteilt. Der
Finanzminister Nordrhein-Westfalens hat daraufhin
sofort gehandelt.

Es kommt hinzu, daß die britischen Streitkräfte ein
Nutzungsrechtan diesen Grundstücken haben und die



(A)

B)
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Eklatantere Vorwürfe des Landesrechnungshofs habe
ich in der Zeit meiner Zugehörigkeit zum Parlament
noch nicht gehört.

(Zustimmung bei CDU , F . D . P . und GRÜNEN)

Ich hoffe , daß der SPD -Geschäftsführer Hombach
nicht nach Mülheim gefahren ist , um weiter Telefon¬
tenor zu betreiben , sondern daß er sich um eine
Kreditlinie für die SPD bemüht, wie dieses Geld
zurückgezahlt werden kann.

(Heiterkeit bei CDU und F . D . P . )

Es gibt natürlich auch eine andere Verrechnungsmög¬
lichkeit.

Es gibt hier eine Wahlkampfkostenerstattung des
Landes. Vielleicht kann man da einiges miteinander
verrechnen . Dies kann nicht im Raum stehenbleiben,
dies kann nicht dazu führen , daß wir zur Tagesord¬
nung übergehen . Sie müssen handeln , meine Damen
und Herren , und Sie wären halbwegs ehrenwert,
wenn Sie handeln würden , bevor Sie einen Gerichts¬
bescheid haben.

(Beifall bei CDU und F . D . P . - Zustimmung bei
den GRÜNEN)

Vizepräsident Schmidt : Ich danke dem Kollegen
Hegemann und erteile dem Herrn Ministerpräsidenten
Dr . Rau das Wort . Bitte schön!

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Wenn man so lange wie ich
diesem Parlament angehört , dann hat man schon
relativ oft plenare Auseinandersetzungen zu Meinun¬
gen , Entscheidungen und Wertungen des Landesrech¬
nungshofes gehört . Ich habe sie schon gehört , als ich
auf der Oppositionsbank saß.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Aber nicht so !)

- Wieso, Sie haben mich doch aufgefordert , hier
meine Meinung zu sagen ; dann werden Sie es sicher
auch gern hören wollen , um es anschließend werten
zu können.

(Beifall des Abgeordneten Dr . Vesper [GRÜNE]
- Abgeordneter Memizka [SPD ]: Das sind alles so
Überschlaue , da mußt du dir nichts draus ma¬
chen !)

Viele solcher Kontroversen habe ich hier erlebt . Ich
habe bisher keine erlebt - unabhängig davon , wer
Regierung und Opposition waren -, in der so viele
Beschimpfungen geäußert worden sind.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Gegen
den Landesrechnungshof von Ihren Leuten !)

- Moment . Der Begriff "pervers *
, der Begriff “Ver¬

untreuung "
, der Begriff "Griff in die Staatskasse “ .

(Zuruf des Abgeordneten Dr . Vesper [GRÜ¬
NE ])

- Ich habe jetzt gar nicht Herrn Kollegen Vesper
gemeint , sondern ich möchte Sie alle bitten , wenn das
Protokoll vorliegt , einmal die Verbalinjurien anzuse¬
hen,

(Oh ! bei der CDU)

die in dieser Debatte gefallen sind.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Reul
[CDU ] : Was die Landesregierung angeht ! -
Unruhe und Glocke des Präsidenten)

Lassen Sie mich doch einmal - -

Vizepräsident Schmidt : Meine Damen und Herren!
Der Herr Ministerpräsident hat das Wort!

Ministerpräsident Dr . Rau : Zweitens . Ich bin über¬
zeugt davon , daß die Müllvermeidungskampagne , die
der Umweltminister mit der Billigung des Finanzmi-
nisiers mit der Bereitstellung der Mittel und mit
meiner Zustimmung gemacht hat , rechtmäßig ist.

(Zuruf von CDU und GRÜNEN : Warum?)

Ich bin überzeugt davon , daß dies eine rechtmäßige
Kampagne war.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Warum?)
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Drittens . Gegen diese Kampagne und gegen diese
Auffassung haben die GRÜNEN am 24 . Oktober eine
Organklage beim Verfassungsgericht eingereicht . Wir
werden vor dem Verfassungsgericht plädieren und so
wie heute die Gründe , die uns zu dieser Entscheidung
geführt haben , vortragen.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Genauso wie
heute? Dann habt ihr schon verloren !)

Wir sind überzeugt davon , daß das Gericht unsere
Gründe würdigen und eine Entscheidung treffen wird,
zu der ich dann in jedem Falle , wie immer sie aus¬
geht , vor dem Landtag eine Regierungserklärung
abgeben werde.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das gebietet der Respekt vor dem Verfassungsgericht
und vor dem Parlament . Ich füge auf die Frage,
wieso ich das für rechtmäßig hielt , hinzu , daß ich
davon überzeugt bin , daß der sachliche Charakter
dieser Kampagne , daß das Ziel dieser Kampagne so
erkennbar unabhängig vom Landtagswahlkampf ist,

(Gelächter bei CDU , F . D . P . und GRÜNEN)

daß ich jedenfalls guten Gewissens bin:

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Das ist ein
unschlagbares Argument !)

Meine Damen und Herren ! Das gilt längst nicht für
alle Kampagnen . Ich begrüße , daß Herr Kollege
Vesper daran noch einmal erinnert hat . Ich würde

gerne mit Ihnen eine öffentliche Auseinandersetzung
führen - ich nehme an , wir müssen sie auch noch vor
dem Bundesverfassungsgericht führen was denn
wohl ist , wenn während der Wahlzeit zum gleichen
Zeitpunkt aus öffentlichen Mitteln eine AIDS-Kampa-
gne stattfindet.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Dann macht
es doch !)

Ich möchte gerne eine Entscheidung darüber , was
denn ist , wenn der Bundesarbeitsminister in der Zeit,
in der er Spitzenkandidat ia einem Land ist , eine

Kampagne für über acht Millionen DM für seine
Gesundheitsreform bundesweit während des Wahl¬

kampfes macht.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ]: Sehr
richtig ! - Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] :
Dann machen Sie es doch !)

- Ich kündige Ihnen das auch nur an , Herr Kollege
Linssen.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Das habe
ich schon einmal gehört . Das kündigen Sie
schon seit einem halben Jahr an .)

- Ich rede zum ersten Mal zu diesem Thema , Herr
Kollege Linssen . Ich bin der Überzeugung , daß die
Grenze zwischen dem von einer Regierung mit Recht
zu erwartenden öffentlichen Wirken und seiner publi¬
zistischen Darstellung und Wahlwerbung , die das
Bundesverfassungsgericht 1976 oder 1977 beschrieben
hat , genauer gezogen werden muß.

Ich hätte es begrüßt , wenn angesichts der anhängigen
Organklage aus dem Oktober vor dem Landesverfas --

sungsgericht der Landesrechnungshof nicht in der
Zwischenzeit öffentlich Stellung genommen hätte . Ich
bestreite ihm nicht das Recht , Stellung zu nehmen,
aber ich hätte es begrüßt , wenn er diese Stellungnah¬
me nicht während eines anhängigen Verfahrens abge¬
geben hätte.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie hier sagen , wir hätten keinen Respekt vor
dem Landesrechnungshof , dann weise ich das zurück.
Respekt ist nur nicht gleichzusetzen mit der Zustim¬

mung zu allen Meinungen und Entscheidungen des
Landesrechnungshofs.

(Beifall bei der SPD)

Dazu ist eine unterschiedliche Meinung immer noch
erlaubt.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] :
Das ist richtig , aber es ist nicht erlaubt,
Druck auf ihn auszuüben . )

Im übrigen danke ich Herrn Kollegen Hegemann für
die Würdigung eines Teils der Arbeit des Umweltmi¬
nisters . Sie haben recht , der Mann hat öffentliche
Wirkung . Und das ist gut für die Umweltpolitik in
unserem Lande Nordrhein -Westfalen.
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

(Beifall bei der SPD)

Damit sind wir in den letzten Jahren ein ganzes Stück
weitergekommen in der Bewältigung der ökologischen
Probleme , vor denen wir stehen.

(Widerspruch bei CDU , F .D . P . und GRÜ¬
NEN)

Ich gehe guten Gewissens nach Münster und werde
nach der Entscheidung des Landesverfassungsgerichts
in einer Regierungserklärung entweder bekräftigen,
warum wir zu diesen Überzeugungen gekommen
sind , oder die Konsequenzen erläutern , die sich aus
dem Urteil nach unserer Überzeugung ergeben.

Das gilt natürlich auch - damit wir uns nicht falsch
verstehen - für all die Fragen , die Herr Schauerte auf
diese liebenswürdige Weise mit dem Fotokopieren
von Strafgesetzbuchparagraphen den Vertretern auf
der Pressetribüne bekanntgemacht hat . Herr Kollege
Schauerte, jeder hat seinen Geschmack.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Sie haben den
Ihren !)

- Ich habe den meinen - Sie .haben den Ihren . Meine
Sympathie für Sie ist nach dem , was da geschehen
ist , noch steigerbar.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank , Herr Minister¬
präsident Dr . Rau . - Für die SPD -Fraktion erteile ich
Herrn Kollegen Strehl das Wort.

Abgeordneter Strehl (SPD ) : Meine sehr verehrten
Damen und Herren ! Herr Präsident ! Was sich hier
von seiten der Opposition abspielt , ist ebenso vorder¬
gründig wie unrichtig , ebenso scheinheilig wie wir¬
kungslos.

(Beifall bei der SPD)

Ich gebe zu , Herr Ministerpräsident : Ich habe Ihre
Anregung zur Kenntnis genommen und sie realisiert.
In meinem Manuskript standen ursprünglich vier

andere Worte . Aber man muß eben mit einer besse¬
ren Wortwahl , einer besseren Kultur in diesem Hause
beginnen.

(Zustimmung bei der SPD)

Meine Damen und Herren von der Opposition , Sie
rügen zwar Verstöße gegen Haushalts - und Verfas-
sungsrecht und geben sich damit den Anschein , allein
für Recht und Ordnung zu kämpfen . In Wirklichkeit
wollen Sie aber etwas ganz anderes : Sie wollen die
Informationspolitik der Landesregierung begrenzen,
reduzieren . Und Sie wollen den Minister für Umwelt
diskreditieren . Ich kann das verstehen . Es ist hier
gerade schon dargestellt worden : Der Minister ist in
den letzten Jahren zu einer Größe in Sachen Umwelt¬
schutz geworden.

(Abgeordneter Lanfermann [F . D .P . ] : Zu
einer unberechenbaren Größe !)

Das wird auch in der Bevölkerung so gesehen.

( Zuruf des Abgeordneten Kühl [ F . D . P . ])

Das paßt Ihnen nicht , Herr Kühl , und deswegen
versuchen Sie , ihn zu diskreditieren.

Ich sage Ihnen aber : Dies wird Ihnen nicht gelingen.

(Beifall bei der SPD)

Um dieses Ziel zu erreichen , werden unglaubliche,
geradezu groteske Angriffe gestartet,

(Abgeordneter Dr - Rohde [F .D .P . ] : Vom
Landesrechnungshof ! )

zum Beispiel von Ihnen , Herr Dr . Rohde.

(Abgeordneter Lanfermann [F . D . P. ] :
Nein , vom Landesrechnungshofi)

Sie haben sich - man kann fast sagen • erdreistet , die
Werbekampagne des MURL - ich darf zitieren , Herr
Präsident - als einen “ ungenierten Griff in die Staats¬
kasse zur privaten Bereicherung einer Partei ’ zu
bezeichnen.

(Abgeordneter Arentz [CDU ] : Genauso
ist es auch !)
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(A ) (Dr. Luissen [CDU ])

Eines wird Ihnen aufgefallen sein : Was meinen Sie
wohl , weshalb Herr Schleußer die Argumentation
wegen der Unvorhersehbarkeit und der Unabweisbar-
keit der Ausgaben hier vortragen mußte? Herr Mini¬
ster Schleußer , Sie mußten etwas zu den ökologischen
Problemen vortragen , zu denen Herr Matthiesen nicht
sprechen wollte , weil er nämlich genau wußte , daß er
das gar nicht durchhalten kann . Ich will Ihnen auch
sagen , warum:

Seit Jahren wird zur Abfallvermeidung und -entsor-
gung vehement diskutiert , hier im Landtag , draußen
im Land. Ich will Ihnen nur einige Stationen dieser
Diskussion kundtun : Minister Matthiesen am 19 . Fe¬
bruar 1987 vor dem Landtag : ' Ich schließe Entsor¬
gungsengpässe nicht aus . ’ - Jedesmal mit Abfall Ver¬
meidungsdebatte verknüpft . - Dr . Leister 1987 in
seinem Positionspapier : ‘ Haben wir die Kraft , das
Thema Abfall wirklich anzupacken und gegen Vorur¬
teile auch in unserer Partei aktiv anzugehen ?’ Der
Umweltminister am 18 . Juli 1989: '

Entsorgungsnot¬stand, Müllvermeidung ist angesagt . “ Am 2 . Novem¬
ber erklärt er in der WAZ , daß der Müllnotstand
droht , jedesmal wieder mit dem Hinweis verknüpft,daß Abfall dringend vermieden werden muß.

Abfallwirtschaftskonzepte sind durch die Kreise und
jgj die kreisfreien Städte zu erstellen , meine Damen und

Herren, und da kann der Minister durchgreifen . Er
kann sie auffordern , das zu tun . Da braucht er über¬
haupt nicht an die breite Öffentlichkeit zu appellieren.

Meine Damen und Herren , Minister Matthiesen ist
bei dieser Kampagne auch nicht gutgläubig gewesen.Ich will Ihnen sagen , daß ich am 30 . März - die
Kampagne hat am 19 . März begonnen und am
11 . Mai geendet - ' den persönlichen Referenten des
Ministers , Herrn Adamowitcz , angerufen habe . Ichhabe ihn darauf hingewiesen , daß das Vorhaben den
Grundsätzen des Verfassungsgerichtsurteils wider¬
spricht. Er hat nach ein paar Tagen angerufen und
gesagt: Das ist alles in Ordnung : wir haben das ge¬prüft. Kein Wort von Unabweisbarkeit , kein Wortdavon, daß die Ausgaben unvorhersehbar wären!

Nein , meine Damen und Herren , so geht es nicht.Diese Ausgaben sind am Parlament vorbei getätigtworden, aus nackten Wahlkampfgründen.

(Beifall bei CDU und F .D . P. )
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(C

Dieses Verfahren ist mit dem Gesetz nicht in Ein¬
klang zu bringen.

Herr Ministerpräsident , wir werden in dieser Sache
nicht lucker lassen , weder beim Thema Landesrech-
nungshöf noch bei der Frage des Verstoßes gegen
Bundesverfassungsgerichtsurteile und gegen die Haus¬
haltsordnung . Wir werden verlangen , daß dieses Geld
aus der Parteikasse der SPD in die Staatskasse zu¬
rückgeführt wird.

( Beifall bei CDU und F .D . P .)

Präsidentin Friebe : Ich erteile das Wort Herrn
Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Ich habe mich nicht gemeldet,weil Herr Kollege Linssen aus der Hautfarbe meines
Kopfes auf die Zustimmung oder Ablehnung von
Argumenten des Finanzmünisters rekuriert hat - das
ist im Augenblick so ; ich könnte Ihnen das erklä¬
ren -, sondern ich habe mich gemeldet , um dem
Parlament etwas zu sagen , was mit dem nächsten
Tagesordnungspunkt Zusammenhänge

( CIch habe alle Dispositionen so zu treffen versucht,
daß ich bei der Debatte dieses wie auch des nächsten'
Tagesordnungspunktes dabeisein kann . Inzwischen ist
der Ministerpräsident der Russischen Föderation auf
dem Weg , und ich habe in wenigen Minuten ein
Treffen mit ihm. Ich kann das nicht absagen , und ich
kann es auch nicht weiter verschieben . Er kommt aus
Baden-Württemberg hierher zu uns.

Ich wollte dem Parlament nur sagen , daß meine
Abwesenheit bei dem nächsten Punkt nicht als Distan¬
zierung von dem Innenminister oder vom Arbeits¬
und Sozialminister oder von sonst wem verstanden
wird.

(Zurufe von der CDU)

Lassen Sie mich noch folgendes sagen : Ich hätte auch
angesichts der ungeheuerlichen Formulierungen , die
gestern abend in einer Pressekonferenz von Herrn
Kawczynski und Herrn Gutheil gebraucht worden
sind , sehr gern in die Debatte über das Bleiberecht
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für Sinti und Roma eingegriffen. Ich bitte Sie um
Verständnis, daß ich das aus den genannten Gründen
nicht tun kann.

(Zustimmung bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Meine Damen und Herren , die
Redezeiten für die erste Aktuelle Stunde sind er¬
schöpft. Ich schließe damit diese Aktuelle Stunde.

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Stunde

Thema : Entscheidung der Landesregierung gegen
ein Bleiberecht für jugoslawische Roma
und Sinti

Antrag
der Fraktion der CDU
gemäß 5 99 Abs . 2
der Geschäftsordnung

Die Fraktion der CDU hat gemäß § 99 Abs. 2 der
Geschäftsordnung in Verbindung mit Nr . 1 der Richt¬
linien für die Aktuelle Stunde zu der vorgenannten
Aktuellen Frage der Landespolitik eine Aussprache
beantragt.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort
Herrn Abgeordneten Dr . Linssen für die Fraktion der
CDU.

Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Frau Präsidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Ergeb¬
nis der ersten gesamtdeutschen Wahl am 2 . Dezem¬
ber ist für die SPD sicherlich kein Ausrutscher,
sondern die Quittung für einen Schlingerkurs in Bonn
in Fragen der deutschen Einheit, hier im Land Nord¬
rhein-Westfalen sicherlich in der Asylpolitik.

Zur Wahlniederlage kommen natürlich Führungstur¬
bulenzen in der SPD in Bonn . ' Der neue W’eg’ - er
war auf den Portraits Ihres ehemaligen Hoffnungsträ¬
gers groß plakatiert - muß heute so gelesen werden:
" Der Neue - weg .

'

(Beifall bei der CDU)

Auch der neue Weg in der Asylpolitik hat sich si¬
cherlich als Sackgasse erwiesen . Die SPD mißachtet
mit ihrer Asylantenpolitik das Rechtsgefühl und die
Sorgen unserer Bürger . Ich glaube, der Ministerpräsi¬
dent hat recht , wenn er feststellt: Die SPD ist keine
Volkspartei mehr. Ihre Partei , meine Damen und
Herren von der SPD , hat die gesellschaftlicheBoden¬
haftung und die zukunftsgerichtete Perspektive einer
Volkspartei - alles Zitat Rau - offensichtlich verloren.

(MinisterpräsidentDr . Rau : Nein!)

Besonders deutlich wird dies am Zickzackkurs der
Landesregierung bei der Behandlung der Sinti und
Roma . Das erste Versagen der SPD-geführten Lan¬
desregierung besteht darin , daß sie unter Verletzung
geltenden Rechts 5 200 Sinti und Roma ohne Aufent¬
haltsgenehmigung hierbehalten hat. statt sie nach
Ablehnung ihres Asylantrages nach Jugoslawien
zurückzuschicken. Damit hat die Landesregierung
einen Anreiz für Tausende von Sinti und Roma ge¬
schaffen , nach Nordrhein -Westfalen zu kommen.
Dies bestätigt beute auch der Arbeits- und Sozialmini¬
ster Heinemann, wortgleich mit uns.

( Beifall bei der CDU)

Hierbei haben sich die Herren Rau und Schnoor von
einem selbsternannten Romasprecher erpressen las¬
sen , von dem der SPD -Landesgeschäftsführer
Bodo Hombach heute sagt - ich zitiere - : ' Der Mann
ist entweder geistig verwirrt, oder er ist einer der
schlimmsten Demagogen seit 1945 . ' Das, was gestern
abend passiert ist - da teile ich die Aussage des Mini¬
sterpräsidenten - , ist sicherlich angetan, Ihr Zitat,
Herr Hombach, zu unterstreichen.

Das zweite Versagen der SPD -Landesregierung be¬
steht darin, daß Innenminister Schnoor den Protest,
die Ängste und das Rechtsgefühl der Bevölkerung,
ich möchte sagen: mit Füßen getreten hat und immer
noch 1 000 Sinti und Roma außerhalb jeder auslän¬
derrechtlichen Praxis ein dauerndes Bleiberecht ge¬
währen wollte.

Das dritte Versagen besteht darin, daß die Regierung
jetzt , nachdem ihre Asylpolitik gescheitert ist , ver-
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Über diesen Antrag lasse ich nunmehr abstimmen.
Wer dafür ist, bitte ich um das Handzeichen. - Danke
schön. Wer ist dagegen ? - Danke. Enthält sich - je¬
mand der Stimme? - Dum darf ich feststellea , daß
der Antrag bei Enthaltung der Fraktion der GRÜNEN
mit den Stimmen der SPD abgefeimt worden ist.

Es bleibt also bei der Tagesordnung, wie sie ausge¬
druckt ist. Wir treten nunmehr ein in die Beratung
der heutigen Tagesordnung . Ich rufe Punkt 1 auf:

Regierungserklärung

zu aktuellen weltpolitischen Entwicklungen und
deren Auswirkungen auf Nordrhein -Westfalen

Meine Damen und Herren, bevor ich Herrn Minister¬
präsident Dr. Rau das Wort erteile, webe ich darauf
hin , daß hierzu insgesamt drei Entsdbließungssnfrä-
ge voritegen, die in den Tagesordnungspunkt ange¬
bunden werden und über . die wir nach Beendigung
der Ausspracheabstimmeu werden. Es liegen vor:

- mit Drucksache 11/1037 ein Entschließungsantrag
der Fraktion der SPD mit dem Thema ' Der Nahe
Osten braucht eine stabile Friedensordnung'

- mit Drucksache 11/1038 ein Entschließungsantrag
der Fraktion der SPD mit dem Thema ’Selbstbo-
stimmungsrecht der baltischen Republiken respek¬
tieren ' und

- mit Drucksache 11/1039 ein Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU und der Fraktion der
F .D .P.

Ich erteile nunmehr das Wort Herr Ministerpräsiden¬
ten Dr . Rau zur Regierungserklärung. Bitte schön!

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Krasser könnte der Gegensatznicht sein:

Das Jahr 1990 war ein Jahr der Hoffnung für uns
Deutsche, für alle Europäer und über Europa hinaus.
Uns Deutschen hat es die staatliche Einheit gebracht;die Menschen im Osten und Südosten Europas haben

aich auf den Weg zu Freiheit , Demokratie und wirt¬
schaftlichen Refbrmeo gemacht, und der sowjetische
Staatspräsidenth^t für seine Beiträge zu Entspannung,
zur Abrüstung und zum Frieden in Europa und zwi¬
schen dcu Weltmächten den Friedensnobelpreis be¬
kommen.

Im Sommer 1990 hat mit dem Überfall de« Irak auf
Kuwait ein Krieg im Naben Osten begonnen. Daraus
ist zu Beginn des noaea Jahres ein Krieg zwischen
dem Irak und der Allianz der Vereinten Nationen
geworden. Jetzt beherrschen die Welt Bilder von
Raketen- end Bomberangriffen.

Zeitgleich , weniger beachtet, aber dennoch genauso
bedrückend ist, daß in der Sowjetunion militärische
Gewalt eingesetzt wird, um ein Ingjerium zusammea-
zuhalten, von dem auch der sowjetische Staatspräsi¬
dent Gorbatschow wissen muß, daß es in der bisheri¬
gen Form nicht bleiben wird.

Das Jahr 1990 bat vertragliche Vereinbarungen über
Abrüstung und konkrete Abrüstungsmaßnahmen
gebracht. West und Ost haben sich zu einer Sicher¬
heitspartnerschaft bekannt und den Kalten Krieg für
beendet erklärt.

Den Höhepunkt des tiefgreifenden Wandels und der (D)
historischen Erwartung in und für Europa bildete das
Gipfeltreffen der 35 Staats- und Regierungschefs der
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa - KSZE • in Paris. Sie verabschiedeten am
21 . November 1990 die Charta von Paris für ein
neues Europa. Sie soll der Grundstein sein für ein
neues Zeitalter von Demokratie , Frieden und Einheit
in Europa.

Das Ende des Rüstungswettlaufs hat weltweit Hoff¬
nungen geweckt . Viele haben darauf gesetzt, daß ec
jetzt möglich wird, die enormen Mittel, die bisher für
Rüstung verschwendet wurden, künftig zur Bekämp¬
fung vom Hunger , Elend und Not in der Welt zu
investieren.

Soll das alles nur ein schöner Traum gewesen sein,
eine Fata Morgana, ein Trugbild?

Ich bin überzeugt: Europa wird sich vom Erbe seiner
Vergangenheit kaum befreien können , wenn seine
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Nachbarrcgianen von Kriegen und Krisen geschüttelt
werden.

Seit einer Woche richten ixn Nahen Osten die
modernsten Waffen, die je in einem Krieg eingesetzt
worden sind, Zerstörung und menschliches Leid am.
Wir können uns kein wirkliches Bild davoa machen,
übrigens auch deshalb nicht, weil wir zunehmend nur
Bilder verfolgen können, die nach militärischen Ge¬
sichtspunkten ausgewlhlt und zensiert sind. Die Ähe-
ren von uns haben aber noch die Bilder aus den
Bombennächten des Zweiten Weltkriegs im Gedächt¬
nis . Sie wissen, was Bombenkriegbedeutet.

Die militärisch Verantwortlichen sagen uns , daß wir
erst am Anfang stehen und der Krieg lange dauern
kann.

Die ganze Welt weiß und niemand darf es verschwei¬
gen : Am Anfang der Gewalt und am Anfang des
Krieges stehen der Überfall und die Annektion von
Kuwait durch den Irak und dessen wiederholte Wei¬
gerung,

(Beifall bei der CDU - AllgemeinerBeifall}

der einstimmigen Aufforderung der Vereinten Natio¬
nen zu folgen , bedingungslos alle Truppen aus
Kuwait abzuziehen.

(Allgemeiner Beifall)

Am Anfang stand brutale Gewalt der irakischen
Besatzer gegen unschuldige und schutzlose Menschen
in Kuwait.

(Lebhafter allgemeiner Beifall)

Am Anfang der Gewalt standen die Geiselnahmen,
denen jetzt eine Behandlung von Kriegsgefangenen
folgt , die in schreiendem Widerspruch zur Genfer
Konvention stehL

(Allgemeiner Beifall)

So erfolglos alle Appelle an den irakischen Herrscher
bisher waren, so fordern wir ihn heute dennoch
erneut auf, seine Truppen sofort aus Kuwait zurück-
znziehen , Raketenangriffe auf das nicht am Konflikt
beteiligte Israel und auf Saudi-Arabien einzustellen

<C)

und Kriegsgefangenemenschenwürdig zu behandeln.

(Allgemeiner Beifäll)

Selten war die völkerrechtliche Lag» bei einem inter¬
nationalen Konflikt so eindeutig, und noch nie gab es
eine so einhellige Verurteilung durch die Völkerge¬
meinschaft. Wir unterstützen die Resolutionen des
Weltsicherheitsratcs, auf deren Grundlage die Allianz
im Aufträge der UNO handelt. Wir unterstützen alle
Bemühungen der Vereinten Nationen und ihrer beson¬
ders betroffenen Mitgliedsstaaten, für Frieden und
Gerechtigkeit im Nahen Osten zu sorgen.

Unterschiedliche Auffassungen gibt es nicht darüber,
ob dem irakischen Diktator Einhalt geboten werden
müsse, sondern ausschließlich darüber, wie das mög¬
lichst schnell und wirkungsvoll erreicht werden kann.
Wir erwarten, daß der Generalsekretär der Vereinten
Nationen alles unternimmt, damit die Kriegshandlun-
gea so schnell wie möglich eingestellt werden kön¬
nen.

In diesen Zusammenhang gehört auch die Diskussion
über den Bündnisfall. Es kann und darf keinen Zwei¬
fel daran geben, daß die Bundesrepublik Deutschland
zu den Verpflichtungensteht, die sie im Rahmen des
NATO-Vertrages eingegangen ist. Zu diesen Ver- (-D)
pflichtuogen gehört ea, alles zu tun, damit aus einem
schrecklichen regionalen Konflikt kein Flichenbrand
entsteht und die NATO nicht in den Krieg am Golf
hineingezogenwird.

Wir erwarten, daß die Bundesregierung auch im
Bündnisfall ihre Entscheidungen nicht am Deutschen
Bundestag vorbei treffen wird.

(Beifäll bei der SPD)

ln den vergangenen Wochen haben Hunderttausende
zuerst gegen den drohenden und dann gegen den
begonnenen Krieg demonstriert und auf vielfältige
Weise protestiert. Mit Mahnwachen und Friedens-
gebeten, mit Transparenten an Häusern und mit
Unterschrißenaktionen versuchen sie, ihre Ohnmacht
ein Stück zu überwinden und ein Zeichen gegen
Gewalt als Mittel zur Regelung von Konflikten zu
setzen.
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Ich freue mich über diese Parteinahme für den Frie¬
den. Ich halte Kritik an der Politik der Vereinten
Nationen aber für falsch.

(Beifall bei SPD , CDU und F .D .P.)

Aus vielen Briefen und aus vielen Gesprächen weiß
ich: Die große Mehrheit dieser Menschen fragt - ich
bin sicher, auch stellvertretendfür viele, die nicht auf
die Straße gehen - , ob wirklich alles getan worden
ist , um den Konflikt am Golf ohne noch mehr Blut¬
vergießen zu lösen.

Es stimmt: Seit dem 2. August 1990 haben Verant¬
wortliche aus allen Teilen der Welt zu erreichen
versucht, daß die Diplomatie die Oberhand behält.
Uns sind die Reisen und die Gespräche Willy Brandts
mit dem irakischen Herrscher in besonderer Erinne¬
rung. Ich denke aber auch an die Gesprächsangebote
der Vereinigten Staaten von Amerika und an das
Gespräch zwischen dem amerikanischen und dem
irakischen Außenminister am 9 . Januar dieses Jahres.

Es stinunt: Bis in die letzten Stunden, des von den
Vereinten Nationen beschlossenen Ultimatums haben
UNO-GeneralSekretär Perez de Cueliar, der französi¬
sche Staatspräsident Francois Mitterand und andere
zn verhindern versucht , daß die "Logik der Politik"
durch die "Logik des Krieges“ ersetzt wird, wie das
Mitterand einmal bezeichnet bat.

Es stimmt, daß sich der irakische Staatspräsident
Saddam Hussein beharrlich weigert, seine Truppen
aus Kuwait zurückzuziehen.

ln den Vereinigten Staaten haben beide Häuser des
Kongresses Präsident Bush ermächtigt, im N^hen
Osten amerikanische Soldaten zur Befreiung Kuwaits
einzusetzen. Dem sind lange, ernsthafte Diskussionen
vorausgegangen. Viele , nicht nur in den Vereinigten
Staaten von Amerika , waren der Auffassung, daß
noch nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft waren.
Sie fragen: Warum wurde nicht alles getan, das
Embargo gegen den Irak zu verschärfen und seine
Einhaltung noch strenger zu kontrollieren, weil ein
Krieg immer unabsehbare, nur schreckliche Folgenhaben kann?

Viele fragen auch, warum an anderer Stelle, bei•öderer Gelegenheit Verletzungen der Menschenrech¬

te und de* Völkerrecht » weniger drastisch geahndet
worden sind. Es ist ja leider wahr: Als die irakische
Armee Tausende von Kurden mit Giftgas grausam
umbrachte und als cie such im Krieg gegen den Iran
Gas einsetzte, war kaum Proteet zu hören.

(AllgemeinerBeifall)

Einige der Überlebenden dieser brutalen Überfälle
werden noch heute in Krankenhäusern, auch bei uns
in Nordxbcin-Wcstfalea behandelt. Sie haben nur
geringe Chancen , wieder ganz gesund zu werden.

Die Resolutionen des Weltsicherheitsnte* zur iraki¬
schen Aggressionin Kuwait finden unser aller Unter¬
stützung. Aber der Krieg am Golf ist auch eine
schreckliche Mahnung an die reichen Linder des
Westens, ihre Politik in wichtigen Bereichen zu korri¬
gieren.

(Beifall bei der SPD)

Es ist eine schreckliche Tatsache, daß wir Deutsche
von diesem Krieg nicht mir betroffen , soodem an
diesem Krieg beteiligt sind, obwohl kein deutscher
Soldat am Golf steht und wir nicht wollen, daß sich
daran etwas ändert.

Zur historischen Wahrheit gehört, daß der irakische (D)
Präsident Saddam Hussein andere Staaten wie den
Iran nur angreifen, Kuwait nur überfallen , Israel und
Saudi-Arabien mit Raketen beschießen konnte, weil
auch deutsche Unternehmen mit dem Verkauf moder¬
ner Massenvenuchtungsmitte! und Waffensysteme
blutige Geschäfte gemacht haben.

(Allgemeiner Beifäll)

Ich empfinde Scham , wenn ich sehe , daß sich die
Menschen in Israel heute mit Gasmasken gegen ange¬
drohte Gasangriffe Iraks schützen müssen , während
ich vermuten muß, daß deutsche Firmen am Aufbau
dieser Giftgaskaparitäteo maßgeblich beteiligt waren.

(Allgemeiner Beifall)

Ich habe am 1$. Dezember 1985 aus völlig anderem
Anlaß in Ahlen gesagt, und ich wiederhole es hier:

Mancher mag meine engen Beziehungenzum Staat
Israel, zu seinen Menschen und nicht wenigen
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seiner politischen Führer für eine persönliche
Sache halten, eine Sache jenseits des politisch
Notwendigen. Dem könnte ich . nicht folgen . Die
Bindung röhrt weder aus Sentimentalitätnoch aus
einer Mißachtung oder Unterschätzung der Bedeu¬
tung der arabischen Staaten. Sie röhrt aus meinem
Erleben. Wer wie ich in den 30er Jahren ausge¬
wachsen und in den Vierzigern erwachsen gewor¬
den ist, der wird Schuld und Verantwortung nie¬
mals los, die unser Volk gegenüber seinen jüdi¬
schen Mitbürgers und der jüdischen Bevölkerung
unserer Nachbarn auf sieb geladen hat.

Für mich ist die Verantwortung für ein besonderes
Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zum
Staat Israel ein bindendes Anliegen , und ich wer¬
de mich in jedem Amt , das ich in meinem Leben
haben werde, zu dieser besonderen Beziehung
bekennen.

(Beifall bei SPD, CDU und F.D . P.)

Ich weiß aus eigener Kenntnis, daß darunter die
Beziehungen zu den arabischen Staaten nicht
Leideo müssen.

Meine Damen und Herren , io den vergangenen Jah¬
ren hat die Bundesrepublik Deutschland mit Waffen¬
exporten immer wieder weltweit negative Schlagzei¬
len gemacht. leb erinnere an die Lieferung von U-
Boot-Bauplänen an Südafrika oder an die Beiträge
deutscher Unternehmen zum Bau einer Fabrik zur
Herstellung chemischer Waffen in Libyen.

Es ist schlimm, wenn wir heute feststellen müssen,
daß auch in Nordrhein -Westfalen Ermittlungsverfah¬
ren gegen Verantwortliche von Firmen wegen « des
Verdachts geführt werden müssen , mit dem Irak
illegale Waffengeschäfte gemacht zu haben. Es ver¬
schlägt einem fest die Sprache, wenn man erfährt,
daß deutsche Firmen auch noch nach dem Embargo
weiter geliefert haben oder das zumindest versucht
haben sollen.

(Allgemeiner Beifell)

tm vergangenen Jahr sind das Außenwirtschaftsgesetz
und das KriegswaffeokontroUgesecznicht zuletzt auf
Drängen Nordrhein-Westfalens verschärft worden.
Bei den Beratungen ist aber auch immer wieder

deutlich geworden, daß noch strengere Regelungen,
die Waffenexport wirksamer verhindern können , an
kurzsichtigenwirtschaftlichenInteressen scheitern.

Die Landesregierung hält es für notwendig, jetzt
rigoros alle rechtlichen Möglichkeitei) zu nutzen, um
Geschäfte mit dem Tod zu verhindern.

(Allgemeiner Beifall)

Wir werden, wo das nötig ist, eigene Initiativen
ergreifen.

Dazu gehört in jedem Fall:

- Das Verbot der Herstellung und Verbreitung von
atomaren, biologischen und chemischen Waffen
muß im Grundgesetz verankert weiden.

- Kein Waffenexport außerhalb der NATO und
gleichgestellter Linder!

- Für alle exportierten Rüstungsgüter muß eine
Endvetbleibsklausel getroffen werden , die durch
eine Strafvorschrift wirksam ergänzt werden soll¬
te.

- Ministerien, Behörden und Gerichte müssen durch ( D)
eine entsprechende Vorschrift verpflichtet werden,
in Verdachtsfillen die Strafverfcdgungsbehördenzu
unterrichten.

- Unternehmen, die gegen die gesetzlichen Bestim¬
mungen verstoßen, werden von alles Formen
öffentlicher Wirtschaftsförderung und allen öffent¬
lichen Aufträgen dauerhaftausgeschlossen.

(Allgemeiner Beifell)

Gegen die Verantwortlichen müssen auch Berufs¬
verbote möglich sein.

(Allgemeiner Beifall)

- Gewinne aus illegalen Warengeschäften müssen
vollständig abgeschöpftwerden.

(Allgemeiner Beifall)

- Wir müssen prüfen, ob die strafrechtlichen Sank-
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honen weiter verschärft werden aoBen. Jedem
Beteiligten muß Idar sein: Rüstnngsexport außer¬
halb der NATO und gleichgestellter Länder ist ein
Verbrechen.

- Die Exportkontrolle von Kriegswaffen und Rfl-
stuegsgütem muß von einer unabhängigen Einrich¬
tung übernommen werden, die über das erforderli¬
che fachübergreifende Wissen verfügt. Daa Bun¬
desamt für Wirtschaft in Eschborn ist offenbar
nicht in der Lage , die Einhaltung der geltenden
gesetzlichen Bestimmungen zu garantieren.

(Beifell bei SPD und GRÜNEN)

Es muß auch der bloße Anschein vermieden wer¬
den , als spielten wirtschaftliche Interessen bei der
Beurteilung von Rüstungsexporteneine Rolle.

- Branchen wu nicht Möglichkeiten, « Iber Erkennt¬
nisse über illegale Waffecgescbäfte zu gewinnen?
Müssen wir uns Hinweise immer erst von ameri¬
kanischen Geheimdiensten geben lassen? Illegaler
Waffenhandel schadet nicht nur dem Ansehen
unseres Landes in der Welt, sondern gefährdet
tatsächlich die freiheitlich-demokratische Grund¬
ordnung.

( B)
(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten
Hieronymi [CDU])

Arbeitnehmer, , die illegale Rüstungsaktivitätenihrer Unternehmen aufdecken, dürfen nicht längermit Kündigung bedroht sein.

(Beifell bei SPD und GRÜNEN)
■*

Ein Unternehmen , das rechtswidrig handelt, soll
rieh nicht auf das Treuegebot des Arbeitnehmers
berufen dürfen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN sowie des
Abgeordneten Arentz [CDU])

Unser politisches Ziel muß es sein, den Anteil der
Rüstung an der gesamten Industrieproduktion zu
senken, damit nicht wirtschaftliche Überlegungen der
Abrüstung entgegenstehen.

(Beifell bei der SPD)

(C)
Ich bin froh, daß in dieaer wichtigen Frage, bei der
es auch um Arbeitsplätze gebt, die Industriegewerk¬
schaft Metall unmißverständlicherklärt hat:

Die Sicherung oder Schaffung von Arbeitsplätzen
darf nicht als Argument gegen Abrüstungbzw. für
mehr Rüstungsproduktion und Waffenexport miß¬
braucht werden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Umstellung von militärischer auf zivile Produk¬
tion ist in erster Linie eine Aufgabe der betroffenen
Unternehmen . Die Landesregierung ist aber mit den
Gewerkschaften der Auffassung, daß die Bundesregie¬
rung diesen Prozeß auch finanziell fördern muß. Die
Landesregierung ist im Rahmen ihrer Möglichkeiten
und dort, wo das nötig ist, dazu bereit.

Ich bleibe bei dem, was ich dazu am 15 . Dezem¬
ber 1985 in der zitierten Rede in Ahlen gesagt habe:

Ich bin für äußerste Zurückhaltungbeim Rüstungs¬
export. Ich weiß, es ist nicht immer leicht, Stand
zu halten , wenn Unternehmer und Betriebsräte
eines Unternehmens ans dem eigenen Land vor¬
stellig werden und Exportwüasche anmelden . Aber
ich möchte alles dafür tun , daß wir lieber Werk- (D,
zeugmaschinen exportieren als Panzer, lieber
Katalysatoren und Filtennlagen als Minen und
Kagpflnibschrauber.

(Allgemeiner Beifell)

Ich freue mich über die vielen Stimmen aus der
Wirtschaft unseres Landes und der ganzen Bundesre¬
publik, die entschiedenes staatliches Handeln fordere.
Sie wollen nicht, daß der gute Ruf des "Made in
Germany* durch Kriminelle ruiniert wird.

(Beifell bet SPD, CDU und F .D .P .)

Meine Damen und Herren , zu den schrecklichen
Lehren, die wir schon heute aus dem Golfkrieg zie¬
hen können , gehört, daß es ein grundlegender Irrtum
wäre zu glauben , die vielfältigen und vielschichtigen
Konflikte im Nahen Osten ließen sich durch die
Aufrüstungdes einen oder des anderen Staates gegeneinen anderen lösen. Der irakische Präsident hat sich
ja nicht erst in den letzten Monaten zu dem Diktator
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entwickelt, den alle Welt heute in ihm siebt.

(Allgemeiner Beifall - Abgeordneter
Dr. Vesper [GRÜNE ] : Der ist vom Westen
groß gemacht worden!)

Und dennoch hat ihn der Westen im Krieg gegen den
Iran in der Hoffnung unterstützt, so den islamischen
Fimdameutalismnseindämmea zu können.

Wir dürfen durch unser Verhalten auch nicht den
Eindruck entstehen lassen, die westlichen Industrie¬
länder seien Komplizen der wenigen , die aus dem
Ölreichtum ihrer Länder persönlichen Reichtum, ja
Luxus beziehen.

Natürlich sind die Industrienationen auf den Rohstoff
Öl angewiesen, aber wir müssen bereit sein, Emst zu
machen mit einer Politik weg vom Öl.

Hierher gehört auch die Frage der Versorgungssicher¬
heit : Auch die Europäische Gemeinschaft braucht
einen festen Sockel heimischer Energieträger. Dieje¬
nigen, die Kohleförderung immer weiter zurückdrin-
gen wollen, haben zusätzlichen Grund zum Nachden¬
ken.

Ich bin fest davon überzeugt: Energiesparen ., rationel¬
le Energieverwendung und die verstärkte Nutzung
emeuerbarer Energien sind nicht nur aus Umwelt-
gründen geboten , sie sind ein wichtiger Beitrag zu
einer friedlichen Ordnung im Nahen Osten.

(Beifall bei der SPD)

Es war bis jetzt nicht möglich, Saddam Hussein zum
Rückzug aus Kuwait zu bewegen, und es ist . .nicht
gelungen, einen Krieg zu verhindern. Jetzt muß es
darum gehen , den Krieg so schnell wie möglich zu
beenden und für den gesamten Nahen und Mittleren
Osten eine stabile Friedensordnung zu schaffen. Die
Europäer tragen dafür angesichts ihrer Erfahrungen
eine besondere Verantwortung.

Wir haben die dringende Bitte, daß die beiden christ¬
lichen Kirchen einen Dialog zwischen Christen und
Moslems beginnen. Die Landesregierung wird ihn im
Rahmen ihrer Möglichkeiten fördern.

Meine Damen und Herren, als trüge die Welt nicht
schwer genug an einer kriegerischen Auseinanderset¬
zung, müssen wir erleben, daß in der Sowjetunion
Bürgerkrieg droht.

Der StulmiciTui« batte einen Mantel aus Eis über die
Völker im Osten und besonders im sowjetischen
Imperium gelegt. Er hat verhindert, daß nationale und
gesellschaftliche Konflikte ausgetragen und gelöst
werden konnten . Die schwelenden Konflikte wurden
unterdrückt, und wo sie doch einmal kurzfristig
ausbracben, haben Zensur und fehlende Freizügigkeit
verhindert, daß viel davon bekannt wurde.

Die begonnene Demokratisierung in der Sowjetunion
läßt diese Spannungenjetzt offen zu Tage treten . Es
ist eine gefährliche Situation entstanden. Die Völker
der Sowjetunion setzen auf Selbständigkeit, Unabhän¬
gigkeit und suchen sie besonders in nationaler Identi¬
tät, allen voran die baltischen und die kaukasischen
Republiken.

Was in den vergangenen Tagen in Wilna und in Riga
geschehen ist, gibt über das Mitgefühl mit den betrof¬
fenen Menschen hinaus Anlaß zu großer Sorge.

Wir wissen nicht , ob die zentrale Unionsregierung in
Moskau Befehl gegeben hat , das Streben nach Unab¬
hängigkeit mit Gewalt zu unterbinden, oder ob sie die
Kontrolle über die Gewalt verloren hat, die in den
baltischen Staaten im Namen der Sowjetunion ausge¬
übt wird. Eines aber wissen alle: Das Streben nach
Freiheit, Demokratie und Selbstbestimmungdarf nicht
unterdrückt werden. Wir wissen überdies , daß die
Gewaltanwendung destabilisierende Wirkungen weit
über die Region hin»«* hat , die uns alle bedrohen.

Ich appelliere an die sowjetische Führung : Zerstören
Sie nicht in wenigen Wochen, was Sie in den letzten
Jahren mühsam aufgebaut haben!

(Beifall bei SPD , CDU und F.D .P .)

Lassen Sie nicht zu , daß Perestroika und Glasnost zu
einer bloßen Episode der Weltgeschichte werden.
Setzen Sie auf Verhandlungen und Dialog . Gewalt¬
same Unterdrückung fordert Opfer, für die es keine
Rechtfertigung gibt. Gewaltsame Unterdrückung löst
keines der Probleme, sondern macht deren Lösung
noch schwieriger.
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(MinisterpräsidentDr. Ran)

Die gestrige Erklärung des sowjetischen Staatspräsi¬
denten Michail Gorbatschow ist ein Zeichen der
Hoffnung . Aber es darf nicht bei Erklärungen blei¬
ben.

(Beifall bei SPD , CDU und F .D .P .)

Ich erinnere die Führung der Sowjetunion an ihre
Zusagen , mit den baltischen Staaten über eine gere¬
geltes Miteinander in einer neuen Union bis bin zur
Möglichkeitder Unabhängigkeit zu verhandeln.

Wir Deutsche dürfen auch nie vergessen , daß die
Sowjetunion die baltischen Staaten annektiert hat und
daß sie dos nur kannte, weil du nationalsozialistische
Deutschland ein willfährigerKomplize war.

Wir können die Ungeduld der Letten, der Litauer und
der Esten nach jahrzehntelanger Unterdrückung gut
verstehen . Dennoch bitten wir sie herzlich , alles in
ihren Kräften Stehende zu tun , damit Vernunft und
Menschlichkeit siegen.

Die Menschen in Litauen, in Lettland und in Estland
erwarten von uns über Solidaritälsbekundungenhin¬
aus , daß wir ihre Interessen im Gespräch mit der
sowjetischen Führung Vorbringen und um Verständnis
und Zustimmung werben.

Sie erwarten, daß wir - nicht nur die Deutschen,
nicht nur die Europäer , sondern der ganze Westen -
bereit sind, den Menschen im Baltikum und überall
im Osten und Südosten Europas die Unterstützung zu
geben , die sie brauchen , um in ihrer Heimat lebens¬
werte Verhältnissezu schaffen und zu erhalten.

Die gegenwärtigen Hilfsaktionen , an denen sich auch
unser Land beteiligt, sind und bleiben nötig . Ich sageauch hier allen Hilfsorganisationen herzlichen Dank.

(AllgemeinerBeifall)

Aber was wir tun, reicht bei weitem nicht aus . Diese
solidarische Unterstützung wird uns auch materiell
viel abfordeni. Wenn wir nicht bereit sind, uns die¬
sen neuen Forderungen zu stellen und sie «m-h in
neuer Dimension zu beantworten , dann ist nicht nurder Bestand der Sowjetunion bedroht, dann bleiben
auch unsere Sicherheit und unser Wohlstand gefähr¬det.

IC)
(Beifall bei SPD , CDU und F .D .P.)

Weder der Krieg am Golf noch die gegenwärtige
Krise im Baltikum darf die jahrzehntelang gehegten
Ho ffnungen und Erwartungen unserer Völker zunichte
machen . Die Charta von Paria für ein neues Europa
hat dieae Hoffnungen und Erwartungen feotgeachrie-
ben:

Unerschütterliche* Bekenntnis zu einer auf Men¬
schenrechten und Gnmdfreüieiten beruhenden
Demokratie, Wohlstand durch wirtschaftliche
Freiheit und soziale Gerechtigkeit und gleiche
Sicherheit für alle unsere Völker.

Meine Damen und Herren ! Diese Grundlagen für ein
friedliches Zusammenleben können nicht auf Europa
beschränkt bleiben . Damit diese Grundlagen über
Europa hinaus Stabilität zwischen den Staaten schaf¬
fen , müssen wir zu einer Weltinnenpolitikkommen.

Gewalt löst keine Probleme. Friede muß organisiert
werden . Er braucht verläßliche Strukturen und Instru¬
mente, die sich dann bewähren müssen , wenn Kon¬
flikte zu lösen sind. Guter Wille allein reicht nicht
aus für eine tragfähige Friedensordnung. Sie rryift
sich auf Recht, Gerechtigkeit und Mechanismen zur
Lösung von Konflikten stützen, die von allen Beteilig - (D ',
tea anerkannt werden.

Die . Situation am Golf und die Situation in den balti¬
schen Staaten sind in vielerlei Hinsicht unvergleich¬
bar. Am Golf herrscht Krieg, im Baltikum droht
Bürgerkrieg. Am Golf handeln die alliierten Truppen
auf Grundlage eines einstimmigen Beschlusses des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, im Baltikum
weiß heute niemand , in wessen Auftrag Gewalt ange¬
wendet wird.

Einet aber ist sicher: Friede und dauerhafte Stabilität
können im Baltikum nur eine neue Ordnung bringen,
die das Sdhstbcatimmungsrecht der Balten verwirk¬
licht und ihre Interessen gelten läßt . Friede und dau¬
erhafte Stabilität können im Naben Osten nicht ohne
oder gar gegen die arabischen Völker entstehen und
ebensowenig ohne oder gar gegen Israel.

(Beifall bei SPD, CDU und F.D.P .)
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{ A ) (Ministerpräsident Dr. Rau)

Die Anerkennung des Staates Israel und seines Rechts
auf sichere Grenzen durch alte Nachbarn in der Regi¬
on sind unverzichtbar.

(Beifall bei SPD , CDU und F .D.P.)

Ebenso unverzichtbar ist das Selbstbestimmungsrecht
der Palästinenser.

(AllgemeinerBeifall)

Wir wünschen uns. so schwer das für manche der
Beteiligten sein wird, einen der Konferenz für Sicher¬
heit und Zusammenarbeit in Europa vergleichbaren
Prozeß für den Nahen Osten, damit die Region und
die Menschen , die dort leben , endlich eine friedliche,
eine zuversichtlichePerspektive entwickeln können.

(Beifell bei SPD , CDU und F .D.P .)

Meine Damen und Herren! Die Ökumenische Ver¬
sammlung des Weltrates der Kirchen hat 1948 in
Amsterdam festgestellt: “Krieg soll nach Gottes Wil¬
len nicht sein. “ Papst Johannes Paul II . hat vor weni¬
gen Tagen gesagt: "Der Krieg ist ein Abenteuer ohne
Rückkehr. “

Wie schrecklich weit sind wir von diesen Erkenntnis¬
sen in unserer Wirklichkeit entfernt!

Viele Menschen sind schon Opfer des Krieges am
Golf geworden. Noch mehr Menschen sind im ganzen
Nahen Osten bedroht. Viele Menschen bei uns sind
jetzt hilflos. Viele fühlen sich ohnmächtig.

Das darf uns nicht lähmen. Tun wir alles, damit
keine neuen Feindbilder entstehen oder alte Feisdbil-
der wiederbelebt werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich hoffe sehr, daß es uns gelingt, auf kleinlichen
Streit zwischen den Parteien zu verzichten, weil das
der Lage wirklich nicht angemessen wäre. Wir müs¬
sen alle Kraft und alle Phantasie einsetzen, damit
Friede und Gerechtigkeit doch eine neue Chance
bekommen.

(Anhaltenderallgemeiner Beifall)

Präsidentin Friebe : Ich danke Herrn Ministerpräsi¬
denten Dr . Rau und eröffne die Aussprache . Ich
erteile Herrn Abgeordneten Dr . Linusen für die Frak¬
tion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) : Frau Präsidentin!
Meine Damen und Herren! Wir alle sind tief betrof¬
fen und bestürzt über den Ausbruch der Kampfhand¬
lungen am Golf. In dieser Stunde sind unsere Gedan¬
ken bei den Menschen, die durch dieoen Krieg in
schweres Leid gestürzt sind . Wir denken sa die
unschuldigen Menschen im Krisengebiet, an die
Soldaten und deren Angehörige, die um das Leben
ihrer Väter und Söhne bangen.

(Beifell bei CDU , SPD und F.D . P .)

In unser Leid mischen sich Enttäuschung und Verbit¬
terung über das Scheitern der vielfältigen Bemühun¬
gen , den Konflikt mit friedlichen Mitteln zu lösen.

(Beifall bei der CDU)

Es ist alles unternommen worden, um den Konflikt
am Golf mit friedlichen Mitteln zu beenden.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Nicht ( D)
genug, Herr Linssen! )

In keiner Krise der jüngsten Geschichte gab es so
viele diplomatische und politische Aktivitäten der
Vereinten Nationen, der Vereinigten Staaten, der EG
und anderer Nationen. Sie alle sind gescheitert an der
beharrlichen Weigerung des irakischen Diktators
Saddam Hussein, die gewaltsame Annexion Kuwaits
rückgängig zu machen.

(Beifall bei der CDU)

Bis heute hat er kein Zeichen des Einlenkens gege¬
ben . Der Aggressor Saddam Hussein trägt deshalb die
alleinige Verantwortung für die derzeitige Situation
und ihre Folgen.

(Beifell bei CDU und F.D .P.)

Meine Damen und Herren, es steht außer Zweifel:
Der Krieg am Golf ist nicht in der Nacht vom 16.

T jndtay Nordrhein -Westfalen 2m Plenarprotokoll 11/25 23 -Q11221

(Höhn [GRÜNE ])

- Ja , es wäre vielleicht eine bessere Idee , wenn wir
diesoi Kilometer Autobahn überdachen und Betten
daraufstellen würden , als jeden Tag Hunderttausende
von Autos darüber rollen zu lassen.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Aber über
diesen Kilometer fehlen doch die ganzen
Frauen !)

- Nein , Herr Schauerte , das zeigt , wie wenig Ahnung
Sie von Frauenpolitik haben . Die Frauen benutzen in
der Mehrheit den öffentlichen Nahverkehr , und dieje¬
nigen , die die Autos benutzen, um zu ihrer Arbeits¬
stätte zu kommen , sind meistens die Minner.

(Beifett bei den GRÜNEN - Zurufe von SPD
und CDU)

te anders , als dieser fandcshaushalt es tut . Wir wol¬
len den Umbau von Nordrbein -Westfelen erreichen,
auf ökologischem Gebiet mit der Schaffung von Öko-
Abgaben für besonders umweltbelastendes Verhalten.
Wir wollen diese Mittel nutzen , um umweltschooen-
des Verhalten zu fördern und alternative Finanzspiel¬
räume zu erschließen.

(Beifell bei den GRÜNEN)

Wir wollen im Straßenbau sparen und dafür den
öffentlichen Nahverkehr fördern . Wir wollen Verbes¬
serungen im sozialen Bereich , in Kindergärten , in
Schulen , bei der Sozialhilfe und in der Altenpflege.
Wir wollen aktive Frauenpolitik machen . Viele dieser
Vorstellungen setzen eine bessere finanzielle Ausstat¬
tung der Gemeinden voraus.

Dabei sind Frauen mehrfach betroffen , wenn im
sozialen Bereich gekürzt wird , wie es schon seit
einiger Zeit der Fall ist ; ich habe schon einige Bei¬
spiele erwähnt . Hinzu kommen Kürzungen bei der
Sozialhilfe und bei der Altenpflege.

Dieses Land benötigt einen gründlichen Umbau in
ökologischer , sozialer , demokratischer und dezentra¬
ler Hinsicht.

(Beifell bei den GRÜNEN)

Die Gemeinden werden finanziell geradezu ausge¬trocknet. Uber Jahre hinweg sind ihnen immer nw4>r
zusätzliche Aufgaben übertragen worden , aber die
entsprechenden Finanzmittel stehen nicht mehr zur
Verfügung . Wenn die Gemeinden sämtliche Auflagenund Gesetze von Bund und Land umsetzen würden,
waren die meisten von ihnen schon pleite . Um dieser
Pleite zn entgehen , setzen sie die Gesetze eben nicht
mehr um. Da wird bei der Sozialhilfe geknapst , da
können im Altenpflegebereich ambulante Dienste nur
□och von den wohlhabenden Kommunen xnsatzweise
ausgebaut werden . Viele andere Gemeinden gehenleer aus.

Die Bevölkerung hat den größten Bezug zur Politik
über die -Kommune . Dort können Menschen aktiv
werden, Ideen entwickeln und diese einbringen , dort
kann Demokratie vor Ort verwirklicht werden . Die
Grundlage dafür ist aber ein ausreichender finanziel¬
ler Spielraum . Genau dieser wird den Kommunenaber immer stärker beschnitten . Wir GRÜNE wollen
diesen Trend wieder rückgängig machen , wir wolleneine finanzielle Ausstattung der Gemeinden , die i>i~ -n
die kommunale Selbstverwaltung zurückbringt.

Wofür das Geld ausgegeben wird , ist eine Frage der
Prioritäten . Und da setzen wir GRÜNEN die Gewicfa-

Wir GRÜNEN haben mit unseren Vorschlägen zum
Landeshaushalt Konzepte entworfen und gezeigt , wie
dieser Umbau nach unserer Meinung mit den Finanz¬
mitteln , die diesem Land zur Verfügung stehen,
möglich ist. Es wird noch ein hartes Stück Arbeit
sein , die langsame Schnecke SPD auf Trab zu brin¬
gen , damit sie sich etwas in diese Richtung bewegt.

( D

(Beifeil bei den GRÜNEN)

Präs ident in Friebe : Ich danke Omen , Frau Kollegin.- Für die Landesregierung erteile ich jetzt Herrn
Ministerpräsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren! Erlauben Sie mir vor diesem
intimen Zuhörerkreis nur einige Bemerkungen.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE ]: W i r sind
da !)

Frau Kollegin Höhn , Sie werden noch einige Zeit
brauchen , bis Sie mich am das Bild einer trabenden
Schnecke , von da - Sie im letzten Satz Ihrer Rede
gesprochen haben , gewöhnt haben.
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(Ministerpräsident Dr. Rau)

(Abgeordneter Schauerte {CDU] : Sie meinte
eine tragende Schnecke!)

- Nein , nein, sie hat gesagt: die langsame Schnecke
SPD auf Trab zu bringen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Klimke {CDU ])

- Ich sehe da gerade, jemanden , der vom Trab mehr
versteht als Sie von Schnecken. - Aber ich werde
mich an das Bild gewöhnen. Ich freue mich sogar
über das Bild , auch wenn es einen Bruch hat; denn
der Satz von Günter Grass, der Fortschritt ist eine
Schnecke, und die Identifizierung von SPD mit Fort¬
schritt , gefallen mir.

(Beifall bei der SPD)

Nicht gefallen hat mir das - ich sage das eher beiläu¬
fig nach dem, was die Damen und Herren Vorredner
gesagt haben was Herr Kollege Linssen gesagt hat.
Ich habe im Landtag selten Goethe zitiert , aber dabei
habe ich gedacht , man sollte sagen , Herr Linssen:
Wenn ihr ’s nicht fühlt, ihr werdet’ s nicht eijagen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Dabei gestehe ich, daß ich auf Ihre Rede mit einiger
Spannung gewartet habe; denn ich hatte mir auf der
Fahrt hierher überlegt - zugegebenermaßen im Auto,
Frau Höhn was der Oppositionsführer sagen wird.
Dabei war ich auf drei Dinge gekommen. Ich hatte
erstens gedacht, er spricht zum Haushalt. Das war
ein Irrtum. Dazu habe ich nichts gehört. Dann habe
ich gedacht; Wenn er nicht zum Haushalt spricht,
wird er wahrscheinlich in der Depression des Tages
als Nachbar derer, die am Sonntag eine Wahl nicht
nur erlebt, sondern die gewählt haben , als christde¬
mokratischer Politiker in Düsseldorf den Versuch
machen , öffentlich den Gründen dafür, daß der Weg
zur Splitterpartei in Rheinland-Pfalz schneller wird,
nachzuspüren.

(Abgeordneter Schauerte {CDU] : Das haben Sie
ernsthaft gedacht?)

- Ja sicher, deshalb bin ich so enttäuscht.

(Abgeordneter Bensmann {CDU] : Sie reden
jetzt auch zum Haushalt, nicht wahr?)

- Sie können sich darauf verlassen, daß ich zum
Haushalt rede.

Dann habe ich geglaubt, aus den Gründen für das,
was am Sonntag in Rheinland-Pfalz geschehen ist,
ergeben sich möglicherweise neue Erkenntnisse im
Hinblick auf die Politik der CDU.

Sie haben am Schluß Ihrer Rede wieder einmal ge¬
sagt, das Land sei mich nun allmählich leid,

(AbgeordneterDr . Linssen [CDU] : Viel netter
habe ich das gesagt!)

obwohl Sie dreimal erlebt haben, daß Ihre Prophezei¬
ungen im Hinblick auf die Zustimmung, die die SPD
und ich bei den Bürgern erfahren , falsch waren.
Durch Ereignisse, die ich nicht zu verantworten habe,
bin ich nicht nur seit Januar der dienslälteste, sondern
seit Sonntag auch der lebensä]teste Ministerpräsident.
Ich möchte den Versuch gern noch einmal ein viertes
Mal wagen,

(Beifall bei der SPD)

wenn der Wähler es will, die Politik dieses Landes in
der Funktion, die ich jetzt habe, mitzugestalten.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Es ist wirk¬
lich kein Nachwuchs da! Sie müssen weiter¬
machen !)

- Was meinen Nachwuchs angeht, verbitte ich mir
jede Einrede.

(Heiterkeit bei der SPD - Abgeordneter
Dr . Linssen [CDU} : Nachfolger!)

- Sehen Sie , das sollten Sie aus Rheinland -Pfalz
lernen: Man muß aufpassen, daß die Nachfolger
einem nicht zu früh in die Hacken treten.

(Heiterkeit)

Ich bin ja für Fröhlichkeit in der Debatte, ich möchte
Omen aber doch gern sagen: Dieser Haushalt ist die
angemessene und richtige Antwort in einer schwieri¬
gen Zeit.
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(Ministerpräsident Dr. Rau)

Ich will Ihnen das gerne zu erläutern versuchen.
Denn man darf nie aufgeben , Menschen zu überzeu¬
gen zu versuchen . Und so ist die Debatte auch der
Versuch , das eine oder andere Argument - und sei es
auch nur durch Zitate - wieder an den Mann oder an
die Frau zu bringen.

Aber bevor ich mich dem zuwende , würde ich ger¬
ne - auch angeregt durch einen Zwischenruf- sagen:
Ich war bei der zweiten Lesung nicht anwesend, habe
einige Wochen hier nicht erleben können, aber die
Diskussionen um die Frage mitbekommen , ob der
Vorsitzende der SPD-Landtagsfiaktion, der Kollege
Farthmann , eine andere Aufgabe übernehmen würde.
Mir liegt daran, auch öffentlich zu sagen , daß es für
die Arbeitnehmer von Zeiss gut gewesen wäre, wenn
ein so erfahrener Mann den Aufbau hätte leiten kön¬
nen , und daß es gut für unser Land ist, daß es dazu
nicht gekommen ist. Ich freue mich , daß er hier ist
und daß er hier bleibt!

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte das gerne auch einmal öffentlich ausspre¬
chen.

Wir haben mit dem Haushalt gezeigt - und zwar die
Landesregierung gemeinsam mit der sie tragenden
Fraktion - , daß wir in dieser schwierigen Situation
handlungsfähig sind . Wir haben in kürzester Zeit
- Frau Höhn meinte , in einer Woche ; das ist nur der
öffentliche Teil - 1,4 Milliarden DM eingespart, die
wir für die neuen Länder brauchten und die wir
brauchten trotz vorheriger Abstimmung mit dem
Bund, daß der Fonds "Deutsche Einheit" den Beitrag
der Länder vollständig enthalte.

Wir haben das so getan , daß keine Abstriche an der
Regierungserklärung gemacht zu werden brauchen.
Ich habe es bedauert , daß das in den kritischen Bei¬
trägen der Opposition nicht wenigstens mit angeklun¬
gen ist.

Sie haben gesagt : Wir müssen viele Wohnungen
bauen . - Richtig. Sie haben nicht gesagt , daß wir
27 000 bauen , daß wir 27 000 Plätze in Kindergärtenund Tagesstätten zur Verfügung stellen.

Und wenn wir beute vormittag schon Bedenkenswer¬
tes und Unterstützenswertes über die Situation der
alten Menschen in unserer Gesellschaft hören, dann

fügen Sie doch bitte hinm, daß wir in der Altenpoli¬
tik große Anstrengung und daß es sich
um einen Zuwachs um mehr als ein Viertel gegen¬
über dem Haushaltsansatzvon 1990 handelt.

Wenn Sie die ökologische und ökonomische Situation
unseres Landes beschreiben, dann fügen Sie doch
hinzu, daß wir die Schwapunkte beim übrigen Perso¬
nalzuwachs, außer bä den zusätzlichen Stellen für
Lehrer und Polizei, im Umweltschutz, bei der Ge¬
werbeaufsicht, in den Hochschulen und bei der Be¬
schleunigungvon Asylverfahren haben.

Sehen Sie , meine Damen und Herren , das ist der
- im Augenblick jedenfalls - entscheidende und für
jeden erkennbare Unterschied - der vergangene Sonn¬
tag hat das gezeigt - zwischen der Bundesregierung
und der Landesregierung: Wir handeln nach der Wahl
nicht anders, als wir es vor der Wahl gesagt haben.

(Beifall bä der SPD)

Das ist der Unterschied.

(Bäfall bä der SPD - Abgeordneter
Schauerte [CDU] : Die Kindergartenlü¬
ge von 1980 !)

- Herr Kollege Schauerte, hören Sie mir zu ; das ist
gut für Sie. - Das gilt übrigens für die versprochenen
Leistungen, aber das gilt auch für die Erwartungen
des Landes an die Kommunen und an die Bürger. Ich
habe in der Regierungserklärung am IS. August, die
ja zum Teil auch von der Opposition gelobt worden
ist , unmißverständlichgesagt - jeder kann das nachle-
sen - -

(Abgeordneter Schauerte (CDU) : Die
Regierungserklärung war nach der
Wahl , nicht vor der Wahl !)

- Die Regierungserklärung war nach der Wahl, aber
ich habe auch vor der Wahl Entsprechendes gesagt.
Herr Kollege Farthmann hat eben darauf {angewie¬
sen. Die Erhöhung da - Kindergartenbeitiäge haben
der Kollege Farthmann und ich vor der Landtagswahl
öffentlich angekündigt. Herr Kollege Schauerte , lesen
muß man , bevor man ruft.

(Bäfall bä der SPD)
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(A ) (Ministerpräsident Dr . Rau)

Aber in der Regierungserklärung vom 15. August -
das war nach der Wahl - habe ich gesagt:

Angesichts der finanziellen Situation des Lan¬
des, nicht zuletzt als Folge der deutschen
Einheit, müssen Kommunen und Bürger nach
ihrer Leistungsfähigkeit stärker zur Finanzie¬
rung öffentlicher Aufgaben beitragen.

Ich habe als Beispie! für diese Beteiligung der Bürger
in der Regierungserklärunggenannt - ich zitiere - :

Angesichts der Belastungen, vor denen wir.
stehen , muß es erlaubt sein zu fragen : Müssen
sich unterschiedliche Einkommens- und Ver¬
mögenslagennicht auch bei der Beteiligung an
den Kosten öffentlicher Leistungen deutlicher
widerspiegeln?

Wir sind alle gefordert, wenn es darum geht,
soziale Gerechtigkeit auch da zu verwirklichen,
wo Kritik und Gegenwehr von denen kommen, die
bisher Leistungen des Staates empfangen haben,
obwohl sie darauf nicht angewiesen sind.

Das gilt, meine Damen und Horen . Und ich vermag
nicht einzusehen , daß der kaufmännische Angestellte

■0 j in Baden-Württemberg oder in Niedersachsen - oder
nehmen Sie welches Bundesland auch immer - für
den Platz für sein Kind im Kindergarten 180 , 240
oder wie in großen Städten bis 300 DM zahlt und daß
ich als spätberufener Vater 100 DM zu zahlen habe
und das, was zu den Kosten eigentlich noch beigetra¬
gen werden müßte , dann als Spende an den Träger
machen soll.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde , da kann man den Weg der Gerechtigkeit
gehen , indem man die starken Schultern stärker bela¬
stet als die schwachen Schultern.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe das in der Regierungseiklärung gesagt. Sie
konnten hören:

Zur neuen Konzentration auf diese Aufgabe

- Kindergärten und -tagess tätten -

gehört es , daß die Beteiligung von Land , Ge¬
meinden und Eltern an der Finanzierung neu
geordnet wird.

Ich habe hinzugefügt:

Auch die Eltembeiträge, die seit 1982
unverändert sind , müssen neu festgelegt
werden.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Sie
haben versprochen , sie würden abge¬
schafft!)

- Das haben Sie jetzt mit 1971 verwechselt . Und
wenn Sie noch 100 Jahre zurückgehen, haben Sie ein
schönes Jahr.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU] : 1980
haben Sie das versprochen!)

- Ich habe das nicht versprochen, Herr Schauerte.
- Ich zitiere weiten

Die unterschiedliche wirtschaftliche Lei¬
stungsfähigkeit der Familien soll noch
stärker beachtetwerden.

Ich habe Entsprechendesbeim ganztägigen Schulange¬
bot gesagt, bei Gewisserschutz und Abwassergebüh¬
ren , und ich kann Ihnen sagen: Wir bleiben bei dem,
was wir vor der Wahl gesagt haben, und wir bleiben
bei der Erfüllung der Regierungserklärung. Das wird
im nächsten Jahr noch schwerer als in diesem Jahr.

(Zuruf von der F .D .P . : Darum genehmigen
Sie keine Ganztagsschule!)

Wir haben zum Glück mehr Zeit. Wir haben Einnah-
meausfalle durch zusätzliche Leistungen für die neuen
Linder , und niemand glaube, das sei auf den Haus¬
halt 1991 beschränkt. Auch die mittelfristige Finanz¬
planung ist betroffen.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Das ist nicht
vorgelegt worden.)

Mir liegt dann , daß die Aufgabenschwerpunkte aus
der Regierungserklärungim Haushalt wiederzufinden
sind, und das ist bei diesem Haushalt so.
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Nun will ich gern einen Gedanken aufnehmen, der
sowohl bei Herrn Linssen als auch bei Herrn Kolle¬
gen Rohde auftauchte. Heir Rohde hat das ziemlich
drastisch gesagt : Wir schimpften immer nur auf
Bonn, und nichts anderes fiele uns ein , und das sei
langweilig . Herr Kollege Rohde , es ist in der Tat so,
daß viele landespolitische Erwartungen wegen der
immer ungerechter werdenden Verteilung der Mittel
zwischen Bund und Ländern nicht erfüllt werden
können.

Aber es gibt Bereiche - und die will ich gern einmal
darstellen - , in denen wir mit der Bundesregierung
hervorragend Zusammenarbeiten . Ich gestehe, wenn
ich an die erste Hälfte meiner bisherigen Amtszeit
denke und dann an den Wechsel 1982/83 , daß sich da
vieles verbessert hat gegenüber dem, was in den
Jahren 1983 ff. gewesen ist. Auch die Bemühungen
des Bundeskanzlers , z. B . der Kohle bis 1995 die
Garantie für 40,9 Millionen Jahrestonnen zu geben,
wie er sie ausgesprochen hat , muß öffentlich gewür¬
digt werden . Nur dürfen ihm dann die eigenen Leute
diese Position nicht wieder wegnehmen!

(Beifall bei der SPD)

Sonst kommt der Bundeskanzler in Schwierigkeiten,
( B ) und ich muß ihn doch schützen , wenn er etwas für

Nordrhein -Westfalen zusagt.

Aber ein Systemfehler wird sich immer deutlicher
bemerkbar machen , und das hat nichts mit SPD,
F.D . P. und CDU zu tun . Das ist die Tatsache, daß
die ' Länder keinen Anteil am Steuerzuwachs haben.
Herr Kollege Farthmann hat darauf hingewiesen: Die
in zwei Jahren zu erwartende Einnahmeorgie von
47 Milliarden DM geht voll an den Bund. Wir als
Sozialdemokraten streiten über die soziale Gerechtig¬keit dieser Steuermehreinnahmen ; wir haben andere
Positionen vertreten. Aber wenn dann z. B . ein
7,5Saiger Zuschlag zur Einkommen- und Lohnsteuer
beschlossen wird und das gesetzestechnisch so ge¬macht wird, daß keinesfalls wie sonst bei der Ein¬
kommen- und Lohnsteuer die Länder beteiligt werden
können , wenn dann die Erhöhung der Mineralölsteuer
natürlich so beschlossen wird, daR nur der Bund
davon etwas hat , weil die Mineralölsteuer eine reine
Bundessteuer ist, dann erwarte ich, daß der Bund mit
uns Gespräche beispielsweise über die Frage führt, ob
man, wenn man aus ökologischen oder wirtschaftli¬
chen Gründen zu der Überzeugung kommt, das Steu¬

eraufkommen durch Autofahren müsse vergrößert
werden, nicht Mineralölsteuer und Kraftfahrzeugsteu¬
er so zussmmenfhßt , daß anschließend die Länder
nicht wieder diejenigen sind, die die Lasten zu tragen
haben , während der Bund das Geld einnimmt.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Schauerte
[CDU] : Das soll doch in die neuen Länder!
- Abgeordneter Dom [F .D.P.] : Dann sollten
Sie das auch Baden-Württemberg und Bayern
mitteilen !)

Sieber teile ich denen das mit. Ich kann doch hier
meinen Diskussionsbeitng leisten, auch wenn ich
andere noch nicht habe überzeugen können . An die
Adresse der Bundesregierung ist der Vorwurf zu
richten, daß sie ständig bei Steuersenkungen die der
Länder und Gemeinden senkt und bei Erhöhungen die
des Bundes erhöht.

(Beifall bä der SPD)

Ich bin der Meinung - und ich habe dafür eine ganze
Reihe von Belegen, und ich habe es oft vor diesem
r nnHiag ausgesprochen Wir müssen zur Gemein¬
samkeit Enden um der neuen Länder willen und um
der gemeinsamen Zukunft willen. Nur, Gemeinsam¬
keit ist nicht Anschluß der einen an die anderen, ^sondern ist Ergebnis eines Dialogs, und dieser Dialog
ist bis auf die Verhandlungen zum zweiten Staatsver¬
trag entweder verweigert oder unzulänglich und
nebenher geführt worden.

Die Bundesregierung hat kein finanzpolitischesKon¬
zept für die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen
Ländern. Ihre Politik verteilt die Lasten ungerecht,
und das führt dazu, daß es hier wachsende Verdros¬
senheit gibt und wachsende Verunsicherung im Osten.

Die Interessen der Länder und Gemeinden werden
rücksichtslos übergangen. Das geht zu Lasten wichti¬
ger Aufgaben der sozialen Infrastruktur. Der Grund¬
satz der sozialen Gerechtigkeit muß endlich wieder
gelten, und alle Länder brauchen ab 1992 dringend
zusätzliche Einnahmen. Ich hoffe, daß die Chancen
dafür nach der Wahl in Rheinland-Pfalz günstiger
geworden sind. Es gibt eine Stärkung der Position der
SPD -geführten Bundesländer. Das wird zusätzliche
Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne eines lebendigen
Föderalismus geben.
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(Abgeordneter Schauerte [CDU]: Sie wollen
mit Ihrer Mehrheit weitere Steuererhebungen
durchsetzen!)

- Herr Kollege Schauerte , was Steuererhöhungen
angeht, haben wir nicht den Ehrgeiz, Sie zu übertref-
fen. Wir wären schon dankbar gewesen , wenn Sie auf
die Steuersenkungen damals verzichtet hätten. Darm
hätten Sie die Steuererfaöhusgen jetzt nicht gebraucht.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der F.D . P. :
Dann wäre das alles schon verbraucht!)

Ich hatte, meine Damen und Herren, am Anfang
gesagt , daß ich damit gerechnet hätte, Herr Linssen
würde drei Fragen stellen oder drei Themen behan¬
deln - Zwei davon habe ich genannt ; das dritte habe
ich nicht genannt. Ich hatte nach früheren Erörterun¬
gen hier geglaubt, Herr Linssen als Vorsitzender der
CDU -Fraktion würde hier wenigstens ein Wort, einen
Satz , einen erklärenden oder entschuldigendenSatz zu
der Tatsache sagen, daß zwei Tage nach der rhein¬
land-pfälzischen Wahl der Bundestagsabgeordnete
Helmut Kohl erklärt, der Sitz der Bundesregierung
solle von Bonn weggelegt werden . Das wäre gut
gewesen.

(Zuruf von der CDU)

Ja , bei uns gibt es auch welche , die diese Meinung
haben ; aber wir haben ja hier im Landtag eine Mei¬
nungsbildunggehabt.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : .HeiT Kollege
Farthmann zum Beispiel .)

- Beispielsweise! Da können Sie einmal sehen, was
wir für gute Leute haben , Herr Schauerte.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Oder Herr
Vogel!)

- Auch ! Aber es geht doch hier um unsere Landespo-
litik und darum, daß am Sonntag eine Wahl gewesen
ist, in deren Vorfeld jedenfalls im nördlichen Teil
von Rheinland-Pfalz kein Thema brisanter gewesen
ist als dieses und die Menschen nach keinem Thema
mehr gefragt haben.

(Zurufe von der CDU: Na , na!)

Ich habe es als merkwürdig empfunden , daß das zwei
Tage nach der Wahl in Rheinland-Pfalz kam Ich
denke, das ist mehr als eine Stilfrage . Aber der Bun¬
deskanzler muß wissen, was er tut.

(Zuruf von der CDU: Allerdings!)

Ich dachte, eine Erläuterung werde vom Fraktions¬
vorsitzenden der CDU kommen.

Ich bleibe dabei , meine Damen und Herren : Ich habe
Gesprächsfcereitschaft angeboten, seit das Thema
virulent ist. Ich habe übrigens ein Gespräch geführt,
und ich werde Gespräche in dieser Frage führen.
Eine Entscheidung gegen Bonn würde die Region
Köln/Bonn, würde die Rheinschienetreffen.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Kühl
[F .D.P.]: Darm sagen Sie das dem Landespo¬
litiker Farthmann!)

Ich bin davon überzeugt, daß diese Art, jetzt Ent¬
scheidungen anzukündigen, gleichzeitig aber hinzuzu¬
fügen, daß sie erst in 10, 15 Jahren fällig werden,
dem Raum Berlin noch nicht nützt und der Rhein¬
schiene schon schadet. Das halte ich für ganz beson¬
ders verhängnisvoll.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
von F.D .P. und GRÜNEN)

Ich werde für die Interessen Bonns und für die Inter¬
essen der Rheinschiene eintreten, aber ich werde das
nicht tun, indem ich mich in den Chor derer begebe,
die Berlin ‘schlechtreden* . Berlin ist eine große
Metropole, Berlin hat Zukunft, Berlin hat im Augen¬
blick unendliche Probleme und Sorgen . leb habe am
3 - Oktober einen Hauptstadtvertrag für Berlin vorge¬
schlagen, weil es, wie Willy Brandt es gesagt hat,
natürlich nicht dabei bleiben kann, daß der eine das
Türschild und der andere die Einrichtung bekommt.
Darüber wird es Gespräche geben.

Es wird übrigens, Herr Kollege Rohde, natürlich
auch Gespräche mit Herrn Möllemann geben. Ich
habe gestern mit »hm telefonisch Kontakt gehabt und
hoffe, daß die Büros heute morgen einen Termin
■ntaanrl *. bekommen haben . Daß das erst so spät ist,

hingt damit zusammen , daß ich mir im Urlaub den
‘Spiegel* nicht gekauft hatte, so daß ich gar nicht
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wußte, mit wem er in welcher Reihenfolge reden
wollte.

(Abgeordneter Dr . Busch [Düsseldorf]
[GRÜNE] : Werden Sie doch einmal deutlich!)

(Heiterkeit)

Aber das ist jetzt in Ordnung. Wir treffen uns , und
das wird ein freundliches Gespräch ; denn an Konsens
liegt mir. Ich gestehe aber, ich habe fünf Jahre lang
in der Ministerpräsidentenkonferenzversucht, einen
Konsens zur Entsorgung zustande zu bringen. Es gab
CDU-Kollegen , die sieb sogar geweigert haben, das
Thema auf die Tagesordnung zu bringen, während
ich immer gesagt habe : Wir brauchen zuerst einen
Konsens in der Eatsorgungsfrage; sonst ist vieles
andere Makulatur, was wir zur Energieversorgung
miteinander besprechen.

Ich weiß , daß ich nicht vollständig alle Fragen, die
gestellt worden sind, aufgegriffen habe. Aber ich
würde gern Frau Kollegin Höhn noch bitten, bevor
sie die Zahlen, die sie. hier zum Anteil des Umwelt¬
schutzes in unserem Haushalt zitiert hat, in öffentli¬
che Versammlungen bringt - insofern waren wir hier
keine - , sich doch einmal mit dem System der Plafon-
diertsng vertraut zu machen,

( Abgeordneter Dr . Busch [Düsseldorf]
[GRÜNE]: Ist doch absolut lächerlich! - Abge¬
ordnete Höhn [GRÜNE] : Das sind doch Aus¬
reden! Das bringt doch nichts!)

sich einmal anZusehen, wieviel wir im Umweltschutz
in den verschiedenen Jahren getan haben. Sie werden
feststellen, die Rolle des Umweltschutzes ist nicht
rückläufig.

(Abgeordneter Dr . Busch [Düsseldorf]
[GRÜNE]: Aber natürlich ist sie rückläufig!
Offensichtlich !)

Der Umweltschutz wird so bleiben , daß sich die
Schnecke nicht überholen läßt, weder von links noch
von quer.

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt mit seinen
72 Milliarden DM, übrigens auch mit 21 000 zusätz¬
lichen Personen aufgrund des Tarifabschlusses mit
der ÖTV,

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE ] : Das ist auch
lächerlich, Herr Rau! Das wissen Sie doch!)

ist eine richtige Antwort in schwieriger Zeit. Auf
diese Landesregierungist Verlaß.

(Lachen bei der CDU)

Sie wird die Möglichkeiten zum Gespräch , von denen
auch Sie, Herr Kollege Rohde, gesprochen haben,
immer dann nutzen , wenn sie den Eindruck hat , daß
alle Gesprächsteilnehmernicht nur lernfähig, sondern
auch lernbereit sind und daß das , was man miteinan¬
der besprochen hat, auch gilt. Vielleichtist von daher
der heutige Tag nicht der, an dem man Proklamatio¬
nen im Bück auf Gemeinsamkeit bekanntgibt. Aber , qdas soll uns nicht irremachen.

Wir werden nach Gemeinsamkeiten suchen - ohne
jede Verwischung ; denn den Wählerauftrag möchten
wir gern mit einer klaren Mehrheit weiter ausführen.
Wir möchten dem Wählerauftrag gerecht werden, so
wie es jetzt 25 Jahre später die Bürger in Rheinland-
Pfalz auch meinem Freund Rudolf Scharping aufgege¬
ben haben. Darüber freue ich mich herzlich, und
diese Freude wird die ganze Woche anhaltea. - Herz¬
lichen Dank.

Nein, sie ist nicht rückläufig , sondern sie geht (Lebhafter Beifall bei der SPD)voran.

(Abgeordneter Dt . Busch [Düsseldorf]
[GRÜNE] : Das ist doch nur Gerede! )

Wir erfreuen uns an den Erfolgen und hoffen, daß
wir eines Tages, weil wir Erfolge haben , das Gewicht
auf andere Prioritäten legen können.

Vizepräsident Dr . Klose: Ich erteile Herrn Abgeord¬
neten Dr. Linssen für die Fraktion der CDU das
Wort.

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Mini¬
sterpräsident muß sich heute morgen im Wagen tat-
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daß wir jetzt drei verschiedene Anträge haben und
dreimal unterschiedlich abstimmen werden . Dies
haben sich allein die Landesregierung mit ihrer Re¬
gierungserklärung und die SPD zuzurechnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Schmidt : Danke schön , Herr Abge¬
ordneter Dr . Linssen . - Für die Landesregierung
erteile ich Herrn Ministerpräsident Dr . Rau das
Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Die Landesregierung gibt Regie¬
rungserklärungen ab , wenn sie nach pflichtgemäßem
Ermessen zu der Überzeugung kommt , daß es gut
wäre , eine Regierungserklärung abzugeben.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Aber diesmal
war es falsch !)

- Daß wir unterschiedliche Auffassungen haben , Herr
Kollege Schauerte , das zeigt sich heute nicht zum
erstenmal.

Ich' habe das Angebot der Fraktionsvorsitzenden von
CDU und F . D . P. , auf diese Regierungserklärung zu
verzichten, sehr wohl erwogen . Aber es war nicht
das Angebot , auf kohlepolitische Äußerungen von
jeder Seite zu verzichten , sondern es war die Bitte,
einseitig zu schweigen . Dieser Bitte konnte ich nicht
nachkommen.

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der
CDU)

Der Bundeswirtschaftsminister ist von Ihrer Bitte in
keiner Weise umfaßt worden . Er hat seit Wochen
ständig kohlepolitische und energiepolitische Äuße¬
rungen getan . Auf diese Äußerungen in einigen Punk¬
ten dadurch zu antworten , daß die Landesregierungihre Position darstellt , hielten und halten wir nach
wie vor für richtig.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter
Dr . Farthmann [SPD ] : Richtig !)

(C)
Ich fuge hinzu : Ich habe am Montag dieser Woche
ein mehrstündiges Gespräch mit der Mikat -Kommis-
sion gehabt . Das war seit langem verabredet und war
völlig unabhängig von der Regierungserklärung . Wir
haben bei diesem Gespräch mit der Mikat -Kommis-
sion natürlich die unterschiedlichen Positionen auch
der Mitglieder der Mikat -Kommission zur Kenntnis
genommen und diskutiert . Auch die Finge nach Kon¬
sens und Kompromiß . Sie können sich vorstellen , daß
da Herr Holzer vom Bayernwerk oder Herr Gieske
vom RWE eine andere Position einnehmen als ande¬
re , etwa als Herr Reintjes vom Steinkohlebergbau.
Das war ja der Sinn dieser Kommission , daß die
breiten energiepolitischen Überzeugungen mit Sach¬
verstand vertreten sein sollten . Die Mikat -Kommis¬
sion hat sich bei mir dafür bedankt , daß eine solche
Gelegenheit zum Gespräch gewesen ist

(Zurufe von der SPD - Gegenrufe von der
CDU - Unruhe - Glocke des Präsidenten)

- lassen Sie mich den Satz zu Ende führen ! -,

(Anhaltende Unruhe und Zurufe von der
CDU)

und hat den Wunsch geäußert , eine solche Gelegen¬
heit zum Gespräch auch mit dem anderen Initiator der (D)
Mikat -Kommission , dem Bundeskanzler , der dazu
bisher kein Terminangebot machen konnte , zu be¬
kommen.

(Zurufe von der CDU - Abgeordneter van
Schewick [CDU ] : Das kann doch sein !)

Ich habe versprochen , mich dafür einzusetzen , daß
die Mikat -Kommission ihre Positionen auch dem
Bundeskanzler darstellen kann.

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU)

Ich bin froh darüber , daß der Vorsitzende der Mikat-
Kommission Ende dieses Monats - das haben wir
inzwischen festgestellt - Gelegenheit haben wird , dem
Bundeskanzler die Positionen darzustellen.

Eine andere Frage ist , wie der Zusammenhang zwi¬
schen Optimierungskonzept und Optimienmgsmodell
und energiepolitischem Konsens zu sehen ist . Unab¬
hängig davon , ob die Mitglieder der Mikat -Kommis-
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sion wie die Fraktionsvorsitzenden von CDU und
F.D . P . hier einen Kohle- und Energieverbund für
zwingend halten - wie das einige tun , wie Sie wis¬
sen -

(Abgeordneter Meyer [Hamm ] [CDU] : Das ist
einstimmig in der Mikat -Kommission !)

- nein sind alle der Meinung, daß das Optimie¬
rungskonzept, das der Steinkohlenbergbauauf Anre¬
gung der Mikat-Kommission vorgelegt hat, im Ansatz
richtig und in einzelnen Teilen ergänzungsbedürftig
ist und daß eine der zwingenden Voraussetzungen für
eine mittel - und langfristige Energiepolitik nicht nur
in Nordrhein-Westfalen ist , daß die Menge von 40,9
Millionen Jahrestonnen bis 1995 nicht in Frage ge¬
stellt wird. Das ist die gemeinsame Meinung auch der
Mikat-Kommission.

(Zurufe von der CDU - Abgeordneter Wegen er
[CDU] : Berichterstattung von gestern!)

Darum bin ich froh darüber, daß jedenfalls bisher
unzweifelhaft ist, daß die beiden Auftraggeber dieser
Kommission - der Bundeskanzler und der Minister¬
präsident dieses Landes - gemeinsam bei dieser Zusa¬
ge bleiben . Ich bin Herrn Linssen dafür dankbar, daß
er das bestätigt hat.

HerT Kollege Rohde sagt - wenn ich es richtig ver¬
standen habe - : Auch über Mengenreduzierungenvor
1995 muß geredet werden können . Ich sage dazu : Für
uns sind keine Gründe ersichtlich , diese Menge vor
1995 zu reduzieren.

(Beifall bei der SPD)

Das schließt aber überhaupt nicht aus, daß im Ge¬
spräch andere Gesichtspunkte vorgebracht werden und
daß man über diese Gesichtspunkte politisch disku¬
tiert . Es ist nur ein Unterschied , ob Bundes - und
Landesregierung - nehmen Sie bei letzterem den
Plural, das muß mit allen Landesregierungen bespro¬
chen werden, da haben Sie recht - Gespräche führen
oder ob es um einen parteipolitischenKonsens geht.

Als ich am Montag den Kollegen Möllemann in
einem Gespräch darauf hingewiesen habe, daß das
Gespräch mit dem Wirtschaftsministereinseitig und

ohne Begründung abgesagt worden sei , sagte er mir,
das solle stattfinden, er bitte aber um ein Gespräch
auf der anderen Ebene, um ein Gespräch unter vier
Augen. Wir wollten uns darüber nicht öffentlich
äußern. Dazu steht im Widerspruch - wie ich schon
gesagt habe - , daß Gespräche immer öffentlich ange¬
kündigt werden. Ich meine: Wer den energiepoliti¬
schen Konsens wirklich will , muß den Eindruck
vermeiden, als instrumentalisiere er vorgesehene
Gespräche.

(Abgeordneter Schauerte [CDU]: Oder keine
Regierungserklärungabgeben!)

- Nein! Deshalb war es nach meiner Überzeugung
richtig, die Haltung der Landesregierung zum Opti-
mierungsmodell des Steinkohlenbergbaus in einer
Regierungserklärungdarzustellea.

(Beifall bei der SPD)

Es ist richtig, daß wir auf der einen Seite die Interes¬
sen Nordrbein-Westfalens gegenüber dem Bund und
den anderen Ländern wahren und wahmehmen müs¬
sen und auf der anderen Seite in den Gesprächen
prüfen müssen , bei welchen Positionen Kompromisse
gemacht oder angeboten werden. Nur : Der Unter¬
schied zwischen Kon^ romiß und Kotau ist nicht cur (D)
ein sprachlicher. Ein Kompromiß ist nicht , wenn man
öffentlich fordert, daß jemand abzuschwören habe,
bevor er den rechten Glauben empfangen werde.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Herr Ministerpräsident,
würden Sie eine Frage des Abgeordneten Dr. Linssen
beantworten?

(MinisterpräsidentDr. Rau: Aber sicher!)

- Bitte schön, Herr Dr . Linssen!

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) : Herr Minister¬
präsident! Hätten Sie vielleicht die Freundlichkeit,
dem Plenum folgende Frage zu beantworten : Sind Sie
beute in der Lage , die Position der IGBE , wie sie
durch den Vorsitzenden Berger vorgetragen worden
ist , für die SPD zu teilen?
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Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Kollege Linssen,
wir werden beim IGBE -Kongreß Gelegenheit haben,
über diese Frage zu sprechen.

(Lachen und Zurufe bei CDU und F .D .P . -
Abgeordneter Schultz -Tornau [F . D. P.] : Hic
Rhodus !)

- Nicht hic Rhodus ! Meine Damen und Herren, die
Wunschvorstellung selbst von Freunden in Gewerk¬
schaften und Freunden in der SPD , eine völlige
Identität in allen Nuancen von Programmen zu be¬
kommen, haben Sie bei mir bisher weder bei Hans
Berger noch bei Franz Steinkühler angefordert. Die
Landesregierung hat immer noch die Aufgabe , ge¬
meinsam mit der IGBE im Interesse der im Bergbau
Beschäftigten auch über die Konzepte der IGBE
hinausgehende Antworten zu suchen und zu finden.

(Beifall bei der SPD - Widerspruch von CDU
und F. D. P. - Glocke des Präsidenten)

- Wissen Sie , meine Damen und Herren , es mag
Ihnen ja Freude machen zu überprüfen , ob es nicht
zwischen ' gewerkschaftlichen und sozialdemokrati¬
schen Positionen doch Differenzen gibt.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Posdorf [CDU]:

- Ja, ich kenn noch die Zeit, da hatten Sie selbst
Gewerkschafter in Ihren Reihen . Da war ich doch
schon im Landtag.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Ich kann Ihnen nur sagen , als die - -

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Kalauer !)

- Herr Kollege Schauerte , was das kalauern angeht,
werde ich nie versuchen , in Konkurrenz mit Ihnen zu
treten. Da brauchen Sie keine Hoffnung zu hegen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Schmidt: Herr Ministerpräsident , es gibt
zwei Wünsche auf Zwischenfragen . Würden Sie
diesen nachkommea wollen?

(Ministerpräsident Dr . Rau : Ja!)

Zunächst Herr Dr. Schwericke, bitte.

Abgeordneter Dr . Schwericke (CDU) : Herr Mini¬
sterpräsident! Sie haben soviel darüber berichtet, daß
Sie sich mit Mitgliedern der Mikat-Kommission
getroffen haben. Darf ich fragen, ob Sie über die
Ergebnisse der Mikat -Kommission hier berichten
wollen oder ob die jetzt hier von Ihnen vorgetragenen
Ergebnisse der Mikat-Kommission die Meinung der
Landesregierungsind?

Ministerpräsident Dr . Rau : Ich habe darüber eine
Regierungserklärung abgeben können , Herr Kollege,
und habe hier eine genaue Berichterstattung ein¬
schließlich der Bewertung dieses Mikat -Berichtes
vorgenommen . Ich will Ihnen den Redetext gerne
noch einmal zur Verfügung stellen.

(Heiterkeit und Betfall bei der SPD - Wider¬
spruch bei der CDU)

Also , die Regierungserklärung ist bis Leverkusen
verbreitet worden.

(Heiterkeit bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Hier gibt es noch eine wei¬
tere Zwischenfrage des Kollegen Dr. Busch.

(MinisterpräsidentDr. Rau: Ja , gerne !)

Herr Dr . Busch, bitte schön.

Abgeordneter Dr . Busch (Düsseldorf) (GRÜNE) :
Herr Ministerpräsident, nachdem Sie zu allseitigen
Freude festgestellt haben, daß in der CDU-Fraktion
sogut wie keine Gewerkschaftsmitgliedersind : Könnte
es denn sein, daß sich Ihre kohlepolitische Position
dadurch erklärt, daß bei Ihnen die IGBE-Mitglieder
die Kohlepolitikbestimmen?

Ministerpräsident Dr . Rau : Nein, Sie können schon
daran erkennen, daß das falsch ist , daß ich der GEW
angehöre.

(Heiterkeit bei der SPD)
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(Ministerpräsident Rau)

Meine Damen und Herren! Ich habe mich hier zu
Wort gemeldet,

(Allgemeine Unruhe - Glocke des Präsidenten)

um deutlich zu machen : Kompromisse können nur
erzählt werden, wenn die Handelnden klare Kontur
haben und wenn sie diese Kontur nicht verstecken.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Das wäre
schön !)

Wir haben auf alle kohlepolitischen Äußerungen in
den letzten Monaten verzichtet. Wir könnten das nicht
beibehalten , weil sonst einseitige Vorfestlegungen in
der Öffentlichkeit erfolgt wären, die wir für gefähr¬
lich gehalten hätten.

Das hat überhaupt nichts damit zu tun , daß wir alles
tun werden, um einen Konsens im Interesse unseres
Landes zu erzielen. Das gilt nicht nur gegenüber der
Bundesregierung, sondern das gilt auch gegenüber
den Landesregierungen. Denn,' Herr Rohde, Herr
Hirche aus Niedersachsen ist ja weiterhin Wirtschafis-
minister, wenn auch jetzt in Brandenburg. Deshalb
sind wir auch am Konsens mit ihm interessiert. Er
wird jetzt möglicherweise in manchen Punkten auch
eine andere Position aufgrund der Braunkohlesituation
in Brandenburg haben . Auch darüber wollen wir
reden.

Ich möchte gerne noch eine Bemerkung machen:
Europa wächst zusammen , und Europa wird auch
energiepolitisch wichtige Entscheidungen treffen. An
diese Entscheidungen werden wir gebunden sein . Das
bestreitet niemand. Aber so sehr wir uns an die Ent¬
scheidungen Europas binden, so sehr müssen wir
verlangen , daß die Entscheidungen, die in Europa
getroffen werden, auch von der Deutschen Politik
mitbestimmt werden und das dabei die nordrhein-
westfälischen energiepolitischen Positionen nicht
verschwiegen werden und das der zwischen Bund und
Land erzielte Konsens , was die 40,9 Millionen an¬
geht , nicht umdribbelt wird,

(Anhaltende Unruhe - Glocke des Präsidenten)

sondern das die Arbeitshypotheseist , daß diese
40,9 Millionen bis 1995 stehen und das wir über den

dann folgenden Prozeß Einigkeit erzielen. - Herzli¬
chen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Präsident Schmidt: Ich danke dem Herrn Minister¬
präsidenten Dr. Rau . - Meine Damen und Herren!
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe die Aussprache über diese Regierungserklä¬
rung.

Wir stimmen nun über die vorliegenden Entschlie¬
ßungsanträge ab , und zwar zunächst über den Ent¬
schließungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache
11/1625. Wer dieser Entschließung seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen . -
Danke schön . Die Gegenprobe! - Vielen Dank. Stim¬
menthaltungen? - Damit ist der Entschließungsantrag
der SPD angenommen.

Wir stimmen nun ab über den Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU Drucksache 11/1634 . Wer
dieser Entschließung zustimmen möchte, den bitte ich
um ein Handzeichen . - Danke schön. Wer ist dage¬
gen? - Danke schön . Stimmenthaltungen? - Vielen
Dank. Damit ist der Entschließungsantragabgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Ent¬
schließungsantragder Fraktion der F . D . P. Drucksa¬
che 11/1643. Er ist an Sie in der Zwischenzeit ver¬
teilt worden und liegt Ihnen jetzt vor. Wer dieser
Entschließung der F . D .P . -Fraktion zustimmen möch¬
te , den bitte ich um ein Handzeichen. Danke schön ! -
Die Gegenprobe! - Vielen Dank. - Stimmenthaltun¬
gen? Danke schön . Damit ist der Entschließungsan¬
trag abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Nachdem der Tagesord¬
nungspunkt 2 abgesetzt worden ist, rufe ich nun
Punkt 3 der Tagesordnung auf:

Völkergemeinschaft muß Menschenrechte für
Kurden sicherstellen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 11/1555

in Verbindungdamit
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(Appel [GRÜNE])

vermissen lassen. Sie haben als Opposition - auch in
dieser Frage - versagt, Herr Linssen . - Danke schön!

(Beifall bei den GRÜNEN und einzelnen Abge¬
ordneten der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Ich danke dem Kollegen
Appel von der Fraktion der GRÜNEN und erteile
dem MinisterpräsidentenDr. Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren ! Wir haben nun
zwei Stunden über das Thema der Zusammenführung
bzw. der Auseinanderlegung der vier Gefangenen in
Köln-Ossendorf gesprochen. Weil Vieles ausgespro¬
chen worden ist , das auch meiner Überzeugung ent¬
spricht und ich nicht zu wiederholen brauche, will ich
nur wenige Bemerkungen machen:

Gerade hat Herr Kollege Appel die merkwürdige
Zufälligkeit einer dpa-Meldung angesprochen. Er hat
gesagt , es sei schon ein komischer Zufall, daß diese
Meldung von dpa in Düsseldorf heute während dieser
Debatte eintreffe, eine Meldung , die sich auf ein
Papier des Generalbundesanwaltes vom Anfang dieses
Jahres bezieht . Ich sehe es wie der Kollege Appel.

Aber weil die Meldung nun einmal da ist, meine ich,
daß wir zur Kenntnis nehmen sollten, daß der Gene¬
ralbundesanwalt nach dieser dpa -Meldung vermutet,
daß es einen Führungszirkel der Gefangenen gibt , den
er auch benennt . Er meint, das seien Helmut Pohl,
Eva Haule-Frimpong, Ulrike Mohnhaupt, Christian
Klar und Adelheid Schulz. Von ihnen ist nur Adel¬
heid Schulz in Köln-Ossendorf untergebracht; die
anderen sind in Bayern, Niedersachsen , in Schleswig-
Holstein , Hessen und in Baden-Württemberg unterge¬bracht . Es ist also offenbar nicht so , daß man aus der
Tatsache der Existenz als einzelner Häftling in einem
Bundesland oder aus der Tatsache der Zusammenfüh¬
rung zu mehreren unmittelbar schließen kann , daß es
Führungszirkel gibt . Das ist offenbar ganz unabhän¬
gig von der Art der Haftbedingungen, die abgestimmtsind . Das ist das erste, was ich sagen möchte.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE] : Das ist
Logik!)

- Das ist schlicht Logik ! - Also frage ich mich, war¬
um Sie darauf gekommen sind, Sie müßten die vier
in Köln Einsitzenden zum Gegenstand öffentlicher
Erörterungen machen.

(Abgeordneter Dr . Dammeyer [SPD] : Weil
Herr Linssen sich der Logik entzieht !)

Da ich nicht bösgläubig bin , vermute ich zuerst ein¬
mal , daß das mit bereits vor zwei Jahren hier deutlich
gewordenen unterschiedlichen Beurteilungen zusam¬
menhängt , die Sie in Ihrer Meinung bestärken, Sie
hätten damals Recht und wir Unrecht gehabt.

Darüber ließe sich ja reden; denn ich gestehe: Keine
oder kaum eine Mitwirkung an einer Entscheidung
habe ich mir damals so schwergemachtwie diese. Ich
habe viele Gespräche geführt, und zwar mit Streibl,
Späth oder Antje Vollmer oder mit solchen, die
glaubten, Zugang zu den Gruppen der Gefangenen zu
haben , um die es geht. Was haben wir erwartet?
- Wir haben gehofft, daß es uns gelingen würde , daß
der Hungerstreik zusammenbricht. Das ist gelungen.
Darüber waren wir froh.

Wir haben gehofft, daß der Kreis derer, die sich von
der Gewalt lossagen , größer wird. - Das ist gesche¬
hen . So sind mehr in Freiheit gekommen, als wir
damals glaubten vermuten zu können.

Wir hatten auch gehofft, die Gefangenen in Köln
würden das Dialogangebot annehmen . Das ist nicht
geschehen; zumindest nicht in Köln . An anderen
Orten , wo andere Terroristen zusammen einsitzen , ist
dies geschehen und hat zum Glück keine großen
Schlagzeilen gemacht.

Wir sind froh darüber , daß es an einigen Orten ge¬
schehen ist , und sind bedrückt darüber, daß es in
Köln nicht geschehen ist.

Nun muß man freilich wissen, daß deijenige, der so
etwas mit einer Fülle öffentlicher Ankündigungen
macht, dieses Ziel nicht erreichen kann . Darum habe
ich mich um dieses Ziel bemüht, nicht aber um die
öffentliche Ankündigung. Das haben viele meiner
Kollegen auch getan.

(Beifall bei der SPD)
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

Jetzt ist kein konkreter Anlaß zum Handeln.

Es gab auch keinen konkreten Anlaß für eine Sonder¬
sitzung, aber diese findet nun einmal statt . Erlauben
Sie mir dazu noch eine Sachbemerkung!

Herr Kollege Linssen , Sie sagen immer ' Zusammen¬
legung* . Das ist eine Täuschung , das wissen auch
Sie. Die Terroristinnen sind nicht zusammengelegt.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU]: Sie sind in .
einer Anstalt! Das ist Semantik!)

- Das ist keine Semantik.

(Abgeordneter von Unger [CDU] : Was ist
' Zusammenführung* anderes als ' -legung' ?)

- Das ist etwas anderes. Sie sind in unterschiedlichen
Zellen , Here Kollege,

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : In einer
Anstalt , ja , in einer Abteilung !)

in einer Anstalt, in einer Abteilung . Andere sind in
unterschiedlichen Zellen in verschiedenen Abteilun¬
gen. Ich mag zwar das Wort ’vollzuglich* nicht und
werde es durch Richtlinienkompetenz abschaffen,
aber einfach von ' Zusammenlegung' zu sprechen, als
hätten wir in Ossendorf eine kleine Kumpanei und die
Terroristinnen kriegten auch noch Sonderspesen und
Salat , das hat mit der Wirklichkeit überhaupt nichts
zu tun.

(Beifäll bei der SPD)

Mir geht es darum , deutlich zu machen: Für mich
gibt es keine Erkenntnisse , die vermuten ließen , daß
zwischen der Zusammenführung in Köln, den gefun¬
denen und zum Teil ausgewerteten Papieren und den
Gewalttaten der letzten zwei Jahre ein erkennbarer
Zusammenhang besteht . Wenn Sie solche Erkenntnis¬
se haben, sind Sie verpflichtet, sie auszusprechen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie aber nur den Verdacht insinuieren wollen,
muß ich das zurückweisen.

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD)

Ich würde gern ein Zweites sagen! Meine Damen und
Herren, man kann so sensibel sein wie ich oder sehr
viel weniger empfindlich, als ich es bin : Was Sie,
Here Linssen, in ihrem Antrag sagen und was Sie in
Ihrer Rede ausgesprochen haben, geht über die Gren¬
zen des Zumutbaren weit hinaus.

(Lebhafter Beifall bei SPD , GRÜNEN und
Teilen der F .D . P. - Abgeordneter Hunger
[SPD] : Lümmeln ist das!)

Sie sagen - offenbar an meine Partei gerichtet -:

Dies müßte gerade eine Partei bedenken , die von
der Arbeiterbewegungherkommt.

Dann sagen Sie:

Wer sich aber von Terroristen erpressen läßt,
wer mit Terroristen paktiert und ihren Forderun¬
gen nach Zusammenlegung nachgibt , schafft
Unfreiheit , demontiert die innere Sicherheit und
fordert den Protest der Bürger geradezu heraus.

(Abgeordneter Aigner [SPD]: Der Linssen ist
ein Strolch! - Abgeordneter Schultz [SPD] :
Scheinheilig ist das!)

Herr Kollege Linssen, ich habe Ihre Rede in der
vorletzten Plenarsitzung noch für eine Panne gehal¬
ten.

(Abgeordneter Pflug [SPD] : Eine voll beab¬
sichtigte Beleidigung war das!)

Sie können nicht solche Reden halten und sich bei
anderer Gelegenheit auf die Gemeinsamkeit der De¬
mokraten berufen.

(So ist es! und lebhafter Beifall bei SPD und
GRÜNEN)

Wer die größte und die stolze Volkspartei SPD so
beleidigt wie Sie . sollte nicht glauben, er könne
hemach einfordem, daß man zusamroenfindet.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Sie sagen:
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(MinisterpräsidentDr . Rau)

Aber es gilt: Jedes Paktieren mit Verbrechern
schwächt den Rechtsstaat.

Here Kollege Linssen , wissen Sie eigentlich, welche
UngeheuerlichkeitSie da aussprechen?

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zuruf des
Abgeordneten Dr. Linssen [CDU])

Herr Kollege Linssen, es gilt: Jedes Paktieren mit
Verbrechern schwächt den Rechtsstaat, aber jedes
Unterstellen des Paklierens mit Verbrechern gegen¬über einer demokratisch gewählten Landesregierung
und gegenüber demokratisch gewählten Parlamenta¬
riern schwächt den Rechtsstaat nicht nur , sondern
macht ihn kaputt.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich weiß nicht, wer Ihnen zu dieser Debatte geratenhat.

(Zuruf von der SPD: Der Schäuble!)

Ich aber rate Ihnen , bevor Sie wieder ans Rednerpult
kommen, einmal zu überlegen, ob Sie für die verblei¬
benden Oppositionsjahrenicht einen Redestil scharfer
Auseinandersetzung ohne Kränkung des politischen
Gegners mindestenseinüben sollten.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei SPD und
GRÜNEN)

Präsidentin Triebe : Ich danke Ihnen, Herr Minister¬
präsident . - Ich eiteile Heren Abgeordneten Dr. Klose
von der Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr . Klose (CDU): Frau Präsidentin!
Meine Damen und Herren! Zunächst eine Bemerkungzu Ihnen , Here Kollege Dr . Robde.

Anfang April berichteten Zeitungen, die in Nord-rhein-Westfalea erscheinen , über die Probleme unddie Konsequenzen der Zusammenlegung von verur¬teilten RAF-Terroristinnen in der JustizvollzugsanstaltKöln-Ossendorf. Der Sprecher der F .D .P .-Fraktionim Rechtsausschuß - Sie, Herr Kollege Lanfermann -
beantragte als erster eine Aktuelle Stunde. In der

Presseerklärung, die er abgegeben hat, heißt es unter
anderem:

Nach dieser Entschließung

- gemeint ist die Erklärung des Landtags vom 26-
April1989 -

ist eine Zusammenlegung terroristischer Gewalt¬
täter, die durch eine solche Gruppenbildungden
Kampf gegen unsere Gesellschaft fortsetzen oder
fördern wollen , indiskutabel.

(Abgeordneter Lanfermann [F .D . P .] : So ist
es ! - Zurufe von der CDU)

Wir haben darüber im Ausschuß diskutiert.

(Abgeordneter Dr . Rohde [F.D . P. ] : Das ist
auch heute noch unsere Meinung!)

Ich habe im Anschluß daran Sie und auch Herrn
Kollegen Dr . Rohde als erster gewarnt, daß man eine
solche öffentliche Debatte nicht anfangen könne,
bevor man sich nicht mit Bonn unterhalten habe. Im
Zuge der weiteren Erörterungen hat die Aktuelle
Stunde dann auch nicht stattgefunden.

( 0(Abgeordneter Dr . Rohde [F .D .P . ] : So sind
wir eben!)

Herr Kollege Rohde, Herr Kollege lanfermann,
meine Damen und Herren und auch Sie, Herr Mini¬
sterpräsident, Sie fragen , warum die öffentliche Dis¬
kussion heute stattfindet. Wenn wenige Tage später,am 14. Mai 1991 , der Herr Generalbundesanwalt im
Fernsehen genau zu diesem Problemkreis öffentliche
Erklärungen abgibt, dann ist jedes Parlament eines
Bundeslandes, in dessen Strafanstalten Terroristen
inhaftiert sind , verpflichtet, sich diesem Thema auch
öffentlich zu widmen.

(Beifall bei der CDU)

Ohne den Generalbundesanwalt hätte es , jedenfallsnicht mit meinem Willen , eine öffentliche Diskussion
hier nicht gegeben.

Herr Justizminister, ich hätte es begrüßt, wenn Sie
Ihre Zusage auf Unterrichtung durch den Generalbun-
desanwalt bzw. den Bundesjustizminister, die Sie uns
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( A ) (Dr . Klose [CDU])

Mitverantwortlichkeiten im Bereich des Bundesjustiz¬ministers gibt, wird nicht bestritten. Nur, meine
Damen und Herren, Herr Justizministen Nach der
langen Blutspur, die die Baader-Meinhof-Bande und
die RAF hinterlassen haben , und der Sorge der Men¬
schen , daß die Aufklärung der in den vergangenenzwei Jahren begangenen Gewalttaten, Gewaltakte und
Morde immer noch auf sich warten läßt, hat doch die
Öffentlichkeit einen Anspruch zu erfahren, ob dies,
was der Generalbundesanwalt offensichtlich aufgrundihm vorliegend« - Erkenntnisse sagt - daß dort weiter
konspirativ zusammengearbeitet wird, daß Hunger¬streiks nicht im Interesse einer besseren humanitären
Versorgung der Menschen , die in Strafhaft sind,
sondern als politisches Kampfmittel eingesetzt wer¬
den -, richtig ist und wie es tatsächlich steht.

Herr Kollege Lanfermann hat völlig recht, wenn er
sagt, die Sicherheitsfragen, die Fahndungsfragen
spielen angesichts dessen , was die Öffentlichkeit
bruchstückweise auch gerade durch den Generalbun¬
desanwalt erfahren hat, nur noch eine ganz, ganz
untergeordnete Rolle.

Herr Justizminister, Sie selber haben in Ihrer Regie¬
rungserklärung vorgetragen, es sei im Frühjahr 1991
erneut konspiratives Schriftgut sichergestellt worden.

( 0 ) Also hat es auch vorher schon Situationen gegeben,daß konspiratives Schriftgut sichergestellt worden ist.
Meine Damen und Herren, wie lange wollen wir unsdenn das eigentlich gefallen lassen?

(Beifall bei der CDU)

Wie lange wollen wir und wie lange wül 'die Öffent¬
lichkeit Zusehen - ich spreche nur von dem Verdacht;und , Herr Ministerpräsident, angesichts dieser Erklä¬
rungen des Generalbundesanwalts , ist diese Äußerungdieses Verdachts auch zulässig daß alle paar Mona¬
te ein neuer Anschlag verübt wird und schon sichere
Anhaltspunkte dafür bestehen , daß die in Strafhaft
Einsitzenden auch - zumindest im breiteren Feld -
konspirativ an der Vorbereitung solcher Akte mitbe¬
teiligt sind? Das kann der Rechtsstaat nicht dulden.

Ich stelle mir einmal vor, die Angehörigen vonAlfred Herrhausen und Detlev Rohwedder würdendieser Debatte zuhören und zur Kenntnis bekommen,<laß das entgegen allen Beteuerungen , die Politikeraller Parteien abgegeben haben , in unseren Anstalten
möglich ist ! Das begreift kein Mensch mehr.

Ich sage noch einmal : Kein Mensch wird hier Fragen
□ach Zuständigkeiten als ausschlaggebend erklären.
Im übrigen, wie auch immer man die Frage der
Zuständigkeit bewerten mag, Herr Ministerpräsident:
Letztlich sind wir alle in der Haftung - Sie , Justizmi-
nister Krumsiek , die Regierung, die Opposition, wir
alle auch persönlich. Ich sehe meinen Beitrag und
sehe auch den Beitrag der CDU-Fraktion zu dieser
Sache unter anderem in folgendem: Ich möchte mir
und wir möchten uns eines Tages nicht den Vorwurf
machen lassen , wir hätten dazu geschwiegen , daß
auch in unseren Justizvollzugsanstalten erneut An¬
schläge konspirativvorbereitet werden.

(Beifall bei der CDU)

Ich bitte Sie, unsere Initiative unter diesem Gesichts¬
punkt der Verantwortlichkeit zu begreifen . Das ist die
Verantwortung des Parlaments. Sie wird von uns in
diesem Falle wahrgenommen. Ich meine , auch dieser
Verantwortung darf eigentlich die Regierung ihren
Respekt nicht versagen.

(AnhaltenderBeifall bei der CDU)

Präsidentin Friebe : Ich erteile Herrn Ministerpräsi¬denten Dr. Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Kollege Klose , ich
hatte mich zu Wort gemeldet, weil ich eine Überle¬
gung vorzutragen vergessen habe. Aber ich will
Ihnen für Ihren Beitrag danken und Ihnen sagen : In
der Tat, wir haben eine solche Verantwortung, und
wir nehmen sie wahr.

Zur Wahrnehmung dieser Verantwortung gehört aberin diesem besonderen Fall , daß wir den Rat der
Bundesregierung nicht mißachten. Und der Rat der
Bundesregierung - lassen Sie mich das ganz vorsich¬
tig sagen - ist nicht nur der Rat des Bundesjustizmini¬sters . Der hat mit mir selber gesprochen , und zwar
bei einer Begegnung im Bungalow des Kanzlers voretwa zehn Tagen. Aber ich weiß, daß dies nicht
allein die Meinung des Bundesjustizministersist . Da
muß sich niemand verstecken; aber da muß auch
keiner in Bonn anders reden, als er dann nach Düs¬
seldorf telefoniert . Das kann es auch geben . Ich
hoffe , daß diese gemeinsame Meinung der Bundesre¬
gierung zum Tragen kommt.
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(A) (Ministerpräsident Dr. Rau)

Im übrigen, was ich zu sagen vergessen hatte : Ich
habe die ' Panorama*-Sendung nicht gesehen; aber ich
habe manches nachgelesen, was in ihr zitiert worden
ist . Das kann einen in der Tat schon zu öffentlicher
Erörterung führen. Nur, für mich ist es eine andere
Situation: Wenn der Generalbundesanwalt der Mei¬
nung sein sollte, daß das Verhalten der Justizvoll¬
zugsbehörden oder des Justizministers in der Frage
von Zusammeaführung oder Auseinanderlegen falsch,
unangemessen, unzweckmäßig, rechtswidrig oder was
auch immer sein sollte, dann erwarte ich, daß der
Generalbundesanwaltkommt und mir seine Einsichten
vorträgt.

(Beifall bei der SPD)

Ich reagiere nicht, wenn der Generalbundesanwalt aus
angeblichen Kassibern in ' Panorama' -Sendungen
zitiert . Das mag sein gutes Recht sein , obwohl ich
hinzufüge: Wir haben auch früher mit Generalbundes¬
anwälten oft darüber gestritten , ob eigentlich ihre
Öffentlichkeitsarbeit immer dem diene, was wir vor
Ort wohl zu besorgen hätten.

(Beifall bei der SPD)

Aber ich kritisiere das nicht. Nur : Wenn der General-
( B ) bundesanwalt, vielleicht abweichend vom Bundesju¬

stizminister oder von der Bundesregierung, irgend¬
welche Wünsche hat , die den Strafvollzug in Nord¬
rhein-Westfalen betreffen , wird er mir das persönlich
sagen.

Sie haben gemeint, Herr Kollege Klose - das will ich
doch noch einmal ansprechen ich hätte Ihren An¬
trag falsch zitiert. Dann haben Sie ein Zitat von
Herrn Kollegen Krumsiek gebracht, das nun auch
nicht ganz vollständig war . Kollege Krumsiek hat
gesagt:

Herr Linssen nützt den Tenoristen . Wenn die
hier sehen, wie wir uns öffentlich streiten - so
etwas darf man nicht im öffentlichen Streit
behandeln.

Das hat Krumsiek gesagt.

(Widerspruch des Abgeordneten Hege¬
mann [CDU])

(C

- Den Satz kann ich vorlesen. Ich habe den Satz
gerade nachgelesen.

(Zurufe von der CDU: Im Fernsehen!)

- Im Fernsehen. Ich finde die Personalisierung den¬
noch falsch.

In dem Antrag, den Sie mit unterschrieben haben,
Herr Kollege Klose, steht:

Die Landesregierung hat demgegenüber die
Zusammenführung nicht geläuterter Terrori¬
sten durchgesetzt, in der illusionären Hoff¬
nung , sie dadurch zur Umkehrung bewegen
zu können.

Jetzt kommt der nächste Satz:

Die sich hierin äußernde Mißachtung des
Rechts auch gegenüber anderen Strafgefan¬
genen , und vor allem gegenüber den Op¬
fern , ist Grundlage für den weiterkeimen¬
den Terrorismus.

(Zurufe von der CDU: Sehr gut!)

- Da rufen Sie: sehr guter Satz! Haben Sie sich ein-
mal Ihre Entschließung von 1989 angesehen ? Seiner¬
zeit hat der Landtag Nordrhein-Westfalen gemeinsam
beschlossen : Wo immer , eine Chance besteht , da soll
man diese Zusammenführung versuchen.

(Abgeordneter Reul [CDU] : Das ist so
nicht in Ordnung!)

Und jetzt sagen Sie, das sei Rechtsbruch, und das sei
Basis für weiterkeimenden Terrorismus?

(Abgeordneter Giltjes [CDU ] : Die
Chance haben die vertan!)

- Das kann ja sein, daß sie die vertan haben. Aber
Sie haben doch mitbeschlossen, wir sollten es versu¬
chen ! Dann dürfen Sie jetzt nicht sagen, das sei die
Basis für weiterschleichendenTerrorismus.

(Beifall bei der SPD)

Der Oppositionsführer Linssen hat dem Justizminister
bewußte Täuschung vorgeworfen. Er hat in seiner
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Rede dem Justizminister Rechtsbeugungvorgeworfen.
Ich frage Sie: Nach all dem wollen Sie Gemeinsam¬
keit der Demokraten so einfordern, wie Herr Klose
das eben wieder getan hat? Diese Doppelbödigkeit
findet hier nicht statt, und wo sie stattfindet, wird sie
beim Namen genannt!

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Herr Dr . Linssen macht von
dem Recht Gebrauch , als Oppositionsführernach dem
Ministerpräsidenten zu reden. Ich erteile ihm das
Wort.

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) : Frau Präsidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! "Wir
nehmen die Verantwortung wahr"

, hat der Minister¬
präsident ger agt. Wir warten darauf, Herr Minister¬
präsident ! Wir stellen für uns fest , wir sind der Mei¬
nung, daß Sie in dieser Frage Ihre Verantwortungnicht wahrnehmen.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie hier betonen, daß der Generalbundesanwalt
bei Ihnen anzutreten und Sie zu informieren hätte, so■weise ich darauf hin, daß der ganz normale Amtswegder zum Justizminister des Landes Nordrhein-Westfa¬
len ist. Ich frage von dieser Stelle aus , ob der Justiz-
minister dieses Landes eindeutige Aussagen des Ge-
neralbundesanwaltes bat - Aussagen , die er nicht nur
öffentlich geäußert hat, sondern offensichtlich ja wohl
auch auf schriftlichem Wege an Sie geleitet hat die
Sie vielleicht dem ' Herrn Ministerpräsidenten hätten
weitergeben können. Also, so einfach machen wir uns
das hier nicht!

(Beifall bei der CDU)

Heu Krumsiek hat nie Gründe genannt, die für die
Zusammenlegung 1989 gesprochen haben. Sie habensie heute wieder nicht genannt , Herr Krumsiek.
Deshalb erhält der Kollege Klose zu Recht für die
CDU-Fraktion den Vorwurf aufrecht, daß Sie nichtdem Beschluß der damaligen Resolution des Landtags
gefolgt sind und daß Sie sich , egal von wem, damals
in Ihrer bis dato sehr festen Haltung gegen eine
Zusammenlegung haben beeinflussen lassen . Sie
haben sich von ganz bestimmtenLeuten umdrehen

lassen . Und führend waren damals Heu Rau und
Heu Clement dabei . Das ist alles nachzulesen , meine
Damen und Heuen!

(Beifall bei der CDU - Abgeordneter
Büssow [SPD ] : Das ist nur noch pein-

. lieh!)

Wenn bei Omen von der SPD die " Panorama ’-Sen-
dung nicht geläufig ist , dann ist das Ihre Sache . Sie
müssen, sie sich dann einmal ansehen. Die CDU hat
nicht eine Information in die Öffentlichkeit gebracht,
die nicht der Generalbundesanwaltschon längst veröf¬
fentlicht hat.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb meine ich auch, Heu Rohde, geht das nicht
an : dann müssen Sie Ihre Argumente gegen Ihren
Parteifreund von Stahl richten. Das geht nun einmal
nicht anders. Wir sind hier auch nicht zu einer Ver¬
teidigungskolonne für Herrn Kinkel angetreten, der
natürlich seinerzeit auch eine ganz bestimmte Mei¬
nung geäußert hat.

(Beifall bei der CDU)

Heu Kinkel war 1989 der Meinung: Jawohl , die ^Zusammenlegungkönnte etwas bringen. - Deshalb ist
es natürlich schwierig für ihn, heute von diesem
Pferd herunterzukommen. Aber, ich kann nur das
auftiehmen, was Heu Kollege Klose gesagt hat: Ist es
so schlimm, wenn man sich einmal eingesteht , daß
man sich vertan hat? - Also sollte man das auch ruhig
einmal sagen,

(Abgeordneter Büssow [SPD]: Ja , sagen Sie es
doch!)

und vielleicht können wir mit unserer Debatte dazu
beitragen.

Ich halte es für die Pflicht und Schuldigkeit einer
Landesregierung, daß sie sich zu diesem Tatbestand
als Verantwortliche äußert . Der Justizbereich ist doch
einer der wenigen Bereiche, die wir verantwortlich
gestalten.

(Ministerpräsident Dr . Rau: So ist es.)



CA)

<B)

T anritay Nordrfaein -Westfalen 3408 Plenarprotokoll 11/30 12 .06 . 1991

(Reul [CDU ])

Meine Damen und Herren! Wenn es Störenfriede
gab , die verhindert haben , daß auf der Basis dieses
Konsenses , dieser Gemeinsamkeiten , nachgedacht
wird , wie man nach 1995 eine vernünftige Anschluß¬
regelung findet , dann waren das Sicherlich die unbe¬
dachten Äußerungen von Herrn Möllemann und
zweitens Ihr Verhalten als SPD-Fraktion im Düssel¬
dorfer Landtag und als SPD in Nordrhein-Westfalen.

(Beifall bei der CDU)

Mich hat maßlos entsetzt, Herr Faithmann , wie Sie
hier wieder aufgetreten sind , wie Sie wieder nur
geredet haben , um Stimmungen hier hochzuziehen,
ohne uns in der Sache einen Millimeter nach vome
zu bringen.

(Abgeordneter Frey [SPD] : Hören Sie doch auf
mit Ihrem oberlehrerhaften Getue!)

Meine Damen und Herren! Es ist unverantwortlich,
wenn Sie und Herr Matthiesen beschreiben, daß die
Lage explosiv ist, daß die Stimmung immer aggressi¬
ver wird und daß Sie nicht dazu beitragen, daß man
diese Stimmung versachlicht, daß man versucht, eine
Sachlösung zu erarbeiten. Nein , Sie machen genau
das Gegenteil . Sie treten hier ans Podium und hetzen
weiter.

(Abgeordneter Frey [SPD] : Das ist doch nicht
wahr!)

Das halte ich für unverantwortlich.

Politik hat mehr zu sagen und mehr, zu tun , und
Politiker haben mehr Verantwortung, als hier nur
ganz kurz Stimmungen hochzuziehen. Wir haben
auch dafür zu sorgen, daß Probleme gelöst werden.

(Abgeordneter Frechen [SPD] : Sagen Sie das
Herrn Linssen. Er ist ein Prototyp für das , was
Sie sagen !)

Das , was Sie in den letzten Wochen getan haben, ist
alles andere als hilfreich.

(Beifall bei der CDU)

Was tun Sie als Landesregierung , als Mehrheit in
diesem Hause , zum Beispiel in dem Teil , für den Sie
Verantwortung tragen? Denken Sie darüber nach,

welche Folgen - das ist die Frage, die morgen ansteht
- eine veränderte Anpassung nach 1995 für das Land,
für die Region, hat?

Man geht mit jungen Bergleuten, die im Durchschnitt
35 Jahre alt sind , auf Dauer vernünftiger, ehrlicher
und glaubwürdiger um , wenn man Ihnen sagt, an den
und den Stellen werde sich etwas verändern und daß
wir Politiker uns in dem Bereich , in dem wir in
Nordrhein-Westfalen zuständig sind , heute schon
bemühen, Lösungen zu erarbeiten, damit sie eine
Zukunft haben.

Was Sie machen , ist kurzer Klamauk zum Wohle der
SPD . Auf der Strecke bleibt die Zukunft der Bergar¬
beiter.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Schmidt : Ich danke dem Kollegen
Reul von ^ er CDU-Fraktion und erteile Herrn Mini¬
sterpräsident Dr. Rau das Wort.

Ministeipräsident Dr . Rau : Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Die Frage , was die Landesregie¬
rung tut, um der heimischen Steinkohle zu helfen,

(Zuruf von der CDU: Am besten beten! - Zu¬
ruf von der SPD: Das ist typisch !)

ist beantwortet.

Wir haben am 24. August 1989 eine Vereinbarung
geschlossen zwischen der Bundesregierung, dem
Saarland und Nordrhein-Westfalen. Und wir stehen
zu dieser Vereinbarung. Ich bin überzeugt: Die ande¬
ren Vertragspartner tun das auch.

Wir zahlen für diess-Xereinbarung.

(Abgeordnete' Trinius [SPD ] : .So ist es!)

Daß wir Revierausgleich übernehmen, entgegen den
Verträgen, über die Verträge hinaus, das ist eine
Leistung Nordrhein-Westfalens, mit der wir die Stein¬
kohle als heimische Energiequelle aus nationalen und
europäischen Gründen sichern wollen.
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Es ist überhaupt keine Frage, daß Brüssel - so hat
Herr Kollege Reul gerade gesagt - erheblich beitragen
muß und daß wir die Zustimmung von Brüssel brau¬
chen. Nur, Herr Kollege Reul : Es ist ein Unter¬
schied, ob man hier mit Brüssel droht oder ob man in
Brüssel so für die deutsche Steinkohle eintritt wie für
die Landwirtschaftoder für die französischen Autos.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin froh darüber - Kollege Einert hat es bestä¬
tigt - , daß der Bundeswirtschaftsminister in Brüssel
für die Einhaltung des Jahrhundertvertrages eingetre-
ten ist. Aber ich habe hier im April gesagt - ich
wiederhole es - , und ich habe es auch dem Bundes-
wirtscbaftsminister gesagt: Die Irritationen durch
täglich neue , wechselnde Akzentverschiebungen in
öffentlichen Äußerungen zur Steinkohle, die machen
das Gespräch so schwer. Darum kann ich die Irrita¬
tionen gut verstehen. Darum brauchen wir jetzt für
den heimischen Steinkohlenbergbau Planungssicher¬
heit.

In diesem Zusammenhang sage ich Herrn
Tschoeltsch: nicht bis zum Jahre 2000, sondern für
10 bis 15 Jahre nach 1995 . Anders kann eine neue
Rraftwerksgeneration nicht entwickelt und nicht
installiert werden, die wir aus Umweltschutzgründen
brauchen. Wenn es nur um eine Uberlebenshilfe für
ein paar Jahre geht, dann ist der Kohle damit nicht
gedient. Vielmehr brauchen wir auf der Basis des
Mengengerüstes des jetzigen Jahrfaundertvertrages
eine Anschlußregelung.

(Abgeordneter Dr . Rohde [F . D .P .] : So ist es!)

Daß diese Anschlußregelung von reduzierten Mengen
auszugehen haben wird , das haben schon das Anpas¬
sungskonzept von 1987 und die Variation von 1989
deutlich gemacht . Insofern gibt es keine Differenz
zwischen Landesregierung, Opposiü' . , IGBE und
B undes regierung.

Ich glaube , daß in den letzten Wochen und Monaten
zuviel geschehen ist , was Bergleute verunsichert hat.
Wir haben beizutragen versucht, damit diese Verunsi¬
cherung nicht entstand.

Aber lassen Sie mich, wenn Sie reklamieren, was ich
Ihnen geschrieben habe, Herr Kollege Rohde, reiche
nicht aus , sagen : Es gibt keine Rechtfertigung für das

Verbrennen von Puppen oder von Menschenpuppen.
Die gibt es nicht. Davon muß man sich distanzieren.
Ich habe das schon einmal erlebt; Herr Kollege
Matthiesen hat von Kiechle und Heereman gespro¬
chen. Ich habe das vor den Toren des Landtags er¬
lebt . Da waren wir in einer Koalition . Ich weiß nicht,
ob Herr Kollege Riemer oder Herr Kollege Dorn
dabei waren. Es wurde die Puppe des Kultusministers
Holthoff verbrannt, der damals unser gemeinsamer
Kultusminister war. Es hat keine Briefe gegeben , in
denen man öffentlich aufgefordert wurde , sich zu
distanzieren. Wir waren einig , daft so etwas nicht
sein sollte. Und es ist auch nicht ein Brief über dpa
angekündigt worden, den ich dann 24 Stunden später
hatte . Ich mußte immer anrufen und fragen : Wann ist
denn wohl der Brief gekommen, von dem dpa berich¬
tet? Ich finde, das ist kein guter Stil.

(Beifall bei der SPD)

Wer Puppen verbrennt, die Menschen darstellen , der
muß sich dem Verdikt stellen, das alt ist: Erst werden
Bücher verbrannt, dann Menschen . Man darf das
nicht tun . Aber einen Nebel herstellen, als seien ein
paar Gewerkschaftsfunktionäre und ein paar Sozialde¬
mokraten beteiligt, das ist unzulässig.

(Beifall bei der SPD)

Ich kann nur dringend auffordem , daran zu denken,
daß wir nicht nur über Mengengerüste reden , sondern
über Menschen.

(Beifall bei der SPD)

Wer da das verantwortliche Gespräch sucht , der kann
es haben und der wird es bekommen. So habe ich
gestern mit dem Bundeskanzler ein Gespräch über die
Kohle verabredet. Nur: Allein das Ankündigen von
Gesprächen ist es nicht. Man soll erst Gutes tun und
dann darüber reden. Wer die Reihenfolge verwech¬
selt, kommt in den Verdacht, daß ihm das , was Sie
hier als persönliche Show bezeichnet und was viele
- unabhängig von der Fraktion - abgelehnt haben,
noch wichtiger ist als die Sache. Wir aber sollten die
Sache um der Menschen willen , für die wir Verant¬
wortung tragen, zu lösen versuchen.

(Beifall bei der SPD)
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bleibt ; denn wir bekommen die Milliardenbeträge von
den Ländern ja nur, wenn wir sie davon überzeugen,
daß es richtig ist, ihre schützende Hand mit Geld
über die Kohle zu halten , und wir gleichzeitig die
schüttende Hand über die Kernenergie bei ihnen
halten . Das ist doch der Punkt, über den wir zu
sprechen haben. Daran geht kein Weg vorbei.

Diesen Mix vertreten wir mit den Vertretern der
Arbeitnehmer , mit der IG Bergbau und Energie. Die
CDU macht in diesem Fall die Politik der IG Berg¬
bau und Energie, die Politik der Ruhxkohle und die
Politik des Gesamtsteinkohlebergbaus. Damit macht
sie auch eine vernünftige Umstrukturierungspolitik;
denn auch das Modell des Gesamtsteinkohlebergbaus
geht davon aus, daß im Zeitraum von 1995 bis 2005
wiederum 30 000 Arbeitsplätze abgebaut werden, das
heißt , sie wissen, wir können sie auf die Dauer nicht
halten . Nun geht es darum, ob es 30 000 oder 40 000
Arbeitsplätze werden. Darüber müssen wir sprechen,
meine Damen und Herren, das ist unsere Aufgabe,
damit die Leute endlich Sicherheithaben.

Deshalb haben wir Herrn Möllemann auch aufgefor¬dert , seine Schularbeiten zu machen und bis zum
Herbst ein gesamtdeutsches Energiekonzept vorzule¬
gen, aus dem wir ein Kohlekonzept mit Mengen, die
bis zum Jahr 2005 noch gefördert werden sollen,
ableiten. Auf dieser Basis können wir bis zum Jahr
1995 vorwärts rechnen , damit es einen Übergang aus
dem jetzigen Jahrhundertvertrag, zu dem wir stehen,in die neue Lösung gibt.

Meine Damen und Herren, ich kann für die CDU-
Fraktion an dieser Stelle nur den flammenden Appellan die Beteiligten in diesem Landtag loslassen: Keh¬
ren Sie zurück zur Vernunft, zu ruhigen Gesprächenund nicht zu Gesprächen auf dem Markt. Nur so
werden wir die schweren Probleme, die für das Land
Nordrhein-Westfalen von besonderer Brisanz sind,lösen können - wir sind diejenigen , die Motor sein
müssen, weil es hier nämlich die meiste Kohle gibt - ,nur so werden wir das tun , was wir geschworenhaben, nämlich für dieses Land Nordrhein-Westfaiendas Beste zu erreichen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank , HerrDr . Linssen . - Für die Landesregierunghat sich der

Herr Ministerpräsident gemeldet . Ich erteile ihm das
Won.

Ministerpräsident Dr. Rau : Ich muß zwei Minuten
etwas sagen , weil ich - aus Gründen, die Ihnen be¬
kannt sind - morgen und übermorgen nicht da sein
kann.

Herr Linssen, ich halte es nicht für gut, wenn Sie
den Eindruck erwecken, als gäbe es eine Differenz
zwischen der SPD-Fraktion und mir. Die existiert
nicht!

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der
CDU)

- Lassen Sie mich das eben sagen ! Man kann nicht
dazu raten, auf eine Regierungserklärung zu verzich¬
ten - wie Sie es damals getan haben - , und dann die
Interviewserien fortsetzen, wie es damals geschehen
ist.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Von uns?)

- Nicht bei Ihnen, sondern damals beim Bundeswift-
schaftsminister. Ich war eben nur so moderat, weil
ich glaube, wir müssen den Bundeswirtschaftsminister
gewinnen, damit der im August 1989 erzielte Kon- '
sens auch erreicht werden kann . Aber daß der Bun- -
deswirtschaftsminister in einer Fülle öffentlicher
Äußerungen die 40,9 Millionen Tonnen bis 1995 in
Frage gestellt hat , daß er öffentlich das Geschäft' Zeit gegen Menge' ins Gespräch gebracht hat, ist
doch keine Frage.

Sie haben es verurteilt . Das finde ich gut. Nur , jetzt
so zu tun, als habe die gesamte Bundesregierung alles
richtig gemacht , ist nun wirklich falsch . Mir liegt
daran, daß das hier deutlich wird.

Der Konsens,, den Sie wollen - das ist die zweite
Bemerkung - , kann nur bestehen , indem wir aufein¬
ander zugehen. Wir sind bereit, mitzuwirken an
einem bundesdeutschen Energiekonzept, wie es der
Bundeswirtschaftsminister als Pflichtaufgabe vor sich
hat. Nur , die Ritualisierung der Forderung, die SPD
müsse dann dem Ausstieg aus der Kernenergie ab¬
schwören, dient nicht dem Konsens.

(Was? bei der CDU)
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- Die ritualisierte Wiederholung dieser Forderung
dient nicht dem Konsens. - Deshalb sage ich : Der
Konsens darf kein Kotau sein, von keiner Seite.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Ich danke dem Herrn Mini¬
sterpräsidenten Dr . Rau. - Für die Fraktion DDE
GRÜNEN erteile ich das Wort dem Herrn Abgeord¬
neten Mai . Bitte schön!

Abgeordneter Mai (GRÜNE) : Herr Präsident ! Mei¬
ne Damen und Herren ! Ich will noch einmal versu¬
chen, die Position der GRÜNEN auf den Punkt zu
bringen, da ich denke, daß in der ganzen Debatte von
allen Seiten sehr viel Heuchelei zutage getreten ist.

Ich denke, man kann nicht alles wollen . Man kann
•nicht wollen eine hohe Steinkohlenfördermenge auf
dem Niveau des Mehrheitsvotums der Mikat-Kommis-
sion. Man kann nicht das wollen, was Herr Minister
Einert heute in der Debatte gesagt hat , nämlich die
gleichbleibend hohe Braunkohleforderrate über das
Jahr 2010 hinaus . Man kann nicht gleichzeitig wollen
- was Herr Minister Einert auch immer andeutet -,
daß die Restnutzung der Atomkraftwerke mindestens
15 Jahre lang dauern muß; kein Ausstieg auf der
Atomenergie. Und man kann nicht gleichzeitig eine
CO,-Reduzierung aus Klimaschutzgründen bis zum
Jahr 2005 um mindestens 30 % wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN) ,

Deshalb , denke ich , muß man auch Klartext reden,
was man will . Herr Dr. Busch hat das heute in der
Debatte gemacht.

Wir wollen, zumindest bis zur Jahrtausendwende, die
Steinkohlenförderungauf einem hohen Niveau halten.
Aus Klimaschutzgründen, aus ökologischen Gründen,
aus Gründen des Wasserhaushalts wollen wir aber
auch die Braunkohle drastisch reduzieren . Und wir
wollen den schnellen Ausstieg aus der Atomenergie.
Wir meinen , wir haben damit den Konsens in der
Bevölkerung , daß wir den schnellen Ausstieg aus der
Atomenergiewollen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir entscheiden uns deshalb für die umweltgerechte
Nutzung der Steinkohle. Das geht in Fern- und Nah-
wärmenetzen, in Kraftwerken, die effizient die Kohle
in Strom und Wärme umwandeln. Dafür sind eben
auch die Kommunen gefordert , auch die Fraktionen
- die CDU-Fraktionen,- die SPD-Fraktionen und die
F .D . P .-Fraktionen - in den Städten und Gemeinden,
die sich noch viel zuwenig um die Energieversorgung
kümmern.

Ich will mal ein Beispiel nennen. Ich komme auch
aus dem Kreis Heinsberg, wo ja die Zeche Sophia-
Jacoba von der Schließung bedroht ist. In einem
Prognos-Gutachten ist berechnet worden , daß bei
dieser Schließung - von Möllemann und Kohl unver¬
blümt beabsichtigt - mit einer über 25prozentigen
Arbeitslosigkeit zu rechnen ist . Ich denke , man muß
Herrn Möllemann kiarmachen , daß 25 % Arbeitslo¬
sigkeit in Hückelhoven genauso unerträglich sind wie
in den fünf neuen Bundesländern.

Herr Möllemann setzt noch eins drauf. Er verweigert
der Fraueninitiative, dem Betriebsrat, sogar der örtli¬
chen F .D .P .

' einen Besuchstermin vor Ort . Er
schreibt statt dessen einen Brief an die Fraueninitiati¬
ve. Ich zitiere mit Erlaubnis aus dem Brief an die
Initiative:

Ihre Sorge um die Arbeitsplätze kann ich
verstehen . Aber niemand kann eine Garan¬
tie hierfür geben.

Und weiter:

Die Bundesregierung fordert seit längerem,
daß alle Beteiligten sich frühzeitig für Al¬
ternativen zur Weiterentwicklung der Regi¬
on ohne Sophia-Jacoba engagieren.

Möllemann und Kohl wollen also noch nicht einmal
ihr Versprechen halten, die Förderung bis 1995 zu
sichern. Nach der Steuerlüge kommt von Kohl und
Möllemann nun noch die Kohlelüge hinzu . Das er¬
schüttert die Glaubwürdigkeit vor Ort.

(Pfui ! bei der CDU)

Für eine notwendige wirtschaftliche Umstrukturie¬
rung, die wir auch in den ländlichen Regionen wol¬
len, brauchen wir aber mindestens zehn Jahre Zeit
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- weil wir davon ausgehen , daß am Ende nicht viel
anderes als das jetzige Grundgesetz stehen wird - auf
diese Weise eine zusätzliche Geltungsqualität bekom¬
men . Für uns, die Liberalen, ist daneben besonders
wichtig , daß wir davon ausgehen, daß uns bei der
Auseinandersetzung über eine neue Verfassung die
Möglichkeit und die Chance gegeben wird , den Libe¬
ralismus erneut zu profilieren.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Der Liberalis¬
mus ist bei uns gut aufgehoben!)

Wenn ich mir jetzt aber die Einzelheiten, schon allein
die Zusammensetzung des Verfassungsrates zum
Beispiel hinsichtlich der Quoten, ansehe , muß ich
sagen , daß das für uns keine akzeptable Regelung ist.
Wenn ich dann noch lese, was nach dem Antrag der
GRÜNEN in diesem Verfassungsrat neu und in wel¬
che Richtung geregelt werden soll , komme ich zu
dem Ergebnis, daß das eine Verfassungsrevolution
wäre, die wir in dieser Weise nicht wollen.

(Beifall bei F .D . P . und CDU - Abgeordneter
Büssow [SPD] : Dahin führt Liberalismus!)

Wir müßten uns also über die Einzelheiten noch
einmal sehr sorgfältig unterhalten. Wir sehen den
Antrag als eine Einheit an und halten es deswegennicht für möglich, ihn hinsichtlich des Abstimmungs¬
verfahren so zu trennen, wie es hier vorgeschlagenwird , weil in den Teilen II , III und IV Bedingungen
gesetzt werden , die für die Frage der Entscheidung -
über Abschnitt I des Antrags wichtig sind. Ich bean¬
trage deswegen , auch Teil l an den Hauptausschuß
und den Ausschuß für Innere Verwaltung zu überwei¬
sen . Getrennt geht das nicht, zur Diskussion im
Ausschuß sind wir aber bereit.

(Beifall bei der F.D.P.)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank, Herr KollegeDr. Riemer. - Für die Landesregierung darf ich
Herrn MinisterpräsidentenDr. Rau das Wort erteilen.

Ministerpräsident Dr . Rau: Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Wir sprechen über das , was hier
Gegenstand der Auseinandersetzung ist, schon seit
einer Reihe von Monaten. Schon während des Eini¬
gungsprozesses bat die Landesregierung ihre Position

beschrieben. Wir haben gesagt; Wir wollen eine
Weiterentwicklungdes Grundgesetzes zur gesamtdeut¬
schen Verfassung , und wir wollen eine Volksabstim¬
mung über das so fortentwickelte Grundgesetz.

Der Weg zur Einheit , der Weg in die Einheit ist so
schnell gegangen, daß eine ausgreifende Verfassungs¬
diskussion gar nicht möglich gewesen ist . Darum
empfiehlt der Einigungsvertrag in Artikel 5 Verfas¬
sungsberatungen.

Nun möchte ich gem Herrn Kollegen Klose darauf
hinweisen, daß in Artikel 5 des Einigungsvertrags
nicht von ungefähr auf Artikel 146 des Grundgesetzes
Bezug genommen wird , obwohl der Beitritt nach
Artikel 23 GG erfolgt ist. In Artikel 146 öffnet sich
das Grundgesetz selber einem Verfassungsprozeß.
Das scheint mir wichtig zu sein.

Das Ziel ist nicht die Abkehr vom Grundgesetz. Das
Grundgesetz - da stimme ich Herrn Klose zu, da
stimme ich Herrn Riemer zu - hat sich insgesamt
bewährt. Aber daß es gerade im Blick auf die deut¬
sche Einigung änderungs- und ergänzungsbedürftig
ist , wissen inzwischen alle, sagen auch alle; auch Sie
haben es gesagt. Ich verstehe nicht, daß die CDU so
heftig gegen eine Volksabstimmung über die Verfas¬
sung polemisiert,

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

nicht nur weil ich es für einen wichtigen symboli¬
schen Akt hielte, wenn das vereinigte Volk in einer
Art Volksabstimmung die Geburtsurkunde bestätigte,
sondern auch weil Sie damals die Landesverfassung
zur Volksabstimmung gestellt haben. Wir Sozialde¬
mokraten haben gegen diese Landesverfassung heftig
polemisiert. Sie haben gewonnen und haben jetzt das
Glück, eine sozialdemokratische Regierung auf der
Basis einer von Ihnen entwickelten Landesverfassung
zu haben . Schöner können Sie es doch gar nicht
kriegen!

(Beifall bei der SPD)

Es gibt eine Fülle von Punkten, an denen das Grund¬
gesetz, damit es Verfassung werden kann , änderungs-
und ergänzungsbedürftig ist.

Das erste - darin sind wir uns von Bayern bis Schles¬
wig -Holstein einig - ist das Thema " Zunehmende
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Aushöhlung des Föderalismus“ . Dieser Prozeß be¬
schleunigt sich noch durch die neuen Länder . Man
soll nicht glauben, das ginge jetzt langsamer; denn
die Finanzausstattung der neueD Länder ist so
schlecht, daß die Gefahr, von Dotationen des Bundes
abhängig zu werden, noch einmal kräftig steigt , und
das schadet dem Föderalismus.

Wir werden im Grundgesetz, wenn es denn ergänzt
und verändert wird , auch der gewachsenen Verant¬
wortung der Deutschen nach innen und außen Rech¬
nung tragen müssen. Das gilt nach innen für das
Staatsziel Umweltschutz, das gilt für die Präzisierung
des Sozialstaatsprinzips im Bereich von Arbeit und
Wohnen. Das gilt aber auch nach außen mit einer
deutlicheren Akzentuierung der Friedensstaatlichkeit,
die man gerade nach diesen vier Jahrzehnten im
Grundgesetz formulieren kann.

Ich habe bei CDU-Kollegen gelegentlich den Ein¬
druck, daß ihnen richtig ein Schauder über den Rük-
ken geht, wenn sie an die Rechte auf Arbeit und
Wohnen als Grundgesetzbestimmungen denken . Ich
rate Ihnen , sich einmal anzusehen , was die CDU in
ihren besten Zeiten in unsere Landesverfassung an
Sozialstaatsbindungengeschrieben hat.

(Beifall bei der SPD)

Ähnl iches gilt übrigens für die hessische Verfassung,
die damals Stock entwickelt hat. Vielleicht wäre es
ganz gut, wir kehrten zu einigen Quellen zurück.

Warum wir einen Verfassungsrat möchten, hängt
damit zusammen, daß wir eine öffentliche Diskussion
und eine Beteiligung deijenigen wollen, die hinzuge¬
kommen sind. Wir möchten zum Beispiel auch das,
was Bürger- und Protestbewegungen in den fünf
neuen Ländern eingebracht haben, als es noch die alte
DDR war, gern in einen solchen öffentlichen Diskus¬
sionsprozeß hineinnehmen.

Aus der Sicht der Landesregierung sind zwei Ge¬
sichtspunkte wesentlich: einmal, daß wir eine breite
Beteiligung der Öffentlichkeit sichern wollen , und das
zweite ist, daß wir die verfassungsmäßige Stellung
von Bundestag und Bundesrat gewährleistet sehen
wollen.

Die SPD -Bundestagsfraktion hat dazu einen Antrag
eingebracht, der sich auf einen Verfassungsrat be¬

zieht, während die Koalitionsfraktionen in Bonn eine
gemeinsame Kommission von Bundestag und Bundes¬
rat wollen. Beide Anträge sind an den Ältestenrat des
Bundestages überwiesen . Ich hoffe, da kommen
vernünftige Ergebnissezustande.

Ich will Ihnen jetzt nicht im einzelnen darstellen , wie
dieser Verfassungsrat aussehen könnte. Es sollten
120 Mitglieder sein , je zur Hälfte bestehend aus
Männern und Frauen . Der Verfassungsrat sollte durch
die Bundesversammlung mit qualifizierter Mehrheit
gewählt werden, damit auch von den Landtagen be¬
stimmte Mitglieder mitwirken können. Wir möchten
natürlich , daß Persönlichkeiten aus Wissenschaft und
Kultur, aus Wirtschaft , Gewerkschaften, Kirchen , aus
allen Bereichen des öffentlichen Lebens mitwirken
können, die weder dem Bundestag noch dem Bundes¬
rat noch einem Landtag angehören.

Ich will jetzt hier nicht zu allen Spiegelstrichen im
Antrag der GRÜNEN Stellung nehmen. Römisch eins
kann ich gut mittragen , nicht weil es römisch ist,
sondern ich will es einfach einmal genießen , in der
Nähe der GRÜNEN zu sein,

(Beifall bei den GRÜNEN)

ohne daß daraus falsch verstandene Konsequenzen
gezogen werden könnten.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNEI : Wer
weiß, was die Zukunft bringen wird?)

Bei den Spiegelstrichen habe ich die Meinung, daß
Sie im wesentlichen von Ihrem Lebensgefühl ausge¬
gangen sind, aber nicht von der Befindlichkeit der
Mehrheit der Menschen.

(Beifall bei der SPD)

Die haben andere Schwerpunkte, als sie hier be¬
schrieben sind.

Wir haben frühzeitig auf eine Kommission durch den
Bundesrat gedrängt , die inzwischen seit dem 1 . März
existiert. Sie hat sich am 19. April konstituiert und
ihre Arbeit inzwischen aufgenommen. Kollege
Schnoor und ich wirken da mit.

Ich möchte Dinen hier Zusagen , daß wir den Landtag
über den Fortgang der Beratungen in der Kommission
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ständig informieren wollen. Minister Clement hat das
gegenüber dem Hauptausschuß schriftlich und münd¬
lich erklärt. Wir wollen regelmäßig unterrichten, und
wir wollen dann gerne auch darlegen , welche Positio¬
nen wir in der Kommissioneingenommen haben.

Ich begrüße, daß die Landtagspräsidentenkonferenz
ihrerseits eine solche Kommission gebildet hat . Wir
wollen Bemühungen, die Möglichkeiten einer Zusam¬
menarbeit zu verstärken, gerne fördern; denn es geht
uns ja gemeinsam um eine nachhaltige Stärkung des
Föderalismus.

Ich bin überzeugt davon, daß eine öffentliche Diskus¬
sion über das großartige Grundgesetz und über die
nötigen Ergänzungen und Veränderungen unserer
Verfassung neuen Glanz geben und das Zusammen-
wachsen in Deutschland erleichtern und beschleunigenkann. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Ich danke dem Herrn Mini¬
sterpräsidentenDr . Rau.

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende des
Tagesordnungspunktes6 . Bevor wir jetzt zur Abstim¬
mung kommen , würde ich Sie noch einen Moment
um Aufmerksamkeit bitten.

Der Antragsteller, die Fraktion DIE GRÜNEN, hatte
beantragt , über den Abschnitt l des Antrages direkt
abzustimmen . Die Abschnitte II bis IV sollen feder¬
führend an den Hauptausschuß und mitberatend an -
den Ausschuß für Innere Verwaltung überwiesen
werden.

Der Abgeordnete Dr . Riemer hat in seinem Redebei¬
trag darauf hingewiesen, daß die F. D.P.-Fraktion füreine Überweisung des gesamten Antrages ist.

Also müßten wir uns erst einmal über die Geschäfts¬
ordnung verständigen, die nach Auffassungdes Präsi¬
diums hier nicht ganz klar sagt , wohin die Reise
gehöi kann. Deshalb würde ich Sie bitten, zunächstüber eine Geschäftsordnungsfrageabzustimmen.

Es geht darum , daß wir hilfsweise in § 80 Abs . 2unserer Geschäftsordnung den Hinweis haben, wieman mit Gesetzentwürfenumgeht . In Absatz 2 steht:

(C)

Auf Beschluß des Landtags kann der Gesetzent¬
wurf vor der Schlußabstimmung ganz oder teil¬
weise an einen Ausschuß überwiesen oder zu-
rückverwiesen werden.

Und zur Beratung der Anträge steht in § 88 Abs . 1
- und hier geht es um einen Antrag - :

Anträge, die keinen Gesetzentwurf enthalten,
werden in einer Beratung erledigt oder beraten
und an einen Ausschuß überwiesen.

Hier ist also die Frage , weil § 88 Abs . 1 nichts
darüber aussagt, ob man auch über Teilabstimmungen
reden kann, wie wir als Landtag das gesamte Abstim¬
mungsverfahren betrachten. Da sehe ich die beiden
Positionen: einmal den Antrag der GRÜNEN als
Antragsteller, nämlich über I direkt abzustimmen und
II bis IV zu überweisen , und auf der anderen Seite
den Antrag der Fraktion der F . D . P . , den gesamten
Antrag zu überweisen.

Deshalb stimme ich jetzt nur über die Verfahrens¬
weise nach der Geschäftsordnung ab und noch nicht
über den Inhalt. Ich sehe den Antrag der Fraktion der
F .D .P . auf Gesamtüberweisung als den weitergehen-
den an . Wir müssen jetzt erst einmal klären , wie wir
diesen Antrag verfahrensmäßig behandeln. Wer für
die Überweisung des gesamten Antrags - Antrag
der Fraktion der F .D .P . - ist , den bitte ich ums
Handzeichen. - Danke schön. - Wer ist dagegen?- Danke schön. Stimmenthaltungen? - Der Antrag ist
damit vom Verfahren her abgelehnt.

Nunmehr entscheiden wir über das von der antrag¬
stellenden Fraktion .DIE GRÜNEN gewünschte Ver¬
fahren , nämlich über Abschnitt I direkt abzustim¬
men und die Abschnitte II bis TV federführend an
den Hauptausschuß und mitberatend an den Ausschuß
für Innere Verwaltung zu überweisen. Wer für dieses
Verfahren ist, den bitte ich ums Handzeichen. - Dam
ke schön. Wer ist dagegen? - Danke schön . Stimm¬
enthaltungen? - Danke schön. Es ist so beschlossen.
Damit haben wir uns zum Verfahren geeinigt.

Meine Damen und Herren, wir stimmen jetzt ab über
den Abschnitt I des Antrags Drucksache 11/1813
(Neudruck), und zwar in direkter Abstimmung nach
§ 88 Abs. 1 der Geschäftsordnung. Wer dem Ab¬
schnitt I zustimmen möchte , den bitte ich um ein
Handzeichen. - Danke schön . Gegenprobe! - Danke
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Präsidentin Friebe : Meine Damen und Herren! Ich
begrüße Sie zur unserer heutigen 34 . Sitzung des
Landtags Nordrhein-Westfalen . Ein herzliches Will¬
kommen sage ich auch unseren Gästen auf der Zu-
schauertribüne und den Mitarbeiterinnen und Mitar¬
beitern von Presse, Rundfunkund Fernsehen.

Für die heutige Sitzung haben sich sechs Abgeordnete
entschuldigt; ihre Namen werden in das Protokoll
aufgenommen.

Jetzt wollte ich gern Herrn Alt-Küpers zum Gebtuts¬
tag gratulieren; aber ich sehe ihn im Augenblick
nicht. Dann holen wir das nach.

Meine Damen und Herren! Wir traten in die Beratungder heutigen Tagesordnung ein. Punkt 1:

Regierungserklärung

Zu den Folgen der Entscheidung des Deutschen
Bundestages vom 20 . Juni 1991

in Verbindung damit:

Strukturinitiative für die Region Bonn

Antrag der Fraktion der F.D .P.
Drucksache 11/2003

und

Zukunftssicherung der Region Bonn

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 11/2006

sowie

Parlaments- und Regierungssitz Bonn

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 11/984

Der letztgenannte Antrag ist gestern als Ergänzungdes Punktes 1 beschlossenworden. Ich darf darauf

hinweisen, daß hierzu eine Beschlußempfehlungdes
Hauptausschusses Drucksache 11/2039 vorliegt.
Darüber hinaus gibt es einen Entschließungsantrag
der Fraktion der SPD Drucksache 11/2069.

Meine Damen und Herren ! Zur Regierungserklärungerteile ich Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau das
Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Der Deutsche Bundestag hat am
20 . Juni beschlossen, seinen Sitz nach Berlin zu
verlegen, und er hat die Erwartung geäußert, daß
auch der "Kernbereich der Regierungsfunktjonen"nach Berlin geht.

Die Landesregierung respektiert diese Entscheidungund - wünscht der Hauptstadt für ihre Zukunft alles
Gute. Berlin steht vor der Aufgabe, zwei Städte, die
sich in über 40 Jahren auseinander- und gegeneinan¬der entwickelt haben , zusammenzu fuhren . Ich hoffe
sehr, daß die Entscheidung des Deutschen Bundesta¬
ges vom 20 . Juni dafür eine Hilfe sein kann.

Die Entscheidung hat dennoch bei vielen in allen
Teilen des vereinten Deutschlands Enttäuschung und
bei manchen Bitterkeit ausgelöst. Ich meine all jene,die sich - wie der Landtag und die Landesregierung -
mit guten Argumenten für Bonn als Sitz von Parla¬
ment und Regierung ausgesprochen haben.

Mit dieser Entscheidung sind auch viele Fragen zur
Zukunft der Region Köln/Bonn verbunden. Ein gro¬ßer Teil der dort lebenden und arbeitenden Menschen
ist existentiell betroffen . Ich denke nicht nur an die
Beschäftigten in den Ministerien, beim Bundestag , bei
Verbänden und anderen Organisationen mit unmittel¬barem Bezug zum Parlament. Ich denke auch an die
Gewerbetreibenden, an die kleinen Handwerker und
Selbständigen , deren Leistungen und Angebote aufden Parlaments - und Regierungssitz Bonn abgestelltsind. Diese Menschen fragen sich, wie ihre Zukunftund die Zukunft ihrer Kinder aussehen wird . Für siealle war Bonn nie Provisorium, sondern Lebensmittel¬
punkt.

Ich habe deshalb großes Verständnis dafür, wenn die
Stinunungslage in Bonn und Umgebung heute allesandere als gut ist . Sie zu bessern, kann nach Über¬
zeugung der Landesregierung nicht dadurch gelingen,
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daß die Entscheidung des Bundestages in Frage ge¬
stellt würde. Der Hinweis darauf, daß es anderen
Menschen in anderen Regionen Deutschlands weit
schlechter geht als denen in der Region Bonn, kann
zur Solidarität aufrufen . Er darf aber nicht zur
Schlagwaffe gegen jene Menschen werden , die von
der Entscheidung des Bundestages existentiell betrof¬
fen sind.

Ich habe vor der Entscheidung in meiner Rede vor
dem Bundestag an alle appelliert, die zu treffende
Entscheidung dann auch wirklich zu respektieren und
nicht nachzukarten. Das habe ich getan, als ich noch
vermutete, die Entscheidung falle für Bonn. Das gilt
natürlich auch jetzt , da die Entscheidung anders
gefallen ist.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren , wir
nehmen den Beschluß in allen Punkten ernst , und wir
wollen , daß er in allen Punkten ernst genommen
wird . Das heißt:

- Der Bundestag und ' Kernbereiche der Regierungs-
funktionen " gehen nach Berlin.

- Bonn soll " Verwaltungszentrum der Bundesrepu¬
blik Deutschland* bleiben,

' indem insbesondere
, g > die Bereiche in den Ministerien und die Teile der

Regierung , die primär verwaltenden Charakter
haben , ihren Sitz in Bonn behalten; dadurch bleibt
der größte Teil der Arbeitsplätze in Bonn erhal¬
ten ” .

- Als "Ausgleich für den Verlust des Parlamentssit¬
zes und von Regierungsfunktionen' sollen in Bonn
”neue Funktional und Institutionen von nationaler
und internationaler Bedeutung im politischen,
wissenschaftlichen und kulturellen Bereich " ange-
siedelt werden.

Es darf kein Zweifel daran entstehen, daß dieser
Beschluß in allen Punkten gilt. Die Zusagen des
Bundes für Bonn und für die Region müssen genauso
verbindlich sein wie der Wille, den Bundestag und
die "Kembereiche der Regierungsfunktionen" nach
Berlin zu verlagern. Nur mit diesen beiden Pfeilern
ist der Beschluß tragfähig. Wer einen der beiden
Pfeiler als Attrappe begreift, der bringt die gesamte
Konstruktion zum Einsturz.

(Zustimmungbei der SPD)

Der Beschluß des Deutschen Bundestages ist in vieler
Hinsicht mehr Auftrag als Schlußpunkt. Er muß mit
Leben erfüllt werden.

Die peinlich genaue Einhaltung des Bundestagsbe¬
schlusses vom 20. Juni hat für Bonn und für die
Region große Bedeutung. Aber es geht um mehr . Die
Landesregierung hat von Anfang an deutlich gemacht,
daß sie mehr auf dem Spiel stehen sieht als die über
vier Jahrzehnte gewachsene Wirtschafts- und Sozial¬
struktur in Region Bonn.

Mit vielen Menschen im vereinten Deutschland teilen
wir das Ziel, die föderale Vielfalt in Deutschland zu
erhalten und den Föderalismus auch im Blick auf den
europäischen Einigungsprozeß zu stärken . Deshalb
geht es jetzt darum, durch praktische Schritte jenen
die Sorgen zu nehmen, die in der Entscheidung für
Berlin eine falsche Weichenstellung in Richtung
Zentralismus sehen. Die Entscheidung des Bundesra¬
tes am vergangenen Freitag über seinen eigenen Sitz
war deshalb ein positives Zeichen für Bonn und weit
über die Region Bonn hinaus.

Sowohl die Berlin-Befürworter als auch die Bonn-
Befürworter haben mit unterschiedlichen Argumenten
für ihre Position geworben. Das ging von finanziellen
Überlegungen bis zum Bild vom Nationalstaat und
der Zukunft des Föderalismus in Deutschland und in
Europa. Nachdem die Entscheidung gefallen ist , wird
immer deutlicher: Die Herausforderung ist sehr viel
größer, als die Diskussion manchmal glauben machte.
Es geht nicht nur um zwei Pole, um Bonn und Ber¬
lin. Es geht darum, gleichwertige Lebensverhältnisse
in allen 16 Ländern des vereinten Deutschlands zu
schaffen. Das erwarten die Menschen in Dresden und
in Leipzig, in Magdeburg und in Erfurt, in Cottbus
und in Rostock.

Wenn wir den Föderalismus stärken und den Aufbau
in den neuen Ländern voranbringen wollen , dann
beißt das auch , daß die heute bestehende Verteilung
von Bundeseinrichtungen zugunsten der neuen Lin¬
dem korrigiert werden muß . Es wäre ein Irrtum zu
glauben, die Veränderungen in diesem Bereich be¬
schränkten sich auf Möbelwagen von Bonn nach
Berlin und umgekehrt.

Zunächst geht es darum, der Region Bonn und den
Menschen dort *o schnell wie möglich eine verläßli¬
che Zukunftsperspektivezu geben . Das erfordert eine
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ernsthafte und vertrauensvolle Zusammenarbeit der
Bundesregierung mit den Landesregierungen von
Nordrhein -Westfalen und Rheinland -Pfalz und den am
stärksten betroffenen Städten und Kreisen . Ich habe
dem Bundeskanzler am 27. Juni geschrieben, daß die
Landesregierung Nordrhein-Westfalen dazu bereit ist
und daß sie einen ' Arbeitsstab Bonn" eingesetzt hat,
den der Chef der Staatskanzlei , Minister Wolfgang
Clement , leitet. Gestern hat mir das Bundeskanzler¬
amt mitgeteilt, daß es diese Gespräche aufnimmt und
daß sie wahrscheinlich in der kommenden Woche
beginnen können.

ln acht Unterarbeitsgruppen beschäftigt sich unser
Arbeitsstab mit allen wichtigen Aspekten der Ent¬
wicklung . Ich denke, daß in den Titeln der Arbeits¬
gruppen zugleich Chancen für Bonn zum Ausdruck
kommen . Ich nenne das Verwaltungszentrum Bonn,
die WissenschaftsstadtBonn, Bonn als Sitz europäi¬
scher Einrichtungen, Bonn als Standort für private
Investitionen und als internationalesKongreßzentrum.

Der Arbeitsstab beschäftigt sich darüber hinaus auch
mit den sozialen Fragen, die die Bundestagsentschei¬
dung vom 20 . Juni auslösen wird, mit den wichtigen
Fragen der Verkehrsinfrastruktur und den jetzt erst
recht notwendigen Verbindungen zwischen Bonn und
Berlin und natürlich auch mit dem Bonn-Vertrag, den
die Bundestagsmehrheit zur Überwindung der Um¬
zugsfolgen zu schließen beschlossen hat

Verläßliche Perspektiven für die Region sind nur
dann möglich, wenn schnell Klarheit darüber
herrscht , was denn ein Kembereich sein soll und
welche Teile von Ministerien und welche Ministerien
von Bozui nach Berlin gehen sollen. Ein verbindlicher
Zeitplan ist eine der ■wichtigsten Voraussetzungendafür, daß es gelingt, die in der Region Bonn durch
eine politische Entscheidung ausgelöste Strukturkrise
zu bewältigen.

Ich habe keinen Zweifel daran , daß wir dac gemein¬sam schaffen werden. Kein Land in der Bundesrepurblik hat so viel Erfahrung mit der aktiven Gestaltungdes Strukturwandels wie Nordrhein-Westfalen, und
wir sind dabei so erfolgreich, daß wir weltweit kei¬
nen Vergleich zu scheuen brauchen . Dennoch gesteheich : Wir hätten gerne darauf verzichtet, diese Fähig¬keit jetzt auch noch an der Rheinschiene beweisen zumüssen.

(Beifall bei der SPD)

Denn jeder weiß: Wir sind bei den notwendigen
Veränderungen in den klassischen Montanregionen
trotz großer Fortschritte noch nicht über den Berg.

Perspektiven für Bonn entwickeln, meine Damen und
Herren, das ist eine zusätzliche Aufgabe , die andere
nicht verdrängen darf.

ln den vergangenen sechs Jahren hat die Zahl der
Arbeitsplätze in Nordrhein-Westfalen um über
600 000 zugenommen, obwohl es immer weniger
Arbeitsplätze in der Montanindustrie gibt. Allein von
1987 bis 1990 hat Nordrfiein-Westfalen bei der Kohle
über 30 000 Arbeitsplätze verloren. Das ist so viel in
so kurzer Zeit, daß die Entstehung neuer Arbeitsplät¬
ze in den betroffenen Montanregionen damit kaum
Schritt zu halten vermag. Nach den geltenden Verein¬
barungen werden bis 1995 noch einmal 15 000 Ar¬
beitsplätze bei der Kohle abgebaut. Es kann also
keine Rede davon sein , der Bergbau verschließe sich
dem notwendigen Strukturwandel. Der Strukturwan¬
del darf aber nicht dazu führen, daß ganze Regionen
ins Abseits geraten.

Die Erneuerung der traditionellen Industrieregionen
unseres Landes ist die Aufgabe der Landespolitik. Es , Dbleibt bei dem, was ich in der Regierungserklärung
am 15 . August vergangenen Jahres hier gesagt habe:

Besondere Anstrengungen werden wir auch in
Zukunft in jenen Regionen unternehmen, die
besondere strukturelle Probleme haben oder in
denen solche Probleme schon heute absehbar
sind. Das gilt für den Emscher-Lippe-Raum und
für die einseitig strukturierten Kohlereviere um
Aachen , Heinsberg und das östliche Ruhrgebiet.

Mir liegt daran , daß wir den Zusammenhang nicht
übersehen.

Nach der Entscheidung gegen Bonn erwarten wir um
so mehr, daß Nordrhein-Westfalen jetzt nicht emeut
durch politische Entscheidungen zusätzlich belastet
wird.

(Beifäll bei der SPD)
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Wir wollen auch in Zukunft einen Strukturwandel
ohne soziale Brüche, und wir wollen keinen Kahl¬
schlag . Wir werden ihn nicht hinnehmen.

(Beifall bei der SPD)

Nach meinem Gespräch mit dem Bundeskanzler bin
ich zuversichtlich, daß wir das trotz großer , wieder¬
um politisch verursachter Schwierigkeiten schaffen
können.

Die Entwicklung neuer Perspektiven für Bonn setzt
voraus , daß die Bundesregierung möglichst schnell
darlegt, wie sie den Beschluß des Bundestages vom
30 . Juni 1991 versteht und wie sie ihn umzusetzen
gedenkt.

Wir erwarten bald konkrete Vorstellungen darüber,
was den ’Kembereich der Regierungsfunktion* aus¬
macht , der nach Berlin gehen soll. Wir erwarten
schon bald Vorschläge dafür, wie das Verwaltungs¬
zentrum der Bundesrepublik Deutschland organisiert
sein soll . Wir erwarten schon bald Vorschläge dafür,
welche neuen Funktionen und Institutionen von natio¬
naler und internationaler Bedeutung durch die Bun¬
desregierung und mit ihrer Hilfe in Bonn angesiedelt
werden sollen.

/ D V' 1 Die Aufgabenteilung zwischen Berlin und Bonn muß
Sinn machen. Wir werden dafür unsere Vorstellun¬
gen einbringen. Mit faulen Kompromissen wäre
niemandem gedient. Wir brauchen dauerhafte Lösun¬
gen , die die Funktionsfhigkeit der politischen Füh¬
rung und der obersten Bundesverwaltung stärken und
nicht schwächen. Davon läßt sich die Landesregie¬
rung bei allen Verhandlungen mit der Bundesregie¬
rung leiten.

Meine Damen und Herren, niemand kann gegenwär¬
tig sagen, wie viele Arbeitsplätze in Bonn letzten
Endes verlorgengehen werden . Es werden aber gewiß
so viele sein, daß die Vorstellung wohl unrealistisch
wäre , man könne die Verluste durch Verlagerung von
Bundeseinrichtungennach Bonn vollständig kompen¬
sieren . Es geht ja auch nicht um Reparatur oder
Ersatz, es geht um neue Perspektiven für Bonn. Die
Stadt wird in fünfzehn oder zwanzig Jahren ein ande¬
res Gesicht haben als heute.

Die Chancen sind gut. Bonn und die Region sind
nicht nur aufgrund ihrer geographischen Lage ein

attraktiver Standort im Europäischen Binnenmarkt . In
einem Umkreis von 200 Kilometern um Bonn woh¬
nen über 40 Millionen Menschen, jeder achte Ein¬
wohner der Europäischen Gemeinschaft.

Geschichte und Kultur, Landschaft und die Menschen
machen Bonn und die Region zu einer Stadt mit
hoher Lebensqualität.

Inzwischen gibt es viele Ratschläge und viele Vor¬
schläge für die künftige Entwicklung der Region
Bonn. Ich bin allen dankbar, die sich hier engagieren.

Ich will sagen: Bonn steht für den Föderalismus und
für die Westorientierung auch des vereinten Deutsch¬
land. Deshalb war es ein wichtiges Zeichen , daß sich
der Bundesrat am vergangenen Freitag dafür entschie¬
den hat, seinen Sitz in Bonn zu behalten und dem
Bundestag nicht automatisch nach Berlin zu folgen.

Bonn als Stadt des Föderalismus zu stärken , bedeutet
aber mehr, als den Bundesrat in Bonn zu belassen.
Dazu gehört zum Beispiel, daß Einrichtungenaus den
Bereichen Bildung, Wissenschaft und Kultur neu nach
Bonn und in die Region kommen , so wie das der
Bundestag am 20. Juni vorgesehen hat.

Meine Damen und Herren! Das macht aber nur dann
^p

Sinn, wenn die schon heute im Raum Bonn bestehen¬
den gemeinsamen Ländereinrichtungen und die Bund-
Linder -Einrichtungen - also die Kultusministerkonfe-
renz, die Bund-Länder-Kommission für Bildungspla¬
nung und der Wissenschaftsrat - in der Region blei¬
ben.

Ich wäre der Bundesregierung sehr dankbar , wenn sie
schnell klarstellte, daß auch die vielen Wissenschafts¬
organisationen im Raum Bonn/Köln erhalten bleiben
und möglichst gestärkt werden . Ich denke an die
Deutsche Forschungsgemeinschaft, an den Deutschen
Akademischen Austauschdienst, an die Alexander-
von-Humboldt-Stiftung und an die Arbeitsgemein¬
schaft der Großforschungseinrichtungen.

Mit dem Ausbau Bonns zu einer Wissenschaftsstadt
von europäischem Rang wäre es - es ist wichtig,
darauf hinzuweisen - nicht vereinbar , wenn der Bund
seine Absicht verwirklichte, die Großforschungsein¬
richtungen, zum Beispiel die Gesellschaft für Mathe¬
matik und Datenverarbeitung in Sankt Augustin und
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die DLR in Köln/Porz, finanziell zurückzu stutzen.
Das Gegenteil ist notwendig.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Bonn wirklich zu einem vielfältigen, leistungs¬
fähigen und zukunftsorientierten Wisseoschaftsstand-
ort von internationalemFormat werden soll , dann hat
das große Auswirkungen auf die traditionsreiche
Bonner Universität und auf die mit ihr verbundenen
Forschungseinrichtungen . In erster Linie wird es
darum gehen , Wissenschaft und Forschung noch
stärker als bisher auf Europa zu orientieren.

Die europäische Integration und die immer stärkere
[ntemationalisierung nicht nur der Wirtschaftsbezie¬
hungen verlangen neue Qualifikationen. Darauf sind
Unternehmen ebenso angewiesen wie Regierungen
und Verwaltungen . Hier sehe ich besondere Chancen
für Bonn . Die in über vier Jahrzehnten gewonnenen
internationalen Erfahrungen, die zahllosen Kontakte
und Verbindungen in alle Welt sind ein hervorragen¬
des Startkapital für die Zukunft der Stadt und der
Region Bonn.

Meine Damen und Herren ! Zur wachsenden Bedeu¬
tung von Wissenschaft und Forschung für die Region
wird auch gehören, daß es engeren Kontakt zwischen
der Universität und den Forschungseinrichtungenauf
der einen Seite und den Unternehmen auf der anderen
Seite gibt . Das ist auch eine wichtige Voraussetzungdafür , daß es gelingt, neue private Investoren nach
Bonn zu holen.

Die Landesregierung hat die Absicht, gemeinsam mit
Rheinland-Pfalz , der Stadt Bonn und den betroffenen
Kreisen eine StrukturfÖTderungsgesellschaft zu bilden,die sich weltweit um die Akquisitionprivater Investo¬
ren kümmern soll. Unser Ziel ist es, den erzwunge¬nen Strukturwandel als Chance zu begreifen, die
Wirtschaftsstruktur in der Region Bonn noch vielfälti¬
ger als bisher zu gestalten.

Dazu gehört eine neue Qualität der Zusammenarbeit
auch zwischen Köln und Bonn . Ich bin überzeugt:Der Köln/Bonner Raum war, ist und bleibt einestarke Region im Westen Deutschlands . Handel und
Medienwirtschaft , Messen und Kongresse, die Versi¬
cherungswirtschaft , der Dienstleistungssektor
schlechthin: Das sind schon heute Markenzeichen fürdie Wirtschaftskraft der Rheinschiene . Sie sind ein

wichtiger Pfeil für die künftige Entwicklung der
Region. Dabei vergessen wir weder die Chemische
Industrie noch den Fahrzeugbau.

Im Beschluß des Deutschen Bundestags vom
20. Juni 1991 ist ein "Ausgleich der finanziellen Son¬
derbelastungen Bonns und der Region durch die
Funktioosänderungen’ ausdrücklich zugesagt. Zu
diesem Zweck soll der Hauptstadtvertrag zwischen
der Bundesregierung und der Stadt Bonn zu einem"Bonn -Vertrag fortentwickelt werden"

. - Das war ein
Zitat.

Die Landesregierung hält es für unverzichtbar, daß es
über die geltenden Regelungen hinaus in jedem Fall
folgende drei Aufgaben in einem Bonn-Vertrag gere¬
gelt werden:

1 . Die Überlassung freiwerdender Liegenschaften
durch den Bund. Die Landesregierungverhandelt
mit dem Bund in der Erwartung, daß dieser
Grundstücke und Gebäude kostenlos zur Verfü¬
gung stellt. Genauso wichtig ist aber ein ver¬
bindlicher Zeitplan, in dem festgelegt wird,
w ann welche Flächen frei werden . Nur so kön¬
nen private Investoren oder Forschungseinrich¬
tungen gewonnen werden.

2. Notwendig sind klare Regelungen über die För¬
derung privater Investitionen und den Ausbau
der Infrastruktur. Die Landesregierung ist auf
kein einzelnes Instrument festgelegt . Sie erwartet
aber von der Bundesregierung Vorschläge, die
auch den Problemen für viele kleine Betriebe
und Unternehmen gerecht werden , die sich mit
der Verlagerung des Bundestags nach Berlin auf
neue Märkte einstellen müssen.

( D

3 . Teil des Bonn-Vertrags muß eine Vereinbarung
über einen Sonderfonds des Bundes , eine geziel¬
te StrukturhUfe des Bundes für die Region sein.
Ohne erbebliche Mittel des Bundes wird es nicht
möglich sein , die Veränderungen in der Region
Bonn so aufzufangen, daß keine dauerhaften
Schäden bleiben.

(Zustimmung des Abgeordneten Schultz
[SPD ])

Der Beschluß des Deutschen Bundestages und die
Entscheidungdes Bundesrats stellen Berlin und Bonn
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in ein besonderes Verhältnis zueinander. Das erfor¬
dert Verkehrs - und Kommunikationsverbindungen
zwischen beiden Regionen auf dem modernsten Stand
der Technik. Wenn die Arbeitsteilung zwischen Ber¬
lin und Bonn funktionieren soll , dann ist es nötig , die
Region sehr schnell an das ICE-Netz anzuschließen
und mit Berlin zu verbinden, aber auch mit Brüssel
und Süddeutschland . Daraus ergeben sich dann auch
neue Möglichkeiten für den Flughafen Köln/Bonn,
der im Blick auf Berlin-Verbindungen immer wichti¬
ger wird und der entscheidende Impulse für Messen
und Kongresse in der Region Köln/Bonngeben kann.

(Zustimmungdes AbgeordnetenSchultz
[SPD])

Zur funktionsfähigen Arbeitsteilung zwischen Berlin
und Bonn gehört auch ein modernes Telekommunika¬
tionsnetz zwischen beiden Regionen. Die Landesre¬
gierung erwartet, daß der Bund hier eine klare Priori¬
tät setzt.

Meine Damen und Herren! In den vergangenen Tagen
ist eine Diskussion um die Frage in Gang gekommen,
ob die konkrete Umsetzung des Beschlusses vom
20 . Juni in Gesetzesform geschehen soll oder nicht.
Ich kann verstehen, wenn es Bedenken gegen ein
Gesetz gibt , weil dadurch erneut eine emotionale
Debatte ausgelöst werden könnte. Ich vermute jedoch,
daß der Verzicht auf ein Gesetz mindestens ebenso
viele, von Mißtrauen geprägte Debatten auslösen
könnte. Deshalb glaube ich, daß alle politisch Verant¬
wortlichen gut beraten wären, sich auf dem Gesetzes¬
weg zu verständigen.

(Zustimmungeinzelner Abgeordneter der SPD)

Damit ließe sich vor aller Augen sicherstellen, daß
alle Teile des Beschlusses des Deutschen Bundestages
vom 20. Juni 1991 verbindlich sein sollen.

Die vergangenen Wochen und Monate haben gezeigt,
daß es möglich ist , über Parteigrenzen hinweg im
Interesse unseres Landes zusammenzuarbeiten. Diese
guten Erfahrungen müssen sich in den kommenden
Jahren bewähren.

Die Landesregierung begrüßt es deshalb, daß alle
Fraktionen des Landtags die Absicht haben, sich auch
hier im Parlament gemeinsam für die Zukunft Bonns
zu engagieren.

Ich wünschte mir, daß das auch in anderen Fällen
und für andere Regionen wieder möglich wäre,

(Beifall bei der SPD)

wo es um vitale Interessen unseres Landes geht.

Je ernsthafter wir das tun , um so eher können wir
hoffen, daß jene Menschen wieder Vertrauen in die
Politik gewinnen, die die Entscheidung des 20 . Juni
als schweren Schlag empfunden haben und noch
immer empfinden.

Die Menschen in den Montanregionen unseres Landes
haben die Erfahrung gemacht: Gerade in schweren
Zeiten können sie sich auf ihre Landesregierung
verlassen. Ich sage auch heute den Menschen im
östlichen Ruhrgebiet, im Emscher-Lippe-Raum und
im Raum Heinsberg: Wir werden für Ihre Zukunft
weiter hart arbeiten. Das verspreche ich auch den
Menschen in und um Bonn . Auch sie können sich auf
diese Landesregierungverlassen.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Fliehe : Herr Ministerpräsident, ich
danke Ihnen für die Regierungserklärung. Ich eröffne
die Beratung und erteile als erstem Redner Herrn
Abgeordneten Reul für die Fraktion der CDU das
Wort.

(Oh-Rufe bei der SPD - Zustimmung bei der
CDU)

Abgeordneter Reul (CDU): Frau Präsidentin! Meine
Damen ! Meine Herren! Heute, wenige Tage nach der
Pro-Berlin -Entscheidungdes Bundestages, wollen und
müssen wir gemeinsam nach vorne blicken. Ein Blick
zurück im Zorn dient niemandem, schon gar nicht
den Betroffenen, den Bürgerinnen und Bürgern in der
Bonner Region.

(Beifall bei der CDU)

Aber ausschließlich auf sie muß sich heute unser
Blick richten. Deshalb appelliere ich über alle Partei-
grenzen hinweg an alle politisch Verantwortlichen in
diesem Lande: Wenn wir in diesem Landtag für
etwas verantwortlichzeichnen sollten , dann doch für
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank ! - Ich erteile nun¬
mehr Herrn MinisterpräsidentenDr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Den Obersatz ' Die Schule ist für
die Schüler da ’ habe ich in der Regierungserklärung
an der Stelle gesagt , an der ich anschließend begrün¬
det habe, daß und warum wir eine solche gutachtliche
Stellungnahme erbitten wollen. Ich bin erstaunt dar¬
über , wie schnell das gegangen ist.

Wir haben soeben gehört, da seien Journalisten ge¬
steuert worden - hier gibt es keine Journalisten, die
sich steuern lassen , wie Sie wissen - ,

(Ha , ha ! bei der F . D . P. )

und wir hätten dann eine unterschiedliche Strategie
betrieben : am Samstag , am Sonntag , am Montag.

(Zuruf von der CDU : Krisenmanage-
ment !)

- Wir ' hätten Krisenmanagement betrieben.

Ich wundere mich über Oppositionsfraktionen, die ein
am Montag erscheinendes Gutachten von etwa tausend
Seiten so fundiert lesen können , daß sie am Dienstag
den Rücktritt des Kultusministersoder den des Mini¬
sterpräsidenten aus dem Gutachtenableiten 'können.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter
Reul [CDU ] : Herr Farthmann war noch
schneller !)

Ich wundere mich darüber, daß Sie das können . Ich
werde solche Konsequenzen nicht ziehen.

(Abgeordneter Hardt [CDU ] : Das wäre
auch ganz ungewohnt!)

Wenn soeben die Vertreterin der Fraktion die GRÜ¬
NEN gesagt hat , sie warte darauf, daß jemand Ver¬
antwortung übernehme , dann erkläre ich : Ich über¬
nehme diese Verantwortung ; denn ich bin der gewähl¬

te Regierungschef. Ich verantworte die gesamte Lan¬
despolitik im Rahmen der Landesverfassung. Und fch
bin stolz darauf, daß die Schulzufriedenheit in Noij-
rhein-Westfalen mit 76 % wesentlich höher ist als m
allen anderen Bundesländern.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der
CDU)

In der "Stuttgarter Zeitung ’ vom 18 . September ist
ein Artikel mit der Überschrift “Lehrer befürchten
Gutachtentransfer ’ zu Enden. In diesem Artikel wird
zu Recht unterstellt, daß das Kienbaum -Gutachten ein
Bestseller wird. Dann heißt es:

Die Lehrer in Baden-Württemberg sind nun
auch deshalb sehr hellhörig, weil vor einem
Jahr der Landesrechnungshof ähnliche
Einsichten publizierte, daß zu viele Lehrer¬
stunden durch Anrechnungen für außer¬
unterrichtliche Tätigkeiten verlorengingen,
daß insgesamt an den Grund- und Haupt¬
schulen nur drei Viertel der Lehrerarbeits¬
zeit für Pflichtunterricht verwendet würden.
Der damalige Kultusminister widersprach
der Rechnungshofsexpertise heftig , und
auch jetzt will man im Neuen Schloß von
einem Gutachtentransfernichts wissen.

Meine Damen und Herren! Sie sollten auch solche
Stimmen zur Kenntnis nehmen , und Sie sollten zur
Kenntnis nehmen , daß wir es in der Tat in den Ent¬
wicklungen der letzten Jahre mit neuen Fragestellun¬
gen an Schulorganisation und Schulstruktur zu tun
haben . Wenn es dazu neue Vorschläge gibt, wie wir
sie auch machen werden - etwa so, wie Sie, Herr
Kollege Reichel , sie angekündigt haben -, dann wer¬
den wir nicht nur genau zuhören, sondern auch ant¬
worten und unsere Position zu solchen Vorschlägen
darlegen.

Mit der Beauftragung einer Unternehmensberalungs-
Firma ging es uns um einen neuen Weg . Daß dieser
neue Weg - jedenfalls prima facie - richtig ist, kann
man daran erkennen, daß die Anfragen aus allen
anderen Ländern zunehmen, weil die Probleme der
Schulorganisation keine nordrhein-westfälische Spe-
zialtät sind. Es gibt allerdings auch nordrhein-west-
fälische Spezialitäten . Eine davon ist , daß kein ande-
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res Land heute über so viele Informationen zum
Schulwesen verfügt und sie für eine solche Unter¬
suchung zur Verfügung stellen kann, wie wir das
getan haben.

(Beifall bei der SPD)

Das Gutachten ist nicht Ersatz für Politik : es ist eine
Grundlage für rational nachvollziehbare politische
Entscheidungen. Wir werden Schritt für Schritt die
nötigen Konsequenzen ziehen . Wir werden bis zum
Jahresende erste Vorstellungen präsentieren . Dabei
wollen wir einen lebhaften, öffentlichen und offenen
Meinungsaustausch mit allen am Schulleben Beteilig¬
ten.

(Zuruf von der CDU: Jetzt schon?)

- Nicht jetzt schon, sondern jetzt besonders. Wir
haben diesen Meinungsaustausch immer gesucht und
gefunden , und wir haben dafür auch immer Partner
gehabt , von denen viele - wenn ich mir diesen Hin¬
weis erlauben darf - auf einem sehr viel höheren
Niveau argumentiert haben, als es die Rede von
Herrn Reul bei Ihnen vermuten läßt.

(Beifall bei der SPD)

Aber wer glaubt, Sie könnten uns auf dem Weg zu
einem offenen Dialog durch die Ankündigung von
Untersuchungsausschüssen und Staatskommissare
erschrecken , der irrt . Wir werden - die Unterschied¬
lichkeit der Argumente heute vormittag hat das deut¬
lich gemacht - auf zweierlei zu achten haben:

1 . Die Pädagogik ist der Betriebswirtschaft nicht
untergeordnet. Auch wenn die Sprache eines solchen
Gutachtens eine andere sein muß - deshalb haben wir
ja Untemehmensberater gefragt ist die Schule kein
Produktionsbetrieb. Aber Unbeweglichkeit und Ineffi¬
zienz in der Schulorganisation sind auch noch kein
Zeichen für pädagogische Qualität . Darüber muß man
ebenfallssprechen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

2 . Die Suche nach einer effizienteren Organisation
und Schulstruktur wird mich jedenfalls nicht daran
hindern, immer wieder öffentlichüber die Erfolge der

Schulpolitik in Nordrhein-Westfalen in den letzten
zweieinhalb Jahrzehnten zu sprechen. f-

(Beifall bei der SPD - Widerspruch des Abge^
ordneten Schauerte (CDU])

Dabei werde ich deutlich machen , was Fritz Holthoft,
Jürgen Girgensohn und Hans Schwier nacheinander
und gemeinsam mit der SPD-Landtagsfraktiönauf den
Weg und zustande gebracht haben.

(Beifall bei der SPD)

Ich werde auch an die Zeit erinnern, in der wir noch
einen liberalen Partner hatten, der uns in der Frage
der. Gesamtschule immer gedrängt hat

(Beifall bei der SPD)

und der sich in der Frage der integrierten Gesamt¬
schule nicht von Fritz Holtboff und von den Sozialde¬
mokraten übertreffen ließ.

(Zurufe von der F .D. P . - Abgeordneter Heidt¬
mann (SPD] : Das hört Ihr nicht gerne! )

Da werde ich an Wolfgang Heinz, Roswitha von
Bergmann , Liselotte Funke und Paul "Luchtenberg
erinnern und sagen : Die Liberalen haben einmal eine
große biidungspolitische Zeit gehabt. Laßt ihnen die
Erinnerung daran , vielleicht kommt sie wieder!

(Beifall bei (1er SPD - Widerspruch bei der
F . D . P . - Abgeordneter Dr . Rohde (F .D .P . J:
Wir sind an allem schuld . Wir bekennen es! )

- Nein! Wir verantwortendie Landespolitik. Und das
tun wir mit großem Stolz. Wo wir Fehler gemacht
haben, werden wir die Fehler herauszufinden ver¬
suchen und korrigieren . Aber nicht das, was Sie für
Fehler halten, muß der Fehler sein.

(AbgeordneterTschoeltsch (F .D .P.] : Aha !)

Es kann auch andere Losungswege als die geben , die
von Ihnen vorgeschlagen werden.

(Beifall bei der SPD)
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Nun mache ich eine letzte Bemerkung ; der Kultusmi¬
nister wird sich gleich noch äußern:

(Zuruf von der F. D . P . : Auch das noch !)
- Sie haben doch Zurufe gemacht , ich sollte etwas
sagen . Dann beschweren Sie sich doch nicht . Auchwenn ich gesagt habe , die Schule ist für die Schülerda , will ich jedenfalls mithelfen , daß die Diskussionum die Schulorganisationund Schulstruktur nicht zuUnrecht auf dem Rücken der Lehrerinnen und Lehrer
ausgetragen wird.

(Beifall bei der SPD)

Es ist bei den Lehrerinnen und Lehrern wie bei denPolitikern und bei denen in anderen Berufen : Jedervon uns hat ein Beispiel des Versagens, der Über¬
forderung bei dem einen oder dem anderen vor Au¬gen.

(Abgeordneter Dr. Posdorf (CDU] : Wir sehenihn gerade !)

.Aber einen Berufsstand , der mit über 150 000 Ange¬hörigen so engagiert und unter in den letzten zehnJahren erschwerten Bedingungen - etwa , um nur einenAspekt zu nennen , durch Zuzug , Übersiedler, Aus¬siedler, Asylbewerber - seine Arbeit tut , der sie ge¬genüber Kindern , die - aus Gründen , die ich hiernicht im einzelnen darlegen kann , als daß die Alterenin bezug auf die Miterzieher in der .VJediengesell-schaft getan haben - aus anderen Familientraditionenkommen, verrichtet, möchte ich jedenfalls stützen,

(Abgeordneter Dr. Rohde (F .D.P . ]: Das ist japrima !)

und zwaTauch dort, wo ich das , was schulorganisato¬risch zu korrigieren ist , korrigieren muß. Es darf alsokeine Lehrerschelte geben.

( Beifall bei der SPD - Beifall des AbgeordnetenDr . Vesper (GRÜNE ])

Darum danke ich denen , die im Interesse unsererKinder ihre Arbeit tun . Wir weiden sie an der Aus¬wertung des Gutachtens beteiligen . Wir werden regel¬mäßig über das berichten , was wir tun und Vorhaben.

Wir werden die guten und die anregenden Gedankenaus dieser Debatte aufgTeifen . Die anderen wollen Wir'so schnell wie möglich vergessen. - Herzlichen Danllt

(LanganhaltenderBeifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe: Ich danke dem Herrn Minister¬
präsidenten und erteile das Wort Herrn AbgeordnetenDr. Linssen für die Fraktion der CDU.

(Abgeordneter Dr. Farthmann ISPD] : PfeifenSie einmal Herrn Reul zurück!)

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) :*) Frau Präsiden¬tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Wer
gerade den Ministerpräsidenten gehört hat , hat einklassisches Beispiel für das "System Rau "- in diesemLande vernommen.

(Beifall bei der CDU)

Erstens : Das Gutachten in Auftrag zu geben , ist keine
Verzweiflungstat, sondern es ist die größte Errungen¬schaft dieser Regierung überhaupt. Es ist ein Muster¬
beispiel für Erneuerung. Da wird das Chaos bestätigt;da wird in dem Gutachten eine Bankrotterklärung parexceltance abgegeben - und dieser Ministerpräsidentwagt es , sich hierhinzustellen und zu sagen : " DiesesGutachten wird der größte Schlager in der Bundes¬republik. “

( Beifall und Heiterkeit bei der CDU)

Soll ich Ihnen einmal sagen, wie das "System Rau"weiter funktioniert? Dieses Gutachten ist so gut , daßnie ein Stück Kritik daran geübt worden ist . Ich habeweder vom Kultusminister noch vom Ministerpräsi¬denten Kritik daran gehört.
" Daraus müssen selbstver¬ständlich Konzequenzen gezogen werden , und ich binoffen für alle Anregungen, die hier in diesem Rundgegeben werden.

"

(Heiterkeit bei der CDU - Zuruf von der SPD)
Aber gleichzeitig: Wehe , da betreibt jemand Lehrer¬schelte! Ja, die umarmen wir doch auch noch alle,
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ren, Projektnehraer: Spitznas Maschinenfabrik und die
Ruhr-Universität Bochum.

Ich könnte das auf diese Art und Weise fortsetzen,
und Sie würden feststellen, daB sehr wohl im Bereich
der Technikgestaltungund
-eotwicklung , wie sie sich hier in Nordrhein-West¬
falen vollzieht, eine Kooperation mit der Praxis und
im Interesse von Praxis stattfindet und daß nicht
richtig ist , was Sie ausgefühlt haben, Herr Kollege
Hegemann : daß diese Praxis in Nordrhein-Westfalen
nicht vorhanden sei , aber dafür in anderen Bundes¬
ländern angetroffen werden könnte.

Ich denke , unsere Fraktion kann sich auf die Schwer¬
punkte verständigen, die von Minister Heinemann in
der Beantwortung der Großen Anfrage, aber jetzt in
der Diskussion auch vom Kollegen Riemer genannt
worden sind . Sie haben davon gesprochen: Wir müs¬
sen zu einem Zustand kommen , in dem die Gesell¬
schaft Technik selbst bewerten kann. Das ist ein
Grundkonsens , von dem wir ausgehen können. Ich
stimme Ihnen zu : Kriterien dazu brauchen wir, aber
nicht zu festgelegt , denn das , was wir unternehmen,
ist noch immer ein Suchprozeß.

' 1 Präsidentin Friebe : Herr Kollege , gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Abgeordneter Kuschke (SPD ) : Ich möchte zum
Schluß kommen.

In dem dritten Punkt kann ich Ihnen nur zustimmen:
Den von Ihnen angesprochenen Dialog mit den drei
Zielgnippen , wenn ich es einmal so formulieren darf
- Landesregierung , Parlament und Öffentlichkeit - ,
müssen wir sicherlich gemeinsam unterstützen.

Die Große Anfrage und die Antwort auf die Große
Anfrage haben meines Erachtens deutlich gemacht,
daß wir auf einem guten Wege sind, der sicherlich
noch nicht zu einem Ende geführt hat. - Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank, Herr Kollege!
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Bera¬
tung über die Große Anfrage ist damit geschlossen
und der Tagesordnungspunkterledigt.

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf:

Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten
Deutschland

Antrag
der Landesregierung
auf Zustimmungzu einem Staatsvertrag
gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landes¬
verfassung
Drucksache 11/2409

erste Lesung

in Verbindungdamit:

Verfahren zur verfassungsrechtlichen Prüfung

a) des § 3 a des Gesetzes über den
' Westdeutschen Rundfunk Köln'

b) des § 3 a des Rundfunkgesetzes
für das Land Nordrhein-Westfalen

1 BvF 1/91
Vorlage 11/634

Beschlußempfehlung
des Rechtsausschusses
Drucksache 11/2374

Ich eröffne die Beratung und darf zunächst Herrn
Ministerpräsidenten Dr . Rau das Wort zur Einbrin¬
gung erteilen.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Die Landesregierung mutet dem
Landtag mit der Einbringung des Staatsvertrages über
den Rundfunk im vereinten Deutschland eine ganze
Menge zu.
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(Zustimmung des Abgeordneten Dr . Vesper
[GRÜNE])

leb kann diejenigen von Ihnen verstehen, die sagen,
das sei an der Grenze des Zumutbaren. Der Landtag
soll innerhalb weniger Wochen über sechs umfangrei¬
che Rundfunkstaatsverträge beraten, die unter dem
Dach dieses einen Staatsvertragesgebündelt sind.

Wenn ich Ihnen das zumute , dann bin ich etwas
fröhlicher als heute morgen, weil ich soeben eine dpa-
Meldung bekommen habe, daß das zweite Parlament,
nämlich der Saarländische Landtag, die sechs Staats¬
verträge heute gebilligt hat,

(Abgeordnete Hieronymi [CDU]: Ich habe
großes Verständnis dafür !)

und er hat das einstimmig getan.

(Weitere Zurufe von der CDU)

- Es sind die gleichen Staatsverträge, und 16 Mini¬
sterpräsidenten haben diesen Staatsverträgen zuge¬
stimmt.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE] : Haben die im
Saarland die Verträge auch beraten? - Abgeord¬
neter Schultz-Tornau [F .D .P . ] , an Abgeordnete
Höhn [GRÜNE] gewandt : Ja , die bekommen
aber das Geld von den anderen Ländern !)

Es geht um großen Zeitdruck. Aber es geht um ein
Vertragswerk, das die Strukturen des dualen Rund¬
funksystems in Deutschland bis ins nächste Jahrtau¬
send prägen wird . Der Staatsvertrag soll das tun,
obwohl in den vergangenen Monaten nur wenig Gele¬
genheit bestanden hat , dieses Vertragswerte hier im
Landtag eingehend zu erörtern. Sie wissen , daß der
Staatsvertrag erst in den Monaten Juni , Juli und Au¬
gust Gestalt angenommen hat.

Ich möchte Sie, meine Damen und Herren, gleich¬
wohl bitten , diese Zumutung auf sich zu nehmen . Das
Verfahren, in dem dieser Staatsvertag erarbeitet wor¬
den ist , war von Anfang an ungewöhnlich. Auch die
Regierungschefs der 16 Länder standen unter einem
großen Zeitdruck. Es ist ihnen gelungen, sich trotz
unterschiedlicher medien- und standortpolitischer

Interessen innerhalb von nur vier Monaten auf diese
sechs Staatsverträgezu verständigen • sechs Staatsver¬
träge in vier Monaten! Wir erinnern uns: In den
achtziger Jahren hatten die Regierungschefs von elf
Lindem noch vier Jahre für einen Staatsvertrag ge¬
braucht, nämlich für den Rundfunkstaatsvertrag.

Es gab für meine Kollegen und für mich zu dieser
zügigen Entscheidung keine Alternative; denn wir
wußten: Wenn diese Staatsverträge nicht bis Ende
dieses Jahres in allen Länderpariamenten ratifiziert
sind, wird das duale Rundfunksystem in der Bundes¬
republik dauerhaften Schaden nehmen. Ungewöhnli¬
che Zeiten erfordern nun einmal ungewöhnliche Ver¬
fahren. Dabei ist klar: Um eine zügige Verständigung
der Regierungschefs zu ermöglichen, mußte jeder der
Beteiligten von seinen ursprünglichen Vorstellungen
Abstriche machen . Das gehört zum Wesen von Kom¬
promissen.

Es gibt bei diesem Vertragswerk keine Sieger und
keine Verlierer. Der Vertrag spiegelt die Unterschiede
der jeweiligen Länderpositionen ebenso wider wie das
feste Fundament gemeinsamer Überzeugungen und
Interessen. Dieser Staatsvertrag über den Rundfunk
im vereinten Deutschland ist ein sensibel austariertes
Gefüge von Kompromiss« ! , in dem jeder einzelne
Baustein für die Stabilität des Ganzen eine wichtige
Funktion hat.

Der Zeitdruck, unter dem wir alle stehen , ergibt sich
aus der Notwendigkeit, bis zum Ende dieses Jahres in
den alten und den neuen Ländern eine einheitliche
Rahmenordnung für den Rundfunk zu schaffen. Er
ergibt sieb auch nicht zuletzt aus den zeitlichen Vor¬
gäben des Einigungsvertrages. Danach ist im Rund¬
funkbereich die Zeit der Provisorien und Ubergangs¬
einrichtungen auf dem Gebiet der ehemalig « ! DDR
bis Ende 1991 begrenzt.

Es gilt deshalb , noch in diesem Jahr eine Rechtsord¬
nung zu schaffen , mit der wir auch im Rundfunk den
Weg zur Einheit Deutschlands ebnen können . So
gesehen , meine Damen und Herren , ist dieser Staats¬
vertrag ein Dokument der medienpolitischen Hand¬
lungsfähigkeitder sechzehn Länder, ein Exempel für
die Funktionsfähigkeitdes kooperativen Föderalismus
in der Medienpolitik.
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(AbgeordneterBüssow [SPD ] : Sehr wahr!)

Der Staatsvertrag zeigt: Die Linder sind sehr wohl in
der Lage , trotz gegensätzlicher Standortinteressenund
unterschiedlichermedienpolitischerPositionen in sehr
kurzer Zeit ein Vertragswerk zu fixieren, das für
niemanden gänzlich befriedigend ist , das aber gleich¬
wohl oder gerade deshalb die gemeinsamen Belange
im Interesse und zum Nutz« ! aller regelt.

Der Staatsvertrag zeigt auch: Es gibt keinen Gegen¬
satz zwischen der Regelungskompetenz der Länder
und der Notwendigkeit bundeseinheitlicherRahmenre¬
gelungen , zwischen regionaler Vielfalt und bundes¬
staatlicher Einheit. Die Philosophie dieses Staatsver¬
trages heißt: Es ist besser , miteinander den gemein¬
samen Vorteil zu suchen, als gegeneinander zu arbei¬
ten , um den eigenen Vorteil auf Kosten aller anderen
zu mehren.

Der Staatsvertrag schafft für den öffentlich-rechtlichen
und den privaten Rundfunk in Deutschland ein dau¬
erhaft tragfähiges Fundament. Ich werbe dafür, dieses
Fundament nicht deshalb in Frage zu stellen , weil
einige seiner Bausteine nicht so geraten sind, wie es
sich mancher - auch ich selber - gewünschthätte.

' 1 Dieser Staatsvertrag ist die Magna Charta für das
duale Rundfunksystem im vereinten Deutschland. Er
bietet öffentlich -rechtlichen und privaten Veranstaltern
auf lange Sicht Planungs - und Rechtssicherheit. Er
sichert den Bestand und die Entwicklungsfähigkeit
beider Systeme und macht zwischen ihnen eine fairen
Wettbewerb möglich.

Meine Damen und Herren, ich möchte den medien po¬
litischen Ertrag, den dieser Staatsvertrag für den
Rundfunk in Deutschland und in Nordrhein-Westfalen
erbringt , kurz in einigen Punkten zusammenfasssen:
Der Staatsvertrag sichert die finanzielle Leistungs¬
fähigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunk in der
ersten Hälfte der 90er Jahre . Ich spreche damit den
Artikel 5 des Staatsvertrages an , den Rundfunkfman-
zierungsstaatsvertrag , der Regelungen über die Erhö¬
hung der Rundfunkgebühr zum 1 . Januar 1992 ent¬
hält.

Mir fällt es gerade in dieser Zeit schwer , für eine
Erhöhung der Rundfunkgebühren zu werben . Jeder

erfährt in diesen Tagen an seinem eigenen Geldbeutel,
daß die deutsche Einheit nicht zum Nulltarif zu haben
ist . Sie zu vollenden, wird Opfer kosten - und das
noch auf lange Sicht. Manche hatten das schon vor
der Bundestagswahl gesagt, andere erst hinterher.

Aber ich sehe zur Erhöhung der Rundfunkgebühren
keine Alternative- So sieht es auch die KEF , die
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs. An¬
ders als bei früheren Gebührenerhöhungen haben die
Regierungschefs der Länder diesmal die Empfehlun¬
gen der KEF übernommen. Die Gebührenerböhung,
die im Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag festgelegt
ist , liegt voll auf der Linie der KEF-Vorschläge. Da
teile ich durchaus nicht die Meinung, die Frau Hiero¬
nymi in der Plenardebatte am II . Juni zu diesem
Thema vertreten hat . Frau Hieronymi sagte, die KEF
habe ihre Berechnungen "nur aufgrund notdürftiger
Unterlagen * erstellt. Sie hielt allen sechzehn Länder¬
regierungschefs vor , sie hätten die Gebührenerhebung
"ohne gründliche Prüfung * des KEF-Berichtes be¬
schlossen.

Ich kann diese Urteile nicht nachvollziehen. Sie wer¬
den durch die Fakten nicht gestützt. Ich will deshalb
an die Fakten erinnern: Der Kommission lagen für
ihre Berechnungen seit Ende Februar 1991 die detail¬
lierten mittelfristigen Finanzplanungen von ARD und
ZDF vor. Diese Unterlagen waren qualitativ und
quantitativ durchaus mit denen vergleichbar, die der
Kommission in früheren Jahren vorgelegt worden
waren. Die sechzehn Sachverständigen in der Kom¬
mission haben diese Unterlagen in monatelanger,
intensiver Arbeit eingehend analysiert. Sie haben
dabei an den Finanzbedarfsanmeldungen von ARD
und ZDF umfangreiche Korrekturen nach unten vor-
genommen : Die Ansätze der ARD wurden von der
Kommission um 1,29 Milliarden DM und die Ansätze
des ZDF um 1,077 Milliarden DM gekürzt.

Auf dieser Grundlage ist die Kommission dann zu
dem Ergebnis gekommen: Zur Sicherung des Bestan¬
des und der Entwicklung von ARD und ZDF ist eine
Erhöhung der Rundfunkgebühr um 2,30 DM zum
1 . Januar 1992 bei dreijähriger Laufzeit erforderlich.

Diese Zahl haben die Regierungschefs der Länder
übernommen. Sie sind nur in der Frage der Laufzeit
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der Gebührenerhebung von der Empfehlung der Kom¬
mission abgewichen. Die Kommission hatte drei Jahre
empfohlen; der Staatsvertrag geht von einer vierjäh¬
rigen Laufzeit aus . Die Landesregierung hatte die
Möglichkeit, diesen Bericht gründlich zu prüfen. Die
Staatskanziei bat an der Erarbeitung dieses Berichts
mitgewirkt. Deshalb waren mir die Ergebnisse der
Untersuchungen schon im Mai bekannt.

Sie können sicher sein: Ich habe mir die Entscheidung
über die Gebührenerböhimg nicht leicht gemacht. Sie
ist das Ergebnis vieler Analysen und Untersuchungen.

Deshalb sage ich auch: Leichtgewichtige Pauschalar-
gumente taugen nicht zur Kritik an dieser Entschei¬
dung. Wer die Gebührenentscheidung der 16 Regie¬
rungschefs kritisiert , der muß nachweisen, in welchen
Punkten die Berechnungen der Kommission falsch
oder unzulänglich sind, der muß gegen die Analysen
der Kommission mit konkreten Zahlen und Kalkula¬
tionen argumentieren, der muß im einzelnen begrün¬
den , warum er die Dinge anders sieht als z. B . Ger-
hart Baum , der am 14 . Juni im Deutschen Bundestag
gesagt hat: " Wir müssen uns an dem KEF-Gutachten
orientieren.

"

Im Zusammenhang mit der Gebührenentscheidung
haben die Regierungschefs aller Länder folgende
Protokollerklärung abgegeben:

Die Regierungschefs der Länder nehmen in Aus¬
sicht, im Laufe der ab 1 . Januar 1992 beginnenden
Gebührenperiode mit ARD und ZDF Möglichkei¬
ten verbesserter Leistungs- und Wettbewerbsfähig¬
keit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ange¬
sichts der nationalen und internationalen Rund¬
funkentwicklungen zu erörtern. Darüber hinaus
werden ARD und ZDF gebeten , in Zusammen¬
arbeit mit der KEF bis zu deren neuntem Bericht
Lösungen zu entwickeln, wonach alle Rundfimk-
anstalten nach einheitlichen Kriterien auf ihre
Wirtschaftlichkeit überprüftwerden können.

So weit die Protokollnotiz.

Meine Damen und Herren, meine Kollegen und ich
wollen mit dieser Erklärung Maßnahmen einleiten, die
dem Ziel dienen sollen , die Instrumente zur Kontrolle
des wirtschaftlichen und effizienten Mitteleinsatzesbei

ARD und ZDF weiter zu verfeinern und zu verbes¬
sern.

In einer weiteren Protokollerklärung drücken die
Regierungschefs ihre Erwartung aus , daß die ARD
das Finanzausgleichssystemfortentwickelt. Ziel dieser
Weiterentwicklung muß es sein, überproportional
belastete, sogenannte gebende Anstalten wie den
WDR zu entlasten und die Finanzstruktur der neh¬
menden Anstalten dauerhaft zu verbessern . Dabei
erwarte ich, daß der SFB auf mittlere Sicht aus dem
Kreis der nehmenden Anstalten herausfallen kann und
daß in Brandenburg eine neue Anstalt entsteht , die
nicht auf den Finanzausgleich angewiesen ist.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU]: Hört, hört !)

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertragsieht darüber
hinaus eine Gebührenerhöhung von 1 DM für die
Finanzierung von Investitionen in den neuen ARD-
Anstalten vor , und er hat eine Gebührenerhöhung von
je 75 Pfennig für den bundesweiten Hörfunk und den
europäischen Fernsehkulturkanal zum Inhalt . Alle
diese Erhöhungsbeträge stehen im Einklang mit den
Berechnungen der Kommission zur Ermittlung des
Finanzbedarfs.

Für mich , meine Damen und Herren , ist dabei vor
allem folgendes von Bedeutung: Der Staatsvertrag
schafft die finanziellen Voraussetzungen dafür, daß
die publizistischenund die kulturellen Ressourcen des
Deutschlandfunks, des RIAS-Hörfunks und von DS-
Kultur weitgehenderhalten bleiben können . Er sichert
auch die finanziellen Grundlagen für die Übernahme
dieser Institutionen in die Länderhoheit.

Die Regierungschefs der Länder haben dazu im Juli
beschlossen, daß ARD und ZDF eine Gemeinschafts¬
einrichtung zur Veranstaltung nationalen Hörfunks mit
Sitz in Köln gründen. Die Einrichtung wird an zwei
Standorten, in Köln und Berlin , drei werbefreie Hör-
funkprogramme betreiben. Es wird in den nächsten
Monaten die Aufgabe der Länder sein , diese Rahmen¬
vereinbarung mit Leben zu erfüllen und für den natio¬
nalen Hörfunk in Deutschland eine solide staatsver¬
tragliche Grundlage zu schaffen.

Über den europäischen Femsehkulturkanal ist in
diesem Hause schon eingehend debattiert worden.
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(Abgeordneter Büssow [SPD ] : Wohl wahr!)

Ich will dazu nur sagen : ARD und ZDF müssen beim
Satellitenfemsehen ihre Ressourcen konzentrieren,
statt sie auf immer mehr Projekte zu verteilen.

(Zustimmung bei der SPD)

Sie müssen ihre Mittel in erster Linie für die Produk¬
tion neuer Programme und nicht zur technischen
Verbreitung und Administration von Wiederholungen
einsetzen.

(Erneut Zustimmungbei der SPD)

Die Entscheidung der Regierungschefs für die Finan¬
zierung des europäischen Femsehkulturkanais aus
Gebühren ist dementsprechend auch nicht als Freibrief
für ARD und ZDF zu verstehen , die Anzahl ihrer
Programme inflationärauszuweiten.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Noch besser!)

Im Gegenteil : Alle Regierungschefs haben in einer
Protokollerkläning ARD und ZDF gebeten, Möglich¬
keiten einer Zusammenführung ihrer Femsehsatelli-

_ tenprogramme zu prüfen . Darüber hinaus enthält der' Staatsvertrag in § 18 des Artikels 1 , des Rundfunk-
staatsvertrags , klare Regelungen für eine Begrenzung
der Fernsehprogramme von ARD und ZDF.

Meine Damen und Herren , Sie kennen die Debatte,
die unter den Stichworten "EuroNews" und "West-
schiene" in den vergangenen Monaten geführt worden
ist . Mir kam diese Debatte zuweilen wie ein " Ball
verkehrt " vor. Diejenigen , die noch vor wenigen
Jahren vehement gegen die sogenannte Kanalverstop¬
fungspolitik von ARD und ZDF zu Felde gezogen
waren , streiten nun für einen neuen öffentlich-recht¬
lichen Femsehkanal . Die ehemaligen Bannerträger des
privaten Fernsehens versuchen nun mit Verve , öffent¬
lich -rechtliche Marktzutrittsbafrieren gegen einen
neuen privaten Femsehveranstalter zu errichten. Und
für das private Fernsehen ergreift nun eine Landes¬
regierung Partei , die noch vor wenigen Jahren aus
dem tiefen Süden der Republik beschuldigt worden
war , die Kanalverstopfungspolitik der Öffentlich-
Rechtlichen zu unterstützen.

(Abgeordneter Schultz-Tornau [F. D . P .] : Jetzt
heißt es : Sie haben den Kanal noch lange nicht
voll !)

Ich plädiere in dieser Debatte dafür, über die stand¬
ortpolitische Passion nicht die ordnungspolitische
Vernunft zu vergessen. Es ist gut und es belebt den
Wettbewerb, wenn die Länder mit Engagement Me¬
dienstandortpolitik betreiben. Aber es ist nicht gut,
wenn standortpolitische Leidenschaft dazu führt , daß
medienpolitische Grundsätze mit leichter Hand über
Bord geworfen werden.

(Abgeordneter Büssow [SPD ] : Sehr gut !)

Zu diesen Grundsätzen, auf die sich alle Länder in
den Staatsvertragsverhandlungen verständigen konn¬
ten, gehört vor allem einer: Die Werbegrenzen im
öffentlich-rechtlichen Rundfunk sollen nicht verändert
werden, auch nicht über den Umweg von Euro-News.

Ich habe mich in den Staatsvertragsverhandlungen
dafür eingesetzt , den erhöhten Finanzbedarfvon ARD
und ZDF in den kommenden Jahren durch mehr
Gebühreneinnahmenund nicht durch mehr Werbezei¬
ten zu decken . Ich habe dazu viele bittere Briefe
bekommen.

Mehr Werbezeiten für ARD und ZDF - das würde
bedeuten: Die Marktzutrittschancen für neue private
Femsehveranstalter würden sich drastisch verschlech¬
tern . Die Existenz der kleineren privaten Femsehver¬
anstalter neben RTL plus und SAT 1 würde gefähr¬
det. Die Vielfalt im privaten Fernsehen würde beein¬
trächtigt. Die Chancen für RTL plus und SAT 1,
stärker auf Eigen- und Auftragsproduktionen als auf
Konserven zu setzen, würden geschmälert.

So bin ich froh darüber, daß sich alle Regierungschefs
auf diese Position verständigen konnten . Es bleibt bei
den Werbegrenzen im öffentlich-rechtlichen Rund¬
funk . Die Kräftebalance im dualen Rundfunksystem
der Bundesrepublikbleibt gewahrt.

Mich freut auch , daß alle Länder im Rundfunkstaats¬
vertrag ihre Absicht erklärt haben - ich zitiere
"zusätzliche Übertragungsmöglicbkeiten für private
Veranstalter , auch für den Westschienenveranstalter,
zu gewinnen . "
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Schon in der Präambel des geltenden Rundfunkstaats¬
vertrages von 1987 war festgelegt worden, daß die
drei über den Rundfunksatelliten TVSat verbreiteten
privaten Femsehvollprogramme - ich zitiere - "bun¬
desweit möglichst gleichgewichtig" mit terrestrischen
Femsehfrequenzen versorgt werden sollen. Diese drei
Programme sind RTL plus für die Nordschiene,
SAT l für die Südschiene und die Westschiene.

RTL plus und SAT 1 haben in allen elf Ländern der
Bundesrepublik Femsehfrequenzen bekommen, die
Westschiene noch nicht . Hier besteht noch ein großer
Nachholbedarf. Ich erwarte, daß alle Länder ihren
Beitrag dazu leisten , diese drei Femsehveranstalter
möglichst gleichgewichtig mit Frequenzen auszustat¬
ten.

Der vorliegende Staatsvertrag enthält noch eine Viel¬
zahl weiterer Regelungen, die medienpolitisch bedeut¬
sam sind . Das deutsche Rundfunkrecht wird an euro¬
päische Regelungen und an die neue Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts angepaßt. Im Rund¬
funkstaatsvertrag sind effektive Regelungen enthalten,
die der Entstehung vorherrschender Meinungsmacht
im Rundfunk und der Gefahr von Medienkonzentra-
tion entgegenwirkt.

Das ZDF wird die nationale Femsehanstalt der alten
und der neuen Länder. Dementsprechend wird die
Zusammensetzungder ZDF-Gremien neu geregelt und
veränderten gesellschaftlichen Verhältnissen angepaßt.
Der geltende ZDF -Staatsvertrag ist immerhin schon
fast 30 Jahre alt.

Die Werberegelungen für den privaten Rundfunk
werden ein Stück weit liberalisiert.

Meine Damen und Herren! Das vorliegende Vertrags¬
werk ist die Grund- und Rahmenordnung für den
Rundfunk im vereinten Deutschland. Es soll Bewähr¬
tes konsolidieren, von der Zeit Überholtes durch
Neues ersetzen und ein in ganz Deutschland geltendes
Normensystemschaffen, das auf Dauer Bestand haben
kann und das die deutsche Rundfunkordnung in die
europäische Medienlandschafteinbettet.

Insgesamt gesehen ist dieses Vertragswerk ein abge¬
wogener und sachgerechter Kompromiß. Mit ihm
werden öffentlich-rechtliche und private Veranstalter

gleichermaßen vernünftig leben können. Zwar wird es
in den Ländern über diesen Vertrag keine ungeteilte
Begeisterung geben , weil wir alle von unseren Forde¬
rungen Abstriche machen mußten. Es bleibt aber die
Einsicht, daß die Länder ihre Handlungsfähigkeit in
einer schwierigen Situation eindrucksvoll bewiesen
und ein Vertragswerk geschaffen haben, in dem sich
alle Seiten wiederfindenkönnen.

Ich bitte deshalb, daß der Staatsvertrag in diesem
Haus eine breite Mehrheit findet.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : leb danke Ihnen , Herr Minister¬
präsident. - Für die Fraktion der SPD erteile ich

(Zurufe)

- nein, möchten Sie nicht? - Herrn Abgeordneten
Büssow das Wort.

Abgeordneter Büssow (SPD) : Frau Präsidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich dachte,
daß die CDU, die Opposition, die Gelegenheitwahr¬
nehmen wollte, auf den Ministerpräsidenten zu ant¬
worten. Wenn Sie aber verhindern wollen, daß ich
nach Ihnen rede , weil sie sich vielleicht davor fürch¬
ten, will ich gern die Reihenfolge einhalten.

(Widerspruch bei der CDU - Zuruf der Abge¬
ordneten Robels-Fröhlich (CDUJ)

- Entschuldigung, es gibt doch wirklich Grund dazu,
Frau Röbels!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben
es mit sechs Rundfunkstaatsverträgen auf einmal zu
tun - übrigens ein Novum in der Geschichte der
Rundfunkentwicklungin Deutschland. Wie es in der
Begründung zum Rundfunkstaatsvertragsentwurf
heißt, ist es das Ziel des Rundfunkstaatsvertrages, ein
in den alten und neuen Ländern gleichermaßen gelten¬
des staatsvertraglichesRundfunkrecht zu schaffen.

Einige von Ihnen wissen, wie schwer es war, 1987
den Rundfunkstaatsvertragzur Neuordnung der Rund-
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aufstellen , die für mich als Liberale fast an die
Schmerzgrenze gehen . Aber wir müssen, um der
Gewalt begegnen, zu können , auch Dinge wagen, die
auch diesen Menschenunter Umständen weh tun.

Meine Damen und Herren , Sie merken: Ich suche
nach den Worten, weil mir auch angesichts dieser
Ereignisse einfach manche Worte fehlen. Aber ich
denke, wir müssen miteinander reden, um gerade
schlimmere Gewalt in dieser Gesellschaft zu verhin¬
dern . - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei F .D.P. und SPD sowie bei Abge¬
ordneten der CDU und der GRÜNEN)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank! - Für die Landes¬
regierung erteile ich Herrn Ministerpräsidenten
Dr. Rau das 'Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Die Ereignisse dieser Tage, von
denen und über die der Landtag gerade spricht , kam
man in der Tat wohl nur so ansprechen, wie es meine
Vorrednerin eben auf eine mich sehr bewegende
Weise getan hat.

Ich komme gerade von einer Reise nach Brandenburgzurück und habe heute nacht mit dem brandenburgi-schen Ministerpräsidenten über die Frage gesprochen,wie ein Rock -Konzert von rechts in der Nähe von
Cottbus wohl ohne Gewalt zu Ende geführt werden
könne. Nordrhein-Westfalen hat dabei zu helfen ver¬
sucht.

Ich bin dann heute morgen mit dem Herrn Bundes¬
präsidenten bei Asylbewerbern gewesen . Wir haben in
Bochum mit Asylbewerbern , mit Journalisten und mit
den Anwohnern gesprochen . Der Bundespräsident hat
in dem anschließenden Pressegespräch sehr eindring¬lich darauf hingewiesen , wir sollten nicht vergessen,daß es eine Fülle von gutem Umgang zwischen Deut¬
schen und Ausländem bei uns in Deutschland gibt,daß wir denen zu danken haben , die von beiden Sei¬
ten aufeinander zu - und nicht aufeinander losgehen.
Die Fülle der schrecklichen Nachrichten kann uns- auch aufgrund der Eigengesetzlichkeit von Massen-

. medien - ein falsches Bild geben . Davor sollten wir
uns hüten.

Aber es ist richtig: Es kommt auf die Taten an und
nicht auf die Worte. Über diese Taten zu sprechen ist.
nötig; aber dazu braucht man Worte . Und hier stelle
ich fest : Das Gespräch beim Bundeskanzler mit den
Parteien hätte einen besseren Verlauf nehmen können,
wenn es nicht durch einseitige Attacken publizistisch
vorbereitet worden wäre: Wenn die Sozialdemokraten
der Änderung des Art. 16 nicht zustimmten, werde
man anschließend nur noch von SPD-Asylanten spre¬
chen. So der Generalsekretär der CDU, Volker Rühe.

(Zurufe von der SPD)

Ich habe hier in der letzten Debatte gefragt - und ich
habe es in einer Anfrage formuliert - : Wird denn die
Bundesregierung ein einheitliches Konzept vorlegen?
Und Herr Kollege Schauerte hat zweimal gesagt, er
hoffe das und er wünsche das.

(Zustimmung des Abgeordneten Schauerte
[CDU ))

Es ist nicht geschehen . Die Bundesregierung hat zur
Änderung des Art. 16 GG keine einheitliche Mei¬
nung . Wir warten auf die einheitliche Meinung der ([
Bundesregierung , schon deshalb , damit nicht die
Änderung des Art. 16 in Wirklichkeit als ein Schlag¬
stock mißbraucht und nicht als ein Argument einge¬
setzt wird.

(Beifall bei der SPD)

Sie fragen nach den Taten der Landesregierung. Seit
über einem Jahr liegen unsere Anträge auf Beschleu¬
nigung der Verfahren im Bundesrat , Anträge Nord¬
rhein -Westfalens , weil es in der Tat keine Lösung ist,
wenn wir jetzt in langwierige Diskussionen kommen
und die Verfahren auf der Bundesseite weiterhin
19 Monate dauern.

Wir haben seit vielen, vielen Jahren darum gekämpft,daß Zirndorf und die Nebenstellen von Zirndorf
erweitert werden, weil die Menschen nicht nur Asyl
suchen , sondern auch Sicherheit suchen und weil sie
wissen sollen und wissen müssen, ob sie eine Chance
haben , hier zu leben , oder wir ihnen die Chance
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aufgrund unserer Verfassung und aufgrund unserer
Gesetze verweigern müssen . Die Verfahren dauern zu
lange.

Wir haben jetzt in die Verhandlungen der Parteien,
die ja am 8 . Oktober und dann am 10 . Oktober fort¬
gesetzt werden , den Vorschlag von Sammelunterkünf-
ten in der Verantwortung des Bundes eingebracht.
Der Bundesinnenminister hat in einem ersten Ge¬
spräch gesagt , zu einer solchen Verantwortung des
Bundes sei er so nicht bereit. Darüber muß geredet
werden, darüber wird geredet. Das ist nicht nur eine
SPD-Forderung. Ich hoffe, daß wir im Oktober in der
Verkürzung der Verfahren zu klaren Schritten kom¬
men . Ich hoffe, daß diese Verkürzung der Verfahren
dann auch zu einer Reduzierung der Asylbewerber¬
zahlen führt.

Das Problem aber, meine Damen und Herren, ist
doch, daß manches in der öffentlichenDiskussion den
Eindruck erweckt, als würde uns die Veränderung des
Grundgesetzes oder der Gesetze oder eine andere
Anwendung der Gesetze von Asylbewerbern freistel-
len . Davon kann doch keine Rede sein!

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Lins-
sen [CDU] : Das sagt doch keiner!)

Wir leben im Jahrhundert der Flüchtlinge.

(Abgeordneter Dr. Rohde [F . D .P . ] : Es geht
doch um Mißbrauchveihinderung!)

- Um Mißbrauchverhinderung, Herr Rohde, geht es
im Artikel 16 GG.

(Abgeordneter Dr. Rohde [F . D . P . [ : Und 19 ! -
Beifall bei der CDU)

Man kann auch unterhalb des Artikels 19 GG etwas
tun. Der Mißbrauch bezieht sich aber nur auf das
Asylrecht und nicht auf die Flüchtlingskonvention.

(Beitäll bei der SPD und den GRÜNEN)
*

Da haben wir schon wieder eine neue Diskussion.

(Abgeordneter Dr . Rohde [ F . D . P . J : Man soll
nicht erneut Illusionen wecken !)

- Herr Kollege Rohde , es wäre ja interessant zu hö¬
ren, wie die F . D . P. zur Änderung des Artikels 16
GG steht.

(Abgeordneter Dr . Rohde fF . D . P . ] : Sie ist
unterschiedlicherMeinung!)

Der Vorsitzende der F . D . P . hat sich eindeutig gegen
eine solche Veränderung ausgesprochen.

(Abgeordneter Dr. Rohde [F .D .P -1: Ich bin
dagegen; aber es gibt unterschiedlicheMeinun¬
gen in diesem Bereich , bei Ihnen wie bei uns !)

- Es gibt auch bei uns den einen oder anderen - einige
Namen sind hier genannt worden - , der gesagt hat,
daß es wohl nicht ohne die Änderung des Artikel 16
GG gehen wird.

(AbgeordneterBüssow [SPD1: Aber wenige !)

- Das sind wenige. Manche von ihnen sagen , wir
müssen den Artikel 16 GG vielleicht indem , um den
Schlagstock wegzunehmen . An der Situation wird sich
aber nicht viel ändern.

Die Situation ist so , daß wir nur mit mühsamen und
kleinen Ansätzen neuer Flüchtlingspolitik helfen ( D'
können. Wie mühsam das ist, weiß ich seit zwei
Jahren.

Sehen Sie sich die Aktivitäten an, die wir im Augen¬
blick in den Ländern Osteuropas unternehmen und
über die der Hauptausschuß heute vormittag gespro¬
chen hat, werden Sie sehen: Wir versuchen , an die
Wurzel der Probleme heranzukommen.

Aber die aufgeheizte Diskussion dieser Wochen und
Monate hilft uns nicht, die Gemeinsamkeitzu finden,
die wir suchen . Ich werde mich weiter um diese
Gemeinsamkeit bemühen . Ich werde mich weiter
gegen jede Formulierung wenden, die Ausländerhaß
möglich macht und die Fremdenangst in Fremdenhaß
zu verwandeln droht.

(Beifall bei der SPD)

Vielleicht, Frau Kollegin Höhn , habe ich da nicht nur
eine christliche Vergangenheit, sondern auch eine
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christliche Gegenwart. Ich bemühe mich jedenfalls
darum.

(Beifall bei der SPD)

Denn mit Vergangenheit ist so etwas nicht zu bewälti¬
gen!

(Abgeordneter Hellwig [SPDJ : Im Gegensatz
zum ScheinchristLinssen !)

Leichte Lösungen kenne ich nicht. Das Ringen im
Kabinett um diese Fragen ist ein ernsthaftes Ringen.
Denn wir kennen die fast unerträglichen Belastungen
vieler Kommunen . Wir kennen auch den Ruf nach
flächendeckenden Systemen und die anschließende
Beschimpfung , wenn wir anschließend flächendeckend
vorgehen . Das haben wir in diesen Wochen und
Monaten alles erlebt.

Ich kann nur dazu raten , Herr Kollege Linssen: Wenn
Sie schon bei anderen Themen glauben, die totale und
auch frontale Opposition sei das Gebot der Stunde -
darauf läßt sich dann antworten - , sollten Sie bei
diesem Thema nicht die Konfrontation suchen, son¬
dern zur Gemeinsamkeit helfen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Für die Fraktion der CDU erteile
ich Herrn Abgeordneten Meyers das Wort.

Abgeordneter Meyers (CDU) : Frau Präsidentin!
Meine Damen und Herren ! Als ich am Dienstag
beauftragt wurde, in der heutigen Aktuellen Stunde zu
sprechen , ahnte ich nicht , daß ich unmittelbar vor
diesem Tag, nämlich gestern , in meiner Nachbarge¬meinde Hünxe und in meiner Heimatgemeinde mit
diesen unglaublichen , verbrecherischen Taten immit¬
telbar konfrontiertwürde.

Ich selbst habe noch gestern am späten Abend mit
Mitgliedern meiner Verwaltung zwei Familien mit
neun Kindern aus einem Wohnheim in meiner Ge¬
meinde. in das Steine geworfen worden waren, in ein
sicheres Haus gebracht . Wir haben noch in der Nacht
private Wachdienste und die Feuerwehr gebeten , die

in einer großen Flächengemeinde notgedrungen weit
auseinanderliegendenzwölf Wohnheime zu bewachen.

Meine Damen und Herren! Unter diesen jüngsten
Eindrücken möchte ich an uns alle appellieren, nicht
so weiterznmachen , wie es in den vergangenen Mona¬
ten und auch heute wieder war , den Teufel der Aus-
länderfeinlichkeit an die Wand zu malen und in die
Köpfe der Menschen hineinzugeben.

(Beifall bei CDU , SPD und F . D . P . )

Ich muß Sie einmal fragen - dabei bleibe ich , so wie
ich begonnen habe, ganz konkret bei Beispielen aus
meiner Heimatgemeinde -: Was hat es eigentlich mit
Ausländerfeindlichkeitzu tun , wenn sich viele Men¬
schen in unserer Gemeinde in kirchlichen Gruppen, in
caritativen und anderen Gruppen seit Jahr und Tag
rührend und mit großem Eifer um . die Menschen
kümmern, die da zu uns kommen , ihren Kindern bei
den Hausaufgaben helfen, ihnen Kleidung geben und
sich darum kümmern, daß sie sich - so weit das unter
den gegebenen Umständen möglich ist - zu Hause
fühlen?

Ich frage Sie : Was hat es mit Ausländerfeindlichkeit
zu tun, wenn eine zwar flächenmäßig große , aber an
Einwohnern kleine Gemeinde mit einem entsprechend ( D
kleinen Etat in diesem Jahr 4 Millionen DM zur
Verfügung stellt, um den Menschen, die da kommen,
ein würdiges Dach über dem Kopf zu verschaffen,
und wenn in einer kleinen Verwaltung viele Mitglie¬
der jeden Tag gebunden sind, um dafür zu sorgen,
daß Wohnungen geschaffen werden ? Ich frage Sie:
Was hat es mit Ausländerfeindlichkeitzu tun , wenn in
einer kleinen Gemeinde wie der unsrigen in diesen
Wochen 80 Familien 80 Kinder aus Tschernobyl, die
strahlengeschädigtsind, bei sich beherbergen?

(Beifall bei CDU und F. D . P .)

Meine Damen und Herren, ich könnte viele Beispiele
für unsere Gemeinde, für unsere Nachbargemeinde
Hünxe und für alle Gemeinden dieses Landes auf¬
zählen . Wenn wir mit dem Gerede von der Auslän¬
derfeindlichkeit so weitermachen, dann ist das eine
Beleidigung für den überwiegenden Teil der Men¬
schen in unserem Lande.
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Präsidentin Friebe : Meine Damen und Herren ! Ich
eröffne die heutige 42 . Sitzung des Landtags Nord-
rhein-Westfälen und heiße Sie alle recht herzlich
willkommen . Ich begrüße auch unsere Gäste auf der
Zuschauertribüne sowie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von Presse , Rundfunk und Fernsehen.

Für die heutige Sitzung haben sich sechs Abgeordnete
entschuldigt ; ihre Namen werden in das Protokoll
aufgenommen.

Meine Damen und Herren ! Vor Eintritt in die Tages¬
ordnung weise ich darauf hin , daß im Einvernehmen
aller vier Fraktionen der Punkt 4 der heutigen Tages¬
ordnung - Wahl der Mitglieder des Rundfunkrates des
Westdeutschen Rundfunks Köln - von der heutigen
Tagesordnung abgesetzt und morgen nach Tagesord¬
nungspunkt I behandelt wird . Erhebt sich dagegen
Widerspruch ? - Das ist nicht der Fall . Dann ist das so
beschlossen.

Wir treten nun mehr in die Beratung der heutigen
Tagesordnung ein.

Ich rufe Punkt I auf:

Fragestunde

Drucksachen 1 1/2648 , 11/2681 , 11/2682 und
11/2683

Mit der Drucksache 11/2648 liegen Ihnen die noch
nicht beantworteten Mündlichen Anfragen 206 und
208 aus der Fragestunde vom 2 . Oktober 1991 sowie
die Mündlichen Anfragen 209 bis 221 vor.

Weiterhin erhielten Sie drei Dringliche Anfragen , und
zwar

mit Drucksache 11/2681 die Dringliche .Anfrage
222 des Herrn Abgeordneten Dr . Linssen von der
Fraktion der CDU,

mit Drucksache 11 /2682 die Dringliche

Anfrage 223 des Herrn Abgeordneten Lanfer-
mann von der Fraktion der F .D .P . sowie

mit Drucksache 11/2683 die Dringliche Anfrage
224 des Herrn Abgeordneten Dr . Klose von der
Fraktion der CDU.

Gemäß Ziffer 2 der Richtlinien für die Fragestunde
werden Dringliche Anfragen zur Beginn der Frage¬
stunde aufgerufen . Ich darf darauf hin weisen , daß die
Fragen von Herrn Lanfermann und Herrn Dr . Klose
gemeinsam aufgerufen werden , da beide den gleichen
Inhalt haben.

Ich rufe zunächst die Dringliche Anfrage des Herrn
Abgeordneten Dr . Linssen von der Fraktion der CDU
auf,

Mündliche Anfrage 222:

SED- Wahlkampfhilfe für Johannes Rau?

Am 18. September 1986 gab Ministerpräsident
Dr . h . c. Johannes Rau bekannt, daß die DDR-
Führung zu einer Kehrtwende in der Asylpolitik
bereit sei und den ungehinderten Zustrom von
Asylbewerbern von Ost- nach Westberlin ab
1 . Oktober 1986 stoppen werde.

Vor dem Schaldc-Untersüchungsausschuß des
Deutschen Bundestages hat Bundesinnenminister
Dr. Wolfgang Schäuble ausgefiihrt, der ehemali¬
ge DDR-Staatssekretär Alexander Schalck-Golod-
kowski habe ihn nach der Bundestagswahl 1987
um Verständnis für diese Wahlhilfe zugunsten der
SPD gebeten (FAZ , 07. 11. 91).

Auf welche Art und Weise und durch wen erhielt
Ministerpräsident Rau die Erkenntnisse über die
Kehrtwende in der DDR -Asylpolitik , die ihn zur
Abgabe der öffentlichen Erklärung am 18. Sep¬
tember 1986 befähigten?

(Minister Schwier : Das kann doch nicht wahr
sein !)

Ich darf den Herrn Ministerpräsidenten um Beantwor¬
tung bitten.
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Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Die Antwort auf die Dringliche
Anfrage habe ich vor über 60 Monaten gegeben, am
18 . September 1986 in einer- Presseerklärung, auf die
sich Herr l .inssen in seiner Frage selbst bezieht. Die
Frage heißt:

Auf welche Art und Weise und durch wen erhielt
Ministerpräsident Rau die Erkenntnisse Uber die
Kehrtwende in der DDR -Asylpolitik , die ihn zur
Abgabe der öffentlichen Erklärung am 18. Septem¬
ber 1986 befähigten?

Der Text der Presseerklärung vom 18 . September
1986 lautet:

In den letzten Wochen habe ich mich in besonde¬
rer Weise um diesen Aspekt gekümmert und nach
einer ausführlichen Erörterung im Präsidium
meiner Partei Bemühungen angestellt, die zu einer
Lösung oder zumindest Entschärfung der Proble¬
matik beitragen können.

In diesem Zusammenhang habe ich Egon Bahr
gebeten , der DDR-Führung meine Position zu
erläutern und mit ihr im Rahmen eines ohnehin
anstehenden Meinungsaustauschs Gespräche zu
führen.

Es heißt dann weiter:

Dementsprechend ist mir jetzt von der Führung
der DDR die Zusage übermittelt worden, daß sie
in eigener Verantwortung nur noch solche Perso¬
nen zum Transit in die DDR lassen wird, die über
ein ordnungsgemäß ausgestelltes Anschlußvisum
verfügen.

Die Frage ist also mit einem Time-lag von fünf Jah¬
ren noch einmal gestellt worden . Die Antwort bleibt
s<> wie vor fünf Jahren:

Am 18 . September 1986 hat der damalige Chef des
Bundeskanzleramtes in den " heute " -Nachrichten er¬
klärt:

W ir hatten alle gebeten, dieses Thema, das ein
wichtiges Thema war , weil es die Beziehungen der
beiden Staaten in Deutschland zu belasten drohte,

anzusprechen, wenn sie Gespräche haben . Wir
haben Vertreter der Wirtschaft, die Gespräche in
der DDR führen , gebeten. Wir haben die SPD
gebeten, bei ihren Kontakten das zu tun . Wir
haben die SPD über unsere Gespräche unter¬
richtet . Auch die SPD hat uns über ihre Gesprä¬
che unterrichtet. Herr Bahr hat mich über die
Mitteilung, die ihm Herr Axen vorgestern nach¬
mittag gemacht hat, informiert.

So weit Herr Schäuble.

Auf die Frage, ob der Erfolg der Neben -Außenpolitik
der SPD ihn nicht irritiere, hat Herr Schäuble ge¬
antwortet : .

Nein , es ist nicht ein Erfolg der Neben-Außen¬
politik der SPD . Wir hatten immer die SPD
gebeten, bei ihren Kontakten das Anliegen , das
ein gemeinsames ist - der Bundeskanzler hat
davon gesprochen , daß sich alle um die Lösung
des Asylantenzustroms kümmern - , bei ihren
Kontakten mit anzusprechen.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : 1 : 0
für Rau !)

Aber die entscheidenden Gespräche hat die Bun¬
desregierung geführt, und die DDR sieht das
nicht anders.

Am 19 . September des gleichen Jahres, also 1986 , hat
Herr Schäuble gesagt:

Die SPD hat eine gute Nachricht, die die Regie¬
rung erreicht hat , verkündet.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Ja, das
ist ein dolles Ding!)

Sie hat sich sogar durchaus auch zum Sprecher
der Erfolge der Bundesregierung gemacht.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Keine
Zusatzfragen mehr!)

Ich habe weder 1986 noch in den Jahren davor oder
danach mit Herrn Schalck -Golodkowski verhandelt.
Ich habe mich im Gegensatz zu anderen in den
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vergangenen Monaten auch nicht an einer Diskussion
um Herrn Schalck-Golodkowski beteiligt. Ich will das
auch in Zukunft nicht tun . Deswegen kann ich mir die
Pressemitteilung von vorgestern, vom 11 . 11 . , und die
Dringliche Anfrage heute nur mit blindem Eifer er¬
klären . Als ob wir keine iandespolitischen Themen
hätten!

( Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe: Vielen Dank . - Zu einer Zusatz¬
frage hat sich Herr Abgeordneter Hunger gemeldet.
Bitte schön!

Abgeordneter Hunger (SPD) : Herr Ministerpräsi¬
dent, können Sie sich vorstellen , daß der Oppositions¬
führer in diesem Hause derartige Fragen lanciert , um
den traurigen, zerrütteten Zustand der CDU bei uns
in Nordrhein -Westfalen zu verdrängen und um das
Blockflöten - Elcnd in der CDU zu kaschieren?

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friehe: Herr Ministerpräsident, möchten
( ) Sie die Frage beantworten? - Sie steht nicht in un¬

mittelbarem Zusammenhang mit der Dringlichen
Anfrage.

Ministerpräsident Dr . Rau : Doch , ich sehe einen
Zusammenhang , aber ich gestehe , daß es mir noch
nicht gelungen ist , mich in die Gedankenwelt von
Herr Linssen so hineinzudenken , daß ich ihn inter¬
pretieren könnte.

( Heiterkeit bei der SPD)

Präsidentin Friebe: Zu einer Zusatzfrage erteile ich
das W ort Herrn Abgeordneten Dr . Linssen.

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU ) : Herr Minister¬
präsident . ich habe volles Verständnis dafür, daß Sie
sich nicht voll in meine Denkweise einarbeiten kön¬
nen.

(C)

(Abgeordneter Frechen [SPD ] : Gott sei Dank!
Das wäre schlimm! )

Da ja außer Frage steht, daß viele Leute mit der
ehemaligen DDR verhandelt haben - darum geht es
heute auch überhaupt nicht - , frage ich Sie : Welchen
konkreten Gesprächs- oder Verhandlungsauftraghatte
Egon Bahr denn von Ihnen erhalten?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident!

Ministerpräsident Dr . Rau : Den gleichen , den Herr
Schäuble in diesem zitierten Interview dargestellt hat.
Das Problem war doch, daß eine Fülle von Asylbe¬
werbern über Ost-Berlin nach West -Berlin kam und
daß , um den Viermächte-Status nicht zu gefährden,
die Westseite keine Chance der Kontrolle sah , weil
sie sich sonst in die Gefahr begeben hätte , auch Ost-
Berliner kontrollieren zu müssen . Die Behebung
dieses Problems war nur möglich durch das Einstellen
von Schlepperflügen, die es offenbar sowohl mit
Aeroflot als auch mit Interflug gab , um auf diese
Weise zu sichern , daß auf der Ost-Berliner Seite
verhindert wurde , daß zu viele Asylbewerber - Herr
Schäuble hat gesagt : ein Asylantenstrom - nach West-
Berlin gekommen wären. Darüber haben wir gespro- ^
chen und gesagt : Wir wollen uns alle bemühen - -

(AbgeordneterHardt [CDU ] : Wer ist " wir ”?)

- Wir alle : die Bundesregierung, die SPD und viele
andere; ich habe das ja eben zitiert.

Wir wollen uns in unseren Gesprächen darum bemü¬
hen , daß das geändert wird. Das ist am 16 . Septem¬
ber per 1 . Oktober gelungen. Das habe ich in einer
Presseerklärung bekanntgegeben. Herr Schäuble
sagte : Das ist gut; darüber freuen wir uns , und er
fügte hinzu : Das ist in Wirklichkeit unser Erfolg. So
sagte Herr Schäuble vor fünf Jahren. Ich will nicht
alles zitieren , was Herr Schäuble gesagt hat, und auch
nicht, was er im Gespräch mit Schalck -Golodkowski
gesagt hat . Ich habe solche Gespräche nie geführt.
Man kommt sich ja richtig mickerig vor,

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜNEN)



Landtag Nordrhein-Westfalen 4832 Plenarprotokoll 11/42 13 . 11 . 1991

( A ) ( Ministerpräsident Dr . Rau)

wenn man nicht eimnal genannt wird bei denen, die
mit Schalck-Golodkowski verhandelt haben. Aber ich
habe nicht mit ihm verhandelt , sondern ich habe das
Ergebnis der Bemühungen , die wir im Präsidium
angestellt haben, öffentlich vorgetragen. Das war gut,
das war richtig, und das ist fünf Jahre her. Damals
war es dringlich. Heute ist es das nicht.

( Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank. - Zu einer Zusatz¬
frage erteile ich Herrn Abgeordneten Trinius das
Wort.

Abgeordneter Trinius (SPD ) : Herr Ministerpräsi¬
dent , kann man die Äußerungen des Bundesinnenmi¬
nisters Schäuble auch dahingehend verstehen, daß
seihst im Bundestagswahlkampf der Spitzenkandidat
der Sozialdemokratischen Partei im gesamtdeutschen
Interesse gehandelt hat , eingefügt sehr wohl in eine
Konzeption der Bundesregierung, und daß , wenn man
überhaupt einen Vorwurf daraus ableiten wollte, am
Ende vorgeworfen werden könnte, daß die SPD damit
Wahlkampfhilfe für die CDU geleistet hätte?

( B)
Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte!

Ministerpräsident Dr . Rau : Es gibt solche Äußerun¬
gen . die Herr Schalck niedergelegt hat, aus einen
Gespräch mit Herrn Schäuble . Aber ich halte Schalck
nicht für einen Zeitzeugea, dem ich unbesehen glau¬
be.

Nur , ich will Ihnen gerne noch einmal deutlich ma¬
chen . wie das damals - 1986 - gesehen worden ist.
Ich darf Ihnen das einmal mit einigen Sätzen darstel¬
len . und zwar in einem Zitat:

Es ist selbstverständlich, daß wir alle in der Bun¬
desrepublik das ausgesprochen begrüßen. Es ist
eine große Hilfe für die Menschen, egal wem
letztendlich das Verdienst zuzurechnen ist . Das ist
eine ausgezeichnete Sache , die uns sicherlich die
Probleme in einem ganz hohen Maße vom Hals
schafft . Da sind wir allen , die daran mitgearbeitet

haben , dankbar. Das ist ganz zweifelsfrei.

Ob die Darstellung der Überbringung so sein
mußte, wie sie geschehen ist, ist eine zweite
Frage. Das Ergebnis ist sehr, sehr gut , und
damit sind wir alle sehr zufrieden. Das kann ich
für die Oppositiongenauso behaupten , wie Sie es
sicherlich für die Regierung tun können.

Wer hat gesagt? - Dr. Helmut Linssen am 19.
September 1986 im Landtag Nordrhein-Westfalen!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Zu einer weiteren Zusatzfrage
hat sich Herr Abgeordneter Gregull gemeldet.

(Abgeordneter Dr. Rohde [F .D . P -] : Auch
Linssen wird also gesammelt? *Dr. Murckes
gesammeltes Schweigen ' ! )

Herr Gregull hat sich leider wieder aus der Leitung
herausgedrückt , so daß ich zunächst Frau
Dr. Schraps , die sich ebenfalls zu Wort gemeldet hat,
das Wort erteile.

Abgeordnete Dr. Schraps (CDU) : Herr Minister¬
präsident, würden Sie so freundlich sein und mir
beantworten, ob Herr Bahr - ich komme auf dieses
Thema zurück - die Gespräche mit der DDR-Führung
im Rahmen der gemeinsamen Kommission der SPD
und der SED geführt hat?

( Lachen bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte!

Ministerpräsident Dr . Rau : Nein, Frau Kollegin,
das hat er nicht. Denn die gemeinsame Kommission
der Grundwerte-Kommission der SPD und des Zen¬
tralkomitees der damaligen SED hatte das Ziel, ein
Papier über Streitkultur zu erarbeiten. Es wurde ein
Papier, das für die Oppositionsgruppenund die Kir¬
chen in der damaligen DDR sehr hilfreich gew'esen
ist.
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wie Sie von vielen, hören können, auch von Herrn
Eppelmann . Da war der Partner auf der anderen Seite
die Akademie der Wissenschaften mit Prof. Dr. Rein-
hold . Der war aber an diesen Gesprächen nicht betei¬
ligt , sondern der Gesprächspartner von Herr Bahr war
auf der anderen Seite Hermann Axen, Mitglied des
Zentralkomites und des Politbüros der damaligen
SED.

Präsidentin Friebe: Vielen Dank . - Zu einer Zusatz¬
frage erteile ich Herrn Abgeordneten Schauerte das
Wort.

Abgeordneter Schauerte (CDU): Herr Ministerpräsi¬
dent , haben Sie diesen Auftrag an Herrn Bahr als
Ministerpräsident oder als Kanzlerkandidaterteilt , und
warum erfolgte die Bekanntgabe des Zugeständnisses
der DDR -Führung durch Sie?

Präsidentin Friebe: Herr Ministerpräsident, bitte!

® ) Ministerpräsident Dr. Rau : Ich bin hoffentlich
identisch.

( Heiterkeit bei der SPD - Zustimmung des
Abgeordneten Trinius [ SPD])

Ich habe Ihnen das vorgelesen : Das Präsidium der
SPD hatte nach Rücksprache mit Herrn Schäuble
seine Bemühungen verstärkt. Ich war zum damaligen
Zeitpunkt Kanzlerkandidat , Ministerpräsident und
stellvertretender Parteivorsitzender. Die Bekanntgabe
durch mich erfolgte , weil das sinnvoll war.

Präsidentin Friebe: Vielen Dank . - Zu einer Zusatz-
Irage erteile ich Herrn Abgeordneten Dr. Rohde das
Wort.

Abgeordneter Dr. Rohde (F.D . P. ) : Herr Minister¬
präsident . stimmt es , daß Sie auch mit Breschnew
Gespräche geführt haben - und zwar, um nicht er¬

kannt zu werden , stillschweigend im Lenin-Mauso¬
leum?

(Allgemeine große Heiterkeit - Beifall bei der
SPD)

Präsidentin Friebe : Eine nicht einstgemeinteFrage.

(Erneut Heiterkeit)

Herr Gregull , ich erteile Ihnen jetzt das Wort zu Ihrer
Zusatzfrage.

Abgeordneter Gregull (CDU) : Herr Ministerpräsi¬
dent , Sie haben erklärt , daß Herr Axen der Ge¬
sprächspartnervon Herrn Bahr gewesen sei. Zählte zu
den Gesprächspartnern möglicherweise auch Herr
Honecker oder Herr Schalck -Golodkowski

(Zuruf von der SPD : Die waren bei Strauß!
- Heiterkeit)

oder Herr Mittag?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte!

Ministerpräsident Dr . Rau : Also , das weiß ich
nicht . Ich will Ihnen das an einem Beispiel erläutern:
Herr Schalck -Golodkowski hat mir vor ein paar Mo¬
naten durch eine Journalistin Grüße bestellen lassen
und an Gespräche mit mir erinnert. Ich bin daraufhin
der Frage nachgegangen, ob und warm ich ihm begeg¬
net sein könnte.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Das
haben Sie wahrscheinlich nicht gemerkt.)

Ich schließe nicht aus , daß bei einem Gespräch, das
ich mit Günter Mittag in der .Landesvertretunggeführt
habe , auch Herr Schalck-Golodkowski im Troß gewe¬
sen ist. Man hat immer Gespräche mit mehreren
geführt. Es gehört ja zu den Erfahrungen, die Sie
sicher auch gemacht haben, daß es sehr schwer war,
Gespräche unter vier Augen zustande zu bringen. Ich
habe , wenn ich mit Honecker gesprochen habe, im-
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mer zur Voraussetzung für das Gespräch gemacht,
daß ich anschließend mit ihm ein Vier-Augen -Ge-
spräch führen konnte , in dem es um humanitäre An¬
gelegenheiten ging.

Diese Gespräche habe ich jeweils mit dem Rechts¬
anwalt Dr. Vogel, den viele von Ihnen kennen wer¬
den . vorbesprochen . Ich weiß nicht, ob Egon Bahr in
diesem Zusammenhang auch mit Honecker gespro¬
chen hat . Aber daß die Entscheidung 1986 nicht ohne
Zustimmung Honecken zustande gekommen ist -
gleichgültig, mit wem Bahr gesprochen hat ; es haben
auch noch andere gesprochen unterstelle ich.

Würde ich Ihnen das ganze Schäuble-Interview vor¬
lesen , könnten Sie feststellen , daß es zwei gegeben
hat . die solche Gespräche geführt haben, nämlich
Egon Bahr auf der einen Seite und - im Aufträge des
Bundeskanzlers - der Ständige Vertreter der Bundes¬
republik bei der Regierung der DDR . Schäuble hat
ihn dann auch dafür gelobt , daß er diese Gespräche
geführt und ein solches Ergebnis erzielt hat.

Ich kann nur raten , nicht alles immer einfach zu
glauben , was Schalck sagt . Schalck hat zu seinen
Gesprächen aufgeschrieben, Schäuble habe bemerkt,
er verrate kein Geheimnis, wenn er mitteile, daß von
seiten der CDU/CSU das Problem des geltenden
Asylrechts zum Wahlkampfthema gegenüber der SPD
gemacht wird . Wenn es dadurch und vielleicht mit
Unterstützung der DDR gelingen würde, die SPD für
eine entsprechende Änderung des Grundgesetzes zu
gewinnen , so würde durch diese Veränderung des
Asylrochls in der Bundesrepublik das Problem gelöst
werden.

( Heiterkeit und Oh-Rüfe bei der SPD)

Ich sage nicht, daß das stimmt; ich sage nur: Auf¬
passen . wem man glaubt!

( Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Dr . Rohde fF . D . P . ] - Abgeordneter Dr . Dam-
mever [SPD ] : Trau , schau wem !)

Präsidentin Friehe : Herr Dr . Linssen , ich möchte
Ihnen jetzt gerne das Wort zu Ihrer zweiten Zusatz¬
frage erteilen. Bitte schön!

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) : Herr Minister¬
präsident, laut Zeitungsberichtenwar die Bundesregie¬
rung gebeten worden, dieses Gesprächsergebnis nicht
zu veröffentlichen. Können Sie sich vorstellen , warum
jemand - vielleicht Herr Honecker, den Sie gerade
erwähnten - daran ein Interesse hätte , daß dieses
Ergebnis Ihnen mitgeteilt wird und durch Sie ver¬
öffentlicht wurde?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte!

MinisterpräsidentDr. Rau: Ich kann diese Zeitungs¬
berichte nicht bestätigen. Deshalb sage ich noch ein¬
mal : Sie arbeiten hier wieder mit Unterstellungen.
Das sollten Sie nicht tun!

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Überhaupt
nicht! - Enschuldigung, was soll das denn!
- Minister Heinemann - Das tun die ständig!
- Beifall bei der SPD)

- Doch!

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Ich frage
doch völlig ruhig, Herr Ministerpräsident ! )

- Sie sagen "Laut Zeitungsberichten" ! Lesen Sie doch
nach , was Schäuble am 16. , 17. und 18 . September
gesagt hat.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Kenne ich
alles.)

- Er hat mit keinem Wort behauptet, die Bundesregie-
rung sei gebeten worden, das Ergebnis nicht zu ver¬
öffentlichen, sondern er hat gesagt : "Mich irritiert,
daß der Kanzlerkandidatder SPD das bekanntgegeben
hat. Aber im übrigen hatten wir die SPD gebeten.
Das ist ein großer Erfolg , und wir freuen uns mit .

"
- Das hat er gesagt, und das fand ich auch in Ord¬
nung!

Nur: Daß Sie fünf Jahre später einen alten Hirschen
zum frischen Wasser führen und glauben , Sie könnten
das mit Rücktrittsandrohungenverbinden,
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( Abgeordneter Schultz [SPD] : Brandstiftung ist
das doch !)

dann muß ich Urnen sagen : Wenn Sie meinen Rück¬
tritt aufgrund solcher Vorgänge erleben wollen , dann
müssen wir beide sehr gesund sein , Herr Linssen!

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Zu einer Zusatzffage erteile ich
das Won Herrn Abgeordneten Reul.

( Oh-Rufe bei der SPD)

Abgeordneter Reul (CDU) : Herr Ministerpräsident!

( Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Das einzige , was ich heute morgen gelernt habe, ist,
daß hier mit Gags gearbeitet und an den Fragen vor¬
bei geantwortet wird.

( Anhaltende Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Sie hahen noch keine Frage,

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Fragen! - Abge¬
ordneter Frechen [SPD ] : Was ist denn das?
- Abgeordneter Büssow [SPD] : Wo sind wir
denn hier? In der Fragestunde !)

die zum Verfahren gestellt worden ist, vernünftig
beantwortet.

Präsidentin Friebe : Herr Reul , Sie haben das Wort
zu einer Frage, nicht zu einem Kommentar!

Abgeordneter Reul (CDU) : Frau Präsidentin, es ist
recht schwierig , weil dort drüben so gemurmelt wird.

( Abgeordneter Büssow [SPD] : Sie sind ein
bißchen schwierig! - Glocke der Präsidentin)

Herr Ministerpräsident , am Vormittag des 18 . Sep¬tember haben Sie . wie Sie gerade vorgetragen haben,

das Ergebnis in der Asylpolitik,

(AbgeordneterBüssow [SPD ] : Fragen!)

die Kehrtwende der DDR-Regierung , vorgetragen.
Nur kurze Zeit später gab es eine Bestätigung dieses
Sachverhalts durch das DDR-Außenministerium.

(AbgeordneterBüssow [SPD]: Wir sind hier in
der Fragestunde, nicht in der Darstellungs¬
stunde !)

- Ich weiß gar nicht, warum eine solche Hektik auf¬
kommt, wenn das alles so klar ist.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Was ist das
denn hier?)

Um den Sachverhalt zu klären: Gab es zwischen
Ihnen , Herr Ministerpräsident, oder einem der Mit¬
glieder der SPD -Führung oder einem der von ihnen
zu Verhandlungen Beauftragteneine Vereinbarung mit
der DDR-Führung über die zeitliche Plazierung der
Verlautbarungdes DDR -Außenministeriums?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident!

Ministerpräsident Dr . Rau : Nein!

Präsidentin Friebe: Zu einer Zusatzffage erteile ich
das Wort Herrn Abgeordneten Meyer.

Abgeordneter Meyer (Hamm ) (CDU) : Herr Mini¬
sterpräsident, die Frage zielt doch nicht darauf ab,
was Sie vor fünf Jahren oder fünfzig Monaten dazu
gemeint haben , sondern darauf , wie Sie diesen Vor¬
gang heute beurteilen.

Wie beurteilen Sie diesen Vorgang aus heutiger Sicht?
Können Sie sich wirklich nicht vorstellen , daß dieses
totalitäre Regime der DDR Sie damals dazu benutzt
hat, über Sie Einfluß auf den Wahlkampf in Deutsch¬
land Einfluß zu nehmen? Das ist doch - nach den
Erkenntnissen, die wir heute haben - die eigentliche
Frage.
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Müssen wir daraus nicht die Schlußfolgerung ziehen,
daß insbesondere im Umgang mit totalitären Regimen
strikt der Weg Partei - • Regierung - Zuständigkeiten
eingehalten werden muß?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident!

Ministerpräsident Dr . Rau : Wenn das so wäre, wie
Sie es vermuten und wie es Herr Kemper in der
Presseerklärung geschrieben hat , dann hätten Sie
recht.

Da aber Schäuble selber sagt: “Ich habe die SPD
gebeten und der Bundeskanzler hat die SPD gebeten,
ihre Wege zu nutzen, um zu einem solchen Ergebnis
zu kommen ”

, da er auf eine entsprechende Frage:
" Irritiert Sie nicht , daß dies ein Ergebnis der Neben¬
außenpolitik der SPD sein könnte? ” gesagt hat:
" Nein , es irritiert uns nicht: denn wir hatten selber
darum gebeten! " - -

(Abgeordneter Meyer [Hamm ] [CDU] : Wie
beurteilen Sie das heute'

.’ - Minister Matthiescn:
Was heißt " heute”?)

( ® ) - Ich beurteile das heute genauso wie vor fünf Jahren,
nur entspannter, weil es das totalitäre System nicht
mehr gibt.

( Beifall bei der SPD)

' Präsidentin Friebe : Zu einer zweiten Zusatzfrage
erteile ich das Wort Herrn AbgeordnetenGregull.

Abgeordneter Gregull (CDU) : Herr Ministerpräsi¬
dent . am 18 . September 1986 sprach Ihr damaliger
Parteisprecher Heußen von einem großen Triumph
von dem Kanzlerkandidaten Johannes Rau . Journali¬
sten wie der verstorbene Norbert Middeke vom Han-
dcsblatt sprachen von einer Asylgarantie, Jürgen
Kramer vom WDR sprach vom politischen Zauber¬
lehrling Johannes Rau - -

Präsidentin Friebe : Kommen Sie bitte zu Ihrer Fra¬
ge!

Abgeordneter Gregull (CDU) : Meine Frage : Was
waren nach Ihrer Auffassung die Gründe dafür, daß,
wie es der WDR-Kommentator Kramer ausdrückte,
Honecker Rau und nicht Kohl den Coup gönnte?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte.

Ministerpräsident Dr . Rau : Über das Lob habe ich
mich damals sehr gefreut, und zwar gleichgültig , von
wem es kam , soweit es die westliche Szene betraf;
denn mir fehlte das seinerzeit. Ich war in einer sehr
schwierigen Situation. Ich habe mich sehr gefreut,
daß ich das zustande gebracht habe , und ich freue
mich noch heute darüber . Daß es einen Wettbewerb
zwischen Regierung und Opposition gibt, wer die
beste Idee hat und wer sie umsetzt - daran müßten Sie
sich doch aus früheren Zeiten noch erinnern, als Sie
sich als Opposition noch für solche Fragestellungen
interessiert haben.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Eine letzte Zusatzfrage von
Herrn Abgeordneten Dr . Linssen.

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) : Herr Minister¬
präsident . da Sie vorhin auch Aussagen über die
Qualität von Schalck-GoIodkowski gemacht haben,
darf ich Sie fragen : Halten Sie es auch für nicht der
Wahrheit gemäß , daß er sich laut Aussage Schäubles
im Frühjahr 1987 bei Schäuble dafür entschuldigt hat,
daß er der SPD in dieser Form Wahlhilfe geleistet
hat?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident.
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Ministerpräsident Dr . Rau : Ich weiß das nicht . Ich
weiß weder , ob diese seine Entschuldigung einen
reaipolitischen Hintergrund hat . weil ich seine Rolle
bei diesem ganzen Verfahren nicht kenne, noch weiß
ich , ob er recht hat mit dem , was er über Schäubles
Äußerungen im Blick auf das Asylthema als Wahl¬
kampfthema gegen die SPD sagt . Im Zweifel glaube
ich Schäuble mehr als Schalck.

(Beifall bei der SPD - Zurufe der Abgeordneten
Dr . Linssen und Schauerte [CDU])

Präsidentin Friebe : Zu einer zweiten Zusatzfrage
erteile ich Herrn Abgeordneten Reul das Wort.

Abgeordneter Reul (CDU) : Bestätigen Sie damit,
Herr Ministerpräsident, die Richtigkeit der Aussage
von Herrn Schäuble vor dem Untersuchungsausschuß,
die ja erst Grundlage dafür war, daß wir diese Frage
hier aufgeworfen haben? Können Sie definitiv aus-
schlicßen . daß im Vorfeld der von Ihnen am 18 . Sep¬
tember 1986 bekanntgegebenen Kehrtwende der
DDR-Fülmmg zwischen Mitgliedern Ihrer Partei und
Vertretern der Staats - und Parteiführung der DDR
ähnliche Vereinbarungen getroffen worden sind, wie

) sie im Zusammenhang mit Klaus Bölling und Herrn
Vogel mittlerweile nachgewiesen sind? Können Sie
also definitiv ausschließen, daß im Vorfeld des
18 . September 1986 ähnliche Gespräche und Verhand¬
lungen stattgeftmden haben , wie sie im Hinblick auf
Vogel und Bötling mittlerweile bestätigt sind?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte.

Ministerpräsident Dr. Rau : Da ich nicht mehr weiß,
als in den Zeitungen steht, kann ich nicht sagen,
welchen Wahrheitsgehalt das hat, was es im Unter¬
suchungsausschuß , der ja noch ein laufender Unter¬
suchungsausschuß ist - es ist ja noch nichts bewer¬
tet an Aussagen gegeben hat . Wenn ich Ähnlichkei¬
ten suche, dann entdecke ich in diesem Falle Ähn¬
lichkeiten zwischen dem , was Kohl wollte, und dem,was ich wollte.

( Abgeordneter Dr. Linssen | CDU ] : Darum geht

es doch gar nicht !)

Und der Unterschied ist: Ich habe es dann erreicht,
ich habe es bekanntgegeben, und ich habe mich dar¬
über gefreut, und Sie ärgern sich jetzt fünf Jahre
später noch darüber.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD - Abgeord¬
neter Reul [CDU] : Interessant, was Sie darauf
jetzt antworten!)

Präsidentin Friebe : Zu einer zweiten Zusatzfrage
erteile ich Herrn Abgeordneten Schauerte das Wort.

(AbgeordneterBüssow [SPD] : Das bringt doch
keine neuen Erkenntnisse mehr!)

Abgeordneter Schauerte (CDU) : Nach den bisheri¬
gen Ergebnissen des Untersuchungsausschusses steht
ja wohl fest , daß es ein solches gemeinschaftliches
Handeln zur Wahlforderung der SPD 1981 gegeben
hat.

(Ministerpräsident Dr. Rau: Nein, das steht
nicht fest!)

- Das steht nach den bisherigen Aussagen der Betei¬
ligten fest.

(MinisterpräsidentDr. Rau: Nein!)

Präsidentin Friebe : Herr Schauerte, kommen Sie
bitte zu Ihrer Frage.

Abgeordneter Schauerte (CDU) : Die Frage ist - und
Sie haben sie gerade , als Sie Herr Reul stellte, wieder
nicht beantwortet - : Können. Sie ausschließen, daß es
in Ihrem Präsidium, in Ihrem Wahlkampfstab 1986/87
ähnliche Überlegungen gegeben hat , die DDR-Füh-
rung wegen des Wahlkampfes zu einem Ihren Wahl¬
kampf fördernden Verhalten zu bewegen?

Präsidentin Friebe: Herr Ministerpräsident.
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Ministerpräsident Dr . Rau : Nicht stärker, Herr
Kollege , als es in dem Text steht:

Schäuble bemerkte, daß er kein Geheimnis ver¬
rate , wenn er mitteilt , daß von seiten der CDU/
CSU das Problem des geltenden Asylrechts zum
Wahlkampfthema gegen die SPD gemacht wird.
Wenn es dadurch und vielleicht mit Unterstützung
der DDR gelingen würde, die SPD für eine ent¬
sprechende Änderung des Grundgesetzes zu ge¬
winnen , so würde durch diese Veränderung des
Asylrechts in der BRD das Problem gelöst werden
können.

Wenn Sie bei diesem Zitat unterstellen, Schäuble
mache gemeinsame Sache mit Schalck-Golodkowski,
dann können Sie zusätzlich den Schluß ziehen , den
Sic eben in Ihrer Frage unterstellen. Wenn Sie das
nicht tun . können Sie mir diese Unterstellung hier
nicht bieten.

( Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Eine weitere Zusatzfrage wird
von Herrn Abgeordneten Hegemann gestellt. Bitte
schön.

Abgeordneter Hegemann (CDU) : Herr Minister¬
präsident , ich bitte, nicht mit dem zu antworten, was
Herr Schäuble irgendwo geschrieben hat . Ich frage
Sie . den stellvertretenden Bundesvorsitzenden der
SPD:

( Beifall bei der CDU)

Gibt es in Ihrer Erinnerung Vorgänge, bei denen es
Absprachen mit der DDR- oder SED-Führung gege¬
ben hat , bestimmte Dinge in einem zeitlich nahen
Verhältnis zur Wahl zu tun oder zu veröffentlichen?
Das gilt für die Wahl nach dem Grundlagenvertrag
1972 und für alle anderen Wahlen . Haben Sie irgend¬
wann einmal gehört , daß es so eine Absprache geben
könnte ? Bitte zitieren Sie jetzt nicht Bundesminister
Schäuble . Ich frage Sie.

Präsidentin Friebe : Meine Damen und Herren , damit
sind die Fragen beantwortet. Ich danke dem Herrn
Ministerpräsidenten.

Ich rufe die

Dringliche Anfrage 223

des Herrn Abgeordenten Lanfermann von der Frak¬
tion der F .D . P . und die

Dringliche Anfrage 224

des Herrn Abgeordneten Dr . Klose von der Fraktion
der CDU auf, die , weil sie das gleiche Thema betref¬
fen , gemeinsam aufgerufen werden:

Hafturlaub für Geiselnehmer

Der Berichterstattung über die Geiselnahme in
Lüdenscheid am 8. und 9 . November 1991 war
heute zu entnehmen, daß es sich bei dem Täter
um den 30jährigen Strafgefangenen Roland Hen-
schei handelte, der im Jahre 1989 wegen Er¬
pressung der Bundesbahn und einen Anschlag auf
eine S-Bahn zu einer Freiheitsstrafe von neun
Jahren verurteilt worden war. Er beging die
Geiselnahme während eines Haßurlaubs , der ihm (
in der Justizvollzugsanstalt Schwerte gewährt
worden ist. Nach Einschätzung der Polizei han¬
delte es sich um einen Täter mit hoher kriminel¬
ler Energie, der zu allem bereit gewesen sei.

Von wem und aufgrund welcher Tatsachen und
Erkenntnisse wurde dem StrafgefangenenHaftur¬
laub gewährt?

Hafturlaub eines Strafgefangenen

Nach Berichten der Presse hat der Geiselnehmer
von Lüdenscheid die Straftaten während eines
ihm als Strafgefangenen gewährten Hafturlaubs
begangen.

Warum wurde einem kriminell so schwer vor¬
belasteten Strafgefangenen schon zu dieser Zeit
der Strafverbüßung Hafturlaub gewährt?

Ministerpräsident Dr . Rau : Nein.
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- Auch schriftlich!

Mündliche Anfrage 214 , ebenfalls von Herrn
Dr. Busch!

( Abgeordneter Dr. Busch (GRÜNE) : Ja !)

• Ja.

Mündliche Anfrage 215 der Frau Abgeordneten
Dr . Grüber!

( Abgeordnete Dr. Grüber [GRÜNE | : Ja!)

- Auch schriftlich!

Mündliche Anfrage 216 des Herrn Abgeordneter
Mayer von der Fraktion der SPD!

( Abgeordneter Mayer [Düsseldorf! TSPD1: Ja !)

- Schriftlich!

Mündliche Anfrage 217 des Herrn Abgeordneten
Wendzinski!

( Abgeordneter Wendzinski [ SPD ] : Ich bitte , sie
■ausluhrlich zu begründen . )

- Mit der Bitte um ausführliche schriftliche Begrün¬
dung!

( Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Es geht
utn Beantwortung !)

Meine Damen und Herren, ich komme zur Mündli¬
chen Anfrage 218 des Herrn AbgeordnetenPaus!

( Abgeordneter Paus [Detmold ] [CDU ] : Ja! )

- Auch schriftlich.

Mündliche Anfrage 219 des Herrn Abgeordneten Dr.
Vesper!

( Abgeordneter Dr . Vesper [ GRÜNEI : Beide
schriftlich !)

also schriftlich beantwortet.

Mündliche Anfrage 221 des Abgeordneten Pausl

(Abgeordneter Paus [Detmold ] [CDU] : Ja!)

- Schriftlich!

Das waren die Mündlichen Anfragen , die heute zu
behandeln waren.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnungauf:

Regierungserklärung

zur wirtschaftlichen und strukturellen Entwicklung
des heimischen Steinkohlenbergbaus

Ich erteile Herrn Ministerpräsidenten Dr. Rau das •
Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Am lt . November, also vor¬
gestern, sind wichtige Entscheidungen über die Zu¬
kunft unseres heimischen Steinkohlenbergbaus bis ( E
zum Jahre 2005 gefallen. Die Ergebnisse sind ein.
Kompromiß, den wir mittragen . Ich hoffe sehr, daß
damit die Unsicherheit ein Ende findet, die seit Mona¬
ten in den Bergbaurevierenherrscht.

Sie erinnern sich : In den letzten vier Jahren gab es
schon zwei Kohleninden, nämlich 1987 und 1989.
Deren Ergebnisse haben den Bergleuten bereits viele
Opfer abverlangt . Die Menschen haben diese Opfer
getragen , weil ihnen Sicherheit für den Bergbau ver¬
sprochen worden ist . Leider hat sich stets schon nach
kurzer Zeit herausgestellt, daß diese Hoffnung trüge¬
risch war.

Heute geht es um ein Ergebnis der Kohlerunde 1991,
das die Perspektiven des deutschen Steinkohlenberg¬
baus bis zum Jahre 2005 beschreibt und dafür eine
Gesamtkonzeption festlegt. Alle Beteiligten müssen
auf die jetzt getroffenen Vereinbarungen vertrauen
können.

- Die Mündlichen Anfragen 219 und 220 werden
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Nach den Erfahrungen mit den Kohlerunden 1987,
1989 und 1991 mit den Bundeswirtschaftsministem
Bangemann , Haussmann und Möllemann möchte ich
heute vor allem eines unterstreichen : Energiepolitik
und Kohlepolitik sind auf Verläßlichkeit und auf
Stetigkeit angewiesen. Sie müssen langfristig angelegt
sein.

( Beifall bei der SPD)

Ich bitte die Bundesregierung heute dringend , diese
Grundsätze der Verläßlichkeit und der Stetigkeit
künftig zu beachten.

( Beifall bei der SPD)

Unser 1 and hat die Grundlagen der Kohlepolitik
immer verantwortlich mitgestaltet und mitgetragen.
Das war mit schwierigen Verhandlungen und mit
tiefgreifenden f olgen für unser Land verbunden.

Neu in diesem Jahr waren allerdings die irreführenden
Vorgaben des Bundeswirtschaftsministers,

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

der die Kohlepolitik allein auf einen Subventionsabbau
1B ) zu verkürzen schien -

( Abgeordneter Dr . Rohde | F . D . P . | : Das scheint
Ihre Leute aber nicht besonders zu interessie¬
ren ! >

ohne Rücksicht auf die energiepotitischen Notwendig¬
keiten , ohne Rücksicht auf die sozial - und regionalpo¬
litischen Folgen in den Kohlerevieren.

( Abgeordneter Dom fF . D . P - 1: Von Ihrer Frak¬
tion ist doch nur ein Drittel hier!)

Dabei waren doch gute fachliche Grundlagen für
vernünftige Entscheidungengegeben!

( Abgeordneter Dr. Rohde | F . D . P . | : Ach , da
kommt ja noch einer! - Weitere Zurufe - Glok-
ke des Präsidenten)

- Gut , daß das nur eine Momentaufnahme ist , Herrn
Kollege!

Ich erinnere an den Zwischenbericht der Mikat -Kom¬
mission. Ich möchte noch einmal die große Leistung
der Mitglieder der Kohle -Kommission würdigen.
Mein Dank gilt allen . Stellvertretend nenne ich Paul
Mikat und Adolf Schmidt.

(Beifall bei SPD und CDU)

Sie haben frühzeitig den Weg für eine Neuausrichtung
der Kohlepolitik aufgezeigt. Dieser Weg hat sich als
richtig und als gangbar erwiesen.

Alle Fraktionen des Landtags waren darin einig , daß
die Vorschläge der Kohlekommissiondie wesentlichen
Elemente künftiger Kohlepolitik darstellen sollten.

Wir sehen heute, wie stark sich die Vorschläge der
Mehrheit der Kommissionsmitglieder im Ergebnis
vom 11 . November widerspiegeln.

Die Landesregierung hat immer wieder dazu aufgefor¬
dert, die notwendigen Perspektiven für einen lebens-
und leistungsfähigen Steinkohlenbergbau auf dieser
Basis zu schaffen.

Heute fragen sich viele von uns , warum erst Unsi¬
cherheit und Angst in die Bergbaugebiete getragen
würden und warum so viel Mißtrauen in die Politik
gesät werden mußte . Bei gutem Willen auf allen
Seiten hätte man sich sehr viel früher einigen können.

Ich hätte mir gewünscht, daß der Lernprozeß des
Bundeswirtschaftsministersrascher verlaufen wäre.

(Beifall bei der SPD)

Denn dieser lange Weg und das Wort vom Natur¬
schutzpark bei einer Branche, die schon Hunderttau-
sende Arbeitsplätzeverloren hat,

(Abgeordneter Trinius [SPD ] : Ein böses
Wort!)

hat bei den Bergleuten und ihren Familien viel Ver¬
trauen gekostet.

Die " Frankfurter Allgemeine " schreibt zu Recht:

Die Bergleute sind in ihrer großen Mehrheit
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keine starren Befürworter überholter Strukturen,
keine Angehörigen einer Berufsgruppe , die unbe¬
weglich in Privilegien verharren, keine Menschen,
die nur auf ihre Leistungen in der Vergangenheit
pochen und die Zukunft vergessen. Was sie ver¬
bittert hat , ist die Art und Weise , in der Bundes-
wirtschaftsminister Möllemann in den letzten
Monaten die Diskussion über die Kohlesubveatio-
nen geführt hat.

( Beifall bei der SPD)

Davor hatte ich immer gewarnt ; ich habe meine ganze
Kraft dafür eingesetzt, daß es nicht zu Zuspitzungen
und 7.u Brüchen kommt.

Ich bitte Sie alle , nun mitzuhelfen , auf der Grundlage
der Beschlüsse vom II . November wieder Vertrauen
in den Montanrevieren zu schaffen , damit unsere
Erfolge hei der Erneuerung gerade jetzt nicht beschä¬
digt werden . Wir brauchen ein positives Klima im
Revier , damit der Strukturwandel weiter vorankommt.

Lassen Sie mich jetzt die wichtigsten Ergebnisse
dieser Kohlerunde zusammen fassen:

Erstens Der Bund , die linder Nordrhein-Westfalen
und das Saarland , die Unternehmen des Steinkohlen¬
bergbaus , die IG Bergbau und Energie und die Strom-
versorgungsunternehmen haben sich auf eine Zielmen¬
ge von 50 Millionen Tonnen subventionierter deut¬
scher Steinkohle im Jahre 2005 geeinigt. Diese Ziel¬
menge soll schon vom Jahre 2000 an erreicht werden.

Rechnet man dieser subventionierten Fördermenge die
Absalzmenge von 4 bis 5 Millionen Tonnen aus dem
Wärmemarkt und anderen nicht subventionierten
Bereichen hinzu , so ergibt das eine Gesamtfördermen¬
ge von rund 55 Millionen Tonnen. Das ist exakt die
Fördcrmenge . die dem Mehrheitsvotum der Mikat-
Kommission entspricht.

Zweitens . Für den Jahrhundertvertrag gilt eine Ab-
saizmengc von 40.9 Millionen Tonnen Steinkohleein-
hcilen pro Jahr bis Ende 1995. Wir hatten das schon
nut dem Bundeskanzler am 24 . August L9S9 verein¬
hart. Im Jahre 1995 werden 1 .9 Millionen Tonnen
vom Gvsamlabsatz aus Haldenbeständcn geliefert.

Drittens. Durch eine Anschiußregeltmg für die Ver-
stromung nach 1995 soll eine Menge von 35 Millio¬
nen Tonnen im Jahre 2005 gesichert werden. Diese
Menge soll allerdings schon ab 1997 erreicht werden.

Viertens. Beim Kokskohlenplafondsherrscht Einigkeit
darüber , daß die Versorgung der deutschen Hütten
aufgrund vertraglicher Vereinbarungen zwischen
Steinkohlenbergbau und Hütten bis zum Jahre 2005
fortgesetzt werden soll . Für den Kokskohlenplafonds
von 1992 bis 1994 stellen Bund und Land insgesamt
9,1 MilliardenDM zur Verfügung . Das sichert die
Vollversorgungder deutschen Hütten.

Fünftens. Die Bundesregierung und die Landesregie¬
rung werden den notwendigen Anpassungsprozeß des
deutschen Steinkohlenbergbaus auch künftig sozial
flankieren:

Die Anpassungsgeldregelungwird um fünf Jahre
bis 1999 verlängert.

Bundesregierung und Landesregierung werden
die eigenen Anstrengungen der Regionen an den
betroffenen Standorten durch koordinierte und
konzentrierte regionalpolitische Maßnahmen
unterstützen . Das gilt vor allem für strukturwirk¬
same Investitionen in der Verkehrspolitik, in der
Forschungs - und Technologiepolitik und in der
Stadtentwicklung.

Bundes - und Landesregierung werden sich im
Bund-Länder -PIanungsausschuß für eine frühzei¬
tige zusätzliche regionale Flankierung einsetzen,
und zwar durch Sonderprogrammezur Schaffung
von Ersatzarbeitsplätzen.

Sechstens. Bund und Land werden die Unternehmen
bei den Belastungen aus notwendigem Stillegungsauf¬
wand und aas Sozialplänen im Rahmen ihrer finan¬
ziellen Möglichkeiten flankierend unterstützen. Das
war schon für die Entscheidungen der Kohlerun¬
de 1987 eine wichtige Grundlage . Die Leistungsfähig¬
keit der Unternehmen muß gesichert bleiben.

Ich lasse aber auch keinen Zweifel daran, meine
Damen und Herren: Der Bergbau muß alle Anstren¬
gungen unternehmen , um Kosten zu senken.
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Bei dieser Kohie runde galt unsere besondere Auf¬
merksamkeit einer Zeche: “ Sophia Jacoba“ in Hückel¬
hoven . Die Bergleute in Hückelhoven und ihre Fa¬
milien waren aufgeschreckt. Der Bundeswirtschafts¬
minister hatte den Eindruck erweckt, daß die Schacht¬
anlage kurzfristig geschlossen werde.

Das hat eine ganze Region in Unruhe und in Angst
versetzt . Ich habe das gut verstehen können, zumal
jeder von uns weiß, wie abhängig diese Region von
der Schachtanlageist.

Ich selber habe in Gesprächen vor Ort einen Eindruck
von der Betroffenheit der Bergleute bekommen.

( Dr . Rohde [F. D . P . ] : Das genügt aber nicht.)

Ich fand es gut , daß auch der Bundesarbeitsministerin
Hückelhoven gewesen ist.

Die l-andesregierung hat sich immer klar und deutlich
für eine möglichst lange Laufzeit der Schächtanlage
eingesetzt.

Eine Stillegung von Sophia Jacoba im Jahr 1993 oder
in 1995 wäre mit uns nicht zu machen gewesen.
Leider war aber auch ein Konzept für den Aufschluß

( B ) des Kohlefeldes Wildenrath bei den Verhandlungen in
Bonn nicht kompromiß- und konsensfahig.

(Abgeordneter Dr. Rohde [F . D . P . | : Was für
ein Glück! - Gegenruf des Abgeordneten Schau¬
erte | CDU] - Abgeordneter Dr. Rohde
| F . D . P . ) : Wir habenja kein Geld dafür! )

Der Förderhelrieb auf Sophia Jacoba wird deshalb im
Jahr 1997 eingestellt werden. Das ist weniger, als wir
zu « Teichen hofften, aber mehr , als viele befürchtet
haben.

Kein Zweifel : Das ist für die Bergleute und ihre
Familien in Hückelhoven ein schmerzliches Ergebnis.
Ich bitte aber auch sie, daß wir uns jetzt darauf kon¬
zentrieren . dieser Region gemeinsam eine neue Per¬
spektive zu geben.

Wir weiden ein ' Konzept 2000 " entwickeln und die
Zeit bis zur Schließung von Sophia Jacoba nutzen,
damit die Zukunft der Region gesichert ist.

(Abgeordneter Dr . Rohde [F . D . P . ] : Sie hätten
auf die F . D . P . hören können; das hätten Sie
schon längst machen können! - Lachen bei der
SPD)

Die Ruhrkohle AG wird bei der Lösung der Beieg-
schaftsprobleme mitwirken, Bund und Land werden
den Anpassungsprozeß unterstützen. Ich bin zuver¬
sichtlich, daß auch Rheinbraun einen Beitrag leisten
kann, so wie das Unternehmen es schon jetzt durch
Übernahme von Bergleuten des Eschweiler Berg¬
werks-Vereins tut.

Das Schicksal von Sophia Jacoba in der Grenzregion
zu den Niederlanden hat in dieser Kohlerunde die
Aufmerksamkeit besonders vieler Menschen gefun¬
den.

Aber darüber darf niemand vergessen: Von dem jetzt
notwendigen weiteren Anpassungsprozeß werden eine
Reihe weiterer Schachtanlagen in anderen Regionen
des Landes und sehr viel mehr Bergleute mit ihren
Familien betroffen.

Der Vorstand der Ruhikohle AG hat noch Ln der
vergangenen Nacht die Konsequenzenfür die Schacht¬
anlagen in unserem Land beraten. Worum es geht,
das sind wichtige Entscheidungen der Leitung und der
Mitbestimmungsorgane des Unternehmens. Noch-
heute wird die Ruhrkohle AG mit den Gemeinden,
den Kreisen und Kammern, die voraussichtlich von
Veränderungen betroffen sein werden, die erforderli¬
chen Gespräche beginnen. Ich hoffe, daß die Ent¬
scheidungen äußerst sorgfältig vorbereitet und die
Auswirkungen auf die regionale und soziale Situation
überaus emsthaft geprüft werden.

Die Landesregierung wird auch in diesen Regionen
zur Stelle sein und den betroffenen Arbeitnehmern zur
Seite stehen.

Meine Damen und Herren, das alles fuhrt uns vor
Augen: Es gibt beileibe keinen Grund zum Jubel;
dennoch können wir heute sagen : Unsere Kemforde-
rung, einen lebens- und leistungsfähigenSteinkohlen¬
bergbau zu sichern, hat sich durchgesetzt.

( Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU)
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Ich finde es übrigens nicht gut , wenn mein Kollege
Teufel aus Baden -Württemberg das Ergebnis der
Kohlerunde als eine “Zumutung “ bezeichnet und von
“übertriebenen Subventionen “ spricht. Ich kann vor
solchen Äußerungen nur warnen. Andere Länder
könnten sonst auf die Idee kommen, andere Wirt-
schaftsbereiche in anderen Ländern einmal unter die
Lupe zu nehmen.

( Beifall bei der SPD - Minister Matthiesen:
Sehr richtig!)

Wir haben erreichen können , daß es nun wieder ein
Gesamtkonzept für den deutschen Steinkohlenbergbau
gibt.

( Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE] : Das
stimmt nicht !)

Ich möchte dem Kollegen Günter Einert herzlich
danken für die umsichtigen Verhandlungen, die er
geführt hat.

( Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Rohde
fF . D . F’ . ] : Warum darf er denn heute nicht
reden ' )

( B ) Mein Dank gilt auch besonders dem Ersten Vorsitzen¬
den der IGBE . Hans Berger , seinen Kollegen im
Vorstand und in den Betrieben.

( Beifall bei der SPD)

Ohne deren Mitwirkung wäre der Kompromiß nicht
zustande gekommen.

Meine Damen und Herren , wir dürfen aber eines
nicht übersehen - das macht ntir noch große Sorge,und ich hoffe . Sie teilen diese Sorge - : Die Kohlerun¬
de hat noch nicht alle notwendigen Entscheidungen
getroffen . F.s gibt noch kein Finanzierungssysterafürdie Verstromungdeutscher Steinkohlenach 1995.

( Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ) : Das ist
das Entscheidende !)

Darum möchte ich hervorheben : Die Bundesregierunghat zugesagt , unter Mitwirkung aller Beteiligten ein
Hnanzicrungssy .stem zu entwickeln , das den Abschluß

entsprechender Verträge zwischen den Unternehmen
des Steinkohlenbergbaus und der Elektrizitätswirt¬
schaft möglich macht.

Wir sind selbstverständlich bereit, bei der Entwick¬
lung eines solchen Finanzierungssystemsmitzuwirken.

(Abgeordneter Tschoeltsch [F . D . P.] : Au, das
ist aber teuer!)

Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie die
Finanzierung rechtzeitig vor 1995 und in vertrauens¬
voller Zusammenarbeitsicherstellt.

Ebenso muß klar sein und ist klar - seit 1989 und jetzt
wieder in einer Protokollnotiz deutlich gemacht - , daß
die Bergbauländer Saarland und Nordrhein-Westfalen
sich an der Finanzierung der künftigen Verstromungs-
regelung nicht beteiligen können. Es war eine wichti¬
ge Aussage des Mikat-Gutachtens, daß die Verantwor¬
tung und die Zuständigkeit für die Kohlepolitik und
ihre Finanzierung allein beim Bund liegen.

Unsere Bereitschaft zur Drittelbeteiligung bei den
bestehenden Kohlehilfen darf deshalb nicht mißver¬
standen werden als Bereitschaft zur Ausweitung auf
Absatzhilfen in der Verstromung. Wir haben das in 0
der bisherigen Diskussion immer deutlich gemacht.
Darum haben wir in der Kohlerunde auch zu Proto¬
koll gegeben ,

' daß wir über die bisherige Finanzie¬
rengsbeteiligung hinaus keine zusätzlichen Finanzie¬
rengsbeiträge aus neuen Regelungen übernehmen
können“ .

Schließlich möchte ich hervorheben, daß die Bundes¬
regierung in der Verantwortung dafür steht, daß die
Ergebnisse der Kohlerunde auch in Brüssel bei der
Europäischen Kommission durchgesetzt werden. Das
ist in den Abmachungen so festgelegt, und das ist für
die jetzt anstehenden Entscheidungen der Ruhrkohle
AG eine unverzichtbare Voraussetzung . Natürlich
kann über die Zukunft einzelner Schachtanlagen erst
entschieden werden, wenn alle Seiten das Gesamtkon¬
zept akzeptiert haben.

Die Bundesregierung kann sich darauf verlassen, daß
wir sie bei diesen Bemühungen auch in Brüssel in
jeder Hinsicht unterstützen werden.
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Meine Damen und Herren, was bedeuten die Ergeb¬
nisse der Kohlerunde für die strukturelle Entwicklung
und für die Arbeitsplätze in unserem Land ? Ich er¬
innere Sie daran, daß wir uns noch in einem Anpas¬
sungsprozeß aus den Kohlerunden von 1987 und 1989
befinden . Von Ende 1986 bis heute ist die Förderung
schon um 6 Millionen Tonnen auf jetzt 70 Millio¬
nen Tonnen zurückgenommen worden. Allein im
Bergbau wurden in dieser Zeit 34 000 Arbeitsplätze
abgebaut. Bis 2000 werden es jetzt weitere 30 000
Arbeitsplätze im Bergbau sein - von der Zulieferindu¬
strie und allem anderen ganz zu schweigen.

Unser Land hat in den vergangenen Jahren schon
einen gewaltigen Strukturwandel bewältigen müssen.
Wir sind dabei erfolgreich gewesen. Ich erinnere an
das Aktionsprogramm Ruhrgebiet von 1979 und an
die Zukunftsinitiativen für die Montanregionen und
für ganz Nordrhein-Westfalen seit Mitte der 80er
Jahre. Wir haben mit “ZIM" und ’ZIN " schneller und
wirksamer auf Probleme in einzelnen Regionen rea¬
gieren können . Die weiteren Anpassungen im Stein¬
kohlenbergbau machen es jetzt aber nötig, daß wir
den strukturellen Wandel in den Berghauregionen
noch einmal beschleunigen.

Das trifft uns nicht imvorbereitet: Die Landesregie¬
rung hat gestern einen ' Handlungsrahmen für die
Kohlegebiete “ beschlossen, der einen schnellen Struk¬
turwandel ermöglichen soll . Dieser Handiungsrahmen
gilt für die Regionen Aachen/Heinsberg, die Emscher-
Lippe -Region und das östliche Ruhrgebiet einschließ¬
lich der Stadt Ahlen . Das Programm wird auf die
speziellen Bedürfnisse dieser drei Regionen und aller
betroffenen Städte und Gemeinden zugeschnitten sein.

Die regionalen Entwicklungskonzepte sind eine wich¬
tige Grundlage für rasches Handeln. Für das , was
jetzt in den betroffenen Regionen nötig ist , brauchen
wir die Unterstützung der Bundesregierung, die sich
zu dieser Mitverantwortung grundsätzlich bekannt hat.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Ich habe deshalb am 5 . November an den Herrn
Bundeskanzler geschrieben und ihn gebeten, dieser
Verantwortung jetzt in besonderem Maße gerecht zu
werden . loh habe ihm vorgeschlagen , an Regionalkon¬

ferenzen in den drei betroffenen Regionen mitzuwir¬
ken.

(Beifall bei der SPD)

Der Bundeskanzler hat mir gestern mi«eilen lassen,
daß die Bundesregierung an koordinierten und kon¬
zentrierten regionalpolitischen Maßnahmen mitwirken
wird.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin dafür dankbar und gehe davon aus, daß die
Mitverantwortungdes Bundes noch konkretisiertwird.

Wir wollen auf diesen Konferenzen die Situation in
den Regionen erörtern und gemeinsam helfen. Wir
werden mit einer Konferenz in der Region Aachen/
Heinsberg beginnen.

Zur Finanzierung dessen , was jetzt zu tun ist , stehen
uns die folgenden Instrumente zur Verfügung:

Erstens . Etwa 1 Milliarde DM steht für die Jahre
1992 und 1993 aus den Programmen der Gemein-
schaftsaufgabe ' Regionale Wirtschaftsstruktur' und
aus den NRW-EG -Programmen-RECHAR und Ziel-2
bereit.

Zweitens . Die regionalen Wirtschaftsförderungspro-
gramme in den betroffenen Regionen werden wir an
den höchstmöglichenFörderkonditionenorientieren.

Drittens. Zusätzlich werden wir von 1992 an bis 1995
insgesamt etwa 1 Milliarde DM einsetzen , die wir aus
einer sehr schmerzhaften, aber jetzt dringend nötigen
Überprüfung der Förderprogramme des Landes ge¬
wonnen haben. Dieses Geld ist ausschließlich für den
“Handlungsrahmen für die Kohlegebiete ' vorgesehen.
Wir wollen damit den Landesanteil für ein Programm
sichern, das für diese betroffenen Bergbauregionen
ausschließlich gilt. Ich begrüße es , daß die Bundes¬
regierung unseren Wunsch für ein solches Programm
grundsätzlichakzeptiert und ihre Mitwirkung zugesagt
hat.

(Beifall bei der SPD)

Das heißt , wir sind in der Lage , auf neue Heraus-
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forderungen zu reagieren , indem wir auf finanzielle
Prioritäten setzen.

Die Menschen in den Revieren können sich auf ihre
Landesregierung verlassen. Wir gestalten gemeinsam
mit ihnen die Zukunft.

Meine Damen und Herren , Sie sehen , es gibt jetzt
viel zu tun . und wir sollten es möglichst gemeinsam
tun.

Helfen Sie alle mit , die anstehenden Probleme zu
bewältigen , zum Woble unseres Landes . Glück auf.

( Lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Klose: Ich danke dem Herrn
Ministerpräsidenten für die abgegebene Regierungs¬
erklärung und erteile nach Eröffnung der Aussprache
als erstem Redner Herrn Abgeordneten Dr . Linssen
für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr . Linssen ( CDU) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die CDU-
Landtagstraktion begrüßt die am Montag zwischen der
Bundesregierung , den Regierungen Nordrhein-West¬
falens und des Saarlandes , dem Gesamtverband des
Deutschen Steinkohlebergbaus sowie der Industriege¬
werkschaft Bergbau und Energie und den Unterneh¬
men der öffentlichen Energieversorgung geschlosse¬
nen Vereinbarungen über ein Gesamtkonzept für den
Deutschen Steinkohlebergbau bis zum Jahre 2005.

Der jetzt gefundene Kompromiß , meine Damen und
Herren , entspricht den von der CDU -Landtagsfraktion
seit Beginn der kohlepolitischenDiskussion geforder¬
ten Kriterien.

( Widerspruch des Abgeordneten Dr. Farthmann
| SPD | und weiterer Abgeordneterder SPD)

ts ist energiepolitisch sinnvoll , regional ausgewogen,
utul • das war für die CDU besonders wichtig - er ist
auch sozial gerecht gestaltet.

( Beifall bei der CDU - Abgeordneter Memizka
| SPD ) : Nicht zu fassen ! )

Durch das erreichte Verhandlungsergebnisbleibt der
deutsche Steinkohlenbergbauals leistungs - und lebens¬
fähiger Bestandteil der deutschen und der europäi¬
schen Energiewirtschaft langfristig erhalten.

(Abgeordneter Büssow ( SPD] : Bis zur näch¬
sten Runde!)

Es sichert nicht nur die nationalen, sondern auch die
europäischen energiepolitischen Interessen.

Der deutsche Steinkohlenbergbau wird nun im Rah¬
men der zu schließenden langfristigen Verträge einen
wichtigen Beitrag zur Sicherung des bewährten Ener-
giemixes , bestehend aus Braunkohle , Steinkohle,
Kernenergieund regenerativen Energien , leisten.

(Zustimmungbei der CDU)

Wir wollen uns auch in Zukunft weder ausschließlich
auf Kememergie, wie in Frankreich, noch ausschließ¬
lich auf fossile Energieträger beschränken - und dies
nicht nur aus ökonomischen Gründen , wie in der'
Vergangenheit , sondern auch aus umweltpolitischen
Gründen.

(Beifall bei CDU und F .D . P. )

Es ist nun Aufgabe der Bundesregierung, mit Unter¬
stützung aller Beteiligten darauf hinzuarbeiten, daß
die geschlossenen Vereinbarungen seitens der Euro¬
päischen Gemeinschaft die notwendige Akzeptanz
erbalten.

Hinzu kommt : Der national gefundene Konsens muß
nun auch zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi¬
schen Gemeinschaft in einen Konsens umgesetzt
werden . Denn die bekannten Differenzen zwischen
Energieversorgungssicherheitund steigender Energie¬
importabhängigkeit, EG-Preisniveau und heutigem
Weltmarktpreisniveaulassen sich nur im europäischen
Rahmen lösen.

Bundeskanzler Kohl und Bundesarbeitsminister Blüm
sowie die CDU-Landtagsfraktion haben sich von
Anfang an eindeutig zum Jahrhundertvertrag und zur
Kokskohlenbeihilfebekannt.

(Beifall bei der CDU)
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oder einzelner Abgeordneter über die Leitung des
Ministeriums erfolgt . Unter Ziffer 7 durchbrechen. Sie
diese Regelung gleich wieder, indem Sie eine speziel¬
le und zugegebenermaßen besonders intime Form der
Unterrichtung , nämlich die Teilnahme an solchen
Arbeitskreissitzungea, lediglich unter den Vorbehalt
der Genehmigung der Leitung des Ministeriums stel¬
len.

Meine bescheidene Beobachtung hier im Hause ist,
daß an jeder Arbeitskreissitzung die Beamten der
Landesregierung teilnehmen , daß der Richtungspfeil
in die falsche Richtung läuft, daß die SPD-Fraktion
ihre Anträge , ihre Redeentwürfe , ihre Initiativen, die
sie hier in den Landtag einbringt, sich immer zuerst
von der Landesregierung sozusagen - ich sage das
Wort noch einmal, Herr Farthmann - genehmigen
läßt . Das ist für den Parlamentarismus in diesem
Hause insgesamt nicht gut.

(Zuruf des Abgeordneten Dr . Farthmann
fSPD | )

Das ist insgesamt nicht gut, weil es , wie eben gesagt,
alle Visionen , alles Querdenken , jede politische Ei¬
genständigkeit und jede Originalität letztlich kaputt-
macht. - Ich danke Ihnen.

( B)

( Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Klose: Ich erteile das Wort Herrn
Ministerpräsident Dr. Rau.

Ministerpräsident Dr. Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren! Wir reden ja nicht zum ersten
Mal über dieses Thema und

( Zuruf von der CDU : Auch nicht zum letzten
Mal . )

sicher auch nicht zum letzten Mal.

( Abgeordneter Schauerte [CDU] : Bis ihr euch
ändert ! )

Ich will ein paar Bemerkungen dazu machen , und ich
will mich dabei nicht sehr aufregen . Ich glaube, daß

Sie eine ganze Reihe von Sachverhalten, die Sie in
Ihrem normalen Alltag im Blick auf andere Länder
und auf Bonn und auf frühere Zeiten hinnehmen, für
selbstverständlich halten, daß Sie die jetzt hier ver¬
teufeln, weil Sie sich eine Winteroffensivevorgenom¬
men haben. An das Wort werde ich mich gewöhnen.

(Zuruf von der CDU - Abgeordneter Schult¬
heis [SPD] : Da müssen Sie sich aber warm
anziehen. - Beifell bei der SPD)

Sehen Sie: Was Herr Hiersemann gesagt hat, kann
man so sagen . Ich sprach jetzt von dem bayerischen
Oppositionsführer. Ich habe in den 33 Jahren hier
erlebt, daß ' Arbeitskreise, welcher Fraktion auch
immer, von Beamten nach Zustimmung der Hauslei¬
tung besucht wurden. Das war unter Franz Meyers
so, das war unter Heinz Kühn so, das habe ich nicht
geändert. Ich sehe auch keinen Grund dazu, das zu
ändern. Ich sehe freilich, daß sich im Laufe der Zeit
Übungen einschleichen können, daß hernach so viele
da sind und daß es so spezialisiert wird, daß damit
Probleme entstehen. Das hängt aber damit zusammen,
daß sich auch der Landtag sehr viel stärker mit Ein-
zelfragen, mit Verordnungen, ja sogar mit grundsätz¬
lichen Erlassen beschäftigt, als das früher der Fall
gewesen ist . In Bonn gibt es Koalitionsninden. Die
tagen im Kanzleramt. Gestern hat eine getagt, die sich
mit der Frage der Zinsbesteuerungbeschäftigthat -

(AbgeordneterBüssow [SPD] : Hört, hört!)

natürlich im Kanzleramt, natürlich rein parteipoliti¬
sche Gremien, natürlich mit anschließender Presse¬
konferenz, natürlich so , daß Verbände und Fraktionen
anschließend dazu Stellung nehmen. Kein Mensch von
Emen reklamiert das.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNEj: Sehen
Sie mal den Splitter im eigenen Auge.)

Wenn der Bundeskanzler und der Verkehrsminister
Krause in diesen Wochen und Monaten mehrere
Gespräche mit der Bonner CDU über Konsequenzen
aus der Hauptstadtentscheidung führen und anschlie¬
ßend ein öffentliches Kommunique herausgeben - die
örtliche CDU und der Bundeskanzler-,

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Dann ist das



f andtay Nordrhein-Westfalen 4966 Plenarprotokoll 11/42 13 . 11 . 1991

( A ) (Ministerpräsident Dr . Rau)

Medienpolitik.)

Pressekonferenzen machen , dann regt sich kein
Mensch auf.

Ich freue mich über das, was die beschlossen haben.

( Abgeordneter Schauerte [CDU] : Sie können
doch nicht differenzieren!)

Was mich an dieser Debatte ärgert, das ist nicht, daß
in dem Antrag der F.D.P . Punkte stehen , die ich für
schlicht verfassungswidrig halte , sondern was mich
ärgert, ist , daß der Begriff ' Regime' hier eingeführt
wird, in diesem Land gibt es kein Regime, hier gibt
es eine Regierung.

( Lebhafter Beifell bei der SPD)

Was mich ärgert , ist, daß Herr Rohda hier von 25
Jahren Alleinherrschaft spricht, obwohl die F .D .P.
dabei war. Und der Anteil, den wir da für solche
Fragen gebraucht haben, die .hier angesprochen wor¬
den sind - -

(Abgeordneter Dr . Rohde [F .D .P . ] : Habe ich
gesagt " 25 Jahre Alleinregierung' ?)

( B)
- Ja, haben Sie gesagt.

(Abgeordneter Dr. Rohde [F .D.P .] : Ich bitte,
diesen spontanen Ausdruck zu entschuldigen!
- Minister Schwier: Da kann man mal sehen,
wie sehr Sie das schon verdrängt haben! )

Sie können hier Hoffnungen artikulieren , aber nicht
Vergangenheit verfälschen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Sehen Sie .
" System Rau ” ist ein neuer Begriff.

( Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Nein, den
haben wir schon länger!)

Er wird in letzter Zeit ständig gebraucht . Eben ist
wieder gesagt worden, das System Rau sei ver¬
braucht , habe sich verbraucht. Das mögen Sie alle so
sehen.

(Abgeordneter Diegel [CDU]: Das sagt Herr
Fartkroann!)

- Was zwischen Herrn Farthmann und mir zu bespre¬
chen ist, haben wir besprochen.

(Abgeordneter Schultz-Tornau [F.D.P.] : Ja,
das konnten wir alle nachlesen!)

Aber ich möchte Ihnen Vorschlägen : Überlassen Sie
die Entscheidung über die Qualität dieser Regierung -
endgültig jedenfalls; Zwischenzeugnisse sind er¬
wünscht - dem Wähler 1995 ; er wird sie treffen.

(Beifell bei der SPD)

Dabei will ich die Mahnung - Stichwort : Bremen -

gern aufgreifen und sagen: Wo es da Mißbrauchgibt,
muß man über ihn reden, ihn abstellen. Ob ich nun
schöne Worte mache oder nicht, das haben Sie zu
beurteilen, und das hat auch wieder dann der Wähler
zu beurteilen. Nur, daß es solche Koalitionsgespräche
und solche Absprachen auch dort gibt, wo die F .D.P.
in der Regierung ist oder dort, wo die GRÜNEN in
der Regierung sind, oder dort , wo beide in der Re¬
gierung sind, das weiß ich nun aus allen Koordina¬
tionssitzungen; ich bin nämlich immer dabei.

(Beifall bei der SPD)

Da treffe ich ja die befreundeten Gegner. Die sind
doch immer dabei , wenn solche Gespräche geführt
werden.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE]: Was
meinen Sie denn dazu?)

- Ich meine dazu , daß das System der Rückkopplung
zwischen einer Regierung und den sie tragenden
politischen Kräften - die mal eine sind, mal zwei, mal
drei - sinnvoll ist , daß das . transparent sein muß und
daß man das nicht ständig unter Ideologieverdacht
setzen darf, wie Sie das hier tun.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Abgeordneter
Frechen [SPD] : Vesper gleich Pharisäer! So
ist das .)

Wenn wir beispielsweise, meine Damen und Herren,
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in mehreren Kabinettsklausuren - die letzte sechs,
sieben Stunden am Sonntag - die Konsequenzen zu
ziehen versuchen für die Ergänzungsvorlage und dann
anschließend in eine Fraktionssitzung gehen, dort
unsere Position dsrstellen, auch die entsprechenden
Papiere mitbringen, die Fraktion diskutiert das vier-
zehneinhalb Stunden - vierzefaneinhalb Stunden! -,
trifft am nächsten Tag noch Entscheidungen zu drei
Sachpunkten und geht dann in die Presse mit einer
eigenen Presseerklärung und legt dieser Presseerklä¬
rung eine Seite oder vier Seiten bei , nämlich das
Papier , das der Finanzminister in dieser Fraktions¬
sitzung dargestellt, verteidigt hat, dann, finde ich, ist
das kein Anlaß, einen politischen Skandal zu vermu¬
ten , sondern dann mögen Sie die Ergebnisse bewer¬
ten . aber nicht die Frage, was auf dem Briefkopf der
Anlage gestanden hat.

( Lebhafter Beifall bei der SPD)
•

Ich möchte gern noch einen Beitrag leisten , Herr
Kollege Rohde . Ich habe die Anfragen , die mir ge¬stellt worden sind, nach bestem Wissen und Gewissen
beantwortet . Ich schließe nicht aus , daß auch mal
Pannen Vorkommen . Ich schließe nicht aus, daß man
auch mal sagen muß , da hat einer einen Fehl« ' ge¬macht. Ich habe schon oft hier Fehler von Beamtenl 8 } einräumen müssen - übrigens nicht nur von Beamten,
die meiner Partei angehörten.

( Abgeordneter Hardt [CDU]: Kennen Sie die
alle?)

- Moment! Die kenne ich nicht. Aber bei einigen, bei
denen ich Fehler einräumen mußte, weiß ich , in
welcher Partei sie waren . Das gibt es auch. Zum Teil
sind sie einem auch angedient worden.

( Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr. Twen¬
höven [CDU ] : Den Fehler macht doch die
Regierung , nicht die Beamten !)

Aber ich wollte noch einen anderen Sachverhalt an¬
sprechen. Es gibt eine Pressemeldung von Herrn
Rohde, da steht obendrüber " Skandal " und dann , daß
der* Fisch vom Kopf an zu stinken anfängt. Sich mit
Sprichwörtern bekannt zu machen , ist eine gute Me¬thode. dagegen habe ich nichts . Nur, wenn Sie dann
den sogenannten "Fall Jenlsch " zitieren - den Abge¬

ordneten Jentsch aus dem Kreis Gütersloh haben Sie
eben zitiert;

(Abgeordneter Dr . Rohde [F .D.P .] : XY!)

das steht auch in dem, was sie in der Pressekonferenz
gesagt haben , was einige Zeitungen gedruckt haben -,
Hann gehen Sie doch der Sache einmal nach: Könnte
es wohl sein, daß es sich um die Auswertung eines
Papiers handelt - Ende Oktober -, das am 1 . Oktober
in 300 Exemplaren an die Präsidentin des Landtags
gegangen ist, das am 2 . Oktober im zuständigen
Fachausschuß allen Mitgliedern und stellvertretenden
Mitgliedern überreicht worden ist , das am 3 . Oktober
verschickt worden ist

(Zurufe von der CDU: Da war doch ein Feier¬
tag !)

- oder am 4 . Oktober -, das jedenfalls seit dem
2. Oktober in 300 Exemplaren dem Landtag zur
Verfügung stand - , könnte es wohl sein , daß ein
Abgeordneter dieses Exemplar nutzt, um daraus für
seine Wahlkreisarbeit Erkenntnisse zu ziehen und sie
bekanntzugeben? Was wäre daran tadelnswert, wenn
es so wäre?

(Beifall bei der SPD) (

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, gestattenSie eine Zwischenfrage von Herrn Dr. Rohde?

(MinisterpräsidentDr . Rau: Ja, sicher!)

Abgeordneter Dr . Rohde (F.D.P.) : Herr Minister¬
präsident, ich gebe Ihnen völlig recht, daß es so seinkönnte. Nur, es ist nicht so , weil dieses Papier der
Wohnungsbauförderungsanstalteben am 14 . Oktober
gedruckt worden ist und nicht , wie Sie annehmen, am
2 . Die Erklärungen sind auch vorher abgegeben wor¬
den , da dieses Papier erst am 29. Oktober bei allen
anderen Fraktionen eingegangen ist. Also, es könnte
so sein, wie Sie sagen, nur ist es jedoch anders.

(Beifall bei der F .D . P .)
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Ministerpräsident Dr . Rau : Ich habe mich in der
*7 \ t sricus 'disiss vsr c,.ic ît.

(Abgeordneter Hunger [SPD] , an den Abge¬
ordneten Dr . Rohde [F .D. P. ] gewandt: Sie
haben ein falsches Papier in der Hand !)

Ich unterstelle, daß meine Infonnation , die ich in den
20 Minuten , die dazwischenlagen, bekommen habe,
nicht vollständig gewesen ist,

(Abgeordneter Hilgers [SPD ] : Das eine war die
Eilmeldung und das andere . . . )

so wie es möglich ist, daß auch Ihre Information nicht
vollständig ist.

( Zurufe von der CDU - Gegenrufe von der
SPD - Glocke der Präsidentin)

- Freunde , es ist schon 19 .08 Uhr! Ich wollte heute
noch einige andere Sachen machen.

( Zurufe von der CDU : Wir auch!)

- Ja . aber Sie haben doch diese Debatte gewollt; da
werde ich mich doch wohl in dieser Debatte äußern

( B ) dürfen.

( Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen: Ich gehe dem Fall nach, Herr Kollege
Rohde . und dann werden wir feststellen, welche der
beiden Versionen stimmt.

Ich halte den Vorschlag der F . D . P . , die parteipoliti¬
sche Zugehörigkeit von Beamten und Angestellten
sowie Arbeitern im öffentlichen Dienst statistisch zu
erfassen

( Abgeordneter Tschoeltsch | F . D . P . ] : Auf frei¬
williger Basis , Herr Ministerpräsident! )

und der Regierung die Verantwortung dafür durch die
Funktion einer Schlichtung seitens des Verfassungs¬
gerichtspräsidenten zu entziehen , für verfassungswid¬
rig.

Ich halte die ersten fünf, sechs Punkte Ihres Katalogs
für überflüssig, weil sie in meinem Schreiben an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter abschließend geklärt
sind. Und es handelt sich um geltendes Beamtenrecht!

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Aber es
ändert sich ja nichts !)

Was ich nicht nur für verfassungswidrig halte und
was ich nicht nur für überflüssig halte, sondern was
mich ärgert und empört , das ist der subkutane Ver¬
such , eine Gleichstellung des Schleswig -Holstein von
Uwe Barschei und des Nordrhein-Westfalen von
Johannes Rau vorzunehmen. Das mache ich nicht mit!

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe: Ich danke Ihnen , Herr Minister¬
präsident. - Für die Fraktion der- F .D .P. hatte sich
Herr Dr. Rohde gemeldet, aber Herr Dr. Linssen
möchte jetzt von dem Recht in der Geschäftsordnung
Gebrauch machen , nach dem Ministerpräsidenten zu
sprechen. Ich erteile Herrn Dr . Linssen für die Frak¬
tion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU) : Frau Präsidentin! {
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Mini¬
sterpräsident, Sie haben kurz vor dem Ende Ihrer
Rede gesagt . Sie wollten eigentlich noch etwas ande¬
res tun - ich halte das für absolut unmöglich ! -,

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der SPD)

so ungefähr nach dem Motto : Was haltet ihr mich
hier lange auf; ich habe noch etwas Besseres zu tun!

(Abgeordneter Frey [SPD] : Ja, natürlich! -
Zurufe von der CDU)

Es ist Ihre abqualifizierende Art, mit moralischer
Attitüde hier aufzutreten und uns alle im Grunde für
vemickt zu erklären.

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der SPD)

Wir führen diese Debatte so lange, weil es dieses
"Theater" bei der SPD gibt( Beifall bei der SPD)
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daß wir - wenn wir das böse Wort "Verfilzung"
einmal hinnshmea - mit der Landesregierung verfilzt
sind, das stellen wir überhaupt nicht in Abrede.

(Heiterkeit bei der Opposition)

Wir versuchen, die Landesregierung zu tragen und zu
sichern . Wir versuchen , ihr zu helfen. Und wir er¬
warten von ihr Informationen.

Ich kann Ihnen dazu nur sagen: Den Bürger inter¬
essiert - gehen Sie zurück auf den Sinn der Groß«
Anfrage was die Landesregierung zu bestimmten
Themen, die die Bürger angehen, sagt. Ob das zum
Teil von uns gestellte Fragen sind oder zum Teil
Fragen sind, die die Regierung beantwortet, auch
wenn sie nicht von uns oder nicht ursprünglich von
uns gestellt worden sind, interessiert den Bürger
überhaupt nicht. Es kommt doch auf den Wahrheits¬
gehalt der Antworten und nicht auf das taktische Spiel
an , wer wann welche Formulierungeneinbringt.

( Beifall bei der SPD)

Deswegen wiederhole ich : Sie müssen bitte zur Kenn¬
tnis nehmen - sonst sind Sie entweder heuchlerisch
oder unrealistisch -,

( Abgeordneter Hunger [SPD] : Fehl am Platze !)

daß auch die Fraktionen , auch die Regierungsfraktion,
ihre bestimmten Aufgaben haben und daß eine Regie¬
rungsfraktion in einer Parteiendemokratieeine andere
Aufgabe hat als eine Oppositionsfraktion, daß wir
Ihnen aber die Waffengleichheit voll zubilligen.

Und , Herr Rohde , Sie , der Sie immer von Verfilzung
reden, stimmen dem doch in der Praxis selber zu.

( Zuruf des Abgeordneten Hardt [CDU])

Mir fällt dazu ein gutes Beispiel ein : Schauen Sie sich
einmal die Redezeiten an . Die Redezeiten sind - das
entspricht unserer Absprache im Ältestenrat - für
Regierung und Regierungsfraktion genauso lang wie
tur die Oppositionsparteien zusammen. Da zeigt sich
das Zusammenwirken , und niemand nennt es Ver¬
filzung . Vielmehr ist es das Selbstverständlichste, was
es gibt, weil wir natürlich wissen , daß es um politi¬

sche Grundrichtungen geht und daß da gemeinsam
gehandeltwird. Alles andere ist illusionärund absurd!

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Gestatten Sie noch eise Zwi¬
schenfrage von Herrn Dr . Linssen?

(Abgeordneter Dr . Farthmann [SPD] : Ich bin
an und für sich fertig, aber wenn Herr
Dr. Linssen sie noch stellen möchte! - Abge¬
ordneter Dr . Linssen [CDU] verzichtet darauf,
die Zwischenfrage zu stellen.)

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Ich erteile jetzt das Wort Herrn Ministerpräsidenten
Dr. Rau.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Ich wollte gerne noch vier Be¬
merkungen machen , die sich mir jedenfalls nach
dieser Debatte aufdrängen.

Das erste ist : Ich habe nicht Schleswig -Holstein und
Barschei in diese Debatte eingefuhrt.

(Zuruf von der CDU: Doch! - Abgeordneter
Schauerte [CDU] : Sie haben Hag getan ! - Ab¬
geordneter Frech« [SPD]: Nein, der Herr
Rohde !)

- Moment! Ich möchte Sie darauf hinweisen, Haft
diese Debatte , auch wenn sie zur Winteroffensive
gehört, die Fortsetzung einer Auseinandersetzung ist,
die wir seit langem führen und die im Juli hier in der
letzt« Sitzung vor der Sommerpause stattgefund«
hat - in diesem Jahr , am 12. Juli 1991.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Das war das
Sommerloch ! - Abgeordneter Memizka [SPD] :
Nun hör mal zu , Schauerte ! - Zurufe : Seid
mal ruhig!)

Lass« Sie mich doch einmal vier ruhige Bemerkun-
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gen machen!

Herr Rohde hat soeben auch noch einmal darauf
hingewiesen ' Originalton Engbolm' und das auch
noch mehrfach genannt.

(Abgeordneter Schultz-Tornau [F .D .P .] : Eng¬
holm ist nicht das gleiche wie Barschei!)

- Moment! Am 12. Juli hat Herr Kollege Rohde
gesagt: "Die Landesregierung von Schleswig-Holstein
hat als Konsequenz aus der Barschel-Affäre einen
Erlaß über die Trennung der Regierungs- und Ver¬
waltungsfunktionen von Parteiaufgaben als Verhal¬
tenskodex für den politisch determinierten Beamten¬
apparat geschaffen. Wir sagen , was Engholm recht
ist , muß Rau billig sein. "

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Das ist rich¬
tig ! - Abgeordneter Memizka [SPD]: Das müs¬
sen Sie gerade sagen! - Zuruf von der SPD:
Widerlich!)

Diese Parallele meine ich. Die empfinde ich als em¬
pörend und für mich unzumutbar.

(Beifall bei der SPD)

Die zweite Bemerkung, die ich gerne machen möchte,
ist folgende: Frau Kollegin Höhn hat gemeint, wenn
man den Ministerpräsidenten angreife, sei das eine
Art Majestätsbeleidigung. - Das ist nicht der Fall,
obwohl mir Lob lieber ist als Tadel. Das wird ande¬
ren auch so gehen. Ich behaupte nur , daß in der
Politik eine Kritik und die Schärfe einer Kritik nicht
das Entscheidende ist, sondern ob man die Person und
ihre Motive trifft oder ob man die politischen Alterna¬
tiven sieht. Das ist die Frage.

( Beifall bei der SPD)

Feh habe nichts gegen die politisch scharfe Ausein¬
andersetzung. Aber ich könnte Ihnen - ich will es
gerne einmal aufschreiben - all die Worte nennen , mit
denen Sie die charakterliche, die menschliche Qualifi¬
kation von Politikern in den Wahlkampf und in die
Auseinandersetzung zwischen Parteien einführen - ich
meine jetzt nicht Sie als Person , sondern uns alle!

(C

(Oh-Rufe von der CDU)

Ich gestehe, daß ich da auch nach 33 Parlamentsjah¬
ren noch überempfindlich bin . Das gedenke ich auch
nicht mehr zu indem.

(Beifäll bei der SPD - Abgeordneter Büssow
[SPD] : Gott sei Dank!)

Die dritte Bemerkung will ich an Kollegen Linssen
richten, weil es da offenbar ein Mißverständnis gab.
Ich wollte mit meiner Bitte, ein bißchen ruhiger zu
sein, nicht sagen: Ich will diese Debatte nicht, öden
Ich habe Wichtigeres zu tun. Das war nicht gemeint.
Ich wollte nur meinen Gedanken gern ausführen, weil
ich nach dieser Sitzung noch das eine oder andere
vorhabe und eine Verlängerung der Debatte so nicht
wollte. Es schien mir ein Augenblick gewesen zu
sein, in dem die Unruhe, die hier im Plenarsaal war,
ein solches Wort nötig machte. Falls das also falsch
verstanden worden ist: Ich wollte die Debatte nicht
abwerten.

Vierte Bemerkung - mit gleichem Nachdruck! Ich
habe dem Kollegen Farthmann nicht mit versteinertem
Gesiebt zugehört. Falls mein Gesicht versteinert
wirkte, batte das andere Gründe; über die läßt sich -
nichtöffentlich - reden. Ich will sagen, daß ich das,
was der Kollege Farthmann gesagt hat, für richtig
halte,

(Abgeordneter Dr. Rohde [F .D .P .] : Das darf
doch nicht wahr sein!)

daß ich aber glaube, daß es dieses Spatmungsverhält-
nis zwischen der Kontrollfunktion des ganzen Parla¬
ments und der Schutzschinnfunktion der Koalition
oder der die Regierung tragenden Partei in allen
Parlamenten gibt.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Exakt! - Zuruf
des AbgeordnetenDr . Vesper [GRÜNE])

Das ist eine schwierige Situation. Das ist in Bonn
schwierig, und das ist in Düsseldorf schwierig.

(AbgeordneterDr. Vesper [GRÜNE] zur SPD-
Fraktion: Ihr bestreitet das ja !)
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Ich habe den Eindruck, daß wir das im Landtag bis¬
her einigermaßenbewältigthaben,

(Beifall bei der SPD)

und bin darüber besorgt - das hängt nicht nur mit der
Länge meiner Zugehörigkeit zum Parlament zusam¬
men daß es manchmal etwas nachläßt, daß wir
dieses Sparmungsverhältnis richtig sehen. Wo wir das
verbessern können, wollen wir es tun.

(Abgeordneter Schultz-Tornau [F .D .P.] : Also
so sehen Sie das auch!)

Herr Kollege Rohde , Sie sprachen von "Waffen¬
gleichheit " - ein Begriff, der mir nicht liegt, ich bin
ein weißer Jahrgang. Ich meine, wir sollten darüber
sprechen , welche Rechte die Opposition im Bundestag
und in den anderen Landtagen hat.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE]: Aber das
bringt doch nichts!)

Die Rechte , die die SPD in der Opposition in Bonn
ersehnt , haben Sie hier im Landtag, und zwar alle
Oppositionsfraktionen , schon lange. Eine gleichge¬
wichtige Verteilung wäre mir durchaus Techt.

Ich kann ja verstehen, daß es Unbehagen an absoluter
Mehrheit gibt - vor allem bei denen, die sie nicht
haben . Ich bestreite auch nicht, daß es Gefährdungen
von absoluten Mehrheiten gibt.

(Abgeordneter Schultz-Tornau [F .D .P . ] : Durch
absolute Mehrheiten !)

- Durch - das meinte ich . Nur. Manchmal habe ich
den Eindruck, es gibt Leute , die die absolute Mehr¬
heit nur deshalb nicht wollen, weil ihnen der Klüngelunter Koalitionären lieber ist, weil sie dann an der
ganzen Sache beteiligt sind.

( Lebhafter Beifall bei der SPD)

Dafür habe ich eine Fülle von Beispielen erlebt und
genannt.

Präsidentin Friebe: Herr Ministerpräsident, es gibt

Wünsche nach Zwischenfragen.

(MinisterpräsidentDr . Rau: Ja, gern!)

- Zunächst Herr Dr . Vesper.

Abgeordneter Dr, Vesper (GRÜNE): Herr Minister¬
präsident, müßten Sie, wenn Sie konsequent sind,
nicht die Rechte, die die Opposition in Bonn fordert,
bzw. die Rechte, deren Feilen in Bonn Sie beklagen,auch der Opposition im Düsseldorfer Landtag als
selbstverständlicheRechte zubilligen?

Ministerpräsident Dr . Rau : Ja , sicher. Meine These
war ja : Die Rechte, die die SPD in Bonn fordert,
haben Sie hier längst.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der F .D.P .)

Präsidentin Friebe : Herr Schauerte möchte noch eine
Zwischenfragestellen.

Ministerpräsident Dr . Rau : Gern, ich darf vorher
aber noch einen Satz sagen.

Es wird im Rahmen von Parlamentsreformen darüber
diskutiert. Diese Diskussion werden auch wir führen.
Sie dürfen mir aber nicht Übelnehmen , wenn ich dann
auch die Rechte der Regierung - auch gegenüber dem
Parlament - wahrzunehmen versuche.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE]: Wir
nehmen gar nichts übel!)

Das ist dann auch ein - wie ich hoffe - legitimesInteresse. - Bitte, Herr Schauerte!

Abgeordneter Schauerte (CDU) : Ich komme auf die
Frage von Herrn Dr . Vesper zurück. Die Rechte, diedie SPD in Bonn ersehnt, sollen wir hier angeblichhaben. Nehmen wir das einmal als Arbeitshypothese.Wie kann es dann geschehen sein, daß die SPD in den
13 Jahren ihrer Regierung in Bonn nicht entsprechen¬de Rechte durchgesetzt bat?
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( Oh-Rufe von der SPD) (Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ministerpräsident Dr . Rau : Wie meinen Sie das?
- Herr Kollege Schauerte! Parlamentsreform ist doch
ein Dauerthema in allen Parlamenten . Uber das Ver¬
hältnis von Regierung und Opposition , von Mehrfaeits-
fraktion und Opposition, über das Kollege Farthmann
und ich gesprochen haben , gibt es ganze Bibliotheken.
Diese ganze Problematik ist Ihnen doch nicht neu! Sie
können sie schon bei Bergstraessernachlesen.

Wir haben eine Reihe von Veränderungen eingeführt -
die stärksten Veränderungen übrigens , nachdem Heinz
Kühn hierher gekommmen war , der seine Erfahrun¬
gen aus Bonn mitbrachte. Meinen Sie, früher hätte
das Recht des Oppositionsführers bestanden, nach
dem Regierungschef zu sprechen? Das hätte Franz
Meyers einmal erleben mögen ! Das war völlig un¬
denkbar. Daß Pariamentsreform ein Prozeß ist, daß
man in ihm unterschiedliche Interessen wahmehmen
muß und daß wir da versuchen, Regierungsinteressen
wahrzunehmen , ist doch völlig legitim . Dagegen ist
nichts zu sagen.

Meine Damen und Herren , ich wollte damit nur zum
Ausdruck bringen:

( 81
(Abgeordneter Reul [CDU ] : Was eigentlich?)

- Wenn Sie es nicht verstanden haben, Herr Kollege
Reul , muß es doch nicht an mir liegen!

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Diese Landesregierung hat sich viele Sachaufgaben
gestellt , und sie wird sie lösen . Es ist gesagt worden,
wir würden diese Debatte jahrelang weiterführen.
Glauben Sie bitte nicht , die Menschen spürten nicht,
daß es Themenarmut ist, die Sie dazu führt!

( Lebhafter Beifall bei der SPD)

Wenn jemand wie Frau Kollegin Höhn gutwillig und
gutmeinend sagt, daß alles ganz schrecklich sei , und
sie wolle uns einmal sagen , es gehe nur darum, weite¬
re Verfilzung zu vermeiden, dann ist schon die Unter¬
stellung "weitere Verfilzung’ eine Verzerrung der
Wirklichkeit, und dies können wir nicht hinnehmen.

Präsidentin Friebe : Vielen Dank! - Herr Dr. Linssen
macht von dem Recht, das gerade zitiert wurde,
nämlich § 59 der Geschäftsordnung, Gebrauch. Ich
erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU) : Frau Präsidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer die
letzten Stunden mitbekommen und miterlebt hat, in
welcher Verfassung sich die SPD hier darstellt,

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der SPD)

der kann Herrn Farthmann ja verstehen, wenn er
sagt: Wir befinden uns zur Zeit in einer depressiven
Phase. Herr Farthmann, eines haben die Stunden aber
auch gezeigt: Es muß etwas mit der Oppositionzu tun
haben, die Ihnen offensichtlicharg zusetzt.

(Zurufe von der SPD)

Ich möchte hier drei Punkte vortragen. Herr Minister¬
präsident, Sie haben versucht klarzumacben , warum
Sie hier das Wort von Barschei gebraucht haben. Ich
glaube, klar ist, daß Herr Engbolm zitiert wurde, weil (D
er einen Kodex für Schleswig-Holstein hat beschlie¬
ßen lassen.

(Minister Schwier: Nein, weil sein Vorgänger
Baischel hieß ! Und der Vorgänger von Jo¬
hannes Rau hieß Johannes Rau!)

Und Johannes Rau hat einen Brief geschrieben , und
ich meine, daß diese Reaktion zunächst sehr gut war
und war uns heute darüber unterhalten müssen , ob das
etwas bewirkt hat.

Zweiter Punkt: Wenn hier von der Aktionseinheitvon
SPD -Landtagsfraktion und SPD -Regienmg gesprochen
worden ist, dann wundert mich natürlich nichts mehr.
Dann kann ich auch verstehen, warum diese Aktions¬
einheit so verstärkt wird, indem man zum Beispiel die
Bediensteten der SPD -Partei in das Brusis -Ministeri-
um überführt. Dann wird mir alles klar. Dann brau¬
che ich mich darüber auch nicht weiter aufzuregen.
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Beginn : 10 .05 Uhr

Präsidentin Friebe : Meine Damen und Herren ! Ich
begrüße Sie zu unserer heutigen 43 . Sitzung des Land¬
tags Nordrhein -Westfalen . Ich heiße auch unsere Gäste
auf der Zuschauertribüne herzlich willkommen . Ich
begrüße ebenfalls herzlich die Mitarbeiter von Presse,
Rundfunk und Fernsehen.

Für die heutige Sitzung haben sich 13 Abgeordnete
entschuldigt; ihre Namen werden in das Protokoll
aufgenommen.

Meine Damen und Herren , seinen Geburtstag feiert
heute Herr AbgeordneterJürgen Thulke von der Frak¬
tion der SPD . Er wird 53 Jahre alt . Herzlichen Glück¬
wunsch. Herr Kollege!

iüeilall)

Vor Eintritt in die Tagesordnung weise ich noch darauf
hin . daß wir gestern beschlossen haben , heute als Er¬
gänzung der Tagesordnung im .Anschluß an den Ta¬
gesordnungspunkt 1 die Wahl der Mitgliederdes Rund-
lunkrates des Westdeutschen Rundfunks Köln durch¬
zuführen.

Wir treten nunmehr in die Beratung der heutigen Ta¬
gesordnung cm.

Ich rufe Punkt I auf:

Regierungserklärung

zu den neuen Entwicklungen in den Slahlslandorten

in Verbi ndung damit

Sicherung der unternehmerischen Entscheidungs¬
und Dispositionsfreiheit von Krupp , Hoesch und
Westl . B

Antrag
der Fraktion der F . D . P.
Drucksache 11/2636

und

Übernahme von Hoesch durch Krupp verhindern!

Antrag
der Fraktion DIE GRÜNEN
Drucksache 11/2641

Meine Damen und Herren , zur Regierungserklärung
erteile ich dem Herrn MinisterpräsidentenDr . Rau das
Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren! Die jüngsten Entwicklungenin der
deutschen Stahlindustrie sind nur zu verstehen, wenn .
wir uns die Situation der Branche in Europa und dar¬
über hinaus anschauen. Die Stahlindustrie ist weltweit
im Umbruch . Die Konzentration schreitet voran. In
Europa gibt die Vorbereitung auf den Binnenmarkt
zusätzliche Impulse für größere Untemehmenseinheiten.

In Frankreich, Großbritannien und Italien ist der Kon¬
zentrationsprozeßweit vorangeschritten. Stahl wird dort
weitgehend nur noch jeweils in einem großen Unter¬
nehmen produziert. Ähnlich ist die Situation in Japan
und in Südkorea . Verglichen mit diesen Stahlgiganten
rangiert der größte deutsche Stahlhersteller, die Thys¬
sen Stahl AG , weltweit auf Platz 8 . Die Krupp Stahl
AG und die Hoesch Stahl AG nehmen hintere Ränge
ein . Auch wenn sie zusammengingen , würden sie im
internationalen Vergleich deutlich hinter Thyssen den
13 . Platz belegen.

Es warja kein Zufall , daß in unserem Land Anfang der
80er Jahre Moderatoren den Auftrag erhalten haben,
die MöglichkeitenuntemehmensübergreifenderKoope¬
rationen und marktstabilisierender Maßnahmen zu
prüfen . Damals sind die Stahluntemehmen dem Vor¬
schlag der Moderatoren, zwei Untemehmensgruppenzu
bilden , nicht gefolgt. Ich weiß , wovon - ich rede ; ich
war an den Gesprächen beteiligt.

ln der Stahlindustrie wurde bei uns von 1988 bis Ende
1990 jedenfalls wieder gut verdient . Das war möglich,
weil die deutschen Unternehmen Überkapazitätendra¬
stisch abgebaut und ihre Aktivitäten auf die Stahlver¬
arbeitung verlagert hatten . Außerdem hat sich gerade in
der nordrhein-westfälischen Stahlindustriedie Erschlie¬
ßung neuer Betätigungsfelder ausgezahit. Aus mono¬
strukturiertenUnternehmen sind Konzerne geworden.
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deren Stahlanteil am Gesamtumsatz inzwischen unter
30 % liegt . Die Landesregierung hat diesen Prozeß im
Rahmen ihrer Fördermöglichkeitenimmer aktiv unter¬
stützt.

Die internationale Wettbewerbspositionder deutschen
Stahlindustrie ist recht gut, obwohl die Unternehmen
kleinersind als viele ihrer ausländischen Konkurrenten.
Wir wissen allerdings, daß die Erlöse gerade in den
Stahlbereichen der Konzerne in den letzten Monaten
nachlassen . Die heutigen Zeitungen berichten wieder
davon . Sorge bereiten der Stahlindustrievor allem die
starken Wettbewerbsverzenungen in der Europäischer
Gemeinschaft , durch massive direkte und indirekte
Subventionenfür ihre Konkurrenten.

Meine Damen und Herren! Mit dieser komplexen Pro¬
blemlage ist die Stahlindustrie Nordrhein-Westfalens
seit vielen Jahren konfrontiert. Die Zahl der Beschäftig¬
ten in der Montanindustrie ist seit Ende der 50er Jahre
ständig zurückgegangen. Bis heute sind etwa 130 000
Arbeitsplätze in der eisenschaffenden Industrie Nord-
rhein -Westfaiens weggefallen . Rechnet man den Stein¬
kohlenbergbau hinzu , sind es weit über eine halbe
Million Arbeitsplätze, die im Verlauf der vergangenen
Jahre in den Revieren verlorengegangensind.

/ D \' ’ Es hat großer Anstrengungenbedurft , die Einbrüche in
der Montanindustriedurch die Schaffung neuer Arbeits¬
plätze aufzutängen. Sie alle wissen , daß dieser Prozeß
noch in vollem Gange ist . Über die Auswirkungen der
Kohlerunde haben wir gestern beraten. Ich habe auch
dargestellt, was wir in den vergangenen Jahrzehnten für
die Montanregionen getan haben und was wir in Zu¬
kunft tun werden . Ich erinnere nur an den Handlungs¬
rahmen der 1 -andesregierung für die Kohlegebiete, den
ich Ihnen gestern vorstellen konnte.

Unser Handeln war von Anfang an auf zwei Ziele
gcriehtel:

zum einen die traditionellen Industriezweige der
Regionen modernisieren und wettbewerbsfähige
Arbeitsplätze erhalten, ohne den Strukturwandel zu
behindern.

zum anderen Arbeitsplätze in neuen , aufstrebenden
Wirtschaftszweigenschaffen.

Bei allen aktuellen Strukturproblemen, über die wir zur
Zeit diskutieren, bestreitet heute niemand mehr : Die
Modernisierung des Ruhrgebiets ist gut vorangekom¬
men . Auch die Menschen im östlichen Ruhrgebiet und
in Dortmund konnten davon ausgehen , daß sie die
schwierigste Phase des Strukturwandels hinter sich
haben , daß es wirtschaftlich aufwärtsgeht . Wer nach
Dortmundkommt , kann die Veränderungenmit Händen
greifen. Dortmund ist geradezu ein Musterbeispiel für
den Wandel einer alten Industriestadt.

Es ist verständlich, daß die Meldungenüber Krupp und
Hoescb in dieser Lage besonders in Dortmundzunächst
auf völliges Unverständnis gestoßen sind. Auf einmal
schienen wieder dunkle Wolken aufzuziehen . Gerade in
einer solchen Situation ist Klarheit nötig. Deshalb
möchte ich einige Feststellungen treffen:

Der Aktienkaufder Fried. Krupp GmbH ist eine unter¬
nehmerische Entscheidung. Die Landesregierung hat
keine rechtliche Handhabe , darauf Einfluß zu nehmen.
Niemand wird aber erwarten , daß wir schweigen , wenn
ein Unternehmen mit einem Schlag die Weichen für die
industrielle Entwicklung zahlreicher Betriebe und Kom¬
munen stellt und wenn so viele Bürgerinnen und Bürger
tief beunruhigt sind.

Es handelt sich auch keineswegs um einen Vorgang,
der alle Tage vorkommt , zumal in einem mitbestimm¬
ten Montanuntemehmen. Es ist doch verständlich, daß
die Arbeitnehmerinnenund Arbeitnehmer in den Mit¬
bestimmungsorganen harte Fragen stellen , wenn sie ihre
Rechte durch einen überraschenden Eigentümerwechsel
gefährdet sehen!

Weit über Dortmund und weit über den Kreis der bei
Hoesch Beschäftigten hinaus sind viele Familien - oft
seit Generationen - mit dem Unternehmen verbunden.
Das gleiche gilt natürlich für Essen und Krupp und für
viele andere Gemeinden und Betriebe.

Was die Landesregierung angeht: Ich habe mehrfach
deutlich darauf hingewiesen, daß ich die ersten Infor¬
mationen über die Pläne von Krupp am 27 . September
dieses Jahres erhalten habe . Der Vorstandsvorsitzende
der Fried . Krupp GmbH , Herr Dr. Cromme , informier¬
te mich , nachdem der Vorstandsvorsitzendeder Hoesch
AG bereits unterrichtet war.
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Ich habe dann am II . Oktober - gemeinsam mit Mit¬
gliedern des Kabinetts - mit den Betriebsräten beider
Konzerne, mit Vertretern der IG Metall und der betrof¬
fenen Kommunen ein intensives Gespräch geführt . Ich
habe bei dieser Gelegenheit und in weiteren Gesprä¬
chen. auch mit Untemehmensleitem. die Haltung der
1-andesregierung eingehend erläutert.

Inzwischen hat sich die Situation weiterentwickelt. Die
beiden Unternehmen haben gemeinsam mitgeteilt, daß
sie nunmehr aufpartnerschaftlicherund gleichberechtig¬
ter Basis die Möglichkeiten eines Zusammenschlusses
prüfen wollen. Sie haben sich auf Verfahrensfragen
geeinigt , und sie beabsichtigen , bis spätestens Mitte
Februar 1992 ein entscheidungsreites Ergebnis vor-
zulcgcn . Das ist ein Fortschritt, den ich ausdrücklich
begrüße , weil es nötig ist , daß vor weiteren Schritten
Klarheit über die Absichten aller besteht.

Es kann ja durchaus sein , daß die Konzepte der beiden
Unternehmen gar nicht soweit auseinandcrliegen, wie
man bishci vermuten mußte . Wir werden das bald
genauer wissen , wenn außer " Hoesch 2000 " auch ein
Krupp - Hoeseh - Konzept auf dem Tisch liegt.

Für die Landesregierung kommt es entscheidenddarauf
an . daß Partnerschaft auf gleichberechtigter Basis die
Form und den Inhalt der Verhandlungenbestimmen.

Dabei wissen wir alle , daß Hoesch ebenso Teil der
Identität von Dortmund ist , wie Krupp Teil der Identität
von Essen ist . Es gab eine Zeit , da waren Hoesch und
Dortmund und Krupp und Essen fast Synonyme . Das
zu berücksichtigen , gehört zu einer klugen unternehme¬
rischen Konzeption und zu einei fairen Partnerschaft.

Selbstverständlich ist ein weiteres Kriterium für unsere
Beurteilung der Konzepte die Sicherung der Arbeits¬
plätze und der Standorte beider Unternehmen -im gan¬
zen I .and . W ir erwarten dnnglieh , daß kein Standort
gegen einen anderen ausgespielt wird . Das gilt über
Doittimrid und Essen hinaus für große wie tür kleine
Standorte von Duisburg über Bochum bis nach Sie¬
gen . Jede dieser Städte hat ihre eigene Montan -Tradi-
tion unJ ihre berechtigter Montan - Interessen.

Für Hoesch und Dortmund hat I lerr Cromme öffentlich
erklärt , daß Flüssigphase , Warmbreitbandstraßeund

Kaltwalzwerk erhalten werden. Das ist eine erste wich¬
tige Aussage . Nicht weniger wichtig ist , daß er erklärt
hat - ich zitiere - :

ln ’Rheinhausen , in Huckingen und in Bochum
werden die Dinge so weiterlaufen wie bisher. Das
ist absotut sicher, und es gibt keinen Plan , der
etwas anderes vorsieht.

Die Unternehmensleitungen von Krupp und Hoesch
werden wissen , daß die Sicherung von Arbeitsplätzen
an den weiteren Standorten im Land ebenso wichtig ist.

Es ist klar, daß dieser Prozeß auch von Arbeitnehmer¬
seite mitgestaltet werden muß . Alle Erfahrung lehrt,
daß dafür solidarisches Handeln nötig ist . Ich habe
hohen Respekt vor den Stahlarbeitern, daß man sie an
diese Grundregel nicht zu erinnern braucht.

(Beifall bei der SPD)

Die IG Metall hat mich wissen lassen , daß ihr Büro in
Düsseldorfdie Koordination auf der Arbeitnehmerseite
übernommen hat . Auf diese Weise solltegesichert sein,
daß die berechtigten Interessen der Beschäftigten aller
Stahlstandorte berücksichtigt werden.

Ich habe die Rolle der Montanmitbestimmung bei
Hoesch bereits angesprochen. Auch für uns , für die
I-andesregierung . ist die Beachtung der Montanmit¬
bestimmung von größter . Bedeutung . Diese wichtige
Errungenschaft der Arbeitnehmer, die eng mit den
Namen Hans Böckler, Konrad Adenauer und Karl
Arnold verbunden ist, darf in einem künftigen Unter¬
nehmenskonzept nicht ausgehebelt werden.

( Beifall bei der SPD)

Den Unternehmensleitungengebe ich zu bedenken: Ein
Eingehen auf diese Forderung könnte die Verhandlun¬
gen wesentlich erleichtern . -

Ich bin nach allen Erfahrungen überzeugt , daß Mit¬
bestimmung den Interessen beider Unternehmen dient.
Wir sind in Nordrhein-Westfalen bei der Modernisie¬
rung der Wirtschaft auch deshalb so gut vorangekom¬
men , weil alle Betroffenen den Strukturwandel mit¬
getragen haben . Die Mitbestimmunghat sich bewährt.
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( Beifall bei der SPD)

Ich möchte schließlich ausdrücklich die Erklärung der
WestLB hervorheben, daß sie ihren Anteil an der
Hoesch AG weder gegen Krupp noch gegen Hoesch
einseczen wird und daß sie ihre weiteren Entscheidun¬
gen erst nach Vorliegen entsprechender unternehmeri¬
scher Konzepte treffen wird. Ich habe keinen Zweifel,
daß sich die Organe der WestLB ihrer besonderen
Verantwortungbewußt sind.

( Demonstrative Zustimmungdes Abgeord¬
neten Trinius [ SPD])

Jetzt ist es Sache von Krupp und Hoesch, partnerschaft¬
lich zu verhandeln. Das schließt aus , daß die eine oder
die andere Seite versucht , im Alleingang vollendete
Tatsachen zu schaffen. Wichtig sind vertrauensvolle
Gespräche , die möglichst schnell zu konkreten Ergeb¬
nissen führen müssen. Die Arheitnehmerinnen und
Arbeitnehmer beider Konzerne haben einen Anspruch
darauf, rasch zu erfahren , wohin die Reise gehen soll.

Die Verhandlungen zwischen der Fried . Krupp GmbH
und der Hoesch AG - die Art und Weise, wie sie ge¬
führt werden, und ihr Ergehnis - sind weit über den
Bereich der beiden Konzerne und der unmittelbar be-

^ ® ) troffenen Regionen hinaus außerordentlich wichtig. Es
verhandeln zwei Unternehmenmit Weltruf . Sie verhan¬
deln auch über die Zukunft einer hochqualifiziertenund
seibstbewultten Arbeitnehmerschaft.

. Was zw ischen Krupp und Hoesch geschieht und was
mit Krupp und Hoesch geschieht , wird vermutlich auch
andere Unternehmen der Stahlindustrienicht unberührt
lassen . Ich gehe davon aus , daß sich alle Beteiligten
dessen bewußt sind.

Wenn beide Seiten es wollen , ist die Landesregierung
selbstverständlich auch in diesem Fall bereit, die Ge¬
spräche moderierend zu begleiten . Ich denke, wir könn¬
ten einiges an Erfahrung einbringen . Vor allem anderen
ist es jetzt aber Aufgabe der Unternehmensleitungen,
gemeinsam mit den Arbeitnehmern für beide Unter¬
nehmen eine gute Zukunft zu gestalten . Das ist wichtig
fiir unser Land.

( Beilall bei der SPD)

C

Präsidentin Friebe: Ich danke dem Herrn Minister¬
präsidenten. - Ich eröffne hiermit die Beratung. Ich
erteile Herrn Abgeordneten Dr. Linssen für die Frak¬
tion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr. Linssen (CDU) : Frau Präsidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Freundli¬
cherweise bekommt die Opposition die Regierungs¬
erklärung immer am Abend vor ihrer Einbringung im
Landtag . Mehr noch als beim Lesen habe ich mich
beim Hören dieser Regierungserklärunggefragt , warum
sie überhaupt gehalten worden ist.

( Beifall bei CDU, F . D .P . und Grünen)

Während es sicherlich sehr sinnvoll war, daß der Mini¬
sterpräsident hier gestern zu den Problemen bei der
Kohle und zu dem Ergebnis der dritten Kohlerunde in
Bonn klarmachte , daß er das neue Konzept begrüßt,
wurde heute Balsam in alle Richtungen verteilt : etwas
für die WestLB und für die unternehmerischeSouverä¬
nität, etwas für die beunruhigten Arbeitnehmerin Dort¬
mund .

" Moderierend" möchte sich der Ministerpräsi¬
dent eventuell "einbringen" , auch vielleichtseine Erfah¬
rungen - so hat er auf Seite 10 seiner Regierungserklä¬
rung geschlossen.

Herr Ministerpräsident, wissen Sie , was heute gefragt
ist? - Heute sind Menschen gefragt, die wissen , wie
Unternehmen geführt werden; Menschen, die wissen,
wie der Stahlmarkt im Jahre 2000 aussieht; Menschen,
die wissen, wie man Nordrhein-Westfalen auf den
Europäischen Binnenmarkt vorbereitet. Das ist gefor¬
dert , und dazu habe ich von Ihnen heute keinen Beitrag
feststellen können.

( Beifall bei der CDU)

Ich möchte meine Vermutungaussprechen, weshalb wir
eine solch gehallte l .adung 'von Regierungserklärungen
in dieser Woche bekommen. Meine Damen und Her¬
ren . damit soll die Handlungsfähigkeit des Minister¬
präsidenten unter Beweis gestellt werden, damit soll
gezeiet werden , daß hier in diesem Lande doch noch
regiert wird . Heir Ministerpräsident, auch mit diesen
Regierungserklärungenwerden Sie Ihr Kabinett nicht
aus der " Depression "

, von der Farthmann spricht.

I unding Nordrhein -Westfalen 5085 Plenarprotokoll 11 /43 14 - 11 - 1991

( A) ( Dr. Rohde | F . D .P . ])

Initiativen zum Wohle des Landes Nordrhein-Westfalen
wieder in der Hand haben . - Vielen herzlich Dank!

( Beifall bei der F . D . P. )

Vizepräsident Schmidt : Schönen Dank , Herr Kollege
Dr. Rohde . - Für die Landesregierungerteile ich dem
Ministerpräsidenten Dr. Rau das Wort. Bitte schön!

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident! Meine
Damen und Herren ! Eine Überraschung am 8 . Dezem¬
ber , angekündigt von Herrn Kollegen Rohde am 14.
November , wäre eine merkwürdige Überraschung.

( Abgeordneter Lanfermann [ F . D . P . ] : Dann
machen Sie es doch gleich heute!)

Ich habe nicht vor , eine solche Entscheidungzu treffen.

Sie haben natürlich genüßlich Herrn Kollegen Farth-
mann zitiert . Es gehört keine prophetische Gabe dazu,
seit 14 Tagen zu vermuten , daß Sie diese Tage dazu
nutzen würden . Sie haben ihn jedoch nicht vollständig
zitiert: Er hat unter anderem gesagt, die Opposition

( B )
m^ tc besser werden.

( Zurul von der CDU : Das ist die billigste Ent¬
schuldigung ! )

Nun halte ich die Wiederholung eines Antrags vom
Februar im November noch für kein Zeichen der Bes¬
serung.

( Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Rohde
[ F . D . P . | : Warum ?)

Der .Antrag ist im Februar schon einmal gestellt und
ahgelehnt worden , und ich rate Ihnen , ihn wieder ab¬
zulehnen.

( Beifall bei der SPD)

Herr Dr . Rohde hat von der Gewaltenteilunu gespro¬
chen . Zur Gewaltenteilung gehört, daß die Organisa¬
tionsgewalt heim Ministerpräsidenten liegt, daß er seine
Regierung bestimmt , daß er die Ressorts abgrenzt . Das
hat er getan ; dabei bleibt cs.

Ich habe nicht die Absicht, Überlegungen Ihres An¬
trages aufzugreifen , weil ich ihn für falsch halte und
weil ich davon überzeugt bin , daß Sie nicht nur den
angesprochenen Kolleginnenund Kollegen Unrecht tun,
sondern daß auf diese Weise die Leistung der Mitarbei¬
terinnen und Mitarbeiter in diesem neuen Ressort ge¬
schmälert wird.

( Beifall bei der SPD)

Das sollte nicht geschehen; denn sie leisten Hervor¬
ragendes.

Ich bleibe bei der gegenwärtigen Organisation der
Landesregierung . Ich bleibe bei den berufenen Kabi-
nettsmitgliedem.

Ich habe all das , was Sie zitiert haben , auch gelesen,
wahrscheinlich mit weniger Behagen als Sie ; aber ich
lasse mich nicht von irgendwelchen Publikationen
bestimmen , sondern von der Richtigkeit der Politik,
soweit ich von ihr überzeugt bin. Ich bin davon über¬
zeugt , daß wir ein gutes Kabinett haben.

Ich sehe übrigens meine Fraktion auch nicht in einer
depressiven Phase . Darüber kann es ja unterschiedliche
Auffassungen geben . Ich rate Ihnen nur , angesichts der
Tatsache , daß Sie Depressionen bei der SPD vermuten,
nicht selber manisch zu werden.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Ich danke dem Herrn Mini¬
sterpräsidenten Dr. Rau und erteile für die CDU-Frak-
tion Herrn Abgeordneten Schauerte das Wort.

Abgeordneter Schauerte (CDU) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren! Herr Ministerpräsident, ich
fand Ihre Stellungnahme gerade ausgesprochen inter¬
essant . Ich habe genau zugehört und hatte den Ein¬
druck , daß Sie eigentlich, wenn ich den Kem richtig
begriffen habe , sagen wollten: Es mag ja das eine oder
andere so sein , wie es ist ; aber wann es losgeht, das
bestimme ich.

(Heiterkeit bei der F . D. P .)
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(Abgeordneter Büssow [SPD ] : Wir sind ja noch
da! )

Das hieße , eine Kröte zu schlucken, von der wir nicht
einsehen können, warum die Notwendigkeit dazu be¬
steht.

( Abgeordneter Büssow [ SPD] : Es gibt ja uns ! -
Abgeordneter Hovest [SPD ] : Das ist typisch
grün!)

- Nein, das hat doch damit überhaupt nichts zu tim.
Wenn wir in solchen Punkten immer sagen ■würden : ja,
auch DIE GRÜNEN werden noch gebraucht - dann
würden wir unsere RoOe als Opposition und , so sage
ich auch einmal , als linke Opposition gegenüber der
SPD aufgeben . Viel sinnvoller ist es, die SPD von der
linken Seite anzugehen und ein bißchen zu pisacken.
Ich sehe keinen Grund, daß das nicht gemacht werden
sollte, nur damit die SPD ein bißchen ruhiger schlafen
kann.

( Zurufe von der SPD)

- Ihr könnt Druck von links durchaus einmal gut ge¬
brauchen . liebe Leute!

( B)
(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Friebe: Tch erteile dem Herrn Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr. Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren ! Die ‘Magna Charta” der Rund¬
funkpolitik für das vereinte Deutschland, habe ich in
der ersten Lesung gesagt . Ich stehe dazu.

Ich fand interessant , in den letzten drei Reden festzu¬
stellen, aus wie vielen unterschiedlichen bis gegensätzli¬
chen Gründen man einen Staatsvertrag ablehnen kann.
Das war schon interessant zu hören.

Freilich gestehe ich . Frau Kollegin Hieronymi : Die
Schlichtheit Ihrer Argumentation hat mich beeindruckt.

( Heiterkeit bei der SPD)
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Wie Sie im ersten Gedanken sagen , die Gebührenerhö-
hung sei zu hoch , um anschließend den Unterfaaltung-
schef der ARD zu zitieren, der sagt: wir können das
alles nicht mehr finanzieren, weil die Privaten uns ans
Leder wollen und ans Geld gehen - das war schon
eindrucksvoll!

Aber - Herr Kollege Büssow hat darauf hingewiesen -
wir haben ja große Erfahrung in der Annahme und
Ablehnung von Staatsverträgen. Die CDU in diesem
Land hat noch nie einen Staatsvertrag angenommen,
dem die CDU in allen Ländern zugestimmt hat, in
denen sie regiert. Offenbar bestimmt das Sein das
Bewußtsein.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Nun kann man , wie Herr Kollege Rohde , von' Zwangsgebühren " sprechen und sagen, die müßten
ganz weg . Großbritannien hat andere Erfahrungen
gemacht . Wir glauben, daß die überwiegende Finanzie¬
rung des öffentlich -rechtlichenRundfunksüber Gebüh¬
ren die richtige Sicherung ist . Das glauben auch die
Mehrheiten in 16 Ländern; denn in 16 Ländern wird
dieser Staatsvertrag eine Mehrheit finden. Dabei wer¬
den GRÜNE-Stimmen sein, dabei werden liberale
Stimmen sein , dabei werden CDU-Stimmen sein; hier
muß das die Mehrheit allein tun.

Ich will Ihnen nur noch sagen, warum ich zu der Über¬
zeugung komme , daß der Staatsvertrag auch für unser
Land gut ist . Aber bevor ich das tue, möchte ich noch
sagen , Frau KolleginHieronymi: Man mag ja über die
Sozis denken , wie man will. Aber daß 16 Minister¬
präsidenten einem Staatsvertrag zustimmen, weil Bran¬
denburg eine SPD-Stimme in die ARD bringt, so
schlicht sind nicht einmal die Sozis.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Wenn das so wäre , dann wäre doch nicht Mecklenburg-
Vorpommern , in dem wir nicht mitregieren, zu einem
Sender gegangen , nämlich zum Norddeutschen Rund¬
funk , in dem nach Ihrer “Farbenlehre" die Sozialdemo¬
kraten das Sagen haben. Das wäre ja Verrat an der
Sache der Freiheitlichkeit, wie Sie sie verstehen.

( Zurufe und Heiterkeit bei der SPD)
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

Ich kann also nur dazu raten , den differenzierten Blick
nicht zu verlieren, nur weil es um Fernsehen geht.

Im übrigen fand ich interessant, daß Frau Kollegin
Höhn aus völlig anderen Gründen als CDU und F .D . P.
den Staatsvertrag ablehnt und daß sie dann dabei uns
subkutan noch mitteilen will , die GRÜNEN wären eine
linke Partei . Woher haben Sie das denn?

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD - Abgeord¬
nete Höhn [GRÜNE] : So links wie die SPD sind
wir allemal !)

- Das , Frau Kollegin Höhn , haben Sie bisher aber stark
verborgen.

( Erneut Beifall und Heiterkeit bei der SPD)

Die Gründe, die mich bewegen . Ihnen vorzuschlagen,
diesem Staatsvertrag zuzustimmen . sind mehrere.

Zunächst einmal bekommen wir ein schlüssiges System
im neuen vereinten Deutschland . Dieses System gefällt
mir auch nicht in allen Teilen . Ihnen gefällt Branden¬
burg nicht : mir gefällt nicht die Okkupation des Mittel¬
deutschen Rundfunks durch parteipolitisch gesteuerte
Personalpolitik.

(Beifall bei der SPD - Abgeordnete Hieronymi
[ CDU ] : Was sagen Sie denn zum WDR?)

- Zum WDR sage ich , daß das damals eine vernünftige
Idee war . als die CDU Herrn Nowottny zum Intendan¬
ten vorschlug. Und als er mit 4 : 3 Stimmen gewählt
wurde und das so gut gemacht hat . daß er hemach sehr
viel breitere Mehrheiten fand , das . so meine ich , ist ein
Kompliment , das der ganze Landtag ihm machen sollte.

{ Beifall hei der SPD - Zuruf von der SPD : Da
sind Sie geplättet, was ? )

Die Erhöhung der Zahl der Mitglieder des Femsehrats
beim ZDF . Frau Kollegin Höhn , von 66 auf 77 hängt
nichtdamit zusammen , daß sich dort Parteien bedienen
wollen , sondern damit , daß bisher die eit Länder den
Femsehrat gebildet haben und daß es jetzt eben nicht
mehr elf . sondern 16 Länder sind . Darum bekommt
jedes Land eine zusätzliche Stimme. Damit das nicht
nur Pnüiikvertreter sind - so wie in den elf Ländern ja

auch eine gemeinsameListe von Vertretern aus Wissen¬
schaft und Kunst und anderen besteht -, bekommen sie
nicht fünf, sondern zehn. So ist die Erhöhung.

(Zuruf der Abgeordneten Höhn [GRÜNE ])

- Das ist auch in den Ländern, in denen Sie mitregie¬
ren, so . Es sind ja viel zu viele.

(Zurufe und Beifall bei der SPD - Abgeordnete
Höhn [GRÜNE] : Das werden noch mehr!)

- Aber das ist doch kein Grund, böse za sein , Frau
Kollegin . Daß Sie in mehr Ländern regierenwollen, als
ich mir das wünsche, das macht doch den fröhlichen
Unterschied zwischen uns aus.

(Heiterkeit bei der SPD)

Es gibt jedoch auch Landesgründe für die Annahme
dieses Staatsvertrags. Deutschlandfunk, Deutsche Wel¬
le, Sitzsicherung - das sind Arbeitsplätze , das ist me¬
dienpolitische Mitverantwortung. Und wenn es dann
noch gelingt, zusammen mit den Berliner Projekten zu
einer gemeinsamen bundesweiten Hörfunkstruktur zu
kommen , finde ich das gut.

Da gibt es noch einen Grund : Das ist der Westschie¬
nenkanal . Diesen Westschienenkanalwollen wir gern in
Nordrhein-Westfalen haben. Ich hoffe , daß uns das
gelingt. Alles , was ich darüber höre und lese , stimmt
mich positiv: denn Alternativen zu RTL plus und
SAT 1 wären mir schon recht . Wenn sie aus Nord¬
rhein -Westfalen kämen , wäre mir das sehr lieb.

(Beifall bei der SPD)

Das bringt wiederum Arbeitsplätze , bringt auch wieder
medienpolitische Bedeutung.

Wir haben in den letzten ' Jahren hier in Nordrhein-
Westfalen viel getan , um als MedienstandortAttraktivi¬
tät zu erlangen . Das ist bei uns schwierigerals in Stadt¬
staaten , weil es bei uns die Konkurrenzzwischen Köln,
Düsseldorf, Oberhausen und den anderen Standorten,
die da sind , gibt.

Aber was sich da in den letzten drei , vier Jahren be¬
wegt hat . ist eindrucksvoll, und wenn die Westschiene
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( A ) (Ministerpräsident Dr . Rau)

dazukommt , finde ich das gut.

(Zuruf der Abgeordneten Hieronymi [CDU])

- Ja , hinsichtlichder Frequenzen wollte ich Sie bitten,
auch dabei mitzuhelfen.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU] : Meinen Sie,
der WDR hörte auf mich?)

Sehen Sie , Frau KolleginHieronymi, wenn Sie hier das
Kartellamt zitieren, die Kartellbehörde mit ihrer Mei¬
nung über die Ausweitung von Programmen beim
WDR zitieren , dann läßt sich ja darüber streiten, ob das
Bundeskartellamt für Rundfunkangelegenheitenwirklich
zuständig ist oder ob nicht die Länder, unabhängig
davon, wer in ihnen regiert , darauf achten müßten , daß
Rundfunk und Femseben nicht einfach zum Wirt¬
schaftsgut werden , weil sie unter der Kulturhoheitder
Länder stehen.

(Beifall bei der SPD)

Zweiten» . Herr Kollege Hardt , wer das Bundeskartell-
amt zitiert , der sollte das Urteil des Bundesverfassungs¬
gerichts zu diesem Thema der privaten Beteiligungs-

( B ) Möglichkeiten des WDR auch zitieren. Dann gibt es
nämlich eine breite Skala von Erkenntnismöglichkeiten.
Daß Sie darauf verzichtet haben , dieses auch zu zitie¬
ren , hat mir nicht so gut gefallen.

Dieser Rundfunkstaatsvertrag ist in vier Monaten zu¬
stande gekommen . Das war harte Arbeit . Er entspricht
nicht in allen Punkten dem, was ich möchte . Mit dem,
was Sie . Frau Kollegin Hieronymi , zum Kulturkanal
gesagt haben , haben Sie manchen aus der Seele gespro¬
chen. die nicht in Ihrer politischen Partei sind . Es war
gar nicht so leicht , das überall durchzusetzen . Aber um
so besser ist es . daß wir ein paar Konditionen dazuge¬
packt haben , die bei der ursprünglichen Konstruktion
des Kulturkanals noch nicht gegeben waren, so zum
Beispiel die Verpflichtung im Blick auf die Dritten
Programme von ARD und ZDF und unsere Protokoll¬
notiz zu deren Zusammenlegung . Das ist natürlich ein
spannungsreiches Feld ; denn der staatsfreie Rundfunk
wird durch Staatsverträge in seinen Rahmenbedingun¬
gen bestimmt . Das muß angesichts der zunehmenden,
der zugenommen habenden Vielfalt der parlamentari¬

schen Repräsentanz in 16 Ländern natürlich imme r
stärker ein Kompromiß sein . Der letzte Staatsvertrag
war ein Kompromiß zwischen drei Parteien ; dieser ist
einer zwischen vier Parteien.

Der damalige war ein Kompromiß zwischen 11 Landes¬
regierungen; dieser ist einer zwischen 16 . Da hat natür¬
lich jeder - ob er Biedenkopf, Schröder, Eichel oder
Rau heißt - in diesem Staatsvertrag seine Investitionen,
und er hat dafür auch Preise bezahlt . Die Zusammen¬
fassung dieser 16 Positionen war harte Arbeit.

Ich bin froh darüber, daß es, wenn Sie , Frau Kollegin
Hieronymi, ' Union ' gesagt haben , eigentlich immer
‘die Union in Nordrhein-Westfalen * heißen mußte

(Zuruf der Abgeordneten Hieronymi [CDU])

- ist doch schön ! - , weil Ihre Bundespartei und Ihre
Freunde von Bayern bis Schleswig -Holstein diesem
Staatsvertrag zustimmen . Wenn Sie das nicht tun , wird
uns das nicht hindern, diesen Staatsvertrag für richtig
zu halten.

Ich bitte das Hohe Haus herzlich zu bedenken, daß wir
es hier nicht mit irgendeinem beiläufigenGesetzeswerk
zu tun haben , sondern mit dem in schwieriger Arbeit
zustande gekommenen Versuch, die Rundfunk- und
Femsehordnung in 16 Ländern im vereinten Deutsch¬
land neu zu ordnen und dabei die Gewichte dem öffent¬
lich-rechtlichenund dem privatorganisierten Rundfunk¬
system , dem sogenanntendualen System , gerecht zuzu¬
weisen.

Das mag man für gelungen oder nicht ganz gelungen
halten . Aber daß dies ein mißlungenes Werk sein könn¬
te, kann ich angesichts der Tatsache , daß 16 Minister¬
präsidenten ihren Parlamentendie Zustimmungempfeh¬
len , und angesichts der Widersprüchlichkeit der hier
vorgetragenen Argumentenicht vermuten. - Herzlichen
Dank für Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile Herrn Abgeord¬
neten Dr. Rohde für die Fraktion der F .D .P . das Wort.
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PG der Aktionseinheit sich dann doch nicht daran
hält.

Aber ich meine , politische Kultur hat mit uns allen zu
tun. Wo Minister und Abgeordnete persönlich diffa¬
miert werden , wo Debatte nur um der Schau willen
"hochgekocht ’ werden , scheint es mir bei uns allen
mit der politischen Kultur nicht sehr weit her zu sein.

(Beifall des Ministers Matthiesen)

Und der Schaden für das Ansehen des Parlaments ist
größer als der kurzzeitige Effekt , wenn z . B . , wie vor
den Ferien , mitten in der Diskussion um die Pflege-
Versicherung eine Auszeit beantragt wird , nur um
dem Justizminister eins auszuwichen.

(Beifall bei den GRÜNEN und beim Abgeord¬
neten Büssow [SPD])

Fragen Sie doch einmal die Zuschauer und Zuschaue¬
rinnen auf der Tribüne , was Sie davon halten , wenn
zunächst alle Redner und Rednerinnen hier beteuern,
daß die Pflegeversicherung ein existenzielles Problem
der Gesellschaft ist , und sich dann niemand wider¬
sprüchlich äußert , wenn gefragt wird , ob man für
einen aus meiner Sicht nichtigen Grund dann auch

( B ) noch diese Versammlung kurzfristig unterbricht.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord¬
neten der SPD)

Nun gut ! . Wie ist das zu ändern? Ich sage ganz offen
- und das ist meine ganz persönliche Meinung , was
ich hier noch einmal ausdrücklich betone - : Unter
dem Aspekt von Verfilzung und von eingefahrenen
Wegen hätte ich persönlich unter Demokratiegesichts¬
punkten es für gar nicht so schlecht gehalten , wenn
man sich in Bremen auf eine andere Koalitionslösung,
nämlich auf eine schwarz -gelb-grüne , geeinigt hätte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich sage aber : nur unter dem Aspekt der Demokratie¬
entwicklung ; denn für mich ist völlig klar , daß es
politisch nicht angehen kann , gemeinsame Sache mit
einer Fraktion zu machen , die willentlich das Ge¬
schäft mit ausländerfeindlichen Ressentiments be¬
treibt.

(Minister Matthiesen : Gilt das für Nordrhein-
Westfalen auch ?)

- Nein , Herr Minister . Ich sage jetzt noch etwas.

Ich strebe das für NRW nicht an . Ich habe auch
gesagt : unter Demokratiegesichtspunkten . Ich denke,
dabei spielen mehr Faktoren eine Rolle als nur diese.

Ich fürchte aber , anders als mit einer tatsächlichen
Machtablösung ist der Verfilzung nicht beizukommen.
Darum , meine ich , müßten Ihnen von der SPD eigent¬
lich ein paar Jahre Opposition verschrieben werden.

Einen verfilzten Pullover bekommt man bekanntlich
auch nicht durch Bügeln wieder glatt . Da hilft nur
noch , einen neuen zu kaufen oder - und jetzt hören
Sie gut zu ! - den alten aufzuribbeln und die verfilzte
rote Wolle mit einem frischen grünen Faden zu einem
ganz neuen Pullover zu verstricken.

(Beifall bei den GRÜNEN - Heiterkeit beim
Ministerpräsidenten Dr . Rau - Zuruf des Mini¬
sters Matthiesen)

Präsidentin Friebe : Frau Abgeordnete - -

Abgeordnete Scheffler (GRÜNE ) : Ob uns das ge¬
lingt , nach 1995 einen solchen schönen rot -grünen
Pullover zu stricken , Herr Minister , das müssen dann
die Wählerinnen und Wähler entscheiden . Ich bin
zuversichtlich , daß sie es tun werden.

(Beifall bei den GRÜNEN ) •

Präsidentin Friebe : Vielen Dank . - Ich erteile das
Wort dem Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau . ^

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Das Thema beschäftigt uns den
dritten Tag . Es ist manches Richtige , manches Nach¬
denkenswerte und manches Unsinnige gesagt worden.
Ich will einen Beitrag zu leisten versuchen , aber ich
möchte zu Anfang sagen , Herr Kollege Reul : Wer
mir unterstellt , ich säße in Entscheidungsgremien
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bei Krupp , der spricht die Unwahrbeit.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Büssow
[SPD] : Das ist Methode !)

Und der Vorwurf der Verfilzung trifft mich nicht,

(Abgeordneter Reul [CDU ] : Nein?)

weil ich , wie mein Vorgänger, dem Kuratorium einer
Stiftung angehöre, das Unternehmensentscheidungen
nicht beeinflußt, die vom Aufsichtsiat umd vom Vor*
stand getroffen werden.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Das versteht der
nicht!)

Ich lege Wert darauf, weil dieser Vorwurf - -

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Aber in der
Satzung steht : Sie haben die Einheit des Unter¬
nehmens zu bewahren!)

* Richtig! Sie haben das gestern schon einmal zitiert,
und ich werde das prüfen.

(Zurufe von der CDU)

- Moment! Ich habe jedenfalls meiner Erklärung, daß
ich am 27 . Oktober zum erstenmal davon erfahren
habe , nichts binzuzufügen. Ich finde es schäbig , wenn
Herr Kollege Reul hier in seinem Diskussionsbeitrag
unterstellt, man könne mir das nicht glauben.

(Beifall bei der SPD)
•

Wenn irgendeiner, ob er ein politischer Gegner oder
ein politischer Freund ist , öffentlich und persönlich
erklärt, so sei es gewesen , dann erhebe ich nicht
öffentlich*den Vorwurf , er sage die Unwahrheit, es
sei denn, ich habe dafür Belege , und solche Belege
gibt es nicht. Es gibt auch niemanden von den Betei¬
ligten bei Krupp und Hoesch , der eine andere Be¬
hauptung aufstellt.

(Abgeordneter Memizka [SPD ] : Das Schlimme
ist , Sie waren überhaupt nicht beteiligt . . . Was
Sie sich anmaßen , ist unmöglich ! - Gegenrufdes
Abgeordneten Reul [ CDU ] - Weitere Zurufe von
der CDU)

Herr Kollege Reul , Sie haben hier ein neues Wort
eingeführt

(Weitere Zurufe von der CDU - Zuruf des
Abgeordneten Memizka [SPD] - Erneute
Zurufe von der CDU - Glocke der Präsidentin)

- Herr Kollege Reul, Sie haben hier - -

(Abgeordneter Memizka [SPD] : . . . dann zeige
ich Sie einmal an! - Abgeordneter Reul [C-
DU] : Ich habe das nicht verstanden ! Noch
einmal bitte! - Heftige Zurufe von SPD und
CDU - Große Unruhe - Glocke der Präsiden¬
tin)

Präsidentin Friebe : Meine Damen und Herren! Das
Wort hat der Herr Ministerpräsident. Ich wäre Ihnen
dankbar, wenn Sie ihm zuhören würden.

Ministerpräsident Dr . Rau : Sie haben heute morgen
einen neuen Begriff eingeführt. Das Wort heißt "Wu¬
cherungen* . Es gibt solche Wucherungen . Ich habe
gestern sicht die ganze Debatte mitbekommen kön¬
nen , weil in meinem Büro ein Beamter saß , der mich
sprechen wollte. Er hatte einem führenden und ver¬
dienten CDU-Politiker einen Brief geschrieben und
fragte mich , ob ich mit dem einmal sprechen könnte,
damit er bessere Beförderungschancenbekäme.

Bei einem meiner Minister ist gestern während der
Debatte Besuch von zwei CDU -Kollegen gewesen , die
gefragt haben , ob nicht bestimmte Beamte , die ihrer
Partei angehörten , befördert werden könnten.

(Minister Matthiesen: So ist das !)

Es hat noch nie einen Wechsel im Fraktionsvorsitz
gegeben, ohne daß jemand gekommen ist und gefragt
hat:

"Können wir darüber reden , was aus den Mit¬
arbeitern des abgelöstenoder zuiückgetretenenoder
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ausgeschiedenen Fraktionsvorsitzenden wird? " Das
haben wir immer zu tun versucht.

(Minister Schwier: Diskret !)

Wir haben darüber nie gesprochen . Wenn hier aber
gestern und vorgestern gesagt wird, Frau Brusis’
Ministerium sei ein Aufnahmelager für ausgeschiede¬
ne SPD-Mitarbeiter, sage ich: In diesem Hause sind
auch auf Ihren Wunsch hin Mitarbeiter, die Sie uns
genannt haben.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Das
macht es nicht besser !)

Ich finde es nicht gut, wenn hier der Eindruck er¬
weckt wird, diese Landesregierung , verbunden mit
der Mehrheitsfraktion, arbeitenur für eine Partei.

Wenn die CDU Oberbausen mir schreibt und mich
um ein Votum bittet, bekommt sie diese Antwort.
Wenn mir ein Antrag der CDU oder der F .D . P.
geschickt wird , wird er genauso behandelt wie die
Anträge der SPD.

(Abgeordneter Tschoeltsch [F .D.P. ] : Die wer¬
den bearbeitet?)

( B)
Die werden bearbeitet, selbstverständlich . Sie wer¬

den auch beantwortet - bearbeitet und beantwortet.

(Abgeordneter Reul [CDU] : Aber nicht er¬
stellt!?)

Die Verkürzung der Debatte , die Sie hier versuchen,die geht fehl . Sie haben ja hierzu schöne Pressemit-
teilungen gemacht "Farthmann wurde bis zur Kennt-
lichkeit deutlich - Rau applaudiert " . Schon das ist jaeine Schlagzeile.

Dann zitieren Sie in Ihrer Pressemitteilung nur den
Sorten Satz dessen , was ich gesagt habe. Sie zitieren
natürlich nicht, daß ich von dem Spannungsverhältnis
gesprochen habe, das zwischen Mehrheitsfraktionund
Opposition besteht und das die Unterschiede in der
Regierungskontrolle kennzeichnet , wozu es Urteiledes Bundesverfassungsgerichts , Gutachten von Ver-
fessungsrechtlent , Äußerungen von Bundeskanzler
Kohl gibt , die ich Ihnen hier vortragen könnte, aus

seiner Zeit , als er noch Ministerpräsident war, aber
auch spätere.

Ich fand es wohltuend, wie Herr Kollege Rohde das
heute morgen am Anfang seiner Rede richtiggerückt
hat. Denn der Pressemitteilung können Sie ja entneh¬
men , daß es die Absicht ist, aus Farthmanns Einlas¬
sungen vorgestern jetzt den großen "Hammer" zu
machen, das Wort Aktionseinheitaus der Parlamenta¬
rismusdiskussion herauszulösen, ihm den alten Bei¬
klang zu geben , den es einmal in der Sozialismusge¬
schichte gehabt hat , und dann draufzuhauen. Sie
mögen das tim . Welchen Erfolg Sie damit haben
werden, das müssen Sie selber einschätzen . Ich bin da
nicht Ihr Ratgeber.

(Abgeordneter Hardt [CDU] : Hier geht es
nicht um einen Rat, es geht um die Wahr¬
heit ! - Abgeordneter Frechen [SPD] : Die
Hardt’sche Wahrheit!)

- Richtig. Es geht immer um beides . Am besten ist
doch, wenn die Wahrheit Erfolg hat.

(Beifall bei der SPD) . . . •

Die Wahrheit ist, daß es Gefährdungen gibt. Frau
Kollegin Scheffler hat darauf hingewiesen . Ich fand es ( D)
angenehm, sympathisch, auch wo es so richtig war,
daß es ein bißchen weh tat. Warum soll man so etwas
nicht offen aussprechen?

Nur, wenn man es offen ausspricht, muß man wissen,
daß man nicht einfach Menschen zur Disposition hat,
sondern daß die, die da gemeint sind, Personal sind,
bei denen man, bevor man sie trifft, überlegen muß,
ob man sie zu Recht trifft.

Herr Kollege Rohde hat hier vorgestern ein Beispiel
genannt. Das war der Kollege Jentsch . Ich habe ge¬
sagt: Ich gehe der Sache nach . - Ich bin der Sache
nachgegangen- Nach meinemjetzigen Erkenntnisstand
hat Jürgen Jentsch am 25 .09 . Zahlen bekanntgegeben.
Die Zahlen stammen aus der Drucksache 11/760, die
dem Landtag mit einem Brief des Innenministers am
19.09 . zugestellt worden waren, die bei der Landtags-
prisidentin am 23 .09. eingegangen sind , die am
23 .09 . verteilt worden sind und aufgrund derer der
AbgeordneteJentsch am 25.09 . eine Pressemitteilung
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gemacht hat.

(Abgeordneter Dr . Rohde [F . D . P . ] : Die habe
ich nicht genannt! - Minister Kniola: Genau die
haben Sie genannt! - Abgeordnete Garbe [SPD] :
Machen Sie doch einmal eine Kopie! - Abge¬
ordneter Schultz [SPD] : Die waren doch am
25 . September schon im Ausschuß! )

- Nach dem , was ich jetzt weiß , sind das die, die Sie
genannt haben. Aber, wir können es ja prüfen. Wir
können es ja weiter prüfen!

(Zurufe - Unruhe)

Meine Damen und Herren! Hs gibt einen Anlaß , über
politische Kultur nachzudenken und zu sprechen . Es
gibt viele Anlässe. Es gibt manche Anlasse, die liegen
im Handeln derer , die beteiligt sind - ob Regierung
oder Opposition.

Die Frage, wie wir in diesem Parlament mit der
politischen Kultur umgehen, ist auch eine Frage unse¬
rer Sprache . Ich will das Wort ' Wucherungen'’ jetzt
nur noch einmal nennen; es hat ja auch eine bestimm¬
te Assoziation, es war auch von " Krankheitsbild* die
Rede . Das ist ja alles Semantik , politische Semantik.

( B)
Vielleicht hat diese Debatte heute vormittag noch
einen Sinn, wenn Sie mir erlauben, in drei Minuten
einmal Wörter zu nennen, die in diesem Landtag seit
der Neuwahl gefallen sind . Vielleicht sprechen wir
dann einmal miteinander über politische Kultur.

(Zustimmung der Abgeordneten Memizka und
Trinius [SPD])

In diesem Landtag ist in den anderthalb Jahren, seit
wir wiedergewählt sind , gesagt worden : unverfrorene
Lüge , Sauerei, naive Arroganz, sozialpolitischer
Brandstifter, Schwachsinn, Strauchdiebe, Hetze,
Volksverarschung, Heuchler, politische Falschmünze¬
rei, sanfter Faschismus , erbarmungslose Demagogie,
Infamie , illegaler Blindgänger, lächerlich, kJeinka¬
riert, Volksverhetzung, Unfug , Stuß, Strolch , schein¬
heilig, erpresserisch , Feiglinge , Biedermann und
Brandstifter.

Meine Damen und Herren, das ist eine Frage der
politischen Kultur und eine Frage an alle Fraktionen!

(Beifall bei SPD , F .D. P - und GRÜNEN -
Abgeordneter Reul [CDU] : Ich hätte Kummer
mit dem Glashaus!)

- Ich habe Ihnen Zitate aus allen Fraktionen vorgele¬
sen. Aus allen Fraktionen! Das darf ich ja wohl als
Dienstältester in diesem Hause einmal sagen : Hüten
wir uns , so zu reden , daß die Menschen und schon
wegen unseres Sprechens miteinander nicht mehr
vertrauen können . Das ist das Anliegen, das ich habe.

(Beifall bei SPD , F .D.P . und GRÜNEN)

Präsidentin Friebe : Für die Fraktion der CDU erteile
ich Herrn Schauerte das Wort.

Abgeordneter Schauerte (CDU) :*) Herr Minister¬
präsident, gerade auf Ihre letzten Worte , so nach¬
denklich sie machen können: Ich finde es nicht gut,
daß Sie sich hier hinstellen, alsvseien Sie berechtigt,
auch für Ihre Regierung zu sprechen und dem Parla¬
ment den Spiegel vorzuhalten. In Ihrer Regierung ist
eine Vielzahl dieser Wörter mindestens so zu Hause
wie im Pariament.

(Beifall bei CDU und F .D .P .)

Wir reden über Gefährdungen der Demokratie , und
das sollten wir ernst nehmen, denn darüber müssen
wir immer reden . Wir müssen als Demokraten sicher¬
stellen, daß der Wille des Parlaments während der
Wahlzeit imd bei der Wahl ungehindert, klar und an
der Wahrheit orientiert sich entwickeln kann.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : Das machen
wir !)

Tun wir das in ausreichendemMaße?

(AbgeordneterBüssow [SPD] : Das tun wir !)

Die Gefährdungen der Demokratie nehmen zu , das ist
demokratieimmanent, je länger die Demokratie eine
Partei mit der Mehrheit ausgestattet hat.
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Ministerpräsident Dr. Rau: Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Vor zwei Wochen haben wir uns
mit der Zukunft von Kohle und Stahl beschäftigt.
Heute geht es um ein drittes wichtiges Thema der
Landespolitik : Wir wollen über die Zukunft unseres
Schulwesens debattieren.

Wer über Bildungspolitik spricht, weiß : Kaum ein
Thema ist so nahe bei den unmittelbaren Erfahrungen,
Wünschen und Sorgen der Bürgerinnen und Bürger
wie dieses . Darum will ich mich auch nicht bei den
polemischen Überschriften der Anträge aufhalten.

Wir sollten diese Diskussion so führen , daß das Gut,
um das es geht - die Bildung und Erziehung unserer
Kinder - , in der politischen Auseinandersetzungnicht
wundgescheuert wird. Die politische Diskussion darf
das pädagogische Engagement der Lehrerinnen und
Lehrer nicht verletzen und niemanden entmutigen.
Statt dessen müssen wir bewahren und ermutigen.

Es gibt keinen Grund , so zu tun , als habe unser Land
kein gutes Schulwesen.

(Beifall bei der SPD)

Es wäre ein merkwürdiger Zufall , daß Umfragen seit
( B ) Jahren immer wieder zum gleichen Ergebnis kom¬

men : 75 Prozent der Bürger in unserem Land sagen,daß sie mit dem nordrhein -westfälischen Schulsystem
insgesamt zufrieden sind . Ich finde es richtig und gut
zu wissen , wie die Menschen denken , die ja alle ihre
eigenen Erfahrungen mit der Schule haben . Wenn drei
Viertel der Bürger so denken , dann ist das ein Zei¬
chen dafür , daß die Lehrerinnen und Lehrer in Nord¬
rhein-Westfalen gute Arbeit leisten.

(Beifall bei der SPD)

Das Schulwesen in Nordrhein -Westfalen ist auch ein
großes Unternehmen . 158 000 Lehrerinnen und Leh¬
rer bieten in fast 7000 Schulen für 2,6 Millionen
Schülerinnen und Schüler Unterricht an. Wir werden
1992 für das Unternehmen Schule in Nordrhein-West¬
falen allein 12,4 Milliarden DM Personalkosten auf¬
wenden . Das sind über 42 Prozent der gesamtenPersonalkosten im Haushalt 1992.

Insgesamt betrachtet geben wir jede dritte Mark für
Bildung , Wissenschaft und Forschung aus. Ein sol¬
ches Unternehmen wächst und verändert sich . Das
schafft Reibungen , Unstimmigkeiten , Widersprüche
und Konkurrenzen , die zu Mängeln und Ärgernissen
führen . Wer kennt das nicht aus anderen Organisatio¬
nen?

Wer für ein solches Unternehmen Verantwortung
trägt , ist gut beraten, wenn er sich beraten läßt . Das
haben wir getan. Das Kienbaum -Gutachten und der
Bericht der interministeriellen Projektgruppe - die
Ihnen vorliegen - beschäftigen sich mit Personalbe¬
wirtschaftung, Schulorganisationund Schulaufsicht.

Hier und da mag das Mißverständnisentstanden sein,
die Landesregierung verwechsle Bildungspolitik mit
Betriebswirtschaft . Dieses Mißverständnis aufzuklä¬
ren, ist mir ebenso wichtig wie die Einsicht zu ver¬
mitteln , daß Bildungspolitik nicht jenseits des Lan¬
deshaushalts finanziert werden kann.

Schon bei Bekanntwerden des Gutachtenentwurfs der
Kienbaum -Untemehmensberatung habe ich davor
gewarnt , vorschnell zu werden . Einige haben diese
Empfehlung angenommen. • .- •

Nachdem nun ausreichend Zeit war , die Unterlagen
zu lesen , Gespräche zu führen, Ergebnisse zu gewich¬
ten und die Erkenntnisse der InterministeriellenPro¬
jektgruppe. einzubeziehen , diskutieren wir das Thema
und die Beschlüsse der Landesregierung heute aus¬
führlich.

Zum ersten Mal in der fast 120jährigen Geschichte
des öffentlichen Schulwesens wird eine solche be¬
triebswirtschaftliche Bestandsaufnahme in diesem
Umfang vorgelegt. Die Resonanz ist entsprechend:
Das Gutachten beschäftigt mittlerweile viele Landta¬
ge, Landesregierungen, Lehrerverbände, Wissen¬
schaftler und Journalisten - nicht nur in der Bundes¬
republik, sondern auch in den Vereinigten Staaten , in
der Schweiz und in Österreich. Das zeigt: Wir sind
als erste einen Weg gegangen, den viele für nötighalten. Wir haben jetzt so viele Informationen über
die Organisation unseres Schulwesens wie kein ande¬
res Land . Deswegen fragen uns viele andere nach den
Erkenntnissen des Gutachtens.
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Meine Damen und Herren , ich halte das schon des¬
halb für einen Gewinn , weil damit seit langem wieder
Bildungspolitik zu einem wichtigen politischen Thema
wird.

( Abgeordnete Philipp [CDU ] : Na end¬
lich ! )

Manchinal schien es mir , als sei dieser Politikbereich
nur für Interessengruppen wichtig und als würde er zu
politischen Profilierungsübungen mißbraucht.

(Beifall bei der SPD)

Wenn man Korrekturen vornehmen will , sollte man
sich vergewissern , wie sich die Dinge in den ver¬
gangenen 25 Jahren entwickelt haben . Es gab ein
vierfaches Bildungsgefälle:

- zwischen Stadt und Land,

- zwischen Selbständigen und Arbeitern,

• - zwischen Jungen und Mädchen und

- zwischen Protestanten und Katholiken.

( B ) Schulpolitik drohte die Entwicklung zu verschlafen
und damit die Leistungsfähigkeit der deutschen Wirt¬
schaft zu gefährden.

Das waren große Herausforderungen , denen sich die
Landesregierungen in Nordrhein -Westfalen seit 1966
erfolgreich gestellt haben.

1966 hatten wir nicht einmal halb so viele Lehrer für
etwas mehr Schüler als heute : 2,7 Millionen Kinder
und Jugendliche wurden damals von rund 73 000 Leh¬
rerinnen und Lehrern unterrichtet . Übrigens : Nur
13 % der Schülerinnen und Schüler haben später das
Abitur gemacht . Heute unterrichten 158 000 Lehrerin¬
nen und Lehrer 2,6 Millionen Schülerinnen und Schü¬
ler.

Heute entscheiden in ganz anderem Maße Eignung
und Neigung des Kindes über seine Schulbildung und
viel weniger Herkunft , Einkommen und Familien-
tradition der Eltern . Das ist ein Fortschritt - übrigens
auch für das damals von Pater Karl Erlinghagen

(C)

zitierte "katholische Mädchen vom Lande "
. Mittler¬

weile besuchen genauso viele Mädchen das Gymnasi¬
um oder vergleichbare Bildungseinrichtungen wie
Jungen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist das Ergebnis eines in der deutschen Geschich¬
te einmaligen Ausbaus des Bildungssystems.

Wir haben 1968 gemeinsam die Hauptschule als
Schule weiterführender Bildung gegründet . Wir haben
die zehnjährige allgemeine Schulpflicht eingeführt und
damit europäischen Standard erreicht . Jedes Kind in
Nordrhein -Westfalen hat mittlerweile mindestens eine

Fremdsprache im Unterrichtsangebot . Wir bieten die
Gesamtschule , die bei den meisten unserer europäi¬
schen Nachbarn die Regelschule ist , als eine Regel¬
schule allen Eltern an , die das für ihre Kinder wol¬
len - es werden von Jahr zu Jahr mehr.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben ein modernes , leistungsfähiges Schulsy¬
stem , um das wir in der Welt beneidet werden.

(Abgeordnete Philipp [ CDU ] : Nur
Kienbaum hat das nicht gemerkt !) ( D!

Der Direktor des britischer Industrieverbandes wird
im Nachrichtenmagazin "Der Spiegel " wie folgt zi¬
tiert:

(Zurufe von der CDU : Montevideo !)

Die Deutschen ernten heute , was sie in
Jahrzehnten in Erziehung , Ausbildung,
Technologie und Infrastruktur investiert
haben.

Meine Damen und Herren , das haben ganz überwie¬

gend Sozialdemokraten durchgesetzt.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Wi¬

derspruch von CDU , F . D . P . und
GRÜNEN)

Ich schmälere die großen Verdienste von Fritz Holt-
hoff , Jürgen Girgensohn und Hans Schwier nicht,
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wenn ich sage , daß sie dabei oft von den Bildungs-
politikem unterstützt worden sind , die die F . D . P.
einmal geprägt haben . Ich nenne Liselotte Funcke und
Wolfgang Heinz , Jürgen Hinrichs und Hildegard
Hamm-Brücher.

(Beifall bei der SPD)

Fast überall in Deutschland geschah das gegen erheb¬
lichen Widerstand der CDU . Es hat schon seinen
Grund, wenn der Parlamentarische Staatssekretär und
Vorsitzende des CDU -Bezirks Ruhrgebiet , Norbert
Lammert, nicht müde wird , von seiner Partei bil¬
dungspolitisch Profil einzufordem . Ich wünsche ihm
viel Erfolg.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung hat - für das , was jetzt zu ent¬
scheiden ist - ein Handlungskonzept mit drei Schwer¬
punkten beschlossen:

- Erstens eine Neugewichtung und Anpassung bishe¬
riger Standards,

zweitens die Prüfung , inwieweit die Personalaus
stattung der Schulen geändert werden kann.

( B)
- drittens die Verbesserung der Effizienz im Schul¬

wesen.

Gegenwärtig sind ' Soll und Haben’ nicht im Gleich¬
gewicht. Der Stellenbedarf , der sich aus den Vor¬
gaben für die Klassenbildung , für die Schülerwochen¬
stunden und für die Pflichtstundenzahl der Lehrer
ergibt, stimmt mit den Festlegungen der Schüler-
Lehrer-Relation nicht überein . Hinzu kommt , daß in
den vergangenen Jahren zusätzliche Angebote ge¬
schaffen worden sind , für die eigene Stellen im Haus¬
halt auf Dauer nicht zur Verfügung stehen.

Der Gutachter hatte eine Systembereinigung im Sinne
der guten alten Kaufmannsregel von Soll und Haben
vor Augen, als er uns in diesem Punkt eine " Grundsa-
nierung’

empfahl.

Es geht also nicht um eine Sanierung der Verhältnisse
an unseren Schulen , sondern darum , daß die Glei¬
chung wieder stimmt.

( Beifall bei der SPD)

Damit die Gleichung wieder stimmt , hat die Landes¬
regierung ein Gesamtkonzept beschlossen , das alle
Gmndgrößen umfaßt : die Klassenbildung und die
Schülerwochenstunden , die Lehrerpflichtstunden , den
Sonderbedarf und die Relationen " Schüler je Lehrer¬
stelle ' .

Dieses Konzept wird stufenweise realisiert , und dabei
müssen wir berücksichtigen , daß die Schülerzahlen
wieder steigen werden und die Menschen in Nord¬
rhein-Westfalen zusätzliche Leistungen von uns er¬
warten , zum Beispiel ganztägige Angebote.

Die Landesregierung wird bisherige Standards an¬
passen:

Die tatsächlichen Durchschnittsklassen - bzw . -
kursfrequenzen an den Schulen werden - begin¬
nend mit den Eingangsklassen - schrittweise um
ein bis zwei Schüler - differenziert nach Schul¬
formen - angehoben.

Übrigens : Wer auch überregionale Zeitungen liest,
der kann feststellen , daß Vergleichbares in anderen
Ländern geschieht.

Von dieser Maßnahme nehmen wir die Sonderschulen
und die berufsbildenden Schulen aus.

Wir ändern die Obergrenzen nicht.

Wir wollen , daß die Schülerinnen und Schüler in
den allgemeinbildenden Schulen der Sekundarstu¬
fen I und II durchschnittlich nicht mehr als 30
Stunden Unterricht haben . Damit führen wir
grundsätzlich die Fünf -Tage -Woche an den Schu¬
len des Landes ein.

(Beifell bei SPD und einzelnen Abgeordneten
der GRÜNEN)

Die Stundentafel soll flexibler werden . Die bis¬
her zu starren Vorgaben für jedes Fach und für
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jede Jahrgangsstufe in jeder Schulwoche schaffen
unnötige Probleme . Deshalb sollen die Schulen in
einem gewissen Rahmen selber über ihre Stunden¬
tafel entscheiden können.

(Beifall bei der SPD)

- Viele hatten , als das Gutachten öffentlich wurde,
die Sorge , wir würden die Pflichtstundenzahl der
Lehrer erhöhen . So leicht hat es sich die Landes¬
regierung nicht gemacht . Die Lehrerarbeitszeit
wird nicht erhöht.

Wir wollen aber , daß sie noch stärker als bisher
Unterrichtszeit für Schüler ist.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden deswegen das Volumen der Entlastungs¬
stunden um 25 % reduzieren . Das ist vertretbar.
Viele Bedingungen , die in der Vergangenheit für die
Gewährung von Entlastungstunden herangezogen
wurden , haben sich nämlich verändert.

Ich bin sicher , daß dieser Zwang zur Sparsamkeit die
Lehrerkonferenzen noch genauer darauf achten läßt,
daß diejenigen unter ihren Kolleginnen und Kollegen

(B ) entlastet werden , die es am meisten brauchen . Dabei
wissen wir alle : Viele Lehrerinnen und Lehrer enga¬
gieren sich weit über das Pflichtstundenpensum hin¬
aus , ohne auf Entlastungsstunden zu schielen.

(Beifall bei der SPD und einzelnen Abgeord¬
neten der GRÜNEN)

- Wir freuen uns über jede sinnvolle Aktivität in der
Schule , die über den Unterricht hinausgeht . Aber
die Reihenfolge muß stimmen : Zuerst kommt der
Unterricht!

Deshalb sehen wir eine maßvolle Reduzierung um ca.
10 Prozent der Lehrerstunden vor , die bisher zur
Bildung zusätzlicher Lemgruppen zur Verfügung
standen . Mit den verbleibenden 90 Prozent bleiben
alle Angebote unangetastet , die im Blick auf Ab¬
schlüsse und Schülerlaufbahnen wichtig sind.

Wer sozialdemokratische Bildungspolitik kennt,
seit es sie gibt , der weiß : Wir wollen den zwei¬
ten Bildungsweg nicht zerschlagen , sondern ver¬
bessern . Die Aufgaben der Abendrealschulen
sollen auf Dauer von den Volkshochschulen
übernommen werden.

(Oh-Rufe bei CDU und F . D . P . )

Die Parallelität beider Bildungseinrichtungen
muß nicht sein . Selbstverständlich stellen wir
sicher , daß die heutigen Schülerinnen und Schü¬
ler der Abendrealschule ihre Abschlüsse dort
noch machen können . Dann allerdings kann diese
Aufgabe von den Volkshochschulen übernommen
werden , wie das vielfach schon jetzt der Fall ist.

(Beifall bei der SPD)

Die angemessene finanzielle Beteiligung des Landes
an dieser Aufgabe der Kommunen wird noch geklärt.

(Oh-Rufe bei der CDU)

Weil es hier schon einige Mißverständnisse gegeben
hat : Diese Maßnahme betrifft nur die Abendrealschu¬
le , nicht die Abendgymnasien.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen die Lehrerfortbildung konzentrieren
und weitgehend in die unterrichtsfreie Zeit legen.

Unterricht fällt aber manchmal auch aus , weil
Lehrer nicht gegen Krankheit gefeit sind . Für
viele Eltern ist es eine enorme Belastung , wenn
sie fürchten müssen , daß ihr Kind zur Unzeit
nach Hause geschickt wird und dort niemanden
antrifft . Überall zeigt die Erfahrung , daß die
Schule dieses Problem über den Stellenplan nicht
vollständig lösen kann . Wir wollen der Schulver¬
waltung ein flexibles Instrument an die Hand

geben . Mit " Geld statt Stellen ” soll die Möglich¬
keit geschaffen werden , daß solche sonst durch
Krankheit ausfallenden Stunden durch andere
Lehrkräfte erteilt werden.
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Meine Damen und Herren ! Die Maßnahmen , die ich
bis jetzt genannt habe , tragen unmittelbar dazu bei,
den Unterricht zu sichern . Daneben wollen wir die
Stellenbewirtschaftung , die Schulverwaltung und die
Schulorganisation verbessern:

- Im Interesse einer effizienteren Schulorganisation
wollen wjr die Schulaufsicht schrittweise mit
modernen Kommunikationstechnologien ausstatten
und miteinander verbinden.

Die Rechte und Pflichten der Schulleiter und der
Lehrerinnen und Lehrer stellen wir in einer
Dienstordnung klar.

€
In vielen Fällen könnte Unterrichtsausfall auch
dadurch vermieden werden , daß die Lehrerinnen
und Lehrer schneller dort eingesetzt werden
könnten , wo sie besonders dringend gebraucht
werden . Dafür werden wir die Voraussetzungen
schaffen.

- Wir wollen die Mitwirkungsrechte der kommuna¬
len Schulträger stärken und ihnen Informations¬
und Anregungsrechte auch in inneren Schulangele¬
genheiten einräumen . Ohne Mitwirkung der Ge¬
meinden kann es keine nachhaltige Verbesserung
der Schuiorganisation und der Schulverwaltung
geben.

- Zur Verantwortung der Gemeinden gehört auch
eine geordnete Schulentwicklungsplanung , die
flexible Antworten möglich macht . Eine solche
Schulentwicklungsplanung darf nicht an den Ge¬
meindegrenzen enden.

(Beifall bei der SPD)

( B > Sie muß mit Nachbargemeinden abgestimmt sein.
Dabei wissen wir durchaus , daß gerade im ländli¬
chen Raum die Bedeutung der Schule weit über
den Unterricht hinausgeht .

T

- Auch deshalb brauchen wir neue Ansätze , um
Städte und Gemeinden besser zu beraten . Es gibt
noch sehr unterschiedliche Vorschläge , wie die
Schulaufsicht am besten organisiert werden kann.
Die Landesregierung wird ihre Überlegungen da ?"
in Kürze vorlegen . Wir werden achten , riaft
Kosten und Nutzen in einem ve^jHP Wgen Verhält¬
nis zueinander stehen.

Manche kennen die Aufgaben und Funktionen des
Schulleiters nicht . Oft genug mißverstehen ihn
manche Eltern als einen Chef, der einfach durch¬
greifen muß . Viele wissen nicht um seine Stellung
als Erster unter Gleichen.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNEJ : Wie
ist das denn im Kabinett?)

Schon heute arbeiten viele Schulen eng zusam¬
men . Das gilt vor allem in den gymnasialen
Oberstufen . Weil wir im ganzen Land ein mög¬
lichst vielfältiges Unterrichtsangebot erhalten
möchten,jwollen wir die Zusammenarbeit zwi¬
schen Schulen ermutigen und vereinfachen.

Meine Damen und Herren ! Es gibt keinen Bereich der
Landespolitik , für, -den im Haushalt so viele Mittel
bereitstehen , wie ^ j^ hhing . Das ist richtig , und das
soll so bleiben . Aber auch in Zukunft kann das päd¬
agogisch Wünschenswerte nur im Rahmen der vor¬
handenen Haushaltsmittel finanziert werden . Deshalb
müssen für den Personalhaushalt des Schulbereichs
dieselben Grundsätze .ijpeHehwie für andere Personal¬
haushalte.

Die besonderen Bediifcjfen der Schule müssen im
verfassungsrechtlich gebotenen Rahmen angemessen
berücksichtigt werden . Wir alle wissen ja , daß die
Arbeit in den Schulen in vielfacher Hinsicht nicht mit
Tätigkeiten im übrigen öffentlichen Dienst vergleich¬
bar ist . Das gilt für die Schulpflicht und für die Tatsa¬
che , daß Unterricht zu festen Zeiten angeboten wer¬
den muß , in einer Vielzahl von Fächern und in einem
bestimmten Umfang.

( D)

Wir wollen dafür sorgen , daß unser Bildungswesen
auch in . Zukunft leistungsfähig und modern ist . Ich
werbe um Verständnis dafür , daß es in einer Situa¬
tion , in der wir die Teilung durch Teilen überwinden
wollen , gerade im Interesse der jungen Menschen ist,
finanzpolitisch verantwortlich zu handeln.

Haushaltsmäßige Konsequenzen wird die Landesregie¬
rung so rechtzeitig ziehen , daß sie zum Schuljahr
1992/93 wirksam und schrittweise in den folgenden
Haushaltsjahren fortgeführt werden können . Dabei
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sollten wir nicht vergessen, daß schon der ihnen jetzt
vorliegende Haushaltsentwurf 1992 die Einstellung
von 3 618 jungen Lehrerinnen und Lehrern vorsieht.

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen dargestellt,
wie wir Schulverwaltung, Stellenbewirtschaftungund
Schulorganisation verbessern werden. Dafür hat uns
das Kienbaum -Gutachten wichtige Hinweise gegeben.
Wer genau hinsieht , wird feststellen, daß wir die
Empfehlungen sehr ernst genommen haben. Ich ver¬
mute, daß andere Länder uns auf diesem Weg folgen
werden.

Ich wäre der Opposition dankbar , wenn sie sich ganz
konkret zu den von der Landesregierung beschlosse¬
nen Veränderungen erklären würde . Ablehnende
Reaktionen wären dann besonders überzeugend, wenn
sie jeweils mit einer konkreten Alternative im Einzel¬
fall verbunden wären.

(Beifall bei der SPD) ^ ^

Wir alle verfolgen aufmerksam die Diskussionen um
künftige Strukturen des Schulwesens , die auch und
vor allem aus den neuen Ländern beflügelt werden.
Inzwischen gibt es keine SchulstrukP ' ’ ’te noch nicht
zur Debatte gestellt worden wäre : Äig , dreisäu-

( B ) lig , viersäulig auf der einen Seite/!. Jfig " auf der
anderen Seite.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Vor
allem "schwammig" !)

Eine schnelle Festlegung ist aber nicht immer eine
richtige Festlegung. Sie mag für eine Schlagzeile gut
sein, aber nicht für die Zukunft unserer Kinder.

(Beifall bei der SPD)

Wer über Schulstrukturen spricht, muß wissen : Er
entscheidet über Ausbildung und Erziehung künftiger
Generationen; am wenigsten entscheidet er über die
Schülerinnen und Schüler, die heute zur Schule ge¬
hen.

Ich rate deshalb , diese notwendige Diskussion in aller
Ruhe, mit Weitsicht und mit großer Besonnenheit zu
führen. Immerhin: Um unser heutiges, sehr vielfälti¬
ges Schulwesen und seine Ergebnisse werden wir

überall in Europa und darüber hinaus eher beneidet
als kritisiert.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben sehr- weitreichende Fragen zu beantworten:
Wie sollen sich die Bildungsangebote in Deutschland
entwickeln? Welche Qualifikationen brauchen wir in
der Zukunft? Wie ist es mit der Vergleichbarkeit von
Bildungsabschlüssen in Europa bestellt? Dabei ist die
Frage , wie lang in Deutschland der Weg zum Abitur
dauern soll , ob 12 oder 13 Jahre, schon fast von
untergeordneter Bedeutung . Übrigens müssen sich die
Länder hierüber bis 1994 geeinigt haben.

Offenbar verstärkt sich gegenwärtig das Bedürfnis
nach neuen Antworten auf diese grundsätzlichen
Fragen des Schulwesens . Ich begrüße das . Wir wissen
allerdings, daß es ganz unterschiedliche Motive dafür
gibt - alle sind sachlich begründbar. Mir ist das noch
viel zu sehr eine interne Diskussion, die noch zu
wenige Menschen erreicht hat.

Eltern, Schüler und Lehrer wollen gleichwertige,
leistungsfähige und möglichst «

"maßgeschneiderte
Bildungsangebote. Zugleich wünschen sie sich aber
mehr Durchschaubarkeit des Bildungswesens insge¬
samt. (D)

Städte und Gemeinden stehen ' vor der Aufgabe , ein
langfristig stabiles Bildungsangebot zu planen und zu
sichern. Bildungs - und Finanzpolitiker streiten überall
darüber, wie das pädagogisch Wünschenswerte be¬
zahlbar bleibt.

Wer verschließen uns all diesen Fragen nicht . Wir
wollen diese Debatte . Ich überschätze sie aber auch
nicht . 1 / X

Ich bin überzeugt davoh, daß die entscheidende Frage
der Zukunft nicht in der Schulorganisation liegt,
sondern bei den Inhalten von Bildung und Erziehung.

(Beifall bei der SPD)

Ich kenne Schulen , die sind progressiv, und andere,
die sind konservativ . Viele sind besonders leistungs¬
stark , einige sind leistungsschwach- Das ist ganz
unabhängig davon , ob es Gymnasien oder Gesamt-
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schulen oder Realschulen sind . Ich kenne hervorra¬
gende Pädagogen in allen Schulformen . Ich weiß , daß
viele Eltern über den Schulbesuch ihrer Kinder nicht
nach abstrakten Strukturen entscheiden,

(Allgemeine Unruhe - Glocke des Präsidenten)

sondern nach Freundschaften , Lehrerinnen und Leh¬
rern und übrigens ■auch nach Verkehrsverbindungen.
Es gibt eine Fülle von Kriterien für die Schulwahl.

Aber es gibt keine einfachen Antwortenauf die außer¬
ordentlich vielschichtigen Fragen jedes Bildungssy¬
stems . Es wird auch nie Antworten geben , die alle
zufriedenstellen . Deshalb sollten wir alle Anstrengun¬
gen unternehmen , die Reform der Schulstmktur im
Konsens der demokratischen Kräfte zu erreichen . Ich
bin zu dieser Anstrengung bereit und werde das Ge¬
spräch dazu suchen . Ein solches Gespräch macht aber
nur Sinn , wenn es von allen Beteiligten ernst gemeint
ist und wenn wir nicht glauben , über das hinwegge¬
hen zu können , was Eltern verantwortlichentschieden
haben.

(Beifall bei der SPD)

Bereitschaft zum Gespräch ; meine Damen und Her¬
ren-, heißt aber nicht, daß wir uns von den Erfolgen
sozialdemokratischer Bildungspolitik distanzieren.

(Beifall bei der SPD)

Wer die eigene Position als Ergebnis schlichter Ver¬
nunft und die Position des anderen als Ergebnis purer
Ideologie darstellt , Herr Kollege Reul , der weckt
Zweifel an seiner Gesprächsfähigkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
GRÜNEN)

Danut kein Mißverständnis entsteht : Ich kenne bisher
keinen Entwurf eines Bildungssystems , der so über¬
zeugend wäre , daß er es rechtfertigte , unser Bildungs-
System mit leichter Hand beiseite zu schieben.

(Beifall bei der SPD)

Die Probleme der . Hauptschule , die wir lösen müssen
und die wir lösen werden, dürfen nicht zur System-
frage hochstilisiert werden.

(Zuruf des Abgeordneten Hardt [CDU])

Ich gehöre auch nicht zu denen , die Vielfalt für be¬
sonders begründungspflichtighalten - jedenfalls nicht
in einer pluralistischenGesellschaft.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
GRÜNEN)

Wir reden über Schule und Unterricht in den nächsten
Jahrzehnten . Eine solche Diskussiondarf sich nicht in
organisatorischen Fragen erschöpfen . Sie muß die
inhaltlicheDimension erfassen.

Mindestens ebenso wichtig wie die Frage danach, wo
und wann unsere Kinder und Jugendlichen lernen
sollen, ist die Frage , was sie lernen sollen, damit sie
orientierungsfähigeBürger werden und damit sie die
Zukunft unseres Landes in einer Welt mitgestalten
können, die sich mit großer Dynamik entwickelt. Es
geht um mehr als um Wissen und ' Können . Es geht
um Haltungen , Überzeugungen, Einsichten und Wer¬
te.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
GRÜNEN - Auf dem Rednerpult wird das
Ende der Redezeit angezeigt . )

- Vielen Dank , Herr Präsident, ich habe es gesehen.
Ich bin bald am Schluß meiner Regierungserklärung.

Ich warne vor einer Überforderung der Lehrerinnen
und Lehrer : Die Schule hat einen wichtigen, aber
begrenzten Auftrag.

Es stimmt , daß viele Kinder und Jugendliche heute
mehr mit dem Fernsehen als mit Büchern aufwachsen.
Wir kennen die Folgen noch nicht . Liegen hier viel¬
leicht auch Ursachen für Aggressivität und Gewaltbe¬
reitschaft?

Es stimmt , daß in unserer durchorganisierten Welt
nicht nur die Suche nach Sinn , sondern auch die
Sucht nach Irrationalem wächst , die Flucht in pseudo-
religiöseGemeinschaften, ja in Drogen.



Landtag Nordrhein-Westfalen 5277 Plenarprotokoll 11/45 29 . 11 . 1991

(Allgemeine Unruhe - Glocke des Präsidenten)

All das ist wahr . Aber stimmt es nicht auch , daß
manche Erwachsenen dazu neigen, diese Probleme am
Schultor abzugeben?

(Beifall bei der SPD)

( A ) ( Ministerpräsident Dr . Rau)

Es stimmt , daß wir Eltern oft wegen beruflicher
Belastung unseren Kindern nicht das Zuhause geben
können , das wir selber erlebt haben und das wir gerne
weitergeben möchten.

Wo immer heute ein gesellschaftliches Defizit ange¬
sprochen wird , erklingt fast gleichzeitig der Ruf nach
der Schule . Darin liegt eine Gefährdung für die ei¬
gentlichen Aufgaben der Schulen und der Lehrerinnen

Redner erteile ich Herrn Abgeordneten Dr . Linssen
für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU ) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Die CDU
hat diese Sondersitzung beantragt, weil wir nach dem
Studium des Kienbaum-Gutachtens allgemein fest¬
stellen können : Die SPD ist mit ihrer Schulpolitik vor
den Baum gefahren,

(Beifall bei CDU und F .D .P . )

die Schulpolitik ist gescheitert und wir brauchen eine
Grundsanierungsofort.

(Beifall bei CDU und F .D . P . )
und Lehrer . Wenn wir über das künftige Bildungs¬
system diskutieren , gehören diese Fragen in den
Mittelpunkt.

Heute geht es um weniger grundsätzliche, aber für
den Alltag an unseren Schulen sehr wichtige Auf¬
gaben . Wir nehmen diese Fragen ernst und haben
unsere Antworten gegeben . Wir erwarten die Hinwei¬
se , die Anregungen und die konstruktive Kritik hier
aus dem Landtag und von den am Schulleben Betei-

( B ) ligten.

Wir sind offen für weitergehende Diskussionen dar¬
über. was die Schule in unserer Zeit leisten muß und
leisten kann und in welchen Strukturen das am besten
gelingen könnte. Diese Schulstmkturdiskussion aber
braucht Zeit und Gesprächsfähigkeit, sie ist auf viel
Sachverstand angewiesen.

Eltern und Schüler , Lehrerinnen und ' Lehrer können
sich darauf verlassen : Wir werden' -'diese Diskussion
mit ihnen offen führen, intensiv und ohne jede Hek¬
tik.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose: Meine Damen und Herren!
Herr Ministerpräsident Dr . Rau hat die Regierungs¬
erklärung abgegeben. Ich eröffne hiermit die Aus¬
sprache über die Regierungserklärung sowie die
Beratung der vorliegenden Anträge. Als erstem

Meine Damen und Herren! Auf 700 Seiten hat das
Unternehmen Kienbaum eine Analyse der Verhält¬
nisse des Schulsystems vorgelegt. Das hat im übrigen
2,4 Millionen DM gekostet. Es ist , glaube ich , das
erschütterndste Dokument über das Versagen dieser
Landesregierungnach 25 Jahren, die sie hier regiert.

(Beifall bei CDU und F.D . P . )
'

Nun hat der Ministerpräsident ja eine wirklich schöne (D)
Rede gehalten.

(Demonstrativer Beifall bei der SPD - Lachen
bei der CDU)

Dafür, Herr Ministerpräsident, daß Sie so mit dem
Rücken zur Wand standen, war es wirklich ein wohl¬
formulierter Besinnungsaufsatz. Das war im ersten
Teil die Arie, die wir alle kennen ,

"Kein schöner
Land in dieser Zeit " .

(Beifall bei CDU und F .D .P .)

Und im zweiten Teil war es dann : Der Kienbaum
muß wohl doch recht haben.

Es ist in den letzten Monaten doch etwas ganz Merk¬
würdiges passiert: Wenn Sie sich erinnern , wie früher
Gutachten beurteilt wurden, so waren diese fast im¬
mer, wenn sie kritisch waren , mit einem Verriß durch
die Landesregierung bedacht . Wir haben uns die
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Regionen die Abgeordneten kamen - : Das ist eine so
wichtige Aufgabe und Herausforderung für uns alle,
daß wir den Regionen Aachen/Heinsberg, Dortmund/
Unna und dem nördlichen Ruhrgebiet, der Emscher-
Zone helfen wollen.

Dazu sind wir bereit, und wir werden das auch in
unseren Wahlkreisen, die nicht begünstigt werden,
sondern vielleicht auf einzelne Progranunteile für sich
verzichten müssen, als eine notwendige Entscheidung
offensiv vertreten.

Vizepräsident Schmidt: Herr Kollege Trinius! Ge¬
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr.
Busch?

Abgeordneter Trinius (SPD) : Nein. - Dann hat es
eine Erganzungsvorlage der Landesregierung gege¬
ben. Das ist richtig. Die ist dem Landesparlament
acht Tage nach dieser Abstimmung zwischen Regie¬
rung und Fraktion dann zugestellt worden. Das ist ein
völlig legaler Vorgang . Wer jetzt den knappen Zeit-

- raum beklagt und sagt , das sei alles zu eng , den frage
ich : Wen hat denn irgend jemand gehindert, im Wirt-

. g . Schaftsausschuß oder in einem anderen Ausschuß zu
beantragen , für diese wichtige Aufgabe wollen wir
noch eine zusätzliche Beratung haben, und die setzen
wir am nächsten oder übernächstenTag an? Wer hier
emsthaft helfen will - und dazu ist der ganze Landtag
aufgefordert -, der kann sich die Beratungs 2eit schaf¬
fen, wenn er es nur will.

(Glocke des Präsidenten)

Was Sie hier, meine Damen und Herren, als "Er¬
mächtigungsgesetz " oder als ein “Gaunerstück“ ver¬
dächtigen , war eine notwendige schnelle Entscheidung' un Landesregierung und Landesparlament. Diese
Entscheidung mußte schnell getroffen werden , und ich
glaube , es ist eine gute Entscheidung.

( Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich ein Letztes anfügen. Wenn wir die
Beobachtung machen müssen - leider -, daß in den
fünf neuen Ländern , insbesondere in Sachsen-Anhalt,
ganze Regionen von der Entindustrialisierungbetrof¬

fen sein könnten - man muß sich das einmal vorstel¬
len, was das für Bitterfeld und Wolfen oder für Hal¬
le/Merseburg und die dort lebenden Mensch« ] heißen
könnte dann kann ich nur sagen : Wir brauchen
auch dort eine im Zusammenwirkenvon Unternehmen
und Gewerkschaften und von Länderparlamenten,
Europäischer Gemeinschaft und Bund betriebene
Industrie- und Strukturpolitik. Da kann Nordrhein-
Westfalen mit seiner frühen und kräftigen Entschlos¬
senheit Vorbild sein. Wir möchten es anderswo ge¬
nauso haben - und dann getragen von den Parlamen¬
ten ! - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Ich danke dem Abgeord¬
neten Trinius und darf Herrn Ministerpräsidenten
Dr . Rau das Wort erteilen . Bitte schön.

Ministerpräsident Dr. Rau : Mir läge schon daran,
Herr Präsident , meine Damen und Herren, daß hier
Dicht im Raum stehenbleibt, daß sich die Landesregie¬
rung haushaltsrechtlicher Tricks bediene . Es ist kein
Trick, ein Programm von einer Milliarde DM mit
einer ersten Summe von 185 Millionen DM in die
Veränderungsnachweisung einzubringen und dann
darauf hinzuweisen, daß zur Erfüllung dessen, was
dieses Programm will , auch andere Haushaltsmittel
herangezogen werden können, wenn sie dem gleichen
Zweck dienen.

(Abgeordneter Büssow [SPD1 : Völlig richtig!)

Das heißt, diejenigen, die in den Regionalkonferenzen
im Januar ein solches Konzept erarbeiten und vor¬
legen , die sollen diese Mittel nutzen können nach
Maßgabe des Haushaltes und der Entscheidung der
Landesregierung, aber sie sollen , wenn es irgend
geht, auch andere Mittel - zum Beispiel RESIDER-
Mittel, zum Beispiel Mittel, die die Bundesregierung
oder die Europäische Gemeinschaft zur Verfügung
stellt - hinzufügen können , damit die Wirkung des
Programmes nicht nur eine Milliarde DM ist , son¬
dern, wie wir hoffen , das doppelte . Das ist gemeint,
und das ist haushaltstechnisch so beschrieben. Der
Finanzminister kann es gleich noch einmal erläutern.
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(Abgeordneter Tschoeltsch [F . D . P. } : Da wird
er aber Schwierigkeitenhaben!)

Wer das anders sieht, soll sagen, daß er es anders
sieht.

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!)

Wer das mittun will, soll sagen, daß er es mittut, aber
er soll hier nicht den Eindruck erwecken, als würde
mit einem Satz, dessen mehrfaches Vorlesen offenbar
auch beim Leser das Verständnis nicht erhöht hat , die
Landesregierung gewissermaßen Weggehen vom
Amtseid , Weggehen von ihren Selbstverpflichtungen
und von Recht und Gesetz. Davon kann keine Rede
sein!

Vizepräsident Schmidt : Herr Ministerpräsident!
Gestatten Sie eine Frage des Abgeordneten Dr.

' Busch?

(Ministerpräsident Dr . Rau : Gerne!)

- Bitte schön.

( B ) Abgeordneter Dr. Busch (Düsseldorf) (GRÜNE) :
Herr Ministerpräsident, sind Sie bereit, zur Kenntnis
zu nehmen oder zu akzeptieren, daß es uns ärgert,
wenn suggeriert wird , daß mehr Geld für die Koh¬
leregion bereitsteht , obwohl es sich in Wirklichkeit
nachweislich nur um eine Umschichtung innerhalb der
Mittel , die bereits für das Ruhrgebiet zur Verfügung
standen , handelt?

(Zuruf von der SPD: Das ist nicht wahr !)

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Kollege Busch!
Das ist nicht richtig, und zum Glück ist das nicht
richtig . Wie haben wir denn diese 185 Millionen DM
zustande gebracht? Wir haben sie zustande gebracht,
indem wir in der Erwartung einer solchen kohlepoliti¬
schen Entscheidung - wir hätten sie uns noch etwas
besser gewünscht , als sie geworden ist - in einem
Arbeitskreis " Prüfung der Programmwirklichkeit"
über 200 Programme des Landes durchforstet haben

- ich hatte das in der Regierungserklärungam 15. Au¬
gust vergangenen Jahres angekündigt-, und wollen
jetzt diese Mittel auf die drei bis vier Regionen kon¬
zentrieren. Das ist der Vorgang. Daß das innerhalb
des Gesamtvolumens des Haushaltes stattfindet, ist
richtig. Aber daß ein ' erheblicher Teil dieser Mittel
für Aufgaben außerhalb dieser vier Problemregionen
ausgegeben worden wäre, das ist der Schlüssel zu
diesem Programm. Vielleicht wird es verständlich,
wenn es realisiert wird, meine Damen und Herren.
Darauf hoffe ich.

Ich habe diese Debatte über meinen Einzelplan mit
Interesse verfolgt, auch die Diskussionen über politi¬
sche Kultur, und will dazu gern ein paar Bemerkun¬
gen machen.

Sie haben ein Zitat von Friedhelm Farthmann aufge¬
griffen . "Man muß so feiern, daß nicht die Leute
sagen , 25 Jahre sind genug! " Da hat er recht . Deshalb
haben wir auch so gefeiert.

Und die meisten, die da waren - nicht alle, aber die
meisten - , haben sich mit uns darauf gefreut, daß der
Wähler uns erneut sein Vertrauen gibt.

(Beifall bei der SPD)

Das war das Schöne an dem Tag . Nun ist das auch
schon wieder ein bißchen ritualisiert. Ich sage das
immer , und Sie sagen immer, ich solle mich nicht
über den Wähler hinwegsetzen. Das haben wir nun in
den Debatten 1979 , 1984 und 1989 so gehabt. Also,
lassen Sie uns auch diesmal den Wähler sprechen,
wenn sein Votum gefragt ist. Dann wird sicher auch
über politischen Stil zu reden sein , aber vor allem
über Inhalte der Landespolitik.

Herr Kollege Tschoeltsch, Sie haben Wolfram Dom
zitiert . Ich fand das Zitat nicht gerecht . Aber ich füge
hinzu : Es hat Phasen der gemeinsamenRegierung von
SPD und F . D . P . gegeben, in denen es Verständigun¬
gen mit der CDU auch über Haushaltsffagen gegeben
hat . Es hat auch Jahre gegeben, in denen es nicht
dazu kam . Das hing von den Anträgen ab , von den
Schwerpunkten , die in solchen Anträgen zur Sprache
gebracht wurden.

(Abgeordneter Dom [F . D . P . l : Es hing auch

1 jndta? Nordrfaein -Westfalen 5539 Plenarprotokoll 11/47 12 . 12. 1991

(MinisterpräsidentDr. Rau)

von der inneren Bereitschaft der Beteiligten ab !)

- Richtig . Deshalb habe ich gesagt: Es hat solche
Phasen gegeben, es hat andere Phasen gegeben. Es
hat ja auch die fünf Jahre gegeben, in denen die
F . D . P . gar nicht im Landtag gewesen ist.

(Abgeorcjneter Dr. Bninemeier [SPD] : Das war
kein Schaden!)

Auch da gab es klimatische Unterschiede gegenüber
heute . Ich will dem im einzelnen nicht nachgehen.
Das ist an vielen Stellen geschehen und kann sicher¬
lich wieder aufgegriffen werden.

Was mich an der Debatte dieses Vormittags jenseits
der kleinen Punkte - ob wir für Katastrophenfälle
einen Bunker brauchen , damit der öffentlich-recht¬
liche Rundfunk an die Menschen herankommt, ist für
mich eine wichtige , aber eine untergeordnete Frage -
thematisch bewegt, das ist die Frage, die eigentlich in
allen Diskussionsbeiträgenirgendwo angeklungen ist:
ob und wie wir da helfen , wo außerhalb unseres
Landes Not ist , und wie wir das in ein Verhältnis
bringen zu der Daseinsvorsorge, die wir dem Men¬
schen bei uns schulden. Ich glaube, meine Damen und
Herren , das wird das Thema der nächsten Monate.

( Ministerin Brunn : Länger !)

- Mindestens der nächsten Monate! Ich wünschte mir,
wir kämen dann zu einem Konsens über die Frage, ob
und wie weit ein Land außerhalb seiner Grenzen
helfen kann und helfen muß , was da zumutbar, was
erträglich , was aber auch unverzichtbar ist . Und ich
wünschte , wir würden aus diesen Aktivitäten der
Hilfe dann keine politische Keule machen.

(Beifall bei der SPD)

Das hat mit dem Haushalt , auch mit dem des Mini¬
sterpräsidenten , zu tun . Ich könnte mir denken , daß
ich je nach der Entwicklung in dem bisherigen Jugo¬
slawien oder in der bisherigen Sowjetunion hier noch
einmal mit Anfragen an den Landtag herantreten muß.

Gestern hat Herr Reul gesagt , daß wir auf Kosten der
Steuerzahler Geld wahllos in Projekte von Afrika bis
Weißrußland steckten, ohne daß Sinn und Zweck

sichtbar wäre.

(Abgeordneter Dr . Bninemeier [SPD ] : Typisch
Reul!)

Heute hat Frau Kollegin Kieronymi gesagt, es sei ein
Skandal, daß wir die Mittel für die Hilfe in den ost¬
europäischenLändern gekürzt hätten.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU] : Das gehört
zusammen ! - Gegenrufe von der SPD)

- Das gehört zusammen , ja.

( Zurufe von der SPD : Peinlich , peinlich!)

Wir haben diesen Teil der Mittel gekürzt, weil das
gelegentliche Helfen mit Transportkosten bei privaten
Organisatoren , die in Polen, in Rumänien, in Jugo¬
slawien helfen, sich dazu auszuweiten drohte, daß wir
ganz unabhängig von den Aktivitäten jeweils die
Transportkosten übernehmen. Das kann nicht unser
Auftrag sein . Andererseits können wir es oft nicht
verantworten, daß da Milchpulver für Rumänien liegt
und kein Geld vorhanden ist , es wegzuschicken.

Wir haben die Mittel in diesem Bereich zuerst einmal
gekürzt, weil wir uns für den Bereich Transportkosten
ein neues System überlegen wollen . Aber ob wir
kürzen oder verdoppeln - es wird nicht reichen.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU] : Deshalb
brauchen wir ein Konzept !)

Deshalb erarbeiten wir ein solches Konzept,

( .Aha! bei der CDU)

und bis dieses Konzept steht , Frau Hieronymi, helfen
wir , wo immer das möglich ist, mehr als alle anderen
Bundesländerzusammen.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Reul
| CDU ] : Falsch! Das stimmt doch gar nicht !)

Wer sich das im Augenblick ansieht - einige sind ja in
der Region Skopje gewesen: ich bin nicht dort gewe¬
sen - , wer erlebt, wie viele Menschen dort selbstlosen
Einsatz leisten , ohne dafür besoldet zu werden, ohne
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dafür Freizeitausgleich bei ihren Arbeitgebern in
Anspruch zu nehmen , der weiß : Wir müssen noch
mehr tun , um solche Hilfe effektiv zu machen . Aber
wir können es nicht , wenn nicht Bund und Lander
sich auf gemeinsame Konzepte verständigen , weil wir
sonst wie ein Magnet auf alle Hilfesuchenden wirken

(Abgeordpete Hieronymi [CDU ] : Aha !)

und weil wir mit unseren Mitteln dem, was es an
verständlichen Anforderungen gibt , nicht gerecht
werden können.

Das gilt übrigens nicht nur für Osteuropa. Wer sieht,
wie wir sehr still , aber hoffentlich effektiv bei Kurden
zu helfen versuchen , der wird die Überlegung , daß
wir eine solche Beziehung noch etwas enger gestalten,
als sie jetzt besteht , gewiß verständlich finden.

Wir wollen auch nicht vergessen , was im eigenen
Haus zu tun ist : Hilfe für Brandenburg. Auch da
möchten wir gern , daß von Nordrhein-Westfalen ein
Stück Signalwirkung ausgeht . Viele in Brandenburg
verstehen das . Und viele in Sachsen . Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen sind
dankbar für diese Signalwirkung.

Dabei wird das Problem , das gestern Anlaß einer
Debatte war, nämlich Roma und Sinti , das nur einer
der Punkte ist , an denen sich das Elend in der Welt
festmacht - es spiegelt sich dort ja nicht wie in einem
Biennspiegel wider ; denn es gibt noch viele andere
solcher Brennspiegel - , landespolitisch nicht gelöst
werden können . Wir haben mit dem Bund und den
übrigen Ländern alle Versuche gemacht . Wir haben
damals die Chance zu einer Lösung nicht gesehen.
Aber wir wollen nun eben nicht die Hände in den
Schoß legen , und deshalb machen wir eine neue
Flüchtlingspolitik . 5

Sie fängt erst an , sie hat Schwächen , sie darf nicht
auf diese Gruppe , nicht auf dieses Land begrenzt
sein . Wir können aber auch nicht anstelle des Bundes
und Europas handeln , sondern nur assistieren und
helfen . Das wollen wir tun , damit die Glaubwürdig¬
keit und die Menschlichkeit kcicn Schaden nehmen.

( Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank, Herr Minister¬
präsident Dr . Rau. - Für die GRÜNEN-Fraktion bat
Herr Abgeordneter Dr . Busch ums Wort gebeten.
Bitte schön.

Abgeordneter Dr. Busch (Düsseldorf ) (GRÜNE ) :
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Verehrter Herr Ministerpräsident Rau, wir
sind uns im Ziel der Stärkung der Kohleregionen
einig ; darüber sollte nicht einmal im Ansatz ein Dis¬
sens unterstellt werden können . Der Grund dafür, daß
wir das Ganze ’Etikettenschwindel ’ und "Gauner¬
stück" genannt haben, liegt darin , daß hier suggeriert
wird , die SPD-Landesregierung habe aufgrund der
Ergebnisse der Kohlerunde nun zusätzlich etwas für
die Kohleregionen unternommen. Das heißt, der
Öffentlichkeit Sand in die Augen zu streuen . Das ist
hilfloser Aktionismus , der überhauptkeine wirksamen
Maßnahmen zur Folge hat.

(Beifall hei den GRÜNEN - Zurufe von der
SPD)

Sehr verehrter Herr Ministerpräsident Rau , ich gehe
davon aus . daß Sie nur das wissen können, was man
Ihnen aufgeschrieben hat.

(Abgeordneter Frechen [SPD] : Eine unver¬
schämte Bemerkung ! )

- Ja, Herr Frechen, Sie sind manchmal auch sehr
frech. Ich unterstelle einmal , daß der Ministerpräsi¬
dent dieses Landes keine Zeit hat , 6 000 Seiten Haus¬
halt zu lesen oder sich eigenständig zu erarbeiten.
Deswegen kann er - das werfe ich ihm überhaupt
nicht vor - nur das wissen , was man ihm aufgeschrie¬
ben hat . Aber deswegen haben wir hier im Plenum ja
die Möglichkeit , auch solche Dinge einmal zu behan¬
deln . Ich möchte Ihnen einfach einmal vorlesen,
weshalb diese Kritik hier so vorgebracht wurde.

Dieses Programm von 1,1 Milliarden DM erstreckt
sich über mehrere Jahre; im Jahre 1992 geht es um
183,5 Millionen DM , die Ihrer Ansicht nach zusätz¬
lich bereitgestellt wurden . Jetzt lese ich Ihnen vor,
aus welchen Titeln diese 183,5 Millionen DM finan¬
ziert werden.
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Ich komme zum Schluß und wende mich besonders an
die Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion. Die
sozialdemokratische Landesregierung in NRW muß zu
einem Orientierungspunkt für die arbeitende Bevölke¬
rung im vereinten Deutschland werden, für eine
Politik der sozialen Gerechtigkeit gegen die Politik
der sozialen Kälte der Bundesregierung. Die Kraft für
eine solche Entscheidung kann sie aus dem gemein¬
samen Handeln aller ihrer Mandatsträger mit der
arbeitenden Bevölkerung und den Gewerkschaften,
d. h . mit denen, von denen sie ihr Mandat erhalten
hat , gewinnen. - Ich danke Ihnen.

Präsidentin Friehe : Ich erteile das Wort dem Herrn
MinisterpräsidentenDr. Rau.

Ministerpräsident Dr. Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren ! Daß in der dritten Lesung des
Haushaltes Argumente in Wort und Widerwort wie¬
derholt werden , ist nur normal . Das entspricht dem,
was in jedem Jahr stattfindet . Die Gefahr, daß das ein
Ritual ist, kann man sicher nicht von der Hand wei¬
sen , aber manches zu wiederholen , manches zu be¬
kräftigen , kann Sinn machen.

Ich habe sehr aufmerksam die gut dreistündige Debat¬
te gehört . Ich habe nicht allem folgen können, wie Sie
sich denken können. Ich würde es auch nicht für gut
halten, . den Wert einer Etatberatung nicht mehr am
Gesamtvolumen des Etats , dem man ja zustimmen
kann, zu messen, sondern an den Promillezahlen der
Veränderungswünsche.

Wir haben es mit einem Etat von weit über 70 Milli¬
arden DM zu tun . Dieser Etat ist die Basis der Lan¬
despolitik für das nächste Jahr . Der steht

'
heute zur

Debatte und zur Abstimmung.

Wer sich dabei den Bogen der Argumente noch ein¬
mal vor Augen führt , den wir heute morgen haben
rar Kenntnis nehmen können, der kann jedenfalls aus
meiner Sicht mit dieser Debatte nicht unzufrieden
sein.

Da hat Frau Höhn in einer ausführlichen Rede - Sie
erlauben mir diese Wertung - immer wieder den
Vorwurf gemacht, dies sei eine wirtschaftsfreundliche
Regierung , eine Regierung, die nichts anderes tue , als

der Wirtschaft nachzulaufen und sich von ihr das
Gesetz des Handelns vorschreiben zu lassen.

Da hat Herr Kollege Rohde gesagt, diese Regierung
verstehe nichts vom Wirtschaften, sie habe sich ein¬
seitig für Kohle und Stahl , gegen die mittelständische
Industrie entschieden. Er hat vom SPD-Privatrecht
gesprochen und hat gemeint , das Werben um Wähler
im Ruhrgebiet sei eine Art Privatvergnügen der SPD;
damit wolle sie sich ihre Basis erhalten.

Ich finde , schon dieser Spannungsbogen ist hochinter¬
essant. Auch wenn es sich dabei um Karikaturen
handelt, von der einen wie von der anderen Seite , ist
ja einiges von dem , was da ausgedrückt wird , richtig:

Richtig ist, Frau Kollegin Höhn , daß wir glauben,
sachgerechte soziale Politik zugunsten der Arbeitneh¬
mer macht man am besten , wenn es der Wirtschaft
gut geht und wenn die Wirtschaft Steuern zahlt, mit
denen man das bezahlen kann , was man möchte.

(Beifall bei der SPD)

Richtig ist, daß ein Kernstück unserer Politik seit 25
Jahren das Ruhrgebiet ist ; denn dieses Ruhrgebiet ist
das Herz Nordrhein-Westfalens . Und der . Kreislauf
des Landes kollabiert , wenn das Herz nicht in Ord¬
nung ist.

Nun kann man das Ruhrgebiet sehr unterschiedlich
sehen . Wir hatten mal einen Spitzenkandidaten der
CDU , der fing seinen Wahlkampf an , indem er sich
ein japanisches Auto kaufte - ich glaube , es war ein
Suzuki - und sagte , er mache jetzt eine Safari ins
Rulirgebiet. - Ich kann dazu keinem kommenden
Spitzenkandidaten raten ; denn die werden da im
Rührgebiet nicht gem besichtigt , sondern die möchten
gern, daß Menschen das Land regieren, die bei ihnen
zu Hause sind und dazu keine Safari brauchen.

( Beifall bei der SPD - Abgeordneter Henning
[ SPD] : War das so ’n Kleiner ?)

Wir haben versucht, das hinzubekommen, v.'ohl wis¬
send, daß es ein Kunststück ist , gleichzeitig die ande¬
ren Regionen des Landes so in die Landespolitik
eirizubeziehen, daß daraus ein geschlossenes Ganzes
wird . Ich glaube, das ist uns in den letzten 25 Jahren
gelungen . Das sehen Sie an der Entwicklung im
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Bergisehen Land, in Ostwestfalen , im Münsterland, in
der Eifel.

(Abgeordneter Memizka [ SPD] : Im Sieger¬
land !)

- ■■Im Siegerland, natürlich! - Dabei wird es immer
wieder den Streit um die richtige Politik geben. Dabei
sind Haushaltsberatungen immer ein Anlaß zu sol¬
chem Streit. Nur muß man sich hernach fragen : Ist
die Alternative sichtbar geworden ? Ich habe sie nicht
zu erkennen vermocht. Ich hatte den Eindruck, die
Opposition hat ihre Karten heute nicht aufgedeckt.
Vielleicht hat sie ein schlechtes Spiel.

(Abgeordneter Dr. Farthmann [SPD] : Die
haben gar keine Karten ! - Abgeordneter Schultz
[SPD] : Nur Luschen!)

Gelegentlich werden ja auch Begriffe aus der volks¬
tümlichen Sprache des Spielens in die Politik ge¬
bracht . Vorige Woche habe ich mit großem Interesse
ein Interview gelesen, das Herr Kollege Schauerte
gegeben hat mit der Überschrift: " Es laufen zu viele
Luschen in der Politik herum.

"

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Er hat dafür Beifall bekommen.

(Abgeordneter Dr . Twenhöven [ CDU ) : Spiel
nicht mit den Schmuddelkindem!)

- Da; ist ein gutes Lied von Franz-Josef Degenhardt.
Herr Twenhöven, das habe ich Herrn Linssen im
Privatgespräch auch erklärt. Das war eine Anekdote
aus dem Jahre 1966 bei der Frage "große oder kleine
Koalition ? "

. Da haue ich das zitiert. Das war Ende
November 1966 . Sollten Sie dieses Zitat - ich möchte
das liier noch einmal ausdrücklich sagen - als eine
aktuelle Bewertung der CDU in diesem Lande ver¬
standen haben, erkläre ich Ihnen : Das war von mir
nicht gemeint.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD - Abgeord¬
neter Schauerte [CDU] : Die haben das wieder
falsch verstanden! - Abgeordneter Dr . Linssen
[ CDU] : Haben Sie das gemerkt ?)

- Nein , ich war in Gedanken so bei Herrn Schauerte,

daß ich das nicht mitbekommenhabe.

( Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Die haben
gedacht , Sie hätten das ironisch gemeint . -
Abgeordneter Herder [SPD ] Wir haben Sie
angeguckt , Herr Schauerte!)

Nun hat Herr Schauerte ja keinen Namen genannt.
Das ist mit den Luschen so wie mit den Ideologen:
Das sind immer die anderen, und zwar die in den
anderen Parteien und die anderen in der eigehen
Partei . Ich kann dazu nicht raten - und das gehört für
mich zu den Erkenntnissen dieses Jahres , auch hier
im Landtag daß wir den Stil , den wir in diesem
Jahr manchmal gehabt haben , beibehalten . Angriffe
auf die Regierung und ihre Politik müssen sein ; das
ist die Aufgabe der Opposition. Aber Zenbilder
schaden dem Land und seinen Menschen und ver¬
kennen die Leistungen dieser Menschen.

Ich habe die Gegenentwürfe heute nicht zu erkennen
vermocht . Der Kern Ihrer Vorwürfe und Ihrer Kritik
scheint mir die Klage darüber zu sein , daß die Wähler
uns und nicht Ihnen die Mehrheit gegeben haben.

(Beifall bei der SPD - AbgeordneterSchauerte
[CDU ] : Damit habe ich keine Probleme !)

Das sollten Sie nicht beklagen, sondern da sollten Sie
nach den Gründen fragen.

Präsidentin Friebe: Herr Ministerpräsident, gestatten
Sie eine Zwischenfrage von Herrn Abgeordneten Dr.
Busch?

(MinisterpräsidentDr . Rau : Ja! )

- Bitte schön!

Abgeordneter Dr . Busch (Düsseldorf) (GRÜNE) :
Vielen Dank . - Herr Ministerpräsident, wo Sie von
Zerrbildern und fehlenden Alternativen gesprochen
haben , könnten Sie einmal konkret erklären , warum
entgegen den Aussagen Ihrer eigenen Regierungs¬
erklärung 750 Millionen DM im Jahr für den Straßen¬
neubau ausgegeben werden und nur 395 Millionen
DM für den öffentlichen Personenverkehr? Müßte das
dann nicht genau umgekehrt sein? Das ist doch eine
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ganz konkrete Alternative. Oder nicht?

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Kollege Busch , das
ist ganz einfach , das ist genauso wie mit den Mitteln
für die Frauenforderung: Sie müssen immer die Ge¬
samtentwicklung sehen , Sie müssen immer die Ent¬
wicklung in der ganzen Wahlperiode sehen. Wenn Sie
sich dann ansehen , was Nordrhein-Westfalen für den
öffentlichen Personennahverkehr einschließlich S-
Bahn und Stadtbahn in den letzten Jahren getan hat,
werden Sie sagen müssen : Das geht hart an die Gren¬
ze dessen , was man einem Land überhaupt zumuten
kann.

(Beifall bei der SPD)

Das haben wir getan , weil wir es für richtig halten,
vieles von der Straße auf die Schiene zu bringen.
Diese Entwicklung geht weiter. Aber diese Entwick¬
lung kam; nicht in jedem Jahr - -

(Abgeordneter Dreyer [ CDU ] : Mit Bundes-
finanzhilfen !)

Natürlich sind Bundesmittel dabei ! •

Ich sage Ihnen , meine Damen und Herren : Wenn Sie
weiterhin so Oppösitionspolitik betreiben und wenn
wir unsere Arbeit weiterhin so tun wie bisher, dann
bin ich überzeugt , daß wir auch 1995 wieder das
Vertrauen der Wählerinnen und Wähler in Nordrhein-
Westfalen gewinnen.

(Beifall bei der SPD)

Die Bürgerinnen und Bürger nehmen das Land offen¬
bar anders wahr, als Sie , meine Damen und Herren
von der Opposition , das tun . Vor ein paar Wochen
haben wir in Herne ein Spitzentreffen mit dem In¬
itiativkreis Ruhrgebiet gehabt . Dort waren 52 Persön¬
lichkeiten der Wirtschaft und das Landeskabinett
zusammen. Dabei haben wir eine gemeinsame Er¬
klärung abgegeben , in der es heißt:

Wir sind weit vorangekommen in der Umstruktu¬
rierung des Ruhrgebietes . Das alles ist Anlaß zu
Optimismus und Zuversicht für die vor uns heuen¬
de Zeit . Wenn in dem sich immer enger zusarn-
nienschließenden Europa die Bedeutung der Natio¬

nen zurückgeht und der eigentliche Wettkampf
international dann immer mehr zwischen den
europäischen Ballungszentren stattfindet , wird

. das Ruhrgebiet in Fortsetzung seines derzeitigen
zukunftsorientierten Weges einen sehr erfolgrei-
chen und sehr zentralen Part spielen.

Dies ist unsere Meinung . Diese Meinung ist , wie wir
glauben, richtig . Über die Richtigkeit wird 1995 der
Wähler entscheiden.

Meine Damen und Herren , wir haben heute viele
Vergleiche, auch von Herrn Rohde , gehört . Lassen
Sie mich zu diesen Vergleichen etwas sagen . Natür¬
lich ist es so , daß wir in vielen Bereichen noch Zu¬
wachs nötig haben , bis wir zürn Beispiel Baden-Würt¬
temberg erreichen . Aber doch nicht , weil hier die
falsche Politik betrieben wird - die Politik hier hat
dafür gesorgt , daß die Differenzen nicht mehr so groß
sind sondern weil die Ausgangsposition die ist, von
der der Raumordnungsbericht der . Bundesregierung
1966 unter der Verantwortung von Ludwig Erhard
sagt - und das ist der Schlüsselsatz -:

Das Land Nordrhein-Westfalen hat seine Spitzen¬
stellung verloren, weil die Bedeutung von Kohle
und Stahl zurückging.

Das war die Ausgangslage 1966 . Von da aus einen
Neuaufbau zu gestalten, war unser Auftrag.

Ich will noch einmal einige Zahlen nennen, 1984
hatten wir den Tiefststand der Beschäftigung. Die
Zahl der Beschäftigten hat um 751 Ö00 zugenommen.
Davon haben die Frauen . Frau Kollegin Höhn , mit
einer Größenordnung von 39 % gegenüber 31 %
besonders profitiert. Das ist Frauenpolitik. Sie ge¬
schieht ' nicht mit den Zahlen, die im Haushalt eines
Ministeriumsstehen, sondern mit der Beschäftigungs¬
politik und mit der Sozialpolitik. Das muß man hinzu- '
rechnen.

(Beifall bei der SPD)

Das Ruhrgebiet hat sich trotz Arbeitsplatzverlustenbei
Kohle und Stahl in den Kreis der Arbeitsmarktgewin¬
ner entwickelt . Es hat knapp 100 000 Beschäftigte
mehr. Keiner der Redner der Opposition hat heute
gesagt , daß wir in Nordrhein-Westfalen mit mehr als
6 Millionen Erwerbstätigen den bisher höchsten Be-
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schäftigungsstand haben, daß die Zahl der Arbeits¬
losen seit dem Höchststand 1987 um mehr als ein
Viertel , nämlich um 180 000 , zurückgegangen ist und
daß der Rückgang im Ruhrgebiet größer war als der
im Landesdurchschnitt. Erstmals seit 1981 ist die
Arbeitslosenzahl im Revier unter 200 000 gesunken,
und es gibt 100 000 Langzeitarbeitslose weniger als
vor zwei Jahren.

(Unruhe bei der CDU - Abgeordneter Schultz
[SPD] : Die hören doch gar nicht zu !)

- Das ist doch Strategie.

(Zustimmung bei der SPD - Abgeordneter Kühl
[F .D .P . ] : Rau list Zeitung , wenn die Opposi¬
tion redet !)

- Ich habe nicht Zeitung gelesen. Ich habe heute
morgen jeden Satz gehört und bin während der ge¬
samten Debatte dabei gewesen . Herzlichen Glück¬
wunsch noch, Herr Kollege!

Niemand hat gesagt , daß 1990 in Nordrhein-West¬
falen über 17 800 Unternehmen neu gegründet wor¬
den sind ; das sind mehr als in Bayern und Hessen
zusammen und mehr als doppelt so viele wie in Ba¬
den-Württemberg. Jede vierte Untemehmensgründung
in den alten Ländern ist eine nordrhein-westfälische
Untemehmensgründung.

(Beifall bei der SPD - Unruhe bei der CDU)

Da wird von Herrn Rohde unsere Wirtschaftsfeind¬
lichkeit beschrieben, während uns Frau Höhn unter¬
stellt , daß wir nur der Wirtschaft hinterherlaufen. Die
Zuwachsrate der ausländischen Direktinvestitionen in
Nordrhein-Westfalen liegt bei 26,7 % . Sie ist fast
doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt, der 14,2
% beträgt. Wir sind mit über 28 % das exportstärkste
Land.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Weil wir das
größte sind!) '

60 % der Exporte gehen in die Europäische Gemein¬
schaft.

(Zuruf von der CDU : Das ist nur natürlich !)

Die Attraktivität Nordrhein-Westfalens wird jeden
Tag gezeigt . Auch das Handwerk hat einen deutlichen
Aufschwung. Das Umsatzplus lag im vergangenen
Jahr bei 13,7 % , der Beschäftigtenzuwachs bei 3,7
% .

(Fortgesetzt Unruhe bei der CDU - Abgeord¬
neter Schultz [SPD] : Das ist ja unerträglich ! -
Abgeordnete Höhn [ GRÜNE] : Hört doch mal
zu ! - Glocke der Präsidentin)

Jeder siebte Erwerbstätige ist im Handwerk tätig . -
Ich wünschte mir, meine Damen und Herren, Sie

würden auch diese Fakten zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der SPD)

Wir setzen die Politik der ökonomischen und der
ökologischen Erneuerung fort . Das ist zugleich eine
Politik des sozialen Ausgleichs.

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, gestatten
Sie eine Zwischenringe von Herrn Abgeordneten
Uhlenberg?

(Ministerpräsident Dr. Rau: Mir ist jede Zwi¬
schenfrage lieber ais das Geraune , das es mir
schwer macht zu sprechen! - Beifall bei der
SPD) .

- Das kann ich gut verstehen. - Herr Abgeordneter
Uhlenberg, bitte.

Abgeordneter Uhlenberg (CDU) : Herr Minister¬
präsident , Sie haben nun nahezu 3Üe wichtigen Wirt¬
schaftsbereiche in Nordrhein-Westfalen angesprochen.
Ich frage Sie: Wäre es nicht auch angebracht , daß der
Ministerpräsident eines so großen Flächenlandes bei
einer solchen Einlassung, wie Sie sie heute morgen
gemacht haben , einige Worte für den großen Struktur¬
wandel , der in Nordrhein-Westfalen auch innerhalb
der Landwirtschaft stattfindet, finden würde?

(Beifall bei der CDU - Abgeordneter Schmidt
[Wetter ] [SPD] : Er ist noch nicht fertig!)
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Ministerpräsident Dr . Rau : Ich will Sie ja nicht
kränken , aber man darf eine Rede immer erst bewer¬
ten, wenn sie gehalten worden ist . Ich muß die Chan¬
ce haben , zur Landwirtschaft zu einem späteren Zeit¬
punkt noch etwas zu sagen.

Einen Tag, nachdem der Bauempräsidcnt 60 Jahre alt
geworden ist , mit dem ■wir versucht haben , die Land¬
wirtschaftspolitik - - -

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [ CDU ])

- 3itte?

(Erneuter Zuruf des Abgeordneten Schauerte
[ CDU])

Man kann Sie wirklich schwer verstehen. Das gilt in
diesem Falls nur auditiv.

(Heiterkeit bei der SPD)

Daß wir, um das aufzugreifen , einen Strukturwandel
in der Landwirtschaft haben , ist überhaupt keine
Frage . Daß unsere Landwirte, und zwar sowohl die
Vollerwerbslandwirte wie auch die Nebenerwerbs¬
landwirte , eine knochenharte Arbeit leisten und ge¬
genüber den Votjahren Einkonimensverluste haben
hinnehmen müssen , ist außerordentlich bedauerlich.
Das , was wir mit Sonderprogrammen an Korrektiv-
möglichkeiten haben , nehmen wir wahr. Denken Sie
nur einmal an das Feuchtwiesenprogramm. Denken
Sie nur an die Hilfe mit Einkommenszuwendungen
bei ökologischem Landbau. Wir tun dort eine Menge,soviel wir irgend können.

Ich will Ihnen aber ebenso deutlich sagen : Gegenüberder völlig falschen und nach meiner Meinung in der
Zielorientierung verfehlten europäischen Landwirt¬
schaftspolitik kann ein Land allein nicht mithelfen,
diesem Elend ein Ende zu machen.

( Beifall bei der SPD)

Hier ist die Behauptung aufgestellt worden, wir erfüll¬
ten nicht das, was in der Regierungserklärung vom
15 . August steht . Da irrt Frau Höhn, denn das . waswir in der Regierungserklärung gesagt haben , das
geschieht . Das geschieht allerdings in Schritten , die
hoffentlich erkennbar sind, und wird am Ende der

Wahlperiodeerfüllt sein.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE] : Aber das sind
doch Schritte in die falsche Richtung , die Sie
gemacht haben !)

Ich bin froh darüber, daß ich nichts von dem , was ich
in der zugegebenermaßen langen Regierungserklärung
vom 15 . August vergangenen Jahres gesagt habe,
zurücknehmen brauche.

(Abgeordneter Lindlar [CDU] : " Das wird das
Jahr der Kommunalreform! ”)

Ich habe drei Schwerpunkte genannt:

die neuen Plätze in Kindergärten und Kindertages
einrichtungen
die neuen vom Land zu fördernden Wohnungen
deutlich mehr Mittel für Politik für alte Men-

■ sehen.

(Abgeordneter Tschoeltsch [F .D . P . ] : Und die
Kommunalreform? Das ist Schwerpunkt Ihrer
Politik gewesen!)

- - Dazu kommen wir noch ; die Wahlperiode ist
noch nicht zu Ende.

Wir tun mehr , als wir angekündigt hatten . Übrigens,
Frau Kollegin Höhn, selbst wenn wir die Erhöhung
der Kindergartenbeiträgedurchgesetzt haben , wie sie
das Gesetz beschlossen hat - ich habe den Brief heute
bekommen sind die Kindergartenplätze in Nord-
rhein-Westfalen immer noch ein bißchen billiger , als
sie in Berlin waren, als DIE GRÜNEN dort mitre¬
gierten . Das dürfen Sie auch nicht vergessen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben angekündigt, mindestens 100 000 Plätze
einzurichten. Jetzt sind 125 000 beschlossen worden.
Wir haben 27 000 Wohnungen angekündigt ; in diesem
Jahr sind es schon über 30 000 . Und im nächsten Jahr
werden es 36 000 geforderte Wohnungen sein . Wir
haben bei der ambulanten Altenpflege und der Kurz¬
zeitpflege 2 700 zusätzliche Pflegeplätze . Die Mittel
zur Umsetzung des Landesaltenplans steigen um fast
50 % gegenüber 1991.
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Aber selbst eine Erhöhung von 1.00 % könnte nicht
das ausgieichen, was an politischen Entscheidungen in
Bonn noch aussteht. Dazu will ich Ihnen sagen : So
wichtig Landespolitik und mit ihr Landesaltenpolitik
ist , ist es eine sozialgerechte Pflegeversicherung, auf
die die alten Menschen warten . Da sind andere in der
Pflicht, etwas zu bringen.

(Beifall bei der SPD)

Ich würde gerne einmal erleben , Herr Dr. Linssen,
daß Sie nicht nur beim Asylrecht der SPD Fragen
stellen , sondern - da Sie doch immer die gemeinsame
Regierung in Bonn loben - auch der F . D . P. .

(Beifall bei der SPD und Beifall des Abgeord¬
neten van Schewick [CDU ])

Ich würde - sowohl beim Pflegegeld als auch beim
Asylrecht - gerne erleben, daß uns eine Haltung der
Bundesregierung bekannt wird, über die wir dann
reden und miteinander streiten können . Bisher liegen
keine Konzepte vor.

Sie mögen über Kommunalpolitikund Gemeindefinan-
zierung reden - das werden wir ja auch heute noch
tun nichts würde den Kommunen in Nordrhein-
Westfalen so helfen wie die Entlastung von system-
freien Sozialhilfelastendurch eine Pflegeversicherung.
Das ist das Problem.

(Beifall bei der SPD)

Ich vertiefe das nicht, denke aber, daß Sie einmal mit
Ihren Parteifreunden darüber reden sollten, welche
Schwerpunkte da zu setzen sind . Wir müssen in
Nordrhein-Westfalen Prioritäten setzen. Aber weil
sich in der Addition alles Wünschenswerten eine
Summe von 150 % ergibt, müssen wir auch Nein¬
sagen . Diesen Weg, auch Nein zu sagen , sind die
Regierung und die Landtagsfraktion gegangen. Des¬
halb haben wir umgeschichtet . Deshalb haben wir
eine Arbeitsgruppe Programmwirksamkeitgehabt.

Ich habe es in der Regierungserklärung bereits ange¬
kündigt: Das Ergebnis ist eine Leistung aller Ress¬
orts, die in ihren Haushalten Förderprogramme ha¬
ben . Andere reden vom Subventionsabbau - wir ma¬
chen ihn!

(Beifall bei der SPD)

Sie sind dazu offenbar nicht in der Lage. Denn daß
Sie nun diese Ergebnisse diskriminieren und sagen,
das sei kein frisches Geld , zeigt, daß Sie den Wert
dieser Aktion nicht verstanden haben oder jedenfalls
nicht öffentlich zugeben wollen. Mit dieser Aktion
bekommen wir den Handlungsrahmen für die Region
Aachen/Heinsberg, Kamp -Lintfort , die Emscher/-
Lippe-Region und für das östliche Ruhrgebiet ein¬
schließlich der Stadt Ahlen.

Im Januar - dazu werden Sie eingeladen - werden wir
entsprechende Regionalkonferenzen abhalten . Ich
hoffe , daß der Bund dann das , was er bei den Kohle¬
verhandlungen verbal zugesagt bat, materiell beiträgt,
damit wir das , was durch die Erhöhung des Wegfalls
von Kohleförderung zustande kommt , durch entspre¬
chende regionale Leistungenausgieichenkönnen.

Meine Damen und Herren! Wir fahren einen finanz¬
politisch soliden Kurs . Das zeigt dieser Haushalt . Die
bereinigten Gesamtausgaben wachsen um 3,7 % . Das
ist weniger als das erwartete Wirtschaftswachstum,
und das ist weniger als das , was in den anderen Län¬
derhaushalten zu erwarten ist . Dort sind es 4,5 % .

Trotz des Ausgabenzuwachses werden wir die Neu¬
verschuldung gegenüber den Planungen des laufenden
Jahres nicht erhöhen . Denn wir sind wieder ein steu¬
erstarkes Land , wir haben über 100 % der durch¬
schnittlichen Finanzkraft aller Länder, und wir zahlen
seit 1989 wieder in den Länderfinanzausgleich ein.
Die CDU scheint das immer noch nicht wahrhaben zu
wollen ; denn sie fällt in die alten Muster, in die
Zerrbilder zurück : das Bild vom Möbelwagen, und
jetzt ist das Bild vom Wachstumsrückstandda.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Stimmt es
denn?)

- Nein , es stimmt nicht. Ich habe schon vor sechs
Jahren zu erklären versucht, und seitdem erkläre ich
es immer wieder : Nordrhein-Westfalen hat beim
realen Bruttoinfandsprodukt den zweiten Platz nach
Hessen vor Bayern und Baden -Württemberg.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Aber nicht
pro Kopf!)
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- Ober dem Bundesdurchschnitt , natürlich pro Kopf
des Erwerbstätigen!

(AbgeordneterDr. Linssen [ CDU ] : Darum geht
es eben nicht ! - AbgeordneterSchauerte
[CDU] : Pro Kopf! )

Das Wachstum vollzieht sich auf einem viel höheren
Niveau als in Bayern , in Hessen und in Baden-Würt¬
temberg . Wer nur die Zuwachsraten vergleicht,
kommt natürlich zu völlig falschen Ergebnissen . Die
Wirtschaftssachverständigen sagen : Der Zuwachs in
den östlichen Ländern wird 9,5 % betragen , in den
westlichen Ländern 2 % . Daraus können Sie doch
nicht schließen , daß die östlichen Länder uns überholt
haben! Vielmehr ist der Sockel in den östlichen Län¬
der so niedrig , daß dort ein besonders hoher Zuwachs
notwendig ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich will auf viele Dinge jetzt nicht mehr eingehen.
Aber wenn ich die Rechenbeispiele von Herrn Schau¬
erte über die Größe von Staatekanzleien und ähnliches
höre, kann ich nur sagen : Ich hoffe , daß Sie in den
anderen Bereichen genauer rechnen . Wenn Sie in
Nordrhein -Westfalen eine Fahrbereitschaft mit 35
Personen dazurechnen , die sie in Bayern herausrech-
nea, wenn Sie in Nordrhein-Westfalen die Landeszen¬
trale für politische Bildung mitrechnen, die es in
Bayern nicht in der Staatskanzlei gibt, dann kommen
Sie zu solchen Zahlen. Wenn Sie Vergleichbares
miteinander vergleichen,

(Zuruf von ' der SPD : Das kann der doch nicht !)

werden Sie feststellen , daß Nordrhein-Westfalen sich
sehen lassen kann , daß wir nicht die höchste Personai-
ausgabenquote haben , wie Sie gesagt haben , und daß
Ihr Vorwurf, hier gäbe es einen Mangel an Disziplin
und Sparsamkeit , falsch ist. Durch Wiederholungwird das alles auch nicht richtiger.

Was den Personalzuwachs angeht, beträgt dieser,
bezogen auf die Staatskanzlei , in Baden -Württemberg
55,6 % und bei uns 18,5 % . Wenn Sie sich die MinF
steriälverwaltungen ansehen , sind wir sparsamer als
alle anderen . Die Kosten der politischen Führung
liegen bei uns bei 37 DM pro Einwohner, im Durch¬
schnitt der Flächenländer bei 51 DM pro Einwohner.

Und wenn Sie sich die Kosten ansehen , werden Sie
feststellen , daß Baden -Württemberg teurer ist als
Nordrhein-Westfalen , und Bayern ebenfalls.

Meine Damen und Herren! Ich nehme an , der Finanz¬
minister wird noch in die Debatte eingreifen.

( Zurufe)

- Ja , das ist doch möglich. Ich bin nicht sicher, .ob er
das tun will.

( Abgeordneter Tschoeitsch [ F . D . P . ] : Sie
wollten noch ecwas zur Kommurialverfassung
sagen !)

Mir liegt daran , noch ein Wort zu dem zu sagen , was
Herr Kollege Linssen zum Vermittlungsausschuß
gesagt hat.

(Abgeordneter Tschoeitsch [ F . D . P. ] : Und zur
Kommunalverfässung !)

- Nein , die Kommunalreform steht wirklich nicht im
Haushalt, Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Tscho-
eltsch [ F . D. P . ] : Weil Sie ' das vorhin sagten!)

- Herr Tschoeitsch , Sie können und Sie werden von
mir zureichende Auskunft über die Fragen der Kom¬
munalverfassungsreformbekommen.

(Abgeordneter Tschoeitsch [ F .D . P . ] : Da bin
ich aber gespannt!)

Vielleicht gelingt es uns ' auch da Unterschiede zur
F . D . P . zu haben und damit die Mehrheitsfähigkeitder
SPD zu erhöhen.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der F .D . P . )

Ich würde ganz gerne noch , Herr Kollege Linssen,
ein paar Bemerkungen zum Vermittlungsausschuß
machen.

Ich bestreite nicht, daß wir eine Unternehmenssteuer¬
reform brauchen . Ich bestreite nicht , daß es in diesem
Bereich Reformbedarf gibt . Ich bestreite , daß der
Vorschlag der Bundesregierung richtig ist.
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(Abgeordneter Henning [SPD] : Sehr wahr!)

Denn gemeinsam mit den Spitzenverbänden der Kom¬
munen halten wir Sozialdemokratendie Abschaffung
der Kapitalertragsteuer und der Vermögensteuer für
falsch , für sozial ungerecht und deshalb für nicht
hinnehmbar.

(Beifall bei der SPD)

Das ist eine andere Position . Aber sich einmal die
Untemehmenssteuem anzusehen , auch im internatio¬
nalen Vergleich , und über Bemessungsgrundlagen,
über Spitzensteuersätze zu reden , ist etwas anderes.
Über all diese Dinge reden wir im Vermittlungsaus-
schuß . Unsere Ziele im Vermittlungsausschußsind:

Erstens: Die soziale Schieflage darf nicht so weiterge-
führt werden.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Farthmann hat das D1W zitiert. Die
Gewinner sind die mit über 80 000 DM Einkommen,
die Verlierer sind diejenigen mit unter 45 000 DM
Einkommen . Das ist so nicht richtig . Da muß es
sozialen Ausgleich geben.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens : Die Schieflage zwischen den Finanzen des
Bundes auf der einen und der Länder und Gemeinden
auf der anderen Seite muß beseitigt werden. Übrigens
ist die Frage "Kindergeld oder Kinderfreibetrag" ein
besonders geeignetes Beispiel , dem nachzugeben.
Natürlich ist die Erhöhung des Kindergeldes auch für
Länder und Gemeinden besser als die Erhöhung der
Kinderfreibeträge, an der die Länder ja beteiligt
wären.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Nur . darum
geht es !)

Also reden wir auch darüber.

(Beifall bei der SPD)

Bisher haben wir uns in den von mir geleiteten Ver¬
handlungen noch nicht einigen können. Aber ich
hoffe, daß über Weihnachtenund Silvester die Ein¬

sicht zunimmt und daß wir dann im Januar im Ver¬
mittlungsausschuß ein Ergebnis erzielen , das in beiden
Häusern Zustimmung findet . Das fände ich .gut.

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident ! Herr
Abgeordneter Schauerte möchte gerne eine Frage
stellen . Gestatten Sie das?

( Ministerpräsident Dr . Rau : Ja , sicher .)

Bitte schön!

Abgeordneter Schauerte (CDU) : Herr Ministerpräsi¬
dent , Sie haben gerade von der sogenannten Schiefla¬
ge zwischen Bund und Ländern gesprochen . Es gibt
bei dem einen oder anderen Punkt sicherlich Korrek¬
turbedarf.

(Abgeordneter Eüssow [SPD] : Aha!)

Was aber halten Sie von dem Tatbestand , daß die
Steuer-Isteinnahmen des Landes Nordrbein -Westfalen
von 1982 bis 1990 um 47 % gestiegen sind, die Steu¬
er-Isteinnahmen des Bundes im gleichen Zeitraum
aber nur um 39 % ? Das Land hatte also 8 Prozent¬
punkte mehr Zuwachs an Steuereinnahmen als der
Bund . Da ist es doch nicht berechtigt , von einer
Schiefiage zu reden!

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Kollege Schauerte,
Sie müssen die Zahlen , die Sie genannt haben , sehr
viel differenzierter darsteilen und andere Zahlen auf
der Belastungsseite hinzurechnen. Ich sage Ihnen nur:
Es gibt nicht einen Finanzrninister- auch keinen
christdemokratischen - , der mit uns nicht darin über-
einstimmte , daß in den letzten zehn Jahren eine Schie¬
fiage zu Lasten der Länder entstanden ist.

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abge¬
ordneten Schauerte [CDU ] )

Um diese Schieflage aufzulösen, gibt es unterschiedli¬
che Wege . Wir müssen zum Beispiel über die Um-
satzsteuerverteilung reden; wir müssen über den
Wegfall des Strukturhilfegesetzes reden - wenn es so
kommt.
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(Beifall bei der SPD)

Das sind , glaube ich , 685 Millionen DM für Nord-
rhsin-Westfalen in jedem Jahr . Wir müssen über die
Konversion , über Truppenabbau und darüber reden,
wer die Belastungen , die dadurch zusätzlich entstellen,
finanziert . .

(Beifall bei der SPD)

Wir haben einen "
Ailparteienkompromiß " in der

Frage der Asylbewerber; er ist eben von den GRÜ¬
NEN kritisiert worden. Ich sage Ihnen : Ich stehe zu
diesem Kompromiß . Daß wir aber für eine Kaserne
60 000 DM Miete im Monat bezahlen müssen , habe
ich nicht für Gegenstand des Kompromisses gehalten.
Das war auch nicht verabredet . Der Bund soll dafür
sorgen , daß seine Liegenschaften zur Verfügungstehen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, es gäbe noch viele Punkte,
dis ich gerne anspräche. Ich gestehe Ihnen : Die letz¬
ten Wochen und Monate waren Wochen und Monate
harter Arbeit . Viele werden sich darauf freuen , daß
bald keine Sitzungen mehr sind - das ist kein Angriffauf den Landtag - , daß ein bißchen Pause ist . Auch
ich freue mich darauf.

Ich wünschte mir für das nächste Jahr, wir fänden
wieder zu einem Stil , bei dem die Sache in der Kon¬
troverse erkennbarer ist als das Zerrbild der anderen
Personen , das man zeichnet , damit man selbst besser
aussieht . Ich will mich bemühen , das zu erreichen.

(Beifall bei der SPD)

leb füge hinzu : Das Bild , das Sie nicht nur von der
wirtschaftlichen Situation, sondern auch von der
parteipolitischen Situation Nordrhein -Westfalens
malen , halte ich für ungerecht . Es ist ja nicht so , daßhier der SPD-Staat Nordrhein -Westfalen wäre.

(Zuruf des Abgeordneten Schittees
[ CDU])

Wir sind allerdings seit 25 Jahren in der Regierungs¬
verantwortung und

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] ; Das
ist zu lang !)

- Das ist Ihnen zu lang , das kann ich verstehen. Dar¬
um lassen Sie uns einen Wettbewerb führen; das
gehört dazu . Übrigens, nicht der Wechsel ist das
Zeichen für Demokratie, sondern die Mehrheit

(Beifall bei .der SPD - Abgeordneter
Dr . Linssen [ CDU ] : Auch der Wechsel
ist ein Zeichen!)

und. die Chance der Minderheit, zur Mehrheit zu
werden, wenn sie genug Menschen gewinnt. Dieses
Thema - Menschen gewinnen - ist ja eines der Haupt¬
themen in der politischen Auseinandersetzung. Wenn
die Menschen spüren , daß wir sie mögen , werden sie
uns auch Vertrauen entgegenbringen , jedenfalls ge¬
genüber einer so glaubwürdigen Politik ' und gegenüber
einem so soliden Haushalt, wie wir ihrr heute zur
Annahme empfehlen.

(Ohl -Rufe von der CDU.)

Herzlichen Dank!

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank , Herr Minister¬
präsident! - Meine Damen und Herren , weitere Wort¬
meldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe die
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung . Ich lasse zunächst
über das Gemeindefinanzierungsgesetz 1992 ent¬
sprechend der Beschlußempfehlung des Haushalts-
und Finanzausschusses Drucksache 11/2862 abstim¬
men. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen . - Wer ist dagegen ? - Wer enthält
sich der Stimme? - Ich darf feststellen , daß der Ge¬
setzentwurf damit in dritter Lesung verabschiedet ist.

Ich rufe nun das Haushaltsgesetz 1992 auf. Wir
stimmen zunächst über den Änderungsantrag der
Fraktion DIE - GRÜNEN Drucksache 11/2954 zu
Einzelplan 03 , Innenministerium - " Bekämpfung
staats- und verfassungsfeindlicher Umtriebe" - , ab.
Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen . - Drei . Wer ist dagegen? - Wer enthält
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( A ) (Vizepräsident Dr . Klose)

Anfrage 266 des Herrn Kollegen Mai!

(AbgeordneterMai [GRÜNE] : Mündlich !)

- Mündlich . Dann die MündlicheAnfrage 267!

(AbgeordneterMai [GRÜNE] : Mündlich !)

- Mündlich.

268!

(AbgeordneteScheffler [GRÜNE] : Schriftlich !)

- Schriftlich.

269 !

(Abgeordnete Dr. Schraps [CDU] : Mündlich !)

- Mündlich.

Anfrage 270 des Kollegen Dr . Busch!

(Abgeordneter Dr. Busch [Düsseldorf] [GRÜ¬
NE ] : Schriftlich !)

^ - Schriftlich.

Anfrage 271 der Frau Kollegin Hieronymi!

(Abgeordnete Hieronymi [ CDU] : Schriftlich !)

- Schriftlich.

Anfrage 272 des Kollegen Dr. Vesper!

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Schrift¬
lich !)

- Schriftlich.

Anfrage 273 der Frau Kollegin Schumann!

(Abgeordnete Schumann [GRÜNE] : Schrift¬
lich!)

- Schriftlich.
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Meine Damen und Henen , damit ist die Fragestunde
geschlossen.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnungauf:

Regierungserklärung

zu den Konsequenzen aus den Urteilen des Ver¬
fassungsgerichtshofs Nordrhein -Westfalen vom
15. Oktober 1991 und 28 . Januar 1992

in Verbindung damit:

Umsetzung des Urteils des Verfassungsgerichts¬
hofes für das Land Nordrhein -Westfalen vom
28 . Januar 1992 VerfGH 1/91 für den Landeshaus¬
halt 1992 durch Vorlage eines Nachtragshaushaltes

Antrag der Fraktion der F .D . P.
Drucksache 11/3198

Ich habe hinzuweisen - erstens - auf den Entschlie¬
ßungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion
der F .D .P . Drucksache 11/3232 und - zweitens - auf
den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN Drucksache 11/3260, die in die Beratung ^
einbezogen werden.

Zur Abgabe der Regierungserklärung erteile ich
Herrn MinisterpräsidentenDr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident! Meine
Damen und Herren ! Am 13. Dezember 1990 hat der
Landtag in einer Aktuellen Stunde über einen gemein¬
samen Antrag der Fraktionen der CDU, der F .D . P.
und der GRÜNEN debattiert. Die Fragestellung der
drei Fraktionen lautete: ' Wie und wann gedenkt die
Landesregierung sicherzustellen, daß die zu Unrecht
verausgabten Mittel in Höhe von rund 5 Millio¬
nen DM entsprechend dem Beschluß des Landesrech¬
nungshofes vom 27 . November 1990 - V . Senat -
dem Landeshaushalt wieder zugeführt werden?" Ge¬
meint war die Aufklärungskampagne zur Müllver¬
meidung, die der Minister für Umwelt, Raumordnung
und Landwirtschaft im Frühjahr 1990 durchgeführt
hatte.
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Die Redner der Oppositionsfraktionen haben damals
schwere Vorwürfe an die Adresse der Landesregie¬
rung gerichtet. Die Kampagne ist als Mißachtung des
Verbots der Wahlwerbung in Wahlkampfzeiten be¬
zeichnet worden . Der Abgeordnete Schauerte hat das
Verhalten des Ministers für Umwelt , Raumordnung
und Landwirtschaft damals als Untreue im Sinne des
§ 266 des Strafgesetzbuchs qualifiziert und von einem
' Offizialdelikt" gesprochen. Es ist das böse Wort von
den ' Ministerkomplizen" gefallen.

Ich habe am 13 . Dezember 1990 eine Regierungs¬
erklärung angekündigt, sobald die Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofs für das Land Nordrhein-
Westfalen vorliege . Ich habe damals gesagt:

Ich gehe guten Gewissens nach Münster und wer¬
de nach der Entscheidung des Landesverfassungs-
gerichts in einer Regierungserklärung entweder
bekräftigen, warum wir zu diesen Überzeugungen
gekommen sind, oder die Konsequenzen erläutern,
die sich aus dem Urteil nach unserer Überzeugung
ergeben.

Dem will ich heute, nachdem der Verfassungsge¬
richtshof den Sachverhalt in seinen Urteilen vom
15 . Oktober 1991 und vom 28 . Januar 1992 bewertet

) hat , nachkommen, so wie ich es versprochen habe.

In den vom Verfassungsgerichtshof entschiedenen
Fällen ging es um zwei unterschiedliche Fragestellun¬
gen . Gegenstand des von der Partei DIE GRÜNEN,
Landesverband Nordrhein-Westfalen, angestrengten
Organstreitverfahrens war die Frage, ob der Umwelt¬
minister - ich zitiere - "durch eine Anzeigenserie in
Tageszeitungen unter Einsatz öffentlicher Mittel zu
Lasten der Antragstellerin in . den Wahlkampf einge¬
griffen und dadurch deren Recht auf chancengleiche
Teilnahme an der Landtagswahl vom 13 . Mai 1990
sowie das Demokratieprinzip verletzt hat* . - So zitiert
nach Seite 2 des Urteilsumdrucks.

Demgegenüber ging es bei dem zweiten Organstreit¬
verfahren, das von den Landtagsfraktionen der ’ CDU
und der F .D. P . angestrengt worden war, um die
Fragestellung, ob der Finanzminister und die Landes¬
regierung bei der Finanzierung der Kampagne zur
Abfallvertneidungdas Budgetrecht des Landtags und

die rechtlichen Schranken für überplanmäßige und
außerplanmäßigeAusgaben verletzt bitten.

Ich weise auf diese beiden unterschiedlichen Frage¬
stellungen, über die der Verfassungsgerichtshof zu
befinden hatte , ausdrücklich hin . Denn in den öffentli¬
chen Stellungnahmen von Vertretern der Oppositions-
fraktionen nach dem Urteil vom 28 . Januar 1992
fehlte es nämlich an dieser notwendigen Unterschei¬
dung. Das hat zu Darstellungen geführt , die den
Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs nicht
gerecht werden.

Der Respekt vor dem obersten Gericht unseres Lan¬
des gebietet es daher zunächst einmal , die klaren
Aussagen beider Urteile in aller Ruhe zur Kenntnis zu
nehmen . Dazu sollten wir alle bereit sein, und dann
sollten wir über die notwendigen Konsequenzen spre¬
chen.

Die Pressemitteilung des Verfassungsgerichtshofs zu
dem Urteil vom 15. Oktober 1991 trägt die Über¬
schrift:

Keine unzulässige Wahleinwirkung durch Anzei¬
genserie des Umweltministers zur Vermeidung
und Wiederverwertungvon Abfall.

Der entscheidende Satz im Urteil - Seite 8 des Um¬
drucks - lautet:

Die von dem Antragsgegner veröffentlichte
Anzeigenserie ist nach Inhalt, Zielsetzung und
Gestaltung . . . verfassungsrechtlich nicht zu
beanstanden.

Das Urteil vom 15 . Oktober 1991 gründet auf vier
Feststellungen , die ich noch einmal in Erinnerung
rufen möchte.

Erstens. Der Verfassungsgerichtshof bekräftigt die
allgemeinen Grundsätze zur Abgrenzung von ver¬
fassungsrechtlich zulässiger Öffentlichkeitsarbeit und
verfassungswidrigem parteiergreifendem Einwirken
von Staatsorganen in Wahlkämpfe, wie sie das Bun¬
desverfassungsgericht entwickelt hat.

Zweitens . Der Verfassungsgerichtshof stellt fest , daß
die Anzeigenserie des Ministeriums für Umwelt,
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Raumordnung und Landwirtschaftkeine "berichtende,
erläuternde oder wertende Information über staatliche
Aufgabenerfüllung oder über zukünftige Politikziele"
war.

Ich zitiere weiter:

Sie war vielmehr selbst primär Regierungstäüg-
keit , mit der normative Vorgaben auf dem Gebiet
der Abfallwirtschaft und des Umweltschutzes
durch die Exekutiveumgesetzt worden sind.

Es bleibt kein Raum , meine Damen und Herren, für
Deutungen oder Mißverständnisse, wenn der Ver¬
fassungsgerichtshöf sagt , daß die Anzeigenserie - ich
zitiere - "der Erfüllung der allen Trägern staatlicher
Gewalt im Lande durch Artikel 29 a Landesverfas¬
sung verfassungsrechtlich aufgegebenen und in § 1
des Landesabfallgesetzes für den Bereich der Abfall¬
wirtschaft konkretisiertenSchutzpflichtdiente.

"

Drittens. Als weitere Kemaussage stellt das Urteil
fest , daß der Landesregierung eine derartige "mediale
Regierungstätigkeit " - wie das Urteil das nennt - bis
zum Ablauf der Amtszeit erlaubt ist.

Ich zitiere erneut:

Eine Verkürzung der Möglichkeit, politische
Sachziele bis zum Ende der Amtszeit zu verfol¬
gen, wäre mit der fortdauernden Regierungsver-
antwortung nicht vereinbar.

Und später:

Die Pflicht der Regierung , in Wahlkampfzeiten die
Chancengleichheit der miteinander konkurrieren¬
den politischen Parteien zu wahren , zwingt sie
nicht , von legitimen Regierungsmaßnahmen nur
deshalb Abstand zu nehmen , weil diese Maßnah¬
men Sympathie oder Zustimmung auslösen könn¬
ten.

Viertens . Schließlich gelangt das Gericht zu dem
Ergebnis , daß die Anzeigenserie auch nicht etwa
deshalb zu beanstanden war, weil sie die Zulässig¬
kettsgrenze überschritten hätte, die im zeitnahen
Vorfeld von Parlamentswahlen auch für die " mediale
Regierungstätigkeit ' zu beachten ist.

Mit diesem Urteil hat der Verfassungsgerichtshofdie
Rechtsauffassung der Landesregierung zur Zulässig¬
keit der Anzeigenserie in aller Klarheit und ohne
jeden Abstrich bestätigt. Ich stelle für die Landes¬
regierung fest:

Erstens . Die gefestigte Rechtsprechung der Verfas¬
sungsgerichtevon Bund und Ländern zu den allgemei¬
nen Grundsätzen der Öffentlichkeitsarbeitin Vorwahl¬
zeiten ist erneut bestätigt worden. Die Rechtslage ist
klar. Die Rechtsprechung der Verfassungsgerichte ist
seit langem Grundlage der von der Landesregierung
betriebenen Öffentlichkeitsarbeit. Es gibt deshalb
keinen Bedarf für eine gesetzliche Regelung auf Lan¬
desebene.

Zweitens . Mit der Müllvermeidungskampagnehat der
Minister für Umwelt, Raumordnung und Landwirt¬
schaft nicht gegen das Verbot der Wahlwerbung in
Wahlkampfzeiten verstoßen.

Drittens . Mit der Müllvermeidungskampagne hat der
Minister für Umwelt, Raumordnung und Landwirt¬
schaft in Erfüllung seiner verfassungsrechtlichen
Pflichten gehandelt.

(Beifall bei der SPD)

Viertens . Die für die Müllvermeidungskampagne
eingesetzten Mittel sind in Erfüllung der der Landes¬
regierung obliegenden Aufgaben eingesetzt worden.
Die Forderung nach "Rückerstattung " entbehrt nicht
nur rechtlich jeglicher Grundlage.

Der schlimme Vorwurf der "Veruntreuung von Steu¬
ermitteln " hat sich als sachlich unhaltbar erwiesen.

(Beifall bei der SPD)

Ich erwarte nach den klaren Aussagen des Verfas¬
sungsgerichts von der Opposition , daß sie den Vor¬
wurf der strafrechtlichen Untreue zuiücknimmt.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU)

Das gebietet der Respekt vor dem Spruch des höch¬
sten Gerichts unseres Landes. Darauf hat aber auch
der Umweltministereinen Anspruch , weil es hier um
seine persönliche Ehre geht.
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(Beifall bei der SPD)

Die Pressemeldung des Verfassungsgerichtshofs zu
seinem Urteil vom 28. Januar dieses Jahres ist mit .
dem Satz fiberschrieben:

Die Finanzierung einer Anzeigenserie zur Ver¬
meidung und Wiederverwertung von Abfall ver¬
stieß gegen die Landesverfassung.

Nach der Kemaussage im Urteil selbst - Seite 10 des
Umdrucks - hat der Finanzminister

das Budgetrecht des Landtags aus Artikel 81 LV
dadurch verletzt, daß er den Ausgaben für die
Werbekampagne des MURL zur AbfallVermeidung
zugestimmt hat , obwohl die Voraussetzungen des
Artikels 85 Abs. 1 Satz 2 LV nicht Vorgelegen
haben.

Der Verfassungsgerichtshof stützt dieses Urteil auf
zwei Argumente:

1 . Die Einrichtung und Beanspruchungeines globalen
Verstärkungstitels für sächliche Verwaltungsaus¬
gaben in den Einzelplänen ist verfassungsrechtlich
zumindest problematisch; die konkrete Inanspruch-
nähme hält der Verfassungsgerichtshof nicht für
verfassungsgemäß. Das Gericht sieht in diesem
Verstärkungstitel eine Gefährdung der Grundsätze
der sachlichen Spezialität und der Haushaltsklar¬
heit und -Wahrheit und hebt deren verfassungs¬
rechtliche Bedeutung hervor.

2. Zum anderen stellt das Gericht fest, daß die bewil¬
ligten Ausgaben eine überplanmäßige Haushalts¬
überschreitung darstellten, weil der im Einzelplan
des Umweltministers veranschlagte Ansatz für die
Öffentlichkeitsarbeit überschritten wurde. Die
Voraussetzungen für eine derartige Haushaltsüber¬
schreitung hätten nicht Vorgelegen.

Die Landesregierung respektiert auch diesen Spruch
des Verfassungsgerichtshofs. Sie hat schon im Ent¬
wurf des Nachtragshaushalts 1992 damit begonnen.
Konsequenzen aus dem Urteil zu ziehen.

Mit seiner Entscheidung über die Tragweite des
Grundsatzesder Haushaltsklarheitund -Wahrheit und

über die Grenzen einer flexiblen Bewirtschaftung des
Haushalts durch die Landesregierung hat der Ver-
fassuogsgerichtshofeine Praxis für unzulässig erklärt,
die seit vier Jahrzehnten von allen Landesregierungen
geübt worden ist.

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDU]: Falsch !)

Seit dem Jahre 1951 haben alle Landesregierungen -

unabhängig von ihrer politischen Zusammensetzung -
das Instrument der globalen Verstärkungstitel einge¬
setzt.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Falsch !)

In der Vergangenheit hat das niemand in diesem
Hohen Hause in Frage gestellt.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Auch
falsch !)

Deshalb ist der gegen den Finanzminister gerichtete
Vorwurf eines bewußten Verfassungsverstoßes sach¬
lich falsch , und er kann leicht zum politischen Eigen¬
tor werden.

(Beifall bei der SPD)

Oder will die Opposition behaupten, die Finanzmini¬
ster. Heinrich Weitz, Adolf Flecken, Willi Weyer,
Arthur Sträter,

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Peinlich,
peinlich!)

Joseph Pütz, Hans Wertz, Friedrich Halstenberg,
Diether Posser hätten alle wissentlich die Verfassung
verletzt? !

Der Finanzminister hat zur Finanzierung der Anzei¬

genserie keinen irgendwie gearteten Sonderweg be¬
schritten . In all den Jahren, in denen die Landesregie¬
rungen seit 1951 von dem Instrument des globalen
VerstärkungstitelsGebrauch gemacht haben , ist seine
verfassungsrechtliche Zulässigkeit nie in Zweifel

gezogen worden . Der Landtag hat ihn jeweils als
Bestandteil des Haushaltsgesetzes beschlossen . Der
Finanzminister durfte deshalb , wie seine Vorgänger,
von einer ausreichenden gesetzlichen Legitimation
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seines Handelns ausgehen.

(Abgordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Na , na,
na!)

Die Landesregierung hat die notwendigen Konsequen¬
zen aus der veränderten verfassungsrechtlichen Be¬
wertung dieses Titels gezogen : Schon im Nachtrags¬
haushalt 1992 , den die Landesregierung beschlossen
hat. ist der globale Verstärkungstitel aus dem Einzel¬
plan der Allgemeinen Finanzverwaltung herausgenom-
raen worden . Der Finanzminister wird künftig auf
diesen Verstärkungstopfnicht mehr zurückgreifen und
Mehrausgaben in den Einzelplänen als Haushaltsüber¬
schreitungen im Sinne des Artikels 85 der Landesver¬
fassung ansehen und sie auch so behandeln . Das
bedeutet im Ergebnis , daß der Budgetgeber im Rah¬
men seiner mitlaufenden Haushaltskontrolle zukünftig
zeitnah über notwendig werdende Haushaltsüber¬
schreitungen zu beschließen haben wird.

Meine Damen und Herren ! Die sachliche Richtigkeit
der Äufklärungskampagne des Umweltministers zur
Müllvermeidung steht für mich auch heute völlig
außer Frage.

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDU] : Wie bitte?)[ B)

Der Umweltminister hat sie deshalb im vergangenen
Jahr fortgeführt

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDU] : Unabweis¬
bar !)

und wird das Mittel des Appells an die Bürger auch
weiterhin nutzen.

(Beifall bei der SPD)

Das Konzept der Abfallvenneidung ist ein tragendes
Element der langfristigen und umsichtigen Umweltpo¬litik der Landesregierung.

(Abgeordneter Dr . Vesper [ GRÜNE] : Außer¬
planmäßig !)

Vor dem Hintergrund des heftigen Streits der ver¬
gangenen Monate ist mir aber auch eines wichtig: Die

politische Auseinandersetzung zwischen der Paria-
mentsmehrheit und der von ihr getragenen Regierung
auf der einen Seite und der Opposition auf der ande¬
ren Seite ist ein tragendes Element unserer Demokra¬
tie. Dazu gehören auch Kontroversen über die ver¬
fassungsrechtlichen Befugnisse von Parlament und
Regierung.

Es ist eine der Errungenschaften des Rechtsstaates,
daß verfassungsrechtliche Streit- und Zweifelsfragen
letztlich von einem unabhängigen Verfassungsgericht
entschieden werden. Sein Spruch soll Klarheit in der
Sache schaffen . Ihm kommt aber auch die Aufgabe
einer Befriedung zwischen den Streitparteien zu.
Urteile von Verfassungsgerichten taugen nicht als
politischeSchlagwaffe.

(Lachen bei der CDU - Abgeordneter
Dr . Vesper [ GRÜNE] : -Eben! )

Die Landesregierung achtet die Entscheidungen des
obersten Gerichtes unseres Landes. Sie erwartet das
gleiche von allen Fraktionen dieses Hauses.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie uns deshalb auf der Grundlage der neuge¬
wonnenen Klarheit gemeinsam - jeder an seinem Platz
- dafür arbeiten , daß unser Land weiter vorankommt.
Das sind wir den Menschen in Nordrhein-Westfalen
schuldig.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Linssen [ CDU] -
Weitere Zurufe von der CDU)

Sie erwarten von uns allen, daß wir uns den Heraus¬
forderungen stellen, vor denen unser Land in Wirk¬
lichkeit steht.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Meine Damen und Herren,
Sie haben die Regierungserklärung entgegengenom¬
men . Wir kommen zur Aussprache über die Regie¬
rungserklärung , verbunden mit der Beratung über
den Antrag der Fraktion der F . D . P . Drucksache
11/3198 und die Entschließungsanträge Drucksa¬
chen 11/3232 und 11/3260.
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Tätigkeit im Unternehjnensorgan ein konkreter
Interessenkonflikt zu erwarten ist.

Gleichzeitig behaupten Sie, dies sei schon immer so
praktiziert worden.

Ich frage Sie allen Ernstes : Hätte dann Herrn Clement
die Genehmigung der Aufsichtsratstätigkeit bei Rhein-
hraun nicht versagt werden müssen ? Gibt es einen
deulicheren Fall , in dem ein konkreter Interessenkon-
flikt zu erwarten ist , als diesen , bei dem das Unter¬
nehmen bei der Landesregierung in einer bedeutsamen
landespolitischen Frage die Genehmigung für ein
ökologisch und ökonomisch bedenkliches Abbauvor¬
haben beantragt? Wann , wenn nicht hier , soll denn
eine solche Vorschrift überhaupt greifen?

Vizepräsident Schmidt : Herr Kollege Vesper!

Abgeordneter Dr . Vesper (GRÜNE ) : Ich komme
zum Schluß.

Die vorgeschlagene Regelung soll doch nur zur Beru¬
higung der zweifelnden Öffentlichkeit dienen.

(Lachen des Abgeordneten Hovest [SPD])

Sie würde in der Praxis überhaupt nichts bewirken,
wenn Sie sich nicht eindeutig von der Mitgliedschaft
des Herrn Clement im Aufsichtsrat von Rheinbraun
distanzierten. Nur dann hat es überhaupt Zweck , über
eine solche Formulierung weiter nachzudenken.

.Anstatt hier schwammige und interpretierbare wachs¬
weiche Formulierungen vorzulegen , die den Streit
nicht schlichten, sondern ihn nur verlagern , sollten
Sie doch lieber einen Schnitt machen und sagen,
genau wie die Bundesregierung das tun muß - jetzt
habe ich leider das Grundgesetz nicht hier oben wie
es im Grundgesetz heißt: daß die Mitglieder der
Bundesregierung Aufsichtsratsmandate in Privatunter-
nehmen nicht wahmehmen dürfen . - Basta! Schließen
Sie sich dieser Regelung an ! - Ich danke Ihnen.

( Beifall bei den GRÜNEN und der CDU)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank , Herr Kollege
Vesper . - Ich erteile das Wort Herrn Ministerpräsi¬
denten Dr . Rau.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Lassen Sie mich bei dem letzten
Gedanken des letzten Sprechers beginnen!

Es gibt eine unterschiedliche Staatspraxis und Staats¬
tradition im Bund und in den verschiedenen Bundes¬
ländern , was die Wahrnehmung von Aufsichtsrats¬
inandaten angeht.

Im Bund ist geregelt , daß Bundesminister nicht den
Aufsichtsräten privater Unternehmen angehören kön¬
nen ; diese Aufgaben werden dort von den Staatssekre¬
tären wahrgenommen.

(Aha ! bei der SPD)

In anderen Ländern gibt es eine sehr viel intensivere
Wahrnehmung von Aufsichtsratsmandaten durch
Mitglieder von Landes - und Staatsregierungen als bei
uns , zum Beispiel in Bayern . Wir können uns das
ansehen.

(Zuruf der Abgeordneten Hieronymi [ CDU ])

- Aber nun hören Sie meine Gedanken auch eben an!

(Erneut Zuruf der Abgeordneten Hieronymi
[CDU])

Wir haben eine Tradition , die offenbar nicht nur jetzt
abbrechen soll , sondern die in einer Weise dargestellt
wird , die der Sache nicht gerecht wird . Lassen Sie
mich das an einem Beispiel aufzeigen!

Herr Kollege Hegemann , Sie haben das vorhin hier
lustvoll vorgetragen . Sie haben Aufsichtsratsmandate
unterschiedlichster Art genannt . Sie haben dabei die
Mitbestimmungsmandate mit denen gemischt , die
kraft Gesetzes wahrgenommen werden - aufgrund von
Gesetzen , die der Landtag einstimmig verabschiedet
hat.

(Abgeordneter Hegemann [ CDU] : Als solche,
gekennzeichnet !)
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- Nein , das haben Sie nicht getan . Sie haben es bei
keinem der WestLB -Mandate getan . Sie haben es
nicht bei den ZDF -abhängigen Mandaten des Herrn
Kollegen Heinemann getan . Sie haben nicht gesagt,
wieso der Justizminister im Beirat - nicht im Auf¬
sichtsrat - einer Versicherung ist : Das stammt aus der
Zeit , in der er als Oberstadtdirektor in Wuppertal mit
diesem Unternehmen besonders verbunden war . Ich
bin da auch einmal im Beirat gewesen ; ich bin in¬
zwischen ausgeschieden.

Diese Vermischung - das gestehe ich - löst in mir
Unbehagen aus , nicht deshalb , Herr Kollege Vesper,
weil ich bloßliegende Nerven hätte oder in desolatem
Zustand wäre

(Abgeordenter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Nicht Sie
persönlich !)

- nein , weder ich persönlich noch meine Fraktion
sondern weil mich aufregt , wie Sie mit zweierlei Maß
messen . Das regt mich auf . Sie greifen einen Regie¬
rungssprecher an , weil er eine Regierung verteidigt,
deren Mitglieder Sie vorher als rassistisch bezeichnet
haben . Wo kommen wir denn da hin?

(Hört , hört ! und Beifall bei der SPD)
B)

Hier wird davon geredet , daß in Nordrhein -Westfalen
kein Rechtsstaat mehr existiere , und wir sollen das
durch Parteisprecher zurückweisen lassen . Nein,
meine Damen und Herren , wir müssen die Dinge so
aussprechen , wie sie sind . Sie tun das auf Ihre Weise,
wir tun es auf unsere Weise.

Was die Mandate angeht , gibt es keines , zu dem der
Landtag nicht seine Genehmigung erteilt hätte.

(Abgeordneter Dr . Linssen [ CDUJJ : Ja , natür¬
lich - bei dieser Mehrheit !)

Da sprechen Sie auf einmal von "platter Mehrheit " ,
wie Herr Vesper es tut.

( Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : " Bei dieser
Mehrheit ’ habe ich gesagt ")

- Herr Vesper hat von der "platten Mehrheit ’ gespro¬
chen . Herr Kollege Vesper , Sie müssen sich einmal

daran gewöhnen : Es gibt in der Demokratie sowohl
Minderfaeitenrechte wie auch die Verpflichtung der
Mehrheit , ihre Politik zu realisieren . Beides gibt es.

(Beifall bei der SPD)

Ich lasse mit mir darüber reden , ob man für die
zukünftige Zeit , beginnend mit der nächsten Wahl¬
periode , zu anderen Regelungen kommt . Aber ich
möchte Sie , bevor wir darüber reden , daran erinnern,
daß dieser Landtag die Beschlüsse , die zu solchen
Mandaten führen , zum Teil einstimmig gefaßt hat.
Für die GRÜNEN gilt das nicht ; sie sind Spätberufe-
ne , was den Zeitpunkt des Eintretens ins Parlament
angeht.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Die
Spätberufenen sind manchmal die besten !)

- Das ist manchmal so . Nur : Es gibt nicht nur Spätbe-
rufene , es gibt auch Kurzlebige!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Sehen Sie , ich würde gerne die älteren Kollegen
- auch wenn sie jünger aussehen - daran erinnern : Als
die Ruhrkohie gegründet wurde , war es völlig selbst¬
verständlich , di zwischen der IG Bergbau und allen
Fraktionen Gespräche geführt wurden und daß sowohl
Kabinettskollegen als auch alle Fraktionsvorsitzenden
sich bereit erklärten , bei der Ruhrkohle und deren
Töchtern Aufsichtsratsmandate wahrzunehmen . Da hat
man nicht unterschieden , ob es Gewerkschafter waren
oder nicht . Da war selbstverständlich der SPD -Frak-
tionsvorsitzende - das war ich damals - bei der Berg¬
bau AG Niederrhein , der Kollege Lenz bei der Berg¬
bau AG Westfalen , und der Kollege Dr . Lange , den
man nun nie sozialistischer Umtriebe geziehen hat,
wurde selbstverständlich als F . D . P .-Fraktionsvor¬
sitzender auch in einen solchen Aufsicbtsrat gebeten,
und zwar als Arbeitnehmervertreter.

Selbstverständlich hat der Landtag einstimmig geneh¬
migt , daß der Chef der Staatskanzlei in den Aufsichts¬
rat von Rheinbraun ging . Nur hieß der Chef der
Staatskanzlei damals noch Leister und war Staats¬
sekretär . Da hat keine Fraktion Bedenken gehabt
- wie auch keine Fraktion Bedenken hatte , daß ein
Mitglied dieses Hohen Hauses unmittelbar vom Mini-
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stersitz in den Vorstand von Rheinbraun gegangen ist.
Das war der Arbeits- und Sozialminister Konrad
Grundmann.

( Zurufe von der CDU)

Sehen Sie , meine Damen und Herren , deshalb sage
ich : Ich lasse gerne mit mir darüber reden , ob die
Befangenheitsregelungen im Kommunalrecht oder im
Landesrecht zureichend sind oder nicht . Ich lasse
gerne mit mir darüber reden , wie man den bösen
Schein meidet und wie man zu Regelungen kommt,
die den bösen Schein in der Tat ausschließen.

Nur , die Mehrbeit in diesem Hause glauben zu ma¬
chen , Sie sagten das alles aus tiefster Sorge um die
Parteiverdrossenheit und die Staatsverdrossenheit in
diesem Lande - das ist eine Kraftanstrengung , die Sie
nicht versuchen sollten , nachdem Sie selber immer als
Beleg für die Richtigkeit Ihrer Thesen einen Unter¬
suchungsausschuß nennen , der noch gar nicht kon¬
stituiert ist und seine Ergebnisse selbstverständlich
noch nicht vorlegen kann , dessen Einsetzung Sie aber
offenbar schon als Rechtfertigung Ihrer politischen
Einsichten oder Irrmeinungen betrachten.

( Beifall bei der SPD)

Wir haben im Parlament die Tradition gehabt , Haft der
Hauptausschuß solchen Mandaten für Mitglieder der
Landesregierang ohne Gegenstimme zustimmte , wenn
dem ein Wunsch der Arbeitnehmerseite im Mitbestim-
tnungsorgan zugrunde lag . Ich habe dies mit Wilhelm
Lenz und Heinnch Koppler besprochen ; meine Nach¬
folger und meine Vorgänger haben es miteinander
besprochen, und es hat nie Probleme gegeben.

Es hat übrigens auch nie Probleme mit der F . D . P . in
diesem Punkt gegeben . Und natürlich gab es F .D .P . -
Mitglieder im Kabinett , die Aufsichtsratsmandate mi t
Genehmigung des Kabinetts und mit Genehmigung
des Hauptausschusses wahrgenommen haben . Dabei
hat es nie Probleme gegeben . Wir haben auch keine
3edenken gehabt , wenn ein Regierungspräsident in
einem Industrieunternehmen als Aufsichtsratsmitglied
tätig war, wenn uns das nach Prüfung der Unterlagen
unproblematisch zu sein schien.

Also rate ich : Tun Sie bitte nicht so , als seien Sie im
Intercity der Gerechtigkeit , und wir seien auf dem
Holzweg der Unbußfertigkeit!

( Abgeordneter Hegemann [CDU] : Im Trieb¬
wagen sitzen Sie !)

Davon ist keine Rede . Wir befinden uns hier in einer
in vier Jahrzenten bewährten Staatspraxis . Wo es
Mißbräuche geben sollte , werden wir sie aufdecken
und Änderungen vornehmen . Nur , dies zu diskutieren
und zu entscheiden in einer Zeit , in der die gesamte
politische Kraft der vereinigten Opposition offenbar
darauf gerichtet ist , daß in der Landespolitik das
Zwielicht die einzige und eigentliche Stimmung ist,
ria -7ii werden Sie uns nicht bringen . - Herzlichen
Dank.

(Beifell bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank , Herr Minister¬
präsident . - Das Wort hat Herr Dr . Linssen.

(Zuruf von der SPD : Vergessen Sie den Bie¬
denkopf nicht !)

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU ) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Herr Mini¬
sterpräsident , Sie haben im Verlaufe Ihrer Rede auch
deo Kollege Grandmann hier erwähnt . Ich darf Ihnen
nur in dieser Beziehung sagen , daß wir uns selbstver¬
ständlich überhaupt keine Sorgen darum machen,
wenn Sie nach Ihrer MP -Zeit zu Rheinbraun gehen.
Das wird nicht unsere Sorge sein.

(Beifall bei der CDU - Ministerpräsident Dr.
Rau : Das habe ich nicht vor !)

Vielleicht sollten Sie sich die Sache aber doch nicht
so leicht machen und der Opposition unterstellen , daß
sie das nicht aus Sorge täte . Wir machen das nicht
nur , um Klamauk zu machen,

(Abgeordneter Frechen [SPD ] : Aha : "Nicht
nur " ! - Weitere Zurufe von der SPD)
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Es steht nichts im Wese , im Ausschuß beispielsweise
die Kommunen anzuhören , in einem Ausschußver-
fahren sozusagen , um von ihnen Ratschläge zu be¬
kommen, wie wir in Zukunft die Beratung der Hilfe¬
suchenden in den Sozialdienststellen verbessern kön¬
nen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich habe zur Zeit weiter
keine Wortmeldung . Herr Minister , möchten Sie noch
einmal sprechen ? - Nicht . Ich stelle fest , weitere
Wortmeldungen sind nicht mehr vorhanden . Ich kann
damit die Aktuelle Stunde schließen.

(Zuruf von der CDU : Aktuelle Stunde dauert
eine Stunde !)

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

Landesentwicklungsbericht Nordrhein -Westfalen
Perspektiven und Initiativen am Beginn der 90er
Jahre

Bericht der Landesregierung
gemäß § 39 des Landesplanungsgesetzes

Unterrichtung
durch die Landesregierung
- zur Beratung -
Drucksache 11/3390

erste Lesung

Ich eröffne die Beratung und erteile das Wort Herrn
Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident! Meine
Damen und Herren ! Vor drei Wochen habe ich dem
Landtag den neuen Landesentwicklungsbericht der
Landesregierung vorgelegt . Im Vorfeld der Debatte
bekam ich einen ungewöhnlichen Brief der Kollegen
Dr. Lmssen und Dr . Rohde . Sie haben den Landes-
enrwickjungsbencht im Vorgriff auf die Diskussionen
in den Ausschüssen des Landtags in Bausch und

Bogen verworfen . Die Landesregierung stellt im
Landesentwicklungsbericht - auf der Grundlage der
Regierungserklärung vom 15 . August 1990 - dar , wie
sie die zu erwartende Entwicklung unseres Landes
gieht und welche Schwerpunkte sie bei der Gestaltung
der Zukunft setzt.

Es ist das gute Recht der Opposition , die von der
Landesregierung formulierten Perspektiven und ihre
Initiativen zu kritisieren . Ich wünschte mir allerdings,
das geschähe in sachlicher Weise.

Ich gehe davon aus , daß beide - Opposition und Re¬
gierung - von der Richtigkeit ihrer Vorstellungen
überzeugt sind . In der Demokratie entscheiden die
Wählerinnen und Wähler darüber , wer seine Vor¬
stellungen verwirklichen kann.

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [CDU ])

Herr Dr . Rohde bat in der Entgegnung auf meine
Regierungserklärung , die ich eben zitiert habe , zu
neuen Formen der Zusammenarbeit zwischen den
nordrhein -westfälischen Parteien aufgerufen und dann
gesagt:

Ohne die Unterschiede zu leugnen und ohne zu
leugnen , daß wir wegen unserer hervorragenden ( O)
Tätigkeit in die Opposition und Sie wegen Ihrer •
hervorragenden Tätigkeit in der letzten Legisla¬
turperiode in die Regierung gewählt worden
sind.

An dieser Stelle gibt das Protokoll ' Beifall bei der
SPD “ wieder.

(Abgeordneter Dr . Rohde [F .D.P. ] : Und bei
uns !)

Damals war sie da . Ich habe dem nichts hinzuzufü¬
gen.

(Heiterkeit)

Auch am Ende dieser Legislaturperiode werden die
Wählerinnen und Wähler in unserem Land über die
Arbeit der Landesregierung befinden . Ich bin sicher:
Wir werden uns mit unserer Bilanz sehen lassen
können.
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(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Heute hört
Omen keiner zu ! - Beifall bei der SPD)

(C)

um 760 000 zugenommen - der Großteil im Dienst¬

leistungsbereich.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Helmut Kohl
hat viel geholfen !)

ln den nächsten Monaten besteht ausreichend Gele¬

genheit zur allgemeinen politischen Diskussion und zu
Fachdebatten . Ich will deshalb einige Bemerkungen
zum Stand der wirtschaftlichen und der ökologischen
Erneuerung unseres Landes machen.

Unsere wichtigste Aufgabe bleibt , den Strukturwandel
mit aller Kraft fortzusetzen . Wir haben diesen Struk¬
turwandel bisher erfolgreich gestaltet , erfolgreicher
als in anderen alten Industrieregionen , erfolgreicher
als von den allermeisten vorhergesagt.

(Beifall bei der SPD)

Einer der wichtigsten Erfolgsfaktoren ist die enge und
vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen allen , die

. politische , wirtschaftliche und soziale Verantwortung
in unserem Land tragen . Die Gesprächsfähigkeit und
die Gesprächsbereitschaft zwischen Unternehmern,
Arbeitnehmern und Landesregierung hat immer wie¬
der die Lösung ganz schwieriger Probleme in ganz
schwierigen Situationen möglich gemacht . Wir setzen
auf Zusammenarbeit , auch in der Umwelt - und in der

Strukturpolitik , leb denke an Rheinhausen , an
( B ) Hoesch/Krupp , an den Tarifabschluß in der Stahlindu¬

strie , um nur einige Beispiele zu nennen.

Die Landesregierung wird sich von diesem Kurs nicht

abbringen lassen , auch nicht durch schrille Töne. Die

Opposition muß wissen , was sie tut . Wir setzen wei¬

ter auf Zusammenarbeit mit all denen , die unser Land

voranbringen.

(Beifall bei der SPD)

Heute ist Nordrhein -Westfalen ein technisch führendes
und auch wieder ein finanzstarkes Land . Wir haben

trotz anhaltender struktureller Probleme wirtschaftlich
Anschluß gefunden . 1991 hatte Nordrhein -Westfalen

eine Wachstumsrate von 3,2 % ; im Bund waren es

3,4 % . Damit liegt Nordrhein -Westfalen im Mittelfeld
aller Länder , zuin Beispiel vor Hessen und vor Ba¬

den -Württemberg.

Seit dem Tiefstand der Beschäftigung im Jahre 1984

hat die Zahl der Beschäftigten in Nordrhein -Westfalen

Vor allem Frauen haben davon profitiert : 250 000

neue Frauenarbeitsplätze binnen drei Jahren.

1991 batten wir die niedrigste Arbeitslosigkeit seit

über zehn Jahren.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Dank Kohl !)

Der Rückgang gegenüber 1988 beträgt 25 % . Das ist

um so bemerkenswerter , als von der deutschen Ein¬

heit vor allem diejenigen alten Bundesländer profitiert
haben - beim Wirtschaftswachstum und bei den Steu¬

ereinnahmen -, die an der ehemaligen deutsch -deut¬

schen Grenze liegen . Dieser Effekt der deutschen

Einheit spiegelt sich auch in der regional unterschied¬

lichen Beurteilung der wirtschaftlichen Lage wider.

Nach einer Umfrage des Deutschen Industrie - und

Handelstages vom Anfang dieses Jahres ergibt sich

folgendes Bild: Die Unternehmen in den nördlichen

Ländern Hamburg , Bremen . Berlin beurteilen die

wirtschaftliche Lage günstiger als die Unternehmen in (B)

der Mitte , in Nordrhein -Westfalen , in Hessen und in

Rheinland -Pfalz. Am schlechtesten ist aus Sicht der

Unternehmen die Lage im Süden , in Baden-Württem¬

berg und im Saarland.

Nordrhein -Westfalen ist das exportstärkste Bundes¬

land.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Aber nur.
weil es das größte ist !)

Der Exportanteil liegt bei 24 % . Davon gehen 59,3 %

in die EG . Wir haben große Exportzuwächse : nach

Portugal plus 20,8 % , nach Spanien plus 4,4 % , nach

Holland plus 4,2 % .
»

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [CDU ])

- Herr Schauerte , wenn Sie nach jedem Satz einen

Zwischenruf von dieser intellektuellen Qualität roa-
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eben , verbessern Sie natürlich das Klima im Landtag
ganz erbeblich.

(Beifall bei der SPD)

Besonders bemerkenswert ist der starke Zuwachs der
Exporte aus Nordrhein -Westfalen in die asiatischen
Schwellenländen plus 15,7 % nach Hongkong , Singa¬
pur , Südkorea und Taiwan . Das sind die Zukunfts-
märkte . Wir sind dort im Geschäft . Das sichert eine
gute wirtschaftliche Zukunft bei uns und ist die Basis
unserer Zuversicht.

Von 1981 bis 1991 sind in Nordrhein -Westfalen
76 000 zusätzliche Unternehmen entstanden . Die
Industrieumsätze haben 1991 zum ersten Mal die
Marke von einer halben Billion mit 518 Milliar¬
den DM überschritten.

Der Umsatz im Handwerk ist im letzten Jahr um
11,6 * gestiegen , die Zahl der Beschäftigten um
2,2 * .

Meine Damen und Herren ! Der Strukturwandel geht
weiter , und die Landesregierung will gemeinsam mit
den Verantwortlichen in allen Teilen unseres Landes
dafür sorgen , daß der Strukturwandel in Nordrhein-
Westfalen auch in Zukunft eine ' Erfolgsstory ’ bleibt.

Strukturwandel, Innovation , neue Verfahren und neue
Produkte - das sind Aufgaben der Unternehmen . Aber
nicht nur die Situation in den neuen Ländern zeigt:
Ohne handlungsfähigen Staat , ohne leistungsfähige
Infrastruktur und ohne Schwerpunkte bei der öffentli¬
chen Förderung geht es nicht.

Die Landesregierung konzentriert ihre Strukturpolitik
auf drei Schlüsselbereiche:
- die Qualifizierung von Menschen,
- die Entwicklung und Anwendung neuer Technolo¬

gien und
- die Mobilisierung von Flächen.

Von weiteren Erfolgen auf diesen drei Feldern hängt
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Unterneh¬
men in Nordxhein-Westfalen entscheidend ab . Dieser
Konzentration in der Sache entspricht eine veränderte
Förderpolitik. Wir konzentrieren die Förderung auf

kleine und mittlere Unternehmen und auf die wirt¬
schaftsnahe Infrastruktur.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Thyssen in
Oberfaausen!)

1985 gingen noch 59 % der gesamten Fördermittel an
Großunternehmen , heute nur noch etwas mehr als
10 96 . Über die Hälfte der Mittel - 57,6 % - fließen
heute in den Ausbau der Infrastruktur ; 1985 waren es
nur 8,5 96.

Über 85 * der vom Wiitschaftsministerium vergebe¬
nen Mittel für Forschung und Entwicklung sind 1990
an innovative kleine und mittlere Unternehmen geflos¬
sen.

Noch in den nächsten Monaten , im Frühjahr also,
wird die Landesregierung den Bericht der Intermini¬
steriellen Arbeitsgruppe ' Mobilisierung gewerblicher
Bauflächen ’ vorlegen . Er wird die derzeitigen Mög¬
lichkeiten zur Mobilisierung von Baufiächen darstel¬
len , und er wird detaillierte Verbesserungsvorschläge
für den Bereich der Landesverwaltung und für den
kommunalen Bereich machen.

Es bleibt eine der großen Herausforderungen , dafür
zu sorgen , daß der ökonomische Strukturwandel Hand ( B)
in Hand geht mit der ökologischen Erneuerung . Wir
haben in den vergangenen Jahren gezeigt : Erfolgrei¬
ches Wirtschaften und geringere Umweltbelastung
können zusammen gelingen.

Wichtige Erfahrungen und Impulse erwartet die Lan¬
desregierung von der ' Internationalen Bauausstellung
Emscher -Park "

. Diese Zukunftswerkstatt für die
Erneuerung traditioneller Industrieregionen ist welt¬
weit ohne Beispiel , und schon heute spricht vieles
dafür , daß sie in mancher Hinsicht beispielgebend
sein wird . Für die 77 bisher beschlossenen Projekte
im Rahmen der Internationalen Bauausstellung standen
bis Ende 1991 schon rund 754 Millionen DM bereit.
Immer mehr Projekte gehen jetzt von der Planungs¬
phase in die Bauphase über.

Das Ziel der Internationalen Bauausstellung ist die
Erneuerung der Emscher -Lippe -Region im umfassen¬
den Sinne . Diesem integrierten Ansatz entspricht die
Vielzahl der Projekte : Zur Zeit werden 1,5 Millio-
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nen Quadratmeter Brach flächen für konkrete Projekte
aufbereitet . Wir wollen Stadtviertel lebenswerter
machen , Wohnungen modernisieren , Industriebauten
und Baudenkmäler neu nutzen , Freiraumschutz , öko¬
logisches Bauen , moderne Energietechnik heimisch
machen.

Die Internationale Bauausstellung trifft in der Region
auf breite Zustimmung aller , die politische , wirt¬
schaftliche und soziale Verantwortung tragen . Bundes¬
weit und international findet die IBA positive Reso¬
nanz weit über die Fachwelt hinaus.

Unser Ziel bleibt : Nordrhein -Westfalen soll bis 1995
zur grünsten Industrieregion Europas werden.

Das Ruhrgebiet ist die dichtestbesiedelte Industriere¬
gion der Welt . Hier sind in über hundert Jahren Indu¬
strialisierung , geprägt durch Montan - und Schwer¬
industrie , der Natur schwere Schäden zugefügt wor¬
den . Deshalb ist die Aufgabe , die wir uns gestellt
haben , die ökologische Erneuerung , besonders
schwierig . Darum hat unser Erfolg auch Bedeutung
über Nordrhein -Westfalen hinaus . Wenn wir zeigen,
daß es möglich ist zu wirtschaften , ohne Natur und
Umwelt zu zerstören , dann ist das ein Zeichen der
Hoffnung für die Zukunft der Industriegesellschaft
insgesamt.

(Beifall bei der SPD)

Weil wir auch in Zukunft Industrieproduktion und
Gewerbe brauchen , darum müssen und werden wir
zeigen : Der Weg der Industriegesellschaft führt nicht
zur ökologischen Katastrophe.

Umweltpolitik braucht langen Atem , und zur Entwar¬
nung besteht wahrlich kein Anlaß . Die Diskussionen
vor dem Umweltgipfel der Vereinten Nationen in Rio
de Janeiro , vor allem die Haltung der Vereinigten
Staaten von Amerika , zeigen : Wir sind noch immer
»st am Anfang eines langen Weges . Aber gerade
eshalb sind praktische Erfolge besonders wichtig.

Nordrhein -Westfalen hat weltweit einzigartige Erfolge
bei den Anstrengungen , die Schadstoffbelastung der
Luft zu senken , die Luft sauberer zu machen . Ich
nenne ein paar Zahlen:

Schwefeldioxid aus Kraftwerken 1983:
870 000 t , heute : 95 0001 , fast 90 % weniger.

Stickoxid aus Kraftwerken 1983: 361 0001,
heute : 129 000 t , fast zwei Drittel weniger.

Seit 1984 sind 102 Kraftwerke mit II Milliar¬
den DM Aufwand umgerüstet worden.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Großfeue-

nmgsanlagen -Verordnung !)

Bis 1994 werden über I 300 Industrieanlagen mit
Investitionen von 6 Milliarden DM die Luftbela¬

stung deutlich verringern.

Das sind Erfolge , die noch vor wenigen Jahren als
Wunschdenken bezeichnet worden sind . Heute wissen
wir aber : Diese Erfolge reichen nicht aus . Der Schutz
der Erdatmosphäre zwingt uns , die CCX-Emissionen
drastisch zu verringern.

Als bisher einziges Land hat Nordrhein -Westfalen
einen ' Klimaberichf vorgelegt , der zur Zeit in den
Ausschüssen diskutiert wird.

Meine Damen und Herren ! Wie in der Stnikturpolitik,
so setzen wir auch in der Energiepolitik Schwerpunk¬
te . Wir konzentrieren uns darauf , moderne Energie¬
technik von der Forschung und Entwicklung in die

praktische Anwendung zu bringen und die Beratung
von privaten Haushalten , von Kommunen , von klei¬

nen und mittleren Unternehmen zu fördern.

Diesen Zielen dienen:

das REN -Programm,

die Energieagentur Nordrhein -Westfalen,

die vom Land geförderte Energieberatung der
Verbraucherzentrale,

das Wuppertal -Institut fir Klima, Umwelt und

Energie , dessen Präsident , Emst Ulrich von
Weizsäcker , vor kurzem in den Club of Rome
berufen worden ist,

die Arbeitsgemeinschaft Solar Nordrhein -West-
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falen, in der Hochschulen , Großforschungsein¬
richtungen und Private Zusammenarbeiten.

Wir haben damit in Nordrhein -Westfalen eine Infra¬
struktur geschaffen , die dazu beitragen wird , daß
Nordrhein -Westfalen auch unter veränderten Bedin¬
gungen das energiewirtschaftliche Zentrum der Bun¬
desrepublik Deutschland bleiben wird . Wir wollen,
daß Nordrhein -Westfalen das Zentrum für moderne,
umweltschonende Energietechnik wird.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren , ich habe schon von der
Bedeutung der wirtschaftsnaben Infrastruktur gespro¬
chen . Genauso wichtig ist der Ausbau der sozialen
Infrastruktur , die den Menschen unmittelbar zugute
kommt . Dabei wird immer stärker deutlich : Die
klassische Unterscheidung zwischen wirtschaftsnaher
Infrastruktur und sozialer Infrastruktur gilt heute nicht
mehr.

Die Wohnungsnot , die vor allem in den Ballungs¬
gebieten besteht , ist schlimm für die Betroffenen . Sie
ist aber auch ein Hemmschuh für die wirtschaftliche
Entwicklung . Wenn es keine bezahlbaren Wohnungen
in zumutbarer Entfernung gibt , können Unternehmen
freie Arbeitsplätze nicht besetzen.

Viele zusätzliche Plätze in Kindergärten und anderen
Kindertageseinrichtungen sind eine Voraussetzung
dafür , daß Frauen ihren Wunsch besser erfüllen kön¬
nen , Beruf und Familie zu vereinbaren . Zusätzliche
Platze in Kindertageseinrichtungen sind aber auch im
Interesse der vielen Unternehmen , die es sich nicht
länger leisten können , auf die qualifizierte Arbeit von
Frauen zu verzichten.

Die zig Milliarden , die wir in den vergangenen zwei
Jahrzehnten in den Ausbau des Bildungssystems in¬
vestiert haben , haben dafür gesorgt , daß Bildungs¬
chancen heute viel weniger als früher vom Beruf und
von der Stellung der Eltern abhängig sind . Die Viel¬
falt unseres Schulsystems und die dichteste Hoch¬
schullandschaft Europas sind aber auch wichtige
Voraussetzungen für erfolgreiches Wirtschaften in den
Unternehmen.

Diese Beispiele zeigen : Es ist ein Irrtum , soziale

Gerechtigkeit , gleiche Bildungschancea und gleiche
berufliche Möglichkeiten für alle in Gegensatz zu
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und wirtschaftli¬
chem Erfolg zu setzen . Im Gegenteil : Der Bau von
Sozialwohnungen und neue Kindergartenplätze sind
auch ein Stück Wirtschafts - und Stnikturpolitik.

(Beifall bei der SPD)

Andere öffentliche Angebote dienen ebenfalls unmit¬
telbar der Lebensqualität der Menschen und erhöhen
die Attraktivität einer Region . Das gilt für Museen,
Theater und Sporteinrichtungen genauso wie für die
Verkehrsinfrastruktur.

Nur umfassend attraktive Standorte sind auch attrakti¬
ve Wirtschaftsstandorte , in denen Menschen gerne
arbeiten , in die sie gerne kommen , in denen sie blei¬
ben.

Das hat kaum zu unterschätzende Bedeutung für den
Wettbewerb der europäischen Regionen ab 1993 . Wir
wollen , daß Nordrhein -Westfalen ein attraktives Land
bleibt , und wir tun etwas dafür : Qualifizierte Aus¬
bildung und die Bereitschaft zu lebenslangem Weiter-
lemen sind heute wichtiger denn je.

Meine Damen und Herren , für keinen Bereich der (D)
Landespolitik stehen im Haushalt so viele Mittel
bereit wie für Bildung . In den letzten Jahren haben
wir - trotz der bekamt schwierigen Haushaltstage -
den Etat für Wissenschaft und Forschung weit über¬
durchschnittlich erhöht.

Zum Schuljahr 1992/93 werden in unseren Schulen
mehr als 5 300 Lehrer eingestellt . Ca. 2 900 Lehrer
scheiden aus ; also : 2 400 Stellen mehr als jetzt.
Gleichzeitig werden wir mit der Umsetzung des Kien-
baum -Gutachtens 17 000 Stellen für den Unterricht
erwirtschaften und keine einzige Stelle streichen.
Dadurch verbessert sich die Unterrichtssituation an
unseren Schulen um mehr als 400 000 Stunden wö¬
chentlich . Das sind mehr als 16 Millionen Stunden
pro Schuljahr.

An der Bildung , an der Schule wird mit dieser Lan¬
desregierung nicht gespart.

(Lachen bei der CDU)
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Im Gegenteil : Mit 12,4 Milliarden DM im Jahr 1992
geben wir für Schule und Unterricht mehr als je
zuvor aus . 1971 waren es 3,2 Milliarden DM und
1980 waren es 7,34 Milliarden DM.

1966 kamen auf einen Lehrer 37,2 Schüler . 1970
waren es 35,1 , 1980 waren es 20,5 , 1990 waren es
16,2 Schüler.

Ich habe den Eindruck , daß diese nüchternen Fakten
nicht allen ausreichend bewußt sind , die sich gegen¬
wärtig zur Situation an den Schulen äußern.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben wohl auch noch nicht genügend für eine
umfassende Information aller Betroffenen und Inter¬
essierten getan . Ich beneide den Bundesarbeitsmini¬
ster , daß er soviel Mittel für Anzeigenaktionen zugun¬
sten der Rentenpolitik hat.

{Abgeordneter Uhlenberg [ CDU ] : Fragen Sie
Herrn Schleußer !)

Aber es stimmt auch : Die Ausgaben für Schule und
Unterricht können nicht außerhalb des Landeshaus¬
halts finanziert werden . Das Geld , das wir für den
Aufbau in den neuen Ländern zur Verfügung stellen
müssen und auch zur Verfügung stellen wollen , fehlt
uns hier . Uns fehlen auch die zwei Milliarden , die
wir aufgrund der Steuerpolitik der Bundesregierung
allein in den Jahren 1992 bis 1994 verlieren.

Die finanzpolitische Situation der öffentlichen Haus¬
halte ist alarmierend . Jetzt rächt sich , daß die Bundes¬
regierung aus wahlpolitischen Gründen weder eine
Eröffnungsbilanz nach der staatlichen Einheit noch
jetzt eine mittelfristige Finanzplanung vorgelegt hat.
Johannes Gross nennt die Finanzpolitik der Bundes¬

sgierung ' "grundunsolide * .

(Beifall bei der SPD)

Inzwischen ist klar : Der Transferbedarf der neuen
Länder wird in den nächsten zehn Jahren jeweils bei
mindestens 150 Milliarden DM jährlich liegen.

Die Bundesregierung muß endlich eine Bestandsauf¬
nahme vorlegen . Es führt kein Weg mehr daran vor¬

bei , daß die Bundesregierung einen Kassensturz
macht . Je länger die bitteren Tatsachen verschwiegen
oder vernebelt werden , um so schlimmer wird das
Erwachen.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Schultz
[SPD ] : Am Montag nach der Wahl in Stutt¬

gart !)

Wir brauchen eine umfassende Darstellung des Finan-
zierungsbedarfs und der Defizitentwicldung . Nur so
haben alle wirtschaftlichen Akteure klare und ein¬

deutige Perspektiven , und nur so kann eine glaubwür¬
dige Strategie zur Konsolidierung der Staatsfinanzen
entwickelt werden.

(Beifall bei der SPD)

Sobald die Bundesregierung die Zahlen auf den Tisch
gelegt hat , muß es zu Gesprächen kommen , an denen
die politischen Parteien , aber auch die Verantwortli¬
chen aus Wirtschaft und Gewerkschaften teilnehmen.
Ich halte es nicht für so wichtig , wie diese Veranstal¬

tung <fann heißt : "Runder Tisch " oder " Nationaler
Rat " oder wie auch immer . Entscheidend ist , daß die
Verantwortlichen sich an einen Tisch setzen.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen verantwortungsbewußtes Handeln aller.
Die Menschen erwarten von der Politik , gerade in
diesen schwierigen Zeiten , Berechenbarkeit und Ver¬
läßlichkeit.

Die wirtschafts - und finanzpolitischen Fehler und

Fehleinschätzungen am Beginn der deutschen Einheit
dürfen nicht dazu führen , daß sich im vereinigten
Deutschland eine depressive Stimmung verbreitet - im
Westen wie im Osten , wenn auch aus unterschiedli¬
chen Gründen.

(Beifall bei der SPD)

Die finanzielle Situation wird nach allem , was wir
heute wissen , in den kommenden Jahren nicht besser,
sondern eher schlechter . Es bleibt richtig , die Teilung
durch Teilen zu überwinden . Das heißt auch im We¬
sten kürzertreten . Aber - hier zitiere ich einmal den
baden -württembergischen Ministerpräsidenten Erwin
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Teufel -: Man kann den Aufschwung im Osten nicht
durch einen Abschwung im Westen erkaufen.

Auch hier im Westen gibt es drängende Aufgaben , die
wir nicht auf die lange Bank schieben dürfen : Wir
müssen unseren Wirtschaftsstandort stärken - im
eigenen Interesse und weil wir nur so in der Lage
sind , anderen zu helfen . Es geht darum,

- neue Arbeitsplätze und bezahlbare Wohnungen zu
schaffen,

- die Umweltbelastung zu vermindern,
- Frauen und Minner gesellschaftlich tatsächlich

gleichzustellen,
- soziale Gerechtigkeit besser zu verwirklichen.

Die Länderhaushalte im Westen sind an der Grenze
der finanziellen Belastbarkeit angekommen.

(Abgeordneter Büssow [ SPD ] : So ist es!)

Jede Mark , die der Bund den Ländern jetzt zusätzlich
nehmen will , fehlt für wichtige Investitionen in die
Infrastruktur und fehlt für Dienstleistungen , die den
Bürgerinnen und Bürgern unmittelbar nutzen und
zugleich Voraussetzungen für erfolgreiches unter¬
nehmerisches Handeln sind.

( 8 )

Weil das so ist , müssen wir uns noch stärker als
bisher auf weniger Aufgaben konzentrieren : auf das
Wichtigste und das Notwendigste . Die Schwerpunkte
aus der Regierungserklärung 1990 haben sich als
richtig erwiesen:

mindestens 27 000 geförderte Wohnungen im Jahr,
in diesem Jahr werden es über 35 000 Wohnungen
sein;

mindestens 100 000 zusätzliche Kindergartenplätze
bis 1995, wir stellen jetzt sogar die Landesmittel
für 125 000 Plätze berei !;

- deutlich höhere Ausgaben für die Altenpolitik.

Das heißt: Die Landesregierung hält Wort . Wir tun
für die wichtigsten Aufgaben sogar mehr , als wir
angekündigt haben.

Meine Damen und Herren ! In den 80er Jahren ist aus

dem meßbaren ökonomischen Aufschwung in Nord-
rhein-Westfälen auch ein psychologischer Durchbruch
geworden . Es spricht sich immer mehr herum : Nord¬
rhein-Westfalen ist im Europäischen Binnenmarkt ein
Investitionsstandort erster Güte.

(Beifall bei der SPD)

Heute , am Beginn der 90er Jahre , zeigt sich : Es war
richtig , beim Aufbau der Infrastruktur wirtschaftliche,
ökologische , soziale , bildungspolitische und kulturelle
Aspekte eng miteinander zu verzahnen.

(Beifall bei der SPD)

Nordrhein -Westfalen macht sich jetzt fit für den
Europäischen Binnenmarkt - und ich begrüßte alle,
die dazu ihren Beitrag leisten.

Im Ruhrgebiet entsteht die grünste Industrieregion
Europas.

Wir sorgen dafür , daß beim Strukturwandel nicht die
Schwächsten auf der Strecke bleiben.

Wir haben viel erreicht und befinden uns weiter auf
einem guten Weg.

All das ist nicht allein die Leistung einer Landesregie¬
rung oder einer Partei . Es ist eine große Gemein¬
schaftsleistung , an der viele beteiligt sind.

Ich möchte allen danken , die dabei mittun , unser
Land nach vorne zu bringen : den vielen Engagierten
in Unternehmen und Verwaltungen , in den Gewerk¬
schaften und auf der Untemehmerbank , in den Kam¬
mern , aber auch in Forschungseinrichtungen , in
Hochschulen und Schulen.

Wir können auf das , was wir gemeinsam erreicht
haben , stolz sein.

Nordrhein -Westfalen hat gute Perspektiven für die
90er Jahre - und darüber hinaus.

Diese Perspektiven sind aus der Sicht der Landes¬
regierung im Landesentwicklungsbericht dargestellt.
Ich hoffe , daß er eine Grundlage dafür bietet , daß es
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in den Ausschüssen und später hier im Plenum inter¬
essante Diskussionen geben wird.

Ich wünsche mir diese Diskussionda , wo sie einmütig
sein kann , einmütig , und da , wo sie kontrovers sein
muß , kontrovers. In jedem Fall ist die Landesregie¬
rung gespannt auf die zusätzlichen Anregungen, die
sich aus der parlamentarischenDiskussion ergeben.

Ich danke Ihnen, daß Sie mir erlaubt haben, die Zeit
zu überziehen. Hoffentlich habe ich Ihre Geduld nicht
überzogen , sondern Ihnen eine Reihe von Argumenten
geliefert. - Herzlichen Dank.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank . Herr Minister¬
präsident Dr . Rau. - Das Präsidium hat natürlich auch
festgestellt , daß die Redezeit überzogen war. Wir
werden selbstverständlich für die anderen Fraktionen
einen entsprechendenBonus einbauen.

Ich darf Hann für die CDU -Fraktion Herrn Dr. Lins-
sen das Wort erteilen . Bitte sehr!

(Unruhe)
[ ß)

- Meine Damen und Herren, bitte , nehmen Sie Platz.
Wenn Sie Gespräche zu führen haben , tun Sie das
bitte außerhalb des Plenums ; wir wollen dem Redner
zuhören.

Bitte schön!

Abgeordneter Dr . Linssen** (CDU) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist
unbestritten, wir wissen es alle , die Journalisten
schreiben ' es tagtäglich: Die SPD -Regierung ist mitt¬
lerweile reformunfihig , sie befindet sich in einer
Strukturkrise.

(Beifall bei der CDU)

Der "Spiegel ” beschreibt dies so:

Nach 25 Jahren Regierung sind die Sozialdemo¬

kraten in Nordrhein-Westfalen abgeschlafft und
zerstritten.

Im Düsseldorfer Kabinett des Johannes Rau, meine
Damen und Herren , mehren sich Filz und Verschleiß¬
erscheinungen.

(Zuruf des Ministers Dr. Schnoor)

- Sie zitieren auch so gern , Herr Ministerpräsident;
lassen Sie mich doch auch einmal zitieren!

(Ministerpräsident Dr. Rau: Das kam nicht
von mir!)

- Entschuldigung ! Herr Innenminister, Sie waren es.

( Minister Dr. Schnoor: Ich bitte um Nach¬
sicht !)

Ergebnis dieser Strukturkrise: Unser Land steht nach
25 Jahren SPD -Herrschaft vor einem Berg gewaltiger
Probleme. Damit sollte sich eigentlich ein Landes¬
entwicklungsberichtbeschäftigen, darüber sollten wir
debattieren. Ich möchte nur einige Herausforderungen
einmal stichwortartig nennen:

eine grauenhafte Verschuldung des Landes - das sind
die Worte von Herrn Farthmann, nicht unsere -,

(Beifall bei der CDU)

die Überforderung unserer Bürger durch den massen¬
haften Mißbrauch des Asylrechts,

(Beifall bei der CDU)

das Scheitern der Schulpolitik,

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der SPD)

die Unsicherheit unserer Bürger vor Gewalt und
Verbrechen.

( Beifall bei der CDU)

der drohende Müllnotstand.

( Beifall bei der CDU)
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- auch als GRÜNE - der Landesregierungdankbar für
ihren Einsatz für bessere menschliche Verhältnisse in
Kurdistan. Die Landesregierung hat hier dankens¬
werterweise viel humanitäre Hilfe nach dem Golfkrieg
geleistet. Ich denke, das ist beispielhaft.

(Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Ich meine , daß wir aber auch in der Pflicht sind, in
der derzeitigen Situation - und wir werden ja heute
noch eine von allen Parteien mitgetragene Erklärung
zur Kenntnisbekommen - alles zu tun, um Zuspitzun¬
gen für die Angehörigen des kurdischen Volkes zu
vermeiden.

Wir GRÜNEN teilen nicht bestimmte Formen des
Widerstandes, die Menschenleben aufs Spiel setzen.
Wir meinen aber auch , man darf der türkischen Re¬
gierung derzeit keinen Anlaß geben, um weiter ein¬
zelne Menschen zu verfolgen.

Deswegen bitten wir die Landesregierung, wie die
Bundesländer Hamburg, Hessen , Rheinland -Pfalz,
Schleswig -Holstein und Berlin es bereits getan haben,
einem sechsmonatigen Abschiebestopp nach § 54
Ausländergesetz vorläufig zu erlassen. Wir meinen,
daß dieses sofort geschehen sollte. Wir denken , da so

* ' etwas zwar nicht viel, aber Geld kostet, ist der Haus¬
halt die richtige Stelle , um dieses zu beantragen.

Wir möchten Sie bitten, in diesen Akt der humanitä¬
ren Hilfe einzustimmen . Ich denke, es gibt keine
Gründe, anders zu verfahren , als es andere Bundes¬
länder bereits getan haben . - Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Schmidt : Danke schön, Herr Kollege
Appel . - Das Wort hat Herr Ministerpräsident Dr.
Rau.

Ministerpräsident Dr. Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren! Die Landesregierung hat am
vergangenen Dienstag nach Gesprächen mit den zu¬
ständigen Ministem einen Abschiebestoppverfügt; er
ist noch nicht umgesetzt . Seine Frist ist noch nicht
entschieden . Ich habe im Kabinett erklärt , daß ich den

Wunsch habe, daß wir nach vier Wochen über die
Situationerneut sprechen und dann die Frist entschei¬
den. Die meisten Linder haben sich für sechs Monate
entschieden . Wahrscheinlich ist das die richtige Lö¬
sung.

Ich hoffe , daß die internationale Diskussion, die in
den letzten zehn Tagen stattgefunden hat, dazu führt,
daß die Bedrängungen und Bedrückungen der kurdi¬
schen Minderheit in der Türkei endlich ein Ende
nehmen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich hoffe, daß nicht ständige Terroranschläge der
PKK immer wieder Vorwände für solche Unteidrük-
kung von Minderheiten liefern.

(Allgemeiner Beifall)

Ich habe in der vergangenen Woche darüber ein
Gespräch mit Barzani geführt, der hier gewesen ist.
Wir helfen da, wo wir können. Wir wollen uns nicht
überheben . Wir müssen auch wissen, daß es sich um
einen Personenkieis handelt, der nicht klein ist.

Uber die Kosten müssen wir dann miteinander spre¬
chen. Aber ich konnte dem Kabinett noch keine be- ( E
stimmte Frist vorschlagen, so daß ich auch noch keine
bestimmteZahl nennen kann.

Wir würden auf den Landtag zukommen, wenn sich
hier eine neue Situation ergäbe.

Kein Kurde wird gegenwärtig in die Türkei abgescho¬
ben!

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank, Herr Minister¬
präsident. - Für die SPD -Fraktion hatte sich Herr
Abgeordneter Trinius noch zu Wort gemeldet. Bitte
sehr!

Abgeordneter Trinius ’’ (SPD) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Dem Bei¬
fall des ganzen Hauses war zu entnehmen, daß das
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Meine Damen und Herren , wir haben den Zeitrahmen
für die Fragestunde bei weitem überschritten , so daß
ich keine Möglichkeit mehr habe , weitere Fragen
zuzulassen.

Wir haben noch die Fragen 330 und 331 , zunächst die
Mündliche Anfrage 330 des Herrn Abgeordneten
Kreutz . Wünschen Sie mündliche oder schriftliche
Beantwortung , Herr Kreutz?

(Abgeordneter Kreutz [GRÜNE ] : Schriftlich !)

- Schriftlich, ^ danke.

Dann haben wir noch die Mündliche Anfrage 331
des Herrn Abgeordneten Dr . Vollmann . Der Kollege
hat mich wissen lassen , daß sowohl auf Wunsch des
Kultusministers als auch in Abstimmung mit dem Fra¬
gesteller diese Frage für die nächste Plenarsitzung
zurückgestellt werden soll.

Damit sind wir am Ende der heutigen Fragestunde.

Meine Damen und Herren ! Ich rufe den Tagesord¬
nungspunkt 2 auf:

Regierungserklärung
( B)

Thema : Grundgesetz und Europa

Zur Regierungserklärung erteile ich Herrn Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Das Verhältnis zwischen Bund
und Ländern beherrschte in den letzten Wochen die
politische Diskussion wie schon lange nicht mehr.
Das hat gute Gründe ; denn der Föderalismus steht am
Scheidewege.

Zwei politische Entwicklungen spielen dabei eine
besondere Rolle und haben historische Bedeutung.
Was bis zum Fall der Mauer in Expertenzirkeln als

*) s . Anlage

"schleichende Auszehrung des Föderalismus ' analy¬
siert worden war , hat durch das Hinzukommen der
fünf neuen Länder an Dynamik und Brisanz gewon¬
nen.

Jeder weiß : Ein starker Föderalismus verlangt starke
Länder und nicht Länder , die in fast völliger Abhän¬
gigkeit vom Bund und von den finanzstärkeren Län¬
dern sind . Die finanzielle Abhängigkeit führt erfah¬
rungsgemäß sehr schnell auch zur Einengung des
politischen Handlungsspielraums.

Wieder einzupendeln , was teilweise in Jahrzehnten
aus dem Lot geraten ist , das allein ist schon eine
Aufgabe , die viel politische Kraft und den Mut zur
Reform und zur Weiterentwicklung des kooperativen
Föderalismus erfordert.

Die Aufgabe , vor der wir heute stehen , ist aber noch
viel größer . Es geht darum , die Rechte der Länder im
europäischen Einigungsprozeß zu wahren . Wir sind
für ein vereintes Europa . Aber wir wollen keinen
zentralistischen Moloch . Wir wollen ein föderales , ein
dezentrales Europa , in dem sich die einzelnen Mit¬
gliedstaaten und Regionen , die Städte und Gemeinden
entfalten und ihre Identität bewahren können . Ohne
den Föderalismus als tragendes Element unserer
staatlichen Ordnung wäre die Bundesrepublik
Deutschland in über vier Jahrzehnten in vielen Berei - ( D)
chen nicht so erfolgreich , wie sie es ist.

Föderalismus , das bedeutet Gewaltenteilung , die zur
politischen Stabilität beiträgt . Föderalismus , das be¬
deutet , die kulturelle Vielfalt zu bewahren und die
Kreativität zu fördern , die aus der Vielfalt wächst.
Föderalismus , das bedeutet Wettbewerb und wirt¬
schaftliche Konkurrenz zwischen den Regionen als
Stimulans für wirtschaftlichen und sozialen Fort¬
schritt . Föderalismus , das bedeutet BQrgernäbe von
Gesetzgebung und Verwaltung.

Was in einem Gemeinwesen mit 80 Millionen Ein¬
wohnern wie der Bundesrepublik Deutschland richtig
und sinnvoll ist , das ist in einer Europäischen Union
mit heute schon über 320 Millionen Einwohnern
einfach unverzichtbar.

Wegen der elementaren Bedeutung des Föderalismus
für die bundesstaatliche Ordnung und für unser Land
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hat sich die Landesregierung von Anfang an intensiv
in die Diskussionen über die Gestaltung der künftigen
Europäischen Union eingeschaltet. Sie hat sich dabei
von Anfang an auch der Unterstützung des Landtags
sicher sein können. Der Landtag hat am .8 . November
1990. also noch vor Beginn der Regierungskonferen¬
zen zur politischen und zur Wirtschafts- und Wäh¬
rungsunion, eine Resolution verabschiedet, in der er
die Politische Union unterstützt, aber auch deutlich
auf die Gefahren aufmerksam macht, die von einer
zentralistisch strukturierten Gemeinschaft ausgingen.
Er hat festgestellt - ich zitiere

Nur wenn die Länder und Regionen verfassungs¬
rechtlich gesichert ihre Aufgaben selbständig
wahmehmen können, wird Europa eine lebendige,
föderative und demokratischeStruktur erhalten.

Das war die Leitlinie für die Landesregierung in den
Verhandlungen zum Vertrag von Maastricht, in den
Verhandlungen der Länder mit der Bundesregierung,
in den Verhandlungen der Verfassungskommission
des Bundesrates und in den Verhandlungen der Ge¬
meinsamen Verfassungskommission von Bundestag
und Bundesrat.

Ich möchte Ihnen heute über den aktuellen Stand der
Beratungen berichten. Was dabei notwendige Ände¬
rungen unseres Grundgesetzes im Zusammenhang mit
der europäschen Einigung angeht, so hoffe ich , daß
an dem Kompromiß, den ich Ihnen heute vorstellen
kann , nicht mehr gerüttelt wird. Was die Stärkung der
Länder innerhalb unserer bundesstaatlichen Ordnung
angeht , so kann ich Ihnen heute lediglich einen Zwi¬
schenbericht geben, weil die Beratungen in der Ge¬
meinsamen Verfassungskommission bei weitem noch
nicht abgeschlossen sind.

Mit dem Vertrag von Maastricht soll wird der Prozeß
der Integration der Europäischen Gemeinschaft be¬
schleunigt und das Ziel einer Europäischen. Union
vorgezeichnet. Der Vertrag sieht die stufenweise
Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion
vor, in deren dritter Stufe die nationalen Währungen
durch eine europäische Währung ersetzt werden sol¬
len . Mit Beginn dieser Endstufe soll die Europäische
Zentralbank errichtet werden, die für die Stabilität der
einheitlichen europäischen Währung veranwortlich
sein soll.

Im Rahmen der Politischen Union werden bestehende
Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaft vertieft;
sie soll neue Zuständigkeitenbekommen.

Die Länder haben an den Regierungskonferenzen
teilgenommen . .Für den Bereich der Politischen Union
war Nordrbein-Westfalen neben Baden-Württemberg
unmittelbarbeteiligt.

Es ist uns in diesen Beratungen, Verbandlungen und
Konferenzen vor und in Maastricht gelungen , den
Grundsatz der Subsidiarität erstmals in einem europäi¬
schen Vertragswerk zu verankern . Das ist der bedeu¬
tendste Fortschritt, den wir erzielen konnten , auch
wenn wir uns eine noch klarer formulierte Vorgabe
für den Aufbau der künftigen Europäischen Union
gewünscht hätten . Aber Lissabon macht deutlich : Wir
sind auf dem Weg, daß aus der bloßen Floskel eine
Formel mit politischem Inhalt wird. Es ist uns gelun¬
gen, die Einrichtung eines Ausschusses der Regionen
auf europäischerEbene durchzusetzen , auch wenn wir
uns wünschen würden, dieser Ausschuß könnte sich
schon heute mit mehr als nur beratender Stimme in
den europäischen Angelegenheitenzu Wort melden.

Es ist uns schließlich in Maastricht gelungen durch¬
zusetzen , und zwar mit belgischer Unterstützung , daß
Minister der Länder künftig dann die Interessen ihrer
Staaten im Ministerrat vertreten können , wenn es dort
um wesentliche Interessen der Länder geht.

Nicht gelungen ist uns in Maastricht , und zwar man¬
gels Unterstützung der Bundesregierung , auch ein
eigenständiges Klagerecht der Länder gegen Kom-
petenzüberschreitungeound gegen die Verletzung des
Subsidiaritätsprinzipsdurch die Europäische Gemein¬
schaft vertraglich zu vereinbaren.

Ungeachtet dessen hat die Landesregierung von An¬
fang an deutlich gemacht, daß sie die Ergebnisse von
Maastricht nur dann mittragen kann , wenn die Über¬
tragung neuer Kompetenzen auf die Gemeinschaft im
föderalen Sinne durch den Ausbau der innerstaatlichen
Rechte der Länder in europäischen Angelegenheiten
ausgeglichen wird. Diese Fragen stehen seit Februar
diesen Jahres im Mittelpunkt unserer Verhandlungen
mit dem Bundeskanzler und der Bundesregierung und
vor allem im Zentrum der Arbeit , der Gemeinsamen
Verfassungskommission.
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Die Bundesregierung hat in den Verhandlungen der
Gemeinsamen Verfassungskommission zur Änderung
von Artikel 23 des Grundgesetzes immer wieder
erklärt , daß sie die Anliegen der Länder für berechtigt
halte und ihnen Rechnung tragen wolle.

Ich möchte Ihnen hier nicht im Detail darlegen müs¬
sen , wie schwer die Bundesregierung sich und ande¬
ren die Umsetzung dieser Zusage gemacht hat.
Manchmal konnte man den Eindruck gewinnen , das
Motto sei : Ein Schritt vor und zwei Schritte zurück.

Um so mehr freue ich mich darüber, daß es der
Gemeinsamen Verfassungskommission in der ver¬
gangenen Woche , am 26 . Juni , gelungen ist , sich
nahezu einstimmig auf einen Vorschlag zu verständi¬
gen , den ich Ihnen jetzt erläutern möchte . Ich tue das
besonders gerne, weil der Innenminister unseres
Landes , Dr . Herbert Schnoor, an diesem Ergebnis
maßgeblich mitgewirkt hat.

Die Gemeinsame Verfassungskommission empfiehlt
drei konkrete Änderungen unseres Grundgesetzes im
Zusammenhang mit der Ratifizierungder Maastrichter
Verträge:

1 . die Einführungeines neuen Artikels 23 . der unsere
( B ) tragenden Verfassungsgrundsätze auf dem Weg

hach Europa sichert,

2 . die Ergänzung von Artikel 28 , damit Bürgerinnen
und Bürger aus EG-Staaten das kommunale Wahl¬
recht bekommen,

3 . die Änderung von Artikel 88 wegen des Funk¬
tionsverlustesder Deutschen Bundesbank als Folge
der Einrichtungeiner europäischen Zentralbank.

Nicht nur aus der Sicht der Länder ist der neu einge¬
fügte Artikel 23 von besonderer Bedeutung . Hier geht
es aber auch darum , die staatlichen Rechte der Länder
im europäischen Einigungsprozeß zu sichern.

Der neue Europa -Artikel unseres Grundgesetzes soll
im entscheidenden Absatz 1 so lauten:

Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt
die Bundesrepublik Deutschland bei der Entwick¬
lung einer Europäischen Union mit , die demo¬

kratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen
Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität
verpflichtet ist und einen diesem Grundgesetz im
wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz ge¬
währleistet. Der Bund kann hierzu durch Gesetz mit
Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte übertra¬
gen. Für die Begründung einer Europäischen Union
und für Änderungen ihrer vertraglichen Grundlagen,
durch die dieses Grundgesetz seinem Inhalt nach
geändert oder ergänzt wird oder solche Änderungen
oder Ergänzungen ermöglicht werden , gilt Artikel 79
Absätze 2 und 3.

Meine Damen und Herren! Dieses Staatsziel eines
vereinten Europa hat symbolischen Charakter; denn es
löst die Verfassungsvorschriftab , die den Beitritt der
neuen Länder zur Bundesrepublik Deutschland mög¬
lich gemacht hat.

Wir sagen mit dieser Staatszielbestimmung klar und
unmißverständlich: Wir wollen das vereinte Europa.
Aber mit der Bundesrepublik Deutschland , mit den
16 deutschen Ländern wird es keinen zentralistischen
Moloch und keine bürgerfeme Zentralverwaltung
geben.

(AllgemeinerBeifall)

Dieser neue Artikel steht für Föderalismus und Sub¬
sidiarität, das heißt , für die Rechte der Länder und
selbstverständlichauch für die Rechte der Gemeinden.

Wir wollen ein Europa der Regionen . Wir wollen,
daß die Grundsätze von Föderalismus und Subsidiari¬
tät ernst genommen werden . Das heißt, wir wollen,
daß die größere Einheit nur das an Aufgaben über¬
nimmt , was die kleineren Einheiten nicht selber lösen
können.

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der
F . D . P . )

Dazu gehört auch, daß die kleineren Einheiten, also
die Städte und Gemeinden , die Länder und Regionen,
die Mitgliedstaaten , in die Lage versetzt werden, die
Aufgaben , die sie lösen können , auch tatsächlich zu
lösen.

(Zustimmung bei der SPD)
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Mein Eindruck ist: Genau das wollen die Bürgerinnen
und Bürger auch . Die wachsende Europamüdigkeit,
die wir nicht nur aus Umfragen erfahren, hat für mich
einen wesentlichen Grund in der Sorge vor üiner
zentralistischen, einer bürgerfemen Brüsseler Büro¬
kratie , der man zutraut , daß sie über den
Krümmungswinkel der Salatgurke hinaus auch noch
eine europäische Mindestschluckfrequenz für Bier¬
trinker festlegt - natürlich differenziert nach Tageszeit
und Brauart.

(Heiterkeit)

Der neue Europa-Artikel regelt auch , daß die Über¬
tragung von Hoheitsrechten auf die europäische Union
künftig nur noch mit Zustimmung des Bundesrates
und im Regelfall mit vertässungsändemder Mehrheit
zulässig ist.

Für den Umfang der Beteiligungsrechte der Länder
haben wir uns als allgemeinen Maßstab auf die inner¬
staatliche Kompetenzaufteilung zwischen Bund und
Ländern verständigt . Das heißt , die Länder wollen die
europäische Einigung nicht dazu benutzen, ihre Mög¬
lichkeiten auszuweiten. Sie wollen aber verhindern,
daß über die europäische Einigung die verfassungs¬
mäßig gesicherten Rechte der Länder in der Bundes-

(B ) republik Deutschland ausgehebelt werden.

(Zustimmung bei der SPD)

Wenn in diesem Zusammenhangder Vorwurf erhoben
wird, es gebe den Ländern um die Umgestaltung
unseres Bundesstaates in einen Staatenbund, so scheint
mir ein Mißverständnis vorzuliegen. Die außenpoliti¬
sche Handlungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutsch¬
land könnte doch nur da in Gefahr geraten , wo es
auch um Außenpolitik geht . Bei den meisten Politik¬
bereichen , die im Vertrag von Maastricht geregelt
sind , handelt es sich aber nicht um Außenpolitik,
sondern um europäische Innenpolitik. Es macht doch
keinen Sinn , ausgerechnet da in nationalstaatlichen
Kategorien zu argumentieren, wo wir ims auf den
mühsamen Weg machen wollen, den Nationaisstaat zu
überwinden.

Wie mit Blick auf die europäische Einigung gesichert
werden kann , was heute innerstaatlich schon gilt , das
war der Hauptstreitpunkt in den Verhandlungender

Gemeinsamen Verfassungskommission.

Die jetzt vorliegende Fassung von Artikel 23 erfüllt
nicht alle Länderwünsche. Ausschlaggebend ist aber,
daß sich das den Ländern im innerstaatlichen Willens¬
bildungsprozeß zustehende Letztentscheidungs recht
nur auf den gesamten Bereich bezieht , den die Länder
durch eigene Gesetzgebung gestalten können. Voraus¬
setzung ist allerdings, daß die Gesetzgebungsbefugnis-
se der Länder im Schwerpunkt betroffen sind . Das
letzte Wort haben die Länder auch dann, wenn von
EG -Vorhaben - ich zitiere - " im Schwerpunkt die
Einrichtung ihrer Behörden oder ihrer Verwaltungs¬
verfahren betroffen sind “ .

Nur so können die Länder massive Eingriffe in ihre
Organisationshoheit abwehren. Die ursprüngliche
Absicht , eine entsprechende Regelung auch für die
Haushaltswirtschaft der Länder vorzusehen , wurde
aufgegeben . Diese Frage soll im Rahmen der Neure¬
gelung der Finanzverfassung erörtert und geklärt
werden.

Die Länder haben im Laufe der Verhandlungen die
Auffassung des Bundesfinanzministers akzeptiert , daß
die Bundesregierungbei Maßnahmen mit finanziellen
Auswirkungen im Bundeshaushalt ein Vetorecht hat.
Das entspricht im übrigen der geltenden Rechtslage (D)
im Verhältnis zwischen Bund und Ländern.

Besonders schwierig, meine Damen und Herren,
waren die Diskussionen darüber, ob- und wie die
Länder ihre originären Zuständigkeiten selbst und
eigenständig auf der europäischen Ebene vertreten
können . Man mußte aus manchem Diskussionsbeitrag
in der Gemeinsamen Verfassungskommission den
Eindruck gewinnen, der Widerstand gegen Länderver¬
treter auf europäischer Ebene speise sich nicht nur
aus politischen Motiven. Da schien für manchen die
diplomatische Kleiderordnung in Frage gestellt , da
gerieten Weltbilder ins Wanken.

Nun soll nach hartem Ringen verfassungsrechtlich
verankert werden, daß künftig auch Länderminister
im europäischen Ministerrat abstimmen können . Die
Länder sollen - so heißt es - dieses Recht erhalten,
wenn es um Angelegenheiten geht , die im Schwer¬
punkt ihre ausschließlichen Gesetzgebungsbefugnisse
betreffen.
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Ich will hier ganz deutlich sagen: Für uns ist die
Formulierung " sollen “ nur dann akzeptabel und er¬
träglich , wenn sie , wie in der Gesetzessprache üblich,
im Regelfall ein “ Muß “ bedeutet und wenn der Bund
sich nur in ganz besonderen Ausnahmefällen die
Wahrnehmung der Mitgliedschaftsrechte selbst vor¬
behält.

Die Länder haben auf die ursprüngliche Absicht , die
Arbeit ihrer Verbindungsbüros bei der Europäischen
Gemeinschaft ebenfalls in der Verfassung
abzusichem , verzichtet, nachdem die Bundesregierung
die Arbeit dieser Büros als geltende Staatspraxis
akzeptiert hat . Die Berechtigung der Länder , unmittel¬
bar Verbindungen zu Einrichtungen der europäischen
Union zu unterhalten, soll allerdings im Ausführungs¬
gesetz zu Artikel 23 des Grundgesetzes geregelt wer¬
den.

Im Ausführungsgesetz soll auch das soeben schon
einmal erwähnte Klagerecht der Länder geregelt
werden . Die Bundesregierung hat sich zu einer Rege¬
lung im Ausführungsgesetz bereit erklärt, die sie
verpflichtet , auf Verlangen des Buiidesrates vor dem
Europäischen Gerichtshof Klage zu erheben , wenn die
Länder durch Vorhaben der europäischen Union in
ihren Gesetzgebungsbefugnissen betroffen sind.

( B)

Meine Damen und Herren , für mich bleibt es ein
Mangel , daß die Länderparlamente an den Beratungender Gemeinsamen Verfassungskommission nicht
unmittelbar beteiligt waren.

(Beifall bei SPD und F . D . P . )

Sie wissen , daß die Landesregierung sich mit einem
Vorstoß in dieser Sache leider nicht hat durchsetzen
können . Die Landesregierung hat versucht , dieses
Manko durch doppeltes Engagement in der Sache
wettzumachen . Wir konnten uns dabei in großem
Maße auf die Ergebnisse der vom Landtag eingesetz¬
ten Kommission “ Erhaltung und Fortentwicklung der
bundesstaatlichen Ordnung innerhalb der Bundesrepu¬
blik Deutschland auch in einem vereinten Europa “ ,die frühere sogenannte Van-Nes -Ziegler-Kommission,
stützen und haben deren Empfehlungen in die Bera¬
tungen eingeführt.

Ich habe Ihnen die wichtigsten Ergebnisse über die
Beratungen und Verhandlungen erläutert. Ich habe
den Eindruck , mit diesen Ergebnissen kann sich nicht
nur die Landesregierung sehen lassen . Die Länder
haben erreicht, daß jede Verlagerung von Hoheits¬
rechten auf die Europäische Union von der Zustim¬
mung des Bundesrates abhängig wird.

Die Länder werden in fast allen europäischen Fragen
ein wichtiges Wort mitreden , wenn es sich und .weil
es sich um europäische Innenpolitik handelt. Die
Länder erhalten das Recht , für die Bundesrepublik
Deutschland in Brüssel zu verhandeln und zu ent¬
scheiden , wenn es um ihr " Hausgut “ geht.

Die Verhandlungen haben gezeigt , daß der Föderalis¬
mus leider nicht mehr überall zur politischen Grund¬
ausstattung gehört. Es war aber ermutigend zu erfah¬
ren , wie die Länder über Parteigrenzen hinweg be¬
wiesen haben , daß sie handlungs - und durchsetzungs-
fähig sind.

Ich wünsche mir die gleiche Kraft des Föderalismus
auch , wenn es darum geht, die Rolle der Länder in
der Bundesrepublik Deutschland neu zu bestimmen
und zu stärken.

(Beifall bei SPD und F . D. P .)

Über den wichtigen Themenbereich "Gesetzgebungs¬
kompetenzen und Gesetzgebungsverfahren ’ , über den
ebenfalls am 26 . Juni abgestimmt werden sollte, ist es
in der Gemeinsamen Verfassungskommission bisher
noch nicht zu einer abschließenden Verständigung
gekommen . Es gibt zwar in einzelnen Fragen beacht¬
liche Fortschritte, aber in zentralen Fragen konnten
sich der Bund und die Länder und zum Teil auch die
Länder untereinander noch nicht verständigen.

Dabei geht es um drei Felder : Um die konkurrierende
Gesetzgebung , die Rahmengesetzgebung und die
Kompetenzkataloge des Grundgesetzes . Das Ziel der
Länder ist es, wieder klare Verhältnisse zu schaffen.
Wir wollen eine Entwicklung korrigieren, die dazu
geführt hat , daß der Bund über die konkurrierende
Gesetzgebung die Rechte der Länder und hier vor
allem der Landesparlamenteausgehöhlt hat.
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(Beifall bei der SPD)

Die bisherigen Vorschläge bleiben allerdings weit
hinter den Vorstellungen der Länder zurück . Die
Bundesregierung ist bisher nicht bereit , den Bundesrat
in die Prüfung einzubeziehen , ob überhaupt die Not¬
wendigkeit für eine bundeseinheitliche Regelung
besteht . Ein Fortschritt ist aber sicher , daß nach dem
jetzigen Diskussionsstand die Landesparlamente neben
dem Bundesrat und den Landesregierungen das Recht
erhalten sollen , in dieser Frage das Bundesverfas¬
sungsgericht anzurufen.

Von besonderem Interesse aus der Sicht der Landtage
ist sicherlich auch die vorgeschlagene Neuregelung in
Artikel 79 des Grundgesetzes , die den Länderparla¬
menten ein Vetorecht gegen Gesetze , durch die Län¬
derzuständigkeiten auf den Bund übertragen werden,
geben soll.

Erfreulich ist darüber hinaus , daß die Rahmengesetz¬
gebung des Bundes , wie sie in Artikel 75 des Grund¬
gesetzes geregelt ist , auf eine Art Richtlinienkom¬
petenz zurückgelührt werden soll.

(Beifall bei der SPD)

( B ) Noch keine Verständigung zeichnet sich in der Ge¬
meinsamen Verfassungskommission über die Frage
ab , welche Materien künftig in die konkurrierende
Gesetzgebung , in die Rahmengesetzgebung oder in die
alleinige Zuständigkeit der Länder fallen . Hier müs¬
sen wir bei den Bundestagsabgeordneten aller Parteien
noch viel Überzeugungsarbeit leisten.

( Beifall bei der SPD)

Wir wollen Kompetenzen für die Länder überall dort,
wo sie kompetent sind , bei der Regelung aller Le¬
bensbereiche , die sich nur in Kenntnis und unter
Berücksichtigung der jeweiligen Interessen und Be¬
dürfnisse sinnvoll regeln lassen . Wir wollen Einfluß
auf Entscheidungen des Bundes , wo diese Zuständig¬
keiten betroffen sind , und dort , wo wir bei der Erfül¬
lung von Aufgaben des Bundes eigene Mittel zur
Verfügung stellen müssen . Wir wollen nicht mehr,
aber auch nicht weniger.

Den Ländern , den Parlamenten wie den Regierungen,
geht es nicht um politischen Machtzuwachs . Es geht
ihnen vielmehr darum , Kompetenzen , die ihnen nach
dem Willen des Grundgesetzes zustehen , auch effektiv
wahmehmen zu können , verlorene Kompetenzen
zurückzugewinnen und der weiteren Aushöhlung des
Föderalismus entgegenzuwirken.

Die Geschlossenheit und die Handlungsfähigkeit aller
Länder in diesen Fragen wären sicherlich noch grö¬
ßer , wenn ihnen die Sorge genommen würde , zusätz¬
liche Aufgaben würden zu wachsenden Ausgaben
führen , denen keine zusätzlichen Mittel im Verhältnis
zwischen Bund und Ländern entsprechen.

Mehr Kompetenzen für die Länder - das kann und das
darf natürlich nicht bedeuten , daß der Bund , wie es in
der Vergangenheit häufig geschehen ist , zwar Auf¬
gaben abgibt , aber die dafür zur Verfügung stehenden
Mittel behält.

(Beifall bei der SPD)

In der Vergangenheit hat die Finanzverteilung zwi¬
schen Bund und Ländern maßgeblich dazu beigetra¬
gen , den Föderalismus auszuhöhlen . Wenn wir den
Föderalismus stärken wollen , dann brauchen wir eine
neue Finanzverteilung zwischen Bund und Lindem,
die diesem Ziel gerecht wird . Das ist die schwierigste
verfassungsrechtliche und verfassungspolitische Auf¬
gabe , die noch vor uns liegt . Sie duldet keinen Auf¬
schub.

Wenn wir es ernst damit meinen , daß Föderalismus in
Europa und Föderalismus in Deutschland sich gegen¬
seitig bedingen - und wir meinen es ernst damit
dann muß gerade in diesem Bereich noch viel bewegt
werden.

Herr Präsident , meine Damen und Herren , meine
Regierungserkärung wäre unvollständig , wenn ich
nicht mit einem Wort wenigstens auf die weitere
Entwicklung des deutschen Verfassungsrechts durch
die Landtage der neuen Länder , insbesondere den
Landtag unseres Partnerlandes Brandenburg , hinwie¬
se.
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In den Verfassungen der neuen Länder werden die
bitteren Erfahrungen , die das deutsche Volk in den
Ländern Mecklenburg -Vorpommern , Brandenburg,
Sachsen-Anhalt , Sachsen und Thüringen in den Jahr¬
zehnten der deutschen Teilung und der politischen
Entmündigung hat machen müssen , verfassungspoli¬
tisch aufgearbeitet . Das ganze deutsche Volk bleibt
aufgefordert , bei allen künftigen Verfassungsberatun¬
gen die Entwicklung in den neuen Ländern zu be¬
achten.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei der
F .D .P. )

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank , Herr Minister¬
präsident Dr . Rau ! - Für die CDU -Fraktion erteile ich
Herrn Abgeordneten Dr . Linssen das Wort . Bitte
schön!

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU ) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Herr Mini¬
sterpräsident , zunächst möchte ich meiner großen
Freude Ausdruck gehen , daß Sie sich einmal wieder
hier ans Rednerpult , in die Rostra , begeben haben;
denn selbst dann , wenn es nur zum Verlesen von

( B ) Regierungserklärungen oder im Rahmen einer Frage¬
stunde geschieht - wir freuen uns immer , wenn Sie zu
wichtigen Problemen , die unser Land berühren , hier
sprechen.

Etwas war allerdings zu spüren : Die Lust auf Sub¬
sidiarität , die kam aus Ihrem Vortrag nicht so richtig
heraus.

( Beifall bei der CDU)

Für die CDU -Fraktion können wir klar feststellen,
daß wir weiten Teilen Ihrer Regierungserklärung voll
zustimmen . Sie basiert ja auf gemeinsamen Positio¬
nen , die wir , vor allen Dingen im Hauptausschuß und
auch im Parlament , immer wieder bekräftigt haben.
Die Debatte kommt sicherlich auch zur richtigen Zeit
- nach Lissabon , wo wir uns auch auf den Gipfel von
Edinburgh vorbereiten müssen ; denn in Lissabon ist
vieles vertagt worden.

Deshalb , meine Damen und Herren , sollten wir auch
die Gunst der Stunde einer solchen Diskussion über
Europa nutzen . Es liegt ein tiefer Schatten auf dem
Weg zur Wirtschafts - und Wähnmgsunion und zur
politischen Union durch das Nein der Dänen.

Wir können nicht vom Prinzip Hoffnung leben , son¬
dern wir müssen uns schon zu einer Aufklärungs¬
offensive durchringen , um mehr Akzeptanz in diesen
sehr schwierigen Zeiten für Europa zu gewinnen.

(Beifall bei der CDU)

Der Europa -Pessimismus darf kein Anlaß für ein
Anhalten der europäischen Uhr sein . Die Ratifizie¬
rung muß im September im Deutschen Bundestag
beginnen , und ich freue mich darüber , daß auch die
SPD nach anfänglichen Schwierigkeiten - wenn ich
mich noch an Äußerungen bestimmter Ministerpräsi¬
denten der SPD im März erinnere - , nach anfäng¬
lichem Zögern jetzt doch ein klares Ja zu Maastricht
sagt . Wir begrüßen das sehr und sind uns darin si¬
cherlich einig.

Meine Damen und Herren , wir müssen die Sorgen
und Ängste einer skeptisch gewordenen Bevölkerung
ernst nehmen . Wir können Europa nicht am Bürger
vorbei einigen . Das ist das Signal , das wirklich von
den Dänen zu uns herübergekommen ist und dem wir
uns zu stellen haben . Wir müssen die Chancen und
die Erfolge , die die EG für jeden einzelnen Bürger
bietet , sehr viel deutlicher machen . Ich glaube , wir
sollten dies auch in einer Sprache tun , die die Bürger
verstehen.

( Beifall bei der CDU)

So schlecht kann Europa ja wohl nicht sein , wenn die
Beitrittskandidaten Schlange stehen , und das sind
nicht nur die Osteuropäer , die aus verständlichen
Gründen zu uns kommen und die wir ja auch mög¬
lichst bald integrieren wollen , denen wir aber sicher¬
lich vorläufig nicht mehr als Assoziierungsverträge
und vielleicht besondere Regelungen - das wäre schon
etwas sehr Optimistisches - einer Teilnahme an be¬
stimmten europäischen Gipfeln bei ganz bestimmten
Fragen anbieten können.
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Vizepräsident Dr . Klose : Herr Kollege Schauerte!

Abgeordneter Schauerte (CDU) : Herr Minister,
nach § 26 Abs . 3 kann die Landesregierung durch
Rechtsverordnung die Höhe des Eltembeitrags festset¬
zen- Ist beabsichtigt , diese Rechtsverordnung zur
Veränderung des Elternbeitrags noch in diesem Jahr
herauszugeben?

Minister für Arbeit , Gesundheit und Soziales
Dr . Krumsiek : Herr Kollege Schauerte , wenn Sie
mir zugehört hätten , dann hätten Sie vernehmen kön¬
nen , daß die Landesregierung die Absicht hat , eine
solche Verordnung zum 1 . Januar , nächsten Jahres in
Kraft zu setzen.

Vizepräsident Dr . Klose: Meine Damen und Herren,
weitere Fragen zur Anfrage 362 gibt es nicht mehr.
Die Mündliche Anfrage ist damit erledigt.

Wir haben das zeitliche Ende der Fragestunde er¬
reicht.

Es liegen noch eine Reihe weiterer Mündlicher An-
fragen vor . Ich rufe diese jetzt auf mit der Bitte , mir
zu sagen , ob eine mündliche oder schriftliche Beant¬
wortung gewünscht ist.

Mündliche Anfrage 363 des Herrn Abgeordneten
Dr . Vesper von der Fraktion DIE GRÜNEN!

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNEI : Münd¬
lich, bitte . )

Mündliche Anfrage 364 der Frau Abgeordneten
Dr . Schraps von der Fraktion der CDU!

(Abgeordnete Dr . Schraps [CDUJ : Schriftlich .)

- Also schriftlich!

Mündliche Anfrage 365 der Frau Abgeordneten
Dr . Grüher von der Fraktion DIE GRÜNEN!

( Abgeordneter Dr . Gröber [GRÜNE ] : Schrift¬
lich) .

- Ebenfalls schriftliche Beantwortung!

Schließlich die Mündliche Anfrage 366 des Herrn
Abgeordneten Dr . Vesper von der Fraktion DIE
GRÜNEN!

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Schrift¬
lich).

- Also auch schriftlich!

Damit haben wir die Mündlichen Anfragen für heute
erledigt.

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung:

Regierungserklärung

Thema : Drei Jahre nach dem Fall der Mauer -
Zur Lage des Landes und des Wirtschafts
Standortes Nordrhein -Westfalen.

Ich erteile Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau das
Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident , bitte
erlauben Sie mir , bevor ich die Regierungserklärung ( 0)
abgebe , ein persönliches Wort!

Ich bin zum ersten Mal nach mehr als drei Monaten
wieder im Landtag.

(Allgemeiner Beifall)

Ich möchte ganz herzlich danken für viele gute und
ermutigende Grüße , in denen mir rasche Genesung
gewünscht worden ist . Ich habe diese Ermutigung
dankbar empfunden . Sie ist nicht nur von meinen
engeren politischen Freunden gekommen , sondern
auch aus allen Gruppen derer , mit denen wir im
politischen Wettbewerb stehen.

Da ich noch nicht alle Briefe habe beantworten kön¬
nen , erlauben Sie mir , hier ein Wort herzlichen Dan¬
kes zu sagen . In einer Phase solcher Krankheit ge¬
winnt man neue Einsichten . Meine Hoffnung ist , daß
ich auch in turbulenten Debatten gelegentlich an diese
Monate der Stille zurückdenke , weil dann manches
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eine neue Relativität bekommt und weil man hoffent¬
lich die Einsichten auch in gesunden Tagen nicht
vergißt , die man in Tagen der Prüfung und der
Krankheit glaubt gewonnen zu haben . - Soviel wollte
ich hier zu Anfang sagen.

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren ! Seit dem Fall der Mauer
in Berlin sind drei Jahre vergangen , und vor gut zwei
Jahren hat Deutschland seine staatliche Einheit wie¬
dergefunden . Heute ist der Jubel Von damals über
Demokratie und Freiheit verklungen . Ungewißheit
und Sorgen sind allgegenwärtig . Maßstäbe scheinen
verlorengegangen , Tabus werden gebrochen . Dem
republikanischen Grundkonsetis droht Gefahr . Es fehlt
an Orientierung.

Deutsche Einheit und europäischer Einigungsprozeß:
Das sollten zwei Seiten einer Medaille sein . Aber
auch in Europa hat sich das Klima verändert . Wech¬
selseitiges Mißtrauen keimt auf . Nationale Töne über¬
tönen die europäische Grundmelodie.

Das knappe Nein der Dänen , das knappe Ja der Fran¬
zosen zum Vertrag von Maastricht und die Vertagung
der Ratifizierung in Großbritannien haben neue Unsi-

( B ) cberheit über den künftigen europäischen Weg ge¬
schaffen.

Bei allen notwendigen Diskussionen über wirtschaftli¬
che , soziale und politische Fragen der europäischen
Integration , das Ziel darf nie aus den Augen geraten:
ein geeintes Europa , das seine Stärke aus der Vielfalt
seiner Regionen bezieht und sich nicht in eine zen¬
tralistische Zwangsjacke stecken läßt.

Seit der staatlichen Einheit wird Deutschland in allen
Teilen der Welt mit neuem Interesse und besonders
wach und sorgfältig beobachtet . 1989 und 1990 haben
Respekt , ja Bewunderung und große Hoffnungen auf
das vereinte Deutschland unser Bild in vielen Teilen
der Welt bestimmt.

Jetzt droht das Bild vom " häßlichen Deutschen " sich
wieder breitznmachen . Manche unserer Nachbarn und
Freunde haben aber auch weniger Angst vor unserer
Größe , sie wundern sich , wie " klein " wir geworden
sind - kleinmütig und kleinherzig.

Um unserer selbst willen , um des Zusammenwachsens
in Europa willen und um des Bildes willen , das sich
die Welt von uns Deutschen macht , brauchen wir im
vereinten Deutschland einen Neuanfang.

Wahrheit und Klarheit , Verläßlichkeit und Berechen¬
barkeit sind das Gebot der Stunde . Nur wenn wir den
Mut und die Kraft zu einem Neuanfang haben , wer¬
den wir den Glücksfall der staatlichen Einheit im
Interesse aller Menschen schließlich und endlich
wirklich nutzen.

(Beifall bei der SPD)

Skeptiker fragen schon , ob wir uns nicht übernommen
hätten und ob ganz Deutschland wohl in den Strudel
des wirtschaftlichen Niedergangs gezogen würde . Ich

glaube das nicht , wenn Fehler entschlossen korrigiert
werden und wenn wir alle uns auf das Notwendige
konzentrieren.

Drei Jahre nach dem Fall der Mauer und zwei Jahre
nach der staatlichen Einheit Deutschlands ist es höch¬
ste Zeit für solidarisches Handeln.

Der Bundeskanzler und die Bundesregierung haben

lange gebraucht , um sich ein einigermaßen realisti¬
sches Bild von den ökonomischen und den sozialen
Verhältnissen im vereinten Deutschland zu machen.

Viel Zeit ist verloren und viel guter Wille ist verspielt
worden , weil es in Bonn an ökonomischem Sachver¬
stand und an einem nüchternen Blick für die Wirk¬

lichkeit gefehlt hat.

Genauso deutlich sage ich : Der Vorschlag des Bun¬
deskanzlers für einen Solidarpakt ist im Grundsatz

richtig . Aber es genügt nicht , ein Wort in die Welt zu

setzen . Wer von einem Solidarpakt spricht , hat auch

die Bringschuld zu sagen , was er damit meint.

( Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Daran fehlt es bis heute . Ich sage ja zu einem Solidar¬

pakt , wenn es wirklich um - einen Pakt für konkretes
solidarisches Handeln geht . Die Landesregierung ist

bereit , Verantwortung zu übernehmen , aber nur für

Dinge , die wir verantworten können.
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Die Zweifel wachsen , ob die Bundesregierung es
ernst meint mit dem Solidarpakt . Ihre Beschlüsse zum
Haushalt ’93 und viele ihrer öffentlichen Äußerungen
aus den letzten Tagen und Wochen sprechen dagegen.

Professor Wolfram Engels , der linker Neigungen
gewiß unverdächtig ist , schreibt am 6. Novem¬
ber 1992 in der "Wirtschaftswoche ’ :

In der Not muß nun ein Solidarpakt her . Der wäre
auch bitter nötig . Den Gewerkschaften wird dabei
ein Lohnstopp , Offnungskl ausein in den Tarifver¬
trägen , Karenztage , höhere Beiträge zur Sozialver¬
sicherung bei gleichzeitiger Senkung der Köiper-
schaftssteuer und der Einkommensteuer auf Unter¬
nehmensgewinne auf 44 % zugemutet . Ein Ge¬
werkschaftsführer , der das akzeptiert , könnte auch
gleich Harakiri begehen . Damit haben wir die
Zutaten : Eine Vereinigungsstrategie , die die Fi¬
nanzlasten ins Unangemessene steigen läßt , eine
Steuerpolitik , die die Konjunktur ruiniert , und eine
Einkommenspolitik , die den sozialen Frieden
gefährdet . Das Ganze mit einem kräftigen Schuß
Rechtsradikalismus verrührt , gibt einen gefähr¬
lichen Brandsatz für Wirtschaft und Wohlstand.
Nicht die Lage ist bedrohlich , sondern die Politik.

( ® ) So Wolfram Engels!

Meine Damen und Herren , Hag ist in der Tat eine
Mischung , die für die große Mehrheit unseres Volkes
ungenießbar ist . Und sie ist zusätzlich ökonomisch
falsch und deshalb unannehmbar.

Die Absichten der Bundesregierung , soweit ich sie
bisher überhaupt erkennen kann , sind eher geeignet,
den Wirtschaftsstandort Deutschland zu gefährden,
weil sie unausgewogen sind . Sie setzen einen der
wichtigsten Produktionsfaktoren unseres Landes aufs
Spiel: den sozialen Frieden , die soziale Stabilität.

(Beifall bei der SPD)

Es wäre gut , wenn sich die Bundesregierung auch bei
der Ausfüllung des Begriffs Solidarpakt an dem orien¬
tieren würde , was das Bundesverfassungsgericht am
25 , September 1992 in seinem Urteil zur Steuerfrei¬
heit des Existenzminimums gesagt hat:

Gerade bei wachsendem staatlichem Finanzbe-
darf und einer ihm entsprechenden steigenden
Steuerbelastung ist der Gesetzgeber gehalten,
eine gerechte Verteilung der Lasten zu gewähr¬
leisten . Das kann er nicht zuletzt dadurch errei¬
chen , daß er verfassungsrechtlich nicht gebotene
steuerliche Entlastungen oder Vergünstigungen
verringert oder entfallen läßt.

So weit das Bundesverfassungsgericht.

Die Ministerpräsidenten aller 16 Länder haben bei
ihrer Jahreskonferenz Ende vergangenen Monats in
Dresden unter dem Vorsitz unseres früheren Land-
tagskollegen Biedenkopf ihre Bereitschaft erklärt , mit
dem Bundeskanzler über die Situation unseres Landes
zwei Jahre nach der staatlichen Einheit zu sprechen.
Als Voraussetzung haben sie genannt,

daß die Bundesregierung zuvor eine Einschät¬
zung der Wirtschafts - und Finanzlage gibt und
ihre Lösungsansätze zur Bewältigung der schwie¬
rigen wirtschaftlichen und finanziellen Situation
darlegt.

Die Bundesregierung ist am Zug . Wir brauchen end¬
lich eine ungeschminkte Bestandsaufnahme . Man muß
die Verhältnisse zur Kenntnis nehmen , wenn man sie ( 0)
verändern will.

(Beifell bei der SPD)

Am 19. November tagt der Finanzplanungsrat in
Bonn . Wir erwarten vom Bundesfinanzminister - wir
bitten ihn - , daß er endlich realistische Zahlen auf den
Tisch legt.

In der gemeinsamen Erklärung der 16 Ministerpräsi¬
denten heißt es weiter:

Die Länder erklären sich bereit , weiterhin an
einer gemeinsamen Anstrengung zur Bewältigung
der derzeitigen wirtschaftlichen und finanziellen
Schwierigkeiten und Herausforderungen mit¬
zuwirken.

Die Landesregierung ist bereit , die notwendigen
Konsequenzen zu ziehen . Das zeigt der Entwurf für
den Landeshaushalt 1993 . Mit einem Wachstum von



T .andtai» Nordrfaein-Westfalen 9518 Plenarprotokoll 11/77 11 . 11 . 1992

(A) (Ministerpräsident Dr . Rau)

3,5 % liegt er weit unter dem Durchschnitt der west¬
lichen Flächenländer mit 4,8 % .

Auch 1994 wollen wir den Zuwachs auf 3,5 % be¬

grenzen . 1995 und 1996 , also in der Zeit , in der diese
Landesregierung die Verantwortung für die Entwürfe
zum Landeshaushalt trägt , soll er sogar nur um 3 %
wachsen . Wir liegen damit schon heute ganz nah und
ab 1995 exakt auf der Linie dessen , was im Finanz¬
planungsrat vereinbart worden ist.

Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! Auf uns
kommen Entwicklungen zu , die mit dem Begriff
' Risiken * nur unzureichend beschrieben , nur ange¬
deutet sind ; denn bei Risiken besteht ja die Hoffnung,
daß etwas nicht eintreffeo wird.

Vom 1 . Januar 1995 an brauchen wir eine grundle¬
gende Neuordnung der Finanzbezi ebungeo und der
Finanzverteilung zwischen dem Bund und den Län¬
dern auf der einen Seite und unter den Ländern auf
der anderen Seite.

- Das ist eine der schwierigsten Aufgaben , die sich in
den Beziehungen zwischen Bund und Ländern seit
dem Bestehen der Bundesrepublik stellen . Diese
Aufgabe hat enorme Bedeutung für die Zukunft des

( B) Föderalismus in Deutschland, und diese Aufgabe ist
deshalb so schwer zu lösen , weil mehrere Probleme

gleichzeitig Zusammentreffen . Es geht darum , den
neuen Ländern die investiven Mittel bereitzustellen,
die sie für den Aufbau brauchen , und das so zu tun,
daß die Entwicklung in den westlichen Ländern nicht

gefährdet wrird.

Die neuen Länder sind ja nach unserem bisherigen
Verständnis nicht nur ' finanzschwach * - wenn ich
diesen Fachausdruck einmal nennen darf - , sondern
ihre Finanzkraft liegt so weit unter dem Durchschnitt
im Westen , daß das geltende Ausgleichssystem ver¬

sagt . Wir brauchen also eine grundlegend neue Lö¬

sung , die ohne maßgebliche Beteiligung des Bundes
undenkbar ist.

Für mich steht im Vordergrund , daß die Länder

ungeachtet ihrer unterschiedlichen Interessen - und
das nicht nur zwischen alten und neuen Ländern -

zusammen stehen . Der Föderalismus muß in schwieri¬

gen Zeiten handlungsfähig sein.

Wir wollen unsere Kraft , die Kraft eines finanzstar¬
ken Landes , für einen gerechten Finanzausgleich ohne

Krämergeist einsetzen . Wir werden natürlich nicht auf
unsere wohlverstandenen finanzpolitischen Interessen
verzichten - das können und dürfen wir auch nicht -,
aber wir wollen und wir werden kompromiß fähig
sein , damit der Föderalismus nicht vor die Hunde

geht.

Alle Länder sind sich darin einig , daß die Vorschläge
des Bundesfinanzministers zum Finanzausgleich mit
der Wirklichkeit im vereinten Deutschland nicht
vereinbar sind . Das gilt vor allem für die Ankündi¬

gung des Bundesfinanzministers , der Bund wolle sich
selber am Finanzausgleich für die neuen Länder nur
mit einem Viertel , die alten Länder dagegen sollten
sich mit drei Vierteln beteiligen und der Beitrag des

Bundes solle zusätzlich noch degressiv gestaltet wer¬
den . Alle Länder sind übereinstimmend der Auffas¬

sung , der Bund müsse zwei Drittel tragen.

Auch die Forderung des Bundesfinanzministers , die

Länder sollten den Kapitaldienst für die Altschulden
der ehemaligen DDR zur Hälfte übernehmen , wird

von allen Ländern abgelehnt . Diese Forderung ent¬

spricht weder den rechtsverbindlichen Vereinbarungen
im Einigungsvertrag , dem wir alle zugestimmt haben,
noch könnten die Länder sie finanziell verkraften.
Beide Forderungen zusammen kosteten Nordrhein-
Westfälen jährlich weit über 10 Milliarden DM . Das

wäre das Ende aller Politik in Nordrhein -Westfalen,
udö das gleiche gilt für die übrigen Länder . Das wäre

das Ende des Föderalismus durch finanzielle Erdros¬

selung.

Bei den anstehenden Entscheidungen zur Finanzver¬

fassung geht es nicht nur um Geld , hier geht es um

Grundentscheidungen über die Zukunft des Föderalis¬

mus . Der Bund muß einsehen , daß es nicht genügt,
Aufgaben auf die Länder und Gemeinden zu verla¬

gern , weil sie dort ortsnäher und deshalb effizienter

wahrgenommen werden können . Die Länder müssen

auch ausreichende finanzielle Mittel haben , diese

Aufgaben zu erfüllen . Das sind die beiden Elemente
des Subsidiaritätsprinzips.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Das gilt aber
auch gegenüber den Gemeinden !)
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- Ich danke für zusätzliche Hinweise . - Weitere finan¬
zielle Belastungen für Länder und Gemeinden sind
schon heute absehbar durch die Umsetzung des Karls¬
ruher Urteils zum steuerlichen Gnmdfreibetrag und
durch die sozialen Begleitgesetze zu § 218.

Die Bundesregierung hat berechnet , daß das Begleit¬
gesetz zur Reform des Paragraphen 218 42 Milliar¬
den DM für Investitionen und 11 Milliarden DM
jährlich für Betriebskosten von Kindergärten aus-
macht . Die Umsetzung des vom Bundestag beschlos¬
senen Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz,
die ja auch vorhin in der Fragestunde aufkam , ist eine
gewaltige Aufgabe . Aber hier hat der Deutsche Bun¬
destag einen Beschluß gefaßt , der andere finanziell
verpflichtet , ohne selber einen finanziellen Beitrag zu
leisten.

(Abgeordneter Schultz [SPD] : Sehr richtig !)

Wie der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz
erfüllt werden kann und in welcher Weise sich der
Bund daran finanziell beteiligt , darüber müssen die
Länder mit dem Bund noch intensiv und notfalls
kontrovers sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das erwarten die Städte und Gemeinden und auch die
Träger von Kindeitageseinrichtungen zu Recht.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen eine Lösung finden , die bezahlbar ist und
die Reform des Paragraphen 218 nicht gefährdet . Das
ist unser Ziel.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren ! Diese Entwicklungen
kommen vor dem Hintergrund einer sich abschwä-
chendea Konjunktur - manche sprechen sogar von
einer abbrechenden Konjunktur - auf uns zu . Die
Träume von den nach drei oder vier Jahren blühenden
Landschaften im Osten sind zerstoben.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Wer hat
die denn gehabt?)

Im Westen stehen wir vor wachsenden wirtschaftli¬
chen Problemen.

Was Bonn angeht , fehlt es nach meinem Eindruck
auch hier an nüchterner Analyse und an brauchbaren
Vorschlägen . Statt dessen hören wir Sdhlagworte und
Vorurteile . Die Suche nach Lösungen darf man nicht
durch die Suche nach Sündenböcken ersetzen.

' Gleicher Lohn für gleiche Arbeit * - das stand auf
den Plakaten der Berliner CDU , als 1990 das erste
Abgeordnetenhaus im vereinten Berlin gewählt wurde.
Damals konnte es mit der Lohnangleichung nicht
schnell genug gehen . Jeder , der Berlin - Ost und West
- kennt , versteht das ja auch . Heute werden die Ge¬
werkschaften für den ausbleibenden Aufschwung in
den neuen Ländern verantwortlich gemacht , weil sie
die schrittweise Angleichung der Löhne mit den Un-
ternehmerverbänden tarifvertraglich vereinbart haben.

Das ist nicht nur unredlich , das ist auch sachlich
falsch . Jeder , der will , kennt die wirklichen Ursa¬
chen : Wegfall der Märkte im Osten , investitionsfeind¬
liche Eigentumsregelung , mangelnde Infrastruktur,
überforderte öffentliche Verwaltung . Das sind wesent¬
liche Gründe für die schwierige Situation in den
neuen Ländern.

Die Kluft zwischen Produktivität und Lohnentwick¬
lung ist in manchen Branchen ganz gewiß ein zusätzli¬
cher Aspekt . Aber um ein ganz aktuelles Beispiel zu
nehmen : Daimler Benz hat das geplante Lkw-Werk in
unserem Partnerland Brandenburg doch nicht wegen
der Löhne gestrichen , sondern wegen der fehlenden
Nachfrage.

Die Bundesregierung trägt ein großes Stück Verant¬
wortung dafür , welchen Handlimgsspieiraum und
welche Kompromißmöglichkeiten die Gewerkschaften
bei den kommenden Tari (Verhandlungen haben . Das
gilt im Osten auch für die mögliche Anpassung beste¬
hender tarifvertraglicher Vereinbarungen.

Der wichtigste Beitrag der Politik wäre , die soziale
Schieflage , die Gerechtigkeitslücke bei der Finanzie¬
rung der deutschen Einheit und in der Finanz - und
Steuerpolitik insgesamt zu beseitigen . Sonst wächst
der soziale Unfriede im vereinten Deutschland ; sonst
werden Tarifverhandlungen durch politische Fehl ent-
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Scheidungen belastet . Das provoziert dann Forderun¬
gen , die weder zur gesamtwirtschaftlichen Situation
noch zur Situation der öffentlichen Haushalte passen.

Wer vernünftige Lohnabschlüsse will , der darf weder
Lohnleitlinien verkünden noch andere Zahlen in die
Welt setzen . Wer vernünftige Lohnabschlüsse will,
der muß für mehr Gerechtigkeit in der Steuer - und in
der Finanzpolitik sorgen.

(Beifäll bei der SPD und des Abgeordneten
Dom [F .D .P .])

"Das Vertrauen in die Fähigkeit von Politik und Staat,
Probleme zu lösen , schwindet . ” - Das ist eines der
besorgniserregenden Ergebnisse der jüngsten Umfrage

- des Deutschen Industrie - und Handelstages bei ins¬
gesamt 25 000 Unternehmen in Ost- und West¬
deutschland.

Meine Damen und Herren , Debatten über die inter¬
nationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt¬
schaft gibt es immer wieder . Auch wir haben sie hier
oft geführt . Es ist eine Daueraufgabe , Standortvorteile
zu erhalten und auszubauen und Schwächen zu über¬
winden . Darüber gibt es regelmäßig politischen Streit;
das ist bei uns nicht anders als in anderen Lindem.

B)
In den letzten Monaten hat die Auseinandersetzung
aber eine Richtung genommen , die für unser Land
gefährlich werden kann . Unter der großen Last des
Finanztransfers in die ostdeutschen Länder droht die
Standortdebatte zu einem Verteilungskampf zu wer¬
den . Die Bundesregierung tritt dem , bisher jedenfalls,
nicht entgegen.

Jeder weiß - und das Rheinisch -Westfälische Institut
für Wirtschaftsforschung bat es berechnet - , daß die
unteren Einkommens gruppen bisher den größten Teil
der Kosten für die deutsche Einheit bezahlen . Da ist
es mehr als ein Zeichen intellektueller Genügsamkeit,
wenn beim Stichwort Sparen immer und zuallererst
nur an die Sozialausgaben gedacht wird . Das schädigt
auch den Standort Deutschland.

(Beifall bei der SPD)

Wir alle tun gut daran , die Standortdeba tte sachlich
und so differenziert zu führen , wie das der Wirklich¬
keit entspricht.

-Die Wirtschaftsminister aller Ländern haben dazu in
einem einstimmig gefaßten Beschluß einen beacht¬
lichen Beitrag geleistet . Sie stellen gemeinsam fest,
daß der Standort Deutschland weltweit zu den attrak¬
tivsten Wirtschaftsstandorten gehört - mit all seinen
Vorzügen und mit seinen Mängeln . Sie warnen uns
aber auch davor , die Debatte so einseitig unter dem
Aspekt der Kostenbelastung zu führen , wie das
manchmal geschieht , und sie stellen folgendes fest:

Insgesamt ist darauf zu achten , daß Staat und
Tarifparteien die Industrie nicht stärker mit
Kosten belasten , als es die Produktivitätsentwick¬
lungen im internationalen Vergleich zulassen.
Doch tragen die Löhne auch zur Motivation der.
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer , bei und
lösen häufig auch Innovationen bei den Unter¬
nehmen aus . Im übrigen bedarf es auch eines
ausreichenden Steueraufkommens , um eine lei¬
stungsfähige Infrastruktur einschließlich der

Bildungs - und Forschungsinfrastniktur gewähr¬
leisten zu können.

Die hervorragende Standortposition der Bundes repu- (0)
blik Deutschland zu erhalten - das ist eine Aufgabe,
der wir uns unter erschwerten Bedingungen stellen
müssen.

Mit zeitlicher Verzögerung ist die deutsche Wirtschaft
von der weltweiten Konjunkturschwäche erfaßt wor¬
den . Der soeben schon zitierte DIHT schließt nach
seiner jüngsten Herbstumfrage eine Rezession nicht
mehr aus . Das hätte schlimme Folgen für den wirt¬
schaftlichen Aufbau in den neuen Ländern - auch
deshalb , weil sie die Leistungsfähigkeit der westlichen
Länder und damit ihre Fähigkeit zu solidarischer
Hilfe schwächen würde.

Meine Damen und Herren , das ist das Umfeld , in
dem wir aktive Struktur - und Wirtschaftspolitik für
Nordrhein -Westfalen gestalten . Nordrhein -Westfalen
k»nn sich nicht gegen Bundes - oder gar weltweite

Konjunkturabschwächung schützen . Es trifft auch uns.
wenn die Konjunktur im Westen abbricbt und der

Aufschwung Ost nicht vorankommt.
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Es gibt aber keinerlei Anlaß , die Zukunftschancen des
Standortes Nordrhein -Westfalen schwarz zu malen.
Am vergangenen Freitag , dem 6 . November , erschien
in allen großen deutschen Tageszeitungen eine Anzei¬
ge des Initiativkreises Rnhrgebiet , in der es zur Ent¬
wicklung des Ruhrgebietes beißt:

In den letzten Jahrzehnten hat sich im Ruhrgebiet
ein ebenso grundlegender wie richtungsweisender
Strukturwandel vollzogen . Aus dem Revier ent¬
stand ein fortschrittliches Modell für das Mitein¬
ander von Ökologie und Ökonomie : eine wirt¬
schaftlich starke Region , die in Sachen Umwelt¬
schutz keinen Vergleich scheuen muß.

Dies schreibt der Sprecher des Vorstands der Deut¬
schen Bank , Hilmar Köpper. Er sagt weiter:

Wir kommen . . . gern ins Ruhrgebiet , weil wir
wissen , daß gerade hier Mut , Phantasie und Schaf¬
fenskraft zu Hause sind.

Meine Damen und Herren ! Das ist das Ergebnis
langer Jahre gemeinsamer Arbeit aller Verantwortli¬
chen im Revier . Bund und 1 -»nH haben diesen Prozeß
durch eine aktive Wirtschaft *- und Struktuipolitik
unterstützt . Herr Köpper weist aber zu Recht darauf

f ® ) tun , daß die Dynamik , die Antriebskraft für diesen
Veränderungsprozeß aus dem Ruhrgebiet selbst
kommt.

Die akuten , schwierigen Probleme beim Stahl und der
weitere Abbau einer erheblichen Zahl von Arbeits¬
plätzen bei der Kohle - der sich , wie wir heute gehört
haben, vielleicht sogar noch schneller vollzieht -
können nicht verdecken , daß sich unsere besonderen
Anstrengungen für das Ruhrgebiet gelohnt haben.

Die anderen Regionen unseres Landes , die manchmal
etwas zu kurz kommen , wenn in den Medien über
Nordrhein-Westfalen berichtet wird , haben sich eben¬
falls zu ihrem Vorteil verändert.

Ich könnte viele Beispiele dafür nennen , wie wir die
Entwicklung in Ostwestfalen und im Münsterland , im
Sauerland und im Siegerland , in der Eifel und im
Bergischen Land , am Niederrhein und in Lippe gefor¬
dert haben und weiter fördern . Ich will heute nur eine
Zahl nennen , die deutlich macht, daß sich die Regio¬

nen in Nordrhein -Westfalen außerhalb des Ruhrgebie-
tes in den vergangenen Jahren positiv entwickelt
haben : Im Oktober dieses Jahres lag die Arbeitslosig¬
keit in elf von 33 Arbeitsamtsbezirken in Nordrhein-
Westfalen niedriger als im Bundesdurchschnitt oder
genau im Bundesdurchschnitt

Die Landesregierung hat gestern beschlossen , welche
strakturwirksamen Projekte aus der letzten Rate der
Strukturhilfemittel finanziert werden können . Qualifi¬
zierung , Technologie und die Bereitstellung von Flä¬
chen bilden die inhaltlichen Schwerpunkte der 37 Pro¬
jekte , für die 134,1 Millionen DM Strukturhilfemittel
und 8,7 Millionen DM zusätzliche Landesmittel zur
Verfügung stehen.

Regional haben wir uns auf die Teile des Landes
konzentriert , für die es keine besonderen Förderpro¬
gramme der Europäischen Gemeinschaft , des Bundes
oder des Landes gibt . Auch damit leisten wir einen
Beitrag dazu , die für erfolgreiches Wirtschaften not¬
wendige Infrastruktur in allen Regionen unseres Lan¬
des zu stärken.

ln der heutigen Situation ist es besonders wichtig , daß
wir strukturelle Probleme von den Folgen der bundes¬
weiten und weltweiten konjunkturellen Schwäche
unterscheiden . Probleme und Schwierigkeiten einzel¬
ner Branchen - zum Beispiel im Montanbereich -
sollten nicht überdecken , daß die nordrhein -westfäli¬
sche Wirtschaft heute auf einem breiteren Fundament
steht als noch vor zehn oder gar vor 20 oder 30 Jah¬
ren.

Kohle und Stahl beschäftigen nur noch 5 % der Er¬
werbstätigen in unserem Land ; Mitte der 60er Jahre
waren es noch 12 % .

Trotz konjunktureller Abschwächung ist die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten auch in den
vergangenen zwölf Monaten noch gestiegen , und zwar
um insgesamt mehr als 60 000 . Verluste in der indu¬
striellen Beschäftigung wurden durch Arbeitsplatzge¬
winne im Baugewerbe und bei den Dienstleistungen
mehr als wettgemacht.

Seit 1984 sind in Nordrhein -Westfalen über 700 000
zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen worden . 48 der
100 größten Unternehmen Deutschlands , aber auch
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über 510 000 kleine und mittlere Unternehmen haben
ihren Sitz in unserem Land . Der Gründungsboom war
auch im ersten Halbjahr 1992 ungebrochen . Auf
10 000 bestehende Unternehmen entfallen in Nord-
rhein -Westfalen 381 Neugründungen , im alten Bun¬
desgebiet sind es 354.

Trotz der Sonderbelastungen im Montanbereich haben.
wir beim wirtschaftlichen Wachstum Anschluß an den
Bundestrend gehalten . In Westdeutschland war das
Bruttosozialprodukt im ersten Halbjahr dieses Jahres
um 1,9 % höher als im vergleichbaren Vorjahreszeit¬
raum , in Nordthein -Westfalen um 1,4 % .

Die Zahl der Arbeitslosen hat im Oktober um 10,1 %
zugenommen . Das ist viel zu viel , ist aber weniger
als in den meisten anderen Ländern , ln Hessen und
Rheinland -Pfalz gab es 18,6 % mehr Arbeitslose , in
Bayern 22,9 % und in Baden-Württemberg 31,4 %
mehr Arbeitslose.

Das ist beachtlich , auch wenn man die unterschiedli¬
che Ausgangslage berücksichtigt . Für keinen der bei
Uns von Arbeitslosigkeit Betroffenen ist es ein Trost,

andere Länder ebenfalls Probleme haben . Aber
ich hoffe , daß der Vergleich mit anderen Lindem
H«7ii beiträgt , die wirtschafte - und arbeitsmaiktpoliti-

( B ) sehe Diskussion zu versachlichen.

(Beifall bei der SPD)

Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Kohle und
Stahl ist zurückgegangen . Aber sie machen uns - wie
schon so oft ' in der Geschichte unseres Landes - wie¬
der einmal Sorgen . In der westdeutschen Stahlindu¬
strie ist der Abbau von rund 15 000 Arbeitsplätzen
angekündigt , und niemand kann sagen , ob es dabei
bleiben wird und welche Auswirkungen die zurückge¬
hende Stahlkonjunktur auf den Bergbau bat.

Die Landesregierung ist über die Entwicklung mit den
Beteiligten schon seit Monaten im Gespräch.

In der Kohlerunde vom November 1991 haben wir
mit dem Bund eine Verringerung der Fördermenge
vereinbart , die zu einem Verlust von weiteren 30 000
Arbeitsplätzen führt . Wir haben dem zugestimmt,
damit der Steinkohlenbergbau wieder eine langfristige
Perspektive bekommt.

Aber es gibt noch Unsicherbeiten : Ungeklärt ist die
Finanzierung der Kohleverstromung nach 1995. Die
Absicherung der Kohlenmde in Brüssel steht noch
ans.

Aktuell drohen weitere Risiken aus der EG-Kommis-
sion . Es gibt dort Überlegungen für die zukünftige
Regelung der Kohlebeihilfen . Wenn die Wirklichkeit
würden , müßte nicht nur der Steinkohlenbergbau in
Deutschland , sondern auch in der Europäischen Ge¬
meinschaft insgesamt in absehbarer Zeit bis auf einen
zu vernachlässigenden Rest stillgelegt werden.

Eine solche Entwicklung wäre nicht nur energiepoli¬
tisch bedenklich und mit den bisherigen Aussagen der
EG -Kommission zur Sicherheit der Energieversorgung
schwerlich zu vereinbaren , sie würde auch zu schwe¬
ren sozialen Verwerfungen führen.

Ich habe mich deshalb am Montag an den Präsidenten
der EG-Kommission gewandt und ihn gebeten , sich
für eine Regelung einzusetzen , die in der Kontinuität
der bisherigen Praxis des EGKS -Vertrages steht , die
den Aspekt der Versorgungssicherbeit beachtet und
die Anstrengungen der deutschen Kohlepolitik vom
November 1991 unterstützt.

Zusätzliche Risiken gehen von den Plänen der Euro¬

päischen Gemeinschaft zur Einführung einer Steuerlö¬

sung aus , die nach den Vorstellungen der EG-Kom¬
mission mit eirier CO, -Abgabe gekoppelt wäre . Die

Landesregierung tritt demgegenüber mit allem Nach¬
druck für eine Energiesteuer ein , die dem Energiespa¬
ren , dem Umweltschutz und der Versorgungssicher¬
heit gleichermaßen dient.

(Beifall bei der SPD)

Mit Blick auf die längerfristigen Perspektiven unseres
Landes steht die Frage im Mittelpunkt , welche Posi¬
tion der Standort Nordrfaein -Westfalen über die Kon¬

junkturzyklen hinweg im Wettbewerb der Regionen
einnimmt . Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig:
Nordrhein -Westfalen braucht den Wettbewerb der

Regionen nicht zu scheuen . Wir sind eine starke

Region . Wir sind ein attraktiver Investitionsstandort.
Wir sind ein Land mit Zukunft.
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Das ist ganz offensichtlich auch die Meinung der
Verantwortlichen in den Unternehmen des Landes.
Sie fühlen sich offensichtlich stark genug , die Vorteile
des Europäischen Binnenmarktes in einem verschärf¬
ten Wettbewerb zu nutzen.

Das hat gute Gründe : Wir haben in den vergangenen
Jahren in Nordrfaein-Westfalen gemeinsam wichtige
Standortfäktoren geschaffen und ausgebaut . Zur gün¬
stigen geographischen Lage im Herzen Europas
kommt die gute Infrastruktur - auch bei Straßen,
Schienenwegen , Flughäfen und Wasserstraßen -, die
uns in die Lage versetzt , die Vorteile dieser zentralen
Lage voll zu nutzen . Die hohe Bevölkerungsdichte
und die günstige Untemehmensstruktur bieten Investo¬
ren in Nordrhein -Westfalen eine Marktnähe , wie sie
in Europa ohne Beispiel ist.

Der Standort Nordrhein -Westfalen zeichnet sich aus
durch eine dichte Forschungslandschaft , durch hervor¬
ragende Qualifikation der Arbeitnehmer und durch
eine überdurchschnittliche Produktivität.

Wir haben dem Umweltschutz früher als andere Län¬
der einen hohen Rang gegeben . Heute sind bei uns
erste Adressen der Umwelttechnik zu Hause , und
Nordrhein -Westfalen ist mit seinen lebenswerten

( ® ) Städten uiid einem reichen Freizeit - und Kulturange¬
bot attraktiv für die Menschen , die hier wohnen , und
für die Investoren.

(Beifall bei der SPD)

Aus unseren Erfahrungen mit dem Strukturwandel im
Ruhrgebiet haben wir für alle Regionen unseres Lan¬
des gelernt , daß Investitionshilfen nicht das dominie¬
rende Instrument der Wirtschaftsforderung sein kön¬
nen . Deshalb legen wir so großen Wert auf

den Ausbau der Infrastruktur und des Bildusgs
Wesens,

- die Mobilisierung von Flächen,

auf die Förderung von Wissenschaft und For
schung , von Qualifizierung , von Umweltschutz
und auf die sogenannten weichen Standortfaktoren.

Unsere traditionelle Wirtschaftsförderung konzentriert
sich inzwischen auf kleine und mittlere Unternehmen.

Die Landesregierung hat so eine moderne Form der
Angebotspolitik entwickelt , der mehr einfällt , als im
Auf und Ab der Konjunktur mit jeweils unterschiedli¬
cher Begründung Zurückhaltung bei den Löhnen zu
fordern und damit die Einkommensverteilung weiter
aus dem Gleichgewicht zu bringen.

(Beifall bei der SPD)

Mit der Regionalisierung der Strukturpolitik haben
wir bundesweit Maßstäbe gesetzt . Ziel dieses politi¬
schen Ansatzes ist es , die eigenen Kräfte der Regio¬
nen zu mobilisieren , die Strukturpolitik des Landes
auf die Bedürfnisse vor Ort auszurichten , ohne daß
wir die Rollenverteilung zwischen Staat und Wirt¬
schaft auf der einen Seite und den verschiedenen
staatlichen Ebenen auf der anderen Seite verwischen.

Der Dialog als Voraussetzung für gemeinsames,
abgestimmtes Handeln ist heute wichtiger denn je . Ich
werde deshalb die führenden Vertreter der Wirtschaft,
Unternehmer und ihre Verbände , Arbeitnehmer und
ihre Gewerkschaften zu Gesprächen einladen . Ich will
mit ihnen an einem Tisch beraten , was wir in der
heutigen Situation gemeinsam , jeder in seiner Ver¬
antwortung , dazu beitragen können , die guten Chan¬
cen des Standorts Nordrhein -Westfalen zu sichere und

■weiterzuentwickeln.

(Beifall bei der SPD)

Eines der Ergebnisse der parlamentarischen Beratun¬
gen zum Bericht der sogenannten Burger-Kommission
im März 1989 war der Beschluß der Landesregierung
vom 15 . August 1989 , einen " Arbeitestab Aufgaben¬
kritik ’ einzusetzen . Dieser Arbeitsstab hat inzwischen
16 Organsationsuntersuchungen in Auftrag gegeben,
von denen drei abgeschlossen sind . In diesem Jahr
will er weitere drei und im kommenden Jahr 13 neue
Untersuchungen in Auftrag geben.

ln zwei Wochen wird die Landesregierung über die
ersten Vorschläge dieses ’Arbeitsstabes Aufgaben¬
kritik ’ beraten , die Landesverwaltung in Nordrhein-
Westfalen in bestimmten Teilen anders und so effi¬
zient wie möglich zu organisieren . Wir lassen uns
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dabei von dem Ziel leiten , unseren demokratischen
und sozialen Rechtsstaat auch in schwierigen Zeiten
handlungsfähig zu erhalten.

Die Landesverwaltung ist ein großes , vielfach geglie¬
dertes Dienstleistungsuntemehmen für die Bürgerin¬
nen und Bürger.

Was in privaten Unternehmen schon lange üblich ist,
muß auch für die öffentlichen Dienstleistungen ganz
selbstverständlich werden : die regelmäßige Prüfung,
ob die bestehenden Strukturen und Aufgabenzuschnitte
noch zeitgemäß sind und wo es möglich oder wo es
sogar notwendig ist , in Zukunft mit weniger Personal
auszukommen.

Wir sollten dieses Thema gemeinsam ohne ideologi¬
sche Scheuklappen diskutieren . Es geht nicht um die
Frage : mehr oder weniger Staat? Es geht darum , wie
die . unbestrittenen Aufgaben des Staates so gut wie
möglich erfüllt werden können.

(Beifall bei der SPD)

Nicht alles , wofür der Staat den Bürgerinnen und
Bürgern gegenüber in der Pflicht ist , muß er auch mit
eigenen Einrichtungen und mit eigenem Personal tun.

(Beifall bei SPD , CDU und F . D . P .)

Staatliche Einrichtungen sind kein Selbstzweck . Wir
müssen sie nach der Qualität ihrer Dienstleistungen
beurteilen

(Beifall bei der F .D . P .)

und danach , ob sie im bestehenden Umfang und in
der heutigen Organisation noch nötig und finanzierbar
sind.

(Beifall bei SDP . CDU und F . D . P .)

Ich bin sicher , daß wir zeigen werden : Es ist mög¬
lich , die öffentliche Verwaltung an veränderte Bedin¬
gungen anzupassen . Wir werden die Handlungsfähig¬
keit des demokratischen und sozialen Rechtsstaates
auch dadurch stärken , daß wir noch stärker als bisher
die Möglichkeiten der Technik nutzen , auf rückläufige
Aufgaben reagieren und Aufgaben an Dritte über¬

tragen , ohne Abstriche an den Zielsetzungen zu ma¬
chen.

(Zustimmung der Abgeordneten Dr . Linsswi
[CDU] und Dr . Rohde [F .D .P. ])

Das wird rum Abbau von Stellen im Landesdienst
führen.

Wir müssen uns dieser Aufgabe auch deshalb stellen,
weil die Personalkosten sonst einen immer größeren
Teil des Landeshaushalts beanspruchen würden

(Beifell bei SPD und F.D .P .)

und weil der Spielraum für politische Gestaltung der

Landeseotwicklung i mmer enger würde.

Es wäre aber zu kurz gesprungen , wenn wir die

Modernisierung der öffentlichen Verwaltung aus¬
schließlich unter finanziellen Gesichtspunkten sähen.

(Beifall bei SPD und F . D . P. )

Natürlich üben leere Kassen auch einen heilsamen

Zwang aus , neue und möglichst intelligentere Lösun¬

gen zu suchen.

(Zustimmung des Abgeordneten Schauerte

[ CDU])

Aber unser Ziel geht über die langfristige Sicherung
des finanziellen Spielraums für politische Gestaltung
hinaus : Wir wollen nicht möglichst wenig Staat,
sondern bessere öffentliche Dienstleistungen.

(Zustimmung des Abgeordneten Dr . Rohde

[ F . D . P . J)

Wir wollen die öffentliche Verwaltung nicht möglichst
.klein machen , sondern wir wollen sie möglichst hand¬

lungsfähig und qualifiziert machen.

(Beifall bei SPD und F .D . P . )

Das Kabinett wird am 24 . November erstmals über

die entsprechenden Vorschläge des Arbeitsstabes
beraten . Der Fin anzmin ister hat darüber am 30 . Okto¬

ber ein erstes Gespräch mit den Vorsitzenden der
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OTV in Nordrhein -Westfeien geführt . Zur Umsetzung
dieser Überlegungen werden noch viele Gespräche
nötig sein; denn es bandelt sich ja um einen Prozeß,
der über mehrere Jahre gehen wird , und niemand
sollte einen solchen Prozeß als einen Schlagstock
gegen Arbeitnehmer mißverstehen . Es geht « ich hier
um Zusammenarbeit . Das ist nötig , wenn wir der
Verantwortung für unser Land gerecht werden wol¬
len.

Nordrhein -Westfalen wird damit das erste Land sein,
das Personaleinsparungen nicht nach dem Rasenmä¬
herprinzip zu betreiben versucht , wie das offenbar
jetzt mit der 1-Prozent -Kürzung im Bund überlegt
wird . Wir prüfen alle Aufgabenbereiche kritisch und
fragen , ob die bestehende Form der Aufgabenerfül¬
lung noch zeitgemäß ist oder ob manche Aufgabe
anders erledigt werden oder ganz entfallen kann.

Im Frühjahr haben wir mit den Beschlüssen des Kabi¬
netts zur “ Programmwirksamkeit " einen vergleich¬
baren Prozeß für die Förderprogramme des Landes
abgeschlossen . 116 Programme haben wir überprüft;
viele haben wir eingestellt , manche zusammengelegt,
andere gekürzt . Auch hier sind wir nicht nach der
Rasenmäherroethode vorgegangen , sondere haben
bewußt politische Prioritäten und Posterioritäten

I® ) gesetzt.

Wenn es gelingt , die öffentliche Verwaltung in Nord¬
rhein-Westfalen so zu modernisieren , wie wir das tun
wollen , dann ist das auch ein Beitrag dazu , die gute
Wettbewerbsposition des Standorts Nordrhein -West¬
falen weiter zu stärken.

( Beifall bei SPD und F . D .P .)

Die Modernisierung der öffentlichen Verwaltung - 4ac
ist eine Aufgabe , der sich auch viele Städte und Ge¬
meinden stellen.

( Abgeordneter Dr . Rohde [ F. D . P . ] : Müssen !)

Das ist gut so!

Ich will in diesem Zusammenhang auch ein Wort zur
Beschleunigung von Planungs - und Genehmigung sver-
fahren sagen . An dieser Frage arbeiten wir in unter¬
schiedlichen Bereichen . Weil die organisatorischen

und die personellen Möglichkeiten der Länder zur
Verfehrensbeschleunigung konventioneller Art ausge-
schöpft sind , müssen sich die weiteren Überlegungen
auf einen Abbau entbehrlicher Verwaltungsaufgaben,
auf eine Vereinfachung von Verfehrensregelungen und
Verfehrensabläufen , auf eine Straffung der Verwal¬
tungsorganisation und auf eine Entlastung des Staates
durch Übertragung staatlicher Verwaltungsaufgaben
auf Dritte konzentrieren.

Schon heute ist absehbar , daß grundlegend neue
Lösungen nur gefunden werden können , wenn Bund
und Länder sich auf eine gemeinsame Linie verständi¬
gen.

(Beifall bei SPD , CDU und F .D .P . )

Auf Vorschlag Nordrhein -Westfalens haben die Chefs
der Staats- und Senatskanzleien der Länder am 29.
Oktober 1992 Ln Dresden eine Arbeitsgruppe einge¬
setzt , die prüfen soll , welche Möglichkeiten es gibt,
Planungs - und Genehmigungsverfahren noch schneller
als bisher nicht auf den Weg , sondern auch zum
Abschluß zu bringen . Der Vorsitz der Arbeitsgruppe
ist Nordrhein -Westfalen übertragen worden.

(Vorsitz : Vizepräsident Schmidt)

Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! Es ist
nötig , uns immer wieder in Erinnerung zu rufen : Wir
leben seit dem Fall der Mauer in einer völlig anderen
Welt . Wir haben das früher begriffen als andere , und
wir haben früher über die Probleme und Schwierig¬
keiten gesprochen , aber auch wir haben das noch
nicht genügend verarbeitet . Es gibt eine Kluft zwi¬
schen Einsicht und der Fähigkeit , die notwendigen
Konsequenzen zu ziehen.

(Beifall bei der SPD)

Sechs Tage nach dem Fall der Mauer , am 15 . No¬
vember 1989, habe ich hier in einer .Regierungserklä¬
rung gesagt:

Die Landesregierung ist davon überzeugt : Die
Chancen , die sich heute für alle Deutschen bie¬
ten, können nur genutzt werden , wenn alle politi¬
schen Parteien und gesellschaftlichen Gruppen in
der Bundesrepublik untereinander nicht nur zum
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Gespräch , sondern auch zu gemeinsamem Handeln
fähig und bereit sind.

Die Form , in der das stattfindet , ist letztlich
gleichgültig . Wir nennen das “ Runden Tisch *

, die

Engländer sprechen vom ' Round Table * . Worauf
es ankommt , ist die Sache: Alle , die im Bund , in
den Ländern und in den Gemeinden , in Unter¬
nehmen und Gewerkschaften , in Kirchen und
Wohlfahrtsverbänden Verantwortung tragen , soll¬
ten sich zusammensetzen und ein abgestimmtes
Konzept erarbeiten , wie wir die Menschen aus der
DDR und in der DDR auf dem von ihnen gewähl¬
ten Weg unterstützen können . . . .

Ich bin überzeugt:

- so habe ich damals gesagt -

Wir brauchen über mehrere Jahre eine große
nationale Anstrengung , die privates und öffentli¬
ches Geld in Milliardenhöhe mobilisiert , wenn wir
die Menschen in der DDR vor einem sonst dro¬
henden Kollaps ihrer Volkswirtschaft bewahren
wollen.

Ich denke, " ich habe damals recht gehabt.
( B)

(Beifall bei der SPD)

Ich füge hinzu , meine Damen und Herren : Wie ist
damals gelacht worden , als ich vorschlug , auf die
dritte Stufe der Steuerreform zu verzichten . Wie ist
gelacht worden ! Wäre diesem Vorschlag gefolgt
worden , hätten wir diese drei Jahre der Diskussion
um Versprechen vor der Wahl und Handlungen nach
der Wahl nicht zu führen brauchen.

(Beifall bei der SPD)

Ich bleibe dabei : Der Fall der Mauer ist ein Glücks¬
fall , der - untrennbar verbunden mit den Entwick¬
lungen in der früheren Sowjetunion und im Osten und
Südosten Europas - die Welt freier macht . Aber wir
geben zu : Sie ist auch unübersichtlicher geworden,
und sie ist in neuer Weise gefährdet . Um so wichtiger
sind Klarheit und Wahrheit.

Für die Landespolitik heißt das : Wir müssen Politik
für Nordrbein -Westfalen noch stärker daran messen,
wie es gelingt , uns auf das Wesentliche zu konzen¬
trieren und Erreichtes zu bewahren und nicht dem

nrchzujagen , was auf lange Zeit unerreichbar bleibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich habe in der Regierungserklärung am 15 . Au¬

gust 1990 gesagt:

Wir werden grundlegend über Prioritäten und
Posterioritäten neu nachdenken müssen.

Wir haben in den beiden vergangenen Jahren schon
manches erreicht . Uber die Überprüfung der Förder¬

programme habe ich bereits gesprochen . Das wird
aber nicht reichen . Die Größenordnung der Probleme

verlangt uns mehr ab . Es geht nicht mehr mit einer
Korrektur hier oder eine Glättung da. Auf allen politi¬
schen Ebenen ist wirklich Umdenken nötig.

Wir müssen uns schon jetzt darauf einsteilen , daß ab
1995 der neue Finanzausgleich in Kraft tritt und daß

uns im Landeshaushalt Milliarden betrage fehlen wer¬
den.

Weil wir aber schon in der Vergangenheit auf vieles
Wünschenswerte verzichtet und weil wir in den ver¬

gangenen zwölf Jahren sparsamer gewirtschaftet
haben als alle anderen Länder , können wir auch in

schwierigen Zeiten Wort halten . Es bleibt bei den

landespolitischen Schwerpunkten . Das gilt für den

Wohnungsbau , für die Altenpolitik und den Ausbau
der Kindergärten . Das gilt auch für die Fortsetzung
unserer aktiven Wirtschafte - und Strukturpolitik.

Wie gesagt , es bleibt auch dabei , daß das Land für

den Aushau von Kindergartenplätzen bis 1995 die
Mittel für insgesamt 125 000 zusätzliche Plätze in

Kindergärten und anderen Kindertagesstätten zur

Verfügung stellen wird . Wir haben allerdings von

Anfang an keinen Zweifel daran gelassen , daß das nur

geht , wenn auch die Eltern einen stärkeren Beitrag
zur Finanzierung der Betriebskosten leisten.

Mit der sozialen Staffelung der Kindergartenbeiträge
im Kindertagesstättengesetz - was ja heute morgen
auch in der Fragestunde diskutiert worden ist - , das
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im letzten Jahr hier verabschiedet worden ist , wollten
wir die unterschiedliche wirtschaftliche Leistungs¬
fähigkeit der Eltern stärker berücksichtigen . Wir
wollten erreichen , daß sie mit ihren Beiträgen ins¬
gesamt 19 % der Betriebskosten decken . Uns schien
es angemessen , Eltern zuzumuten , 19 % der Kosten
für den Kindergartenplatz ihres Kindes zu bezahlen.

Nach allem, was wir bisher wissen , wird dieser Pro¬
zentsatz in den Städten und Gemeinden nur in Aus¬
nahmefällen erreicht . Man hört aus den Kommunen
ganz unterschiedliche Erklärungen für das von Stadt
zu Stadt oft unerklärlich unterschiedliche Beitragsauf¬
kommen.

( Zuruf des Abgeordneten Schauerte [ CDU ])

- Ich habe ja gesagt : “oft unerklärlich " ! Daß Sie
manches erklären können , was ich nicht verstehe , will
ich nicht bestreiten.

(Beifall bei der SPD)

Wir stehen aber vor der Aufgabe , die Finanzlücke zu
schließen , und zwar im Interesse aller Beteiligten.
Das wird nicht ohne eine maßvolle Anhebung der
Eltembeiträge gehen . Dafür kann ich nur alle , deren
Kinder einen Kindergarten oder eine andere Kinder¬
tagesstätte besuchen , um Verständnis bitten . Ich sage
jedoch ganz deutlich : Für uns kommt nicht in Frage,
die soziale Staffelung der Beiträge abzuschaffen.

( Beifall bei der SPD)

Wir werden unsere ehrgeizigen Ziele für den Ausbau
der Kindergärten nur erreichen , wenn die Aufteilung
der Finanzierung zwischen Land , Trägem und Eltern
im Grundsatz bleibt . Ganz klar und unmißverständ¬
lich : Anders, ohne einen entsprechenden Beitrag der
Eltern , wird es nicht gelingen.

(Abgeordneter Dr . Rohde [F . D . P. j : Richtig ! )

Es bleibt auch bei der Förderung des Wohnungsbaus,
ln der Regierungserklärung habe ich die Förderung
VOn mindestens 26 700 Sozialwohnungen im Jahr
angekundigt. 1992 kommen wir auf 35 000 geförderte
Wohnungen.

Das ist ein spürbarer Beitrag zur Linderung der Woh¬
nungsnot . Bezahlbare Wohnungen sind aber auch ein
wichtiger Faktor für die Attraktivität des Wirtschafts¬
standorts Nordrhein -Westfalen,

(Beifall bei der SPD)

und wir sind uns der Bedeutung des Wohnungsbaus
auch für Nachfrage und Beschäftigung bewußt.

ln der Altenpolitik setzen wir unsere Planungen eben¬
falls Schritt für Schritt um . Wir werden im kommen¬
den Jahr Altenpflegeplätze im gleichen Umfang mit
Landes mittein fördern , wie wir das 1992 getan haben.

Die innere Sicherheit , der Schutz von Menschen vor
Gewalt und Kriminalität , ist ein Thema , das in den
vergangenen Monaten verstärkt ins Blickfeld gerückt
ist.

Es geht nicht nur darum , den Drogenhandel zu be¬
kämpfen - aber darum geht es auch Beschaffungs¬
kriminalität zu verhindern und uns alle vor der orga¬
nisierten Kriminalität zu schützen . Es geht auch dar¬
um , vielen Menschen die Sorge davor zu nehmen , sie
könnten in den Abendstunden nicht mehr unbesorgt
öffentliche Verkehrsmittel benutzen.

Das fordert von uns Anstrengungen , die nichts mit
dem Abladen von Problemen bei der Polizei zu tun
haben dürfen.

(Zustimmung bei der SPD)

Kriminalitätsvorbeugung muß einen noch größeren
Stellenwert bekommen . Ich denke da nicht nur an die
Erziehung , sondern auch an den Städtebau , die Orga¬
nisation des öffentlichen Nahverkehrs , aber auch an
ganz einfache Maßnahmen der Industrie . Es ist tech¬
nisch ohne großen Aufwand möglich , Autos viel
besser als heute vor Diebstahl zu sichern , Warum
wird das nicht gemacht ? Wäre das nicht auch ein
Verkaufsargument?

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen die Polizei stärker als bisher von polizei¬
untypischen Aufgaben entlasten.
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Lassen Sie mich ein Wort zur aktuellen Diskussion
über die Polizeibesoldung sagen:

Die Landesregierung hat beschlossen , den Anteil des

gehobenen Dienstes in der Schutzpolizei von 1992 bis
1995 zu verdoppeln . Mit dem Haushalt 1992 , dem
Nachtragshaushalt 1992 und dem Entwurf zum Haus¬
halt 1993 haben wir damit begonnen , dieses Ziel zu
erreichen.

Gerade in der heutigen Zeit - und nach dem , was ich
eben gesagt habe - muß aber klar sein : Es geht nicht
alles , und auch das , was geht , geht nicht ganz und
sofort . So berechtigt der Wunsch nach besserer Be¬

zahlung bei manchen ist , so gilt doch auch , daß es
viele gibt , die weniger verdienen - im öffentlichen
Dienst und . außerhalb des öffentlichen Dienstes.

Meine Damen und Herren , die Diskussion über den
Artikel 16 unseres Grundgesetzes , der politisch Ver¬

folgten Asyl garantiert , wird zu Recht sehr intensiv,
aber nach meiner Überzeugung nicht immer richtig
geführt.

Es ist deshalb kaum erstaunlich , daß viele Menschen
dieser Diskussion nicht mehr folgen können . Manche
gewinnen den Eindruck , es gehe gar nicht darum , das

( B ) Asylverfahren so neu zu ordnen , daß schnell klar ist,
wer Anspruch auf Asyl hat und wer nicht , wer also
bei uns Zuflucht findet und wer das nicht finden
kann.

Vielmehr haben manche den Eindruck , das Recht auf

Asyl solle abgeschafft werden , und dagegen wehren
sie sich . Leider gibt es in der politischen Diskussion
Stimmen , auf die sie sich bei diesem Eindruck beru¬
fen können.

Andere haben das Gefühl , daß die Parteien nicht über
den besten Weg streiten , wie die tatsächlichen Proble¬
me in den Städten und Gemeinden gelöst werden
können , sondern ihre ganze Kraft darauf konzentrie¬
ren , ein praktisches Problem zum Instrument im

politischen Kampf zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Die dieses Gefühl haben , gewinnen den Eindruck , daß
es politische Kräfte gibt , denen nichts Schlimmeres

passieren könnte , als daß die demokratischen Parteien
sich in dieser schwierigen Frage verständigen.

Auch dieses Gefühl ist leider nicht aus der Luft ge¬
griffen . Es Endet Nahrung in vielen Äußerungen , bei
denen sich nicht zuletzt die CSU in der vergangenen
Woche hervorgetan hat.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen dringend eine Verständigung zwischen
den demokratischen Volksparteien . Grundlage dieser

Verständigung muß es sein , daß politisch Verfolgte
auch in Zukunft bei uns Zuflucht finden,

(Beifall bei der SPD)

daß Artikel 16 des Grundgesetzes aber nicht länger zu
Unrecht als Einwanderungstor in unser Land ' benutzt
werden kann , auch weil wir keine anderen Rechts¬

wege haben , die zu schaffen wären . Dazu müssen wir

nach meiner Überzeugung nicht nur Artikel 16 unse¬

res Grundgesetzes ergänzen , sondern alle Fragen der

Zuwanderung regeln.

(Abgeordneter Paus [Detmold ] [CDU ] : Ger¬

ne ! )

Unkontrollierte Zuwanderung jedenfalls hat soziale

Folgen , die vor allem die sozial Schwachen in unserer
Gesellschaft treffen . Wenn sie den Eindruck bekom¬

men , daß die Politik sich nicht mehr um sie kümmert,
Hann entsteht sozialer Sprengstoff.

Über allen notwendigen Diskussionen über das Asyl¬
recht sollten wir nicht vergessen , daß unser Auftrag
darin besteht , Fluchtursachen und nicht Flüchtlinge zu

bekämpfen.

(Beifall bei der SPD)

Noch wichtiger , als Flüchtlingen zu helfen , ist es

mitzuhelfen , daß nicht immer mehr Menschen zu

Flüchtlingen werden - und werden müssen!

(Beifall bei der SPD)

Da setzt unsere neue Flüchtlingspolitik an . Wir wol¬

len ganz praktisch , anhand konkreter Projekte zeigen:
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Menschen bleiben in ihrer Heimat , wenn sie dort für
sich und ihre Angehörigen eine Zukunftsperspektive
sehen.

Wir betreiben eine Kombination aus humanitärer Hilfe
und der Förderung struktureller Veränderungen in
Verwaltung und Wirtschaft . Wir tun das in vielen
Einzelprojekten in fast allen Ländern Mittel - , Ost-
und Südosteuropas . Wir tun das auch aus der Er¬
kenntnis , daß jede Mark dort einen vielfachen Wert
dessen hat , was sie bei uns wert ist.

Ich erhoffe mir wichtige Impulse für diese Politik von
der Stiftung Entwicklung und Frieden , die wir 1987
gegründet haben . Deren Arbeit findet immer größere
Resonanz und ein positives Echo . Ich bin froh dar¬
über. daß sich die Bundesregierung an dieser Stiftung
mit fünf Millionen DM beteiligen will . Ich habe die
Gespräche selber noch mit Willy Brandt und dem
Bundeskanzler führen dürfen und bin froh darüber,
daß dieses Ergebnis jetzt zustandegekommen ist.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren ! Herr Präsident ! Der 9.
November ist in der deutschen Geschichte in mehr-

g ^
facher Hinsicht ein historisches Datum.

Der 9 . November , von dem ich soeben gesprochen
habe - der Tag , an dem die Mauer fiel -, war ein Tag
unbeschreiblicher Freude.

Der 9 . November 1918 , die Proklamation der ersten
deutschen Republik , war der Aufbruch in ein demo¬
kratisches Deutschland , das schon 15 Jahre später
zugrunde gegangen ist, weil sich zu wenige Demokra¬
ten zu seiner Verteidigung fanden.

Der 9 . November 1938 - der Tag , an dem in ganz
Deutschland Synagogen brannten , jüdische Geschäfte
geplündert und jüdische Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger gejagt wurden - ist und bleibt ein Tag der Schan¬
de.

V<ir alle haßen in den vergangenen Wochen mit Ent¬
setzen verfolgt , wie sich Gewalt in unserem Land
breitmacht: bei Anschlägen auf Unterkünfte von
Asylbewerbern, bei der Schändung jüdischer Friedhö¬
fe und bei wachsender Aggressivität Ausländem und

Fremden gegenüber.

Es ist eine schlimme Bilanz , mit der wir uns nicht
abhnden dürfen , daß allein im Monat September in
Nordrhein -Westfalen 195 firemdeafeindlicbe Straftaten
gemeldet worden sind . Hier gilt mehr denn je : Weh¬
ret den Anfingen!

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
von CDU , F .D .P . und GRÜNEN)

Artikel 1 unseres Grundgesetzes sagt : "Die Würde
des Menschen ist unantastbar . " Deshalb muß der Staat
sein Gewaltmonopol für alle Menschen einsetzen , die
hier leben , unabhängig von ihrer Herkunft , ihrer
Hautfarbe , ihrer Abstammung , ihrer Religion oder
ihrer politischen Überzeugung . Zum Gewaltmonopol
des Staates gehört es auch , daß Gewalttäter so behan¬
delt werden , wie die Gesetze das vonsehea.

Innenminister Schnoor hat in der Regierungserklärung
am 14 . Oktober vor dem Landtag deutlich gemacht,
daß es nicht an neuen Gesetzen fehlt , sondern daß die
bestehenden Gesetze konsequent angewendet werden
müssen und daß das bei uns in Nordrhein -Westfalen
auch geschieht.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Das hat er
nicht deutlich gemacht !)

Dennoch : Teilnahmslose oder gar offen mit Gewalttä¬
tern sympathisierende Zuschauer sind ein Zeichen
dafür , daß hier offensichtlich ein gesellschaftliches
Tabu gebrochen ist . Das darf uns nicht ruhen lassen:
das dürfen wir nicht hinnehmen . Wir müssen Intole¬
ranz , Vorurteilen , Antisemitismus und Hetze gegen
Fremde überall da mit aller Härte begegnen , wo wir
sie antreffen.

(Beifall bei SPD , CDU und GRÜNEN)

Für die Gewalt , die wir in den vergangenen Monaten
erleben , und für die latente Gewaltbereitscbaft gibt es
keine Rechtfertigung,

(Allgemeiner Beifall)

aber es gibt Ursachen . Einige diese Ursachen kann
man durch politisches Handeln beeinflussen.
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Es ist keine neue Erfahrung , daß Benachteiligung,
soziale Ungerechtigkeit , Angst vor sozialem Abstieg
und Sorge um den Arbeitsplatz oder die Wohnung di«
Suche nach Sünden bocken begünstigen und daß sie
ein Nährboden für Aggresivität und Gewalt sind.

Der Schutz bedrohter Menschen und die Verfolgung
von Straftätern sind wichtig . Noch wichtiger ist es,
daß wir dazu beitragen , die sozialen Ursachen für die
Resonanz rechtsextremer Parolen zu beseitigen , und
die Bereitschaft wecken , gemeinsam an der Verringe¬
rung der Ursachen zu arbeiten.

(Beifall bei SPD und bei Abgeordneten der
CDU)

Eine Politik der sozialen Gerechtigkeit , eine Politik,
die nicht zuläßt , daß eine wachsende Minderheit auf
der Strecke bleibt , ist der wirkungsvollste Beitrag
gegen Rechtsextremismus und Gewalt.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten von
CDU und F . D . P. )

Dazu kommt , daß wir auf allen Ebenen unübersehbare
Zeichen setzen . Die 350 000 Menschen in Berlin
haben das am Sonntag getan . Ich glaube , diese Bot-

( B ) schaff ist trotz mancher schlimmer Bilder in der Welt
verstanden worden . Ich bitte alle Bürgerinnen und

Bürger eindringlich , solche Initiativen in den Städten
und Gemeinden unseres I-andes zu unterstützen.

( Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Nagel [ CDU ])

Wenn sich am Montagabend etwa 100 000 überwie¬
gend beneidenswert junge Menschen in und nach Köln
aufgemacht haben , dann ist das ein hoffnungsvolles
und ermutigendes Zeichen . Ich möchte den zehn
Kölner Rockgruppen , die diese Großveranstaltung mit

Unterstützung der Stadt Köln in ganz kurzer Zeit auf
die Beine gestellt haben , und allen , die mitgetan
haben - Elke Keidenreieh , Willy Millowitsch und
Klaus Bednarz herzlich danken.

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren , Antisemitismus ist eine
besondere , eine besonders aggresive Form der Frem-

denfeindlichkeit ; sie hat in Deutschland zwischen
1933 und 1945 furchtbare Konsequenzen gehabt . Ich

füge hinzu : Sie ist auch besonders unchristlich , selbst
wenn das in der Kircheogeschichte nicht immer und
an allen Stellen deutlich geworden ist . Ich bin froh,
wenn wir uns in dieser Frage um besondere Sensibili¬
tät bemühen . Ich kann in wenigen Wochen , am
1 . Dezember , einen Vertrag zwischen dem Land
Nordrhein -Westfalen und den jüdischen Gemeinden
unterzeichnen . Wir wollen damit gerade jetzt ein
deutliches Zeichen gegen alten und neuen Antisemitis¬
mus setzen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der

CDU)

Das vereinte Deutschland steht an einer Wegscheide.
Die Politik des "Weiter so " gefährdet das , was wir im
Westen erreicht haben , und behindert damit auch den

Aufbau im Osten . Das vereinte Deutschland braucht

eine neue Politik . Dazu gehört vor allem anderen , daß

alle Parteien sich endlich wieder mit den tatsächlichen

Aufgaben beschäftigen und für Wahrheit und Klarheit

sorgen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der

F .D . P.)

Die Politik muß die Menschen ernst nehmen . Sie

wollen wissen , was auf sie zukommt , womit sie rech¬

nen müssen , woran sie sind . Sie sind die Ungewiß¬
heit , das ständige Hin und Her leid , das sie seit fast

zwei Jahren erleben müssen . Hier gab es Fehler in

allen politischen Lagern , und ich sage das nicht ohne

Selbstkritik.

Aufgabe einer verantwortungsvollen Politik ist es , den

Menschen in den neuen Ländern zu sagen , daß es viel

länger dauern wird , als von manchen erwartet und

von vielen erhofft , bis die Lebensverhältnisse in allen

16 Ländern des vereinten Deutschland annähernd

gleichwertig sein werden.

Verantwortungsvolle Politik muß den Menschen in

den neuen Ländern auch sagen , daß die Parole :
" Auf¬

bau im Osten vor Ausbau im Westen ’ gut klingt , aber

falsch ist . Stillstand im Westen wäre tatsächlich Rück¬

schritt . Niemandem wäre geholfen , wenn die west¬

deutschen Länder geschwächt würden . Das ginge
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auch zu Lasten der neuen Länder.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU und der F .D .P .)

Die Menschen in den westlichen Ländern wissen , daß'
noch auf Jahre hinaus Opfer nötig sind , auch wenn
ihre Bereitschaft zum Teilen geringer ist , als 1990
schien , oder wenn sie stärker geschwächt worden ist,
als wir das . 1990 gehofft haben . Um so wichtiger ist
es , daß jetzt bei der Verteilung endlich Gerechtigkeit
einkehrt . Gerechtigkeit ist die Voraussetzung für
Solidarität.

Das gilt für uns in Deutschland heute in besonderer
Weise , das erleben aber auch unsere Freunde und
Nachbarn in Europa und unsere Partner jenseits des
Atlantik . Mir hat imponiert , was der neugewählte,
noch nicht inaugurierte amerikanische Präsident Bill
Clinton seinen Landsleuten am Wahlabend gesagt hat:

Ich bitte Euch auch , wieder Amerikaner zu sein,
nicht nur daran interessiert zu sein zu nehmen,
sondern zu geben , nicht nur Schuld zuzuweisen,
sondern Verantwortung zu übernehmen , sich nicht
nur um sich selber zu kümmern , sondern für
andere zu sorgen . . . . Wir brauchen ein neues
Gemeinschaftsgefühl . . . . Wenn wir kein Gemein¬
schaftsgefühl haben , wird der amerikanische
Traum weiter schmelzen . . . . Zusammen werden
wir es schaffen . Zusammen können wir das Land,
das wir lieben , zu dem machen , wofür es be¬
stimmt war . Ich glaube weiterhin an einen Ort
namens Hoffnung.

So hat Bill Clinton gesagt , der aus Hope stammt.

Wir stehen hier in Deutschland und in Nordrhein-
Westfalen vor einer ganz anderen , aber vor einer im
Kem vergleichbaren Aufgabe . Auf der Suche nach
den besten Lösungen , meine Damen und Herren , wird
cs genug Anlaß zum politischen Streit geben . Das
gehört zur Demokratie , und ich hoffe . Sie haben den
Eindruck, meine Damen und Herren , daß ich auch
wieder imstande bin , ein bißchen mitzustreiten . Zur
Demokratie gehört aber ebenso , daß wir über die
Paneigrrnzen hinweg gesprächsfähig sind und daß wir
eicht den Streit um des Streites wegen suchen.

Das gilt für die künftigen Finanzbeziehtmgen zwi¬
schen den Lindern und dem Bund sowie für die
Finanzbeziehungen unter den Lindem . Das gilt für
die Beteiligungsrechte der Linder bei der Übertra¬

gung von Aufgaben auf die Europäische Gemein¬
schaft . Das gilt ganz allgemein für die Stärkung des
Föderalismus und für die Stellung unseres Landes im
Wettbewerb der Regionen . Das gilt in anderer Hin¬
sicht auch für grundlegende Veränderungen , wie wir
sie zur Modernisierung der öffentlichen Verwaltung
planen.

Es gibt eine Reibe von Fragen , die eine so vitale
Bedeutung für unser Land haben , daß es gut wäre,
wenn alle im Landtag vertretenen Parteien dabei so
weit wie möglich zusammenwirkten . Ich will unter¬
schiedliche Verantwortlichkeiten nicht verwischen,
und ich will unterschiedliche politische Positionen
nicht übertünchen . Ich freue mich auf den fairen
Streit . Ich glaube aber , daß es gut wäre , wenn wir
unsere Kräfte bündelten , um die Interessen unseres
Landes und seiner Bürgerinnen und Bürger wirksam
zu vertreten.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
F . D . P . )

Wir stehen vor Herausforderungen einer ganz reuen ( D)
Größenordnung und einer neuen Qualität . Unsere
Aufgabe ist es , den Bürgerinnen und Bürgern klar zu
sagen , daß noch eine schwierige Wegstrecke vor uns
liegt . Ich bin überzeugt , wir können das packen,
wenn alle bereit sind , daß Ehre beizutragen , und wenn
wir selber die Orientierung nicht verlieren : Für ein
starkes Nordrhein -Westfalen , für eine Bundesrepublik
Deutschland , die ökonomisch , sozial und ökologisch
wirklich einig wird , und für ein Europa , das seiner
Verantwortung für den Frieden in der Welt und erst
recht auf unserem Kontinent gerecht wird . - Ich danke
Ihnen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall bei
Abgeordneten der F . D . P .)

Vizepräsident Schmidt : Ich danke dem Herrn Mini¬
sterpräsidenten Dr . Rau . - Meine Damen und Herren.
Sie haben die Regierungserklärung entgegengenom¬
men.
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Warum erweckt Frau . . .

Präsidentin Friebe : Frau Kollegin , ich muß Sie noch
einmal daran erinnern , daß Sie schon eine Weile
überzogen haben.

Abgeordnete Hieronymi (CDU ) : Ich führe den Satz
nur noch zu Ende.

. . . Bauministerin Ilse Brusis hach wie vor den Ein¬druck des Filzes , da sie im Aufsichtsrat von Thyssensitzt , und warum erweckt der Finanzminister diesesLandes nach der Definition der Staatskanzlei nach wievor den Eindruck des Filzes , da er ebenfalls im Auf¬sichtsrat von Thyssen sitzt?

(Abgeordneter Büssow (SPD ) : Wir können doch
nichts für Ihre Eindrücke ! ) ,

Ziehen Sie die Konsequenzen , Herr Ministerpräsident!Sorgen Sie dafür , daß Ihre übrigen Minister dem
Beispiel von Herrn Clement folgen . - Vielen Dank.

( Beifall bei der CDU)

Präsidentin Friebe : Ich erteile Herrn Ministerpräsi¬denten Dr. Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr , Rau : Frau Präsidentin ! MeineDamen und Herren ! Lassen Sie mich ein paar Bemer¬
kungen zu dieser . Debatte machen.

Bei Ihrem Beitrag , Frau Kollegin Hieronymi . hatteich das Gefühl , daß Sie nur das Wort "Filz " elfmal
unterbringen wollten . Ich habe den Verdacht , dal) Siediese Debatte nicht aus Sachgründen führen.

( Beitall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Bru¬
nemeier 1SPD) : Das kann man sagen !)

Die Erklärungen von Herrn Reul über die Mandatevon Herrn Minister Clement und über die Motivedafür , diese niederzulegen - "der Mann legt die Man¬date nieder, weil er sich tit laufen will , um Minister¬präsident zu werden " - haben Sie heute nicht wie¬

derholt , Sie haben sie damals insinuiert.

(Abgeordneter Büssow [SPD] : 22 . Oktober !)

Ich möchte darauf hinweisen , daß das auch für Sie
gefährlich ist ; denn es könnte einmal jemand sagen:Wenn dreimal hintereinander ein CDU -Bundestags-
abgeordneter Präsident der Bundesanstalt für Arbeit
wird - solchen Filz halten wir für unerträglich!

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Das würde er im Augenblick bei einem Kandidaten
sagen - Herrn Jagoda der hochqualifiziert ist . Er
war Inspektor in einer Verwaltung , dann Bundestags¬
abgeordneter , er hatte dann kein Bundestagsmandat
mehr , dann wurde er Staatssekretär.

(Abgeordneter Dom [F . D . P. ] : Falls Karriere !)

- Immerhin, . das ist doch eine Karriere ! - Er ist dann
wieder Bundestagsabgeordneter geworden und will
jetzt Präsident der Bundesanstalt für Arbeit werden.

(Zuruf des Abgeordneten Dr . Vesper [ GRÜ¬
NE ] ;

Ich bin dafür , daß er das wird , weil ich glaube , hier
haben sich Bundesregierung und Arbeitnehmerorgani-sationen auf den richtigen Mann geeinigt . Nur - Sie
dürfen hier nicht sagen : "Wie gut , daß dieser böse
Schein jetzt vermieden wird "

, wenn Sie es sind , der
den bösen Schein verursacht hat, und zwar durch Ihre
Polemiken.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Herr Reul . ich habe tn einem Interview in den ' Aa¬
chener Nachrichten " gelesen . Sie wollten als General¬
sekretär der CDU viele Ziele erreichen , unter ande¬
rem das Ziel , das " Phänomen Rau " zu knacken.

( Heiterkeit bei der SPD)

Interessant . V' ie ! Spaß ! Nur : Das müssen Sie anders
machen . Das will ich Ihnen gem belegen.

( Abgeordneter Büssow [ SPD ] : Er ist doch
schon bei 32 % angekommen !)
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Frau Kollegin Hieronymi hat mich freundlicherweise
zitiert , und zwar zustimraend , daß wir darüber nach-
denken und darüber reden wollten , ob das in der
neuen Wahlperiode nicht anders sein könnte . Ich
möchte auch Sie zitieren , und zwar auch zustimmend.
Sie haben am iS . Oktober gesagt:

Dabei wird - und dies ist von der Union von
dieser Stelle wiederholt deutlich gemacht worden -
mit diesem Kriterium der Bereich der montanbe¬
stimmten Unternehmen völlig abgedeckt , so daß
also die Frage der Vertretung der Landesregierung
in den montanbestimmten Unternehmen in Zukunft
gewährleistet wäre , mit einem klaren Ja zu be¬
antworten ist und nicht in Frage steht.

Das haben Sie gesagt , Frau Hieronymi.

( Abgeordnete Hieronymi [CDU ] : Aber Sie
müssen vollständig zitieren ! )

- Ich Finde das vollständig , denn der Gedanke ist
erkennbar , und das will etwas heilten!

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Ich frage Sic nun : Wenn das Ihre Meinung ist - war¬
um polemisieren Sie dann gegen das einzige tnoman-
mitbestimmte Mandat , das Gegenstand der Erörterung
hier ist , nämlich das Aufsichtsratsmandat von Herrn
Kollegen Schieußer bei Thyssen ? Oder ist Stahl für
Sie nicht mehr Montanindustrie ? Das könnte ja sein.
Ich will Ihnen deshalb ein paar Erfahrungen nennen,
die vielleicht für den einen oder anderen neu sind.

Ais Anfang der 70er Jahre die Ruhrkohle AG - mit
Tochtergesellschaften - gegründet wurde , haben auf
Bitten der IGBE alle Fraktionen nicht nur ihre Vor¬
sitzenden in Aufsichtsräte delegiert , sondern sie haben
auch gebeten , daß Mitglieder der Landesregierung
entsandt werden . So war ich damals bei der Berg¬
bau AG Niederrhein , Heinz Lange war - ich glaube -
bei der Untten Tochter ; damals gab es drei . Selbstver¬
ständlich war auch der CDU - Fraktionsvorsitzende in
einem Aufsichtsrat.

Auch Helmut Schmidt war nach seinem Ausscheiden
aus dem Bundeskanzleramt im Aufsichtsrat der Ruhr¬
kohle . solange er es gesundheitlich konnte . In Bonn

ist die Praxis anders ; da werden Staatssekretäre , nicht

Mitglieder der Regierung entsandt , wenn die Unter¬

nehmen das wollen . In Bonn ist das Verständnis von
Staatssekretären anders als hier , außerdem gibt es
dort auch viel mehr.

(Heiterkeit bei der SPD)

In Bonn gibt es so viele Staatssekretäre - 62 - , daß

man , wenn das so weitergeht , befurchten muß , deren
Zahl wird so groß wie die CDU -Fraktion im Landtag.

(Große Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Wir haben da eine andere Praxis.

(Abgeordneter Reul [ CDU ] : Das war aber
außerordentlich sachlich !)

- Herr Reul , nachdem ich gehört hatte, Sie wollten
Phänomene knacken , habe ich gedacht : Der Mann hat

Humor!

(Große Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Das war wohi -ein Irrtum.

Ich will Dinen einmal etwas sagen , was nicht einmal

Minister Clement weiß , obwohl er mein Vertrauter
ist - neben Klaus Matthiesen und den anderen.

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD - Zuruf
des Abgeordneten Dr . Vesper [GRÜNE ])

Wissen Sie , wie Minister Clement in den Aufsichtsrat

von Rheinbraun gekommen ist?

( Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Durch
Wahl , oder ?)

- Ja , aber er ist ja Nachfolger eines ausgeschiedenen
Aufsichtsratsmitgiieds . Der Vorgänger von Herrn

. Minister Clement war Herr Dr . Leister . Für den

Aufsichtsrat von Rheinbraun haben wir nämlich im¬

mer den Chef der Staatskanzlei benannt.

( Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Den haben
doch immer die Arbeitnehmer benannt !)
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- Wir haben darüber Gespräche geführt.

(Heiterkeit bei der CDU und bei Abgeordnetem
Dr . Vesper [GRÜNE ])

Wissen Sie, wer da gekommen ist und mich gebeten
hat , dieses Mandat dem Chef der Staatskanzlei zu
ermöglichen?

(Abgeordneter Dr . Linssen [ CDU ] : Alfons
Müller oder Konrad Grundmann !)

- Nein. Bernhard Worms.

(Heiterkeit bei der SPD)

Denn das war damals so. Als dann Leister ausschied,
ist die IGBE gekommen und hat gefragt,

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Das ändern
wir ja !)

ob der neue Chef der Staatskanzlei wohl bereit wäre,
das auch zu machen . Nun ist Minister Clement zu der
Meinung gekommen - obwohl er an der Beratung und
Beschlußfassung in Sachen Garzweiler nicht teilge-
nommen hat daß er dieser Diskussion für seine
Person ein Ende machen möchte . Ich kann das gut
verstehen ; denn es ist unangenehm, wenn man immer
wieder öffentlich vorgeführt wird und wenn einen
Leute fragen : ' Sagen Sie mal, Sie sind doch in sound¬
so viel Aufsichtsräten . Was haben Sie denn so da¬
von? " Dann weiß niemand etwas über AbfÜhnmgs-
bestimmungen und über Gesetze , und dann wird das
auch schnell einmal etwas dubios.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Wie bei den
Diäten !)

Dann sagt man eines Tages : " Ich will das nicht
mehr"

, und das muß man respektieren . Aber genausomuß man respektieren , wenn jemand ein montanmit-
besiimmtes Aufsichtsratmandat übernimmt , wie
Schieußer das bei Thyssen getan hat , und wenn er
| lauht , sich auf die Zusage der CDU verlassen zu
können : Bei montannutbestimmten Aufsichtsräten
erheben wir keinen Einspruch!

(Abgeordneter Büssow [ SPD ] : So ist es ! -
Beifall bei der SPD)

Noch im Oktober , Frau Hieronymi , hat die CDU
erklärt , gegen die mitbestimmten Bergbaumandate
habe sie keine Bedenken.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Bergbau¬
mandate , richtig !)

- Bergbaumandate ! Doch jetzt kommt eben Frau
Hieronymi und spricht im Zusammenhang mit Frau
Brunn und Frau Brusis von Filz wegen zweier Man¬
date im Bergbau . Das ist die Doppelzüngigkeit , die
ich nicht Leiden kann.

(Beifall bei der SPD)

Ich will eine letzte Bemerkung machen . Ich selber
glaube , daß es wichtigere Themen gibt als dieses . Ich
habe die Aktuelle Stunde dazu auch nicht erfunden.

(Abgeordneter Büssow [ SPD ) : Das ist auch
nicht aktuell ! )

- Ich halte es nicht für aktuell . Aber ich will noch
eine Bemerkung machen , Frau Kollegin Höhn , weil
ich Ihren Beitrag für bemerkenswert und vieles von
dem , was Sie gesagt haben , für erörterungswürdig
halte ; das wiecterhoie ich.

Ich selber bin zwar der Meinung , man sollte Neurege¬
lungen erst mit der nächsten Wahlperiode treffen.
Aber dann interessiert mich schon die bayerische
Regelung , die in ihren Auswirkungen ganz anderes ist
als die Disziplin und Zurückhaltung , die wir hier in
Nordrhein -Westfalen in der Praxis an den Tag legen.
Sie müssen sich einmal die Listen von bayerischen
Aufsichtsratsmandaten , wahrgenommen durch Mit¬
glieder der Landesregierung , ansehen . Das ist ein¬
drucksvoll.

Ich will das gerne alles diskutieren . Nur , wenn Sie
jetzt sagen , bei Babcook sei Neuber der Nachfolger
von Schieußer , dann ist das nicht wahr , und man soll
nichts Unwahres sagen.

( Abgeordnete Höhn [GRÜNE ] : Das steht
zumindest so in der Zeitung ! )
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- Nein , es steht so nicht in der Zeitung . Ich habe die
Zeitung hier , und zwar die Oberhausener Lokalausga¬
be,

(Heiterkeit)

die zu abonnieren Sie ja angeraten haben . Da waren
Sie , fand ich , ziemlich verfilzt mit der "WAZ " .

(Heiterkeit)

Friedei Neuber ist der Nachfolger von Herrn Ewald-
sen im Aufsichtsratsmandat , und Herr Ewaldsen war
bis dahin der Vorsitzende , nachdem er früher der
Vorstandsvorsitzende war . Das kann man auch für
Filz halten.

Heinz Schleußer hat sein Mandat bei Babcock schon
an 21 . Mai dieses Jahres niedergelegt , also nicht
etwa in den letzten Wochen oder Monaten . Er hat es
mir nicht öffentlich erzählt , und das muß man auch
nicht , vor allen Dingen dann nicht , wenn man den
Eindruck nicht los wird , daß man selbst mit der Auf¬
gabe , mit der Abgabe eines Aufsichtsratsmandates
Stoff liefert für Filzvorwürfe , für Unterstellungen , für
eine Niveausenkung der politischen Auseinanderset¬
zung im Landtag , wie wir sie bei diesem Thema seit

( B ) Jahren erleben , nachdem es einmal eine Gemeinsam¬
keit gegeben hat , die wiederherzustellen - -

( Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Wer ist
denn nun Nachfolger von Herrn Schleußer ? )

- Das weiß ich . nicht . Ich weiß nur , daß Neuber der
Nachfolger von - -

(Zurufe : Ewaldsen ! )

- Ja ! Entschuldigung , jetzt fallen mir schon Namen
nicht mehr ein . Siegmund Freud ist immer dabei.

( Heiterkeit)

nicht wundem , wenn wir darüber eines Tages dann
auch öffentlich reden.

Wenn ich Ihnen das eine Beispiel mir der Bundes¬
anstalt für Arbeit genannt habe,

(Abgeordeter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Haben
Sie noch mehr in petto?)

dann können Sie glauben : Ich habe das ungern getan,
weil ich alle drei , sowohl den jetzigen Kandiäten
Jagoda als auch Herrn Franke als auch seinen Vor¬
gänger Josef Stingl - alles CDU - oder CSU- Bun¬
destagsabgeordnete - für qualifiziert gehalten habe
und halte.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Das ist doch
eine öffentlich -rechtliche Veranstaltung ! Was
soll das denn ? ! )

- Ja , sicher ist das eine öffentlich -rechtliche Veran¬

staltung . Nur , der Weg , den ich Ihnen vorhin kurz
beschrieben habe , könnte natürlich den Filzverdacht
nährea : vom Inspektor über das Parlament zum
Staatssekretär und dann wieder ins Parlament . Das
müssen Sie sich einmal ansehen , Herr Schauerte!

Herr Schauerte , wir müssen auch über andere Auf¬
sichtsratsmandate und Interessenkollisionen sprechen.
Da diskutiert man in Bonn auch über Abgeordnete
und ihre Bindungen , ihre wirtschaftlichen Interessen
und Bindungen.

( Richtig ! und Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Auch darüber kann und muß man dann reden . Da
werde ich immer auf der Seite derer sein , die für
freie Berufsausübung eintreten und die keine Begren¬
zungen mitmachen . Ich will nicht den gläsernen Ab¬

geordneten , sondern ich will die glaubwürdige Politik.

( Beifall bei der SPD)

Aber ich sage noch einmal : Hören Sie auf mit diesem
Klein -klein ! Hören Sie auf damit , das Wort ' Filz * Präsidentin Friebe : Vielen Dank , Herr Minister-

ständig in der Meinung zu nennen , Sie könnten uns präsident . - Für die Fraktion der CDL erteile ich das

damit etwas anhängen . Wer sich ansieht , was in Bonn Wort Herrn Abgeordneten Dr . Linssen.

und was in Bayern geschieht - nicht nur bei Aufsichts¬
ratsmandaten , sondern bei Karrieren der darf sich
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der Filmstiftung ist momentan so angelegt , daß immer
dann, wenn die Landesanstalt für Rundfunk über
Gebühreneinnahmen mehr Überschüsse hat , die Zu¬
schüsse des Landes entsprechend erhöht werden . Das
ist überhaupt keine Begründung , mehr Mittel in die
Filmstiftung hineinzu tun,

(Beifall bei GRÜNEN und CDU)

solange keine inhaltlichen Kriterien vorgegeben wer¬
den. Solange diese Mittel nicht nach ganz bestimm¬
ten , für uns transparenten Auswahlkriterien vergeben
werden , solange werden wir Kürzungsanträge stellen,
und zwar zu Recht . Man muß sich sehr wohl ange¬
sichts der Finanzlage des Landes darüber unterhalten,
ob zum Beispiel eben einmal eine Erhöhung von
1,7 Millionen DM in diesem Jahr zulässig ist . Der
Landeshaushalt zahlt im nächsten Jahr 16,7 Millio¬
nen DM an die Filmstiftung . Das halten wir - bei
aller Liebe - , Herr Büssow . einfach für zu hoch.
Dagegen wehren wir uns auch.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zurufe)

- Ja , ja , es tut mir leid . Jetzt kommen schon wieder
die Sprüche . Okay , ich nehme >la< mit der Liebe
zurück.

( B)
(Abgeordneter Dr . Dammeyer | SPD ] : Aber die
Gelder sind nötig !)

Meine Damen und Herren , ich habe begonnen - -

(Weitere Zurufe)

' Ja , ja , ist okay . Bitte verzeihen Sie mir angesichts
der späten Stunde , daß ich mich da eben in den Wor¬
ten ein bißchen vergriffen habe . - Was?

(Abgeordneter Dr . Dammeyer [SPDJ : Aber die
Gelder sind nötig ! - Abgeordneter von Unger
[ CDU ] : Das ist doch nicht schlimm !)

- Die Gelder sind eben nicht notwendig.

Meine Damen und Herren ! Ich habe mit einem positi¬
ven Aspekt begonnen , ich möchte auch mit einem

positiven Aspekt schließen . Wir haben im Hauptaus-
schuß 1 Million DM mehr für Bildungsarbeit bewil¬
ligt . Wir wollten noch mehr , aber der Ansatz ist
richtig.

Wir haben ihn insbesondere auch deshalb bewilligt,
weil wir gesagt haben : ,Es muß mehr für die Weiter¬
bildung junger Menschen getan werden . Wir haben
die Tendenz , daß gerade die Kids , die 13 - bis 17jäh-
rigen , hingehen und Molotowcocktails in die Flücht¬
lingsheime schmeißen , dort Brandanschläge machen.
Wir müssen wieder mehr Bildungsarbeit machen.

Das heißt nicht , daß wir durch reine Bildungsarbeit
diese rassistischen und rechtsradikalen Tendenzen
loswürden , aber auch das ist ein Aspekt , der aufge-
griffen werden muß . Wir müssen allerdings auch in
anderen Bereichen für die Jugendlichen mehr tun.

Von daher : Es gibt Ansätze im Hauptausschuß , die
wir teilen , zu denen wir ja sagen . Es gibt Ansätze,
die wir kritisieren . Auch die SPD muß damit leben,
daß sie nicht in allen Punkten unsere Zustimmung
bekommt.

Meine Damen und Herren , ich lasse jetzt sieben
Minuten von meiner Redezeit übrig . Ich denke , es
freut Sie alle , daß Sie sieben Minuten -eher nach
Hause kommen . ( D)

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich darf dem Herrn Mini¬
sterpräsidenten das Wort erteilen.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Ich will mich für die Diskus¬
sionsbeiträge bedanken , denen ich in unterschiedli¬
chem Maße zustimmen kann . Lassen Sie mich nur
einige Bemerkungen machen.

Frau Hieronymi , ich beginne mit der Öffentlichkeits¬
arbeit . Das höre ich nun seit 26 Jahren - jedes Jahr.
Meine Sorge ist nicht , daß Sie es jedes Jahr wieder¬
holen , sondern meine Sorge ist , daß Sie das auch in
öffentlichen Veranstaltungen sagen und damit Des¬
orientierung betreiben.
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Sie müßten sich einmal ansehen , was andere Gebiets-
körperschaften - um es wertneutral zu sagen - für
Öffentlichkeitsarbeit ausgeben . Da müssen Sie sich
einmal ansehen , was zum Beispiel die Koalition in
Bonn zum zehnjährigen Jubiläum ausgegeben bat , um
das zehnjährige Dienstjubiläum des Bundeskanzlers
aus öffentlichen Mitteln zu feiern.

(Abgeordneter Hegemann [CDU ] : Was für
öffentliche Mittel ?)

- Aus den Mitteln des Bundespresse - und Infotma-
tionsamtes . So . Das können wir im einzelnen dar¬
stellen.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Dabei
gab es da gar nichts zu feiern ! - Abgeordneter
Dr . Dammeyer [SPD] : Das kommt noch hin¬
zu . )

Dann sehen Sie sich an , daß die Ausgaben für Öffent¬
lichkeitsarbeit beim Bund 1992 um 22 % gestiegen
sind , während wir die Mittel nicht erhöht haben.
Dann sehen Sie sich an , daß die Ausgaben der Bun¬
desregierung für Öffentlichkeitsarbeit seit 1982 mehr
als verdoppelt worden sind . Der Anstieg in Nord¬
rhein -Westfalen beträgt weniger als 50 % .

B)
Ich weise darauf hin , damit deutlich ist : Wir geben
für Öffentlichkeitsarbeit in Nordrhein -Westfalen pro
Einwohner im Jahr 19 Pfennig aus , Niedersachsen 30,
Bayern 37.

Damit können wir uns gut sehen lassen . Wir halten
eine solche Öffentlichkeitsarbeit nicht nur für erlaubt,
sondern auch für geboten.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb meine ich , Sie sollten bei solchen Hinweisen
die Vergleichszahlen immer mitliefem , damit man
auch weiß , wo deijenige . der spricht , verwurzelt ist.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU ] : Wie bei den
Lehrern ! )

Ich komme auf das Thema ' Repräsentationskosten " .
Ich will ihm keine lange Zeit zuwenden . Aber wenn
Sie wüßten , wie viele Anforderungen und Besuchs¬

angebote ausländischer Gäste wir zunehmend bekom¬
men

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Das ist
ja gut !)

- nicht nur aus den osteuropäischen Lindem - und
daß wir dafür dieses Geld brauchea , würden Sie diese
Kritik nicht üben . Nur : Die Bezeichnung ' Repräsenta¬
tion * hat den Soupcon , als versorge sich der Minister¬
präsident da selber . Davon kann keine Rede sein ; das
wissen Sie auch.

Ich kann mich an manche Gespräche auch mit den
Fraktionsvorsitzenden erinnern , in denen mir gesagt
worden ist : Bei diesem Titel sollten wir uns endlich
um Gemeinsamkeit bemühen . Und : Hier seien ange¬
messene Erhöhungen notwendig , damit wir uns nicht
wie ein Armenhaus darstellten.

(Zurufe von der CDU)

- Nein , Herrn Linssen nehme ich da ausdrücklich aus.
Das war vor Herrn Linssen s Amtszeit.

(Abgeordneter Bensmann [CDU ] : Das ist ja
hundert Jahre her !)

- Moment , das ist nicht hundert Jahre her ; das ist
noch keine sechs Jahre her . Sie wundem sich , Herr
Linssen ist noch gar nicht so lange im Amt , wie Herr
Reul es vermutet . Das mag Ihnen so Vorkommen , das

mag Sie bedrücken , aber das ist nicht so schlimm.

(Heiterkeit bei der SPD)

Ich will diesen Punkt damit abschließen , weil ich
noch ein paar andere Bemerkungen machen möchte.

Erstens : Stichwort "neue Flüchtlingspolitik * ! Frau

Hieronymi , bitte sehen Sie die Zahlen im Zusammen -

hang , und bitte tun Sie das auch bei der Hilfe für die
östlichen Bundesländer . Dann werden Sie feststellen:
Wir haben das veranschlagt , was wir brauchen,

(Abgeordneter Bensmann [ CDU ) : Anderes ist
auch nicht zulässig !)

nicht mehr und nicht weniger . Wenn sich das Projekt

Landtag Nordrhein -Westfalen 10205 Plenarprotokoll 11/81 10 . 12 . 1992

( A ) ( Ministerpräsident Dr . Rau)

in Skopje in den Schritten etwas verzögen und wir
soviel nicht abfließen lassen können , stellen wir ent¬
sprechend weniger ein . Aber daß das Projekt in Skop¬
je angenommen wird , daß das längst viel mehr auch
als das ist , was Frau Höhn meint , und daß für die 40
000 Menschen , die in der Region leben , inzwischen
nordrhein -westfälische Dienstleistungen erbracht
werden , finde ich gut und richtig.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen: Diese neue Flüchtlingspolitik , auch
Skopje , muß man fortsetzen . Mein Appell an alle
anderen Länder und an den Bund , das zu tun , stößt
inzwischen auf Verständnis , aber leider noch nicht auf
Nachahmung . Ein Land wie Nordrhein -Westfalen
allein kann das nicht leisten . Wir müssen auch die
Außenpolitik umstellen . Es geht nicht mehr darum,
welche Länder man anerkennt , sondern darum , wie
man in welchen Ländern hilft.

(Beifall bei der SPD)

Dabei haben wir Deutschen eine Verpflichtung . Die¬
ser Verpflichtung wollen wir nachkommen . Man muß
Fluchtursachen und nicht Flüchtlinge bekämpfen.

( Allgemeiner Beifall)

Weil es darum geht , machen wir eine solche Politik.
Ich füge hinzu : Frau Höhn , Sie haben völlig recht,
die Migration läßt sich damit nicht stoppen . Eine neue
Flüchtlingspolitik , die alle Menschen da beließe , wo
sie jetzt sind , halte auch ich nicht für erreichbar und
denkbar . Nur : Daß wir uns angesichts von etwa
220 000 Aussiedlem je Jahr 1991 und 1992 aus den
Ländern der ehemaligen Sowjetunion , angesichts der
Strome aus Ost - und Südosteuropa bemühen müssen,
da , wo es möglich ist , Menschen zum Bleiben zu
veranlassen , und zwar nicht über die Verweigerung
von Visa , sondern über das Schaffen von Perspekti¬
ven für sie,

(Beifall bei der SPD)

hegt unserer neuen Flüchtlingspolitik zugrunde.

Das macht die Bundesregierung auf ihre Weise . Wir
haben gestern am Rande des Vermittlungsausschusses,

als es um die Rußlanddeutschen ging , darüber gere¬
det . Ich denke , eine solche Politik muß man stärken
und stützen.

Ich mache eine letzte Bemerkung , damit ich nicht die
sieben Minuten verbrauche , die Sie , Frau Kollegin
Höhn , uns in diesem vertraulichen Kreis freundlicher¬
weise geschenkt haben,

(Heiterkeit)

und sage : Was die Filmstiftung angeht , kann ich
Ihnen und auch Frau Hieronymi nicht folgen . Wir
sind in Nordrhein -Westfalen jetzt auf einem langen
und mühsamen Weg , das Medienland Nr . 1 zu wer¬
den . Dazu hilft das Medienforum , dazu hilft die
Filmstiftung . Auch wenn das Millionen kostet , will
ich die Vergleichszahl von Bayern nicht nennen . Sie
ist ein Mehrfaches dessen , was wir ausgeben . Der
Filmstiftung stehen in den ersten Jahren solche Beträ¬
ge zur Verfügung , weil sie notwendig sind . Wir
glauben , daß das hilft , die Wirtschaftsstruktur unseres
Landes zu verändern und die Kulturstruktur unseres
Landes zu verstärken . Deshalb tun wir das , wir halten
das für richtig.

Daß alle drei Oppositionsfraktionen den Haushalt des
M inisterpräsidenten ablehnen , ( D

(Abgeordneter Dr . Vesper [ GRÜNE ]) : Damit
müssen Sie leben !)

damit muß ich leben . Das ist übrigens immer so
gewesen , selbst bei Ministerpräsidenten , die anders
hießen als ich . Da war es gelegentlich auch eine
andere Opposition.

Aber ich gestehe Ihnen , weil es ein so schöner Abend
ist : Als ich in der Mitte der Wahlperiode vor vierzehn
Tagen - ' Interviewkriege ' ist zuviel , aber - den Aus¬
tausch von Überlegungen für das Jahr 1995 bei Rohde
und Vesper und dann den Einwurf von Linssen las.
war ich sehr fröhlich ; denn daß die Zeiten absoluter
Mehrheiten vorbei sind , bat Herr Rohde ja auch 1988
auf seinen Eid genommen , und es hat sich 1990 als
Irrtum erweisen lassen.

( Abgeordneter Hardt [CDU ] : 49,79 % ! )
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- Ich bin jetzt allerdings von den Mandaten ausgegan¬
gen, dann sind es natürlich viel mehr. Wir müssen
jetzt nur aufpassen, daß wir nicht so viele Direktwahl¬
kreise erhalten, daß wir mit den Überhangmandaten
gar nicht mehr znrechtkommen, weil dann zu viele
Fremde hier sind.

(Heiterkeit bei der SPD - Abgeordneter Dr.
Vesper [GRÜNE]: Das ist richtig! Dafür müs¬
sen wir alle gemeinsam etwas tun!)

Ich wollte Ihnen sagen : Daß Sie den Haushalt des
Ministerpräsidenten ablehnen , daß Sie seine Politik
nur partiell gut finden,

(Abgeordneter Büssow [SPD ] : Oder auch heim¬
lich ! )

liegt bei Ihnen gewissermaßen im Amtseid begründet.
Aber daß wir eine Politik zugunsten unseres Landes
machen und daß das Land dabei vorankommt, wird
gelegentlich auch von Ihnen bestätigt. Ihr Zögern
verstehe ich . Ich will weiter versuchen, es zu widerle¬
gen.

(Beifall bei der SPD)

( B)

Vizepräsident Dr . Kluse : Danke schön. Wird weiter
das Wort gewünscht? - Das sehe ich nicht. Danke
schön . Wir können die Beratung beenden.

Wir stimmen ab über den Einzelplan 02 gemäß der
Beschlußempfehlung des Hauptausschusses Drucksa¬
che 11/4702. Wer dieser Beschlußempfehlung seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun¬
gen? - Danke schön . Damit ist Einzelplan 02 gemäß
der Beschlußempfehlungangenommen.

(Vorsitz : Präsidentin Friebe)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank!

Ich rufe Nummer 7 auf:

Einzelplan 04 : Justizministerium

Ich verweise auf die Beschlußempfehlung Drucksache
11/4704, eröffne die Beratung und erteile Herrn
Abgeordneten Dr. Klose für die Fraktion der CDU
das Wort.

Abgeordneter Dr . Klose (CDU) : Frau Präsidentin!
Meine Damen und Herren! Der Einzelplan des Justiz-
ministers, der im wesentlichen die Rechtspflege be¬
trifft , steht im Schatten vieler anderer Einzelpläne, so
wie die Rechtspolitik des Landes überhaupt etwas am
Rande steht . Aber das ist manchmal auch von Vorteil.

Wir sind aber in Zeiten, in denen der Einzelplan 04
größere Bedeutung verdient. Deshalb sind wir - dieje¬
nigen, die sich hierzu äußern werden - in einem
Vorgespräch übereingekommen, auch zu später
Abendstundehierzu etwas zu sagen.

Ich meine , daß der Einzelplan 04 im Gefüge des
Landeshaushalts überhaupt eine Bewertung erfährt,
die seiner Bedeutung nicht gerecht wird . Der Haus¬
halt , der die Rechtspflege betrifft, berührt damit einen
der Kembereiche des Staates : nämlich für den Rechts¬
frieden, den Rechtsschutz seiner Bürger zu sorgen
und diesen zu gewährleisten.

Das Faustrecht abzulösen durch eine Friedensord¬
nung , die durch den Staat zu sichern ist, war das
große Ergebnis des Ersten Allgemeinen Landfriedens
von 1495 . Wir sollten alles daransetzen , daß wir nicht
in die Zeit des Mittelalters zurückfalfen . Das hört sich
etwas übertrieben an , aber es ist leider sehr viel
Wahres daran.

Meine Damen und Herren, wir sind in einer Situa¬
tion , in der die Rechtspflege in besonderem Maße in
der Gefahr steht, ihre Aufgabe nicht mehr erfüllen zu
können. Wir klagen seit Jahren über die nicht aus¬
reichende Rechtsgewährung. 1984 , noch unter Ihrer
Leitung, Herr Kollege Haak , hat in Bonn ein großes
Symposium dazu stattgefunden. Viele gute Ideen sind
entwickelt worden; verwirklicht worden ist fast
nichts.

Wir sind in einer Situation , in der die Ansprüche an
die Rechtspflege wachsen . Ich greife nur einen Punkt
aus diesen Tagen auf: Wenn alle Demokraten - und
das ist die Mehrheit der Bürger - fordern , daß rechts-
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Darauf muß sich sozialdemokratische Politik stützen.
Die SPD wird das Vertrauen der Wähler und Wäh¬
lerinnen , die sich aus Enttäuschung jetzt enthalten,
wiedergewinnen, wenn sie gegen die Politik der Bun¬
desregierung die Interessen und Forderungen der
arbeitenden Bevölkerung konsequent verteidigt. Das
ist auch der Auftrag der großen Zahl der Gewerk¬
schaftskollegen und -kolleginnenan die SPD.

Jede weitere Vernichtung von Arbeitsplätzen muß
gestoppt werden. Gewinne privater Unternehmen, die
nicht reinvestiert werden , sind mit einer Sonderabga¬
be zu belegen . Die liquiden Milliardensummen der
Wirtschaft sind für Investitionen zu mobilisieren.

Durch gemeinsames Handeln mit den Gewerkschaften
müssen die Arbeitsplätze im Bergbau sowie in der
Stahl - und Metallindustriegegen Billigkonkurrenzund
Abwanderung der Unternehmen in Billiglohnländer
geschützt werden. Wirtschaftsförderung darf nur bei
garantierter und einklagbarer Arbeitsplatzbeschaffung
erfolgen.

Eine sozialdemokratische Landesregierung kann nicht
ja sagen zur Privatisierung öffentlicher Dienstleistun¬
gen und zu Kürzungen bei Sozialausgaben, zur Strei¬
chung in den Bereichen der Bildung, der Krankenver-

( B ) sorgung, der Altenpflege oder der Sozialhilfe.

Mit der SPD darf es keine Einschränkung demokrati¬
scher Rechte geben.

Mit einer solchen Politik wird sich die SPD als die
Partei bestätigen , die Herr Ministerpräsident Rau auf
dem SPD-Parteitag eingefordert hat als die " Schutz-
macht der kleinen Leute * . Das ist die Basis für den
sozialen Pakt mit der Bevölkerung , der die Kraft für
die Durchsetzung sozialdemokratischer Politik gibt.- Ich danke Ihnen.

Vizepräsident Schmidt : Schönen Dank, Frau Kolle¬
gin Boulboulle . - Für die Landesregierung erteile ich
das Wort dem Herrn MinisterpräsidentenDr. Rau.

Ministerpräsident Dr. Rau : Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Es soll kein falscher Vorgriff auf
den Weihnachtsfrieden sein , wenn ich mich für die

Diskussionsbeiträge dieses Vormittags zur dritten
Lesung des Haushalts herzlich bedanke.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Bitte! )

Mein Eindruck war, daß ganz unabhängig von unter¬
schiedlichen Positionen, die hier vertreten worden
sind , diese Debatte in einem Stil geführt worden ist,
der der Situation im Lande gerecht wird.

Wir brauchen in schwierigen Zeiten ruhige Kraft , und
wir in der Bundesrepublikgehen in schwierige Zeiten;
die Diskussionsbeiträge haben das deutlich gemacht.
Mir läge daran, daß auch deutlich und öffentlich
wird , daß der Haushalt, den wir heute verabschieden,
einen Beitrag dazu leistet , daß wir solche schwierigen
Zeiten bewältigenkönnen.

(Beifall bei der SPD)

Es liegt oft im Wesen parlamentarischer Auseinander¬
setzungen , daß man einen Haushalt danach bemißt.
was in ihm fehlt , was in ihm noch wünschenswert
wäre , wo man noch Verstärkungen oder Verlagerun¬
gen wünscht . Das ist richtig so , aber man muß den
Haushalt auch daraufhin untersuchen, was er denn
leistet , was er denn zur Verfügung stellt und ob er so
gestaltet ist , daß er in die wirtschafts- und finanzpoli - ( D)
tische Situation des Gesamtstaates hineinpaßt.

Herr Kollege Farthmann hat dazu, wie ich finde,
wichtige Äußerungen gemacht . Nun könnte es sein,
daß der eine oder andere glaubt, daß er das müsse , da
er ja der Vorsitzende der Mehrheitsfraktion ist . die
natürlich die Regierung verteidigt.

Ich würde deshalb gern zu den Sachargumenten, die
Herr Kollege Farthmann hier vorgetragen hat , noch
ein Zitat vom heutigen Tage stellen, das ich einer
Zeitung entnehme, die nicht in dem Verdacht steht,
vom Verleger oder vom Auftrag her sozialdemokrati¬
sche Politik zu fördern. Ich meine das * Handelsblau' .
Darin steht heute ein Bericht über die Haushalte der
kommenden Jahre , in dem es heißt:

Eine der sparsamsten im Konzert der AUländer
ist Nordrhein-Westfalens Finanzminister Heinz
Schleußer, der den Ausgabenzuwachs 1993 auf
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3 .3 % begrenzen will . Trotzdem liegt die Investi¬
tionsquote mit 13,8 % deutlich über dem Durch¬
schnitt der Westländer mit 12 % . In den neuen
Ländern beträgt diese Maßzahl knapp 30 % . Die
rege Investitionstätigkeit an Rhein und Ruhr er¬
möglicht zum einen die mit 61,8 Milliarden DM
höchsten Steuereinnahmen unter allen alten Lin¬
dem.

Die Steuerdeckungsquote, das Verhältnis von
Steuereinnahmen und Gesamtausgaben, beläuft
sich auf satte 79,9 % . Im Durchschnitt der west¬
lichen Bundesländer beträgt dieser Indikator hin¬
gegen knapp 68 % , in den neuen Ländern infolge
ihrer strukturellen Schwäche erst 27,2 % .

Zum anderen hat Schleußer die Finanzpolitik auf
Könsolidierungskurs getrimmt. Mit dem Persona¬
letat 1993 verkündet der SPD-Politiker einen
Nullstellenplan. Neueinstellungen soll es auf ab¬
sehbare Zeit nicht geben . Darüber hinaus werden
bis 1995 fast 7 000 Planstellen und Stellen gestri¬
chen. So wird es Schleußer möglich , 1993 die
Nettokreditaufnahmeauf dem Vorjahresniveauvon
4 . 3 Milliarden DM zu belassen. Damit entfallen
im Etat 1993 auf jeden Einwohner 248 DM an
neuen Schulden, (m Durchschnitt aller alten Län-

( B ) dem sind es hingegen 260 DM.

Meine Damen und Herren , diese knappe Zusammen¬
fassung dessen, was heute zur Abstimmung ansteht,
halte ich für eine gerechte Beschreibung dessen , was
wir heute miteinander zu entscheiden haben.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Schauerte
[CDU] : Wer hat Ihnen denn die Zahlen gelie¬
fert? Er zitiert sich selber ! Die Pressestelle hat
ihm die Zahlen gegeben , und jetzt zitiert er sich
selber !)

- Wenn dabei auch noch ein Lob für die Pressestelle
des Finanzmini sters herauskommt - -

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Er sagt doch
. . . Wertung! )

- Nein , Sie haben doch gesagt, da käme es her . Ich
habe gesagt, daß es aus dem "Handelsblatt” von heute
kommt.

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten
Schauerte [CDU ])

Sie wollen doch dem Handelsblatt nicht unterstellen,
daß die einfach unsere Angaben abschreiben, Herr
Kollege Schauerte.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Er hat sich
ein bestelltes Attest schreiben lassen !)

- Kümmern Sie sich einmal darum ! Lesen Sie gute
Zeitungen ; das bildet.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD - Abgeord¬
neter Schauerte [CDU] : Darauf können Sie
sich verlassen!)

Ich möchte gerne einige Bemerkungen zu ein paar
anderen Stichworten aus dem machen , was heute hier
- ich sage noch einmal - in einem Stil der Debatte
erörtert worden ist, wie ich ihn mir seit langem ge¬
wünscht oder zurückgewünscht hätte.

Ich nehme das Stichwort Privatisierung. Das ist für
die einen eine Monstranz, die sie vor sich hertragen,
und für die anderen ein furchtbares Schreckgespenst.
Ich bin nicht für den " schlanken " Staat ; aber ich bin
für den "effektiven" Staat . ( D)

(Beifall bei der SPD)

Ich bin der Auffassung, daß es gut ist , von Zeit zu
Zeit zu prüfen, ob wir mit dem , was wir an personel¬
lem Aufwand treiben - und der ist geringer als in den
anderen Ländern - , den Herausforderungen gerecht
werden , die vor uns liegen. Da ist Privatisierung nicht
gemeint , Frau Kollegin Höhn, als das Abschieben
öffentlicher Aufgaben auf andere.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE ] : Das wollen Sie
aber doch in den Bereichen tun !)

Da werden wir ganz gewiß nicht mit den Reinigungs¬
kräften anfangen. Aber wir werden auch über Reini¬
gungskräfte sprechen, so wie wir es in einer Zeit
getan haben , in der uns Reinigungskräfte angedient
wurden , die ohne Sozialschutzund ohne Krankenver-
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Sicherung waren . Das haben wir in Nordrhein -West¬
falen abgestellt.

(Beifall bei der SPD)

Sie müssen auch einmal solche Entwicklungen sehen.
Auch die privaten Reinigungskräfte werden nicht ohne
gewerkschaftlichen Schutz sein . Darauf werden wir zu
achten haben.

In Wirklichkeit geht es doch um anderes : In Wirklich¬
keit geht es darum , daß schon wegen der hochindu¬
strialisierten Entwicklung des Landes ständig neue
Aufgaben auf den Staat zukommen , die er allein nur
dann erfüllen kann , wenn er ganz neue Beamtenstruk¬
turen , zum Beispiel im technischen Bereich ; aufbaut,
wenn er für Genehmigungsverfahren riesige Behörden
schafft.

Da sagen wir: Es gibt auch außerhalb des öffentlichen
Dienstes so viel Sachverstand , daß wir unser öffentli¬
ches Leben so organisieren müssen , daß dieser private
Sachverstand für die hoheitlichen Entscheidungen
genutzt werden kann.

(Beifall bei SPD und F . D .P . )

( B ) Das ist der Sachverhalt , um den es sich handelt . Um
den werden wir uns kümmern.

Sie können , Frau Kollegin Höhn , die in einem Haus¬
haltsplan zum Ausdruck kommende Politik nicht allein
daran messen , wie hoch der Personalaufwand ist , und
dann noch seine Steigerung herbeiwünschen . Denn
wir brauchen mehr Geld für Investitionen. Und wenn
wir mehr Geld für Investitionen brauchen , dann müs¬
sen wir den öffentlichen Bereich so kappen , daß
Steuermittel für solche öffentlichen Investitionen frei
werden . Das ist die Aufgabe.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNEJ : Sie investieren
in Straßen !)

- Nein . nein . Sie können ja , wenn Sie die Vorwürfe
der verschiedenen Oppositionsparteien miteinander
vergleichen , sehen , daß wir ganz richtig liegen . Denn
wir haben uns ja jahrelang Vorhalten lassen , wir
riefen die Bonner Straßenbaumittel nicht ab , weil wir
so " straßenunfreundliche ' Politik betrieben.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE] : Da war Herr
Zöpel ja auch noch da !)

- Sehen Sie . Das ist der eine Vorwurf. Jetzt kommt
der nächste von Ihnen, wir bauten zuviele Straßen . Im
übrigen: Es gibt auch verkehrlichen Bedarf im Be¬
reich der Straße; aber vorwiegend liegt er im Bereich
der Schiene und der Wasserstraßen. Unsere Politik ist
darauf gerichtet, daß mehr Lasten auf die Schiene
kommen, damit die Straßen frei sind dafür, daß Mo¬
bilität möglich ist, die Sie und ich in Anspruch neh¬
men.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Wir werden die schmerz¬
haften und schwierigen Prozesse beim Stellenabbau
sorgfältig , entschieden, zielgerichtet, konsequent , aber
auch so umzusetzen haben, daß das Vertrauensver¬
hältnis zwischen öffentlichem Dienst und öffentlicher
Hand nicht verlorengeht. Darüber sprechen wir mit
den Vertretungen der Arbeitnehmer. Wir sind in
einem ständigen Dialog. Ich selber habe gemeinsam
mit dem Kabinett in der vergangenen Woche dazu ein
Gespräch geführt. Wir haben verabredet , wie wir
beieinander bleiben - auch bei schwierigen Einschnit¬
ten , die nötig sind.

Frau Kollegin Höhn, lassen Sie mich noch darauf
eingehen , daß Sie den Rückgang der Mittel für ratio¬
nelle Energieverwendung angesprochen haben . Das
trifft zu . Nur , vollständig wäre Ihr Bild , wenn Sie
hier einmal dargestellt hätten , was mit Hilfe dieser
Landesregierung und durch diese Landesregierung in
den letzten zehn Jahren geschehen ist , damit Schwe¬
feldioxyd reduziert wird

(Beifall bei der SPD)

und Staub reduziert wird und Stickoxyde reduziert
werden . Wenn Sie einmal von dem großen Emissions-
minderungsplan gesprochen hätten , der nicht mehr
Plan , sondern Realität ist und der dazu geführt hat,
daß zweistellige Milliardenbeträge in die Umrüstung
und in den Neubau von Kraftwerken in Nordrhein-
Westfalen gekommen sind!

(Beifall bei der SPD)
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Das ist industrielle Erneuerung Nordrhein-Westfalens
unter ökologischen und ökonomischen Gesichtspunk¬
ten.

(Abgeordneter Dr. Busch [Düsseldorf] [GRÜ¬
NE] : Fahren Sie einmal nach Dänemark . Da
können Sie sich einmal ansehen, wie rationelle
Energieverwendung gemacht wird ; aber nicht in
Nordrhein-Westfalen .)

- Richtig. Wir können auch von Dänemark vieles
lernen . Übrigens, in anderen Bereichen sollten wir
nicht von den Dänen lernen . Aber daß Dänemark eine
andere energiepolitische Situation als Nordrhein-West-
falen hat, wird jedem bekannt sein, der unser Land
kennt . Wir sind nun einmal das energiewirtschaftliche
Zentrum der Bundesrepublik , und wir wollen es
bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Aber es kommen Veränderungen, über die man reden
muß , etwa im Bereich der Braunkohle durch die
östlichen Länder, durch Sachsen , durch Sachsen-
Anhalt und Brandenburg. '

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE] : Das hat doch
( B ) damit nichts zu tun !)

Sie haben die Sorge, Frau Kollegin Höhn - das soll
die letzte oder vorletzte Bemerkung an Ihre Adresse
sein - , daß wir heimlich an einer großen Koalition
häkelten . Es ist ja gut, wenn es dann einmal öffentlich
ausgesprochen wird. Sehen Sie , es gibt große Re-
formvorhaben in der Geschichte der Bundesrepublik
- seit ihrer Gründung - , die nur umgesetzt worden
sind , weil die großen Parteien den Konsens gesucht
und gefunden haben. Ich nenne die Mitbestimmung,
und ich nenne die Rentenpolitik, und ich füge jetzt die
Gesundheitsreform hinzu.

Aber ich sage: Alle diese Vereinbarungen der großen
Parteien sind zustande gekommen , wenn eine der
großen Parteien in der Regierung war und die andere
in der Opposition. Die Sehnsucht der Sozialdemokra¬
ten ist nicht die große Koalition, sondern die Regie¬
rungsführung in Bonn . Das ist unser Ziel . Das möch¬
ten wir gerne erreichen.

( Beifall bei der SPD - Abgeordnete
Höhn [GRÜNE] : Das können Sie nicht än¬
dern , wenn Sie der CDU hinterherlaufen! -
Gegenrufe von der SPD - Zuruf des Abgeord¬
neten Schultz-Tomau [F . D . P . ])

- Frau Kollegin Höhn, das werden wir Sozialdemo¬
kraten auch nur erreichen - das sage ich Ihnen streng
vertraulich -,

(Heiterkeit bei der SPD)

wenn wir jetzt nicht mit Koalitionsspielchenanfangen,
wie sie auch hier in der Opposition gelegentlich statt¬
finden . Wenn man regieren will , darf man nämlich
nicht über Koalitionen spekulieren, sondern man muß
versuchen , Wähler zu gewinnen . Das ist der richtige
Weg zur Regierungsverahtwortung.

(Beifall bei der SPD)

Noch eine Bemerkung, mit der ich mich nicht nur an
Sie wende . Ich greife ein Stichwort auf, das uns in
diesen Tagen sehr bewegt: der Asylkompromiß , der
getroffen worden ist . Ich habe daran mitgewirkt, ich
habe mitzuhelfen versucht, und ich bin froh darüber,
daß es zu dieser Verständigung gekommen ist . Ich
füge hinzu : ( D)

Die Umsetzung dessen , was da besprochen und be¬
schlossen worden ist, ist nicht nur eine riesige innen¬
politische Herausforderung, sondern auch eine große
außenpolitischeAufgabe;

(Abgeordneter Dr . Rohde [F .D . P . ] : Sehr rich¬
tig !)

denn wir dürfen auf gar keinen Fall das aufs Spiel
setzen , was in den letzten zwei Jahrzehnten in der
Ostpolitik zustande gebracht worden ist.

(Beifall bei der SPD)

Wir dürfen auch nicht den Eindruck erwecken, wir
packten unsere Lasten anderen auf, sondern es geht
um das , was man ’Burden -sharing" nennt . Ob und
wie wir das zustande bringen, , wird sich in den näch¬
sten Monaten entscheiden. Wir müssen uns alle darum
bemühen.
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Ich will noch einmal deutlich machen : Politisch Ver¬
folgte haben Anspruch auf Asyl,

(Beifall bei SPD und CDU - Abgeordneter
Dr . Busch [ Düsseldorf ] [GRÜNE] : Außer in
Deutschland !)

auch und gerade bei uns.

(Abgeordneter Dr. Busch [Düsseldorf] [GRÜ-
NE1: Leider nicht ! - Abgeordnete Höhn [GRÜ¬
NE] : Wenn sie mit dem Fallschirm absprin-
gen !)

Was aber nicht geht , ist , daß zwei Drittel bis vier
Fünftel all deijenigen, die auf der Wanderung sind,
wegen der besonderen verfassungsrechtlichen Situa¬
tion in ein einziges Land der Europäischen Gemein¬
schaft kommen.

(Beifall bei SPD , CDU und F . D . P . )

Wir müssen jetzt Wege finden - und das meine ich
mit " Burden -sharing " - , die andere Zugänge für Men¬
schen nach Deutschland ermöglichen

(Abgeordneter Kreutz [GRÜNE] : Andere Län¬
der nehmen im Verhältnis mehr Flüchtlinge auf
als die BRD !)

und die nicht jeden auf den Weg über den Asylantrag
schicken . Die allerwichtigste Entscheidung , meine
Damen und Herren , die beim Asylkompromiß getrof¬
fen worden ist , ist , daß die Kriegsflüchtlinge aus dem
früheren Jugoslawien endlich nicht mehr den Weg
über den Asylantrag gehen müssen , sondern daß es
für Kriegsflüchtlinge das Bleiberecht gibt.

( Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU)

Ich denke , dies ist aktuell unsere erste Aufgabe.

(Abgeordneter Dr . Busch [ Düsseldorf ] [GRÜ¬
NE] : Deswegen haben Sie auch 40 Millionen
DM gekürzt bei De-täcto -Flüchtlingen!)

Für mich , Herr Kollege , hat die gemeinsame Ent¬
schließung des Plenums zu dem Schicksal der ver¬
gewaltigten Frauen in Bosnien , die heute morgen am

Anfang unserer Sitzung verlesen worden ist . zum
Bewegendsten gehört , was ich in den letzten Monaten
zu diesem Thema vernommen habe. Ich hoffe , es
bleibt nicht bei Proklamationen , sondern wir tun
etwas , damit diesen Menschen geholfen wird.

(Lebhafter Beifall bei SPD . CDU und F . D . P. )

Herr Dr . Linssen, Ihnen wird vielleicht bewußt sein,
daß Sie mit Ihrer Rede heute morgen einen gewissen
Überraschungseffekterzielt haben , weil - ich sage das
ohne jeden Vorwurf; ich fand es hochinteressant - Sie
einmal eine so grundsätzliche Etatrede gehalten ha¬
ben.

(Abgeordnete Schumann [GRÜNE] : Grund¬
sätzlich falsch !)

Das ist kein Koalitionsangebot - das nur eben zu den
GRÜNEN, sonst glauben sie , sie würden von Über¬
legungen ausgeschlossen, und das will ich ihnen nicht
zumuten.

(Heiterkeit bei der SPD - Abgeordneter Schau¬
erte [CDU] : Das ist die größte Angst , die die
haben ! - Abgeordnete Höhn [ GRÜNE] : Wir
werden damit fertig !)

Herr Kollege Linssen, ich fand sehr vieles in Ihrer
Rede , dem ich gern zustimme . Ich bin froh darüber,
daß Sie einem völkischen Nationsbegriff eine klare
Absage erteilt haben und daß Sie - mit Recht - gesagt
haben, wir dürften den Patriotismus nicht den Rechten
überlassen.

Gut fand ich auch Ihren Hinweis auf die besondere
Verantwortung, die uns Deutschen aus unserer jünge¬
ren Geschichte erwachsen ist.

(Zuruf von der CDU : Aber?)

- Kein Aber ! Ich will sagen , daß mich das sehr be¬
wegt. Es gibt Antisemitismus überall, auch in ganz
Europa. Aber es ist ein Unterschied, ob es ihn in
England oder in Deutschland gibt ; denn hinter uns
Deutschen liegt eine Geschichte , in der Millionen von
Menschen, Millionen von Juden vernichtet worden
sind, eine Geschichte, die uns selbst ärmer gemacht
hat . Wir haben einen Teil - bis 1945 - unserer eige-
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nen Geschichte amputiert. Deshalb muß unsere
Hemmschwelle größer sein als die jedes anderen
europäischen Landes.

(Lebhafter Beifall bei SPD, CDU und F . D . P.)

Ich fand rhren Hinweis richtig, daß Europa keine
Festung werden darf und kann; denn jeder , der auch
nur die Nachrichten hört, weiß: Europa kann keine
Insel des Glücks in einem Meer von Elend und Not
sein.

Auch richtig fand ich, daß sowohl Sie als auch Herr
Dr. Rohde und auch Frau Höhn gesagt haben , sozia¬
ler Friede sei nicht teilbar, das gelte für das vereinte
Europa, das gelte auch für unser eigenes Land , und
daß bei der Bekämpfungdes Rechtsextremismusnicht
nur der Staat gefordert sei , sondern daß dies Sache
eines jeden einzelnen sei.

Ich will das alles nicht relativieren, wenn ich sage:
Ich habe trotzdem manches nicht ganz verstanden.

Sie haben im ersten Drittel Ihrer Rede fehlendes
Staatsbewußtsein, das Fehlen des Staates als verinner¬
lichten Wert beklagt. Am Ende Ihrer Rede haben Sie,
wie ich finde zu Recht , die Bürgergesellschaft propa-

( B ) giert und gesagt, diese leide nicht unter ihren tempe-
• ramentvollen Auseinandersetzungen, sondern allenfalls

daran, daß sich zu viele den vorherrschenden Verhält¬
nissen anpaßten.

Diese beiden Aussagen am Anfang und am Ende Ihrer
Rede passen für mich nicht richtig zusammen . Darum
kann ich auch Ihre Kritik an unserem rheinischen
Landsmann Jürgen Habermas nicht nachvollziehen.
Sie haben ihn damit zitiert: Man dürfe

Staatstreue nicht mit Verfassungstreue verwech¬
seln. Diese stützt sich auf Einsicht, jene auf Ge¬
horsamsbereitschaft.

Ich halte das in der Sache für richtig. Ich hätte das
formuliert mit dem Satz von Gustav Heinemann:

Das Grundgesetz ist ein großartiges Angebot.

Dieser Satz sagt ja nicht nur , daß dieses Grundgesetz
eine große Ausstrahlung hat , sondern er besagt auch:

Das , was das Grundgesetz beschreibt , ist noch nicht
ganz vorhanden . - Es gibt eine . Verfassungswirklich¬
keit: sie ist immer ein Stück hinter dem Verfassungs¬
text und hinter dem Verfassungsgeistzurück.

(Beifall bei Abgeordnetender SPD)

Wenn Gustav Heinemann vom Grundgesetz als groß¬
artigem Angebot gesprochen hat , dann ist das ein
Auftrag zu politischem Handeln. Das heißt auch : Das
Grundgesetz schreibt nicht fest , was heute ist. Es
schreibt die herrschenden Verhältnisse nicht fest.
Damm muß man auch über Dinge, die das Grundge¬
setz unter besonderen Schutz stellt, reden und nach-
denken können.

Sie haben über Werteverlust gesprochen . Das war wie
ein schwarzer Faden in Ihrer Rede . Nun will ich nicht
fragen : Was hat die geistig-moralische Wende in den
letzten zehn Jahren gebracht?

(Beifall bei der SPD)

Sondern ich will fragen : Könnte es nicht sein , daß
dieser Werteverlust auch mit sozialen Ursachen zu¬
sammenhängt , die wir nicht früh genug erkannt und
nicht rechtzeitig verändert haben ? Ist die Orientie¬
rungslosigkeit und das Sich-Orientieren allein an ( D )
materiellen Werten - von denen Sie gesprochen haben
- nicht auch damit zu erklären, daß viele von uns eine
Politik propagiert haben, in der individuelle Durchset¬
zungsfähigkeit und Konkurrenz um fast jeden Preis
wie ein Wert an sich erschienen sind?

(Beifall bei der SPD)

Ist nicht die Idealisierung von sogenannter freier
Marktwirtschaft, von Wettbewerb, von Konkurrenz
auch einer der Gründe für einen solchen Wertever-
iust?

Nun will ich sagen , und ich meine das nicht zynisch:
Die Älteren unter Ihnen werden sich erinnern , wie oft
die sozialdemokratischen Medienpolitiker hier - d . h.
im alten Landtag - gestanden haben und sich Häme
und Spott haben anhören müssen , von Albert Pürsten
bis ich weiß nicht zu wem, weil sie das öffentlich-
rechtliche Rundfunksy stem halten und bewahren
wollten und weil sie nein sagten zum dualen System.
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Lesen Sie das einmal alles nach! Da war übrigens die
F .D . P . zu bestimmten Zeiten noch näher bei der
SPD , als das heute gelegentlich den Eindruck macht.

(Heiterkeit)

Was haben wir uns alles über den " mündigen Bürger“
sagen lassen müssen , der sein Femseh- und Radio¬
angebot selber aussucht und dessen Vormund wir
nicht sein sollten.

(Zustimmung bei der SPD)

Das ist anders geworden . Die Sozialdemokraten haben
diesen Widerstand aufgegeben . Er war hinhaltend ; er
hat uns jahrelang beschäftigt , manchmal auch gequält.
Jetzt haben wir das duale System. Nordrhein -West¬
falen sucht seinen Standortvorteil bei der Ansiedlung
von Medienuntemehmen wahrzunehmen, auch mit der
Filmstiftung und mit der Filmförderung.

Dazu wäre noch ein Sondersatz zu sprechen , weil
Herr Reul mir die Freude gemacht- hat - - Nein , ich
muß es so sagen : Ich wußte schon, als ich die "Welt
am Sonntag " gelesen hatte , daß Herr Reul mir eine
Freude machen würde ; denn darin stand der Brief
abgedruckt , der dann am Dienstag bei mir ankam.

( B)

(Heiterkeit)

des Intendanten des Südwestfunks gesendet worden.
Dieser Mann ist Intendant geworden, nachdem er
viele , viele Jahre Chef der Staatskanzlei beim gegen¬
wärtigen Bundeskanzler Helmut Kohl war . Da haben
Sie eine falsche Adresse gewählt , Herr Reul.

(Beifall bei der SPD)

Sie mußten an den Südwestfunk schreiben, nicht an
mich.

(Zurufe von der SPD : Reul , heul , Reul , heul !)

- Ruhig , Freunde! - Ich möchte hinzufügen: Wenn
dieser Film und ein weiterer Gewalt verherrlichen und
Menschenjagd darstellen, dann darf man sie weder
fördern noch senden.

(Abgeordnete Hieronymi ICDU ] : Aha ! Fangen
wir mal mit der Förderungan ! )

Weder fördern noch senden ! - Aber was man daraus
nicht schließen kann, ist , daß wir die Selbstbestim¬
mung im Bereich des Filmbüros aufgeben und eine
Art staatliche Qualitätskontrolle einführen ; denn das
ist mit Freiheit von Kunst und Kultur nicht zu verein¬
baren.

(Beifall bei der SPD)

Das habe ich als einen Angriff auf Schwarz-Schilling
verstanden.

( Abgeordneter Reul [ CDU ] : Nein !)

Doch , Herr Reul , aber sicher. Aber das macht ja
nichts.

(Widerspruch bei der CDU)

Da gibt es jede Menge Aufregung über einen Film,
den ein unabhängiges Filmbüro in Nordrhein -West¬
falen gefördert hat.

(Abgeordneter Hunger [SPDJ : Herr Reul hat
den Film noch nie gesehen ! )

Das weiß ich nicht . Ich auch nicht! Ich weiß nur:
Dieser Film ist nach persönlicher Inaugenscheinnahme

Eine ganz andere Aufgabe besteht bei den Gremien
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, übrigens
auch bei den privaten. Ich muß schon sagen - ich
weiß nicht , ob es in der letzten Woche ausgesprochen
worden ist ; wir haben im Kabinett darüber gespro¬
chen - : Es ist schon ärgerlich , anzusehen, wenn ver¬
mummte Skinheads über zehn Minuten in einer Fern¬
sehsendung ihre Postulate bekanntgebendürfen

(Lebhafter Beifall bei SPD , CDU und F . D . P . )

und eine Demonstration in München mit 150 000 oder
200 000 Menschen, die Kerzen tragen , nur als Stand¬
bild oder als kleine Nachricht nachgeliefert wird . Die
Proportionenstimmen nicht!

(Erneut lebhafter Beifall bei SPD , CDU und
F . D . P . )
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

Für mich ist das kein Eingriff in die Rundfunkfrei¬
heit, sondern für mich gehört zur Rundfunkfreiheit
auch, daß ein Politiker öffentlich sagen darf, was er
von einer bestimmten Programmauswahl hält.

(Allgemeiner lebhafter Beifall)

Ich habe die Gelegenheit wahrgenommen, das hier
einmal auszusprechen.

Ich darf auf diese Entwicklung bei den Medien zu¬
rückkommen. Die haben wir nicht gewollt, die haben
wir nicht gefördert . Die haben unter dem Stichwort
"Privatisierung * politische Kräfte gefördert und vor¬
angebracht,

(Abgeordnete Hieronymi [CDUJ : Staatsver-
trägef)

die heute wie ich Sorge haben, die mir aber vor ein
paar Jahren entgegengehalten haben , ich sei
wirtschafts- und technikfeindlich, wenn ich nicht
endlich alles zuließe, was auf dem Markt sei.

Herr Kollege Linssen, Sie fordern einen Konsens des
Verzichts, eine Ethik der Bescheidenheit. Sie haben
mittelbar und Herr Kollege Rohde unmittelbar die

( B ) Wiedereinführung des SolidarzuSchlags für richtig
empfunden und anempfohlen. Ich stimme dem zu,
allerdings mit dem Zusatz: Ich hätte ihn nach einem
Jahr gar nicht erst abgeschafft . Das war der Fehler.

(Beifall bei der SPD)

Können Sie sich daran erinnern , daß ich am IS.

Herr Kollege Linssen, ich will noch etwas zur Rolle
der Erziehung sagen und dabei gar nicht den Streit
aufgreifen , den es vor einer Stunde zum Thema " Lin¬
ke Lehrer - rechte Schüler’ gegeben hat.

Es gibt ja seit Jahrzehnten die Diskussion um die
Frage: Hat die Schule einen Erziehungsauftrag, und.
wenn ja : welchen? - Sie haben zu Recht darauf hinge-
wiesec: Die Schule darf nicht für alles haftbar ge¬
macht werden ; das erste sind Familie und Elternhaus.
Da stimme ich Ihnen völlig zu.

Ich stimme Ihnen auch darin zu , daß wir über Erzie¬
hungsziele und Wege der Erziehung neu nachdenken
und möglicherweisestreiten müssen.

Als ich selbst für Erziehung noch mitzuständig war -
das ist ja noch nicht so lange her - , habe ich einen
Satz gelesen , weiß aber nicht mehr , ob der von Pesta¬
lozzi oder von Fröbel ist , also zwei großen, nicht
gerade hochmodernen Pädagogen . Aber immerhin:
Fröbel haben wir ja eigentlich den Kindergarten zu
verdanken , wie es ihn gibt und er nicht als Verwahr¬
anstalt oder Bastelstube mißverstanden wird . Pestaloz¬
zi muß ich nicht erläutern.

Einer von den beiden hat einen Satz gesagt , der mir
jedenfalls nicht aus dem Sinn gegangen ist . Er ist ( D)
ganz schlicht und heißt:

"Erziehung ist Beispiel und
Liebe. " - Sonst nichts.

Wenn wir das lernten, sagten , lebten und vermittel¬
ten , würden wir uns übrigens auch in der Frage der
Glaubwürdigkeitder Politik und

November 1989 in einer Regierungserklärung unter
dem Gelächter der Opposition vorgeschlagen habe,
auf die dritte Stufe der Steuerreform zu verzichten,
damit wir Geld haben, um die Kosten der deutschen
Einheit zu finanzieren?

(Abgeordneter Henning fSPDl : Genau !)

Ich bin von Ihnen allen aufgefordert worden , das
nicht zu wiederholen.

Ich will jetzt nicht noch auf die Probleme der Parla¬
mentsreform eingehen. Dem Landtag habe ich in
dieser Sache keinen Rat zu geben.

(Beifall bei der SPD)

in der Frage nach der Krise der Institutionen, mit
denen wir es zu tun haben , manchen Streit ersparen.
Es ist ja doch ein Phänomen , daß innerhalb von zehn
Jahren erst die Gewerkschaften, dann die Parteien und
jetzt die Kirchen in eine Institutionenkrise geraten zu
sein scheinen . Daß das Stichwort " Politische Klasse
wieder auftaucht, ist für mich schon ein Zeichen von
Krise.

" Beispiel und Liebe" sind für mich jedenfalls mehr
und anderes als Belehrung und Disziplin.
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( Aj (Ministerpräsident Dr. Rau)

(Zuruf von der F . D .P . : Das gehört aber auch
dazu !)

- Disziplin ist ein Ergebnis ; Disziplin ist eine Hal¬
tung . Ich werde die Sekundärtugendennicht schlecht¬
machen. Sie haben ein paar Zitate gebracht, die sehr,

• sehr alt waren . Sie haben einen alten Hirschen zum
frischen Wasser geführt.

(Zustimmung bei der SPD - Abgeordneter
Hardt [CDU] : Der Satz ist noch älter!)

- Ja, das ist erlaubt.

Sie haben die Dementis und die Klärungen gar nicht
mehr genannt , die dem gefolgt sind . Ich will deutlich
machen, daß ich auch nicht der Meinung bin , daß wir
die Soße der Harmonie über die Konflikte schütten
dürfen . Das ist nicht Politik . Wir müssen den Mut zu
klaren Konturen haben , zu unterschiedlichen Meinun¬
gen.

Aber die Menschen müssen merken, daß es uns um
die Sache geht , um die wir streiten. Ich selber glaube:
Es gibt ein Geheimrezept für politischen Erfolg . Das
wollte ich eigentlich nicht verraten, sage es jetzt aber
einmal , selbst wenn Sie es nutzen : Politiker haben nur

( B ) dann eine Chance zu gewinnen , wenn die Menschen
merken , daß wir sie mögen.

(Beifall bei der SPD)

Das fehlt mir in der Politik oft , daß die. Menschen
merken , wir rackem uns ab , und zwar nicht etwa,
weil wir unsere Ideen durchsetzen oder unsere Gebäu¬
de noch ein bißchen schöner haben wollen, sondern
weil wir ihre Lebensverhältnisse bessern , verändern
und sichern wollen . Die Menschen müssen merken,
daß wir sie mögen.

Dazu gehört , daß wir authören müssen , zwischen den
politischen Parteien Feindbilder zu entwerfen oder
Menschen zu jagen. Dazu gehört auch - ich nehme
an , Sie nehmen mir eine so friedliche Bemerkung
nicht übel - , daß nicht alles , was der Opposition nicht
gefällt , gleich als Skandal dargestellt wird . Da haben
Sie in den letzten Jahren so überzogen, daß ich fürch¬

te, Sie haben inzwischen ein Messer ohne Knauf und
Klinge.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Ich rate Ihnen - obwohl ich das eigentlich nicht dürfte
-: Halten Sie den Stil ein , den es heute hier gegeben
hat. Dann sind zwar die Gegensätze nicht weg, aber
dann spüren die Menschen vielleicht wieder: Es geht
um unser Land Nordrhein-Westfalen, den Beitrag
unseres Landes zur Hilfe für die neuen Länder, den
Beitrag unseres Landes zur Weltoffenheit und zur
Hilfe gegenüber der dritten Welt. Die kommt nämlich
sonst und macht die erste Welt kaputt . Wir müssen
wissen, daß das passiert, falls wir nicht umdenken,
umlemen und umsteuem.

Ich hoffe , daß ich in den letzten Monaten dazu einige
neue Einsichten gewonnen habe . Die werden nicht
alles leichter machen; aber ich werde sie keinem
vorenthalten, und ich will meine Einsichten dann gern
an denen der anderen messen , seien sie Gegner,
Partner, Wettbewerber; Feinde sollen sie nicht sein.
- Ich wünsche Ihnen allen ein gutes Weihnachtsfest.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei
Abgeordneten von CDU und F .D . P. )

Präsidentin Friebe : Ich danke dem Herrn Minister¬
präsidenten. - Meine Damen und Herren! Weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung . Ich rufe zunächst die
Abstimmung über das Gemeindefinanzieningsgesetz
1993 auf. Wer dem Gesetzentwurf entsprechend der
Beschlußempfehlung des Haushalts - und Finanz¬
ausschusses Drucksache 11/4746 zustimmen möchte,
den bitte ich um ein Handzeichen . - Wer ist dagegen?
- Enthält sich jemand der Stimme ? - Keine Enthal¬
tung . Dann darf ich feststellen , daß der Gesetzentwurf
damit in dritter Lesung verabschiedet ist.

Ich rufe jetzt das Haushaltsgesetz 15193 auf und lasse
zunächst über den Änderungsantrag der Fraktion der
SPD Drucksache 11/4839 zu § 7 a Abs. 2 des Haus¬
haltsgesetzes abstimmen. Wer diesem Änderungs¬
antrag der Fraktion der SPD zustimmen möchte , den
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ff ) (Höhn [GRÜNE ])

Wenn gleichzeitig diese Stadt dem FH™ t»Wm '»
beitritt und sich damit verpflichtet , innerhalb der

eigenen Gemeinde Energie zu sparen , kein Tiopen-
hoLz zu verwenden , dann wird die eigene Verantwor¬
tung für die Situation auch noch einmal deutlich.

Ich möchte behaupten , wenn die Mittel , die in
Deutschland für diesen Bereich ausgegeben werden,
dezentral verteilt würden , dann wären sie sehr viel
besser angelegt als jetzt , wenn man von oben alles
zentral regelt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das heißt, es geht darum , das Bewußtsein in der
Bevölkerung zu verändern . Von daher halte ich solche
konkreten Dinge , Herr Ministerpräsident , die Sie hier
in NRW anführen , konkrete Friedensdienste , wo viele
junge Menschen mit den Problemen des Südens direkt
konfrontiert werden für richtig.

Aus Unserer Sicht muft PriripV̂ rlimggTratnmmwiathwt
unter dem Motto stehen ‘Global denken , lokal han¬
deln *

. z. B . hier in Nordrhein -Westfakn Informa-
tionspolitik über viele einzelne Projekte . Davon unbe¬
schadet kann man sich auch auf einzelne Linder,
z. B. Kurdistan , konzentrieren und dort im weseatli-

( B ) chen auch Hilfe durch Soförtmaßnahmen leisten.

Ich denke, das ist der Weg , um wirklich eine Ver¬
änderung , die notwendig ist und in den nächsten
Jahren erfolgen muß , dnrrhznsetzpai . In den Köpfen
der Bevölkerung muß sich etwas ändern . - Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bet Abgeord¬
neten der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile Herrn Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Hot Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Ich bitte mich nmtft »«* dafür zu
entschuldigen , daß ich am Beginn der Debatte nicht
dabei sein konnte und daß ich das , was Herr Kollege
Giltjes gesagt hat , nur mittelbar aufnehmen konnte

- die Gründe dafür kennen Sie vielleicht -; deshalb
will ich nur einige wenige Bemerkungen machen.

Ich bin dankbar für eine Debatte , in der es bei sltea
Nuancen Übereinstimmung zwischen den Fraktionen
darin gibt , daß wir hier einen wichtigen Beitrag zu
leisten haben . Und anch über die Schwerpunkte dieses
Beitrags ist wohl der Anteil der gemeinsamen Auf¬
fassungen größer als die Differenzen.

Wir werden deutlich machen müssen - Kollege Rie¬
mer hat darauf hügewieeen -: Grundsätzlich fällt
Entwicklungspolitik in die Zuständigkeit des Bundes.
Wir haben eine helfende Funktion ; die wollen wir

gern wahmehmen . Wir haben nur geringe Mittel;
darum kommt es auf ihren effektiven Einsatz beson¬
ders an.

Unabhängig davon , wie wir die ra'nzrfnen Projekte
beurteilen und die einzelnen Schwerpunkte sehen
- darüber hat ea hier ja verschiedene Meinungen
gegeben -, werden wir ein Entwicklungshilfekonzept
vorznbexeitea haben , von dem ich hoffe , daß der
Landtag es gemeinsam trägt.

Wir wollen beitragen zu einer Orientierung und zu
einer Handlungsrichtschnur für unsere Entwicklungs¬
politik . Wir gehen dabei von drei Einsichten aus und
versuchen , ans diesen Einsichten Konsequenzen für
die Landespolitik zu ziehen:

1 . Die bisherige sogenannte klassische Entwick-
hmgspolitik des Nordens ist in den Entwick¬
lungsländern weitgritend gescheitert . Jedenfalls
sind ihre Erfolge nicht immer geblieben , sie bat
nicht genug Veränderung bringen können.

2 . Die sogen annt e Dritte Welt kann sich nicht
entwickeln , wenn wir im Norden unser eigenes
Denken und Verhalten nicht grundlegend indem.

3 . Die Zusammenarbeit , also die Vernetzung zwi¬
schen Nord und Süd , muß stärker als bisher vom
Geist und Willen nach Dialog , nach Fairneß und
nach gerechtem Interessenausgleich geprägt sein.

Wir brauchen , weil es globale Fehlentwicklungen
gibt , ein möglichst abgestimmtes Vorgehen der Ver¬
einten Nationen , der EG und ihrer Mitgliedstaaten.
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( A ) (Ministerpräsident Dr . Rau) (C

Ich habe das in einer Regierungserklärung als ' zen¬
trale Aufgabe internationaler Politik an der Wende
711m dritten Jahrtausend * bezeichnet . Und wir wollen

diesen Versuch mit unseren Möglichkeiten iaodespoli-
tisch begleiten.

Dabei dürfen wir nicht übersehen, meine Damen und
Herren, daß die Lebensverbältnisae der Menschen im
Norden und im Süden sich immer mehr auaeinaader-
entwickeln und nicht näher anfeinanderkommwi . Im
Süden gibt es kaum Entwicklung im Sinne einer
Verbesserung der Lebensverhältmsse; 1 Milliar¬
de Menschen lebt gegenwirig in absoluter Armut.

Es ist ja auch eine Illusion gewesen zu glauben , daß
das Ende des Ostblocks und das Zuwairnnnnbimben
der dortigen Politik und Ideologie - ich habe nie von
sozialistischen Lindem gesprochen, deshalb kann ich
das jetzt auch nicht tun; das war damals achoo frlach
und ist es jetzt auch daß dieses Zmammeabrechea,
meine Damen und Herren, uns dem Weltfrieden
gewissermaßen automatischnähergebracht hätte.

Wir stehen ja heute - darauf ist hingewiesen worden -
vor einer ganz, anderen Art der Ost-West-Problematik
Wir sind uns Tnit« n»n<w einig darin , daß Kriege und
Bevölkerungsexplosionen, Armut und Hungersnöte,

( B ) daß die wachsende UmweltZBrstönmg und rücksichts¬
loses Wohlstandsverhalten bei uns wesentliche Ursa¬
chen dafür sind, daß Völker nicht friedlich mitein¬
ander leben und daß Menschen aus ihren Heimatlän¬
dern fliehen.

Internationale Armutswanderung läßt sich nur stop-
pen, wenn Menschen in ihrer Heimat eine friedliche
und eine gesicherte Zukunft finden. Man maß stabile
wirtschaftliche und politische Strukturen schaffen,
menschenwürdige Lebensbedingungen, sonst kann es
nicht zu einer langfristigen Entwicklung und zn einem
friedlichen Zusammenlebender Völker kommen.

Es gibt viele Vernetzungen von Weltwirtschaft und
Ökologie, van Sicherheit, Entwicklung und Frieden.
Das alles gilt es zu einer globalen Entwkkhmgsver-

Wir wollen aus einer solchen Verantwortung durch
Dialogfihigkeit mithelfen, solche Entwkklungsper-
spektiveu zu entwickeln. Die Fragen, was wir tun,

wie wir unsere politische Verantwortung in der einen
Welt wahxnchmen, sind gestellt, denen können wir
nicht ausweichen.

Mit den kargen Mitteln dea Landow versuchen wir
etneneits T^ tw»<* hmy 7mammiwrhait and anderer¬
seits neue FlüUiftingapolitikzu bctirahra . So nahe das
alb» beieinander liegt, so wenig dürfen wir es ver¬
mischen und vermengen.

Kreative Friedenspolitik ist nötig. Die Menschen
mjawi lernen, Konflikte innerhalb von Gesellschaften
und zwischen Völkern friedlich und zivilisiert zu
lösen. Wir «■ft»»« die Ursachen von Konflikten
bekämpfen, weil es sonst nicht zum Frieden in Ge¬
rechtigkeitkommen kann.

Der Antrag der CDU-Fraktion behandelt ein zentrales
Thema. Ich bitte Herrn Giltjea gern gefragt, wo denn
die Vorschläge sind, wie denn Armut zu bekämpfen
und ihre strukturelles Ursachen zn beseitigen seien.
Wir dürfen keine falschen Erwartungen wecken , als
gebe es allgememgältige Standardrczepte. Entwick-
Inngspobtische Maßnahmen bleiben wirkungslos,
wenn wir über die Ziele und die Aufgaben nicht
einigen.

Dabei rate ich ‘h ™, Emwicldungspolitiknicht einfach ( D
mit der FiiVhtlinpynKrik gkkfaznsetzen; ich sagte es
soeben Bekämpfung von Flnchtursacben war
nicht das mrpr flnglinhn Ziel von Entwicklungspolitik
mrf kann anr-h heute nur ein Teilaspekt sein.

Wir versuchen in einigen Regionen Mittel- , Ost- und
gTiA-xct« ! mp«« wirtschaftliche und politische Struktu¬
ren ao zn verändern, daß Menschen nicht länger um
ihres Überlebens willen die Region, in der sie zu
Hause waten « d sind, verlassen müssen. Aber es
wäre omo fahrlässige Täuschung der Öffentlichkeit,
wenn wir den Pi«drwk förderten, die bisher von
Bund und Lindem aufgebrachten Mittel reichten aus,
um eine weltwerte Wandenmgsbewegungzu stoppen.
Davon kam überhaupt keine Rede sein. Humanitäre
Hilfe bei Katastrophen, in Notfällen ist selbstverständ¬
lich; aber auch das ist nicht Kern der Entwicklungs-
Zusammenarbeit.

Die klassische Entwicklungspolitik muß von ver¬
gleichbaren Aufgabenfeldem unterscheidbarsein.
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(A ) (Ministerpräsident Dr. Rau)

Danun ist für uns die neue Flüchtlingspolitik ein
eigenständiger politischer Aufgabenbereich. Wir
wollen mit Entwicklungszusammenarbeit und mit
neuer Flüchtlingspolitik helfen, Konfliktfelder anszu-
rätunen, die der Völkerverständigung entgegenstehen.
Wir wollen durch solides Wirtschaften, durch soziale
Gerechtigkeit , durch demokratische Gesellschafts¬
formen in solchen Regionen menschenwürdige Le¬
bensbedingungen schaffen , in denen das Wohlstandge-
fälle zu dea westlichen Industriestaaten besonde»
stark ist. Diese Hilfeleistungen , zn denen auch wir
berausgefordert sind , sind ein Akt innensuropiischer
Solidarität.

Ich will an dieser Stelle einmal den vielen Bürgerin¬
nen und Bürgern, vor allen Dingen jungen Bürgerin¬
nen und Bürgern aus unserem Land danke« die seit
dem Zusammenbruch des Ostblocks immer wieder
ans eigener Initiative in diesen Ländern tätig sind.

(Beifall bet SPD, CDU and F .D.P.)

Es ist eindrucksvoll , daß man manchmal sagen kann:
Heute sind etwa 1 000 junge Tmtr. aus Noidihein-
Westfalen mit Caritas , mit Arbeiterwohlfahrt, mit
Technischem Hilfswerk in den Ländern Osteuropas
und helfen dort mit, in Kinderheimen in Rumänien,' beim Aufbau von - ich formuliere es einmal ao -
hausähnlichen Einrichtungen in Kroatien. Davon zu
erzählen macht Sinn , weil es ansteckendsein kann.

(Zustimmung bei der SPD)

Wir konzentrieren diese neue Flüchtlingspolitik auf
langfristig angelegte strukturelle Aufbauhilfen. Dabei
geht es um eine Integrationspolitiknahezu ausschließ¬
lich in bestimmten Lindem Europas. Es mH*t dry -i
in Sudosteuropa nicht, wenn wir die qualitativen
Unterschiede ignorieren , die den Konflikt zwischen
Nord und Süd heraufbeschworen haben.

Die Interessen der beteiligten Staaten und Gesellschaf¬
ten sind grundverschieden . Es ist auch politisch-psy¬
chologisch ratsam , gegenüber Entwicklungsländern
jeden Eindruck zu vermeiden, als gehe es un« in
erster Lime um die Wahrnehmung unserer eigenen
Interessen.

Bei einem Vergleich der entwickhmgspolitiachen
Gesamtleistungen der linder stellt rieh heraus, dsß
Nordrhein-Westäden unter Einrechnung anteiliger
Stnriienplat 7knetm für Stndmthmea und Studenten ans
Entwicklungsländern den ersten Rang unter den Län¬
dern entnimmt. In den vergangenen Jahren haben wir
fast 71S Millionen DM für Studenten aus Entwick¬
lungsländern benütgestdk , mehr als Baden-Württem¬
berg und Bayern zusammen und doppelt soviel wie
Hessen.

Wir wissen - ich habe das angekündigt -, die Grund¬
sätze der Entwicklungspolitik müssen fortgeschrieben
werden. Was heißt das praktisch ? Es heißt, daß sich
Nord und Süd über das Ziel ' Entwicklung* verständi¬
gen müssen. Wahrscheinlich ist die bisherige Ent-
wkklungsznsammeaarbeit deshalb so weitgehend ohne
Erfolg geblieben, weil die Maßnahmen zu oft auf
unseren Ideen und unseren Konzepten beruhten und
an den Bedürfrüssen, Einsichten und Möglichkeiten
der Menschen in den Entwicklungsländern selber
vorbeigingen. Wir dürfen sie nicht überforden ! , und
wir dürfen ihnen nicht fälsche Maßstibe oktroyieren.

Wichtig ist für uns, ob wir die Menschen in den
Entwicklungsländern selber erreichen, ob wir mit
unseren Projekten strukturelle Entwicklung bewirken.
Wir « nd selber gefordert; die Vereinbarungen von ( 0)
Rio erwarten nachhaltige Entwicklung und nachhalti¬
ges Wirtschaften. Dazn gehört, daß wir die weitere
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen im
Norden wie im Süden beenden.

Dafür wird man des Süden nur gewinnen können,
wenn der Norden wirtschaftspolitischvorangeht, wenn
er sich entschließt zn einer Politik des Wirtschaftens
und auch individucflrn Verhaltensweisen , die sich
dem schwächeren Süden gegenüber als konsens- und
friedensfihig erweisen. Auch dann ist der Süden noch
nicht funktionsfähig, und manche fragen, ob dieser
Preis nicht zu hoch sei und ob der Süden für dieses
Ziel endgültig gewonnen werden könne.

Wir wollen ans zweitens noch stärker an die Men¬
schen in unserem Laad wenden . Die Förderung von
Dritte-Welt-Gruppca ist m den Mittelpunkt getreten.
Damit haben wir Anregungen aus der Bevölkerung
und aus der Mitte dea Landtags aufgenommen. Es hat
sich bewährt, immer mehr Menschen in Nordihein-
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Westfalen für die Einsicht zn gewinnen, daß Entwick-
lungszusammenaibeitnötig und politisch vernünftig ist
und daß sie nicht irgendwo in Afrika , sondern bei uns
selbst anfingt.

Wir werden uns weiter im Sinne einer Doppelstrategie
sowohl an die eigene Bevölkerung mit dem Ziel rich¬
ten, unseren Anteil an den nötigen Verinderungea zn
übernehmen. Wir begrüßen aber auch daa Engage¬
ment von Nicht-Regienmgaoiganisationrc - von Kir¬
chen , Universitäten, Gemeinden, bürgerschafUkhen
Initiativen -, vor allem auch da wieder unter Beteili¬
gungjunger Menschen.

Wir fördern verstärkt, daß Verständnis für die Nord-
Süd-Zusammenarbeit in der schulischen und außer¬
schulischen Bildungsarbeitgeweckt wird . Wir wollen
modellhafte Auslandsprojekte in Entwicklungsländern
auch weiter beispielhaft fördern. Da werden die Ress¬
orts der Landesregierung koordiniert , und sie werden
tätig bleiben.

Ich habe Schritte eingeleitet, um die Stiftung ‘Ent¬
wicklung und Frieden* - von der ich in einer Regie¬
rungserklärung berichtet habe - , die wir 1986 auf
Initiative Willy Brandts mitgegründet haben , recht¬
lich , organisatorisch und finanziell so ausmbsuea,

( B ) (Jag ^ ihre Ziele noch besser « füllen kann . Darum
wollen wir die Stiftung, die bisher ein eingetragen«
Verein ist, schon in Kürze in eine echte Stiftung dee
privaten Rechts umgründen. Ich kann davon ansge-
hen , daß sich die Bundesregierung und andere Linder
- Berlin und uns« Partnerland Brandenburg, Sachsen
und Baden-Württemberg - an dies« Stiftung beieili¬
gen . leb freue midi darüb« , weil ich mir davon
neuen Schub für die entwich]ungspoLitische Diskus¬
sion in der ganzen Bundesrepublikverspreche.

Die Anträge von CDU und SPD und diese Debatte
haben gezeigt, daß Entwicklungspolitik zu einem
Aufgabenbereich geworden ist, den man nicht mehr
mit der linken Hand miterledigen kann. Wir müssen
uns auch bewußt sein, daß Wissenschaftler und gesell¬
schaftliche Kräfte auf diesem Feld uns, der Politik,
teilweise voraus sind, weil die Politik gebunden ist
und sich gebunden bat. Das muß man behutsam zn
verändern versuchen - auch in den Bereichen Umwelt,
Energieverbrauch und Veikehrsverhalten.

Es ist unvermeidbar, daß wir den geistigen, wissen¬
schaftlichen nnd gesellschaftlichen Boden für Diskus¬
sionen und Überlegungen schaffen, damit sieb das
Bewußtsein der Bevölkerung und ihr« Reprisentantat
in der Politik so verändert, daß politische Entschei¬
dungen möglich wwrden, die globale Verantwortlich¬
keit erkennen lassen.

Wir wollen die Stiftung "Entwicklung und Frieden*
für diese Rolle als Vordenk« nnd als Anstoßgeb«
psrteiQbergreüaid ansgestalten imd die Ziele Völker¬
verständigung, internationale TmanmuMi beit , Ent¬
wicklung des Bewußtseins am globale Zosammen-
hinge auch als eh» landeapolitischeAufgabe festigen.
Ich bin froh darüber , wenn wir das gemeinsam tun;
nicht nur, weil ich selbst dazu neige, viel Gemeinsam¬
keit za r«* M. weil ich glaube: Dies« Auf¬
gabe wird Gemeinsamkeit am beste! gerecht. - Herz¬
lichen Dank..

(Beifall bei SPD , F.D .P. und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Klose: Ich erteile Herrn Kollegen
Dr . T für die CDU-Fraktioo das Wort.

Abgeordneter Dr . Lichtenberg (CDU): Herr Pxäsi- ( D )
A« ti Mch» f t»«- verehrten Damen und Herren! Herr
Ministerpräsident, Sie haben gesagt, Sie seien leid«
nicht anwesend gewesen. Deshalb vielleicht in Kürze:
Ich glaube nicht, daß Ihn#« Herr Giltjes in grundsätz¬
lichen Fragen nicht zastimmen würde - im Gegenteil!

(Ministerpräsident Dr. Rau: Das wollte ich
nicht sagen!)

Es ging fckr nur um Nuancen. Herr Giltjes hat unter
anderem - wie ich meine zu Recht - ausgeführt, daß
fff/4» dje Landesregierung bei den vielfachen entwick-
hmgspolitiscben Maßnahmen möglicherweise ver-

hat, und er hat hi« eine neue Schwerpunkt¬
bildung gefordert.

Meine D*,nm Herren! Lassen Sie midi nach den

grundsätzlichenAusführungen des Kollegen Giltjes in
ffin^ n FTtnra dm Problem ' neue Flüchllingspolitik*
« rreprw-*^*» das w«ti d« Ministerpräsident gestreift
hat.
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(Larisika-Ulmke [F .D .P . ] )

Auch vieles , was uns unwürdig , was uns illiberal
erscheint , ist gewachsene Tradition,

(Zurufe von den GRÜNEN)

wird nicht nur gefördert , meine Damen und Herren.
Sie wissen auch , daß es selbst in d« Bundesrepublik
Deutschland Fiauengruppen gibt , die sich ganz be¬
wußt für den Tschador entscheiden.

(Abgeordnete Hurten [GRÜNE ]: Sie werden
deswegen aber nicht ansgepeitscht !)

Präsidentin Friebe : Frau Abgeordnete , möchten Sie
eine Zwischenfrage zulassen?

(Abgeordnete Larisika -Ulmke [F .D .P .] : Jetzt
möchte ich bitte zu Ende reden .)

- Bitte schön.

Abgeordnete Larisika -Ulmke (F .D.P. ) : Sehen Sie
doch auch diese Diskussion nicht immer unter den
unseren Wertvorstellungen zugrundeliegenden Begrif¬
fen . Seien Sie auch bereit , die dem Land entsprechen-

( B ) de Toleranz zu üben.

(Beifall bei d« F .D .P .)

Ich kann sehr vieles nicht nachvollziehea , was d«
Islam für sich propagiert . Ab« ich verlange auch
nicht,

(Abgeordnete Hürten [GRÜNE ] : Es geht nicht
um die Wertvorstellungen , es geht um die
Gewalt , mit der sie Andersdenkenden aufge¬
zwungen werden !)

daß der Islam alles das akzeptiert , was ich erwarte
und was für mich als Wertmaß stab gilt . Insofern
meine ich auch hier: Etwas mehr Augenmaß und
etwas mehr Sensibilität , denn auch dieses ist eine
Verletzung sehr vieler Menschen im Iran , die da -m
stehen.

Um noch einmal auf den Bekannten zu kommen , den
ich seit 30 Jahren kenne , der - von mir auch aufgefor-
dert - gerne in die Bundesrepublik kommen möchte,
d« aber auf die Frage : "Warum beantragst Du kein
Asyl?* ehrlichen Herzens antwortet : ‘Ich kann kein .
Asyl beantragen . Mir geht es schlecht , mir geht es
dreckig , ab« es geht mir nicht so , daß ich begründen
könnte , in Deutschland Asyl zu beantragen . * - Das
macht mich doch nachdenklich . Bitte sprechen Sie
auch einmal mit den Menschen , die dort leben , die
sich in den Verhältnissen auskennen und die auch in
d« Lage sind , üb« den Islam zu sprechen . Wir
können nicht immer von uns ausgeben . Bitte berück¬
sichtigen Sie auch die Situation in dem Lande dort.

(Abgeordnete Hürten [GRÜNE ]: Dort werden
Frauen ausgepeitscht , gesteinigt und kahl
geschoren ! )

Wie gesagt : Bei allen anderen Dingen , die das Em¬
bargo betreff « ! , kann ich mich nur dem Kollegen
Klose anschließen . Wenn wir all die Länder außer
acht ließen , wo Menschenrechtsverletzungen begangen
werden , dann stünden wir in der Welt zusammen mit
einigen wenigen Lindem wirklich sehr einsam.

Ich persönlich bin d« Meinung - das sage ich mit
all« Offenheit -, daß dies« Antrag sehr viele selbst- (D
verständliche Fragen beinhaltet , die natürlich hier , in
diesem Land und in der Bundesrepublik , aufgegriffen
weiden , daß sehr viele Punkte ab« auch rein bun¬
despolitische Aspekte sind . Es wäre deshalb wirklich
nicht nötig , üb« den Antrag noch einmal groß zu
verhandeln . Selbstverständlich schließe ich mich aber,
wenn die Mehrheit für Überweisung stimmt , dieser
an . - Danke schön.

Präsidentin Friebe : Vielen Dank , Frau Kollegin . -
Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Das , was hier besprochen wird,
bewegt viele Menschen . Es ist deutlich geworden , daß
es uns im Grunde alle in gleicher Richtung bewegt.
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Ich würde Herrn Kollegen Klose, ohne damit eine
Kontroverse auslösen zu wollen , gerne sagen : Nicht
die multikulturelle Gesellschaft ist das Problem, son¬
dern der Fundamentalismus, und zwar der islamische
und der christliche und der jüdische . Jeder Fundamen¬
talismus stört multikulturelleGesellschaft

(Beifall bei SPD und F .D . P .)

Das ist für mich das Problem. Wir dürfen nicht glau¬
ben, das sei eine islamische Spezialität. Sondern
immer dann , wenn Rechtgläubigkeit mißverstanden
wird als die Ermächtigung, anderen ihren Glaubat zu
bestreiten oder ihr Leben zu behindern, dann entsteht
Fundamentalismus. Da muß man gut aufpassen. Aber
nicht die multikulturelle Gesellschaft ist das Problem.

Ich halte den Begriff nicht für sehr glücklich.

(Zustimmung bei der SPD)

Diejenigen, die den Begriff benutzen, geraten in die
Gefahr, daß sie Schreckgefühle erzeugen, die sich
dann nicht mehr nach Vielfalt ausrichten, sondern
nach Gemisch- und Gemengelage und mangelnder
Identifikationsfähigkeit. - Aber das ist eia weites
Feld , zu dem ich nicht mehr sagen will.

( B)
Vielmehr möchte ich zu dem konkreten Antrag der
Fraktion DIE GRÜNEN sprechen. Das kann einen ja
bewegen, und Sie haben es sehr engagiert vorgetra¬
gen . Ich würde gerne noch eine Bemerkung machen,
die das Sprechen mit der jeweiligen Opposition an¬
geht.

Ich habe das in der damaligen DDR dreißig Jahre
lang getan. Ich habe nicht nur mit den Staatsgrößen
geredet - mit denen aber auch -, sondern immer auch
mit Oppositionsgruppen, offen und manchmal auch
nicht offen. Wenn ich es nicht offen getan habe , dann
deshalb nicht , weil sie mich darum gebeten haben , es
nicht öffentlich zu machen , weil sie sich nicht gefähr¬
den lassen wollten . Dann hatten sie zu entscheiden,
ob das öffentlich wurde oder nicht.

Ich kann mich sehr gut erinnern, als ich in Polen war
und mit Jaruzelski , dem damaligen Staatspräsidenten,
dem Ministerpräsidenten und der ganzen Regierung
sprach : Ich habe damals auch mit der Spitze von

Solidamocz gesprochen. Und sie hat mich gebeten,
das nicht öffentlich tun zu können. Wir haben uns
«farm in der Residenz des Botschafters getroffen.
Später habe ich sie wiedergeseben. Da waren sie
Ministerpräsident und Fraktionsvorsitzender und
Parlameatspräsident und haben mir gesagt, es sei für
sie eine neue Erfahrung, daß sie jetzt im Parlament,
im Sejm , säßen und daß die Leute , die ihnen auf die
Abgeordnetenbänke die Drucksachen brächten, die
gleichen wären, die früher ihre Gefängniswärter
gewesen seien. - Das habe ich selber erlebt und erfah¬
ren.

Glauben Sie nicht, daß man die Chance, mit der
Opposition zu sprechen, nicht wahmähme. Ich nehme
sie auch beim Iran wahr. Ich habe viele Gespräche
mit Vertretern iranischer Oppositionsgnippen geführt
und werde das auch in Zukunft tun . Daß das schwerer
ist, weil deren Reisemöglichkeiten, deren Gesprächs-
möglichkeitea so reduziert sind , das weiß jeder , der
sich ein wenig auskennt.

Zur Sache selber! Ich finde , der öffentliche Mord¬
aufruf gegen Salman Rushdie ist ein Skandal , den
mim jeden Tag nennen und jeden Tag brandmarken
muß.

(Beifall bei SPD und F . D.P . ) ( D

Salman Rushdie ist ja vor einiger Zeit hiergewesen
und hat in Bonn eine Pressekonferenz gemacht . Ich
denke, es gibt hier einige, die haben ihm geholfen,
daß er das konnte. Sie haben das nicht öffentlich
gesagt , aber Sie verschweigen es auch nicht , wenn es
angefragt wird. Dean daß das freie Wort gilt und daß
es weltweit gelten muß, das gehört zu unseren nicht
nur demokratischenPrinzipien, das gehört zu unseren
ursprünglichen Menschenrechten. Also muß man
Salman Rushdie helfen, daß er reden und daß er
gehört werden kann. Wir tun das.

(Abgeordnete Schumann [GRÜNE] : Daß er
frei leben kann!)

- Richtig , das auch.

(Abgeordneter Hunger [SPD] : Das kann man
aber nicht nur beschließen !)
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Das Schlimme an diesem Mordaufruf ist, daß immer
dann, wenn man offizielle Vertreter des Irans an¬
spricht , sie sich in eine Nische zurückziehen und
sagen : " Das ist das Wort eines religiösen Anführers.
Dazu kann eine Regierung nicht Stellung nehmen . * -
In einer Theokratie darf man das nicht auseinander¬
halten . Ich habe kein Gespräch mit iranischen Part¬
nern geführt, in dem nicht Punkt 1 Hac Schicksal von
Salman Rushdie gewesen ist. Ich bin dennoch der
Meinung , daß der Abbruch der diplomatischenBezie¬
hungen keine Hilfe wäre.

(Abgeordneter Dom [F .D.P.] : Auch von
Rushdie nicht verlangt wird! - Abgeordnete
Schumann [GRÜNE ] : Das ist nicht richtig !)

- Auch von ihm nicht verlangt wird. - Ich halte es für
richtig , daß wir das deutsch-iranische Kulturabkom¬
men inzwischen auf Eis gelegt haben , daß wir es trotz
der ursprünglichen Zustimmung in den Kabinetten der
Länder nicht zur Ratifizierung geben - wegen der
Situation im Iran.

Aber ich halte den Abbruch diplomatischer Beziehun¬
gen aus vielerlei Gründen für nicht richtig, und zwar
nicht nur wegen wirtschaftlicher Interessen . Sie allein
würden das nicht rechtfertigen , obwohl ich zugebe:

( B ) auch wirtschaftliche Interessen haben immer beim
Umgang von Staaten miteinander eine bestimmte
Funktion . Wer sie vernachlässigt, macht einen politi¬
schen Fehler. Aber sie dürfen allein nicht der Grund
sein.

Nein , das Entscheidende ist, daß wir mithelfen durch¬
zusetzen , daß der Waffenhandel aufhört, durchzuset¬
zen, daß in dieses sensible Gebiet keine Waffen gelie¬
fert werden. Ich bin froh darüber, daß die Bundes¬
regierung glaubhaft, wie ich meine , erklären kann,
daß sie alle Sicherungsmaßnahmen getroffen bat und
gemeinsam mit den Strafverfolgungsbehörden alles
tut , damit diejenigen üblen Geschäftemacher, die sich
hier über Gesetze hinwegsetzen , nicht nur vor den
Kadi, sondern auch hinter Schloß und Riegel kom¬
men.

(Beifall bei der SPD und einzelnen Abge¬
ordneten der anderen Fraktionen)

Ich bin der Meinung: Das muß aufhören! Es muß
aufhören, daß man internationalen Waffenhandel in
Krisengebiete mit Geldbußen ahndet. Da muß der
Staat andere Strafen verhängen als diese.

(Beifall bei SPD , CDU und Abgeordneten
der F.D.P.)

Meine Damen und Herren, wir werden im Hauptaus¬
schuß über diese Fragen zu sprechen haben. Es gibt
viele Länder - einer hat darauf hingewiesen - , in
denen es Menschenrechtsverletzungen Vorkommen,
•amnesty - Herr Klose bat das , glaube ich , gesagt -
zählt 80 Länder auf. Nach dem Eindruck, den ich von
den einzelnen Ländern habe, bin ich nicht in jedem
Falle mit der Aufzählung einverstanden. Auch die
Unterschiedlichkeit der Kulturkreise darf uns nicht
hindern zu sehen , daß es Grundrechte gibt , für die
wir jedenfalls in allen Kulturkreiseneintreten müssen.
Ich hoffe, unsere Politik wird dem gerecht.

Ich schlage vor, daß wir nicht den Abbruch der diplo¬
matischen Beziehungen fordern, als Politiker aber -
wo immer wir können - alle Möglichkeiten wahmeh-
men , um auf das iranische Regime einzuwirken.

Ich will Ihnen, Frau Kollegin Schumann, noch eben
sagen : Ich bin auch nicht so blauäugig zu glauben,
daß im Iran die 'Reformer im Augenblick eine große
Mehrheit hätten . Ich bin allerdings der Auffassung,
daß der gegenwärtige Staatspräsident - ich darf jetzt
nicht zu flapsig reden - gegenüber seinem Vorgänger
eine Erholung ist. Gegenüber seinem Vorgänger! Daß
er es im Augenblick schwer hat mit den fundamen¬
talistischen Mehrheiten innerhalb der iranischen Ge¬
sellschaft, glaube ich auch . Daß es ihm ein Abbruch
der diplomatischen Beziehungen durch uns noch
schwerer -machen könnte, ist jedenfalls meine gegen¬
wärtige Überzeugung. Darum kann ich nicht zu die¬
sem Schritt raten.

Aber zu deutlichem Reden , zu klaren Protesten, zu
einer Nichtvermischung der Ebenen, dam rate ich
sehr. Ich denke, dieser Antrag war eine gute Gelegen¬heit, das im Landtag zu sagen . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD und F .D .P . )
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Präsidentin Friebe : Herr Innenminister , diese Frage
geht über die eigentliche Fragestellung weit hinaus.
Ich frage , ob Sie sie beantworten möchten . Wir haben
noch einige Fragen , die wir heute gern behandeln
wollen.

Innenminister Dr . Schnoor : Ich kann dazu auch nur
sagen , Herr Kollege van Schewick , daß die Landes¬
regierung nicht im Vorfeld von irgendwelchen Er¬
eignissen mit Weisungen an die jeweilige Polizei
herantritt . Das muß die Polizei lageangemessen selbst
entscheiden . Das geht gar nicht anders.

Präsidentin Friebe : Vielen Dank ! Weitere Wortmel¬
dungen liegen mir nicht vor . Damit ist die Mündliche
Anfrage 406 erledigt.

Ich rufe auf die

Mündliche Anfrage 408

der Frau Abgeordneten Hürten und Schumann von
der Fraktion DIE GRÜNEN:

”Vergangenheitsbewältigung " durch Staatspreis¬
verleihung an Hermann J . Abs?

Am 3 . Dezember 1992 wurde im Rahmen einer
Feierstunde der mit 50 OOO DM dotierte Staats¬
preis des Landes Nordrhein -Westfalen von Mini¬
sterpräsident Johannes Rau an Hermann J . Abs
verliehen.

Ministerpräsident Rau würdigte Abs ah den bedeu¬
tendsten Bankier der Nachkriegszeit (konkret war
er seit 1938 an zunehmend verantwortlicher Stelle
für die Deutsche Bank tätig ) , als Europäer , Welt¬
bürger und Patrioten.

Ministerpräsident Rau hob besonders hervor , daß
es Ahs gelungen sei , die Sammlung des jüdischen
Bankiers Robert von Hirsch , der 1933 aus
Deutschland geflohen war , als Vertreter deutscher
Interessen zurück zu ersteigern.

Insbesondere Angehörige von Verfolgten des
Naziregimes fragten sich zu Recht : ‘Ist es preis¬
würdig , wenn ein Mann , der maßgeblich an der
Arisierung jüdischen Eigentums mitbeteiligt war,
der die Politik des Dritten Reiches mit verkörpert
hat und damit eben auch mitverantwortlich istfür
die Judenverfolgung , ist es preiswürdig , wenn
ein solcher Mann Flüchtlingseigentum zurück¬
kauft ? "

Auch Margret Busher , eine über achtzigjährige
Kölner Bürgerin , schrieb am 14. Dezember 1992
an den Ministerpräsidenten und fragte : "Sollte
Ihnen denn entgangen sein , daß Abs zu den
führenden Stützen des NS-Reiches gehörte und
maßgeblich an der Arisierung von jüdischen
Firmen und Banken beteiligt war ? Sollte man in
Wuppertal nicht wissen , daß Abs Aufsichtsrats¬
vorsitzender der Glanzstoff AG war , während
zehnjährige Kinder aus den Ostgebieten daselbst
Zwangsarbeit leisten mußten ? Ich appelliere auch
in Ihr Vaterherz und frage Sie , warum Sie diese
Dekorierung vorgenommen haben .

’

Bis heute erhielt sie keine Antwort auf ihre Fra¬
gen.

Darum stelle ich die Frage nun erneut : Warum (
haben Sie . Herr Ministerpräsident , diese Deko¬
rierung vorgenommen?

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Frau Margret Busher hat am
14. Dezember des vergangenen Jahres Herrn Kollegen
Dr . Posser einen Brief für mich ausgehändigt , jweil
Dr . Posser mich bei einer Veranstaltung im Rahmen
der Heinrich -Böll -Woche in Köln vertreten hat . Als
dieser Brief in meinem Büro eintraf , war ich schon
im Weihnachtsurlaub . Ich habe ihn erst Anfang Janu¬
ar nach meiner Rückkehr vorgefunden und Frau
Busher am 29 . Januar geantwortet.

Hermann Josef Abs hat den Staatspreis des Landes
1992 in Würdigung seines jahrezehntelangen Wirkens
für die Kultur und in Würdigung seiner herausragen¬
den finanz- und wirtschaftspolitisehen Verdienste für
unser Land verliehen bekommen . Er hat mitgeholfen,
der jungen Bundesrepublik nicht nur wirtschaftlich
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den Weg aus der Isolation in die Welt und vor allem
nach Europa zu weisen. Er stellt seine Zeit , seine
Liebe zur Kunst und seinen wirtschaftlichen Verstand
für das Wohl von Kultureinrichtungenund von Künst¬
lern zur Verfügung. Er hat an großen Kunstauktionen
mitgewirkt und mitgeholfen, daß bedeutende Kunst¬
werke in den Besitz nordrhein-westfälischer Museen
gelangen konnten. Für seine Verdienste für unser
Gemeinwesen ist er 1987 mit dem Großkreuz des
Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland
ausgezeichnet worden, der höchsten Stufe dieses
Ordens.

Ich habe in meiner Laudatio auf das Scheitern der
Weimarer Republik und auf die zwölfjährige Herr¬
schaft des Nationalsozialismus hingewiesen. Es ist
bekannt, daß Hermann Josef Abs ein einflußreicher
Bankier im nationalsozialistischen Deutschland gewe¬
sen ist , der vor allem über vorzügliche Verbindungen
zum Reichswirtschaftsministerium verfügte. Er war
seit dem 01 . Januar 1938 Mitglied des Vorstandes der
Deutschen Bank , und er gehörte den Aufsichtsräten
einiger der bedeutendsten Industrie- und Finanzunter¬
nehmen in Deutschland und in den von Deutschen
okkupierten Ländern an . So war er Aufsichtsratsvor¬
sitzender der Vereinigten Glanzstoffabriken AG in
Wuppertal.

Die Rolle der Deutschen Bank im Prozeß der Arisie¬
rung und bei der wirtschaftlichen Durchdringung der
von den Deutschen unterworfenen Länder ist beacht¬
lich gewesen. Der entsprechende Report der Militär¬
regierung der Vereinigten Staaten über Deutschland
hat das unmittelbar nach dem Krieg unzweifelhaft
festgestellt und dabei auch die Politik der Deutschen
Bank schärfstens gerügt.

Der DDR-Historiker Czichon hat in diesem Zusam¬
menhang weitgehende Vorwürfe gegen Hermann Josef
Abs erhoben, unter anderem den, bei der Arisierung
jüdischer Unternehmen mitgewirkt, sich dabei auch
persönlich bereichert zu haben und als Aufsichtsrats¬
vorsitzender der Vereinigten Glanzstoffabriken für die
inhumane Zwangsarbeit von KZ-Häftlingen und Kin¬
dern verantwortlich gewesen zu sein . Czichon hat
diese Vorwürfe, wie zum Teil auch gerichtlich festge-
stcllt worden ist , nie seriös belegen können.

In dem bislang ausführlichsten Buch über den Holo¬
caust dagegen , der dreibändigen Arbeit des jüdisch¬
amerikanischen Historikers und Politologen Raul
Hilberg. das sich umfassend auch mit Arisierung und
Zwangsarbeit beschäftigt, kommt Hermann Josef Abs
lediglich als führendes Mitgliedjener deutschen Dele¬
gation vor, die im Frühjahr 1952 die Wiedergutma¬
chungsverhandlungen mit Israel geführt hat. Der
Historiker Wilhelm Freue hat eine Reihe von Bei¬
spielen genannten, in denen sich gerade Hermann
Josef Abs in den Augen betroffenerjüdischer Eigentü¬
mer äußerst nobel verhalten habe , so etwa in den
Fällen des Bankhauses Mendelssohn & Co . und des
Braunkohlen -Bergbaukonzems Ignaz Petschek.

Abs war nie Mitglied der NSDAP . Er hat aus seiner
Haltung als Christ und Katholik nie ein Hehl ge¬
macht . Wohl auch deshalb hat es Versuche gegeben,
ihn aus seinem Amt bei der Deutschen Bank zu ent¬
fernen . Mit einigen Mitgliedern des Widerstandes des
20 . Juli war er persönlich bekannt und hielt er Kon¬
takte , so unter anderem mit Helmuth James Graf von
Moltke und Peter Jörg Graf von Wartenburg.

Der Historiker Hans Mommsen ordnet Hermann Josef
Abs an der Peripherie der systemkritischen Opposition
gegen Hitler ein , wobei Mommsen gleichzeitig fest¬
stellt , daß sich das Gros der Repräsentanten aus
Handwerk , Gewerbe und Industrie weit deutlicher
zurückgehalten habe als Hermann Josef Abs.

Ich vermag aus dem mir vorliegenden Material über
die Rolle von Hermann Josef Abs im Dritten Reich
keine Anhaltspunkte festzustellen , die der Verleihung
des Staatspreises entgegengestandenhätten. Ich selber
kenne und schätze Abs seit vielen Jahren, und ich bjn
dankbar für das, was er für das kulturelle Leben in
unserem Land getan hat.

(Beifall bei der CDU und der F . D . P . )

Präsidentin Friehe : Vielen Dank , Herr Minister¬
präsident . - Zu einer Zusatzfrage erteile ich der Frau
Abgeordneten Schumann das Wort.
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Abgeordnete Schumann (GRÜNE) : Herr Minister¬
präsident , ich stelle fest , daß trotz der Historiker, die
Sie bemüht haben , Herr Hermann Josef Abs im Zwie¬
licht der Tätigkeiten bleibt, die er für den NS-Staat
geleistet hat . Sie, Herr Ministerpräsident, sind als
jemand bekannt , der politische Zeichen setzen will.
Deswegen frage ich Sie : Halten Sie es für ein richti¬
ges politisches Zeichen , daß jemand , der bekannter¬
maßen Aufsichtsratsvorsitzenderder ehemaligen der
IG-Auschwitz war - zu Recht so genannt : Der 1G-
Auschwitz - , die höchste Auszeichnung des Landes
Nordrhein -Westfalen plus 50 000 DM verliehen be¬
kommt , während die NS-Opfer bislang überhaupt
nicht angemessen entschädigt worden sind?

Präsidentin Friebe: Herr Ministerpräsident, darf ich
Sie um Beantwortung bitten?

Ministerpräsident Dr. Rau : Frau Kollegin , die
falschen Sachverhalte kann ich nur kurz darstellen.
Der Staatspreis beträgt 50 000 DM . Er wird zwischen
den Preisträgern geteilt . Es waren zwei Preisträger.
Der andere war der Musikwissenschaftler Christoph
Wolf aus Amerika , der aus Nordrhein-Westfalen
stammt , übrigens ein Mann , der in den letzten Jahren
die großen Ausstellungen über " Entartete Musik"
veranstaltet hat und der mit vielen jüdischen Musikern
zusammenarbeilel , der in seiner Dankesrede davon
gesprochen hat, daß er besonders Stolz darauf sei , mit
einem Mann wie Hermann Josef Abs gemeinsam
ausgezeichnet worden zu sein,

(Beifall bei CDU und F . D . P . )

und zwar auch wegen des Einsatzes , den Hermann
Josef Abs geleistet hat . Ich habe hier Briefe von
Leuten vorliegen , deren Vermögen arisiert worden ist
und die Hermann Josef Abs schreiben. Ich habe mir
das Material besorgt - es war ja inzwischen genug
Zeit - und mich ausführlich mit der Arbeit von Czi¬
chon beschäftigt . Daß Hermann Josef Ahs auch im
Zwielicht gestanden hat , bestreite ich nicht.

( Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNEI : Und
steht !)

- Für mich steht er nicht im Zwielicht . Das ist eine
unterschiedliche Bewertung eines Menschen. Ich
kenne viele , die im Zwielicht gestanden haben: Den¬
ken Sie an Kurt Gerstein . Denken Sie an andere , die
NS -Orden getragen haben und dennoch im Wider¬
stand waren . Ich fühle mich nicht als Richter über
solche Menschen.

(Beifall bei SPD , CDU und F .D . P . )

Ich bin von der persönlichen Integrität dieses Mannes
und von seiner Leistung für unser demokratisches
Staatswesen überzeugt. Dieses Urteil schließt ein, daß
ich das auch dann wäre, wenn es Situationen im
Dritten Reich gegeben hätte, die ich weder nachvoll¬
ziehen noch billigen kann . Ich kenne niemanden außer
Czichon , der den Vorwurf gegen Abs erhebt , daß er
ein Mittäter oder nur ein Mitläufer gewesen sei . Aber
ich kenne viele, die sagen , daß er mit aufzuhalten
versucht hat. Ob mutig genug, ob intensiv genug , ob
früh genug , wer von uns wollte das im Jahre 1993
beurteilen , ohne sich zum Richter zu machen?

(Beifall bei SPD , CDU und F. D . P .)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank. - Zu einer Zusatz¬
frage erteile ich der Frau Abgeordneten Hurten das
Wort.

Abgeordnete Härten (GRÜNE) : Herr Ministerpräsi¬
dent , in Ihrem Antwortbrief an Frau Busher haben Sie
ihr mitgeteilt , daß Ihnen die Vorwürfe, die Frau
Busher ja auf den OMGUS -Bericht stützt und der
OMGUS -Bericht zu dem Zeitpunkt unbekannt gewe¬
sen seien . Nun ist auch hier bei uns in der Presse, im
"Spiegel " , auch im "Stadtanzeiger" darüber berichtet
worden . Es ist auch berichtet worden, daß zum Bei¬
spiel eine jüdische Delegation gegen eine Auszeich¬
nung von Hermann Josef Abs auch schon beim Papst
Einspruch eingelegt hat.

Ich frage Sie in diesem Zusammenhang: Welche
Überprüfung findet eigentlich statt, bevor Sie einen
solchen Preis verleihen, und inwieweit schließt diese
Überprüfung den Zeitraum vor 1945 ein?
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Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident, bitte!

Ministerpräsident Dr . Rau : Es gibt beim Staatspreis
keine Überprüfung in einem bürokratischen Sinne . Ich
lasse mich bei der Verleihung des Staatspreises von
einem Kreis von Männern und Frauen beraten, auf
deren Urteil ich viel Wert lege. Ich selber entscheide
dann und teile die Entscheidungdem Kabinett mit . So
ist das auch hier gewesen.

Ich will hinzufügen: Es gibt eine andere Art von
Überprüfung. Das ist die beim Bundesverdienstkreuz.
Hermann Josef Abs hat 1987 das Großkreuz bekom¬
men , ebenso wie Berthold Beitz wenige Jahre vorher;
- Berthold Beitz für die Rettung polnischer Juden , für
die er jetzt auch in Krakau mit der Ehrendoktorwürde
ausgezeichnetworden ist.

Bevor jemand ein Bundesverdienstkreuz bekommt,
muß die antragstellende Landesregierung das Docu-
ment Center in Berlin einschalten und muß alle die
Zeit vor 1945 betreffenden Vorgänge zur Kenntnis
nehmen und bewerten. Ich gehe davon aus - wenn ich
einmal diese politische Formulierung, die mir . sonst
nicht liegt , benutzen darf - , daß die antragstellenden
Länder dies getan haben und daß der Bundespräsident
keinerlei Grund gesehen hat . diese höchste Auszeich¬
nungsform fxir Hermann Josef Abs zu verweigern.

Ich kenne auch viele, auch jüdische Organisationenin
Deutschland , in Israel , in den Vereinigten Staaten , die
auf den Rat und die Hilfe von Hermann Josef Abs seit
Jahrzehnten Wert legen . Ich weiß auch, daß es jüdi¬
sche Organisationen gibt , die das anders sehen.

Ich weiß ebenso, daß seine Rolle bei den Wieder¬
gutmachungsverhandlungen und heim Londoner
Schuldenabkommen auch in anderen europäischen
Ländern kritisch gesehen worden ist . Aber das, was
Hermann Josef Abs damals beim Londoner Sehulden-
abkonunen erreicht hat , um den Wiederaufbau der
Bundesrepublik möglich zu machen, halte ich für eine
der ganz großen Leistungen der deutschen Nach¬
kriegsgeschichte, neben die man nur wenige andere
stellen kann.

Daß der Mann nicht meiner politischen Überzeugung
ist , daß er einen anderen Lebenshintergrund hat als

ich , daß er konservativ ist , während ich mich nicht
als konservativbezeichnen würde - -

(Na , na , na ! bei der CDU - Abgeordneter
Dr. Vesper [GRÜNE] : Das wundert mich jetzt
aber !)

- Na ja , Erhard Eppler würde sagen , daß ich ein
Wertkonservativer bin . Ich würde auch das als Aus¬
zeichnung empfinden. Aber immerhin - das spielt
alles keine Rolle. Ich habe bei dieser Auszeichnung
mit dem Staatspreis keinerlei schlechtes Gewissen,
und ich habe auch nach Kenntnisnahme des Berichts
zu solch schlechtem Gewissen keinen Anlaß gehabt.

Präsidentin Friebe : Zu einer zweiten Zusatzfrage
erteile ich der Frau Abgeordneten Schumann das
Wort.

Abgeordnete Schumann (GRÜNE) : Herr Minister¬
präsident, ich habe die Laudatio, die Sie auf Hermann
Josef Abs gehalten haben, sehr sorgfältig gelesen,

(Ministerpräsident Dr. Rau : Vielen Dank!)

und ich möchte Sie fragen: Warum haben Sie den
Eindruck erweckt - auf mich als Leserin - , daß die
gesellschaftliche und berufliche Vita von Hermann
Josef Abs erst nach 1945 angefangen hat? Wenn es
denn so sein sollte, daß es nicht um Vergessenmachen
von Geschichte geht - auch von umstrittener Ge¬
schichte - und von jeglicher Art persönlicher Beteili¬
gung , dann hätten Sie das nach meiner Meinung
durch entsprechende Hinweise im Text auf die Ver¬
gangenheit deutlich machen müssen . Ich frage Sie
also : Warum haben Sie das nicht gemacht?

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident!

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Kollegin, es gibt
einige Formulierungen in meiner Laudatio, die minde¬
stens deutlich machen , daß ich mich mit diesem Ge¬
danken beschäftigt habe. Aber es galt ein Werk zu
würdigen, das in den letzten Jahrzehnten vor unser

Landtag Nordrhein -Westfalen 11278 Plenarprotokoll 11/90 10 .03 . 1993

(A ) (Ministerpräsident Dr. Rau) (C

aller Augen stattgefunden hat . Das habe ich zu tun für das , was 1933 eben nicht in deutschem Eigentum
versucht. gehalten werdet) konnte.

Natürlich habe ich auch von den Wurzeln gesprochen.
Aber ich hätte es für unangemessen gehalten - übri¬
gens auch für unmöglich -, in ein oder zwei Sätzen
die schwierige und differenzierte Rolle sowohl der
Deutschen Bank als auch von IG Farben so darzustel¬
len, daß ich nicht in eine Polemik gegen Czicbon
geraten wäre , die nach meiner Meinung in einer
Laudatio keinen Platz hat.

Aber ich wäre jederzeit bereit, mich auch mit dieser
Thematik auseinanderzusetzen ; denn ich kenne nun
Hermann Josef Abs seit vielen Jahren . Ich weiß vieles
von seinem Wirken . Ich habe oft in Gegnerschaft zu
ihm gestanden.

Das alles habe ich nicht zu verbergen . Aber eine
Laudatio ist nicht dazu da , Gegnerschaft zu begrün¬
den , sondern ist dazu da , Lebensleistung zu würdigen.
Und diese Lebensleistung schien mir auszeichnens-
wert.

( Beifall bei SPD , CDU und F .D .P . )

Präsidentin Friebe: Zu einer zweiten Zusatzfrage
erteile ich der Frau Abgeordneten Hürten das Wort.

Abgeordnete Hürten (GRÜNE) : Herr Ministerpräsi¬
dent , in Ihrer Rede zu dieser Staatspreisverleihung
nennen Sie als einen herausragenden Grund die Er¬
steigerung der Sammlung Hirsch , an der Hermann
Josef Abs maßgeblich beteiligt war, die er erfolgreich
zu Ende geführt hat.

(Vorsitz : Vizepräsident Dr . Klose)

Wenn Sie nun sagen , diese Staatspreisverleihung hat
eine besondere Symbolik, denken Sie dann nicht, daß
es entweder das falsche Symbol war oder daß Sie sehr
wohl zu dieser schwierigen Frage etwas hätten sagen
müssen?

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Kollegin, ich
glaube , daß eine so verkürzte Darstellung, wie Sie sie
jetzt gegeben haben, im Blick auf die Sammlung
Hirsch wirklich nicht erlaubt ist . Dann müßte man
Ihnen einmal die Briefe derer zeigen und geben , die
dafür gedankt haben, daß Abs in den Jahren von 1933
bis 1945 und später mitgeholfen hat , die Sammlung
Hirsch wieder nach Deutschland zu bringen. Das
finde ich bemerkenswert.

Übrigens , was ich am bemerkenswertesten Finde, ist , ,
daß dann , wenn Hermann Josef Abs einen bittet, eine
Aktion zu machen, er immer am Anfang sagt , was er
selber und privat dazutut . Nun ist er ein reicher Mann
- nehme ich an - oder ein vermögender Mann , aber er
nutzt eben sein Vermögen auch im Sinne dessen, was
das Grundgesetz von der Sozialbindung des Eigen¬
tums sagt . Darüber freue ich mich.

Ich stimme seinen gesellschaftlichen Vorstellungen
nicht zu ; das muß ich auch nicht, sondern ich ehre
ihn für das , was er getan und geleistet hat. Ich sehe in
den Dingen von 1945 keine unverständliche oder eine
Auszeichnung hindernde Belastung bei Hermann Jo^ef
Abs , sondern ich sehe in ihm einen der vielen, die am

.Nun ' handelt es sich hei dieser Sammlung um das
ehemalige Eigentum des Bankiers Robert von Hirsch,
das er 1933 auf seiner Flucht mitnehmen und somit
vor der Arisierung , an der die Deutsche Bank und im
Auftrag der Deutschen Bank auch Hermann Josef Abs
beteiligt waren , retten konnte. Überspitzt gesagt
konnte man jetzt darin eine persönliche Kontinuität
sehen , daß Sie also einen Staatspreisverliehen haben

Rande der Opposition mitgeholfen haben, daß dieses
Unrechtssystem sich nicht selber verlängern konnte.
Ob er das - das habe ich eben schon gesagt - mutig
genug , ob früh genug getan hat, das weiß ich alles
nicht . Ich will das auch nicht beurteilen als einer , der
14 Jahre alt gewesen ist , als dieses Unrechtssystem zu
Ende ging.

Nur, ich habe Abs nie für feinen Mittäter oder für
einen Mitläufer gehalten . Ich kenne auch keine Belege
dafür , daß er es gewesen ist.

v
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Vizepräsident Dr . Klose : Weitere Zusatzfragen zu
dieser Frage stelle ich nicht fest . Damit ist die Münd¬
liche Anfrage 480 erledigt.

Ich rufe die

Mündliche Anfrage 409

des Herrn Abgeordneten Dr . Vesper von der Fraktion
DIE GRÜNEN auf:

Ministerpräsident - Werbeträgerfür VOX?

Im Sender VOX hat der Ministerpräsident des
Landes Nordrhein -Westfalen , Dr . Johannes Rau,
am 25 . Januar 1993 diesen geradezu euphorisch
als “neue und hoffentlich markante Stimme " be¬
grüßt . . Den Zuschauern/Zuschauerinnen teilte er
mit , VOX sei "ein Setuier , der sich viel vorgenom¬
men hat: Informationen und gleichzeitig Unterhal¬
tung “. Er wagte die Prognose : "Das wird span¬
nend für die , die da mitarbeiten , hoffentlich auch
für die , die Zusehen .

“ Sein Statement kubninierte
wie folgt : "Also: Für Alte und Junge ein inter¬
essantes , farbiges , aktuelles Programm , gelegent¬
lich Tiefsinn und manchmal Breite , das wünsche
ich VOX in Nordrhein -Westfalen und weit über
unsere Grenzen hinaus . "

Mit dem WDR , auf dessen ehemaliger Frequenz
VOX sendet , verbindet den Ministerpräsidenten
offenbar ein weniger inniges Verhältnis . Jedenfalls
sind derart werbewirksame Aussagen zum WDR
bislang nicht bekannt geworden . Statt dessen hatte
sich die Staatskanzlei , beispielsweise im Febru¬
ar 1992 , über die schlechte Behandlung durch den
WDR anläßlich des Besuches eines ausländischen
Gastes beklagt.

Es gibt die Neigung , derart überschwengliche
Äußerungen über einen privaten Sender als bloße
Meinungsäußerung des Staatsbürgers Dr . Rau und
die Kritik daran als Stück aus "Absurdistan " her¬
unterzuspielen . Dennoch interessiert mich:

Wie bewertet die Landesregierung die zitierte
Eloge auf VOX, insbesondere auch unter verglei¬
chenden Gesichtspunkten?
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( C)

Ich bitte Sie , Herr Ministerpräsident , um Beantwor¬
tung dieser Frage.

Ministerpräsident Dr . Rau : Vielleicht , Herr Präsi¬
dent , darf ich vor der Beantwortung eben sagen , daß
ich bitte , daß die nächste Anfrage der Chef der
Staatskanzlei beantwortet . Sie wissen , es finden im
Augenblick Gespräche mit den Vertretern von Rhein¬
hausen statt . Die warten ; ich möchte gern dahingehen
und sie nicht zu lange warten lassen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Vesper , Sie machen in Ihrer Mündli¬
chen Anfrage einige kritische Bemerkungen zu den
guten Wünschen , die ich dem Fernsehsender VOX
zum Sendestart mit auf den Weg gegeben habe . Ich
will Ihnen eben sagen , warum ich das getan habe.

Das war einmal meine Freude darüber , daß sich ein
neuer Fernsehsender bei uns in Nordrhein -Westfalen
angesiedelt hat . Das ist für das Medienland Nord¬
rhein -Westfalen ein wichtiges Ereignis.

VOX ist , wenn es gut geht , das größte Femsehunter-
nehmen , das sich in den 90er Jahren in Deutschland
neu gründet . Da werden Sie mir sicher nachsehen , ( ® )
wenn ich froh darüber bin , daß dieser Sender nicht in
München , in Berlin oder in Hamburg , sondern in
Köln seinen Sitz hat.

Dann freue ich mich über das Versprechen und den
Anspruch , mit dem VOX auf dem Femsehmarkt tritt:
Es will ein informationsorientiertes Femsehvollpro-
gramm sein , also keine CNN -Filiale . keine Wieder -!
aufbereitungsanlage für US-Konserven , kein Show-
und Quizsender , sondern ein publizistisch profiliertes
Femsehinformationsprogramm . Das ist ein hoher
Anspruch , vor allem in einer Zeit , in der man in der
privaten Femsehlandschaft manchmal Mühe hat , noch
Qualitätsstandards , Geschmacksgrenzen und Peinlich¬
keitsschwellen festzustellen.

Ich habe keine Eloge auf VOX gesungen, . sondern
dem Sender gewünscht , daß er diesen hohen An¬
spruch auch einlösen kann . Ich hoffe , daß Sie diesen
Wunsch mit mir teilen.
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

Dann schreiben Sie , Herr Kollege Vesper , mit dem
WDR verbinde mich offenbar ein weniger inniges
Verhältnis. Nun will ich hier nicht fragen , ob es
überhaupt wünschenswert wäre, daß Regierungschefs
zu den Landesnmdfiinkanstalten ein inniges Verhältnis
hätten. Ich will dazu nur sagen : Wer die Medienpoli¬
tik in den letzten Jahren bei uns verfolgt hat, der wird
keine Anhaltspunkte für Spekulationen über ein an¬
geblich gebrochenes Verhältnis zwischen der Landes¬
regierung und dem WDR finden.

Die Fakten sprechen gegen solche Mutmaßungen : So
haben wir im Januar 1991 die Initiative für eine vor¬
gezogene Rundfunkgebührenerhöhung ergriffen. Bei
den Beratungen zum Staätsvertrag über den Rundfunk
im vereinten Deutschland haben Landesregierung und
WDR von gemeinsamen Positionen aus agiert, so wie
wir das heute bei den Verhandlungen über die Grün¬
dung des nationalen Hörfunks tun.

Darüber hinaus haben wir seit Jahren bei einer Reihe
von Medienprojekten eine gute Partnerschaft, zum
Beispiel bei der Filmstiftungund beim Medienforum.

Wir brauchen in Norcrhein-Westfalen einen starken
und wettbewerbsfähigen WDR. Zu einem funktionie¬
renden dualen Rundfunksystem in Nordrhein-West¬
falen gehören aber auch wirtschaftlich erfolgreiche
und programmlich qualitätsbewußte Privatsender. Wir
verfolgen seit Jahren das Ziel , das eine mit dem
anderen zu verbinden: den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk wettbewerbsfähig zu halten und zugleich
für den privaten Rundfunk attraktive Betätigungschan-
cen zu erschließen. Wir tun also das eine, ohne das
andere zu lassen.

Wenn Sic meine kurzen Sätze bei VOX genau gehört
haben , haben Sie auch - die Warnung mitgehört, die
ich ausgesprochen habe. Ich habe sogar familiäre
Bezüge als Hintergrund genommen: Ich möchte näm¬
lich , daß meine Kinder femsehen können, ohne ge¬
schädigt zu werden - und da bin ich heute nicht im¬
mer sicher.

Abgeordneter Dr . Vesper (GRÜNE) : Herr Minister¬
präsident, eigentlich wollte ich Sie ja ' fragen, ob Sie
all dies, was Sie zu VOX gesagt haben , beispielsweise
auch - ich greife einmal ganz zufällig eine Sendung
des WDR heraus - zu "Westpol’ sagen könnten, also
diese Sendung als nicht mehr ganz neue, aber "mar¬
kante Stimme ' begrüßen könnten, eine "Sendung, die
sich viel vorgenommen hat, nämlich Informationen
und gleichzeitig Unterhaltung" zu bringen , lind die
"ein für Alte und Junge interessantes, farbiges, aktu¬
elles Programm* anbietet.

Angesichts Ihrer Ankündigung, gleich die Sitzung zu
verlassen , möchte ich aber lieber die Frage stellen,

(Ministerpräsident Dr . Rau : Ich komme ja
gleich wieder!)

ob es nicht sinnvoll wäre , wenn der ganze Landlag
seine Sitzung für ein paar Minuten unterbricht , um
gemeinsam mit den Stahlarbeitern zu sprechen; denn
das ist ja wohl ein Problem, das uns alle angehl.

Ministerpräsident Dr . Rau : . Herr Kollege Vesper,
ich habe ja zu VOX etwas gesagt , bevor ich VOX
gesehen habe ; das kann ich bei "Westpol" nicht voll
behaupten.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Haben
Sie es schon .einmal gesehen ?)

- Nein, nicht bewußt ; aber ich habe mich auch nie
öffentlich darüber geäußert und will das auch nicht
tun.

. ^ i
Was die Landtagsunterbrechung angeht, so ist das
nicht meine Zuständigkeit. Ich hatte gehofft , es ginge
ein bißchen anders. Es wird jetzt aber doch gelingen,
daß alle mit den "Stahlarbeitern sprechen. Ich möchte
das gern tun.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Kollege Dr . Vesper Vizepräsident Dr . Klose: Werden weitere Zusatz-
zu einer Zusatzfrage, bitte schön! fragen gestellt ? - Das ist offensichtlich nicht der Fall.

Dann darf ich diese Mündliche Anfrage 409 für erle¬
digt erklären.
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(Dr . Busch [Düsseldorf ] [GRÜNE])

Diese Litanei der Umweltbarbarei, ohne Rücksicht
auf ökologische Konsequenzen , ohne Rücksicht auf
die Lebensbedingungen der Menschen, weisen wir
entschieden zurück. Deswegen lehnen wir auch den
CDU-Antrag ab.

Noch eine letzte Bemerkung zu Herrn Schleußer : Ich
glaube , wer Einsparmöglichkeiten zuallererst bei der
Zahl der Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst sucht,
der handelt ebenfalls krisenverschärfend.

( Beifell bei den GRÜNEN)

In Rheinbausen geht es um 2 100 Stellen , in Dort¬
mund geht es um 2 400 Stellen , bei der NRW-Stahl-
industrie vielleicht um 10 000 Arbeitsplätze , im öf¬
fentlichen Dienst sollen 35 000 Arbeitsplätzeabgebaut
werden - um einmal die Größenordnungen abzugrei¬
fen.

Ich glaube, hier muß man die Prioritäten richtig
setzen . Wir brauchen in Nordrhein-Westfelen eine
neue Offensive zur Bekämpfung der Erwerbslosigkeit,
nicht weiteren Stellenahbau . Es gibt Alternativen zum
Sparen . - Herr Schleußer ist leider nicht da . Wir
haben es während der letzten Haushaltsberatungen
hier vorgetragen . - Herr Schleußer, ich würde mich
freuen , wenn Sie , statt in der Landesverwaltung
Stellenahbau zu betreiben , doch zunächst einmal die
anderen Sparmöglichkeiten ins Auge fassen würden . -
Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Klose : Ich erteile Herrn Minister¬
präsidenten Dr. Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr. Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Nur wenige Bemerkungen zu
dieser Debatte , bevor gleich mein Kollege Einen zu
vielen der hier aufgeworfenen Fragen Stellung nimmt:
Es ist nicht so, wie Herr Tschoeltseh meint und wie
es auch bei Herrn Linssen durchklang, daß wir uns
nur für Kohle und Stahl interessieren. Wer die Aktivi¬
täten der Landesregierung in allen Teilen des Landes
kennt und wer sie wahmimmt und wahmehmen will,
der weiß , daß wir uns allen Arbeitsplätzen, allen

Arbeitnehmern und den Unternehmen verpflichtet
fühlen . Das wird in unserer Arbeit auch deutlich.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr. Lins¬
sen [ CDU ] : Das wäre ganz neu !)

- Das wird übrigens auch deutlich in den Wahlergeb¬
nissen, Herr Kollege Linssen. - Aber wenn es bei
Kohle und Stahl brennt, dann bekommt das in einem
Land, das so viele Jahrzehnte lang vod Kohle und
Stahl geprägt worden ist, ganz besondere Bedeutung.
Dann muß man darüber reden . Das haben wir ja
heute morgen mit den Arbeitnehmern, die aus Rhein¬
hausen hier gewesen sind, auch getan.

Nun ist die Frage gestellt worden, ob die Landes¬
regierung Einfluß genommen habe - zum Beispiel bei
Ruhrkohle, zum Beispiel zugunsten von Dortmund
und gegen Rheinhausen. Ich habe das an vielen Stel¬
len gesagt und will es hier noch einmal sagen: Es gibt
solche Einflußnahme nicht.

Die Ruhrkohle scheint mit Kmpp/Hoesch Verein - ,
barungen zu treffen oder getroffen zu haben . Diese
Vereinbarungen müssen daraufhin überprüft werden,
ob sie vergleichbar sind mit dem, was andere an
Möglichkeiten haben und bekommen . Das ist bei
Ruhrkohle zu entscheiden. Das ist im Kreis derer zu
entscheiden, die hier in vergleichbaren Interessen
sind . Daß der Jahrhundertvertrag oder der Hüttenver¬
trag gefährdet würde, liegt nicht im Interesse der
Stahlarbeitnehmer oder der Kumpel . Aber die Chan¬
cen des Hüttenvertrages zu nutzen ist ein berechtigtes
Anliegen aller Beteiligten. Nur, ob das geschieht und
wie das geschieht, das haben wir als Landesregierung
nicht zu bewerten. j

Ich will hinzufügen, Herr Kollege Linssen, weil Sie
hier eine Reihe von Mißverständnissenweitergegeben
haben : Sie haben das Stichwort "Gutachter” genannt
und haben vor diesem Weg gewarnt. Sehen Sie , vor
ein paar Wochen war die Diskussion, als "die Nacht
der 1 000 Feuer" war. Ich wurde aus Bonn zugeschal¬
tet. Da habe ich die nationale Stahlkonferenz noch
einmal eingefordert. Der neben mir sitzende Präsident
der Wirtschaftsvereinigung Stahl , Herr Vondran, war
mehr für einen Gutachter. Da habe ich ihm gesagt:
Herr Vondran, mir ist es völlig egal , wie man das
nennt; die Hauptsache ist. daß wir zu objektiven
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Daten kommen oder zu objektiveren, als wir sie jetzt
haben.

(Zuruf des Abgeordneten Dr . Linssen [CDU !)

- Richtig. - Und nachdem heute morgen Arbeitnehmer
gefragt haben, ob da möglicherweise verfälschte
Zahlen zuungunsten von Rheinhausen vorgelegt wür¬
den , habe ich jetzt gesagt , dal) ich raten würde , daß
sie im Aufsichtsrat die Anregung geben , einen Gut¬
achter zu fragen , wie die Zahlen aussehen.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Das hat mit
Vondrans Bemerkungen nichts zu tun ! )

- Nein , das hat nichts mit Vondrans Bemerkungen zu
tun.

Ich will aber noch auf das zu sprechen kommen , was
eben Herr Tschoeltsch meinte und auch Herr Linssen
insinuiert hat. Ich fordere doch nicht eine nationale
Stahlkonferenz, damit diese Standortentscheidungen
trifft.

(Abgeordneter Dr. Linssen [ CDU] : So kommt ’s
draußen an . Herr Ministerpräsident! - Wider¬
spruch bei der SPD - Abgeordneter Dr . . Brune¬
meier [SPD ] : ' Er hat nichts verstanden!)

- Nein, so kommt ' s draußen nicht an . Wenn Sie alle
meine Interviews lesen , dann sage ich mit Ihnen , Herr
Linssen , daß die Politik weder Standorte garantieren
noch Standortentscheidungen beeinflussen kann . Sie
sollte das auch nicht tun.

( Beifall bei der SPD)

Was geändert werden muß , ist das zum Teil wahllose
Gegeneinander und der Hickhack unter den Unter¬
nehmen in Deutschland und in Europa.

(Beifall bei der SPD)

Und nun sagen Sie , daß wir die Probleme immer nach
Bonn schöben.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU] : Das ist das
einzige, was Sie tun !)

Wir schieben die Probleme nicht nach Bonn . Aber es
gibt bisher jedenfalls Übereinstimmung , Herr Linssen
- so habe ich auch den Burdesarbeitsminister ver¬
standen - , daß die Zuständigkeit für Stahlpolitik kei¬
nesfalls bei den Ländern liegt, - sondern beim Bund
und bei der Europäischen Gemeinschaft.

(Beifall bei der SPD)

Weil das so ist , darum halte ich die gegenwärtige
Abstinenz des Bundeswirtschaftsministers für fälsch,
darum glaube und hoffe ich , daß sich die Bundes¬
regierung einschalten wird , und darum ist nach wie
vor meine Meinung: Am besten wäre ein runder
Tisch , an dem alle Beteiligten und Betroffenen sitzen;

(Beifall bei der SPD)

denn die Probleme Bremen , Georgsmarienhütte,
Saarstahl - wo heute ebenfalls Demonstrationen vor
dem Landtag sind - , die kann doch nicht jeder aut
seine eigene Weise lösen, sondern da muß doch eine
Gemeinsamkeit hergestellt werden . Und da ist meine
Auffassung : Es wäre richtiger, wir hätten eine Stahl-
runde. Wie die heißt , ist mir ganz egal.

Dann sage ich noch eines an Ihre Adresse: Ich habe
mit Karel van Miert , dem zuständigen Kommissar,
gesprochen . Ich selbst bin immer noch der Meinung
- im Gegensatz zu Herrn Bangemann -, daß die mani¬
feste Krise der richtigere Weg wäre. Aber auch da
bin ich nicht festgelegt, ob der 58 , der 56 oder 65
angewendet wird. Nur , das , was die Europäische
Gemeinschaft vorgeschlagen hat , was dazu führt, daß
200 Millionen DM an Bundesmitteln zur Verfügung
gestellt werden , die dann von der EG zu komplemen-j
deren wären , das ist zu wenig angesichts des nötigen
Abbaus an Arbeitsplätzen, das ist viel zu wenig.

(Beifall bei der SPD)

Wogegen ich mich wehre,
'das ist , daß wir es auf der

einen Seite mit einem Abbau von Stahlarbeitsplälzen
in ganz Deutschland zu tun haben und daß auf der
anderen Seite neue Stahlkapazitäten in Europa ent¬
stehen und daß das noch subventioniert wird. Es geht
ja bis hin zum Anträgen - wenn ich an Spanien den¬
ke - von mehr als 6 Milliarden DM.
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Ich sehe sehr wohl - vielleicht wird Herr Kollege
Einert dazu noch etwas sagen - , daß wir, wie Sie
sagen, im Glashaus sitzen , daß wir erst die Zusage
des Bundes im Blick auf die Kohlesubvention haben
müssen und daß wir da nicht mit zweierlei Maß mes¬
sen dürfen.

Nur , Sie müssen doch andererseits sehen : Bei dem,
was wir beim Stahl fordern , sagen wir nicht , Herr
Tschoeltsch ,

"nur Kohle und Stahl und immer Staats¬
geld '

, sondern wir sagen Pacta sunt servanda , es gibt
den EGKS-Vertrag , und wir möchten gern , daß das,
was der EGKS-Vertrag an Hilfen gibt, l>ei uns auch
ankommt und daß es frühzeitig ankommt.

(Beifall bei der SPD - Minister Kniola : Das ist
ja auch eingezahlt worden !)

Ich habe gesagt , möglichst ohne betriebsbedingte
Kündigungen. Ich habe gesagt : möglichst ! Wir wer¬
den alles einsetzen , was wir an politischer Kraft
haben, damit die Unternehmen das leisten . Ich habe
das erst gesagt , nachdem gestern der Stahlvorstand
von Krupp-Hoesch gesagt hat , er halte das für mög¬
lich . Ich habe das für die erfreulichste Nachricht des
im übrigen gestern bedrückenden Tages gehalten , daß
offenbar diese Chance besteht , wobei wir uns klar
darüber sein müssen : Die Alterstruklur in der Stahl¬
industrie ist nicht mehr so wie 1987/88. Das ist ja bei
der Kohle noch viel , viel schwieriger. Daß wir da die
Anwälte der Beschäftigten zu sein versuchen , das
dürfen Sie uns doch nicht vorwerfen. Da müssen wir
in Wettbewerb miteinander treten - auch was das
Drängen nach Bonn und nach Brüssel angoht.

(Beifall bei der SPD)

Das ist nicht Schuldzuweisung , sondern das ist Zu¬
ständigkeitsbeschreihung . Ich will Bonn nicht irgend¬
eine Sache zuweisen , um sie von - mir abzulenken,

(Abgeordneter Hegemann | CDU | : Na , na !)

sondern ich will diejenigen , die zuständig sind , öffent¬
lich und laut und hoffentlich mit Ihrer Hilfe an ihre
Verantwortung erinnern , daran , daß gehandelt werden
muß.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ich habe in allen Gesprächen , die ich geführt habe,
gesagt : Wandel braucht Zeit. Er braucht manchmal
mehr Zeit, als die Unternehmen haben oder zu haben
scheinen . Das ist eines der Themen.

Nun hat die Unternehmensleitung von Krupp
Stahl AG gestern bekanntgegeben, daß das Hütten¬
werk in Rheinhausen nach ihrem Plan stillgelegt
werden soll . Sie will darüber am 11 . März den Auf¬
sichtsrat informieren, der dann am 31 . März entschei¬
den soll.

Meine Damen und Herren! Wir wissen doch alle , daß
es in ganz Europa Einschnitte in Stahlkapazitäten
geben wird . Ich habe nicht gesagt, Herr Kollege
Linssen , wir dürfen keinen Stahl mehr aus den ost¬
europäischen Ländern bekommen . Das habe ich auch
nicht gesagt im Gespräch mit dem tschechischen
Ministerpräsidenten Claus , der vor drei , vier Wochen
hier war . Aber ich bin übereinstimmend mit der
Stahlindustrie, mit den Kammern , mit dem DIHT und
wie sie alle heißen der Meinung, daß da Regelungen
nötig sind,

(Abgeordneter Hegemann [ CDU ] : Die sind
doch da! - Minister Kniola: Schlaumeier ! )

daß die Regelungen, die jetzt da sind , nicht ausrei¬
chen und daß wir es um der Sicherheit in den näch¬
sten Jahren willen für die Entwicklung der Stahlmärk¬
te und auf den Stahlmärkten nicht bei den gegenwärti¬
gen Dumpingpreisen lassen können.

(Zustimmung des Ministers Kniola)

Darüber hat es bisher - so habe ich das verstandeji -
Übereinstimmung gegeben , soweit ich das weiß, auch
mit dem Landesvorsitzendender CDU.

Wir hahen als Landesregierung in vielen Gesprächen
mit allen Beteiligten das uns Mögliche getan , damit
die nordrhein-westfälische Stahlindustrie und ihre
Beschäftigten in diesem außerordentlich schwierigen
Prozeß nicht benachteiligt werden. Daß da Arbeits¬
platzabbau nötig ist , das wissen IG Metall und Be¬
triebsräte und wir auch . Wir haben immer wieder
gefordert - und das meint das Stichwort nationale
Stahlkonferenz - . daß die Bundesregierungendlich mit
allen Beteiligten ein gemeinsames Konzept für den
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Stahlstandort Deutschland entwickeln muß , nicht
durch einzelne Standortentscheidungen.

Angesichts des desolaten Zustands des europäischen
Stahlmarktes und der Auswirkungen auf die deutschen
Stahluntemehmen ist es nun wirklich höchste Zeit,
daß die Bundesregierungjetzt handelt . Die deutsche
Stahlindustrie ist in einer akuten Krise, während ihre
subventionierten Konkurrenten offensichtlich abwarten
körnen.

Unsere Haltung ist klar: Wir können keine Entschei¬
dung hinnehmen, ohne daß die soziale Absicherung
der Betroffenen gewährleistet ist . Darum fordern wir
die EG , die Bundesregierung und die Stahluntemeh-
nien auf, dafür gemeinsam Sorge zu tragen . Wir
erwarten , daß in dem Bemühen, Kündigungen zu
vermeiden, alle finanziellen und organisatorischen
Möglichkeiten ausgeschöpft werden . Denn - Sie haben
auch darauf hingewiesen Die Unternehmen haben
doch in diesem Land Geld verdient , in den letzten
Jahrzehnten viel Geld verdient.

Daraus ergibt sich eine soziale und regionale Ver¬
antwortung . Teils sind diese Unternehmen seit Gene¬
rationen in unserem Land , und teils haben Generatio¬
nen von Familien den Wohlstand in diesen Unter¬
nehmen hergestellt.

(Beifall bei der SPD)

Darum müssen wir alles tun , damit Arbeitsplätze
soweit wie möglich gesichert werden können und daß
sich die Unternehmen im Rahmen ihrer Möglichkeiten
an der Schaffung von Arbeitsplätzen beteiligen . Ich
erinnere an die sogenannte Rau-Vereinbanmg, die wir
getroffen haben . Sie muß doch Geltung haben , wenn
nun Rheinhausen wirklich geschlossen werden sollte!

Ich habe vor diesem Hintergrund sehr aufmerksam
zur Kenntnis genommen , daß Krupp-Hoosch den
Personalabbau in Rheinhausen und in Dortmund - und
nun zitiere ich - "sozialverträglich und wahrscheinlich
ohne betriebsbedingte Kündigungen" durchführen und
ein Sozialplanpaket mit einem Volumen von 300 Mil¬
lionen DM zur Verfügung stellen will.

Ich appelliere an die übrige Wirtschaft , an das Hand¬
werk , an den Handel , alles zu tun , um neue Arbeits¬

plätze zur Verfügung zu stellen , damit vor allen
Dingen junge Menschen eine Perspektive bekommen.
Ich setze darauf, daß der "Initiativkreis Ruhrgebiet’ ,
mit dem ich mich in der kommenden Woche treffen
will , sein Engagement in den betroffenen Stahlstand¬
orlen intensiv fortsetzt. Das hat sich bewährt.

Wir werden die nötigen Gespräche führen , auch mit
dem Handwerk, mit anderen Vertretern der Wirt¬
schaft . Wir werden von der Arbeitsmarkt- bis zur
Regionalpolitikalle unsere Möglichkeiten nutzen, um
an den betroffenen Standorten möglichst punktgenau
zu helfen und um die Schaffung von Ersatzarbeits¬
plätzen zu fördern.

Gestern hat Oberbürgermeister Krings aus Duisburg,
der mich soeben besucht hat , eine Duisburg-Konfe¬
renz gefordert . Ich habe mit ihm darüber gesprochen.
Ich bin der Meinung, daß alle Beteiligten zu Gesprä¬
chen vor Ort an einen Tisch kommen und gemeinsa¬
mes Handeln für die Zukunft vereinbaren sollten. Ich
lade dazu die Bundesregierung ein . Ich habe das
gestern auch dem Bundesarbeitsminister schon gesagt.
Unser Ziel ist es , bis zu den entscheidenden Aut-
sichtsratssitzungen Klarheit über die soziale Absiche¬
rung für alle Betroffenen und über flankierende Maß¬
nahmen zu bekommen.

Meine Damen und Herren, es gibt Wettbewerbsver¬
zerrungen im europäischen Stahlmarkt , die nicht mehr
zumutbar sind und endlich beendet werden müssen.
Was bisher von Brüssel gegen den vertragswidrigen
Subventionswettlaufund für die Umstrukturierung der
StahlStandorte vorgesehen ist , das reicht bei w’eitem
nicht aus.

i
Deshalb muß sich die Bundesregierung fragen lassen,
ob sie in der EG nicht einiges versäumt hat. Es darf
doch nicht sein , daß der privatwirtschaftlich organi¬
sierten und wettbewerbsfähigen nordrhein-westfäli¬
schen Suhlindustrie und ihren Beschäftigten durch
weiteres Zögern schwerer Schaden zugefügt wird!

Ich füge hinzu: Wenn Sie hier an die Verantwortung
der nordrhein -westfälischen Stahlindustrie appellieren,
dann müßten Sie eigentlich auch öffentlich ausspre¬
chen , daß die verstaatlichte Stahlpolitik in anderen
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europäischen Ländern uns hier nicht kaputtmachen
darf und daß Sie mithelfen , daß das nicht geschieht.

(Beifall bei SPD und F . D .P . )

Wir wollen mit allen uns zur Verfügung stehenden
Mitteln dafür eintreten , daß diese Ziele erreicht wer¬
den . Dabei geht es uns nicht um Konfrontation ; aber
um Zuständigkeiten geht es uns schon : Sie dürfen
nicht in Bonn ständig den Eindruck erwecken und
vermitteln . Sie gestalteten die deutsche Politik, und
dann, wenn ein nationales Problem auf dem Tisch
liegt - und das ist nun wirklich ein nationales Pro¬
blem! -, hier als der Blitzableiter gegenüber denen
fungieren, die verantwortlich sind und die den glei¬
chen Treueid geleistet haben , an den Sie uns soeben
erinnert haben.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Klose: Als nächster Redner hat
Herr Dr. Rohde als Vorsitzender der F . D . P . -Fraktion
um das Wort gebeten . Ich erteile Ihnen unter Bezug¬
nahme auf § 59 Abs . 2 der Geschäftsordnung das
^ ° rt , Herr Kollege Dr . Rohde , und Ihnen . Frau
Kollegin Höhn , im Anschluß daran.

Abgeordneter Dr. Rohde (F. D .P. ) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann
verstehen , Herr Ministerpräsident, daß Sie sich gegen
den Vorwurf der Zweiklassenwirtschaftspolitikweh¬
ren, den wir Ihnen gemacht haben und ; wie ich mei¬
ne, zu Recht gemacht haben . Wir haben diesen Vor¬
wurf deswegen zu Recht gemacht, weil Sie jedes
halbe Jahr eine Regierungserklärung zur Lage der
Krisenbranchen Kohle und Stahl abgegeben haben;
aber wir haben keine einzige Regierungserklärung zu
anderen Regionen als der Ruhr gehört - erster Vor¬
wurf der Zweiklassenpo 1itik.

Wir haben keine Regierungserklärungzu kleinen und
mittleren Unternehmen gehört, nur zur Großindu¬
strie - zweiter Vorwurf der Zweiklassenwirtschafts¬
politik.

(Abgeordneter Hunger [ SPD ] : Wozu gehört
denn die Deutsche Bank?)

- Es wäre ja ganz nett, Sie würden dazu auch einmal
etwas sagen!

Wir haben nur etwas zur Lage von Kohle und Stahl
gehört und nie etwas zur Lage anderer Branchen.
Deshalb erhalten wir unseren Vorwurf der Zweiklas¬
senwirtschaftspolitik im Lande Nordrhein-Westfalen
aufrecht.

( Beifall bei der F .D . P . )

Sie haben gesagt, man müsse Verantwortung tragen.
Das ist sicherlich richtig.

( Zuruf der Abgeordneten Rauterkus [ SPD])

- Sie müssen einmal zuhören ! Ich weiß , daß Ihnen das
unangenehm ist; denn Sie sind ja mit schuld an der
jetzigen Lage.

(Abgeordneter Hunger [SPD] : Das hätten Sie
gern ! )

Was heißt es denn eigentlich , Verantwortung in der
Wirtschaftspolitik zu tragen? Wir haben Ihnen immer
gesagt : Es gibt zu viele Anbieter von Stahl und für
Stahl in der Welt , und fast alle Länder können billiger
anbieten als die Bundesrepublik Deutschland.

Deswegen haben wir Ihnen schon seit Jahren - und
seit mehr als acht Jahren geben Sie Regierungserklä¬
rungen ab - gesagt: Die Stahlindustrie ist eine
schrumpfende Branche. Aber Sie wollten immer den
Arbeitnehmernan der Ruhr , IhreT Klientel , mit deren
Hilfe Sie ja an die Macht gekommen sind , weisma¬
chen , Nordrhein-Westfalen habe als Montanstand (>rt
eine Zukunft . Nordrhein-Westfalen hat als Montan¬
standort keine Zukunft mehr, weil wir viel zu hohe
Löhne zahlen , um uns diesen Montanstandort in der
W'elt überhaupt noch leisten zu können. Das ist die
Wahrheit , und diese Wahrheit darf man nicht ver¬
schweigen!

(Abgeordnete Rauterkus [ SPDJ : Sie reden - -)

Sie aber haben sie verschwiegen , und deswegen haben
die Arbeitnehmer Illusionen gehegt.
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starke Frauen , die gemeinsam dieses schwere Leid
gemeistert haben? - Aber das war offensichtlich nicht
interessant. Frauen wurden durch die Berichterstat¬
tung ein zweites Mal zu Opfern eines Krieges.

Warum haben sich Westeuropa und die Bundesregie¬
rung , Herr Linssen - die CDU -Bundesregierung
nicht Ende 1992 bereitgefunden , alle vergewaltigten
Frauen und Insassen der Lager aufzunehmen , die das
Land verlassen wollten? Das wäre eine der Voraus¬
setzungen gewesen , um damit Schluß zu machen.
Warum wurde sogar die Visumspflicht eingeführt und
damit quasi die Grenze für die Flüchtlinge dichtge¬
macht? Offensichtlich hatten da Menschenrechte
weniger Vorrang.

In vielen Gebieten ist das Leid , das Menschen wider¬
fährt, unglaublich groß . Hunger , Unterdrückung,
Unterentwickiung und Umweltzerstörung durch Dikta¬
turen , Menschenrechtsverletzungen und kriegerische
Auseinandersetzungen gefährden die Existenz und
Menschenwürde von Millionen von Menschen . Mo¬
mentan finden 50 kriegerische • Auseinandersetzungen
auf der Welt statt . In all diesen Gebieten werden
Menschenrechte verletzt.

ln vielen dieser Gebiete könnten wir durch schnelle
( g j finanzielle Hilfe Menschen vor dem Tode durch

Verhungern retten . Über 500 Millionen Menschen
hungern auf dieser Welt ; täglich sterben 40 000 Kin¬
der . Seit Mitte der 80er Jahre zahlt der arme Süden
dem reichen Norden jedes Jahr mehr , als er aus dem
Norden erhält . Der Süden leistet also quasi Entwick¬
lungshilfe für den reichen Norden . 1989 Waren es
42 Milliarden Dollar . Warum wird in der Bundes¬
regierung nicht für einen Schuldenerlaß für diese
Länder des Südens gekämpft,

(Zustimmung des Abgeordneten Dr . Vesper
[GRÜNE ])

warum nicht für eine solidarische Weltwirtschaft ? Das
alles sollten wir bedenken , wenn jetzt zum Beispiel in
dem Antrag der CDU vehement Militäreinsätze gefor¬
dert werden und dies mit den Menschenrechtsver¬
letzungen begründet wird.

^ ofür ich allerdings keinerlei Verständnis habe und
W'as auch den Antrag der CDU -Fraktion unter einem
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ganz neuen Aspekt erscheinen läßt , sind die öffentli¬
chen Äußerungen eines der Initiatoren dieses Antra¬
ges , Herrn Goldmanns . In der ' Westfälischen Rund¬
schau ’ vom 28 . April 1993 und ähnlich auch in ande¬
ren Zeitschriften lese ich:

In einem Zwischenruf erinnert der Abgeordnete
Rüdiger Goldmann an den Einmarsch der Nazi-
truppen in Jugoslawien . ' 140 Tote , und die
jugoslawische Armee war platt . So macht man
das ! "

Wenn der Krieg der Nazis mittlerweile als Vorbild
für militärische Kriegsführung und Konfliktlösung
hingestellt wird , dann , Herr Goldmann , wird mir nur
noch übel.

(Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Sandkastenspiele von selbsternannten Generälen : Das
ist es wohl , w'as wir in dieser Situation am wenigsten
gebrauchen können . - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich darf dem Herrn Mini¬
sterpräsidenten das Wort erteilen.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Heute vor sechs Wochen hat es
die gemeinsame Erklärung aller Fraktionen des Land¬
tages gegeben , in der die Präsidentin zur sofortigen
Beendigung aller Kriegshandlungen unter Einhaltung
der Menschenrechte im ehemaligen Jugoslawien ge¬
sprochen hat . Damals hatten wir uns darauf verstän¬
digt , daß alle friedlichen Mittel ausgeschöpft werden
müssen , um dem Morden Einhalt zu gebieten , daß die
Angreifer durch Sanktionen und Embargos an weite¬
ren Kampfhandlungen gehindert werden müssen , daß
ein internationaler Gerichtshof Verbrecher und Ver¬
brechen bestrafen - soll.

Und der Landtag hat die Landesregierung aufgefor¬
dert . auf Bundesebene für das Ende des Krieges und
die Einhaltung der UN -Konventionen zum Schutz der
Menschen und ihrer Rechte einzutreten.

Noch am gleichen Tag haben die Ministerpräsidenten
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beschlossen , die humanitären Hilfsmaßnahmen für
Bosnien gemeinsam zu verstärken.

Am 27 . Mai soll bei einem Treffen der Chefs der
Senats - und Staatskanzleien mit dem Chef des Bun¬
deskanzleramtes über dieses Thema gesprochen wer¬
den . Die Koordinierung zwischen Bund und Ländern
ist wichtig . Aber eine noch nicht ausreichende Koor¬
dination darf kein Vorwand sein abzuwarten.

Sie wissen , daß die Landesregierung in Übereinstim¬
mung mit allen Fraktionen schon seit vielen Monaten
in Bosnien und im ehemaligen Jugoslawien aktiv ist.
Wir helfen in den betroffenen Regionen , und wir
helfen auch denen , die sich zu uns haben flüchten
müssen . Nordrhein -Westfalen hat viele tausend Bür¬
gerkriegsflüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien
aufgenommen . Seit dem Herbst des vergangenen
Jahres haben wir insgesamt 20 .5 Millionen DM für
Projekte und humanitäre Hilfe in Kroatien und in
Bosnien -Herzegowina ausgegeben.

Die Schwerpunkte unserer Hilfe sind Lebensmittel,
Babynahrung , Medikamente , medizinische Versor¬
gungseinrichtungen . Wir helfen beim Aufbau von
Siedlungen in Kroatien , die im Bürgerkrieg zerstört
worden sind . Wir schaffen ein neues Dach über dem

( B ) Kopf für Flüchtlinge in Kroatien und Mazedonien.
Wir helfen verfolgten , drangsalierten , vergewaltigten
Frauen und Mädchen.

Ich möchte die Gelegenheit dieser Debatte wahmeh-
men , um allen zu danken , die sich in den Hilfsorgani¬
sationen in unserem Land engagieren . Es sind weit
über l 000 Menschen , die dort unten tätig sind . Ich
hatte am vergangenen Samstag Gelegenheit , mit etwa
400 von ihnen in Solingen zusammen zu sein.

Wir wollen auch in der Zukunft nicht nachlassen,
ganz praktisch menschliches Leid zu lindern . Wir sind
uns da alle einig , und ich bin froh darüber , daß der
Landtag die nötigen Mittel zur Verfügung gestellt hat.
Freilich ist mehr nötig als Hilfe . Notwendig ist es,
diesen Krieg so schnell wie möglich zu beenden.
Auch darin sind wir uns alle einig.

( Allgemeiner Beifall)

Wir streiten darüber , welche Mittel dieses Ziel wohl
am besten erreichen können . In der vergangenen
Nacht hat das selbsternannte Parlament der bosnischen
Serben den Vance -Owen -Plan mit großer Mehrheit
abgelehnt . Im neun Tagen soll eine Volksabstimmung
sein . Nach allem , was wir in den vergangenen Mona¬
ten erlebt haben , kann niemand das Ergebnis sicher
Voraussagen . Es ist noch schlimmer : Selbst bei einer
Zustimmung weiß ja niemand , wie lange sie gilt und
wer eine getroffene Vereinbarung wann wieder bricht.
Man kann die Nachricht gar nicht mehr hören : Der x-
te Waffenstillstand ist vereinbart worden.

Vor diesem Hintergrund werden die Rufe nach militä¬
rischer Intervention lauter . Die CDU-Fraktion stimmt
mit ihrem Antrag in diese Rufe ein . Ich kann die
Motive derer verstehen , die das fordern . Auch ich
empfinde Empörung , Wut und Ohnmacht . Den Frie¬
den zu sichern und wiederherzustellen , ist aber eine
politische Aufgabe.

Auch ich stimme Präses Beier zu , Herr Dr . Linssen -
und ich habe das öffentlich gesagt - : Es kann Situatio¬
nen geben , in denen der Einsatz militärischer Mittel
unumgänglich ist . Dem stimm en alle zu , die keine
absoluten Pazifisten sind . Die Frage ist also , ob eine
militärische Intervention im ehemaligen Jugoslawien
gerechtfertigt , verantwortbar und möglich wäre sowie
ob sie Aussicht auf Erfolg hätte oder nicht.

Ich komme zu dem Urteil , daß eine militärische
Intervention moralisch verständlich und begründbar
wäre , daß sie aber nicht verantwortbar ist , weil sie
unkalkulierbare Folgen hätte.

( Beifall bei der SPD)

Da handelt es sich um einen Bürgerkrieg , um einen
Krieg nationalistischer Fundamentalisten - mit viel
Schuld der Serben , aber nicht nur mit Schuld auf

•einer Seite ; die Verantwortung ist sicher nicht gleich
verteilt . Wer je den Roman “ Die Brücke über die
Drina “ gelesen hat , der weiß : Nationalistische Inter¬
essen , ethnische Konflikte und blutige Auseinanderset¬

zungen prägen die Geschichte des Balkans seit Jahr¬
hunderten.

Ich hielte es für vermessen zu glauben , das könne
man durch militärische Intervention von außen schnell
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und dauerhaft überwinden . Wir machen die bedrük-
kende Erfahrung , daß es keine einfache Lösung gibt.

Meine Damen und Herren ! Auch wenn das Gespräch
darüber eigentlich in den Bundestag gehörte - da
stimme ich Herrn Dr . Rohde zu - : Es sollte uns doch
zu denken geben , was die Generalstabchefs der Nato
Anfang vergangener Woche zum Einsatz von Streit¬
kräften in Bosnien gesagt haben . Ich füge an dieser
Stelle hinzu : Sie würden mich überfordem , wenn Sie
mir den Versuch abverlangten , jetzt die Beschlüsse
der SPD in der augenblicklichen Funktion weiterzu¬
führen, zu korrigieren , wie Sie das offenbar wün¬
schen, Herr Kollege Rohde.

Ich will auch hier die Interpretation nicht vornehmen:
Allerdings, aus dem Bündnis ergeben sich Verpflich¬
tungen nur nach dem Bündnisvertrag . Und das Nato-
bündnis sieht keinen Einsatz in Gebieten außerhalb
der Nato vor . Es wird im Augenblick innerhalb der
Nato diskutiert , ob es nicht eine neue Funktion der
Nato geben müsse, aber sich an diesem Punkt auf
Bündnistreue zu berufen , erschiene mir nicht ange¬
messen.

Meine Damen und Herren , das sind doch Argumente
von Männern , die gelernt haben , in militärischen
Kategorien zu denken - sehr viel mehr als wir alle
hier.

Mir macht es Sorge , daß manche Politiker heutzutage
militärischer argumentieren als die obersten Soldaten

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

und daß sie damit ihrer politischen Aufgabe nicht
gerecht werden.

Wer ernsthaft glaubt , nach dem Ende des Ost -West-
Konflikts sei der Krieg in Europa wieder ein mögli¬
ches Mittel der Politik , der stärkt wohl auch die
Position der Fundamentalisten - nicht nur in Jugo¬
slawien - , obwohl er glaubt , sie zu bekämpfen . Wir
dürfen nicht ins 19 . Jahrhundert zurückfallen:

(Beifall bei der SPD)

sonst ist es nur ein kurzer Weg zu dem Satz , daß der
Krieg der Vater aller Dinge sei.

( Beifall bei der SPD)

( B ) Und die Veränderung des Bündnisauftrags könnte
wiederum nur

( Zuruf des Abgeordneten Dr . Rohde [ F . D . P . ])

- die UNO ist eine ganz andere Dimension - mit
Zustimmung der Bundesrepublik stattfmden . Und
welchen Auftrag die Nato bekommt , hängt auch von
dem ab , was die Bundesrepublik Deutschland als
Auftrag der Nato definiert . Die Nato ist kein Schick¬
sal , das über uns kommt , sondern ein Zusammen¬
schluß, in dem wir mitwirken und auf dessen Charak¬
ter wir Einfluß haben.

Noch einmal : Die Generalstabschefs sind sich einig
darin , daß sogenannte chirurgische Schläge aus der
Luft und der Einsatz von Bodentruppen zusätzlich
große Opfer unter der Zivilbevölkerung fordern wür¬
den . Sie halten den Erfolg einer militärischen Inter¬
vention tur mehr als zweifelhaft . Sie sagen , daß die
Auswirkungen weit über das ehemalige Jugoslawien
hinaus nicht abzusehen wären.

( Abgeordneter Hunger [SPDJ : Wie Herr Gold¬
mann meint ! )

- Ich habe das auch gelesen . Wenn es stimmt , bin ich
betroffen . Aber ich glaube so etwas immer erst , wenn
derjenige selbst Gelegenheit gehabt hat , es in Ord¬
nung zu bringen . Das ist meine Haltung zu solchen
Fragen.

Vizepräsident Dr . Klose : Herr Ministerpräsident.
Herr Goldmann hat angekündigt , daß er eine persönli¬
che Bemerkung in dieser Sache machen möchte.

Ministerpräsident Dr . Rau : Danke schön.

Meine Damen und Herren , wer die jüngere Geschich¬
te Europas nicht kennt oder wer sie verdrängt , der
kann sich an die Vorstellung gewöhnen , deutsche
Soldaten könnten an militärischen Aktionen im ehe¬
maligen Jugoslawien beteiligt sein . Viele auch aus der
Koalition in Bonn , Herr Dr . Linssen - noch heute
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morgen der Bundesaußenminister schließen das
ausdrücklich aus.

Man kann aus unserer jüngeren Geschichte unter¬
schiedliche Konsequenzen ziehen . Aber eines ist doch
sicher besonders zwingend : daß wir als Deutsche sehr
vorsichtig und zurückhaltend sein müssen , wenn es
darum geht , richtige und wichtige politische Ziele mit
militärischen Mitteln zu erreichen.

ende Friedenspolitik , die an den Konfliktursachen
ansetzt . Das bedeutet auch die Bereitschaft zum Tei¬
len über die Grenzen von Staaten und Kontinenten
hinaus.

Nordrhein -Westfalen leistet dazu einen Beitrag . Wir
wissen , daß wir dabei weit hinter dem Zurückbleiben
müssen , was eigentlich nötig wäre . Aber wir hoffen,
daß unser Beispiel Schule macht.

Meine Damen und Herren , wir haben eine gewachse¬
ne internationale Verantwortung . Aber die darf man
nicht immer sofort mit Soldaten und Militär gleichset¬
zen . Ich hoffe , daß sich unter dem Stichwort “huma¬
nitäre Hilfe “ in Jugoslawien , in Somalia , an vielen
Stätten die Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepu¬
blik engagieren , und nicht , daß wir Soldaten dort
hinschicken.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Dr . Vesper [ GRÜNEI)

Es stünde es uns gut an , wir könnten zusätzliche
Freunde in der Welt gewinnen , wenn wir Deutsche in
Europa darauf drängten , daß die Europäer stärker als
bisher Verantwortung übernehmen : in der Entwick-
lungszusammenarbeit , bei der Sicherung und Wie-

( B ) derherstellung des ökologischen Gleichgewichts glo¬
bal , für den Schutz von Minderheiten , für die Siche¬
rung ihrer Rechte , für die Garantie von Freiheit und
Frieden auch in Krisengebieten , bevor es zu Gewaltta¬
ten kommt . Sie werden sagen , das seien keine beson¬
ders originellen Erkenntnisse . Das ist wahr . Aber es
ist leider auch wahr , daß sich weder die deutsche
Außenpolitik noch die Politik der EG in ihrem Han¬
deln ausreichend an diesen Erkenntnissen orientiert
haben.

( Zustimmung bei der SPD)

Wenn sich das nicht ändert , steht es schlecht um die
Zukunft nicht nur unseres Kontinents . Wenn wir nicht
mehr tun , wird es an so vielen Orten zum Krieg , zum
Bürgerkrieg und zur Massenflucht aus Arniuts - oder
Umweltgründen kommen , daß keine Armee der Welt
etwas ausrichten kann . Weder die Probleme in Europa
noch die der Welt lassen sich durch militärische
Interventionen lösen . Wir brauchen eine vorausschau-

Die größten Fehler und Versäumnisse der Europäer
liegen vor dem Beginn des Bürgerkriegs im ehemali¬
gen Jugoslawien . Die Europäische Gemeinschaft war
nicht in der Lage , ihren Beitrag zu einer friedlichen
Lösung bestehender Konflikte zu leisten . Schon als sie
wegen der unterschiedlichen Positionen drei Außen¬
minister schicken mußte , war das ein kleiner Offenba¬
rungseid . Wer das heute durch militärische Interven¬
tionen ausgleichen zu können glaubt , der w-ill viel¬
leicht auch etwas wiedergutmachen . Aber könnte er
nicht auch dem ersten Fehler einen zweiten hinzufü-
gen?

Ich sehe nur den Weg , den politischen und den wirt¬
schaftlichen Druck auf die Bürgerkriegsparteien mit
aller Kraft und mit allem Nachdruck zu erhöhen , und
zwar nicht auf dem Papier . Das ist nach der Entschei¬
dung dieser Nacht durch das selbsternannte Parlament
noch wichtiger geworden . Die beschlossenen Sanktio¬
nen müssen wirklich durchgesetzt werden.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten
Dr . Vesper [GRÜNE ])

Alle müssen sich an das halten , was die Vereinten
Nationen beschlossen haben . Der Warenverkehr auf
dem Landweg und auf der Donau muß gestoppt wer¬
den . Die kriegsführenden Parteien müssen internatio¬
nal isoliert und geächtet werden . Wir sollten all die

ermutigen , die sich im ehemaligen Jugoslawien gegen
den Wahnsinn der sogenannten ethnischen Säuberung
engagieren und die dagegen demonstrieren.

( Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten
Ruppert [ F . D . P . ] )
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Vizepräsident Dr . Klose : Herr Ministerpräsident,
darf ich Sie unterbrechen ? -. Wollen Sie .eine Zwi¬
schenfrage des Herrn Kollegen Kruse zulassen?

(Ministerpräsident Dr . Rau : Ja !)

- Bitte schön.

Abgeordneter Kruse (CDU) : Herr Ministerpräsident,
stimmen Sie mir zu, daß die von Ihnen genannten
richtigen Punkte zentraler Ansatz des CDU -Antrags
sind , über den wir heute diskutieren , und sind Sie mit
mir der Meinung , daß Ihre Vorredner das überhaupt
nicht gewürdigt haben?

(Beifall bei der CDU)

Ministerpräsident Dr . Rau : Es könnte sein , Herr
Kollege, daß das damit zusammenhängt , daß die
Vorredner nicht die Gemeinsamkeiten vor sechs Wo- '
chen zum Gegenstand des Gesprächs gemacht haben,
sondern das Überschießende , nämlich die Bereitschaft
mr militärischen Intervention . Das ist der Punkt.

. v
(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der

I ) GRÜNEN ) \

Wenn ich zum Beispiel den Bundestagskollegen Stefan
Schwarz dazu aus seiner Erfahrung reden höre , dann
habe ich vor diesem Mann außerordentlichen Respekt.
Aber ich komme eben zu einer anderen Schlußfolge¬
rung daraus , weil ich mir sage : Wenn da - jenseits
der Gründe , die ich eben genannt habe - deutsche
Soldaten eingesetzt werden , kommt vielleicht nur ein
Teil von ihnen zurück , und wir tragen die Verantwor¬
tung auch für diese unsere Menschen.

Darum bin ich der Überzeugung : Wenn es nicht eine
Bewegung von . innen gibt , auch im ehemaligen Jugo¬
slawien , wenn w-ir nicht mithelfen , und zwar auf
vielfache Weise , humanitär , damit da nicht gehungert
wird , wenn wir nicht mithclfcn mit Medikamenten
- wir tun das auf vielfache Weise , wir bringen da
mehr hin als die sieben Bomber , die da jede Nacht
hinfliegen - aus Nordrhein -Westfalen , dann halte ich
das für den entscheidenden Friedensbeitrag . Ich glau¬
be . der wird verdunkelt , er wird verkürzt , wenn wir

jetzt hier aus Nordrhein -Westfalen den . Ruf nach
militärischer Intervention an unsere Partner in Bonn
und in Brüssel richten . Das ist die Intention dessen,
was ich sagen will.

Die Motive Ihres Antrages bestreite ich überhaupt
nicht . Sie wissen , daß das erstens nicht meinem Stil
entspricht - es entspricht auch nicht meinem Denken.
Sondern ich sage .nur , mit Präses Beier sage ich : Es
kann Situationen geben , da geht es gar nicht anders.
Man macht sich dann schuldig.

(Abgeorilneter Kruse [ CDU }: Die Situation ist
da !) ;

Aber meine Einschätzung ist , und das habe ich zu
sagen versucht , das haben übrigens viele andere aas
Ihrer Partei auch zu sagen versucht , der Bundeskanz¬
ler , der Bundesaußenminister hat es gesagt : In Jugo¬
slawien ist kein deutscher militärischer Beitrag ge¬
fragt , sondern humanitäre Hilfe . Das ist die Quintes¬
senz dessen , was ich Ihnen sagen wollte.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich stelle fest , daß weitere
Wortmeldungen nicht vorliegen , und schließe hiermit ( D)
die Beratung . ' -

Herr Kollege Göldmann hat beantragt , eine persönli¬
che Bemerkung nach § 61 der Geschäftsordnung hier
abgeben zu dürfen . Ich erteile ihm das Wort und
mache darauf aufmerksam , daß es sich hier um eine
Bemerkung handelt , in der der Redner nicht zur
Sache sprechen darf , sondern nur zu Äußerungen , die
in der Debatte hier zu Ihrer Person , Herr Kollege
Goldmann, ' gefallen sind . Die Redezeit von fünf
Minuten soll nicht überschritten werden . Bitte.

Abgeordneter Göldmann (CDU ) : Herr Präsident!
Meine Damen und Herren ! Herr Kollege Büssow und
auch Frau Kollegin Höhn und dann noch in einem
Zwischenruf der Kollege Hunger , wenn ich das rich¬
tig gesehen habe , haben aus der Presse - der “ West¬
falischen Rundschau “ und dem SPIEGEL - angebliche
Äußerungen meinerseits zitiert , zu denen ich folgen¬
des feststellen möchte:
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( Knipschild [CDU])
(« )

Gleichwohl möchte ich Ihnen abschließend eine sehr
positive Erfahrung aus den letzten Wochen nicht
vorenthalten. Ein Journalist hat in einer nordrhein-
westfäiischen Tageszeitung einen Kommentar mit der
Überschrift "Ein Lehrstück der intakten Demokratie’
verfaßt. Ich zitiere zwei, drei Sätze:

Das Petitionsergebnis ist auch als ein Stück gelun¬
gener Demokratie zu betrachten , denn nur auf¬
grund dieses Termins ist es den Eltern endlich
gelungen, sich Gehör bei den Vertretern des Re¬
gierungspräsidenten zu verschaffen . Bisherige
Einladungen hatte die Behörde stets abgelehnt.
Diese ' Gutsherrenart ' zeugt nicht von einem
gesunden Demokratieverständnis . Das Thema ist
nun erledigt . Die von der Basis durch Vermittlung
des Petitionsausschusses aufgedrückte Gesprächs-
bercitschaft brachte den Erfolg.

Ich würde nur wünschen, meine sehr verehrten Kolle¬
ginnen und Kollegen, daß unsere Arbeit noch stärker
als bisher schon als . ein Beitrag zur Verwirklichung
einer intakten Demokratie betrachtet wird.

( Demonstrative Zustimmung der Abgeordneten
Rauterkus [SPD ])

(B ) glaube, daß wir damit der allseits beklagten Poli¬
tikverdrossenheit zumindest ein kleines Stück aktiv
entgegenwirken können. - Vielen Dank für Ihre Auf¬
merksamkeit.

( Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank, HetT Kollege
Knipschild. - Ich danke dem Herrn Vorsitzenden
unseres Petitionsausschusses für seinen Bericht und
möchte allen Mitgliedern des Petitionsausschusses,
aber auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für
die im Interesse und zum Wöhle unserer Mitbürgerin¬
nen und Mitbürger geleisteten verantwortungsvollen
und umfangreichen Arbeit im Namen des Plenums
sehr herzlich danken.

(Allgemeiner Beifall)

Herzlichen Dank ! - Damit ist Tagesordnungspunkt 4
erledigt.

(C)
Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Beschlüsse zu Petitionen
- Übersichten 36 ‘und 37 -

Mit den Übersichten 36 und 37 liegen Ihnen Beschlüs¬
se zu den Petitionen vor . Wird hierzu das Wort ge¬
wünscht? - Das ist nicht der Fall . - Dann stelle ich
gemäß § 100 Abs . 6 unserer Geschäftsordnung fest,
daß diese Beschlüsse zu Petitionen durch Ihre Kennt¬
nisnahme bestätigt sind.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 .auf:

Regierungserklärung

Thema:
Ausländer in Deutschland

in Verbindung damit:

Maßnahmen zur Bekämpfung und
Verhinderung von rassistisch motivierten Strafta¬
ten

Antrag ( D)
der Fraktion DIE GRÜNEN
Drucksache 11/5625

sowie

Die Würde des Menschen ist unantastbar

Antrag
der Fraktion der F . D .P.
Drucksache 11/5633 (2 . Neudruck)

Das Wort zur Regierungserklärung hat Herr Minister¬
präsident Dr . Rau . Bitte sehr.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Heute morgen haben wir der
schrecklichen Tatsache gedacht , daß am Pfingstsams-
tag zwei Frauen und drei Mädchen Opfer eines mör¬
derischen Brandanschlags mitten in unserem Land , in
der Innenstadt von Solingen , geworden sind.



Landtag NorJrhein -Westfalen 12604 Plenarprotokoll 11/101 23 .06 . 1993

( Ministerpräsident Dr . Rau)
( A)

Ich bin dankbar dafür , daß dieser Regierungserklä¬
rung und der sich anschließenden Debatte alle türki¬
schen Generalkonsuln , der Generalkonsul der Nieder¬
lande und der Doyen des Konsularischen Korps bei¬
wohnen , und möchte ihnen dafür nochmals herzlich
danken.

(Allgemeiner Beifall)

Nach allem , was wir wissen , hatten die Täter für ihr
Verbrechen nur ein Motiv : Ausiänderbaß . Sie haben
nicht irgendein Haus angezündet , sondern ein Haus,
in dem Menschen wohnten , die vor vielen Jahren aus

. der Türkei zu uns nach Nordrhein -Westfalen gekom¬
men waren , um hier , zu arbeiten und hier zu leben.

Die wenigsten von uns hätten es vor zwei oder drei
Jahren für möglich gehalten , daß in unserem Land
Menschen um ihr Leben fürchten müssen , weil sie-
Ausländer sind , weil sie anders aussehen als die
Mehrheit.

Dieser mörderische Brandanschlag von Solingen ist
ein besonders schlimmer Höhepunkt einer Welle von
Gewalt , die unsere Gesellschaft seit zwei Jahren
erschüttert.

Aus der gleichen menschenfeindlichen Gesinnung
kommen . Anschläge auf Unterkünfte von Asylbewer¬
bern , die Schändung jüdischer Friedhöfe , die Zer¬

störung von Gedenkstätten für die Opfer der national¬
sozialistischen Barberei.

Niemand sollte auch verharmlosen , was wir an wach¬
sender alltäglicher Aggressivität erleben gegenüber
Ausländem , gegenüber Mitbürgern jüdischen Glau¬
bens , aber auch gegen ältere Menschen , gegen Kinder
und Behinderte.

Offenbar sind wir in der Bundesrepublik Deutschland
an einem Punkt gesellschaftlicher Entwicklung ange¬
langt , an dem Sündenböcke für ungelöste Probleme

gesucht werden und an dem fehlende Orientierung
und wachsende Unsicherheit in offene Aggression
Umschlagen.

Aus vielen Gesprächen , die ich geführt habe , aber
auch aus den vielen Briefen , die ich in den letzten
Wochen bekommen habe , weiß ich : Viele Menschen

treibt die Sorge um, ob die fremdenfeindlichen An¬

schläge ein Zeichen dafür sind , daß die Stabilität

unseres Gemeinwesens dauerhaft gefährdet ist . Viele

haben Angst davor , daß aus Gewalt und Gegengewalt
eine Spirale der Gewalt entstehen könnte . In vielen

Briefen finde ich wieder , was mich selber sehr be¬

schäftigt : Was können wir wirklich tun? Was ist mehr

als die Beruhigung des eigenen Gewissens , dami t

Menschen unterschiedlicher Herkunft in unserem
Land friedlich und gut nachbarschaftlich Zusammen¬
leben können?

Es ist nicht falsch , wenn wir alle unsere Ratlosigkeit

eingestehen . Eine Begründung für Tatenlosigkeit ist

diese Ratlosigkeit aber nicht . Wir müssen nach den

Ursachen für wachsende Gewaltbereitschaft und her¬

abgesetzte Hemmschwellen suchen . Wir müssen allen

Deutungs versuchen , allen Erklärungsansätzen und

Interpretationen nachgehen , die uns Aufklärung dar¬

über versprechen , welche Ursachen die Welle der

Gewalt in unserem Land hat.

Wenn wir uns an diese Aufgabe machen , dann fangen
wir in unserem Land nicht bei Null an . Die Landes¬

regierung hat im Herbst vergangenen Jahres eine

interministerielle Arbeitsgruppe ' Jugend , Gewalt und

Rechtsextremismus * eingesetzt . Diese Arbeitsgruppe
hat im März 1993 einen Bericht vorgelegt , der aus-

führlich darstellt , was die Landesregierung - teilweise

schon seit vielen Jahren - in ihrem Verantwortungs¬
bereich tut und wie sie gesellschaftliche Initiativen zur

Bekämpfung von Ausländerfeindlichkeit und für ein

friedliches Zusammenleben aller Menschen in unse¬

rem Land unterstützt.

Zur generellen Zielrichtung heißt es in diesem Bericht

- ich zitiere - :

Vom Grundsatz ist eine Politik erforderlich , die

beiträgt , soziale Lebenszusammenhänge zu

stiften und nicht zu zerstören . Es geht daher in

erster Linie um eine soziale Entspannungspolitik,
die in der sich breit machenden Ellbogengesell-
schaft Gegenerfahrungen von Solidarität und

Solidarisierung bercithält , für Jugendliche Sinn-

potentiale zur Entwicklung tragfihiger Zukunfts¬

perspektiven erkennbar werden läßt , die unter¬

schiedlichen Erfahrungen von Mädchen und

Jungen in der Familie und ihre unterschiedlichen
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ia;
(Ministerpräsident Dr . Rau)

Chancen in der Gesellschaft berücksichtigen muß
und darauf abzielt , soziale Netze zu knüpfen , die
Jugendlichen Voraussetzungen für die Entwicklung
stabiler demokratischer Orientierung gewähren
können.

Ich will nicht im einzelnen darstellen , was die Lan¬
desregierung in der Vergangenheit für das Zusam¬
menleben von Menschen unterschiedlicher Herkunft in
unserem Land getan hat . Die notwendigen Informatio¬
nen finden Sie in dem schon erwähnten Bericht , den
die Landesregierung dem Landtag vor der Experten¬
anhörung des Hauptausschusses zum Thema ' Rechts¬
extremismus ’ am 22 . und 23 . April zur Verfügung
gestellt hat . Das hat vor zwei Monaten leider nur
wenig öffentliche Resonanz gefunden.

Wir müssen das Zusammenleben in unserem Land auf
eine neue Grundlage steilem Noch gibt es unter¬
schiedliche Vorstellungen zwischen den Parteien
darüber , welche Instrumente dafür notwendig und
sinnvoll sind . Das zeigen auch die Anträge aller
Fraktionen , die zur heutigen Debatte vorliegen . Mir
liegt sehr daran , daß wir bisherige Meinungsunter¬
schiede überwinden und gemeinsam zu der Überzeu¬
gung kommen: Wer auf Dauer in Nordrhein -West¬
falen lebt , wer hier als Kind dauerhaft bei uns leben-

( B )
^er Eltern zur Welt gekommen ist , ist nicht Gast bei
uns , sondern er ist Bürger oder Bürgerin , der bzw.
die gleiche Rechte und Pflichten haben soll wie alle
anderen Bürgerinnen und Bürger.

(Allgemeiner Beifall)

Für mich muß das weitgehend auch für diejenigen
selten , die den Paß ihres Herkunftslandes behalten
wollen . Viele zögern - aus unterschiedlichen Grün¬
den -, ihre derzeitige Staatsangehörigkeit aufzugeben.
Von den 1,8 Millionen Frauen und Männern , die
Ende 1992 in Nordrhein-Westfalen gelebt haben und
keinen deutschen Paß besitzen , leben knapp 60 %
schon länger als 10 Jahre und mehr als ein Viertel
bereits länger als 20 Jahre in unserem Land . Da
müssen wir ehrlich gegen uns selber sein und auf-
horen mit der Lebenslüge , daß das keine Einwande¬
rung gewesen sei . Wer persönlichen Unmut , sozialen
Unfrieden , wer Aggressionen bis hin zu offenenr
Gewalt verhindern will , der muß die in Köln und
Münster , in Dortmund und Gelsenkirchen und überall

sonst in der Bundesrepublik Deutschland geborenen
Töchter und Söhne von Müttern und Vätern aus Ita¬
lien oder der Türkei als Gleiche unter Gleichen be¬
handeln.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wenn inzwischen 80 % der Kinder von Familien , die
wir in den vergangenen drei Jahrzehnten zu uns ge¬
holt haben , hier geboren sind , dann müssen wir dar¬
aus Konsequenzen ziehen : Auch diese Kinder , die die
Heimat ihrer Eltern höchstens aus den Ferien kennen,
nennen und zählen wir in der Statistik als Ausländer.
Sind das denn wirklich Ausländer?

Jüngste Umfragen zeigen , daß die Mehrheit in unse¬
rem Land es für richtig hält , daß ausländische Bürge¬
rinnen und Bürger bei uns nicht mehr länger nur als
Steuer - und Beitragszahler willkommen sind , sondern
auch staatsbürgerliche Rechte und Pflichten bekom¬
men.

Ich weiß aber auch , daß es immer noch viele gibt , die
sich nur schwer daran gewöhnen können , daß unsere
Gesellschaft auch in dieser Hinsicht vielfältiger wird.
Deshalb sage ich : Das Zusammenleben kann nur
gelingen , wenn wir nicht jene Menschen abschreiben
oder gar verurteilen , denen Fremdes Angst macht . F.s
ist ein großer und gefährlicher Irrtum , Fremdenangst
und Fremdenfeindlichkeit gieichzusetzen . Wir müssen
aber dafür sorgen , daß aus Angst vor Fremdem nicht
Haß wird , der sich dann in Gewalt entlädt.

Unser Ziel muß eine Gesellschaft sein , in der die
Menschen - so hat es Theodor W . Adorno einmal
gesagt - ohne Angst verschieden sein können.

Das gilt für alle Menschen . Wir müssen auch die
Ängste der deutschen Mitbürgerinnen und Mitbürger
ernst nehmen , die verunsichert sind, , die oft nicht
wissen , wie sie sich Fremden gegenüber verhalten
sollen , und die Unbehagen empfinden , wenn ihre
gewohnte Umgebung ihnen fremd wird und unsicher
erscheint.

Lassen Sie mich einige konkrete Vorschläge dafür
machen , wie nach Überzeugung der Landesregierung
das friedliche Zusammenleben in unserem Land ge¬
fördert werden kann.
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Friedliches Zusammenleben heißt vor allem anderen,
daß die unvermeidlichen und oft ja auch belebenden
und bewegenden Meinungsverschiedenheiten und
Konflikte gewaltfrei ausgetragen werden . Das Gewalt¬

monopol des demokratischen und sozialen . Rechts¬
staats ist eine der großen zivilisatorischen Errungen¬
schaften und darf von niemandem in Frage gestellt
werden.

(Beifall bei der SPD und Teilen der CDU und
der F . D .P.)

Unser Rechtsstaat kann und wird Gewalt nicht hinneh¬
men - von wem auch immer und mit welcher Begrün¬
dung auch immer sie verübt wird und gegen wen auch
immer sie sich richtet.

Ich danke allen Polizeibeamtinnen und Polizeibeam¬
ten, die tagtäglich für dieses Prinzip einstehen.

(Allgemeiner Beifall)

Die Art und Weise , wie sie das tun , zeigt : Die mei¬
sten tun es nicht nur aus Pflichtgefühl , sondern mit
innerer Überzeugung und oft auch mit Anteilnahme.
Diese meist jungen Männer und Frauen haben ge¬
zeigt , daß erfolgreiche Polizeiarbeit etwas anderes ist,
als Stärke um der Stärke willen zu demonstrieren.

- Die Organisations - und die Darstellungsfonnea rechts¬
extremistischer Kräfte haben sich verändert . Deshalb
müssen die bestehenden rechtlichen Möglichkeiten
konsequent genutzt , das rechtliche Instrumentarium
muß da angepaßt und ergänzt werden , wo es den

neuen Erscheinungsformen rechtsextremistischer
Gewalt nicht oder nicht ausreichend Rechnung trägt.

Nordrhein -Westfalen hat deshalb vor kurzem im
Bundesrat einer Entschließung zugestimmt , mit der
die Bundesregierung angesichts der Ausschreitungen
gegen Ausländer aufgefordert worden ist , den Straf¬
rahmen für die gesamte Gewaltkriminalität zu prüfen.

Die Landesregierung unterstützt einen im Bundesrat

vorliegenden Gesetzentwurf , der zum Ziel hat , die
Strafvorschrift gegen das Verwenden von Kennzei¬
chen verfassungswidriger Organisationen zu erwei¬

tern . § 86 a des Strafgesetzbuches soll auch für Kenn¬
zeichen gelten , die denjenigen nationalsozialistischer

oder vergleichbarer Organisationen zum Verwechseln
ähnlich sind . Auch das Werben mit derartigen Gegen¬
ständen für Ziele der verfassungswidrigen Organisa¬
tionen soll unter Strafe gestellt werden.

Die Landesregierung erwartet , daß der zuständige
Bundesinnenminister entschlossen die rechtsextremisti¬
schen Vereinigungen und Parteien verbietet , die offen

Rassismus propagieren und Gewalt verherrlichen.

(Allgemeiner Beifall)

Parteienverbote können und dürfen auf keinen Fall

Ersatz für die politische Auseinandersetzung mit

rechtsextremem Gedankengut sein . Gerade in der

heutigen Zeit ist das Verbot rechtsextremistischer

Vereinigungen und Parteien aber ein wichtiges politi¬
sches Zeichen.

Die Landesregierung hatte den Bundesinneaminister
schon lange dazu aufgefordert , bevor er endlich En¬

de 1992 die Nationalistische Front , die Deutsche

Alternative und die Nationale Offensive verboten hat.

Im Verfassungsschutzbericht 1992 unseres Landes,

den wir gestern verabschiedet haben , wird dargestellt,
daß unter den neonazistischen Organisationen in

Nordrhein -Westfalen die FAP ihre führende Stellung

behaupten konnte . Da sie bundesweit auftritt , ist für

den Verbotsantrag vorrangig die Bundesregierung

zuständig . Wir erneuern unsere Aufforderung an sie,

ihrer Verantwortung gerecht zu werden.

(Beifall bei SPD , F. D . P . und GRÜNEN)

Ein wichtiger Beitrag zur Bekämpfung des Rechts¬

extremismus ist es auch , daß der Verfassungsschutz in

Nordrhein -Westfalen die Republikaner seit Ende 1989

beobachtet . Wir waren mit dieser Entscheidung da¬

mals allein . Ich freue mich darüber , daß uns inzwi¬

schen die anderen Länder gefolgt sind.

Die wirksame Verfolgung von rechtsextremistischen
Gewalttätern ist besonders wichtig , weil es uui die

Sicherheit aller Bürgerinnen und Bürger und um die

Abschreckung potentieller Täter geht . Seit dem

1 . Oktober des vergangenen Jahres sind deshalb bei

allen 16 Kriminalhauptstellen Ermittlungsgruppen für

fremdenfeindliche Straftaten eingerichtet.
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Fremdenfeindiichkeit und Fremdenhaß können aber
nicht allein mit Polizei und Justiz nach den Vorschrif¬
ten des Strafrechts bekämpft werden . Wir müssen die
bei uns lebenden Ausländer in unsere Mitte nehmen -
nicht nur symbolisch . Dazu kommen müssen mehr
Rechte für die Ausländer , die vor langer Zeit zu uns
gekommen sind und hier bleiben wollen , und für ihre
Kinder , die hier geboren sind . Sie brauchen mehr
Rechte.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Nordrhein-Westfalen hat deshalb am vergangenen
Freitag mit der Mehrheit des Bundesrats einen Ge¬
setzentwurf zur Modernisierung des Staatsangehörig¬
keitsrechts unterstützt , eines Rechts , das ja noch aus
dem Kaiserreich stammt.

ln Übereinstimmung mit der Ausländerbeauftragten
der Bundesregierung , die einen entsprechenden Ge¬
setzentwurf vorgelegt hatte , fordert der Bundesrat,
daß die Einbürgerung erleichtert wird . Nach diesem
Entwurf sollen Frauen und Männer mit dem Paß eines
anderen Landes nach fünf Jahren rechtmäßigem Auf¬
enthalt in der Bundesrepublik Deutschland die Ein¬
bürgerung beantragen können , und nach acht Jahren
sollen sie einen Anspruch auf Einbürgerung haben.

Die zweite Generation , die Kinder der dauerhaft bei
uns lebenden Ausländer , soll die deutsche Staatsange¬
hörigkeit durch Geburt erwerben.

Die l -andesregierung ist der Auffassung , daß sorgfäl¬
tig über diese Vorschläge und ebenso über erweiterte
Möglichkeiten der Mehrstaatlichkeit gesprochen wer¬
den sollte. Das ist ein Thema mit vielen Facetten , bei
dem wir sorgfältig darauf achten müssen , daß die
Lösung bestehender Probleme nicht zu neuen Proble¬
men führt.

Mit der kürzlichen Änderung unseres Grundgesetzes,
das Ausländem, soweit sie Bürgerinnen und Bürger
der EG-Staaten sind , das Kommunaiwahlrecht "nach
Maßgabe von Recht der Europäischen Gemeinschaft
verleiht "

, haben wir die erste Voraussetzung geschaf¬
fen. Mit der Ratifizierung der Verträge von Maa¬
stricht und der Festlegung der notwendigen Einzel¬

heiten durch den Rat bis Ende dieses Jahres ist dann
dieser Teil der ausländischen Mitbürger berechtigt , an
den Kommunal wählen teilzunehmen . Leider wird das
voraussichtlich nicht bis zur nächsten Kommunal wähl
1994 verwirklicht werden können.

Das sind in Nordrhein -Westfalen etwa 457 000 Men¬
schen ; knapp 124 000 von ihnen kommen aus Italien,
über 107 000 aus Griechenland , knapp 66 000 aus
unserem Nachbarland Holland und etwa 47 000 aus
Spanien.

Die Zahl der Wahlberechtigten bei der Kommunal-
wahl wird sich so nach heutigem Stand um etwa
380 000 erhöhen , wenn wir unsere landesrechtlichen
Regelungen entsprechend geändert haben.

Meine Damen und Herren ! Bliebe es bei der jetzigen
Regelung , dann würde das bedeuten , daß wir der
größten Gruppe der ausländischen Bürgerinnen und
Bürger , den Türken , das kommunale Wahlrecht ver¬
weigern . Ich halte das für falsch und für politisch
sehr unklug , weil es Ausländer aus Nicht -EG-Staaten
zusätzlich diskriminiert.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Hier geht es ja nicht nur um politische Rechte für
türkische Bürgerinnen und Bürger , hier geht es auch
um verbesserte Voraussetzungen für friedliches Zu¬
sammenleben in den Städten und Gemeinden . Ich
glaube , daß es in unser aller Interesse ist , wenn alle,
die eine bestimmte Zeit in einer Stadt oder Gemeinde
leben , auch über die kommunalen Angelegenheiten
mitbestimmen können . Das kann übrigens zugleich
ein zusätzlicher Anreiz für die Parteien sein , sich um
alle Menschen in ihrer Stadt zu kümmern , um ihre
Sorgen und Wünsche.

Die Landesregierung hat sich deshalb in der gemein¬
samen Verfassungskommission von Bundesrat und
Bundestag für das Kommunalwahlrecht aller dauerhaft
bei uns lebenden Ausländer eingesetzt . Die notwendi¬
ge Zweidrittelmehrheit ist in der vergangenen Woche
leider am Widerstand der CDU/CSU gescheitert . Ich
bedaure das , und ich hoffe , daß das nicht das letzte
Wort war.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
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AusläadischecBürgerümen und Bürger , die auf Dauer
bei uns leben , müssen auch die Möglichkeit haben , in
Bereichen zu arbeiten , die besondere Bedeutung für
das friedliche Zusammenleben haben . Dazu gehört
auch die Polizei.

ihrer beruflichen Chancen der wahrscheinlichste Weg
sein dürfte.

Wir müssen mit unserer Politik verschiedene Mög¬
lichkeiten für ein friedliches Zusammenleben eröff-

Wer wirkliche Bürgemähe der Polizei will , der wird
es sich wünschen , wenn in Stadtvierteln mit einem
hohen Anteil ausländischer Bürgerinnen und Bürger
Polizeibeamte Dienst tun, die vertraut sind mit deren
Mentalität und die neben der deutschen auch ihre
Sprache sprechen . Für solche Aufgaben gibt es bereits
Polizeibeamte , die die deutsche Staatsbürgerschaft
angenommen haben ; weitere sind,in der Ausbildung.

Die beamtenrechtlichen Bestimmungen unseres Lan¬
des lassen es unter bestimmten Voraussetzungen zu,
auch Bewerberinnen und Bewerber ohne deutsche
Staatsangehörigkeit bei der Polizei einzustellen . Vor¬

aussetzung ist selbstverständlich , daß sie den Eid auf
die Verfassung unseres Landes ablegen.

Durch die Morde vom Pfmgstsamstag ist unser Land
weltweit in die Schlagzeilen geraten . Das schadet
nicht nur unserem Ansehen , das schadet auch unser
aller Interessen und trifft viele von uns besonders,
weil wir ein Bild von unserem Land haben , das sich

Iß j durch Vielfalt und Toleranz , durch Bodenhaftung und

gute Nachbarschaft , durch Mitmenschlichkeit und
Solidarität auszeichnet.

Wer sich die Geschichte der letztea hundert Jahre
anschaut , der kann erkennen , was bei uns an Integra¬
tion von Menschen aus anderen Ländern und Regio¬
nen gelungen ist . Ende des letzten und Anfang dieses
Jahrhunderts waren es , vor allem im Ruhrgebiet , viele
Polen und Masuren , die zu uns gekommen sind . Nach
dein Ende des Zweiten Weltkriegs kam über eine
Million Vertriebene und Flüchtlinge , die für den vom
Deutschen Reich begonnenen Krieg mit dem Verlust
ihrer Heimat hatten bezahlen müssen.

Das Beispiel der polnischen Zuwanderung zeigt , daß

Integration auf Dauer auch zur Assimilierung führen
kann . Ich spreche deshalb bewußt vom friedlichen
Zusammenleben in unserem Land , weil Assimilation
nicht politisch erzwungen werden sollte - wenngleich
Assimilierung für viele Zugewanderte im Interesse
ihrer Teilhabe am sozialen Leben und im Interesse

Minderheiten in unserem Land sollten die Möglichkeit
haben , ihre Eigenheiten zu bewahren . Ich weiß , daß
das im Alltag oft nicht reibungslos geht , wenn Kultu¬

ren aufeinandertreffen , die sich in vielem fremd sind.

Gegenseitige Toleranz und Rücksichtnahme müssen

eingeübt werden . Das ist oft anstrengend , aber es gibt
da7ii keine Alternative , wenn wir miteinander leben
wollen . Wir müssen und wir werden allerdings darauf
bestehen , daß sich alle an die grundlegenden Normen
unserer Verfassung halten.

Diesem Ziel dient die Arbeit des Gesprächskreises
‘Ausländerpolitik '

, den Kollege Heinemann einge¬
richtet hat und der in der vergangenen Woche zum
dritten Mal in diesem Jahr unter der Leitung von
Sozialminister Müntefering getagt hat . Dort geht es
um die wichtigsten Anliegen der bei uns lebenden
Ausländer , zum Beispiel um mehr Teilhaberechte , um

Fragen der Staatsangehörigkeit , um die besondere
Situation von Kindern , Jugendlichen , Frauen und

älteren Menschen.

Dort kommen nicht nur Vertreter aller betroffenen

Verwaltungsbereiche zusammen , sondern auch Inter¬

essenvertreter der Ausländer , der Flüchtlingsrat , die

Wohlfahrtsverbände und Kirchen sind vertreten . Der

Sozialminister wird im Herbst dieses Jahres einen

Bericht vorlegen , in dem die bisherigen Erfahrungen

dargestellt werden und in dem neue Vorschläge ent¬

halten sein sollen , wie wir in Nordrhein -Westfalen

nicht gegeneinander und auch nicht nebeneinander,
sondern miteinander leben.

Im Zusammenhang damit wird darüber zu entscheiden

sein - dazu werde ich dann einen Vorschlag machen - ,
ob auch auf Landesebene eine besondere Interessen¬

vertretung für ausländische Bürgerinnen und Bürger

notwendig und sinnvoll ist.

(Abgeordnete Hieronymi ( CDU | Natürlich ! )
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Die Aufgaben in der Ausländerpolitik sollen in Zu¬
kunft zwischen dem Innenministerium und dem Mini¬
sterium für Arbeit , Gesundheit und Soziales noch
klarer als bisher verteilt werden . Das Innenministeri¬
um soll sich neben den traditionellen auslinderrecht-
iichen Aufgaben um alle Fragen kümmern , die im
Zusammenhang mit Asylanträgen , Asylverfahren , mit
der Unterkunft und der Rückführung abgelehnter
Asylbewerber und von Flüchtlingen ergeben . Das
Ministerium für Arbeit , Gesundheit und Soziales wird
sich um alle Aufgaben kümmern , die das friedliche
Zusammenleben von dauerhaft hier lebenden Mai¬
schen unterschiedlicher Herkunft in unserem Land
berühren.

Meine Damen und Herren , wo Menschen ohne Orien¬
tierung und ohne persönliche Perspektive sind , wo sie
an den Rand der Gesellschaft gedrängt werden oder
sich dorthin gedrängt fühlen , da fallen rechtsextremi¬
stische Parolen - und seien sie noch so wirr - leider
auf fruchtbaren Boden. Das gilt auch für viele allein-
gelassene junge Menschen, die die Schrecken des
Nationalsozialismus und des Krieges bloß noch vom
Hörensagen kennen.

Nicht jede Form von Gewalt ist mit rechtsextremen
politischenOrientierungen verbunden . Wir beobachten

( B ) >n vielen Bereichen unserer Gesellschaft wachsende
Gewaltbereitschaft: Das fängt im Schulbus an , dac
zeigt sich auf offener Straße und hört in den Fußball¬
stadien noch nicht auf. Aber Rechtsextremismus und
Neonazismus gewinnen an Bedeutung , weil sie im
Bewußtsein der jugendlichen Täter Gewalt zur Rege¬
lung sozialer Konflikte als sinnvoll erscheinen lassen
und gleichsam politisch begründen . Sie gewinnen an
Attraktivität, weil sie für die immer komplexeren und
immer schwieriger zu durchschauenden Probleme
moderner Industriegesellschaften angeblich einfache
Lösungen anbieten.

Es gibt sicher nicht nur einen Typus des Gewalttäters.
Vieles spricht aber dafür , daß Gewaltbereitschaft,
Ausländerhaß und Anfälligkeit für Rechtsextremismus
besonders deutlich bei jenen Jugendlichen ausgeprägt
ssnd. die man im Westen als Modemisierungsopfer

‘zeichnet und die sich im Osten als Vereinigungs-
op er empfinden und denen gemeinsam ist , daß ihre

örtlichen und ihre sozialen Chancen eingeschränkt

und schlechter sind , als sie es nach ihrem Empfinden
sein könnten.

Es ist eine alte Erfahrung , daß Benachteiligung , sozia¬
le Ungerechtigkeit , Angst vor sozialem Abstieg,
Sorge um Arbeitsplatz oder Wohnung die Suche nach
Sündenböcken begünstigen und daß sie ein Nährboden
für Aggressivität und Gewalt sind.

Der wirkungsvollste Beitrag gegen Rechtsextremismus
und Gewalt ist deshalb nach meiner Überzeugung eine
Politik praktischer Reformen , eine glaubwürdige
Politik der sozialen Gerechtigkeit , eine Politik , in der
Reden und Handeln übereinstimmen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
von CDU und F .D .P .)

Wir müssen , soweit es irgend geht, die sozialen Ursa¬
chen für die Resonanz rechtsextremer Parolen beseiti¬

gen . Die Forderung , daß alle Jugendlichen die Mög¬
lichkeit zu einer qualifizierten Ausbildung und einen
Arbeitsplatz haben , geht deshalb weit über Wirtschaft-
und Arbeitsmarktpolitik hinaus . Wir müssen endlich
erkennen , daß alle Jugendlichen unabhängig von der
aktuellen Wirtschaftssituation nicht nur einen An¬
spruch auf Ausbildung haben , sondern daß es auch
unser vitales Interesse ist , diesen Anspruch zu erfül¬
len . Wenn wir zulassen , daß die Zahl der Jugend¬
lichen steigt , denen mit der Ausbildung auch die
Zukunftshoffnung fehlt ; dann sammeln wir sozialen
Sprengstoff an.

Ich appelliere deshalb an alle Betriebe in unserem
Land : Schaffen und erhalten Sie Ausbildungs - und
Arbeitsplätze , damit zur Orientierungslosigkeit vieler
nicht auch noch Zukunftsangst kommt.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU)

Mit Blick auf die demographische Entwicklung der
kommenden Jahrzehnte wissen wir , daß wir heute gar
nicht genug junge Leute gut ausbilden können , gleich¬
gültig , ob sie einen deutschen oder einen türkischen
Paß haben.

Ende 1991 waren 30,1 % aller Arbeitslosen unter 20
Jahren Ausländerinnen und Ausländer . Ihr Anteil an



Landtag Nord rfaetn -Westfalen 12610 23 .06 . 1993Plenarprotokoll 11/101

, (Ministerp resident Dr . Rau)
( A)

der Zahl der Auszubildenden in Nordrhein -Westfalen

liegt mit 8,2 % deutlich unter ihrem Anteil an der

entsprechenden Altersgruppe von ca . 13 % .

Jeder zusätzliche Ausbildungsvertrag fördert ganz
praktisch das Zusammenleben.

loh erinnere in diesem Zusammenhang daran , daß das
Land trotz der schwierigen Haushaltstage die Aus¬

bildung von besonders schwer zu vermittelnden Ju¬

gendlichen weiter fördert.

Mit Mitteln des Landesjugendplans werden Werk¬
stätten finanziert , in denen sozial benachteiligte und
individuell beeinträchtigte Jugendliche an die Bedin¬

gungen des Arbeitslebens herangeführt werden . Das
Land fordert auch Beratungsstellen , die sich um Ju¬

gendliche ohne oder mit einem schlechten Schulab¬
schluß , um Jugendliche in schwierigen sozialen Le¬

benslagen und um Jugendliche kümmern , die ihre

Ausbildung abgebrochen haben . Dafür stehen in
diesem Jahr 23 Millionen DM zur Verfügung.

Meine Damen und Herren , die jüngste Welle von
Gewalt hat wieder einmal eine Diskussion über Werte
und Werteverlust ausgelöst . Die achtziger Jahre gelten
als ein Jahrzehnt , in dem sich die Prioritäten von

jg j sozialen Nonnen , von Werthaltungen und Verhaltens¬
weisen verschoben haben . Zunehmende Individualisie¬

rung , eine Pluralisienmg der Lebensformen , die
Erosion traditioneller Milieus und eine zunehmende
soziale Desintegration : Das sind einige Überschriften
in schrecklichem Fachdeutsch.

Diese Entwicklung eröffnet dem einzelnen größere
Handlimgsmöglichkeiten ; gleichzeitig löst sie ihn aus
festea sozialen Bezügen , die auch Halt gegeben ha¬
ben . Nachlassende Bindungen an Familie , an Nach¬
barschaft , an Schule und Vereine und an große gesell¬
schaftliche Institutionen wie die Kirchen , Verbände
oder Parteien haben die Anforderungen an den einzel¬
nen , mit seinen Problemen fertigzuwerden und Risi¬
ken zu bewältigen , enorm erhöht . Persönlicher Miß¬

erfolg , der Verlust des Arbeitsplatzes oder die erfolg¬
lose Suche nach einer Wohnung werden im Zuge
dieser Entwicklung von vielen als individuelles Ver¬

sagen verstanden und nicht zumindest auch als Ergeb¬
nis gesellschaftlicher Defizite . Ich sehe da Zusam¬

menhänge zu einer Politik , die individuelle Durchset¬

zungsfähigkeit und Konkurrenz um fast jeden Preis
wie einen Wert an sich propagiert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ist nicht das Absolutsetzen von Wettbewerb , von
Konkurrenz auch einer der Gründe für den Wertever¬
lust , den wir beobachten?

(Beifall bei der SPD)

Damit kein Mißverständnis entsteht : Keine moderne
Gesellschaft kann auf die Leistungsbereitschaft und
die Leistung jedes einzelnen verzichten . Der Markt ist
ein hervorragendes Instrument , auf den keine moder¬

ne Wirtschaftsordnung verzichten kann . Der Markt
kann vieles ; aber er kann keine Wertorientierungen

vermitteln , weil er selber wertblind ist . Ich frage , ob
das in der politischen Auseinandersetzung immer
hinreichend deutlich wird.

Die Veränderung der Fernsehlandschaft im letzten

Jahrzehnt hat die Hoffnungen vieler ihrer Förderer
enttäuscht und die Befürchtungen mancher Skeptiker
übertroffen.

( Beifall bei der SPD)

Kinder und Jugendliche sitzen heute viel länger vor

dem Fernseher als vor zehn Jahren , und was dort

geboten wird , sprengt in viel zu vielen Fällen nicht

nur die Grenzen des guten Geschmacks.

(Allgemeiner Beifall)

Das geltende Recht bietet viele Möglichkeiten , Ge¬

waltdarstellungen in den Medien mit schwerwiegen¬
den Sanktionen entgegenzutreten . Ich halte deshalb

nichts von Vorschlägen , politische Ethikkommissionen
einzusetzen oder bestimmte Sendungen zu verbieten.

Wir brauchen auch keine Neuauflage der Aktion
"Saubere Leinwand ” . Was wir aber brauchen , das ist

ein Meinungsklima , das Programme , die nur an den

inneren Schweinehund appellieren , auch kommerziell

untragbar macht.

(Allgemeiner Beifall)
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Das kann uns aber nicht ausreichen . Deshalb haben
die Regierungschefs der Länder ihrer Rundfunkkom¬
mission den Auftrag gegeben , bis spätestens Ende
dieses Jahres Vorschläge vorzulegen , wie den besorg¬
niserregenden Entwicklungen in den Medien wirksa¬
mer begegnet werden kann. Dazu hat die Rundfunk-
kommission eine Arbeitsgruppe eingerichtet , deren
Vorsitz Nordrhein -Westfalen führt . Wir werden nach
Gesprächen mit den Betroffenen alles tun , um die
Veranstalter zu einem verantwortungsbewußten und
wertorientierten Verhalten zu bewegen.

Die Medien erfüllen gerade bei der Berichterstattung
eine öffentliche Aufgabe . Das reißerische Bild , die
aufreizende Sprache mögen kurzfristig Sensationsgier
befriedigen können . Aufklärend wirken sie nicht.
Dazu bedarf es vielmehr einer verantwortungsbewuß¬
ten Aufarbeitung gesellschaftlicher Konflikte . Nur so
können Vorurteile abgebaut werden.

Die Landesregierung begrüßt deshalb ausdrücklich die
Position des Rundfunkrates des Westdeutschen Rund¬
funks zum Umgang mit dem Problem der . Fremden¬
feindlichkeit . In seiner Erklärung vom 26 . März 1993
hat der Rundfunkrat deutlich gemacht , Haft Rechts¬
radikalen in Sendungen keine Plattform zur Selbstdar-
stellune geboten werden darf.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
CDU und der GRÜNEN)

Ausländerinnen und Ausländer sollen nicht nur Objek¬
te der Berichterstattung über Fremdenfeindlichkeit
sein . Auch das Positive am gemeinsamen Zusammen¬
leben muß herausgestellt werden . Das dient zugleich
der vernünftigen Bewältigung von Problemen , die das
Zusammentreffen unterschiedlicher Kulturen mit sich
bringt.

Meine Damen und Herren , das alles wird aber nichts
helfen , wenn immer mehr Kinder mehr Zeit vor dem
t emsebgerät als in der Schule verbringen und wenn
das Fernsehen das Gespräch und Ha* Spielen in der
Familie ersetzt.

Ich könnte jetzt noch viele konkrete Beispiele dafür
nennen , wie die Landesregierung das friedliche Zu¬
sammenleben in Nordrhein -Westfalen fördert . Ich will
mich auf einige wenige Beispiele beschränken.

Ich denke an Jugendarbeit und an die internationalen
Jugendbegegnungen , an die Jugend berufshilfe , an die
regionalen Arbeitsstellen zur Förderung ausländischer
Kinder und Jugendlicher , die wir schon 1980 einge¬
richtet haben.

Ich denke an die fast 10 000 Lerngruppen , in denen
ausländische Kinder und Jugendliche an unseren
Schulen ihre Muttersprache pflegen können und an
denen mehr als 65 % von ihnen teilnehmen.

Viele wissen wahrscheinlich nicht , daß an unseren
Schulen 1 500 ausländische Lehrkräfte unterrichten,
die in langfristiger Fortbildung auf ihre besonderen
Aufgaben vorbereitet worden sind , und daß fast
20 000 Lehrerinnen und Lehrer in den vergangenen
Jahren gelernt haben , Deutsch als Zweitsprache in
internationalen Klassen zu unterrichten.

Manche von Ihnen werden wissen , daß die Landes-
zentrale für politische Bildung schon 1991 und 1992
insgesamt 25 Veranstaltungen organisiert hat , die sich
ausschließlich oder vornehmlich mit dem Themen¬
komplex ’ Rechtsextremismus , Fremdenfeindlichkeit
und Gewalt ' beschäftigt haben.

In Bielefeld fördert das Ministerium für Wissenschaft
und Forschung den Aufbau eines hochschulübergrei-
fenden Forschungsnetzwerkes in den Bereichen
' Fremdenfeindlichkeit , Gewalt und Rechtsextremis-
mus ” .

Das sind Initiativen und Projekte , die die Landes¬
regierung auf den Weg gebracht hat . Ich halte sie für
richtig und notwendig , und wir werden dem Landtag
im Herbst diesen Jahres umfassend über das berich¬
ten , was in den unterschiedlichen Aufgabenbereichen
geschieht , um das Zusammenleben in unserem Land
zu erleichtern.

Herr Präsident ! Meine Damen und Henen ! So wich¬
tig es ist , daß der Staat handelt , indem er sowohl
Gewalt entschieden bekämpft als auch das Zusammen¬
leben aktiv fördert , so wissen wir doch , staatliches
Handeln kann das Engagement der Bürgerinnen und
Bürger nie ersetzen . Die Politik kann und sie muß
dazu beitragen , daß ein Klima entsteht , in dem sich
jene ermutigt fühlen , die gute Nachbarschaft wollen.
Eine Politik , die niemanden ausgrenzt , ist im Inter-



Landtag Nordrhein -Westfalen 12612 Plenarprotokoll 11/1.Q1. 23 .06 . 1993

(Ministerpräsident Dr . Rau)
iA )

(C)

esse aller , weil sonst der Haß unser Zusammenleben sea : Der Wert dieses Satzes erweist sich nicht in

zu vergiften droht . unserem Reden und in unserem Glauben , sondern im

Alltag eines jeden einzelnen und von uns allen.

Ich kenne unser Land und die Menschen , die hier
leben , und darum bin ich , bei aller Sorge , der siche¬
ren Hoffnung : Die Rechnung jener , die auf Haß und
Fremdenfeindlichkeit setzen , wird nicht aufgeben.

(Allgemeiner Beifall)

Ich kenne überall in unserem Land einzelne , kleine
oder große Gruppen , die im Verein und in der Schu¬
le , am Arbeitsplatz und in der Nachbarschaft , in den
Kirchen , in den Gewerkschaften oder in den Parteien

ganz selbstverständlich und praktisch als Menschen
unterschiedlicher Herkunft miteinander leben . Sie
machen davon kein großes Aufheben , und doch ist
das , was sie tun , heute wichtiger denn je.

Wir können nicht genug haben an Bürgersinn und

Zivilcourage , damit Gewalt und Vorurteile nicht im
Schatten von Gleichgültigkeit und in dem Gefühl
wachsen können : Das geht mich nichts an.

Ich ermutige alle in unserem Land , die für ein friedli¬
ches Zusammenleben selber etwas tun wollen . Wenn
Eltern einer katholischen Grundschule gemeinsam mit

( 5 ) ihren Kindern und den Lehrerinnen und Lehrern zu
einer stillen Demonstration aufrufen . wie das am
10 . Juni in Bonn geschehen ist , und wenn sie dann
dazu die in ihrem Viertel lebenden Türken , Italiener
und Spanier einladen , dann ist das wichtiger für das

Miteinanderleben in unserem Land als das meiste,
was der Staat tun kann.

( Beifall bei SPD und CDU)

Die Landesregierung begrüßt dieses bürgerschaftliche
Engagement und will es auch in Zukunft fördern.

Lassen Sie uns gemeinsam nach neuen Wegen suchen,
wie wir unser reicher , aber manchmal auch schwieri¬

ger gewordenes Zusammenleben friedlich gestalten
können . Wir brauchen eine neue Bürgerbewegung für

ein friedliches Miteinander in unserem Land.

Der Satz " Die Würde des Menschen ist unantastbar"
ist der Kemsatz unseres Grundgesetzes . Wir sprechen
ihn . Wir glauben daran , aber wir dürfen nie verges-

Laasen Sie uns gemeinsam alles dafür tun , damit

dieses große Versprechen unseres Grundgesetzes
eingelöst wird.

(Anhaltender allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Schmidt : Meine Damen und Herren,
Sie haben die Regierungserklärung des Herrn Mini¬

sterpräsidenten Dr . Rau entgegengenommen.

Ich eröffne nunmehr die Aussprache über diese

Regierungserklärung sowie auch die Beratung der

beiden mitaufgerufenen Anträge Drucksachen 11/5625

und 11/5633 (Neudruck ) . Die verabredete Redezeit

wurde etwas überschritten ; die nachfolgend zu Wort

kommenden Fraktionen werden zeitlich natürlich nicht

benachteiligt werden.

Ich darf dem Herrn Oppositionsführer Dr . Linssen für

die CDU -Fraktion das Wort erteilen . Bitte sehr!

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) : Herr Präsident ! jqj
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Es gibt
derzeit wohl kaum ein Thema in Deutschland , über

das soviel gesprochen wird und das die Gemüter

landauf , landab so aufwühlt wie das Thema " Aus¬

länder in Deutschland " .

Es ist tragisch , daß offensichtlich erst ausländische

Mitbürger sterben mußten , um die allgemeine Auf¬

merksamkeit auf das Thema der Integration der aus¬

ländischen Mitbürger in Deutschland zu lenken.

Im Deutschen Bundestag hat in der vergangenen
Woche eine , wie ich meine , sehr grundsätzliche Aus¬

sprache zu diesem Thema stattgefunden . Allein in

Nordrhein -Westfalen leben über 1,8 Millionen aus¬

ländische Mitbürger ; das sind über 10 % unserer

Bevölkerung . Jedes fünfte Kind von insgesamt
450 000 Kindern , die in Nordrhein -Westfalen einen

'
Kindergartenplatz haben , ist ausländischer Abstam¬

mung . Die 335 000 ausländischen Schüler machen Ln

Nordrhein -Westfalen einen Anteil von über 13 %
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Beginn : 10 .02 Uhr

Vizepräsident Dr. Klose : Meine Damen und Herren!
Ich begrüße Sie zu unserer heutigen, der 107 . Sitzung
des Landtags Nordrhein-Westfalen and heiße Sie
herzlich willkommen. Ich begrüße auch die Mitbürge¬
rinnen und Mitbürgera*f der Zuschaueitribünesowie
die Mitarbeiterinnen tmd Mitarbeiter von Presse,
Rundfunk und Fernsehen.

Für die heutige Sitzung haben sich 16 Abgeordnete
entschuldigt ; ihre Namen werden in das Protokoll
aufgeoommen.

Meine Damen und Herren! Der Landeswahlleiter bat
mir mit Schreiben vom 1 . Oktober 1993 mitgeteilt,
daß mit Wirkung von diesem Tage, also dem 1 . Okto¬
ber 1993 , Herr Wolfgang Gement , Am Baumgar¬
ten 9 , 53175 Bonn, aus der Lamtesreservelitte der
Sozialdemokrat !sehen Partei Deutschlands als Nach¬
folger des ausgeschiedenen Landtag Abgeordneten Dr.
Wilhelm Vollmann Mitglied des Landtags geworden
ist.

Ich bitte Sie, Herr Gement , zu mir zu kommen,
damit ich die nach § 2 unserer Geschäftsordnung
vorgesehene Verpflichtung vornehmenkann.

(Abgeordneter Gement [SPD] wird verpflich¬
tet .)

Ich wünsche Ihnen, Herr Abgeordneter, eis gutes
Wirken im Kreise dieses Hauses.

(Beifall - Abgeordneter Paus [Detmold] [CDU]:
Herzlichwillkommen in diesem Haus! - Heiter¬
keit)

Wir kommen mm zu unserer heutigen Tagesordnung.
Ich rufe Punkt 1 auf:

Regierungserklärung

Zur aktuellen kohlepolitischen Stnatioa:
Verträge halten - Zukunft gestalten!

in Verbindung damit:

Nordi bcin-Westfalen besteht auf Einlösung der
Zusagen ms der KaMenmde 1991

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 11/6062

Zur Regierungserklärungerteile ich Herrn Minister¬
präsidenten Dr. Rau das Wort.

Mmistopriadenl Dr. Rau: Herr Präsident! Meine
Damen und Herren! Die Wirtschaft der Bundesrepu¬
blik Deutschland ist in einer schwuren Krise. Viele
sprechen von der tiefsten Rezession der Nachkriegs¬
zeit. Selbst wenn bald eine spürbare Belebung Ein¬
treten sollte - dss hoffen wir alle, und dafür arbeiten
wir alle -, wird sch die ohnehin schon dramatische
Lage auf dem Aibertsmarkt aller Voraussicht nach
eher noch verschlechten), jedenfalls nicht bald verbes¬
sern.

Die OECD rechnet für 1994 mit 4,2 Millkmea regi¬
strierten Arbeitslosen in Deutschland. Die Erfahrun¬
gen der letzten Jahrzehnte zagen uns, daß der Sockel
der Arbeitslosigkeit - vor allem der der Langzeitar-
beitslocigkeit - nach jeder Krise gestiegen , ist . Wir
müssen befürchten, daß es wieder so sein wird . Alle
Erfahrungen zeigen auch , daß es immer schwieriger
wird, wieder Beschäftigung für diese Meeschen zu
finden.

Das mri die größte Herausforderung für uns alle
sein: für die Politik, für die Unternehmen, für die
Organisationender Arbeitnehmer und für die Beschäf¬
tigten selber.

Mir ist es wichtig, darauf hinaiweisen . daß die der¬
zeitige Wirtschaftskrise kein Sonderprobiem Nord-
ibeu -Wectfalens oder gar nur des Ruhrgehsets ist. Sie
trifft auch solche Regionen, die bisher als krisenfest
galten. Jeder kennt z. B. die Probleme, vor denen
meine Kollegen ans Bayern oder Baden-Württemberg
steben.

Wenn die Menschen in den Montanregionen j
beute

besonderen Belastungen ausgesetzl sind, dann bat das
natürlichwirtschaftliche, aber noch mehr polittscjhe
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Gründe . Die Menschen in den Montanregkmen leiden
darunter , daß überfällige Entscheidungen nicht getrof¬
fen werden.

Das gilt für die Stahlindustrie , für die wir festzustel-
len haben , daß die Europäische Gemeinschaft bisher
nicht mit der nötigen Energie und Konsequenz gegen
den Subventionswettlauf intritt . Krasse Wettbewerbs-
verzemmgen auf den europäischen StahlmSriden
gefährden die nordrhem -westfälische Stahlindustrie in
ihrer Existenz.

Es ist unerträglich , wenn andernorts mit Steuerfel¬
dern unrentable Kapazitäten sufrechtcrhiken oder erst
noch errichtet werden - mit der Folge , daß hier in
Nordrfaein -Westfalen wettbewerbsfähige Unternehmen
um so mehr Arbeitsplätze abbauen and Betriebe
schließen müssen. Das können wir nicht hinnehmen.

Ich sage das auch mit Blick auf bestimmte Entwick¬
lungen im nationalen Rahmen . Der europäische Sub¬
ventionswettlauf ist verheerend . Wir soDteo uns das
zwischen den Ländern der Bundesrtfxiblik Deutsch¬
land erst gar nicht leisten . Das ist ja auch ein Grund
dafür , weAalb ich immer wieder , leider bis beute
vergeblich , eine nationale Stahlkocferenz gefordert
habe.

( Beifall bei der SPD)

Überfällig sind Entscheidungen aber keinen Deut
weniger in einem Bereich , in dem die Bundesregie¬
rung ganz direkt Verantwortung trägt . Es geht um die
Finanzierung der Kohleverstromung nach 1995 als
Teil der nationalen Energieversorgung.

Die Bergleute fürchten , daß sie sich auf geh offene
Vereinbarungen und politische Zusagen aus Bonn
nicht mehr verlassen können.

Wir erinnern uns noch sehr gut an das Grußwort des
Bundeskanzlers an die Teilnehmer des Steinkohlen¬
tages kurz vor der entscheidenden Sitzung der Koh¬
lerunde im November 1991. Er hat damals gesagt:

Die Veranstaltung findet in einer Zeit statt, in der
nicht nur die Weichen für die Energiepolitik im
vereinten Deutschland neu gestellt weiden . Die

Einheit unseres Vaterlandes nimmt uns besooden
in die Pflicht.

Und weiter:

Es ist mein fester Wille, daß Stern- und Braun¬
kohle auch im vereinten Deutschland zu einer
sicheren Energieversor gung beitragen sollen,
wenngleich aif einem niedrigeren Niveau alt
bisher . . . . Ziel ist eine kahlopoiitische Gesamt-
lösuag . . . . Sie soll den Menschen in den Revie¬
ren eine Perspektive und dem Bergbau verläßli¬
che Bahm— Aarfiagimgwi geben.

Damit hat der Bandeskanzler vor noch nicht zwei
Jahren den Weg für die Beschlüsse der Kohlerunde
vom 11 . November 1991 geebnet.

Damals haben wir unser seit jeher bestehendes Ein¬
vernehmen bekräftigt , daß wir einen langfristig le¬
ben»- und leistungsfähigen Steinkohlenbergbau brau¬
chen. Wir haben vereinbart , den subventionierten
Kohleabsatz von 62 Millionen Tonnen im Jahre 1991
auf 50 Millionen Tannen im Jahre 2000 nirTrfctu füh¬
ren und ihn bis *»««» Jahre 2005 auf diesem Niveau zu
halten.

Die Bundesregierung hat sich verpflichtet , unter
Mitwirkung aller Beteiligten ein Finanzierungssystetn
zu entwickeln , das die VerStrömung der heimischer.
Steinkohle nach 1995 sicherste!) !.

Der Bund und die SternkohlHänder haben sich ver¬
pflichtet , den notwendigen Anpassungsprozeß im
Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten sozial zu
flankieren.

Damals wußten alle genau , wie die Energie» tuatioo
beute sein wurde , und jeder konnte auch die finanziel¬
le Situation der öffentlichen Haushalte in der Bundes¬
republik Deutschland einschätzen . Seither werden die
Fördermengen unter dem Druck der Stahlkrise und
der schwachen Konjunktur sogar noch schneller zu¬
rückgeführt , als 1991 vorgesehen und vereinbart war.
Dazu nur einige Zahlen.

Von 1987 bis 1992 ist die Steinkohleafördenmg um
über 10 Millionen Tonnen auf rund 65 MiUooen
Tonnen znrikkgefühit worden . Im gleichen Zeitn um
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hat der Bergbau über 41 000 Arbeitsplätze abgebaut.
Allein seit Ende 1991 waren es 12 780. In diesem
Jahr werden weitere 9 500 Arbeitsplätze abgebaut,
und damit sind wir noch immer nicht am Ende, des
Beschäftigungsrückganges.

Ich nenne diese Zahlen , weil manchmal versucht
wird , den Eindruck zu erwecken , die Bergleute, ihre
Gewerkschaften und die Landesregierung wollten alles
lassen, wie es ist . Davon kann keine Rede —™ Die
Unternehmen, die Bergleute und ihre Familien und
die Bergbauregionen waren schon bisher und sind
weiter bereit, enorme Anpassungslasten zu tragen.
Aber jetzt sind sie verunsichert , beunnteigt , wütend.
Ich kann das gut verstehen . Denn die Bergleute ver¬
langen etwas Selbstverständliches und werden imwmr
wieder hingehalten . Sie fordern die Bundesregierung
auf, die in der Kohlerunde 1991 gegebenen Verspre¬
chen einzulösen.

Noch im April dieses Jahres hat Bundeswirtscfaaft»-
ministet Günter Rexrodt vor über 80 000 Bergleuten
im Bochum erklärt : ' Die Bundesregierun g ***** rJtn*-
Abstriche zu den Vereinbarungen . ' Gemeint waren
die der Kohlenmde 1991. Ich habe damat« als die
Bergleute protestierten , den Bundeswiitschaftsmüsster
gegen den Vorwurf verteidigt , man könne sieb auf

, g . sein Wort nicht verlassen . Wenn aber jene recht
behalten sollten, die schon ifamlc an der Verläßlich¬
keit und an der Berechenbarkeit der BuadesregieTuag
gezweifelt haben, dann wäre das ein arMimmm politi¬
sches Signal, weit über die Kohlepolitik über die
Energiepolitik hinaus.

(Beifall bei der SPD)

Wenn die Bundesregierung nicht mehr zu ihren Zusa¬
gen stehen sollte , dann träfe das die Bergleute «md
ihre Familien ganz besonders , es beträfe aber nach
alle Bürgerinnen und Bürger . Denn es wäre «eblimm,
wenn sie die Erfahrung machen müßten, daß » «ich
tatsächlich auf Politikerworte nicht vertanen lr« m mit
daß gelegentlich bei politisch Verantwortlichen der
Unterschied zwischen Versprechen und Versprechern
zu verwischen droht . Das wäre der Stoff, aus dem
Parteien- und Politikverdrossenheit entstehn , und die
können , wenn wir nicht alle sehr aufpassen , zur
Staatsverdrossenheit weiden.

Der Erzbischof von Paderborn , Johannes Joachim
Degenhardt , wird am 30. September im *WestteJen-
blatt * zur AasehlnBfinsnwnmg zxun Jahrhurafertver-
trag wie folgt zitiert:

Diese Zusagen aus der Kohlenmde 1991 müssen
erfüllt werden ; denn wenn es überhaupt keine
Verläßlichkeit mehr von Verträgen und Abspra¬
chen gibt , wie soll da Vortri nen in die Politik
möglich sein?

(Bestell bei der SPD)

Mein Kollege Gtkdher Einert hat Bundecwirtscbafts-
nuniarcr Rexrodt immer wieder gedrängt , die Verein¬
bannigen der Kohlenmde 1991 »inw»Kali»». und zügig
umzasetzen . Ich selber habe den Bundeskanzler wie¬
derholt und dringend gebeten , persönlich dafür Sorge
zn tragen.

Die Bundesregierung aber zögert bis hente und tak¬
tiert , obwohl auch sie sehr genau weiß , daß der Berg¬
bau und seine Abnehmer verläßliche politische Rih-
meribedingungeo , daß sie Planungssicberheit brau¬
chen . Die mangelnde Fähigkeit der Koalitionsparteien,
sich auf eine sachgerechte Pi»«iinw iii|| «iiytHi | zu
verständigen , schadet deshalb den Unternehmen und
den Beschäftigten.

(Beifall bei der SPD)

Die Bundes regierung darf ihre Verantwortung für die
Energiepolitik und damit zuallererst für die beimi¬
schen Energ ieträger and für die Zukunft der Kohle
nicht auf andere abwüzen oder abschiebeu . Das k««n
und das darf nicht -getingen.

Kohlepolitik ist Energiepolitik . Sie hat natürlich sozia¬
le und regionale AuMriiknogen . aber sie wird nicht
znr Regional - oder Sozialpolitik , die man mit leichter
Hand bei einem Land «Maden könnte.

(Beiteil bei der SPD)

Das kaan im übrigen jeder Interessierte in dem von
der Thmrtesicfienuif im Finv*m »hmmi mit i« i in
Auftrag gegebenen (ktachtcn nachkaen , das Profes¬
sor Pani Mikat 1991 votgelegt hat und tait dein wir
uns damals bewußt identifiziert haben.



Landtag Nordrfaein-Westfalen 13424 ngMKPfpmwfl 11 Iffl. 06,10 - 1993

(Ministerpräsident Dr . Rau)

Wer dennoch versuchen sollte , die Zukunft der Kohle
nicht länger als energiepolitisches Thema zu diskutie¬
ren , sondern sie zu einem regionalen Sooderthema mit
lästigen sozialen Folgen zu machen , der würde den
Verdacht nähren , daß er seine eigentliche Ziele im
dunkeln läßt.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe den Eindruck , meine Damen und Herren,
daß es in den Bonner Koalitionsparteiea manche gibt,
für die es nicht um die Frage ' geht , wieviel Kohle in
den Revieren an Rhein und Ruhr und an der Saar in
Zukunft gefördert werden soll . Manche wollen , daß
der deutsche Steinkohlenbergbau zu einem Anslanf-
modell wird.

Die Landesregierung hält diese Position für falsch:
für energiepolitisch falsch, für wirtschaftspolitisch
falsch , für umweltpolitisch und für technologiepoli-
tisch falsch . leb kann niemanden daran hindern , eine
andere Auffassung zu vertreten . Ich erwarte dann
allerdings , daß diese Auffassung offen vertreten wird.

Wer will , daß es in 20 oder 25 Jahren keinen deut¬
schen Steinkohlenbergbau mehr gibt, der aoll das
offen und öffentlich sagen . Und er soll bitte auch
sagen , wie er mit den Konsequenzen seiner Pläne
umzugeben gedenkt . Ein Hcrausstehien aus der Ver¬
antwortung darf es nicht geben . Das würden die
Bergleute auch niemandem durchgehen lassen.

Seit dem 29 . September unternehmen die Bonner
Koalitionsparteien einen - möglicherweise abgestimm-
ten - öffentlichen Versuch , die Vereinbarungen der
Kohlerunde 1991 mit einer neuen Dialektik suszube-
beln : Der Bundeswirtschaftsministrr stellt in einer
offiziellen Pressemitteilung unter Berufung auf ein
Koalitionsgespräch fest , daß die Verabschiedung einer
Anschlußregelung zum Kohle -Jahrhnndertvertrag von
einem positiven Ergebnis der Energiekocseasgespri-
che sbhänge ,

" das* - ich zitiere - "insbesondere die
künftige Nutzung der Kernenergie gewährleistet " .

Wir haben hier oft miteinander über den Zusammen¬
hang zwischen Kohle und Kernenergie diskutiert.
Aber ich antworte darauf : Wer ein solches Junktim

bersteilt , der bricht die Vereinbarungec der Kohlerua-
de von 1991.

(Beifall bei der SPD)

Ich füge hinzu: Wer ein solches Junktim herstellt , der
entzieht auch den Gesprächen über einen Eaergtdcoe-
sens die Grundlage . Diese EoergidtDcaenig eapräche
haben für uns nach wie vor eänoa hoben Stellenwert.
Ich selber habe schon 1989 die Initiative für eine
grundlegende Überprüfung der nach wie vor unge¬
klärten Entaorgtmgsfiagcn im Bereich der Kernen¬
ergie ergriffen. Das ist endlich such ein zentrales
Thema der Konsdnsgespiäcbe.

Es bleibt dabei : Wir brauchen erstens für unsere
Kernkraftwerke dringend ein Entaorgungsiaonzept.
Dabei kommt für die Landesregierun g nur die direkte
Endlagerung in Frage.

Es geht aus unserer Sicht bei diesem wichtigen Ver¬
ständigungsversuch zweitens um eia geordnetes Aus¬
laufen der derzeitigen Kernkraftwerksgeoeration . Ich
denke , ich kann feststellen , daß es nach unser aller
Meinung mit dieser Technologie in der Bundesrepu¬
blik Deutschland keine neuen Kernkraftwerke geben
wird.

Die Konsensgesptäche sind im übrigen keine Ver¬
anstaltung rund um die Kernenergie . Im Mittelpunkt
n-»iA vielmehr aas unserer Sicht der Umban des ge¬
samten Energiesystems stehen . Wir brauchen mehr
Energieeffizienz . Wir brauchen eine höhere Energie¬
produktivität durch konsequentes Energiesparen und
durch die bessere Nutzung erneuerbarer Energien.

Ohne die Bereitschaft zu einem solchen entschiedenen
Umstenem in der Energiepolitik - das haben wir in
den Gesprächen immer wieder deutlich gemacht -
t «m es iwi »" Energiekonsens geben . Ich denke , daß
wir eia solches Umsteuem in der Energiepolitik ge¬
meinsam Ati künftigen Generationen schuldig sind.

Es kam also nicht dämm gehen , irgendjemandem die
Zustimmung zur Kernenergie abzunötigen . Das hieße
denn doch, zu kurz zu springen . Was wir brauchen,
dm «md solide Antworten auf die dringenden Fragen.
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<A>

die viele Menschen veranlassen , die Kernenergie
abzulehnen und ein neues Energiekoazept zu verlan¬
gen.

Jeder muß deshalb jedenfalls wissen : Wer mit diesem
schwierigen Thema so umgeht , wie wir das in den
vergangenen Wochen tus Bonn hören mußten , der
weckt erhebliche Zweifel , ob er den Konsens ernst¬
haft sucht.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage ausdrücklich : Wir wollen diesen Konsens,
nach wie vor.

Ich füge noch einmal hinzu : Wer notwendige und
zugesagte kohlepolitische Entscheidungen von Zu¬
geständnissen bei der Kernenergie abhängig zu ma¬
chen versucht, der wird seiner politischen Verantwor¬
tung nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD)

Es bleibt deshalb dabei : Die TWgbanimt^mrfim^w »md
die Bergleute sind darauf angewiesen , daß die Bun¬
desregierung ihre Zusagen aus der Kohlerunde van
1991 zügig umsetzt . Sie haben einen Anspruch dar-

( B )
1Uf-

Der Vorschlag der Landesregierung zur Finanzierung
der Kohleverstiotrumg nach 1995 liegt auf dem Tisch.
Wir sind für eine Energiesteuer , die der öffentlichen
Hand auch zusätzliche Mittel für das Energiesparen,
für den Einsatz erneuerbarer Energien und für die
dringend notwendigen SMiiw imggmWmiwi in den
ostdeutschen Braunkohlerevieren bringen würde . Der
Bundesminister für Wirtschaft kommt mit «w«*«
Finanzieningsvorstel]ungen, denen er in den Konaens-
gesprächen den Namen ' Kohkfwanrienmgssteuer'
gegeben hat , unseren Vorstellungen sehr nahe.

(Beifall bei der F .D .P .)

Selbstverständlich muß dabei gerade in schwierig en
Zeiten alles, was möglich ist, getan werden , um die
Hilfen für den Bergbau auf das unbedingt Notwendige
zu begrenzen. Wir sind bereit , das zu akzepti er en .
Was wir allerdings nicht akzeptieren können , das
wäre ein Finanzieningssystem , das den Bergbauunter¬

nehmen alle Risiken aufbürdete, beispielsweise auch
die Folgen von Schwankungen der Importkohiepreue
und der DM -Wecbseflcurae. Längerfristige Planbarkeit
gehört mm einmal zu den Grundbedingungen eine*
lebendigen Kohkhergbuus,

(Beifall bei der SPD)

deaaen Anlagen man bekanntlich nicht einfach auf-
imH faao .

Ich stelle für die Landesregierung fest:

Ersten« . Wir stehe# zu den vereinbarten und von uns
übernommenen Kdhlehilfen . Wir haben dafür seit
1966 24 Milliarden DM aufgebracht . Wir zahlen ein
Drittel der öffentlichen Hilfen für die deutsche Stein¬
kohle. Wir gehen damit an die äußerste Grenze der
Belastbarkeit.

Das neuerliche Ansinnen der Bundesregierung , diese
Beteiligung auf 50 Prozent zu erhöben , ist deshalb
und wegen der eindeutigen Zuständigkeit des Bandes
für die Energ iepolitik unzumutbar.

Zweitens . Wir wer den auch in Zukunft unsere tozial-
und regiooalpolitische Verantwortung wahraehmea.
Wir helfen gezielt den Regionen , in denen Anpas-
sungqxobleme geballt auftreten . Wir haben mit dem ( ®)
"Handlung« ahm en für die Kohlegebiete ' dafür über
1 Milliarde DM bereitgeatellt.

(Abgeordneter Dr . Vesper | GRÜNE ) : Kosten-
neutral aus anderen Titeln !)

Viele Projekte , die den weiteren Strukturwandel in
den Kohlegebieten unterstützen , sind auf den Weg
gebracht.

Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! Wir wis¬
sen, daß die Bcrgbauuntemefameo auch unter dem
Drude der Stahlkrise wettere Maßnahmen zum Abbau
von FÖrdcrkapazititcn vorziehen müssen . Dabei
handelt ea sich um unternehmerische Entscheidungen,
die unter betriebswirtschaftlicher und bilanziellen
Aspekten zu treffen sind und die den Vereinbarungen
der Kohlerunde 1991 entsprechen.
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Bisher haben die Bergbauunteroehmec betriebsbeding¬
te Kündigungen vermeiden können . Das wird aber
immer schwieriger . Die herkömmlichen Instrumente,
wie Anpassungsgeld und die Verlegung von Beschäf¬
tigten , reichen schon jetzt nicht mehr aus . Umschu¬
lungen und Personalaustausch über den Koozernbe-
reich der Ruhikohle AG hi«««« sind neue Instrumen¬
te , die jetzt schon genutzt werden.

Die Situation wäre aber nicht mehr beherrschbar,
wenn die Bundesregierung das in der Kohlerunde
1991 Vereinbarte zerstören würde . Zu Recht sehen
die Bergleute deshalb durch das derzeitige Bonner
Taktieren ihre Existenz gefährdet.

Angesichts dessen habe ich voll es Verständnis für die
Industriegewerkschaft Bergbau und Energie und für
die Ruhrkohle AG , wenn sie Klarheit über die Finan¬
zierung der Kohleverstromung nach 1995 fordern,
bevor sie weitere Kapazitäisschnitte vornehmen . Es
geht hier nicht um Almosen für den deutschen Stein¬
kohlenbergbau ; es gebt um einen Beitrag zur sicheren
Versorgung unseres Landes mit Energie!

( Beifall bei der SPD)

Bei sorgfältiger Abwägung aller Risiken und Chan¬
cen , die mit dem Fin««rr der verschiedenen Energie¬
träger verbunden sind , bin ich überzeugt davon : Wir
können und wir sollten auch im vereinten Deutschland
auf die Nutzung der heimischen Steinkohle nicht
verzichten.

(Beifall bei der SPD)

Das , meine Damen und Herren , war bisher die Auf¬
fassung aller Fraktionen in diesem Hoben Hause und
auch die Auffassung der Landesregierung . Die Lan¬
desregierung bleibt dabei . Die Bürgerinnen und Bür¬
ger unseres Landes wollen wissen , wollen von allen
Fraktionen wissen , auf wen sie sich in dieser Frage
verlassen können . Es hilft dem deutschen Steinkohlen¬
bergbau , und es hilft unserem Lande, warn wir ge¬
meinsam fordern : Die Vereinbarungen der Kohlenm-
de vom 11 . November 1991 müssen eingehalten und
jetzt endlich und sofort umgesetzt werden!

(Beifall bei der SPD)

Wir alle wissen , daß das noch ein schwieriger Weg
wird. Die Landesregierung war und ist bereit , diesen
schwierigen Weg mitzugeben , weil wir auch in Zu¬
kunft einen Ifäanmga- und lebensfähigen Steinkohlen¬
bergbau brauchen und erhalten wollen.

1 aaam Sie uns - darum bitte ich Sie • gemeinsam
dafür eintxeten, daß sieb die Bergleute und ihre Fa¬
milien auf getro ffene Vereinbarungen und auf politi¬
sche Zusagen wieder verlassen können.

(Beifall bd SPD und GRÜNEN)

Die wirtschaftliche Erneuerung des Ruhrgebietes ist in
den letzten Jahraa gut vorangekommen , auch wenn
wir , wie alle anderes , jetzt in einer besoodera schwie¬
rigen Situation riwd. Wir können beute • bei allen
alten und neuen Problemen - featstaUen: Was wir hier
gemeinsam geleinet haben , wird international zuneh¬
mend beachtet und anerkannt . Das Revier entwickelt
sich inww mrfir zu einer Zukunftswerkstatt für die
Industrie- und DiessdeistungsgeseUacbaft des nächsten
Jahrhunderts.

Diesen Weg wollen wir auch in schwieriger Zeit
gemeinsam wetteigeben : mit Unternehmen , Gewerk¬
schaften, Hochschulen und Verbinden . Wir brauchen
das Pinne «Her. Genauso brauchen wir Berechen¬
barkeit und Verläßlichkeit . Dann werden wir Erfolg
haben. Glück auf!

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Mose : Meine Damen und Herren!
Sie haben die Regierungserklärung gehört . Ich er¬
öffne mmmr.hr die Aussprache über die Regierungs¬
erklärung und 7" g*e«* die Beratung über den Antrag
der SPD-Fraktioo Drucksache 11/6062.

Zu diesem Antrag hat die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN mit Drucksache 11/6108 einen Änderungs¬
antrag vorgelegt ; dieser wird in die Beratung einbezn-
gen.

Es gibt außerdem zwei Entschließungsantrige ; Enl-
sebfießwgsnakrag der Fraktion der CDU Dr scha¬
che 11X111 und Eatsctdießungsantrag der F aktion
der F .D .P . Drucksache 11/6112. Diese Antrag:
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{Dr . Unssen ( CDU1)
( A)

Wir werden von den Menschen draußen mit Aussagen
zum Beispiel der Ärzte konfrontiert , die vor dem
Verzehr bestimmter Gemüse warnen . Wir selber sind
nicht in der Lage, ihnen irgendeine Antwort geben zu
können.

Der Minister hat versucht , die Debatte einigermaßen
zu bestehen, indem er Extremalternativen aufgebaut
bat : Entweder ich schweige , oder ich hätte alles stille¬
gen müssen. Was wollt ihr? Entweder 0,1 Nano-
gramm überall einhaltea oder Weiterbetrieb bei Ho-
esch . - Darum geht es uns nicht.

(Beifäll bei CDU und GRÜNEN)

Für uns ist das , was der Minister heute geboten bat,
und alles , was wir bisher gelesen and gehört haben,
eine Chronologie des Vertuschen ® und Versagens.

(Bei fäll bei CDU und GRÜNEN)

Ich bedank* mich beim Ministerpräsidenten , er
zum Schluß der Debatte noch hier hingekommen ist,
und möchte Sie, Herr Ministerpräsident , bitten , mit
Ihrer Autorität durchzusetzen , daß wir spätestens ab
morgen mittag Einsicht in die relevanten Akten be¬
kommen . Sollte dies nicht möglich sein , werden wir

( B )
e*nen schriftlichen Fragenkatalog einreicben , um
dessen Beantwortung wir in einer Sondersitzung - so,
wie sie der Kollege Kühl auch für die F .D . P . bean¬
tragt hat - noch in der nächsten Woche bitten . Sollte
es keine ausreichenden Informationen geben, behalten
wir uns die Einrichtung eines I intwgirtiiin i miwrk iKi.
ses vor.

(Beifall bei CDU , F . D .P. und GRÜNEN -
Lachen bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Herr Ministerpräsident Dr . Rau,
bitte schön.

(C)
der Debatte mehrfach gesprochen , und ich habe kei¬
nen Zweifel dann , daß der Umweltminister hier die
volle Wahrheit gesagt hat . Er hat mein volles Ver¬
trauen.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Ves¬
per [GRÜNE ] : Legen Sie denn nun die Akten
vor?)

Präsidentin Friebe : Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe die Aktuelle Stunde.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Vereidigung

voc Mitgliedern des Verfassungsgerichtsbofä für das
Land Nordrhein -Westfalen

des Präsidenten des Oberiaadesgerichta Köln
Herrn Dr . Heinz-Dieter Lain als Mitglied

des Vizepräsidenten des Oberlandesgericfats Köln
Herrn Dt . Alarich Richter und
des Vizepräsidenten des Oberverwaltungagerichts
für das Land Nordthein -Weatfalen Herrn Dr.
Hans-Georg Franzke als sUsllvertretende
Mitglieder

Meine Damen und Herren , der Herr Ministerprä sident
hat mir mit Schreiben vom 21 - September und 1.
Oktober 1993 personetle Veränderungen beim Ober¬
landesgericht Düsseldorf und beim Oberverwaltungs¬
gericht Münster mitgeteilt, die sich nach den Bestim¬
mungen des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof
auch auf die 7-ug mmmwm nig de« Verfamungsge-
richts für das Land Nordrfaein-Westfalen aaswirken.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Ich habe in der Tat nicht alle
Teile der Debatte verfolgen können . Ich schließe mich
Ihren Wertungen nicht an, Herr Dr . Linssen , was die
Ausführungen des Umweltminister * angeht. Wir
haben über das, was hier zur Debatte steht , ««eh vor

des Oberiandesgerichts Düeaddorf , Herr Dr . Heinrich
Wiesen , in den Ruhestand. Zu Nachfolger hat
die Landesregierung den Präsidenten des Landgerichts
Düsseldorf , Herrn Dr . Klans Bilds, ernannt.
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CDU nun verwischt , und er versucht mühselig , von
der Stillegung weg wieder hin zu einer Position der
Umrüstung zu kommen . Das ist das wirkliche Pro¬
blem.

(Beifall bei der SPD - Zurufe von CDU und
GRÜNEN)

Nein , meine Damen und Herren , zu diesem Bündnis
zwischen der CDU und den GRÜNEN , das sich ja in
mehreren gemeinsamen Pressekonferenzen , in mehre¬
ren gemeinsamen Erklärungen , ausgedrückt bat , sage
ich Ihnen , Herr Linssen : Sie haben sich auf das Bünd¬
nis eingelassen ; Sie werden daran schwer tragen.

Nun haben Sie im Vorfeld dieser Landtagsdebatte
- wir trafen uns noch in der letzten Woche , es war
am Freitag bei den Gärtnern am Niederrhein - zu mir
gesagt , ich hätte heute die letzte Chance . - Nun,
damit muß man als Mitglied der Landesregierung ja
leben , wenn die Opposition es so gut mit einem
meint. Ich vermute jedoch , daß es Ihre - nicht Ihre als
Person - strategisch letzte Chance ist , im Sinne Ihrer
langfristigen , auch Parteiinteressen in Abgrenzung zu
den GRÜNEN hier heute noch die Kurve zu kriegen.

(Lachen bet der SPD - Abgeordneter Dr . Lins¬
sen [CDU ] : Vielen Dank für Ihren Rat !)

- Nicht mein Rat ! - Ich füge hinz u : Wenn Sie die
Latte so hoch gelegt haben , dann haben Sie sich
sicherlich etwas dabei gedacht . Nur , deijenige , der
sie so hoch legt , muß irgendwann einmal springen.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Vesper
[GRÜNE ] : Sie laufen ja nur drunter her !)

Ich sage Ihnen jedenfalls zu diesem Komplex : Wenn
das Bündnis der CDU mit der grünen Fundamentali¬
st™ , Frau Höhn , und Ihnen als Person , Herr Linssen,
die Antwort auf die Herausforderungen des Industrie¬
standortes Nordrhein -Westfalen ist , dann kann man,
meine Damen und Herren , das Grausen bekommen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr . Linssen [CDU] -
Weitere Zurufe)

- Also , wie oft mein Name heute gefallen ist , ist ja
unglaublich . - Sie kämpfen wirklich gegen Matthie¬
sen , und Matthiesen wird sich nicht beirren lassen,
gegen Dioxin zu kämpfen.

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei CDU
und GRÜNEN - Abgeordnete Höhn [GRÜ¬
NE ] : Ihr Kampf gegen Dioxin ist aber wenig
erfolgreich !)

Herr Linssen oder auch Frau Höhn . Sie haben sich
jetzt wochenlang gemeinschaftlich um einen Arbeits¬
platz gekümmert , nämlich um den meinigen.

(Lachen bei der SPD)

Ihr politischer Erfolg könnte größer sein , wenn Sie
sich endlich um die vielen tausend Arbeitsplätze
unserer Kumpel und Stahlarbeiter kümmern würden.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile Herrn Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Ich bin in der Debatte mehrfach'
angesprochen worden , und ich bin auch mehrfach am
Rande gefragt worden , ob ich zu den anstehenden
Fragen etwas sagen würde.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Als Kandidat
oder als Ministerpräsident ?)

- Gegenwärtig als Ministerpräsident . Aber wenn wir
über die andere Sache noch einmal reden könnten : Es
kommt auf jede Stimme an!

(Allgemeine große Heiterkeit - Glocke des
Präsidenten)(Beifall bei der SPD - Zurufe von CDU und

GRÜNEN)

Mein Eindruck hat sich verfestigt:
Ich wollte gern drei Bemerkungen machen:
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Erstens. Ich habe am 7 . Oktober hier kurz gesprochen
und dabei gesagt, daß Herr Kollege Matthiesen und
ich über das , was hier zur Debatte steht, auch vor der
Debatte mehrfach gesprochen hätten . Das ist so!

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDU] : Daß Sie die
Wahrheit sagen , davon gehe ich aus !)

- Moment! Ich wollte das nur sagen, weil es dazu
offenbar Fragen gibt. - Wir haben sowohl über das
Dioxinmindeningsprogrammals auch über die Proble¬
me , die in den Tagen vor der Debatte zu erörtern
waren, gesprochen. Aber ich habe die Meßwerte ge¬
nauso wie alle anderen Kabinettskollegen am 14.
Oktober bekommen und habe die Meßwerte am 7.
nicht gekannt . Dieser Satz sagt auch nicht , ich hätte
sie gekannt. Dazu wollte Herr Linssen, glaube ich,
etwas sagen.

Vizepräsident Dr. Klose: Sie stimmen also der Zwi¬

schenfrage zu , Herr Ministerpräsident?

(MinisterpräsidentDr . Rau: Ja , ja , sicher !)

- Bitte schön , Herr Kollege Dr . Linssen!

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) : Herr Minister¬
präsident, wenn Sie Ihrem Minister in dieser Debatte
einen glasklaren Persilschein ausgestellt haben , dann

bedingt ja eine solche Zusage zu der Seriosität des
Handelns dieses Ministers offensichtlich mehr , als
wenn Sie wenige Tage vor der Debatte über das
Procedere gesprochen haben.

Ministerpräsident Dr . Rau : Nein , wir haben nicht
nur über das Procedere gesprochen, sondern wir
haben über das Dioxinminderungsprogramm gespro¬
chen , und das umfaßt natürlich die 64 Großanlagen.
Ich habe Ihnen hier nur gesagt: Die Einzelwerte habe
ich genauso wie die übrigen Kabinettskollegen mit
Schreiben vom 14 . Oktober bekommen. Das wollte
ich als erstes sagen.

Die zweite Bemerkung , die ich machen wollte: Sie
haben hier mehrfach in der Diskussion das Stichwort
’ Aktenherausgabeoder Untersuchungsausschuß”

angesprochen. Ich will Ihnen dazu freimütig sagen:
Ich habe in der Frage der Aktenhergabe oft zu denen

gehört, die für Großzügigkeit auch dann plädiert
haben, wenn die Verfassung eine Aktenhergabe nicht

bergah.

Ich füge nun hinzu: Wer die Rechte des Parlaments
einklagt und einfordert, der muß auch die Grenzen
zwischen Regierung und Parlament anerkennen , und
diese Grenzen lassen es nicht zu, daß wir regelmäßig
Akten zu laufenden Verfahren herausgeben . Darum
ist die Landesregierungder Meinung

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE]: Das haben Sie
in vergleichbaren Fällen aber gemacht !)

- Sie haben mich doch gefragt! -, sie sollte über die

Antworten hinaus, die der Umweltminister in Aus¬

schußsitzungen und plenar gegeben hat, keine Akten
zur Vertügung stellen.

Es gibt in der Verfassung zwei Ausnahmen von dieser
Grenze zwischen Parlament und Regierung: Das eine

ist der Petitionsausschuß, das andere ist der Unter¬

suchungsausschuß, Wir haben das überlegt. Wir sind

zu dem Ergebnis gekommen, daß wir um des saube¬

ren Verfahrens willen alle Fragen in Ausschüssen und

iw Plenum beantworten, aber daß wir keine zusätzli¬

chen Akten herausgeben wollen.

Die dritte Bemerkung, die ich mache , greift noGh
einmal den letzten Satz vom 7 . Oktober auf. Ich

möchte ganz deutlich vor dem Parlament und vor der
Öffentlichkeit sagen: Ich halte die Politik des Um-
weltministers in diesem Falle und auf diesem Feld der

Dioxinemissionsminderungfür richtig, für angemes¬
sen und für besonnen. Ich habe das am 7 . Oktober

gesagt ; ich sage das auch nach den beiden Reden, die

der Umweltminister hier heute gehalten hat. Ich glau¬
be, dieser Weg ist richtig, weil er die Spannungs¬
felder aushält und nicht vertuscht und nicht verklei¬
stert . Ich habe Vertrauen zu dieser Politik,

(Abgeordneter Dr. Linssen [ CDU ] : Im kon¬
kreten Fall auch?)

und ich möchte , daß sie weitergeführtwird.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)
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( A)

Ich rufe Punkt 1 auf:

Regierungserklärung

zur Hochschul- und Forschungspolitik in
Nordrhein-Westfalen

Zur Abgabe der Regierungserklärung hat Herr
Ministerpräsident Dr . Rau das Wort. Bitte schön.

Ministerpräsident Dr. Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren ! Der Bundeskanzler hat für heute,
zum 11 . November , zu einem Biidungsfoium nach
Bonn eingeladen . Er will mit Vertretern aus Hoch¬
schulen , Wirtschaft und Politik über Perspektiven der
Hochschul - und Forschungspolitik sprechen . Es soll
ein ernsthafter Dialog werden. Es gibt niemanden , der
sich das mehr wünscht als ich; denn unser Bedarf an
Monologen ist gedeckt.

(Beifall bei Abgeordnetender SPD)

Ich wäre froh , wenn das Bildungsforum zu handfesten
Ergebnissen führte . Ich erwarte aber keine Überra-

j g ^ sebungen ; denn was jetzt in der Wissenschafts - und
Forschungspolitik geschehen muß , ist ja seit langem
formuliert . Die Länder haben darüber ausführlich mit
den Hochschulen und ihren Vertretern gesprochen.

Vor wenigen Tagen haben die Regierungschefs aller
Länder ihre gemeinsamen bildungspolitischenZielvor¬
stellungen bekräftigt. Darin sind konkrete Aussagen
genannt zur Studienstrukturreform, zur Stärkung der
Eigenverantwortlichkeit , zur Effizienz der Hochschu¬
len und zur Förderung der Forschung, die der lang¬
fristigen Sicherung unserer wirtschaftlichenLeistungs¬
fähigkeit und der Erhaltung unserer .Umwelt dienen
soll. Ich komme im einzelnen darauf zurück.

Die Hochschulen , die großen Wissenschaftsorganisa¬
tionen, aber auch die Wirtschaft haben die Reform¬
vorstellungen der Länder - bei mancher Kritik im
einzelnen - als einen wichtigen Schritt in die richtige
Richtung gewertet. Das betrifft auch den Hochschul¬
bau und die Forschungsforderung. Hier tragen Bund
und Länder gemeinsame Verantwortung.

Jeder weiß inzwischen: Mindestens 2 Milliarden DM
müßte der Bund aufbringen, damit der weitere Aus¬
bau der Hochschulen, zu dem Bund und Länder sich
gemeinsam' verpflichtet hatten, wenigstens annähernd
weitergeführt werden kann. Eigentlich braucht« ] wir
2,3 Milliarden DM pro Jahr, wie der Wissenschaftsrat
einhellig festgestellt hat. Der Bund will nur 1,68
Milliarden DM zur Verfügung stellen. Das ist ein
Sparen , das uns teuer zu stehen kommt, das ist Spa¬
ren an unserer Zukunft. Damit ist vor allem der
weitere Ausbau unserer Fachhochschulen gefährdet,
den wir heute auch nach Meinung der Wirtschaft
dringender brauchen denn je.

Nordrhein-Westfalen ist deshalb bei seinen Etatansät¬
zen für den Hochschulbau davon ausgegangen , daß
der Bund 1994 mindestens 2 Milliarden DM bereit¬
stellt . Danach richten sich die Etatansätze des Lan¬
deshaushalts 1994 und die mittelfristige Finanzpla-
nirng . Wir haben auch nicht vor , daran etwas zu
ändern.

Wir hoffen auf den Erfolg der Bundesratsinitiative,
die alle Länder gemeinsam angestrengt haben . Ein¬
mütig halten wir die Anhebung der Ausgabeansätze
des Bundes auf mindestens 2 Milliarden DM für
erforderlich, wenn das Instrument der gemeinsamen
Hochschulbaufinanziemngnoch einen Sinn behalten
soll.

Wir müssen uns auch die Entwicklung in der Ver¬
gangenheit vergegenwärtigen: Der Beitrag des Bundes

. zur Finanzierung unseres Bildungssystems ist in den
vergangenen 15 Jahren immer geringer geworden.
Besonders deutlich ist das bei der Hochscbulfmanzie-
rung . Seit wir uns 1977 entschiedenhaben, die Hoch¬
schulen weiter offen zu halten, ging der Anteil des
Bundes an den Hochschulausgabenvon 10 % auf 7 %
im Jahre 1989 zurück. Der Anteil der Länder stieg
entsprechendvon 90 auf 93 % .

Vor diesem Hintergrund muten manche öffentlichen
Äußerungen von Bundespolitikem zu bildungspoliti¬
schen Fragen etwas merkwürdig an . Die stark gesun¬
kene finanzielle Beteiligung des Bundes steht im
krassen Gegensatz zu den immer häufiger werdenden
Versuchen, die Hochschulplanung der Länder zu
beeinflussen. Es ist aber nicht im Sinne der verfas¬
sungsmäßigenAufgabenverantwortung, knappe Mittel
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und den Zwang , Prioritäten zu setzen , für eine Zen¬

tralisierung der Hochschul - und Forschungspolitik
nutzen zu wollen.

Der Bund kommt heute selbst seinen laufenden finan¬
ziellen Verpflichtungen nicht nach . Wenn die Länder
nicht einen Teil von Bauvorhaben vorfinanzierten,
käme der völlige Stillstand . Die Vorleistungen der
Länder haben sich inzwischen auf etwa 1 Milliarde
DM summiert . Das kann nicht mehr lange so weiter¬

geben . Der Bund darf sein Konto nicht nur nicht
weiter überziehen , er muß es endlich ausgleichen.

Auch bei der Forschungsförderung spart der Bund am
falschen Ende . Die Länder haben übereinstimmend
festgestellt , daß der Forschungshaushalt des Bundes-
ministeriums für Forschung und Technologie um 1
Milliarde DM erhöht werden müßte , wenn wir der

Erneuerung der Forschungslandschaft im vereinten
Deutschland Rechnung tragen wollen . Nur so kann
auch die Inflationsrate der vergangenen Jahre ausge¬
glichen werden.

Das mindeste aber wäre eine Aufstockung des BMFT-
Haushaltes um wenigstens 375 Millionen DM . Davon
sollen 100 Millionen DM auf die neuen Länder entfal¬

len . Dabei haben die Länder durchaus die schwierige
konjunkturpolitische Situation und die angespannte
Haushalts - und Finanzlage im Blick.

Jedenfalls müßte der Bund die Mittel für die Projekt¬
förderung deutlich steigern . Gegenwärtig führt er sie

auf den Stand von 1990 zurück . Das gefährdet die

Grundlagenforschung und damit den Humus für Zu¬

kunftstechnologien und die Trainingsbasis für junge
Wissenschaftler und Forscherinnen . Das träfe aber

nicht nur die Grundlagenforschung , sondern auch

anwendungsnahe Forschungsbereiche und ausgespro¬
chene Zukunftstechnologien wie die Mikroelektronik
oder die Materialforschung , in denen das Bundesfor¬

schungsministerium seine Projektmittel zurückgefah¬
ren hat . In Nordrhein -Westfalen sind schon jetzt gut
150 Hochschulprojekte betroffen , die wegen zurück¬

gehender Bundesmittel nicht bewilligt werden konnten

oder die Kürzungen hinnehmen mußten.

Bei der Verteilung von Mitteln für Forschung und

Technologie wird Nordrhein -Westfalen vom Bund

kraß benachteiligt . Ich will das an einem Beispiel

verdeutlichen , an den überwiegend vom Bund finan¬
zierten wissenschaftlichen Einrichtungen : Von den 11
Milliarden DM , die dafür 1993 zur Verfügung stehen,
fließen knapp 2,1 Milliarden DM nach Baden-Würt¬

temberg und nur 1,6 Milliarden DM nach Nordrhein-
Westfalen . Bei allem Respekt vor der Bedeutung
Baden-Württembergs - da stimmen die Gewichte
nicht . Hier gibt es Nachholbedarf.

(Beifall bei der SPD)

Wir erwarten , daß die Bundesregierung in den kom¬

menden Jahren unser Land entsprechend seiner Be¬

deutung , entsprechend seiner Wirtschaftskraft und

entsprechend dem Forschungspotential behandelt , das

Unternehmen und Landespolitik in den vergangenen
Jahren und Jahrzehnten hier aufgebaut haben.

Meine Damen und Herren , kein Thema ist bei uns in

der letzten Zeit aktueller als die Frage nach der Zu¬

kunft des Wirtschaftsstaadortes Deutschland . Die

Bürgerinnen und Bürger sorgen sich um die wirt¬

schaftliche Entwicklung und vor allem um ihre Ar¬

beitsplätze . Diese Sorge ist leider berechtigt.

Die Bundesregierung hat vor kurzem einen Bericht

zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes Bundesrepu - .

blik Deutschland vorgelegt , der in der Öffentlichkeit

ein sehr kritisches Echo gefunden hat . Erfreulich ist

aber , daß der Bericht ausdrücklich die große Rolle

würdigt , die Wissenschaft und Forschung auch für die

Zukunft des Wirtschaftsstandortes haben . Um so

überraschender ist es daher , daß man davon im prak¬
tischen Handeln der Bundesregierung so wenig spürt.

In unserem rohstoffarmen Land heißt der wichtigste
Rohstoff "Wissen " .

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Richtig !)

Wir müssen dieses Wissen ständig neu erarbeiten , wir

müssen es pflegen , wir müssen Bedingungen schaffen,

bei denen es wachsen kann . Das Können und das

Wissen von Frauen und Männern , die Qualifikation
von Millionen Menschen , das sind die Grundlagen
unseres Wohlstandes . Investitionen in die Köpfe sind

deshalb Investitionen für die Zukunft.
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Wir haben in Deutschland ein Bildungssystem , um
das uns viele andere Länder beneiden . Damit das so
bleibt , müssen wir uns den Herausforderungen stel¬
len , die gesellschaftliche , wirtschaftliche und techno¬
logische Veränderungen mit sich bringen . Die Hoch¬
schulen müssen den Erneuerungsdruck als Chance
begreifen und ihn aktiv in Lehre und Forschung
umsetzen.

So wichtig Bildungsforen sind , es muß gebandelt
werden . Vor allem dürfen wir uns nicht an zweitran¬
gigen Fragen festbeißen . Die Länge der Schulzeit ist
eben nicht das zentrale Thema der Bildungspolitik in
Deutschland . Es ist das schlechte Beispiel für eine
Ersatzdiskussion , bei der Symbole die Inhalte erset¬
zen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Zudem sage ich : Bei der Erörterung dieses Problems
müssen inhaltliche , nicht finanzielle Aspekte im Vor¬
dergrund stehen: Was sollen unsere Kinder lernen?
Welche Folge hat eine Verkürzung der Schulzeit für
die Chancengleichheit und für die Durchlässigkeit
unseres Schulwesens? Danach erst kommt die Über¬
legung , wie lange sie dafür in der Schule sein müs¬
sen.

Wir hören in letzter Zeit , gerade aus Bonn , imme r
wieder die Behauptung , es gehe in Deutschland in¬
zwischen mehr Studenten als Lehrlinge . Wer so argu¬
mentiert , der hat sich sicher etwas dabei gedacht.
Nur Mit der Wirklichkeit hat das nichts zu tun . Ich
bin dem Bundesbildungsminister deshalb rinnVHar
dafür , daß er am vergangenen Wochenende ein Stück
Rationalität in diese Geisterdebatte zurückgebracht
hat . Vor der Kölner Handwerkskammer hat Professor
Ortlieb darauf hingewiesen , daß 1992 mit 500 000
erfolgreichen Lehrabschlußprüfungen mehr als drei¬
mal so viel Gesellenbriefe wie Hochschuldiplome
vergeben worden sind ; da waren es 154 000.

Wer zwei- und dreijährige berufliche Ausbildungs¬
gänge mit den deutlich längeren Studiengängen gleich¬
setzt , der vergleicht Äpfel mit Birnen . Ich rate des¬
halb uns allen, die Wirklichkeit von beruflicher und
akademischer Ausbildung in unserem Lande so darzu¬
stellen , wie sie ist. Das liegt gerade im Interesse der

beruflichen Bildung , von der ich meine , daß wir sie
stärker fördern müssen.

Berufliche Bildung muß attraktiver werden . Das ist
vor allem eine Aufgabe der Wirtschaft , die das immer
stärker erkennt . Manche leistungsstarke Jugendliche,
die nicht zur Hochschule gehen wollen , linden keinen
attraktiven Ausbildungsplatz , der sie fordert , und sie
müssen immer noch den Eindruck haben , daß Akade¬
miker normalerweise besser bezahlt werden und
bessere berufliche Perspektiven haben.

Darum sage ich : Berufliche Bildung darf keine Ein¬
bahnstraße sein . Wir müssen für eine stärkere Durch¬
lässigkeit zwischen beruflichen und akademischen
Ausbildungsgängen sorgen . Wir brauchen größere
staatliche Anstrengungen in beiden Ausbildungsberei¬
chen , sowohl bei der akademischen als auch bei der
beruflichen Bildung . Das ist unsere Aufgabe . Wir
sollten nicht den einen Bereich gegen den anderen
ausspielen.

Gelegentlich wundere ich mich darüber , wie in der
bildungspolitischen Diskussion planwirtschaftliches
Denken fröhliche Urständ feiert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es ist sicher nötig , bei der Einrichtung von Studien¬
gängen und bei der individuellen Studieneatscheidung
zu berücksichtigen , welcher Bedarf morgen und über¬
morgen möglich oder wahrscheinlich ist . Aber sollten
wir nicht aus den Erfahrung » ) der vergangenen Jahr¬
zehnte gelernt haben ? Die Forderung , Bildungssystem
und Arbeitsmarkt enger aneinander zu koppeln , ist
weder neu noch originell . Wäre man vor 20 Jahren
den Vorstellungen mancher konservativer Bildungs¬
politiker gefolgt , dann hätte das nicht nur Millionen
junger Menschen Bildungschancen vorenthalten,
sondern es hätte sich auch auf die wirtschaftliche
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland
verheerend ausgewirkt . So wie 1970 niemand in der
Lage war , den Bedarf an Hochschulabsolventen oder
an Systemprogrammierem im Jahre .1992 vorauszu¬
schätzen , so wenig ist es möglich , vergleichbare
Prognosen für das Jahr 2010 zu machen.

Eins aber ist sicher : Wenn wir im globalen Wettbe¬
werb bestehen wollen , dann brauchen wir künftig
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mehr und nicht weniger gut qualifizierte und gebilde¬
te, verantwortungsbereite , flexible und vor altem
kreative Mitarbeiter . Wir brauchen Generalisten mit
Spezialausbildung und Spezialisten mit weitem Hori¬
zont,

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Oh, oh! )

Theoretiker , die praktisch , und Praktiker , die theore¬
tisch arbeiten können.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Wir
brauchen alles !)

Wir brauchen junge Menschen , die Freiräume suchen
und nutzen , damit sie statt ausgetretener Pfade neue
Wege gehen können.

Was wir heute gerade nicht brauchen , das ist Panik¬
mache mit dem Ziel , junge Menschen vom Studium
fernzuhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir müssen vielmehr ihre Chancen und Wahlmöglich¬
keiten verbessern . Vor allem aber müssen wir sie

sachgerecht über die Berufs - und Arbeitswelt von

morgen aufklären.

Wir müssen ihnen sagen , daß eine gute Ausbildung,
gepaart mit Phantasie und Innovationskraft , immer
mehr und daß berufsständisches Behamings - und

Anspruchsdenken immer weniger Zukunft haben
wird.

Im neunzehnten Jahrhundert galt : Ein Land besitzt
Produktionsfaktoren . Heute gilt : Ein Land schafft sich
seine Produktionsfaktoren . Wir in Nordrhein -West¬
falen haben das früh begriffen . Wir wissen : Investitio¬
nen in die Köpfe sind Investitionen in die Zukunft.
Was vor drei Jahrzehnten politisch noch umstritten
und manchen als Wagnis schien , das ist heute völlig
unbestritten : Ohne den beispiellosen Ausbau unserer
Hochschullandschaft und ohne die Öffnung des Bil¬

dungssystems wären wir auf dem Weg des strukturel¬

len Wandels nicht so weit nach vorn gekommen , wie
wir es heute sind.

(Beifall bei der SPD)

Unser Laad hat sein Profil grundlegend verändert.
Entscheidend haben dazu beigetragen unsere insge¬
samt inzwischen 50 staatlichen Hochschulen , eine
über unser Land hinaus renommierte private Hoch¬
schule ,und zahlreiche Forschungsinstitute und Trans¬
ferstellen im ganzen Land.

An unseren Hochschulen wird gute Arbeit geleistet.
Zahlreiche vergleichende Untersuchungen haben das

in den letzten Jahren bestätigt . Wir wissen , meine

Damen und Herren , und ich weiß , daß diese heraus¬

ragenden Leistungen unter Bedingungen erbracht

werden , die in den letzten Jahren noch schwieriger

geworden sind . Es ist unbestritten , daß die personelle
und sachliche Ausstattung unserer Hochschulen in den

vergangenen Jahren mit der Zahl der Studierenden
nicht Schritt gehalten hat. Die Finanzministerkon-
ferenz und die Kultusaunisterkonfereru haben das

gemeinsam festgestellt.

Um so erstaunlicher ist es, daß die Zahl der jähr¬
lichen Abschlüsse deutlich gestiegen ist , ohne daß die

Hochschulen dafür entsprechend mehr Mittet zur

Verfügung gehabt hätten . Bei aller Kritik an überkom¬

menen Strukturen und bei allen berechtigten Forde¬

rungen , auch die Hochschulen müßten mit modernen

Managementmethoden arbeiten , will ich auf diese

Leistungen hier ausdrücklich hinweisen . Ich danke

allen , die dafür an den Hochschulen arbeiten : den

Professoren , den wissenschaftlichen und nichtwissen-

schafttichen Mitarbeitern und natürlich auch den

Studierenden , vor allem jenen , die sich in der Hoch¬

schulselbstverwaltung über ihre eigenen Interessen

hinaus engagiert haben.

Unsere Hochschulen brauchen Ermutigung , und sie

haben Ermutigung verdient . Akademikerschelte mag

kurzfristig populär erscheinen , tatsächlich führt sie ins

Abseits . Das gilt auch für Politiker - und für Studen¬

tenschelte aus dem akademischen Elfenbeinturm , wie

sie vereinzelt noch zu hören ist . Ich halte beides

weder für richtig noch für klug , denn es gefährdet die

Grundlagen des Dialogs zwischen Hochschule und
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Gesellschaft , auf den wir um unserer Zukunft willen
dringender angewiesen sind denn je.

Auch in den vergangenen Jahren haben wir in Nord-
rbein-Westfalen unser Angebot an Hochschulen ausge¬
baut und modernisiert . Wir haben Chancengleichheit
praktisch hergestellt und gleichzeitig unser Land
zukunftsfähiger gemacht . Viele Arbeiterkinder und
Kinder von kleinen Leutes haben die Chance ergrif¬
fen , sich zu bilden und zu qualifizieren . Auch deshalb
haben wir darauf gesehen , unsere Hochschulen trans¬
parenter zu machen, als sie es anderswo sind . Wir
öffnen sie jetzt für bewährte Berofspraktiker , bei¬
spielsweise für Handwerks - und Industriemeister.

Wir haben an den Fachhochschulen Iserlohn und
Bochum einen Modellstudiengang "Wirtschafts inge¬
rneurwesea ’ als berufsbegleitendes Teilzeitstudium
eingerichtet . An der Fachhochschule Krefeld können
die Studierenden im Rahmen einer kooperativen Inge¬
nieurausbildung Hochschuldiplom und Facharbeiter¬
brief gleichzeitig erwerben . Besonders befähigte
Fachhochschulabsolveaten haben die Möglichkeit,
ohne größeren Zeitverlust an unseren Universitäten zu
promovieren.

Eine wichtige hochschulpotitische Entscheidung der
letzten Jahre war die Gründung der Fachhochschule
Gelsenkirchen mit einer Abteilung in Bocholt . In
Recklinghausen wird der Betrieb der dortigen Ab¬
teilung in zwei Jahren beginnen . An vielen Hoch¬
schulen und Fachhochschulen haben wir neue Studien¬
gänge eingerichtet und in bestehenden Studiengängen
neue Akzente gesetzt , um neuen Herausforderungen
besser gerecht werden zu können . Dazu gehören die
Ingenieurinformatik in Paderborn , die Wirtschafts¬
mathematik in Siegen, die Material Wissenschaften in
Wuppertal , die Diplomstudiengänge Ökologie und
Landschaftsökologie in Essen und Münster.

Zu den neuen Herausforderungen gehört das Zusam¬
menwachsen in Europa , das neue Chancen bietet und
das die Hochschulen , vor allem die Studierenden,
zusätzlich fordert.

(Zustimmung des Abgeordneten Trinius [SPDJ)

Darum entstehen an immer mehr Fachhochschulen
und Hochschulen in unserem Land neue internationale

Studiengänge . Deshalb entwickeln sich auch immer
stärker grenzüberschreitend ForschungsbeZiehungen.
Deshalb wird es immer wichtiger , daß die Studieren¬
den sich nicht nur in der eigenen Sprache verständi¬
gen können.

Sie können das zum Beispiel an der Universität -Ge¬
samthochschule Paderborn sehen , die im integrierten
Diplomstudiengang Wirtschaftswissenschaften ' Inter¬
national Business Studie « ' anbietet . Weitere Beispiele
sind:

der europäische Studiengang Management an der
Fachhochschule Bielefeld,

der Studiengang ' Business in Europe * an der
Fachhochschule Bochum und

ein integrierter Studiengang Wirtschaft an der
Fachhochschule Aachen , der intensive Kontakte
zu einer französischen Hochschuleinrichtung
unterhält.

Meine Damen und Herren , die Modernisierung unse¬
rer Hochschulen wird noch viel Phantasie , Einfalls¬
reichtum und Engagement erfordern . Das kann man
nicht verordnen , diese Aufgabe müssen die Hoch¬
schulen als eigenes Interesse erkennen und danach
handeln . Das Land wird seinen Beitrag dazu leisten,
auch finanziell.

Wir alle kennen die Situation aller öffentlichen Haus¬
halte . Auch der Haushaltsentwurf der Landesregie¬
rung für das kommende Jahr steht im Zeichen größter
Ausgabendisziplin . Wir haben aber trotzdem und ganz
bewußt im Wissenschaftshaushalt eine Reihe bemer¬
kenswerter Verbesserungen gegenüber 1993 beschlos¬
sen:

Der Haushalt des Ministeriums für Wissenschaft und
Forschung ist von 1989 bis 1993 um knapp 26 %
gestiegen . Dazu kommen Mittel aus anderen Haushal¬
ten . Das zeigt , daß wir auch in finanziell schwieriger
Zeit Bildung und Forschung so groß schreiben , wie
das notwendig ist . Diese Ausgaben , die nach der
Haushal tssystexnatik überwiegend als konsumtive
Ausgaben gelten , sind tatsächlich Investitionen in
unsere Zukunftsfähigkeit . Ohne sie könnten wir uns in
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der vor uns liegenden Zeit manche klassische Investi¬
tion nicht mehr leisten.

Auch deshalb muß sich an unseren Hochschulen
vieles ändern. Zur inneren Erneuerung der Hoch¬
schulen und zur Reform des Studiums gibt es keine
Alternative.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE] : Wohl
wahr!)

Wir in Nordrhein-Westfalea haben auf diesem Feld
Schrittmacherdienste geleistet , die bundesweit aner¬
kannt sind . Es ist ein Verdienst der Wissenschafts¬
ministerin und ihres Staatssekretärs, daß sich alle 16
Länder am 29 . Oktober 1993 auf eine 'Bildungspol iti-
sche Erklärung* verständigt haben. Das ist die Grund¬

lage, auf der alle Länder das Gespräch mit dem Bun¬
deskanzler führen werden, wenn es denn endlich
zustande kommt. Es war nicht leicht , zwischen allen
16 Ländern zu einer Verständigung zu kommen. Um
so erfreulicher ist, daß ich heute sagen kann: Die
wesentlichen Refonnziele , die wir in Nordrhein-West-
falen entwickelt haben, finden sich in der Erklärung
wieder.

Im Kern geht es
- um die Studienreform und die Qualitätder Lehre,
- um den Ausbau der Fachhochschulen und die

Konsolidierung der Universitäten,
- um die Modernisierung der Selbstverwaltung der

Hochschulen und des Hochschulmanagements.

Ein zentrales Ziel der dringend notwendigen Studien¬
reform, über die schon seit zwei Jahrzehnten gestrit¬
ten wird, ist es , daß das Studium
- inhaltlich auf der Höhe der Zeit ist,
- daß es in angemessener Zeit studierbar ist und

studiert wird und
- Haß die Abbrecherquote verringert wird.

Viele Disziplinen , die heute in den Hochschulen noch

gegeneinander abgeschottet sind, müssen zusammen-

gebracht werden.

Wir lassen uns von dem Ziel leiten , an die Stelle zu
früher und zu starker Spezialisierung die wissen¬

schaftlichen Grundlagen eines Faches wieder ins

Zentrum zu rücken. Damit wollen wir Freiräume für

das Selbststudium schaffen und über das Fachliche
hinaus jene Schlüsselqualifikationen fördern, die Hep
Studierenden helfen , ein Leben lang in Beruf und
Gesellschaft nicht nur zu bestehen, sondern auch

gestalten zu können.

Mit dem vor kurzem verabschiedeten Hochschulände-

rungsgesetz wollen wir diesen Weg weitergehen. Die
Hochschulen haben gegenwärtig Gelegenheit , zum

Entwurf einer Rechtsverordnung Stellung zu nehmen,

der Obergrenzen für das Studienvolumen und für

Prüfungselemente festlegt.

Meine Damen und Herren, ich weiß , daß es gegen¬
über dem neuen Gesetz in den Hochschulen eine

gehörige Portion Skepsis gibt. Wir sind aber auf

einem guten Weg , viele Vorbehalte und Mißverständ¬
nisse in Gesprächen ausznräumen. Das haben meine

Kabinettskollegen und ich erst kürzlich bei einem

Treffen mit den Landesrektorengespürt.

Ich freue mich, daß unser Programm 'Qualität der

Lehre’ bundesweit immer mehr Nachahmer Endet.

Wir setzen auf viele kleine Schritte. Wir erleichtern

Studienanfängernden Start durch die Einrichtung von

Tutorien. An unseren Hochschulen werden neue

Formen des Studiums und neue Lemmethoden er¬

probt. Mit der studentischen - Veranstaltungskritik
haben wir den Dialog zwischen den Lehrenden und

den Lernenden neu belebt. All das trägt dazu bei , die

Studienbedingungenzu verbessern.

fm kommenden Jahr stehen die Hochschulen vor der

Aufgabe, ihre Studien- und Prüfungsordnungen neu

zu gestalten. Es ist gut, daß die Landesrektorenkon¬
ferenz der Universitäten inzwischen Fachkommis¬

sionen eingesetzt hat, die schon an der Arbeit sind.

Auch hier zeigt sich übrigens, daß die Vorstellungen
des Staates und der Hochschulen häufig gar nicht so

weit auseinanderliegen.

Ich weiß, daß wir den Hochschulen damit in kurzer

Zeit einiges an Anstrengung abverlangen. Aber ich

bitte alle, die das angeht, darin nicht in erster Linie

eine Belastung oder gar eine Belästigung zu sehen,

Bondern die großen Ghanren zu erkennen, die sich

daraus ergeben. Da geht es nicht nur um neue Stu¬

dienstrukturen , sondern auch darum, daß es die Hoch-
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schulen sind, die in eigener Verantwortung neue
Studieninhalte prägen. Das ist unser Ziel.

Ich möchte die Studierenden ausdrücklich ermuntern,
sich in ihre eigenen Angelegenheiten einZumischen.
Sie müssen streiten über ihre Zukunft und über die
Zukunft der Hochschulen. Wir brauchen aktive und -
wenn es notwendig ist - auch streitbare Studenten in
der Demokratie. Sie gehören zu jeder erfolgreichen
Studienreform wie das Salz in die Suppe.

Bei Lehrenden und Lernenden an den Hochschulen
gibt es die Sorge, daß die finanziellen Spielräume, die
wir mit einer erfolgreichen Studienreform gewinnen
können, nicht der Verbesserung von Lehre und For¬
schung zugute kommen sollen, sondern daß sie gewis¬
sermaßen vom Finanzminister kassiert werden. Weil
ich diese Sorgen verstehen kann, sage ich hier noch
einmal unmißverständlich: Was wir an finanziellen
Spielräumen durch die Studienrefonn gewinnen, das
soll ein Gewinn für die Hochschulen und kein Ein¬
sparpotentialim Landeshaushaltsein.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen , daß unsere Hochschulen zukunftsfähig
bleiben. Beim sogenannten Bildungsgipfel wird sich

^B j zeigen, ob auch der Bund bereit ist, seinen Verpflich¬
tungen nachzukommen. Das ist die einzige Frage, um
die es dort wirklich geht . Alle anderen Fragen müssen
von den Ländern gelöst werden, und sie werden von
den Ländern gelöst.

Zu den wichtigen Veränderungen der kommenden
Jahre gehört ein rasanter Generationenwechsel in der
Professoreaschaft. So hat es ihn an deutschen Hoch¬
schulen noch nie gegeben . Wir wollen verhindern,
daß es dadurch zu Brüchen kommt, und wir wollen
gleichzeitig die Chancen nutzen, mit der Neubeset¬
zung von Lehrstühlen neue, innovative Schwerpunkte
in Lehre und Forschung zu setzen. Die Wissen¬
schaftsministerinwird Ha711 eine Expertenkommission
berufen, die Entscheidung&hilfen für diesen notwendi¬
gen Veränderungsprozeßerarbeiten soll.

In der Forschungspolitik wollen wir den Praxisbezug
weiter stärken . Die Landesregierung will im Interesse
technologischer Innovation die Zusammenarbeit zwi¬
schen Unternehmenund Hochschulen verbessern.

Deshalb haben wir im gerade novellierten Hochschul¬
gesetz zum ersten Mal den Wissens- und Technologie¬
transfer als Aufgabe der Hochschulen ausdrücklich
verankert.

Schon heute machen wir viele positive Erfahrungen
mit An-Instituten, mit Lehrstühlen, die aus Drittmit¬
teln der Wirtschaft finanziert werden, mit der engen
Kooperation von Hochschulen und Unternehmen in
Technologieparks , in Verbundprojekten und in außer¬
universitären Forschungsinstituten.

Es liegt im Interesse der Unternehmen, daß sie sich
wieder stärker und vor allem längerfristig in der
Forschung engagieren , im eigenen Unternehmen und
in Zusammenarbeit mit Hochschulen und Forschungs¬
einrichtungen.

(Zustimmung des Abgeordneten Trinius
[SPD ])

Wo es rechtliche Hindernisse gibt oder wo es an
geeigneten Organisationsformen fehlt, da wollen wir
nach Kräften helfen . Mir ist besonders wichtig , daß
kleine und mittlere Unternehmen stärker als bisher in
Forschungsverbünde und Forschungsinstitutionen
integriert werden können. Das kommt beiden zugute
und stärkt den Wirtschaftsstandort Nordrhein-West¬
falen.

Meine Damen und Herren, das Bemühen um zusätzli¬
che Drittmittel darf nicht mißverstanden werden als
der Versuch, möglichst viel Forschung aus den Hoch¬
schulen auszulagem . Die Hochschulen müssen aber
auch noch stärker darauf achten, daß ihre Grundla¬
genforschung ' nicht völlig außer acht läßt , was in
Zukunft, aber schon heute erkennbar, in Gesellschaft
und Wirtschaft gebraucht werden kann.

Ganz gewiß : Grundlagenforschung muß zunächst
einmal ohne spezifischen Zweck betrieben werden.
Aber es spricht nicht gegen sie , wenn sie sich als
nützlich , marktnah und produktbezogen erweist. Am
wichtigsten ist , daß die Qualität stimmt.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE ] : Ja! -
Zustimmung bei SPD , CDU und GRÜNEN)
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Die Voraussetzung dafür ist der Dialog zwischen den
Wissenschaftlern , auch über Fachgrenzen hinweg.
Einen besonderen Beitrag dazu leistet das Wissen¬
schaftszentrum Nordrhein -Westfalen und leisten die
mit ihm verbundenen Institute.

Zusätzlich ist die kritische Überprüfung der For¬
schung an und in unseren Hochschulen notwendig.
Der Wissenschaftsrat ist dabei , in ausgesuchten For-
schungsfeldem Querschnittsuntexsuchungen anzustel¬
len . Ich danke der Nordrhein -Westfälischen Akademie
der Wissenschaften dafür , daß sie es übernommen
hat , Landesinstitute wissenschaftlich zu begutachten.

Eine besonders wichtige Aufgabe ist die Modernisie¬
rung der Selbstverwaltung der Hochschulen und des
Hochschulmanagements . Die Beziehungen zwischen
Staat und Hochschulen müssen mit dem Ziel neu
geordnet werden , die Handlungsfähigkeit der Hoch¬
schulen zu stärken . Diese Zielsetzung haben alle
Ministerpräsidenten am 28 . Oktober ausdrücklich
bestätigt.

Wir in Nordrhein -Westfalen sind in den vergangenen
zwei Jahren schon Schritte in diese Richtung gegan¬
gen : An zwei Hochschulen , in Bochum und Wupper¬
tal , führen wir einen Modellversuch ' Hochschule und
Finanzautonomie * durch . Die bisherigen Ergebnisse
sind ermutigend . Im kommenden Jahr werden wir die
Fachhochschulen Dortmund und Niederrhein in diesen
Versuch einbeziehen . Wenn sich die guten Erfahrun¬
gen bestätigen , wird die Landesregierung möglichst
noch im Jahr 1995 allen Hochschulen in unserem
Land die erprobte Finanzautonomie geben.

Bei der der Hochschulen wollen wir
zunehmend Leistungs - und Erfolgskriterien berück¬
sichtigen . Wir haben in diesem Jahr damit begonnen.
Maßstab für unsere erfolgsbezogene Verteilung ist
gegenwärtig die Zahl der Absolventen der vergange¬
nen drei Jahre in den verschiedenen Ficbergruppen.
Wir werden künftig weitere Kriterien berücksichtigen.
Gemessen am Gesamtvolumen des Wissenschafts¬
haushaltes geht es noch um kleine Beträge, aber auch
hier gilt : Es kommt nicht auf die Größe der Schritte
an , sondern darauf , daß sie in die richtige Richtung
gehen . Immerhin : 1994 sollen insgesamt 37 Millionen
erfolgsbezogen verteilt werden.

Am Erfolg orientiert , also effektiv und effizient,
sollen auch die Hochschulverwaltungen arbeiten . Wir
haben uns auf der Suche nach neuen Wegen auch
externen Sachverstände * bedient . Aber es wäre ein
Irr tum, nur auf Sachverstand von außen zu bauen
oder gar die Zukunft unserer Hochschulen Untern eh-
mensberaiem zu überlassen.

Deshalb hat die Wissenschaftsministerin im Frühjahr
einen Gesprächskreis gebildet , der sich aus Rektoren,
Kanzlern , Studierenden und auswärtigen Experten
7nggTnmffn««t7t . Dieser Gesprächskreis soll konkrete
Vorschläge dafür machen , wie die Hochschulen alten
Aufgaben auf neue Weise und neuen Aufgaben besser
als bisher gerecht werden können . '

Insgesamt geht es uns darum , unnötige gesetzliche
und bürokratische Regelungen abzuschaffen . Statt
detailversessener bundes - und landesrechtlicher Be¬
stimmungen wollen wir mittelfristig durch ein ein¬
heitliches Gesetz für alle Hochschulen die Spielräume
schaffen , die sie brauchen , um Lehre und Forschung
sachgerecht und sinnvoll zu organisieren.

Aufsichtsbefugnisse des Staates , die nicht unbedingt
notwendig sind , wollen wir durch eine umfassende
Rechenschaftspflicht der Hochschulen gegenüber der
Öffentlichkeit ersetzen.

(Zustimmung des Abgeordneten Trinius
[SPD ])

Wenn wir mehr Eigenverantwortung der Hochschulen
haben wollen , dann brauchen wir auch mehr Trans¬

parenz , um die Leistungsfähigkeit der Hochschulen
beurteilen zu können . Dazu müssen wir Instrumente
weiterentwickeln , die tatsächlich aussagekräftig sind.
Solche allgemein anerkannten Instrumente gibt es
bisher noch nicht.

Wenn die Hochschulen mehr Entscheidungen selber
treffen sollen , dann müssen auch die hochschulinter-
nen Abläufe auf den Prüfstand . Die Hochschulen
brauchen für ihre Verwaltung ein Management , das

Vergleich mit einem gut geführten Unterne hmen
nicht zu scheuen braucht . Das ist eine Voraussetzung
für nvdir Trarmparenr und für mehr Demokratie auf
dem Campus.
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Mehr Gestaltungsfreiheit und Autonomie verlangen
zugleich mehr Verantwortung und klare Rechenschaft.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Wieder
so ein Satz für die Zitatensammlung !)

Niemand sollte Hochschulen mit Wirtschaftsbetrieben
verwechseln, und wir wollen nicht , daß sie dam
umfunktioniert werden . Niemand sollte aber auch den
Eindruck erwecken , daß sparsamer Umgang mit
knappen Mitteln , daß Effektivität und Effizienz im
Widerspruch zur Freiheit von Forschung und Lehre
stünden.

(Beifall bei der SPD)

Effizienz ist aber kein Selbstzweck . Wirtschaftlichkeit
um ihrer selbst willen läuft leer . Unsere Hochschulen
sind keine reinen Lehr - und Ausbildungsanstalten . Sie
sind auch etwas anderes -als ein bestenfalls gut geöltes
Scharnier zwischen dem höheren Bildungswesen und
dem akademischen Arheitsmarkt.

Sie sind Foren der Begegnung unterschiedlicher Gene¬
rationen . Sie waren immer Stätten der Aufklärung,
Werkstätten der Gesellschaft von morgen , »nd Ha«
sollen sie auch in Zukunft bleiben.

Darum brauchen wir nicht nur Hochschulen , in denen
konzentriert studiert wird , in denen anspruchsvoll,
gelehrt und innovativ geforscht wird ; wir brauchen
Hochschulen , an denen sensibel diskutiert und gestrit¬
ten wird über den Sinn , über die Ethik des eigenen
Tuns , über die Verantwortung der Wissenschaften für
die Gesellschaft.

Wir brauchen Hochschulen , die demokratische Orien¬
tierung über das Fach hinaus geben , das jemand
studiert , über den Tag hinaus . Wir brauchen Hoch¬
schulen, die Kennerschaft und Könnerschaft in sozia¬
ler Verantwortung vermitteln . Solche Hochschulen
brauchen wir nötiger denn je in einer Zeit , in der
Gemeinsinn an den Rand gedrängt zu werden droht.

In der vergangenen Woche hatte ich Gelegenheit , mit
Sir John Eccles zu sprechen , dem britischen Gelehr¬
ten und Nobelpreisträger , der hier in Düsseldorf war.
Ich sage Ihnen das , weil Professer Eccles unw Ge¬
spräch mit einem großen Kompliment für da« deut¬

sche Hochschulsystem eröffnet hat . Er hält es für das
beste der Welt.

Ich meine , dieses Urteil eines Mannes , der herumge-
kommea ist , der in vielen Ländern ganz unterschiedli¬
che Hochschulen kennt , kann man ruhig einmal er¬
wähnen . Ich habe für mich aus dem Gespräch mit Sir
John mitgenommen , daß wir nicht nur in bildungs¬
politischen Fragen etwas gelassener und etwas selbst¬
bewußter sein sollte . Das ändert nichts an den großen
Aufgaben , vor denen wir stehen und über die wir
heute sprechen wollen . Lassen Sie uns das aber so
tun , daß Beobachter von außen die Wirklichkeit noch
erkennen können , von der wir sprechen .

'

Die kritische politische Auseinandersetzung , der
Hinweis auf Probleme und Fehlentwicklungen dürfen
nicht verdecken , daß an unseren Hochschulen hervor¬
ragende Arbeit geleistet wird . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank , Herr Minister - -

Präsident . - Meine Damen und Herren ! Sie haben die
Regierungserklärung ectgegengenomroen . Ich eröffne
nunmehr die Beratung und die Aussprache dazu und
erteile Heren Abgeordneten Dr . Linssen für die Frak¬
tion der CDU das Wort.

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU ) : Frau Präsidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Vor gut
einem Jahr hatten wir die letzte Regierungserklärung
zur Lage der Hochschulen in unserem Land . Wir
begrüßten damals die Ausführungen von Frau Wissen-
schaftsministerin Brunn - wo ist sie denn?

(Ministerpräsident Dr . Rau : Hier !)

- ah, da ist sie , ja , nun wollte ich Ihnen ja einmal
etwas Schönes sagen, Frau Brunn -, da sie neben der
bisher reinen Bestandsaufnahme und Situationsbe¬
schreibung auch erstmalig - das war vor einem Jahr -
den Versuch unternahm , Perspektiven für die weitere
Entwicklung unserer Hochschullandschaft aufzuzei¬
gen.
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Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Wenn man in der letzten Plenar¬
sitzung des Landtages in einem Jahr einen 82-Milliar-
den-Hausbalt verabschiedet , mit dem die Schienen für
das politische Handeln in dem vor uns liegenden,
sicher außerordentlich schwierigen Jahr 1994 gelegt
werden sollen, dann geht einem mancherlei durch den
Sinn, und dann sucht man in den Reden derer , die
sich zum Grundsatz dieses Haushaltes äußern , nach
zusätzlichen Erkenntnissen , nach hilfreichen Ansät¬
zen, auch nach kritischer Begleitung . Viel habe ich
davon nicht gehört.

(Abgeordneter Dr . Linssen : Müssen Sie ja auch
nicht !)

Herr Kollege Linssen , das aktuellste , was Sie zur
Diskussion beigetragen haben , war ein "Spiegel " -
Artikel aus dem Jahr 1991.

. (Beifall bei der SPD)

Nun ist seitdem der " Spiegel “ wieder sehr häufig
erschienen.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Wöchentlich !)

( B )
Es hat auch manches andere darin gestanden , und
manches habe ich schon 1991 für falsch gehalten.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Der bleibt
bei seiner Meinung !)

Aber , Herr Kollege Linssen : Nicht alles , was der
Opposition nicht gefällt , ist ein Skandal . Nicht alles,
was der Opposition nicht paßt , ist eine Affäre - auch
nicht , wenn Sie aus 1,69 DM 100 DM machen und
wenn Sie eine Rede halten nach dem Motto : "Trau’
keinem Zitat , das du nicht selber aus dem Zusammen¬
hang gerissen hast . "

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Lins¬
sen [CDU ] : Das ist doch billig !)

Da gab es heute - aus gegebenem Anlaß - immer das
Bild vom Tunnel , in den unterschiedlichsten Varian¬
ten.

Plenarprotokoll 11/117 15 . 12. 1993

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Der ist ganz
schon teuer geworden !)

Ich kann ja heute nicht dabin und will mich auch zu
dem Tunnel nicht äußern . Es ist die Sorge geäußert
worden , ich selber sähe im Tunnel das falsche Licht,
Herr Kollege Rohde . Ich kenne auch Leute , die kau¬
fen immer gleich ein neues Stück Tunnel , wenn sie
Licht im Tunnel sehen , weil sie sich so an die De¬
pression gewöhnt haben.

(Zustimmung bei der SPD - Zuruf des Abge¬
ordneten Dautzenberg [CDU ])

Zu denen möchte ich nicht gehören . Ich habe auch
nicht die Sorge , Herr Kollege Vesper , daß ich mich
beim Tunnelbau in die Villa Hammerschmidt irre;
denn da gehe ich nicht durch den Tunnel . Und außer¬
dem gehe ich da nicht hin , sondern nach Bellevue!

(Zustimmung bei der SPD)

Aber lassen Sie mich das mit einer ernsthaften Be¬
merkung sagen.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Das
wäre auch zu leicht !)

Natürlich habe ich mir gut überlegt , oh ich für diese
Nominierung zur Verfügung stünde . Natürlich habe
ich mir auch überlegt , ob ich dann , wenn ich die
Mehrheit nicht erreiche , der geschlagene Bundespräsi-
denten -Kandidat sei . Solche Überlegungen muß man
anstellen , bevor man sich entscheidet . Das habe ich
getan , und dann bin ich in fröhlicher 21uversicbt dazu
gekommen , mich nominieren zu lassen.

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten
Dr . Linssen [CDU ] : Ich bin dazu gekommen !)

Ich habe dazu soviel Zustimmung aus allen demokra¬
tischen Parteien erhalten,

(Zurufe der Abgeordneten Dr . Linssen [CDU]
und Schauerte [CDU ])

daß ich nur sagen kann : Da sind zwölfhundertsound-
soviel erwachsene , mündige Männer und Frauen , die
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(Ministerpräsident Dr . Rau)

werden zwischen Kandidaten wählen , und deren Wahl
ist zu respektieren.

(Zuruf des Abgeordneten Dr . Vesper
[GRÜNE ])

Und wenn ich dann nicht gewählt werde , habe ich
nicht mein Lebensziel verpaßt.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Doch , aber
ja !)

Das habe ich dann nicht verpaßt.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ]: Es gibt
in fünf Jahren noch eine Wahl !)

Und dann haben Sie mich wieder hier , und dann
machen wir hier weiter mit all den Gesetzentwürfen,

•die Sie genannt haben , zum Teil auch karikierend.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Jetzt haben
wir Sie nicht hier , Sie kommen dann wieder !)

- Ach wissen Sie, es wäre Ihnen ja lieb , ich wäre
nicht da . Das merkt man doch.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Linssen , daß mein Regierungsstil Sie
ärgert , weiß ich seit neun Jahren.

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [CDU])

Daß er erfolgreich ist , erfahre ich jede Woche und
jeden Monat.

(Beifall bei der SPD)

Daß die Menschen im Lande das wollen , sagen sie
mit jeder Umfrage.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Aber
nicht nur ! - Zuruf des Abgeordneten Dr . Lins¬
sen [CDU ]) . _ _ . . _

- Nicht nur . - Die Zahl derer in Nordrhein -Westfalen,
die wünschen , daß ich Bundespräsident werde , ist in

( C)
den letzten drei Monaten von 47 auf 58 % gestiegen
- eine schöne Zahl.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Die wollen,
daß sich hier etwas ändert !)

- Dann wüßten Sie ja einen Weg , Herr Schauerte , wie
man es bewerkstelligen könnte.

(Beifall bei der SPD)

Nur sind Sie eher auf dem Weg zu 25 als zu 35 % .
Das müssen Sie sich auch bewußt machen!

(Beifall bei der SPD)

Daß ich nach 15 Jahren , in denen ich dieses Amt jetzt
wahmehme , nicht mehr jemand werde , der das eines
Tages völlig anders wahmimmt als in den 15 Jahren
zuvor , davon müssen Sie leider oder zum Glück

ausgehen . Wo ich Ansätze sehe , es noch besser zu
machen , will ich das gerne tun.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Aber Sie
hören meist weg !)

- Herr Schauerte , bei manchen Menschen macht es
Sinn , wegzuhören.

(Beifall bei der SPD)

Wo ich Hann noch etwas besser machen kann , will ich
das tun . Aber mir mangelnden Einsatz für Nordrhein-
Westfalen zu unterstellen , mangelnde Bereitschaft,
diese Regierung hier zu führen , das ist eine Täu¬

schung der Öffentlichkeit , und das ist eine falsche
Sicht dessen, was ich Tag für Tag tue

(Beifall bei der SPD)

und was die Menschen in diesem Land immer wieder

bestätigt haben . Sie können , wie Herr Rohde , sagen,
ich machte es an diesen und jenen Stellen nicht rich¬

tig : Wir wünschen uns den und den Akzent . - Dann
lassen Sie_ uns darüber streiten ; dafür hat man solche
Debatten . Nur daß aus lauter Zorn über meinen Re¬

gierungsstil aus der Grundsatzrede eines Oppositions¬
führers eine reine Karikatur von Wirklichkeit wird.

( D)
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daß er die Dinge durcheinanderwirft , daß er uns
unsere Broschüre vorwirft , die 1,69 DM kostet,

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Alles Tatsa¬
chen!)

und daß er verschweigt , daß allein die Bundesregie¬
rung im Jahr vier Broschüren herausgibt , die mehr
kosten , als der gesamte Haushalt für Öffentlichkeits¬
arbeit in Nordrhein -Westfalen beträgt,

(Beifall bei der SPD)

daß er die kleine “Halbzeitanzeige " kritisiert - vor
etwa einem Jahr - , daß er aber nicht erwähnt , daß
sich der bayerische Ministerpräsident zur Halbzeit
seiner Wahlperiode in ganzseitigen Anzeigen mit Foto
in. Bayern hat feiern lassen - und das kann er sich ja
leisten - , das erwähnt er nicht , weil offenbar Öffent¬
lichkeitsarbeit von CDU/CSU -geführten Regierungen
richtig ist , Öffentlichkeitsarbeit von SPD -geführtcn
Regierungen falsch!

(Beifall bei der SPD)

Das ist die schlichte Denke.

( B )
Das wird auch nicht dadurch richtiger , daß Sie ein
Bild Nordrhein -Westfalens zeichnen , das mit seinen
vielen , vielen Schulden wirklich vor großen Belastun¬
gen steht ; darüber haben wir oft gesprochen.

Aber warum sagen Sie denn nicht , daß die Netto-
kreditaufhahme 1992 bei uns 3 % betrug , beim Bund
9? Warum sagen Sie denn nicht , daß die Nettokredit-
aufnahme 1993 " '
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ist? Warum kommen Sie dann mit pauschalen Zahlen?
Warum sagen Sie nicht , daß Bund und Länder die
Kosten des Fonds Deutsche Einheit - Bund und alle
Länder - aus den Zuwachsraten herausrechnen ? War¬
um reden Sie nicht von dem , was diese Landesregie¬
rung finanzpolitisch getan hat , z . B . - Sie könnten
einmal Herrn Mayer -Vorfelder danach fragen , denn
er ist ja vielleicht bei Ihnen unverdächtig - durch den
Beitrag , den unser Finanzminister dazu geleistet hat,
daß es den Solidarpakt und den Fonds Deutsche Ein¬
heit gibt - ab 1995 verstetigt und zwar mit einem
Minus von 4,6 Milliarden DM für Nordrhein -West¬
falen in 1995? Ich beklage mich darüber nicht . Denn

das ist nötig . Wir werden noch auf zehn bis fünfzehn
Jahre Beiträge zur deutschen Einheit leisten müssen.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Das sind die
Schulden von heute ! Unsinn !)

- Herr Kollege Schauerte , Sie waren doch schon
dabei , Sie waren doch noch nicht in Bonn , als ich vor
der deutschen Einheit , hier in diesem Landtag unter
Zustimmung der SPD und unter dem Gelächter der
CDU , vorgeschlagen habe , die dritte Stufe der Steuer¬
reform auszusetzen , um die deutsche Einheit zu finan¬
zieren.

(Beifall bei der SPD)

Wir stehen vor großen Herausforderungen . In Nord¬
rhein -Westfalen , dem ältesten Industrieland unter den
alten Bundesländern , gleichzeitig dem Land , in dem
der Strukturwandel besonders weit vorangekommen
ist , in diesem Land - Nordrhein -Westfalen stehen wir
vor großen Problemen , vor allen Dingen mit Blick auf
den Arbeitsmarkt . Die Zahlen hat Herr Linssen kor¬
rekt genannt . Nur : Warum hat er nicht hinzugefügt,
daß die Zuwachsrate in den letzten zwei Jahren in
Bayern höher ist , in Baden-Württemberg höher ist , in
Hessen höher ist und im Durchschnitt der alten Län¬
der höher ist und daß es bei uns gelungen ist , jeden¬
falls den Zuwachs ein Stück weit zu begrenzen?

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Sie haben
Ihren Sockel gepflegt !)

Das gehört mit zu dem, was man aufzeichnen muß,
wenn man eine Momentaufnahme anläßlich der dritten
Lesung eines Haushaltes vortragen will.

Andere Landesregierungen haben auch Halbzeitbilan¬
zen vorgelegt ; wir haben es ebenfalls getan . Ich lasse
mir nicht sagen , wir , die SPD -Regierung , hätten
keine neuen Anstöße geliefert . Wir haben in vielen
Punkten bundesweit Vorreiterfunktion ; ich habe den
Länderfinanzausgleich genannt . Ich spreche von der
Sicherung der Länderrechte , von der Grundgesetzver¬
änderung im Artikel 23 , vom Europa der Regionen,
einer der wichtigsten Voraussetzungen auch für die
politische Umsetzung des Binnenmarktes.
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Ich spreche von der Verfassungsreform und unserer
Mitwirkung beim Umweltschutz , bei der Gleichstel¬
lung von Frauen und Männern . Ich spreche von der
Modernisierung der öffentlichen Verwaltung . Das ist
keine Leichtigkeit , 7 000 Stellen kw zu stellen , vor
allen Dingen nicht in einer Zeit , in der wir es mit
einer merkwürdigen Doppelbödigkeit zu tun haben.
Die Menschen verlangen immer mehr Abbau von
Verwaltung und stellen immer größere Anforderungen
an den Staat und an seinen Dienstleistungscharakter.

(Beifall bei der SPD)

(Lebhafter Beifall bei der SPD und Beifall bei
den GRÜNEN)

Das ist nicht die Pflegeversicherung , die wir gewollt
haben . Ich glaube , daß Norbert Blüzn eine andere
gewollt hat . Ich glaube , daß Norbert Blüra sich viel,
viel Mühe gegeben hat . Bei allen. Differenzen , die es
zwischen Blüm und mir immer gegeben hat , und bei
aller Nähe , die ich in anderen Fragen zur F .D .P.
habe , mache ich überhaupt keinen Hehl daraus : Ich
hätte gerne mitgeholfen , damit diese Pflegeversiche¬
rung als ein Gemeinschaftsweik zustande kommt.

Es sind dieselben Menschen , die das tun. Wir haben
einen Nachtragshaushalt vorgelegt . Wir werden weite¬
re Untersuchungen vorlegen , die gegenwärtig in
Arbeit sind . Andere Projekte sind in der Beratung.
Die nächsten Entscheidungen werden Anfang des
Jahres kommen.

Meine Damen und Herren , ich bin mehrfach auch
öffentlich aufgefordert worden , ein Wort zur Pflege¬
versicherung zu sagen . Dazu kam heute morgen eine
Fülle von Briefen . ' Viele dieser Briefe kommen aus
der CDU , kommen aus dem kirchlichen Bereich.
Darum will ich mit meiner Meinung nicht hinter dem
Berge halten.

Ich habe unseren Arbeits - und Sozialminister , der in
der Arbeitsgruppe in Bonn gewesen ist , immer er¬
muntert , alles zu tun, damit es zu einer Pflegever¬
sicherung kommen kann. Ich war mit ihm darin einig,
Haft wir eine Pflegeversicherung wollen , die diesen
Namen verdient . Wenn der Bundesarbeitsminister
selber vorrechnet , Haft die Kompensation für den
Afbeitgeberanteil unterhalb eines Feiertags liegt , bei
sechs Siebteln eines Arbeitstages,

(Abgeordneter Dautzenberg [CDU] : Bei der
ersten Stufe !)

- bei der Stufe , die zu beschließen wäre - , und dann
zwei Feiertage zur Bedingung gemacht werden , ist
das keine Pflegeversicherung mehr . Das ist sie vor
allen Dingen dann nicht , wenn man noch die Bemes¬
sungsgrenzen zurücknimmt und eine Pflegeversiche¬
rung vorlegt , bei der über 50 Prozent der Betroffenen
weiter von der Sozialhilfe abhängig sind.

(Beifall bei der SPD)

Aber etwas Pflegeversicherung zu nennen , was ein¬

seitig bezahlt wird und aus dem dann noch die Grup¬
pen derer , bei denen es nicht über die Arbeitszeit

geht , herausgenommen werden , nämlich die Beamten,
die Minister , die Staatssekretäre , die Freiberufler -
das ist nicht mehr die Pflegeversicherung , von der
wir gesprochen haben!

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Lins-
sen (CDU ) : Dafür gibt es Sonderregelungen!
Das müssen Sie jetzt fairerweise sagen . Das
stimmt nicht , was Sie sagen !)

- Herr Kollege Linssen , bitte bedenken Sie auch : Die
Gespräche zwischen den Fraktionen waren einmal
weiter , als sie Anfang der Woche waren . Ein Teil des

Zügesagten ist in den Verhandlungen der letzten zehn

Tage wieder zurückgenommen worden.

( D>

Also sage ich : Wenn die Bundesregierung eine Pfle¬

geversicherung will , und wenn die Koalition eine

Pflegeversicherung will , dann gibt es den Weg über
ein neues Vermittlungsverfahrcn . Ich füge hinzu:
Allen denen , die den Begriff Pflegeversicherung als

Schlagstock gegen die SPD nutzen , rate ich , einmal
die Erklärung des Regierenden Bürgermeisters von
Berlin zum Thema Pflegeversicherung zu lesen und
sich die Argumente anzusehen , die Eberhard Diepgen
vorträgt.

(Beifall bei der SPD)

M ir .lag daran , das Thema heute anzusprechen , damit
niemand glaubt , ich versteckte mich . Ich verstecke
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mich überhaupt nicht . Ich habe auch nicht die Ab¬
sicht, jetzt in eine Zwischenrolle zu geraten , in der es
in das Belieben der Opposition gestellt wird , wann ich
mal der Präsidentschaftskandidat , mal der stellver¬
tretende Partei Vorsitzende und mal der Ministerpräsi¬
dent bin.

Hier steht der Ministerpräsident . Dessen Politik ist
hier auf dem Prüfstand . Wie die SPD in Nordrhein-
Westfalen damit umgeht , das überlassen Sie unserem
Landesparteitag . Wie die Bundespartei meine Politik
beurteilt, Herr Dr . Linssen , das überlassen Sie unse¬
rem Bundesparteitag . Ich habe da vor ein paar Wo¬
chen kandidiert und im ersten Wahlgang ein Ergebnis
bekommen, über das ich mich zwei Jahre lang freuen
kann, bis zur nächsten Wahl.

(Beifall bei der SPD)

Ich würde gern , Herr Dr . Rohde , das Stichwort Salz¬
gitter noch einmal aufgreifen . Ich habe , wie die übri¬
gen SPD-Ministerpräsidenten , für die Einstellung
dieser Stelle plädiert.

(Abgeordneter Schauerte (CDU ) : Gegen unse¬
ren Rat !)

( B )
" Gegen Ihren Rat . Ich habe es mir jetzt einmal ange¬
sehen. Es wird ja der Verdacht genährt , da habe man.
Verbrechen der DDR -Regierung verbergen wollen.
Wenn Sie sich meine Ausführungen dazu noch einmal
anseben , werden Sie feststellen , Haft icb damals gesagt
habe , es genüge die normale .Tätigkeit der Staatsan¬
waltschaft.

(Abgeordneter Paus [Detmold ] [CDU] : Das ist
nach wie vor falsch !)

- Daß ich das gesagt habe , ist richtig . Nun sage ich
Ihnen : Wenn ich die Zahlen richtig im Sinn habe,

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Geben Sie
doch mal einen Fehler zu !)

dann ist über die Gauck-Behörde , die sich mit Stasi-
Unterlagen beschäftigt , über die Regierungskriminali¬
tätsstelle, zu der wir kräftig personelle Hilfe aus
Nordrhein -Westfalen leisten , und über die Staatsan - '
waltscbaft eine Fülle von ungezählten , mehreren

tausend Verfahren seit der deutschen Einheit in Gang
gekommen.

(Abgeordneter von Unger [CDU ] : Das ist
späte Wiedergutmachung !)

Durch Salzgitter sind es nicht einmal zehn Fälle
gewesen . Nicht einmal zehn!

(Widerspruch bei der CDU - Abgeordneter
Paus [Detmold ] [CDU] : Völlig falsch !)

Also sage ich: Es mag sein , daß ich mich damals
geirrt habe.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Geben Sie
doch einmal einen Fehler zu !)

- Sie hören ja meine Sätze gar nicht ! - Es mag sein,
daß ich mich geirrt habe , aber ich habe nie Vorschub
für die Unterstellung geleistet , ich wollte Unrecht
nicht geahndet wissen . Das müssen Sie genauso deut¬
lich sagen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und Beifall bei
der F .D .P.)

Ich habe Erlebnisse in Ostberlin , in Prag , in War¬
schau und in Moskau gehabt - manchmal ist der eine
oder andere dabeigewesen -; an Mut vor Fürstenthro¬
nen hat es mir nicht gefehlt . Ich weiß , daß ich in
einer großen , jetzt Berliner Tageszeitung , in der
■Welt ”

, den ersten und einzigen lobenden Leitartikel
auf Seite 1 bekommen habe , als ich mich geweigert
habe , ein Protokoll mit Breschnew zu unterschreiben,
In dem er einseitig den Abzug von Pershings ver¬
langte , ich aber hinzugefugt habe : Das kann ich nur
unterschreiben , wenn die SS 20 und SS 24 mit dtauf-
kommen ! Daran sollten Sie auch einma l denken , daß
es diese Phase gegeben hat.

(Zustimmung bei der SPD)

Ich mag oft geirrt haben , aber feige bin ich nie gewe¬
sen.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Lins¬
sen [CDU ] : Und beim NATO -Doppelbe-
schluß ?)
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- Beim NATO -Doppel Beschluß , Herr Dr . Linssen,
war ich anderer Meinung als Helmut Schmidt und der

gleichen Meinung wie Willy Brandt . Da, muß ich

sagen , bin ich auch in guter Gesellschaft gewesen.

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten
von Unger [CDU] - Abgeordneter Aigner
[SPD ] : Der Ministerpräsident muß sich doch
nicht rechtfertigen !)

Meine Damen und Herren ! Ich wollte viel kürzer

reden , als ich es jetzt tue . Ich habe sogar zwischen¬
durch gezögert , ob ich mich überhaupt zu Wort mel¬

den sollte . Dann habe ich mir gesagt , wenn ich nichts

sage , heißt es nachher : Er taucht weg.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNE ] : In den Tunnel !)

In den Tunnel ! - Der Begriff des Wegtauchens ist

übrigens urheberrechtlich geschützt , Herr Kollege
Vesper . Er stammt von Reinhard Roericht aus dem
Jahre 1971 . Wenn Sie sehen , wie lange ich seit dem

überlebt habe , dann scheine ich doch • ein guter
Schwimmer zu sein.

(Heiterkeit - Beifall bei der SPD)

Ich würde gerne noch ein Thema ansprechen , von

dem ich hoffe , daß es nicht kontrovers ist . Wenn ich

mir am letzten Tage des plenaren Zusammenseins und

auch ein bißchen in der Vorfreude auf eine hoffentlich

ruhige Weihnachtspause , in der man sieb dann richtig
erholen kann , überlege , was in diesem Jahr der

schwerste Tag oder die schwerste Stunde gewesen ist,
dann muß ich sagen : Es war der Pfingstsamstag , vor

dem Haus in Solingen , in dem fünf Menschen ver¬

brannt sind . Mir geht das Bild nicht aus dem Sinn.

Mir wird das Bild auch nicht aus dem Sinn gehen,
wenn jetzt Weihnachtsstimmung aufkommt.

Ich gestehe , ich bin oft unsicher gewesen , wie ich mit

den Hinterbliebenen in Solingen reden sollte . Aber ich

habe mich sehr darum bemüht - gemeinsam mit Solin¬

gen - , daß wir in Solingen ein paar Akzente setzen,
die das Miteinanderleben von Deutschen und Aus¬

ländern erleichtern . Ich habe dafür viel öffentliche

Hilfe bekommen , für die ich noch einmal danken
möchte.

Wenn ich mir die Wahlergebnisse vom vergangenen
Sonntag ansehe , wenn ich mir ansehe , daß wieder

Gruppen wählbar werden , denen Antisemitisches

jedenfalls hinnehmbar erscheint , wenn ich mir dann

vorstelle , daß wir wieder in eine Zeit kommen könn¬
ten , in der nach neuer Sicherheit verlangt wird , und
das in einer nicht beschaulichen Situation , sondern in

einer Situation , in der bei uns Konflikte aufbrechen -

soziale Konflikte , Konflikte zwischen Deutschen und

Ausländem , Konflikte zwischen denen , die immer

noch mehr bekommen , und denen , die sich nicht

mehr nach der Decke strecken können , weil die Dek-

ke nicht mehr reicht dann glaube ich in der Tat mit

dem , was bei Herrn Farthmaim deutlich wurde und

was einige dann aufgenommen haben , daß wir in

einer völlig veränderten politischen Situation sind,
auch gegenüber der Zeit , in der ich mein Amt über¬

nommen habe.

Da frage ich mich : Was kann denn der Auftrag für

das kommende Jahr sein? Und da bitte ich es nicht

für sentimental zu halten , wenn ich sage , mit allen

Fehlem und Schwächen , die ich habe und die ich

nicht verberge - wenn ich es versuchte , würden Sie

sie ja entdecken - : Ich halte das Motto ' Versöhnen

statt Spalten ' nach wie vor und für die Zukunft für

eine ganz entscheidende Gmndmelodie , die wir brau¬

chen werden.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Zustimmung
bei der F .D .P .)

Es kann sein , daß wieder eine Zeit kommt , in der

man hier und anderswo wieder die scharfkantigen
Leute braucht . Zu denen werde ich nicht , mehr gehö¬
ren . Das ist vorbei . Meine Lebensgeschicbte ist an¬

ders gewesen . Aber diesen Beitrag zur Versöhnung zu

leisten , und das als ein Programm für ein Wahljahr
mit 19 Wahlen , in denen es immer wieder den Ver¬

such geben wird , nicht den Wettbewerb der Entwürfe

gegeneinander zu stellen , sondern den Gegner als

Person herabzuwürdigen , halte ich für einen wichti¬

gen Beitrag.

Diesen Beitrag möchte ich gerne leisten im Amt , mit

dem Amt , mit den Möglichkeiten des Amtes , ohne

. das Amt zu mißbrauchen und , wie ich zugebe , auch

ein bißchen in der Freude darauf , daß möglicherweise
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ein anderes Amt noch mehr solcher Chancen eröffnen
möchte und könnte . Wenn das gelingt , wäre es schön.
Wenn es nicht gelingt , machen wir hier unsere Ar¬
beit , zu der wir berufen und gewählt sind , weiter.
Das ist unser Auftrag , den uns nur der Wähler wieder
abnehmen kann . Wir können uns aber auch neu um
ihn bemühen . - Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizepräsident I)r . Klose : Ich erteile das Wort Herrn
Abgeordneten Dr . Linssen für die Fraktion der CDU.

Abgeordneter Dr . Linssen (CDU ) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! ' Versöhnen
statt Spalten " ist ein wertvolles Motto . Es ist noch
wertvoller , wenn es in die Tat umgesetzt wird.

(Beifall bei der CDU)

Es beinhaltet , Herr Ministerpräsident , einen Teil der
politischen Wirklichkeit und Wahrheit , zu der wir alle
aufgerufen worden sind und zu der wir uns alle ver¬
pflichtet fühlen . Aber sicherlich umfaßt dieses Motto
nicht die ganze politische Wahrheit,

(Ministerpräsident Dr . Rau : Nein !)

sondern es gehört vor allem das dazu , was ich ange¬mahnt hatte , nämlich Führungsstärke , und es gehört
dazu , sich auch einmal ein Stück nach vom zu wagen,um die Richtung anzugeben , damit nicht ein Land
zurückfällt , so wie Nordrhein -Westfalen in den letzten
Jahren zurückgefallen ist.

(Beifall bei der CDU)

Zum ' Versöhnen statt Spalten ’ gehört auch das Um¬
setzen , so hatte ich begonnen . Herr Ministerpräsident,
wenn ich heute lese , was zur Pflegeversicheruag aus
Ihrem Kabinett kommt,

(Abgeordneter Arentz [CDU ] : Das ist
schlimm !)

dann frage ich mich, ob es vielleicht nur eine Dekla¬
mation nach draußen ist und ob Sie nicht dann , wenn

Sie sich das so zu eigen machen , auch Ihre Kabinetts¬
kollegen oder auch Ihren Bundesvorsitzenden Schar¬
ping auffordem müssen , bestimmte Dinge zurückzu¬
nehmen ., wejl sie mit der politischen Kultur , die Sie
einfordera , nicht zu vereinbaren sind.

(Beifall bei der CDU)

Wenn ich heute in einer Pressemitteiluug des Mini¬
sters Müntefering zur Pflegeversicherung , die Sie
gem durchgesetzt hätten und die Sie hier als dringend
dargestellt haben , für die Sie aber offensichtlich die
Blockade Ihres Kabinetts angekündigt haben , so ich
das alles richtig verstanden habe , lese , da werde mal
wieder abkassiert , das alles sei eine ungenierte Frech¬
heit , und

(Abgeordneter Memizka [SPD ] : Ist es auch !)

wenn ich von Herrn Scharping lese - ich darf das
noch einmal zitieren daß er unserem Kanditaten
Heitmann ' intellektuell bescheiden und politisch
ausgelaugt " entgegengeschleudert bat,

(Abgeordneter Nagel [CDU ]: Pfui !)

dann vermisse ich hier Ihre Einwände , Herr Minister¬
präsident.

(Beifall bei der CDU)

Nur dann können Sie diesen Anspruch auch wirklich
für sich reklamieren.

Ich teile all die Aussagen , die Sie an Besinnlichem
auch zu den wesentlichen Ereignissen des letzten
Jahres gemacht haben . Für mich ist es so , daß außen¬
politisch das , was in Moskau passiert ist , und innen¬
politisch das , was in Solingen passiert ist , die heraus¬
ragenden Ereignisse dieses Jahres waren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Der Mini¬
sterpräsident hat davon gesprochen , als der Zwischen¬
ruf kam , wie es beim NATO -Doppelbeschluß gewe¬
sen sei , er habe sich mit der Entscheidung von Willy
Brandt , die auch seine Entscheidung war , nämlich
gegen den NATO -Doppelbeschluß , der sich im nach¬
hinein als das Vehikel gezeigt hat , um den gesamten
Ostblock zum Zusammenbruch zu bringen , um den



1 jmritap Nordrhein -Westfalen 1S092 Plenarprotokoll 11/120 02 .02 . 1994

(Dr . Linssen [CDU ])

Inzwischen ist klar - und das ist gestern abend in der
"Aktuellen Stunde " auch in dem Interview Durch¬
leucht« mit Bahr noch einmal klar geworden Jo¬
hannes Rau hat das , was Egon Bahr verhandelt hat,
was mit dem SED-Regime minutiös abgestimmt war,
als Wahlkampfhilfe geplant , durchgeführt , und der
Ministerpräsident dieses Landes hat von allem ge¬
wußt.

Meine Damen und Herren , ich halte das für so unge¬
heuerlich, daß ich glaube , daß ein Mann , der das
Parlament in dieser Art und Weise belügt,

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD)

den moralischen Anspruch verloren bat , hier Mini¬
sterpräsident sein zu können.

(Weiterhin lebhafter Widerspruch bei der SPD -
Anhaltender Beifall bei der CDU)

Präsidentin Friebe : Herr Dr . Linssen , die letzte
Äußerung " . . . der das Parlament . . . belügt . . . " ist
unparlamentarisch . Das weise ich hiermit auch zu¬
rück.

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU)

Meine Damen und Herren , für die Landesregierung
erteile ich jetzt Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau
das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Ich bin dankbar für die Gelegen¬
heit, das von Herrn Dr . Linssen hier angesprochene
Thema zu erörtern . Ich war allerdings nicht der Mei¬
nung , daß es eine Regierungserklärung trage ; denn,
Herr Dr . Linssen , das , was mich jetzt in Regierungs¬
erklärungen bewegen würde , das wären die großen
und schwierigen Probleme der Landespolitik.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Lins¬
sen [ CDU] : Das haben Sie damals auch schon
gesagt! - Zurufe und Widerspruch bei der
CDU)

- Herr Dr . Linssen , Sie werden es bei mir öfter erle¬
ben , daß ich etwas , was ich vor Jahren gesagt habe,
wiederhole , dann nämlich , wenn es stimmt.

(Beifall bei der SPD - Zurufe des Abgeord¬
neten Schauerte und anderer CDU -Abgeord-
neter)

Sie haben hier einen sehr erregten Diskussionsbeitrag
geleistet . Ich hätte auch mancherlei Grund , erregt zu
sein , vor allen Dingen über den Umgang mit Worten,
wie ich ihn in diesen Tagen erlebt habe . Wenn ich in
einer gestrigen Presseerklärung lese , ich hätte das
Parlament belogen , ich hätte die deutsche Kation
gespalten , ich hätte Deutschland aufgegeben , dann
mögen Sie zwar aus der gegenwärtigen Sucht zur
Polarisierung daran Freude haben . Aber ich sage
Ihnen , daß ich meine politischen Motive und meine
politischen Handlungen jederzeit darlegen kann ; das
habe ich hier getan , das habe ich 1986 in der hier
anstehenden Frage getan ; das kann ich auch heute
tun.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Aber 1991
haben Sie uns belogen !)

Vorweg sage ich : Ich habe nicht alles lesen können,
was Sie offenbar gelesen haben , zum Beispiel nicht
diese Dokumentation , von der Sie sprechen . Sie ist
mir bisher nicht zugegangen.

(Zurufe von der CDU)

Aber ich kann sie mir besorgen und kann midi mit
ihr auseinandersetzen - das will ich gerne tun - , dann
aber auch noch mit anderen Dokumentationen.

Ich habe starke Zweifel daran , ob die Bewältigung
der Zeitgeschichte , wie wir sie gegenwärtig erleben,
mit den Methoden einer Schnitzeljagd möglich ist , bei
der jeder mal ein Zitat bringt.

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei den
GRÜNEN - Proteste bei der CDU - Abgeord¬
neter Schauerte [CDU ] : Es geht darum , die
Wahrheit zu finden !)

Zur Sache sage ich Ihnen folgendes.
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Erstens : Es ist unbestritten • und Dr . Schäuble hat es
mehrfach bestätigt daß sich Egon Bahr vor seinen

Gesprächen mit der damaligen Bundesregierung abge¬
sprochen hat.

Zweitens : Es ist unbestritten , daß er die Bundesregie¬
rung über seine Gespräche informiert hat - vorher und
nachher.

Drittens : Es ist unbestritten , daß nicht nur Herr Diep¬
gen im März, sondern auch der damalige Chef des
Bundeskanzleramtes , Dr . Schäuble , versucht haben,
mit der DDR gleiche Gesprächsergebnisse zu errei¬
chen.

(Proteste bei der CDU - Abgeordneter Hardt

(CDU) : Er wollte nicht anerkennen '.)

Viertens : Es ist unbestritten , daß der damalige Außen¬
minister Hans -Dietrich Genscher in Moskau das

gleiche Ziel verfolgt hat.

<B)

Ich frage : Wäre es denn Wahlkampfhilfe der DDR für
die CDU/CSU gewesen , wenn Herr Schäuble es
erreicht hätte , daß die DDR - ich zitiere - *in eigener
Verantwortung nur noch solche Personen zum Transit
in die DDR lassen wird , die über ein ordnungsgemäß
ausgestelltes Anschlußvisum verfügen ?*

Wäre es Wahlkampfhilfe für die F .D .P . gewesen,
wenn der damalige Außenminister in Moskau dieses

Ergebnis erzielt hätte?

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Darum geht
es doch gar nicht !)

Wenn also Egon Bahr in Gesprächen mit der DDR-

Führung ein Ergebnis erzielt hat , das im Interesse der

Bundesrepublik Deutschland war und das von der

Bundesregierung ausdrücklich begrüßt worden ist.

(Abgeordneter Schauerte ICDU]: Aber die

Gegenleistung war nicht bekannt !)

dann frage ich mich , warum aasgerechnet das etwas

mit Wahlkampfhilfe zu tun haben soll.

Sie wissen das ganz genau . Aber Sie wollen doch
nicht einen Verdacht aufgeklärt haben , sondern eine

Verdächtigung verfestigen . Das ist Ihr Ziel.

(Beifall bei der SPD)

Der selbsternannte Versöhner Johannes Rau , so sagt
Herr Reul - Ihr befreundeter Gegner , Herr Dr . Lins¬
sen - , war offenbar bereit , im Falle seiner Wahl zum
Bundeskanzler die Nation endgültig zu spalten . Die
SPD sei , so behaupten Sie und so haben Sie es hier
wieder gesagt , bereit , auf die gemeinsame deutsche

Staatsangehörigkeit zu verzichten , und habe das in
den Gesprächen für den Fall ihrer Regierungsüber-
nahme in geheimen Verhandlungen als Gegenleistung
angeboren.

Ich nenne Ihnen gerne die so geheime Quelle , in der

die SPD die von Omen erfundene Zusage eingehalten
hat . Es handelt sich um das am 25 . Oktober 1986,
also sechs Wochen nach diesen angeblich so verlaufe¬
nen Gesprächen , auf dem Wahlparteitag in Offenburg
beschlossene Regienmgsprogramm der SPD.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Aber ver¬

sprochen hatten Sie vorher etwas anderes !)

Damals habe ich mich mit einem Regierungspro -
^

gramm für die Kanzlerschaft beworben . In diesem

Regierungsprogramm beißt es:

Auch wenn offen ist , wann und in welcher Form

die Deutschen zu einer Gemeinschaft finden

können , halten wir Sozialdemokraten an dem

Ziel fest , die Teilung Deutschlands zu überwin¬

den.

Wenige Zeilen weiter heißt es:

Eine sozialdemokratische Bundesregierung wird

alle Möglichkeiten ausschöpfen , um der Grenze

zwischen den beiden deutschen Staaten das Tren¬

nende zu nehmen , um zur Verwirklichung von

Menschenrechten beizutragen und die Nation als

Geschichts -, Kultur - , Sprach - und Gefühlsge-
meinscbaft über die staatliche Teilung hinweg zu

bewahren.

(Proteste von seiten der CDU)
(Beifall bei der SPD)
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Wenn Sie das in einen Bezug zu dem setzen, was
Herr Reul gestern gesagt hat , dann wird deutlich , um
welchen Versuch es sich bei Ihnen handelt.

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [CDU ])

- Ich habe Ihnen ja auch zugehört ! - Nun will ich
Ihnen gern noch sagen , was in diesem Programm zur
Staatsangehörigkeit steht:

Wir werden die Staatsangehörigkeit der DDR im
Rahmen des Grundgesetzes respektieren . Unser
Staatsbüigerrecht bleibt unverändert für jeden
Deutschen, der es in freier Entscheidung wahr-
nchmen kann und will . Wir wollen den wirtschaft¬
lichen und kulturellen Austausch zwischen den
beiden deutschen Staaten und den Bürgern enger
gestalten.

Das ist die Haltung der SPD des Jahres 1986 zur
Frage der Staatsbürgerschaft , das ganz allein.

(Beifall bei der SPD)

Dafür bin ich damals - wo und wem gegenüber auch
immer - in vertraulichen Gesprächen wie in öffentli¬
chen Erklärungen eingetreten . Daran habe ich auch
rückblickend kein Jota zu ändern.

(Beifall bei der SPD)

Die DDR-Führung hat das gewußL Sie kannte meine
Haltung . Deswegen gab es in einer drängenden Frage
eine Verständigung . Gute Ergebnisse werden in der
Politik auch dadurch nicht schlecht , daß sie den Han¬
delnden als Erfolg angerechnet werden . Wer aber
bewußt oder unbewußt Respektierung mit Anerken¬
nung einer eigenen DDR -Staatsbürgerschaft verwech¬
selt - Sie scheinen das zu tun - , hat heute noch nicht
begriffen , was über Jahrzehnte einer der wichtigsten
Streitpunkte zwischen der Bundesrepublik Deutsch¬
land mit allen Bundesregierungen auf der einen Seite
Und der DDR auf der anderen Seite gewesen ist.

(Abgeordneter Dr . Rohde [F . D .P .] : So ist es!)

Die Respektierung haben schon Adenauer und Erhard
vorgenommen , sie hat Kiesinger durchgehalten , auch
Brandt und Helmut Schmidt haben sich an sie gehal¬

ten . Wir haben doch keine Steuerbescheide oder
Einberufungsbefehle zur Bundeswehr an DDR -Bürger
geschickt!

(Zurufe von der CDU)

Meine Damen und Herren , es ging nämlich um Re¬
spektierung und nicht um die Anerkennung . Das war
die Position.

(Beifall bei SPD und F .D . P .)

Wir haben in unserem Programm offen und ehrlich
formuliert , was die praktische Politik

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Das ist
doch nicht Gegenstand der Debatte !)

der Regierungen Brandt und Scheel sowie Schmidt
und Genscher gewesen ist . Entsprechendes gilt für die
Regierung Kohl und Genscher.

(Abgeordneter Schauerte [ CDU ] : Es geht doch
hier um die Wahrheit ! - Gegenrufe von der
SPD)

- Und weil es hier um die Wahrheit geht , Herr Kolle¬
ge Schauerte , würde ich nicht so inflationär mit dem
Vorwurf der Unwahrhaftigkeit , der Lüge und des
Gelogenhabens umgehen.

(Beifall bei der SPD - Minister Dr . Krumsiek:
Gerade Herr Schauerte !)

Darum sage ich Ihnen : Egon Bahr hat mir von den
Verhandlungen berichtet und die Ergebnisse mitge¬
teilt , und ich habe die Ergebnisse am 16 . oder 18.
September , glaube ich , bekanntgegeben . Dem sind,
was mich betrifft , irgendeine Abstimmung mit irgend-
wem und irgendeine Kopplung mit irgendeinem Wahl¬
termin nicht vorausgegangen . Nichts davon hat meine
Motive bestimmt , sondern nach meiner Meinung

(Lachen und Zurufe von der CDU)



Landtag Nordrhein -Westfalen 15095 Plenarprotokoll 11/120 02 .02 . 1994

(Ministerpräsident Dr . Rau)

mußte es am 16. September bekanntgegeben werden,
weil es ab 1 . Oktober zum Glück galt , und alle haben
sich dafür bedankt.

(Beifall bei SPD und F . D . P .)

Die Texte , die Sie veranlaßt haben , nach einer Regie¬
rungserklärung zu fragen,

(Abgeordnete - Schauerte ( CDU] : Wie naiv will
er denn sein !)

kenne ich seit gestern . Die habe ich durch die Nach¬
schrift der Sendung "Kontraste " zum ersten Mal zur
Kenntnis bekommen.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Wir auch
seit gestern !)

- Richtig ! Und wenn Sie mir zugestehen , daß ich sie
nicht eher kannte , als Sie sie kannten , dann weiß ich
nicht , woher Sie den Vorwurf ableiten , ich hätte das
alles wissen müssen und immer gewußt.

(Zurufe von der CDU)

Für mich , meine Damen und Herren , sind Texte aus
den Archiven der DDR keine Verurteilung westdeut¬
scher Politiker.

(Beifall bei SPD und F .D .P . - Abgeordneter
Schauerte [CDU ]: Ostdeutsche ja , aber West¬
deutsche nein !)

Ich habe in der zitierten Fragestunde von 1986 , die
ein Rohrkrepierer war

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : ' 1991 * mei¬
nen Sie !)

- 1991 ! -, darauf hingewiesen , daß es Protokolle gibt,
denen ich nicht zustimme und die ich nicht überneh¬
me . In ihnen wird Herrn Schäuble auch unterstellt , er
habe sich um Wahlkamp fhilfe bemüht . Ich halte das

für falsch . Ich nehme Herrn Schäuble davor in
Schutz,

(Beifäll bei der SPD - Abgeordnete Dr. Lins¬
sen [CDU] : Damals auch schon ? - Weitere
Zurufe von der CDU)

aber ich erwarte , daß er mich auch vor solchen Ver¬
leumdungen in Schutz nimmt.

(Beifall bei der SPD)

Schäuble bemerkte , so heißt es am 4 . Februar 1986,
daß er kein Gehei mnis verrate,

(Abgeordneter Hardt [CDU ] : Er hat auch
keinen Deal gemacht !)

wenn er mitteilt , daß von seiten der CDU/CSU das
Problem des geltenden Asylrechts zum Wahlkampf¬
thema gegenüber der SPD gemacht wird.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Das haben
Sie damals auch schon vorgetragen ! - Ministe
Clement : . . . Schalck , Herr Linssen !)

- Deshalb zitiere ich noch einmal :

Wenn es dadurch und vielleicht mit Unterstüt¬
zung der DDR gelingen würde , die SPD für eine

entsprechende Änderung des Grundgesetzes zu
gewinnen , so würde durch diese Veränderung
des Asylrechts in der BRD das Problem gelöst
werden können.

(Abgeordnete Dr . linssen [ CDU ] : Ja , ja!
- Abgeordneter Trinius [SPD] : Mit Unterstüt¬
zung der DDR !)

Was halten Sie denn davon, daß hier von der Unter¬
stützung der DDR die Rede ist?

(Zuruf von der SPD : Genau .)
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Da sagen Sie nicht : "Ungeheuerlich ! "
, sondern das

sagen Sie an 17 Stellen , wenn es um Johannes Rau

geht, aber nicht , wenn es um Herrn Schalck-Golod-
kowski geht

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Herr Linssen , ich kenne zwar nicht alle Texte ; aber
Sie müßten doch den Text in der Nachschrift von
Herrn Schalck-Golodkowski kennen , den ich nicht als
Zeugen gegen jemanden mißbrauchen würde,

(Beifall bei der SPD)

wenn er sagt :
"Er äußerte intern als seine persönliche

Auffassung, die er bittet , nicht offiziell zu verwenden
und die er in der Öffentlichkeit dementieren müßte,

( Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Egon Bahr !)

daß eine befriedigende Lösung des sogenannte Asy¬
lantenproblems Möglichkeiten für eine einvernehmli¬
che Regelung des Grenzverlaufs auf der Elbe schaffen
und erleichtern könnte . " Das sind doch andere . Di¬
mensionen.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU ] : Staatsbürger¬
schaft ! - Weitere Zurufe)

- Das stimmt nicht . Ich glaube das nicht . Damals
habe ich in der Fragestunde gesagt , daß ich es für
falsch halte , mit und aus den Zitaten von den DDR-
Politikem Schlagkeulen gegen Demokraten in der
Bundesrepublik zu machen.

(leibhafter Beifall bei der SPD - Abgeordneter
Schauerte [CDU ] : Egon Bahr !)

Ich habe weder die Einheit verkauft noch das Parla¬
ment belogen . Seit ich als ganz junger Mann in der
Gesamtdeutschen Volkspartei in die Politik gegangen
bin , streite ich für die Einheit der Deutschen in einem
hoffentlich friedlichen Europa . Ich habe mich in den
Jahren und Jahrzehnten , in denen ich - ganz zu Ihrem
Arger - in diesem Land politische Verantwortung
trage , immer bemüht , nach bestem Wissen und Ge¬
wissen zu antworte.

Ich habe meinen Erklärungen vom November 1991
nichts hinzuzufügen . Ich habe alles gesagt und nichts

verschwiegen , was mir zum damaligen Zeitpunkt
bekannt war.

(Abgeordnete Hieronymi [CDU] : Dann sollte
Sie das einmal lesen !)

Die Sendung "Kontraste " und ein Teil der dort ver¬
wendeten Zitate sind mir bis beute nicht bekannt.

(Abgeordnete Hardt [CDU] : Dokumente!

Paraphen !)

- Hera Kollege Hardt , ich füge aber hinzu : Nach der
Art und Weise , wie die Redaktion der Sendung "Kon¬
traste " versucht hat , mich in diese Geschichte hinein-

zubringen,

(Abgeordneter Dt. Linssen [CDU ] : Die woll¬
te ein Interview !)

und zwar durch Fragen und die anschließende Inter¬

pretation meiner Antworte - -

(Zuruf des Abgeordnete Dr . Linssen [CDU ])

- Lesen Sie einmal den gesamte Briefwechsel . Legen
Sie dann einmal nebeneinander , was Herr Bahr in
einem fünfzehnmmütigen Interview gesagt hat und
was in 65 Sekunden aus diesem Interview h« ausge¬
schnitten worden ist . Das hat mit einer fairen Bericht¬

erstattung nichts mehr zu tun.

(Lebhafter Beifeil bei der SPD - Widerspruch
bei der CDU - Abgeordnete Hieronymi
[CDU ] : Auf einmal ! - Abgeordneter Schauerte
[ CDU ] : Das sind die bösen Journalisten !)

Ich kann gut verstehen , daß Sie ein Interesse daran
haben , nun auch mir in der Frage der Haltung zur
deutschen Einheit etwas anzuhängen . Ich kann jedes
Wort verantworten , das ich gesagt , jede Tat verant¬
worte , die ich getan habe.

(Zuruf von der CDU : Salzgitter !)
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Das will ich gerne tun : hier im Landtag , vor den
Menschen in Nordrhein -Westfalen und - wie ich hoffe
- später auch vor allen Deutschen . - Herzlichen Dank!

(Lebhafter Beifall bei SPD und F . D .P .)

Präsidentin Friebe : Ich erteile jetzt das Wort Herrn
Abgeordneten Dr . Rohde für die Fraktion der F .D.P.

Abgeordneter Dr . Rohde (F.D .P .) : Meine sehr
verehrten Damen ! Meine Herren ! Wenn jemand mein¬
te , von Zickzack tönen zu müssen , so muß ich ant¬
worten : Das sehe ich in den Reiben der CDU . Ge¬
schichtsschreibung nach Ihrer Art - sozusagen wie
Kinderfemseben - zu betreiben , wird der deutschen
Tragödie und den Rätseln der deutschen Geschichte
nicht gerecht.

(Beifall bei F .D . P . und SPD)

Ich habe den Eindruck , daß Ihr historisches Bewußt¬
sein außerordentlich unterentwickelt ist.

(Erneuter Beifall bei F .D.P . und SPD)

Wir alle können verstehen , daß es im Wahlkampf
reizt , den Rang der Ostpolitik neu zu definieren und
im Wahlkampf zu erörtern , wer denn eigentlich den
größten Beitrag zur Wiedervereinigung geleistet hat:
War es die Ostpolitik der sozial-liberalen Koalition,
zu der auch Sie sich doch bekannt haben? - Insofern
hat es doch immer eine deutsche Kontinuität in der
Ostpolitik gegeben.

(Erneuter Beifall bei F .D .P. und SPD)

Oder war es - wie Sie hier suggerieren wollen - die
Westpolitik Adenauers?

(Widerspruch bei der CDU)

- Genau , auch ich finde , daß Sie an dieser Stelle recht
haben : Beides hat nichts miteinander zu tun . Denn
alle Parteien waren nämlich der Auffassung , daß

West- und Ostpolitik zusammengehören , eine Einheit
darstellen.

(Beifall bei F .D . P. und SPD)

Es ist egal , ob das Springer war , dem wir hier im
Landtag Abbitte geleistet haben , weil auch er richtige
Vorschläge gemacht hat , oder die Ostpolitik : beide
Dinge sind zu kurz gegriffen.

Der Sozialismus ist doch an seinen eigenen Wider¬
sprüchen zusammengebrochen ! Das hat weniger mit
Westpolitik oder Ostpolitik zu tun , sondern das Sy¬
stem ist zusammen gebrochen , weil es nicht mehr
lebensfähig war.

(Beifall bei F .D .P . und SPD - Zurufe von der
CDU)

Aber der Rang der Ostpolitik ist , daß sie Verträge
geschlossen hat , daß sie die Bundesrepublik sowohl
gegenüber der DDR wie gegenüber den Staaten des
Ostblocks zu einem berechenbaren Partner gemacht
hat . Und deswegen hat sie die Wiedervereinigung
erleichtert.

Das ist doch das , was wir im Moment an der Sowjet¬
union , unter anderem an der Politik von Schirinowski,
so kritisch sehen : daß die Sowjetunion jetzt erst ler¬
nen muß , auf eine Politik der Verträge zu setzen . Das
ist der eigentliche Rang der Ostpolitik!

(Abgeordneter Uhlenberg [CDU ] : Kommen
Sie zur Sache !)

- Das ist die Sache!

Wissen Sie , Kollegen von der CDU : Geschichts¬
schreibung zu betreiben , indem man auf das Urteil
von Witwen setzt , die das Leben ihrer Männer neu
beschreiben , oder auf geheime Protokolle aus SED-
Archiven setzt - Stasi -Protokolle sind nicht geeignet,
das Leben von Menschen zu beschreiben ! Das möchte
ich Ihnen hier sagen.

(Beifall bei der F .D .P. - Lebhafter Beifall bei
der SPD)
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Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile das Wort dem
Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Ministerpräsident Dr . Rau : Ich habe in der Beant¬
wortung der Dringlichen Anfrage die Wahrheit ge¬
sagt . Ich habe alles gesagt , was ich wußte . Ich habe
davon nichts zurückzunehmen.

(Zuruf von der CDU : Dann lügt Herr Bahr !)

- Nein, dann lügt nicht Herr Bahr.

(Abgeordneter Hardt [CDU ] : Einer muß doch
nicht die Wahrheit sagen !)

Ich habe versucht , Ihnen das zu erklären . Außerdem
haben Sie eine sehr einseitige Auslegung und Zitie¬
rung dessen , was Egon Bahr gestern in mehreren
Gesprächen gesagt hat . Herr Kollege Clement hat
versucht , Ihnen das deutlich zu machen.

(Unruhe bei der CDU)

- Wenn man etwas nicht versteht , muß es doch nicht
immer am Redner liegen.

. (Beifall bei der SPD)

Ich habe weder auf die Frage von Herrn Hegemann
noch auf die Frage von Herrn Reul die Unwahrheit
gesagt . Jetzt kommen Protokolle aus den Archiven
der SED zur Kenntnis , die ich seit gestern kenne und
die ich vorher nicht gekannt habe und deren Inhalt
mir auch nicht auf andere Weise referiert oder nahe¬
gebracht worden ist . Insofern gilt dasselbe , Herr
Kollege Linssen , was Sie eben für Herrn Schäuble in
Anspruch genommen haben . Ich habe Ihnen das Zitat
der Elbe-Grenze gebracht . Sie haben gesagt , das sei
erstunken und erlogen . Dann nehme ich Ha <; gleiche
Recht auch für mich in Anspruch . Dann dürfen Sie
nicht , nur weil der Herr Schäuble in Ihrem kleinen
Verein ist und ich in dem großen anderen , mich der
Lüge zeihen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile das Wort dem
Kollegen Reul für die Fraktion der CDU.

Abgeordneter Reul (CDU) : Herr Rau , vielleicht
haben Sie das eben nicht mitbekommen , weil Sie
zwischendurch draußen waren . Deshalb noch einmal
in aller Ruhe:

(Zurufe von der SPD : Er war nicht draußen !)

- Das war doch gar nicht bös gemeint!

Sie haben gerade gesagt , Ihre Antwort auf meine
Frage damals sei die Wahrheit gewesen . Ich habe
daraufhin dazwischengerufen : Dann hat ja Bahr ge¬
stern gelogen . Sie haben darauf gesagt : nein , auch
nicht.

Ich will Ihnen aus der ' Aktuellen Stunde ' gestern
vorlesen - ich verkürze das Zitat jetzt ; ich kann es -
aber auch ganz vorlesen ; Bahr sagt -:

(Minister Clement : Das gibt es nicht ! - Zuruf
der Abgeordneten Speth ] SPD ])

Entschuldigung , ich habe eben gesagt , was ich
gesagt habe . Ich renne vor meiner Verantwor¬
tung nicht weg . Ich habe gesagt : Ich habe denen
ein Bonbon gegeben.

Noch mal zum Schluß : Hat Johannes Rau das
gewußt - vorher - oder nicht?

(Minister Clement : Das ist die Respektierung
der Staatsbürgerschaft !)

Bahr : Was?

Durchleuchten Daß Sie dieses Bonbon geben
würden.

Bahr: Ja , selbstverständlich . Ich habe doch nicht
hinter seinem Rücken gehandelt.

(Minister Clement : Richtig !)
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Also haben Sie gewußt , was da verhandelt worden ist,
zumindest nach der Aussage von Herrn Bahr.

(Minister Schwier : Das Bonbon , ja !)

Damit kann ich das , was Sie hier vorgetragen haben,
nicht mehr verstehen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr . Klose : Herr Ministerpräsident.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Reul , der Begriff
“ Bonbon “ in dem Interview im WDR bezieht sich
doch offenbar auf die Respektierung,

(Abgeordneter Dr . Farthmann [SPD ] : Richtig ! -
Lebhafte Zurufe von der CDU - Glocke des
Präsidenten)

auf genau die Respektierung , die Dr . Rainer Barzel .
vom Deutschen Bundestag verlangt und ausgesprochen
hat,

(Abgeordnete Hieronymi [ CDU ] : Nein !)

auf die Respektierung , die alle Bundesregierungen
eingehalten haben , an die sie sich alle gehalten haben.

(Lebhafte Zurufe von der CDU : Nein ! Nein!
Nein ! - Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Das
war doch kein Bonbon ! - Glocke des Präsiden¬
ten)

- Sie könneo ja mal ein außenpolitisches Seminar
besuchen.

(Abgeordneter Reul [ CDU ] : Ja ! - Abgeordneter
Schultz -Tomau [ F . D . P . ] : Ein christliches Semi¬
nar !)

Die Frage nach der von mir angeblich gesagten Un¬
wahrheit bezieht sich darauf , ob es einen Zusammen¬
hang zwischen Wahlkampf und Bekanntmachung gab.
Da sage ich : nein , einen solchen Zusammenhang bat
es nicht gegeben . Und sie bezieht sich auf die Frage,
ob ich gewußt habe , daß die Bekanntgabe durch mich

die Verzögerung der Bekanntgabe durch andere zur
Folge habe und so weiter. - Das habe ich nicht ge¬
wußt . Das hat mich auch nicht interessiert , sondern
mich hat ein Ergebnis interessiert , das gut war , für
das Sie , Herr Linssen , ebenso gedankt haben wie
Herr Schäuble.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Die Art und Weise , wie Sie, Herr Reul , Zitate hier in
einen Zusammenhang bringen , ist nach meiner Über¬
zeugung unzulässig . Sie hat offenbar nur den Sinn,
mich der Lüge zu zeihen.

(Abgeordneter Reul [CDU ] schüttelt den
Kopf .)

Sie wollen nur Ihre Presseerklärungen nachträglich
mit Wahrheitsgehalt versehen.

(Abgeordneter Reul [CDU ] winkt ab .)

Das wird Ihnen nicht gelingen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Abgeordneter
Reul [ CDU ] : Sie waren schon mal besser ! -
Gegenruf des Ministerpräsidenten Dr . Rau:
Das kann ich von Ihnen nicht sagen ! - Abge¬
ordneter Schultz -Tomau [F .D .P . ] : Eine Slem-
stunde des Parlaments !)

Vizepräsident Dr . Klose : Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen sehe ich nicht . Ich darf die-
seo - ergänzenden - Punkt der Tagesordnung für
abgeschlossen erklären.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Fragestunde

Drucksache 11/6655

Mit der Drucksache 11/6655 liegen Ihnen die noch
nicht beantwortete Mündliche Anfrage 524 aus der

I and lag Nordrhein -Westfalen 15248 Plenarprotokoll 11/121 03 .02 . 1994

(Dr . Linssen [CDU ])
<A)

um auch über diesen zweiten Arbeitsmarkt die Proble¬
me zu erleichtern.

Wir sollten das gemeinsam tun , meine Damen und
Herr» ! Die Not draußen ist groß genug . Ich biete
ausdrücklich die Mitarbeit der CDU dafür an.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank , Herr Kollege . -
Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Uber die ständigen Meldungen
über die Situation bei der Stahlindustrie in der Bun¬
desrepublik Deutschland und auch und gerade hier in
Nordrhein -Westfalen wird leicht vergessen , was ich
gern - und , wie ich hoffe , in Übere instimmun g mit
dem ganzen Landtag - an den Beginn meiner Bemer¬
kungen stellen möchte : Stahl ist keine veraltete Indu¬
strie , keine Industrie von gestern , sondern Stahl ist
eine moderne Industrie mit großen Zukunftschancen
auch und gerade in Nordrhein -Westfalen.

( ß ) (Beifall bei SPD und CDU)

Daß wir in der nordrhein -westfälischen Stahlindustrie
so große Schwierigkeiten haben , wie sie soeben auch
noch einmal deutlich geworden sind , hat unterschied¬
liche Gründe . Einer der Gründe ist , daft es «mg nicht
gelungen ist zu verhindern , daß der Subventionswett¬
lauf weitergeht . Die Entscheidungen , die am 17 . De¬
zember in Brüssel getroffen worden sind , sind
schlecht für unser Land und für unsere Unternehmen,
weil die beiden großen nordrhein -westfälischen Stahl¬
unternehmen die einzigen in Deutschland sind , die
noch wirklich auf privatrechtlicher Grundlage arbei¬
ten. Alle anderen haben sich über Kapitalschnitte,
über Entschuldungen , über Veränderung der Besitz-
Verhältnisse ein Stück weit unter das scheinbar retten¬
de Dach der öffentlichen Hand begeben.

Das ist keine gute Entwicklung . Wir haben diese
Entwicklung immer sowohl öffentlich als auch in den
Gesprächen mit der Bundesregierung und mit den

betroffenen und betreffenden anderen Landesregierung
kritisiert.

Ich habe es für falsch gehalten , daß der Bundeswirt-
schaftsminister am 17. Dezember den zusätzlichen
Subventionen zugestimmt hat . Von diesen Subventio¬
nen geht ein Betrag nach Eisenhüttenstadt ; er liegt bei
etwa 900 Million » DM . Aber mit der Zustimmung
zum Gesamtpaket wird ein Subventionswettlauf fort¬
gesetzt , der 12 bis 13 Milliard » ausmacht und der
europäisch » Konkurrenten zugute kommt.

Ich habe vor einiger Zeit in einem Gespräch mit
Betriebsrät » aus Eisenbüttenstadt von ihr » Sorg»
gehört , die ich kannte . Einige hab » gesagt , sie sei»
erstaunt und befremdet darüber , daß wir in Nord-
ibein -Westfal » geg» Eisenhüttenstadt polemisierten.
Ich habe geantwortet : Das tun wir nicht ; denn daß die
Monostruktur in Eisenhüttenstadt Arbeitsplätze , und
zwar sichere Arbeitsplätze braucht , das ist völlig
unbestritten . Ich bin allerdings der Überzeugung , daß
das dort praktizierte oder für die Praktizienmg vor-
geseh » e Projekt , nämlich eine zusätzliche Warm¬
breitbandstraße , falsch ist und daß ein verstärktes und
verändertes Thyssen/Preussag -Projekt besser gewesen
wäre für Eisenhüttenstadt , für Brandenburg und für
die «kutsche Stahlindustrie.

Ich kann darauf nicht Einfluß nehm» , sondern nur
diese , meine Meinungen äußern.

Für mich ist bedrückend , daß unser seit zwei Jahr»
vorliegender Vorschlag , zu einer national » Stahlkon¬
ferenz zusammenzukomm » , nicht realisiert worden
ist ; denn ich bin davon überzeugt : Nur wenn die
Unternehmensvorstände , die Gewerkschaften , die
Landesregierung » und die Bundesregierung sich an
ein» Tisch setz» , kann es ein deutsches Stahlkon¬
zept geben.

Wir brauch » aber ein solches Stahlkonzept aus viel»
Grund » , nicht nur wegen der Konkurrenz aus den
Staat» , die ganz billig » Stahl liefern und die ein»
groß » Teil ihrer Produktion in die Europäische
Gemeinschaft und davon mehr als die Hälfte nach
Deutschland exportieren ; wir brauchen es auch , weil
dieser Werkstoff Stahl in einem solch » Markt nur
überleb » kann , wenn man sich über die Konditionen
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dieses Marktes unterhält und nicht nur gemeinsame
Verkaufsstrategien entwickelt.

Was das gemeinsame Konzept der beiden Stahlunter¬
nehmen hierzulande angeht , so bringen die beiden
vorgelegten Konzepte Fortschritte . Aber ich füge
hinzu : Der Satz *Wir haben jetzt ein gemeinsames
Konzept * wäre nicht richtig . Es ist bei diesen beiden
Konzepten zu vieles ausgeklammert ; es sind nicht alle
Möglichkeiten der Kooperation 'und der kartellrecht¬
lich genehmigten oder genehmigungsfähigen Abspra¬
chen realisiert.

Darum habe ich die beiden Untemehmensvorstände
noch einmal dringend gebeten , miteinander und dann
mit uns über zusätzliche Möglichkeiten zu sprechen,
Gemeinsames in beiden Konzepten zu entwickeln und
vorzulegen.

Damals konnten wir als Landesregierung nämlich die
Standortpolitik nicht betreiben , die nötig ist , die wir
in den letzten Jahren mit erheblichen Einsätzen betrie¬
ben haben und die wir weiterhin betreiben wollen und
müssen.

Ich fuge hinzu , daß wir in diesem Bereich ganz wenig
Pianungssicherheit haben . Im vergangenen Jahr haben
wir zugestimmt , daß 1 100 Arbeitsplätze in einem
Sonderprogramm , an dem wir uns beteiligen , in die
Umschulung gebracht werden . Wir haben uns damals
sagen lassen : Das ist nun das Ende ; mehr wird nicht
kommen.

Dies war im Dezember . Jetzt beginnt der Februar,
und wir haben ganz neue Zahlen , viel bedrückendem
Zahlen über die Entwicklung , obwohl in einigen
Teilen der Stahlindustrie Auftragszugänge zu ver¬
zeichnen sind . Dies hängt sicher mit dem Modemisie-
rungszwang zusammen , vor dem die Stahlindustrie
steht , auch die modernste , die wir hier in Nordrhein-
Westfalen haben.

Nun gibt es natürlich den Wunsch , daß wir mithelfen.
Da ist das Stichwort ’Stahlstiftung ' , (1a ist das Stich¬
wort "Finanzierung von Sozialplänen * . Wir würden
uns übernehmen , wenn wir einerseits der Marktwirt¬
schaft das Wort redeten und andererseits die Defizite

der Marktwirtschaft in bestimmten Branchen ganz
allein auf unsere Rechnung auszugleichen versuchten.
Das können wir nicht.

(Beifall bei der SPD)

Damm haben wir gesagt , wir wollten auf drei Gebie¬
ten helfen , und zwar erstens bei der Qualifizierung
und eben bei der Qualifizierung zusätzlich denjenigen,
die nach der Ausbildung nicht mehr weiterbeschäftigt
werden können.

Es gab ja die Dreimonatsfrist . Viele Unternehmen
haben davon Gebrauch gemacht . Nun ist diese Frist
durch den Bundesgesetzgeber auf sechs Monate ver¬
längert worden , so daß die drei Monate gar nicht
mehr helfen , und die Unternehmen sind nicht bereit
und nicht imstande , die jungen Leute für sechs Mona¬
te zu übernehmen.

Ich finde es aber fatal , wenn junge Menschen sich
einer qualifizierten Ausbildung unterziehen und schon
beim Beginn dieser Ausbildung wissen , daß sie mit
dem Erlernten nichts werden anfangen können . Wer
da nicht Hilfen leistet - und diese Hilfen müssen wir
miteinander leisten : die Unternehmen , die Arbeitneh¬
merorganisationen und auch die Landesregierung - ,
der nimmt jungen Menschen eine Zukunftsperspekti¬
ve , auf die sie Anspruch haben . - Das ist der erste
Punkt , wo wir helfen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Punkt ist die Fortsetzung und die Intensi¬

vierung der Standortprogramme , die sich nicht un¬
mittelbar an die Unternehmen wenden , sondern die
auf die Regionen und auf die Arbeitsmarktregionen
bezogen sind . Hier werden wir , der Wirtschaftsmini¬
ster und der Arbeits - und Sozialminister , mit den
Betroffenen vor Ort genaue Konzepte entwickeln und

Vorschläge machen.

Das dritte betrifft die technologische Entwicklung.
Wenn es EG- oder EU -konform ist , dann wollen wir
mit den Unternehmen darüber sprechen , ob , in wel¬
cher Weise -und in welcher Höhe wir bei technolo¬

gischer Neuentwicklung helfen können . Wir alle wis¬

sen , daß wir es in diesem Bereich mit neuen Techni-
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ken und Technologien zu tun haben , die vom Markt
angefordert werden , die allerdings auch wieder zu
Arbeitsplatzverlusten führen . Darum möchten wir
nicht ins Blaue hinein Zusagen machen , sondern
möchten mit den Unternehmensleitungen - und es sind
mitbestimmte Unternehmen - über solche Konzepte
reden. Beide haben gesagt , daß sie Gespräche mit den
Banken gegenwärtig nicht für nötig oder gar für
nützlich hielten . Herr Dr . Linssen hat zu Recht darauf
hingewiesen : Dies ist auch ein sensibles Thema.

Die ganze Entwicklung ist von außerordentlicher
Sensibilität ; aber sie hat auch Auswirkungen auf die
nordrhein -westfälische Arbeitsmarktpolitik , und das,
meine Damen und Herren , in einem Jahr , in dem es
bisher keine Anzeichen dafür gibt , daß die Konjunktur
wieder nach oben gebt . Wäre das anders , Hann wären
zusätzliche Arbeitsplatzverluste in der Stahlindustrie
leichter zu verkraften . Es ist auch schwer , reue Ar¬
beitsplätze , andere Arbeitsplätze zu finden . Ich bin
sehr dankbar dafür , daß das Handwerk angeboten hat,
sich an der Suche nach zusätzlichen , nach neuen
Arbeitsplätzen zu beteiligen , und daß es Umschulun¬
gen anbietet.

(Beifall bei der SPD)

| B )
Wir haben viele Gespräche geführt . Als Landesregie¬
rung werden wir alle notwendigen Gespräche führen,
möglichst nicht öffentlich , weil die Materie dies
erfordert . Wir werden den Kontakt mit den Gewerk¬
schaften und mit den Betriebsräten so halten , wie wir
dies in der Vergangenheit getan haben . Die Zusam¬
menarbeit mit den Unternehmensleitungen ist gut und
vertrauensvoll . Auch da , wo wir nicht übereinstim-
men . sagen wir uns das.

Wir hoffen , daß diese Stahlpolitik verändert , verbes¬
sert wird , und zwar dadurch , daß endlich mehr Men¬
schen einsehen , daß der Subventionswettlauf so nicht
weitergehen darf.

(Beifall bei der SPD)

Die Kollegen Einert und Clement sind im Dezember
in Brüssel gewesen . Ich selber habe es vor einigen
Monaten mit dem Wettbewerbskommissar Karel van
Miert besprochen , ln der kommenden Woche werde
ich Gelegenheit zu einem Gespräch mit dem Präsiden¬

ten der Europäischen Kommission , mit Jacques De-
lors , haben . Ich werde es da nochmals vortragen,
genauso wie ich es auch noch einmal mit Karel van
Miert besprechen will.

Ich habe es mit meinen Ministerpräsidentenkollegen
besprochen , die in schwierigen Situationen sind , was
ich gar nicht bestreiten will , ob das in Bayern oder in
Bremen oder in Niedersachsen ist . Übrigens werden
die Projekte in Niedersachsen und in Bremen im

gegenwärtigen Zeitpunkt von der Europäischen Kom¬
mission noch geprüft . Wir haben an unserer Meinung
über die Fördenmgsfähigkeit keine Zweifel gelassen,
auch wenn uns das Kritik aus den betroffenen Län¬
dern eingebracht hat.

Wir werden alles tun , damit das , was ich am Anfang
meiner Bemerkungen gesagt habe , am Ende auch vor
aller Augen als Ergebnis sichtbar ist . Wir haben eine
moderne Stahlindustrie mit leistungsfähigen Arbeit¬
nehmern und mit guten Marktchancen . Wir müssen
dafür sorgen , daß die Störungen vom Markt kommen,
damit diese Stahlpolitik Zukunft hat . Sie hat unser
Land ein Stück weit mitgeprägt und soll das weiterhin
tun . - Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei
den GRÜNEN)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank , Herr Minister¬
präsident . - Für die Fraktion der F .D .P . erteile ich
Herrn Abgeordneten Tschoeltsch das Wort.

Abgeordneter Tschoeltsch (F.D.P .) : Sehr geehrte
Frau Präsidentin ! Meine Damen und Herren ! Wieder
einmal wird deutlich , wie schädlich Subventionen
sind . Sie sind wettbewerbsverzerrend , sie sind ökono¬
misch unsinnig , und beschäftigungspolitisch sind sie
sehr fragwürdig . Alle Fraktionen in diesem Haus
kritisieren das und meinen zunächst übereinstimmend
die Subventionen , die in der EG gezahlt werden.
Selbstverständlich kritisieren wir dies auch , und wir
haben dies hier getan ; ich brauche das also gar nicht
alles zu wiederholen.

Meine Damen und Herren ! Die F . D .P .-Fraktion
kritisiert aber auch deutlich - und hier gibt es eben-
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Vizepräsident Dr . Klose : Herr Kollege Hunger, es
kommt nichts mehr ; der Hunger ist gestillt.

Meine Damen und Herren, ich darf’ damit diese
Dringlichen Anfragen abschließen.

Ich rufe die nächste Dringliche Anfrage auf, Drucksa¬
che 11/7148, nämlich die

Mündliche Anfrage 579

des Herr Abgeordneten Schauerte ( CDU ) , des Herr
Abgeordneten Lanfermann (F . D . P .) und des Herrn
Abgeordneten Dr. Busch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN) - das müßte in der Vorlage entsprechend er¬
gänzt werden - :

Konsequenzen aus den festgestellten Verfassungs-
rerstößen gemäß Entscheidungen des
Verfassungsgerichtshofs Nordrhein - Westfalen
vom 3. Mai 1994

Der Verfassungsgerichtshof hat am Dienstag, dem
3. Mai 1994 , zwei Anträgen der Oppositionsß'ak-
tionen entsprochen und damit Finanzminister
Schleußer zwei Verfassungsverstöße bescheinigt.

Welche Konsequenzen wird die Landesregierung
aus den festgestellten Veifassungsverstößen des
Verfassungsgerichtshofs ziehen?

Ich bitte den Herrn Finanzminister um Beantwor¬
tung . - Nein , Herr Ministerpräsident , bitte schön!

Ministerpräsident Dr. Rau : Herr Präsident! Meine
Damen und Herren ! Am 4 . Juni 1992 haben die drei
Oppositionsfraktionen beim Verfassungsgeriehtshof
Anträge gestellt , das Verhalten der Landesregierung
in fünf Punkten zu rügen . Am 27 . Oktober 1992 hat
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN weitere
vier Anträge - wenn man a) und b) in zwei Anträgen
jeweils gesondert rechnet , dann sind cs sechs An¬
träge - beim Verfassungsgerichtshof gestellt, die das
Verhalten der Landesregierung betreffen.

Alle diese Anträge bezogen sich auf die Vorbereitung
und die Durchlührung des Projekts " Neue Mitte
Oberhausen " .

Vorgestern, am 3 . Mai , hat der Verfassungsgerichts¬
hof für das Land Nordrhein-Westfalen in beiden
Verfahren die Urteile verkündet. Nachdem die Oppo¬
sition drei der insgesamt elf Anträge im Verlauf des
Verfahrens zurückgezogen hatte, ist der Verfassungs¬
gerichtshof den Anträgen der Opposition in zwei von
acht verbliebenen Punkten gefolgt. Das Urteil liegt
noch nicht vor . Es ist uns für die nächsten Tage
angekündigt. Wir kennen bisher nur die mündliche
Begründung und die Pressemitteilung, die der Ver¬
fassungsgerichtshofdazu vorgestern veröffentlichthat.

Sie fragen schon heute nach den Konsequenzen , die
die Landesregierungaus dem Urteil ziehen wird . Weil
das Urteil selbst noch nicht vorliegt,

(Abgeordneter Schauerte [CDU1 : Natürlich
liegt das vor!)

kann ich Ihre sehr schnell gestellte Frage heute nur
vorläufig beantworten.

(Abgeordneter Schauerte [CDUJ: Sollten Sie
das nicht bekommen haben? - Unruhe - Glocke
des Präsidenten)

Herr Kollege Schauerte . Sie haben eine wunderschöne
Frage gestellt. Sie haben gefragt:

Welche Konsequenzen wird die Landesregierung
aus den festgestellten Verfassungsverstoßen des
Verfassungsgerichtshofsziehen?

Das ist falsch : Der Verfassungsgeriehtshofhat doch
keine Verfässungsverstößebegangen!

( Ah -Rufe bei der CDU - I -achen bei CDU und
F . D . P. - Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNEI:
Aber der Finanzminister !)

Sie haben offenbar sehr schnell geschrieben.

( Anhaltend Zurufe und Lachen bei CDU und
F . D . P . - Glocke des Präsidenten)

Vizepräsident Dr . Klose : Meine Damen und Herren,
wenn man Anfragen stellt , hat man zunächst einmal
die Antwort richtig anzuhören . Bitte . schön!
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Ministerpräsident Dr . Rau : Soweit es den bisherigen
Verlautbarungen des Verfassungsgerichts zu entneh¬
men ist , hat es am 3 . Mai seine Rechtsprechung vom
28 . Januar 1992 bekräftigt. Auch damals ging es um
den Haushaltsgrundsatz der sachlichen Spezialität und
darum, daß die Ermächtigungen des Haushaltsplans
sehr genau gefaßt sein müssen.

Sie werden sich erinnern , daß die Landesregierung
unmittelbar nach dem Urteil vom 28 . Januar 1992
dafür gesorgt hat , daß die vom Gericht aufgestellten
Grundsätze in der Haushaltspraxis beachtet werden.
Das geschah in einem nach dem 28 . Januar 1992
vorgelegten Nachtragshaushalt. Außerdem hat die
Landesregierung das Mitteilungsverfahren an den
Landtag bei über - und außerplanmäßigen Ausgaben
dem Urteil entsprechend verändert.

(Abgeordneter Schauerte [ CDUj : Darum geht
es doch hier nicht !)

Vor diesem Hintergrund antworte ich heute auf Ihre
Frage: Die Landesregierung sieht im Augenblick
keine Notwendigkeit, über das hinaus etwas zu än¬
dern , was sie bereits als Folge des Urteils vom 28.
Januar 1992 getan hat. Sobald das Urteil des Ver¬
fassungsgerichtshofs vorliegt , wird die Landesregie-
rung es selbstverständlichgenau prüfen.

Für mich ist die wichtigste Konsequenz des Mün-
steraner Urteils , daß das für den Strukturwandel so
wichtige Projekt "Neue Mitte Oberhausen " ohne jede
Einschränkungverwirklicht werden kann.

( Beifall bei der SPD)

Das ist eine gute Nachricht; ich jedenfalls freue mich
darüber.

(Beifall bei der SPD - Ah -Rufe von CDU und
F . D . P . - Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] :
Der Zweck heiligt die Mittel !)

Vizepräsident Dr . Klose: Ich darf auf folgendes
aufmerksam machen : Diese Dringliche Anfrage ist
von drei Kollegen unterschrieben worden . Das heißt
aber nicht, daß jetzt alle drei die übliche Zahl von
Zusatzfragen haben , sondern nur einer hat sie . Ich
bitte, daß sich die Fragesteller darauf einstellen.

Erste Zusatzfrage von Herrn Kollegen Lanfermann
für die Fraktion der F . D . P . ; bitte schön!

Abgeordneter Lanfermann (F.D.P .) : Herr Minister¬
präsident Rau , bevor vielleicht noch einige Nachfra¬
gen zum Inhalt kommen : Wäre die Landesregierung
bereit, sich im Zuge der Modernisierung, die sie ja
auch an sich selbst vornehmen will, Urteile zu be¬
schaffen, die mir mit einer Faxleiste vom 4. Mai,
8 .55 Uhr , also gestern morgen, vorliegen, damit Sie
dem Parlament , wenn hier eine entsprechende Frage
angekündigt ist , auch inhaltlich antworten können?

Vizepräsident Dr. Klose: Herr Ministerpräsident,
bitte schön!

Ministerpräsident Dr. Rau : Ich bin gern bereit.
Ihnen zuzusagen, daß wir uns da bessern werden.

(Lebhafte Heiterkeit bei der CDU. - Abgeord¬
neter Dr . Linssen [ CDU ] : Das darf doch nicht
wahr sein!)

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Kollege Dr. Vesper,
bitte schön!

Abgeordneter Dr. Vesper (GRÜNE) : Das muß ich
auch sagen, Herr Ministerpräsident:

(Ministerpräsident Dr. Rau : Entschuldigung,
Entschuldigung!)

Wenn Sie nicht in der Lage sind , sich auf eine solche
Fragestunde dadurch vorzubereiten, daß Sie das Urteil
zur Kenntnis nehmen,

(Ministerpräsident Dr . Rau : Nein , Entschuldi¬
gung!)

dann ist das schon ein Problem.

( Beifall bei GRÜNEN und CDU - Zurufe von
der CDU: Unglaublich!)
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Ministerpräsident Dr. Rau : Entschuldigung , Herr
Kollege Vesper. Wir brauchen uns hier nicht auf¬
zuregen. Ich meinte die Urteilsbegründungund nicht
das Urteil . Ich bitte um Nachsicht!

Abgeordneter Dr. Vesper (GRÜNE) : Die Urteils¬
begründung ist am Dienstag in Anwesenheit auch von
Mitarbeitern Ihrer Landesregierung vorgetragen wor¬
den.

(Ministerpräsident Dr. Rau : Mündlich ! )

- Mündlich vorgetragen worden . Sie ist damit in Kraft
und ist ausgiebig erläutert worden.

Herr Ministerpräsident , ein altes Bibelwort sagt:
"Aller guten Dinge sind drei .

"

(Ministerpräsident Dr. Rau : Nein !)

Innerhalb von drei Jahren handelt es sich nun um den
dritten Verfassungsverstoß Ihres Finanzministers. Wir
sind uns doch sicherlich darüber einig , daß man das
nicht wie Tore bei einem Fußballspiel nach dem
Motto werten kann : zwei Anträge angenommen und
sechs verworfen , also verloren - wobei die Anträge
zum Teil aus rein formalen Gründen verworfen sind;
denn ein Verfassungsverstoß ist - -

Vizepräsident Dr. Klose: Herr Kollege Vesper , ich
muß Sie bitten , eine Frage zu stellen.

(Abgeordneter Dr . Vesper [ GRÜNF. ] : Ich
komme ja zur Frage!)

Biblische Hinweise an den Ministerpräsidenten sind,
wie allgemein bekannt ist , auch nicht notwendig ; er
kennt sich auf dem Gebiet aus.

(Heiterkeit)

Abgeordneter Dr. Vesper (GRÜNE) : Einverstanden!
Ich wollte nur darauf hinweisen, daß ein Verfassungs¬
verstoß nicht deswegen weniger bedenklich ist , weil
ein anderer Verstoß nicht festgestellt wurde.

Herr Ministerpräsident, halten Sie das eigentlich für
einen - sagen wir einmal - Routinevorgang, ein Kava¬
liersdelikt, ein Delikt, bei dem der Zweck die Mittel
heiligt, wenn Ihr Finanzminister innerhalb von drei
Jahren zum dritten Mal des Verfassungsbruchsüber¬
führt worden ist?

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Ministerpräsident,
bitte schön!

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Kollege Vesper,
die Formulierung, er sei "des Verfassungsbruchs
überführt’ , ist völlig falsch und entspricht nicht dem
Sachverhalt. Ich könnte Ihnen eine ganze Reihe von
Punkten nennen , wo Landesregierungen oder Bundes¬
regierungen vor einem Verfassungsgericht unterlegen
sind , weil etwas verfassungswidrig war. Denken Sie
nur an das Kindergeld . Ich könnte Ihnen viele andere
Dinge nennen.

(Zuruf des AbgeordnetenSchauerte [ CDU])

- Moment! Nun lassen Sie mich doch meine Sätze
auch sagen.

Nie hat einer der Kontrahenten daraus die Formulie¬
rung gemacht: ' des Verfassungsbruchsüberführt ’ .

( Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNEJ : Die
Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes ist ja
auch etwas anderes !)

.- Lassen Sie mich doch eben einmal auf Ihre Frage
materiell antworten.

Zunächst einmal möchte ich Ihnen gleich sagen : Der
Satz " aller guten Dinge sind drei ” mag einen großen
Wahrheitsgehalt haben , aber Ihre Fundstelle ist völlig
falsch : Das steht nun wirklich nicht in der Bibel!

(Heiterkeit bei der SPD)

Herr Kollege, ich will Ihnen freimütig sagen , welche
Bewertung durch mich dieses Urteil erfährt. Das
Landesverfassungsgerichthat festgestellt: ln zwei
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Punkten hat der Finanzminister nicht verfassungs¬
gemäß gehandelt.

(Abgeordneter Dr . Linssen [ CDU ] : Gegen die
Verfassung !)

- Nun lassen Sie mich doch meine Formulierung
einmal sagen , Herr Linssen . Sie haben noch so viele
kreative Möglichkeiten in den nächsten Wochen;
nutzen Sie die an anderer Stelle!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Diese Handlungsweise des Finanzministers in den
Jahren 1990 und 1991 hatte das Verfassungsgericht
schon im Januar 1992 beanstandet. Damit beanstande¬
te das Verfassungsgericht eine in Jahrzehnten von
allen Finanzministemdes Landes geübte Praxis.

Nach dem Urteil des Verfassungsgerichts am 28 . Ja¬
nuar 1992 hat der Finanzminister, hat die Landes¬
regierung, hat das Parlament diese Praxis abgestellt.

Und es gibt seit dem 28 . Januar 1992 keine Handlung
des Finanzministers oder der Landesregierung, die zu
einer Beanstandung dieser Art Anlaß gäbe . Da der
Finanzminister nach dem 28 . Januar 1992 seine Pra¬
xis und die aller seiner Vorgänger geändert hat - wie
ich hoffe, zur Zufriedenheit des ganzen Landtags - ,
ist für mich dieses Urteil, das jetzt kommt und das
sich auf die Jahre 1991 und 1992 bezieht , nicht mehr
als eine Bekräftigung des Urteils vom Januar 1992.

(Beifall bei der SPD)

Weil das so ist , sage ich : Wir ziehen jetzt keine wei¬
teren Konsequenzen außer der, daß wir erkennen und
sagen und zugeben : Das war bis zum 28 . Januar 1992
nicht in Ordnung . Seitdem ist es in Ordnung , und
seitdem kommt es nicht mehr vor.

(Beifall bei der SPD)

Das heißt, ich sage hier : Der Finanzminister ist einem
Verbotsirrtum unterlegen, dem alle seine Vorgänger
unterlegen sind . Das hat das Verfassungsgerichtnoch
einmal bekräftigt. Damit ist für mich diese Angele¬
genheit erledigt, und ich freue mich, daß die Neue

Mitte Oberhausen kommen kann . Das ist meine Ein¬
schätzung.

( Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Kollege Dr. Basch,
bitte schön!

Abgeordneter Dr . Busch (GRÜNE) : Herr Minister¬
präsident , das ist ja nun wirklich eine abenteuerliche
Begründung , die Sie hier abgegeben haben.

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der CDU und
der F .D . P .)

Das Urteil von 1992 hat nämlich mit dem , was hier
verhandelt wurde , überhaupt nichts zu tun.

Aber ich frage Sie jetzt umgekehrt: Warum haben
Sie , wenn es so ist , daß das Urteil im Januar 1992
bereits Aufschluß über das falsche Verhalten der

Landesregierung gegeben hat , überhaupt ein Verfah¬
ren geführt? Dann hätten Sie doch gleich erklären
können : Bitte schön , wir haben uns geirrt ; in Zukunft
machen wir alles anders. - Können Sie mir das bitte
einmal erklären!

( Beifall bei den GRÜNEN, bei der CDU und
der F . D . P . )

Ministerpräsident Dr . Rau : Aber sicher. Herr Kol¬

lege Busch ! Das haben wir deshalb getan, weil elf
Punkte und nicht nur diese beiden Punkte Gegenstand
des Verfahrens waren.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Klose: Frau Kollegin Höhn , bitte
sehr!

Abgeordnete Höhn (GRÜNE) : Herr Ministerpräsi¬
dent Rau, Sie haben vorhin gesagt, Sie freuten sich,
daß die Neue Mitte Oberhausen kommt.

( Zuruf von der SPD : Sie hoffentlich auch !)

1
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( Höhn [ GRÜNE ] )
(A)

- Nein, in der Konzeption nicht . Ich freue mich , wenn
die Neue Mitte kommt , aber in einer anderen Kon¬
zeption. Das ist eine weitere Frage.

Herr Ministerpräsident Rau , Sie haben vorhin gesagt,
Sie freuten sich , daß die Neue Mitte Oberhausen
kommt. In diesem Zusammenhang ist , wie jetzt nach¬
gewiesen worden ist , von Finanzminister Schleußer,
der an dieser Sache ja beteiligt , mehrfach involviert
war , wie Sie sagen , nicht vertassungsgemäß gehan¬
delt, wie wir sagen , die Verfassung gebrochen wor¬
den . Glauben Sie , daß der Zweck die Mittel heiligt,
und würden Sie in einem künftigen Fall nochmals so
handeln , um eine Sache durchzubekommen?

Vizepräsident Dr. Klose: Herr Ministerpräsident,
bitte schön!

Ministerpräsident Dr . Rau : Also , ich glaube nicht,
daß je der Zweck die Mittel heiligt . Das glaube ich
nie. Ich halte es für eine ziemlich abstruse Vorstel¬
lung , der Zweck könne die Mittel heiligen . Ich halte
auch das entsprechende Zitat , auf . das sich dieses
gründet , für außerordentlich problematisch.

( B )
^ e'n> es £eht nicht darum, daß der Zweck die Mittel
heiligt , sondern darum , daß man bei der Aaslegung
der Verfassung irren kann, wie andere Landesregie¬
rungen , wie die Bundesregierung , wie wir geirrt
haben . Ich erhebe daraas aber nicht den Vorwurf des
Verfassungsbruchs . Das ist der Unterschied , und das,
so meine ich , ist ein Unterschied , der sehr deutlich
werden muß . Ich kenne keinen Fall , in dem etwa das
Bundesverfassungsgericht ein Gesetz oder eine Ent¬
scheidung des Bundestags zurückgewiesen und erklärt
hat , das sei verfassungswidrig.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Vesper
[GRÜNEI)

Mit diesen Worten " Das ist verfassungswidrig" ,
indem dann die jeweilige Opposition Konsequenzen
für den entsprechenden Minister fordert . Waigel wäre
nicht mehr im Amt ; kein anderer wäre im Amt , wenn
dieses Gesetz so gölte . Das ist falsch.

( Abgeordneter Dr. Vesper [ GRÜNEJ : Ist Wai¬
gel nicht Exekutive ? )

Vizepräsident Dr. Kiose : Zwischenfragen - sind hier
nicht zulässig.

Herr Kollege Schauerte , bitteschön!

Abgeordneter Schauerte (CDU) : Herr Ministerpräsi¬
dent , in den von Ihnen angesprochenen Urteilen des
Bundesverfassungsgerichtsheißt es: “ Das Gesetz . . .
ist verfassungswidrig.

" In diesem Urteil, das im
übrigen vollständig, mit allen Gründen versehen , uns
seit gestern vorliegt,

(Abgeordneter Lanfermann [F . D .P . ] : Seit
gestern früh! - Zuruf des Ministerpräsidenten
Dr . Rau - Weitere Zurufe)

heißt es:

Es wird festgestellt , daß der Finanzminister das
Recht des Landtags aus Art . 81 der l-andesver-
fassung verletzt hat.

(Beifall bei der CDU)

Das ist nicht vergleichbar.

Ministerpräsident Dr . Rau : Haben Sie gesagt "ge¬
brochen' oder "verletzt " ?

Abgeordneter Schauerte (CDU) : " verletzt"
, so steht

es darin.

Ministerpräsident Dr. Rau : Das ist doch eine For¬
mulierung, mit der - - ist etwas völlig anderes als das,
was Sie hier gesagt haben.

t

Vizepräsident Dr . Klose : Herr Ministerpräsident, Sie
sind jetzt noch nicht an der Reihe ; Sie können gleich
antworten. - Bitte noch Herr Kollege Schauerte!

Abgeordneter Schauerte (CDU) : Es ist unzulässig,
wenn Sie behaupten , das Verfassungsverfahrenwegen
der Finanzierung einer Müllkampagne hätte auch nur
irgend etwas mit dem hier zu prüfenden Verfassungs-

- Waigel ist auch Exekutive.
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(Schauerte [ CDU ])

Problem der Genehmigungspflicht beim Ankauf von
Grundstücken zu tun.

( Beifall bei CDU und F . D . P .)

Ich frage Sie deshalb: Ihr Finanzminister hat am
20 . Februar 1992 vor dem Landtag erklärt:

Der Erwerb des Thyssen-Grundstücks ist verfas¬
sungsrechtlich und haushaltsrechllich nicht zu
beanstanden.

Er hat am 5 . Mai 1992 - alles auch nach der von
Ihnen behaupteten Erledigung dieser Geschichte -
ausweislich der " Stuttgarter Zeitung" erklärt:

Ich würde jederzeit wieder so handeln.

(Widerspruch bei der SPD)

Das hat er in den vergangenen Wochen immer wieder
gesagt und auf die Bedeutung des Projekts für Ober¬
hausen hingewiesen . Er hat in seiner Presseerklärung
auf dieses - -

Vizepräsident Dr. Klose: Herr Kollege Schauerte,
ich bin ja sehr großzügig, weil es gar nicht anders
geht , in einer Fragestunde einen derart komplizierten
Sachverhalt überhaupt dem Publikum und den Kolle¬
gen hier verständlich zu machen. Trotzdem bitte ich
Sie , jetzt aber auf die Frage zu kommen.

Abgeordneter Schauerte ( CDU) : Herr Präsident , es
ist der letzte Vorhalt . Ich hatte ja gesagt : Ich frage
Sie darum . Der Minister hat das und das erklärt.

Nun der letzte Vorhalt; Der Finanzminister hat in
seiner Presseerklärung behauptet, er fühle sich durch
dieses Urteil bestätigt.

(Zurufe von CDU und F . D . P . )

Wenn das so ist , gehen wir dann richtig anzunehmen,
daß wir befürchten müssen , daß er genau eine solche

Sache wieder tun würde und sich von dem Urteil
nichts angenommen hat?

(Beifall bei CDU und F .D .P .)

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Ministerpräsident, Sie
oder der Herr Finanzminister?

Ministerpräsident Dr . Rau : Ich möchte dazu zuerst
etwas sagen . Der Finanzminister hat in einer Erklä¬

rung eine Gesamtwürdigung des Urteils zu allen elf
Punkten abgegeben. Daß er es als Bestätigung empfin¬
det , kann ich nachvollziehen.

(Zurufe von der CDU)

- Moment, ich bin noch nicht fertig.

• In den zwei Punkten - und das wird er gleich auch
ausführen in denen das Verfassungsgericht gesagt
hat, was die über- und außerplanmäßigen Ausgaben
angehe, sei das Verhalten des Finanzministers zu
beanstanden , wird dies nicht mehr Vorkommen und
kommt nicht mehr vor, und das schon seit längerem.
Darum ging es . Es ging nicht um den Grundstücks¬
kauf.

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDU] : Herr
Schleußer hat doch sein Verhalten für recht¬
mäßig erklärt ! )

Vizepräsident Dr . Klose: Wollen Sie noch antwor¬
ten , Herr Finanzminister? - Bitte schön,

Finatizminister Schleußer: Ja , Herr Kollege Schau¬
erte , genau das ist der Punkt . Die Bestätigung betraf

genau den Fall : Wie sieht es beim Grundstückskauf
aus , ist da verfassungswidrig gehandelt worden ? Es

ging ausdrücklich um § 64 Abs . 2; wir wissen , wor¬
über wir reden . Dieser Antrag von Ihnen ist zurück¬

gewiesen worden.

Unstreitig ist , daß die beiden Urteile, wie der Mini¬

sterpräsident bereits gesagt hat , zu überplanmäßigen
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(Minister Schleußer)

und außerplanmäßigen Ausgaben die Frage der Spe¬
zialität der Haushaltstag betreffen und daß die Spe¬
zialität der Haushaltstitel auch Bestandteil des Ver¬
fahrens war, zu dem am 28 . Januar 1992 das Urteil
erging . Sie hätten mit zitieren müssen , daß ich hier
vor dem Landtag gesagt habe : Das ist jahrzehntelan¬
ges Verwaltungshandeln , aber es wird umgestellt , es
wird abgestellt. - Ich habe Ihnen das im Haushalts¬
tag Finanzausschuß dargelegt . Dieses Verfahren läuft
seit über zwei Jahren.

Ich sage Ihnen weiter zu , Herr Kollege Schauerte,
weil das ja Ihr entscheidender Punkt sein sollte : Wird
aus der schriftlichen Begründung des Urteils deutlich

(Abgeordneter Dr. Linssen [ CDU ] : Aha , Sic
kennen es doch !)

- man muß Interpretationen ja auch zu lassen - , daß
weiteres Verwaltungshandeln notwendig ist, Herr
Kollege Linssen , dann ist doch selbstverständlich , daß
das vollzogen wird.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNEJ : Haben
Sie das Urteil schon? )

- Wir haben natürlich das Urteil.

(Lachen bei CDU und F .D .P .)

- Ja , was heißt das? Wir haben auch die mündliche
Begründung gehört . Ich sage Ihnen nur: Wir haben
das zu prüfen . Sollte cs Anlaß zu Korrekturen geben,
werden sie selbstverständlich vollzogen , wie es nach
dem 28 . Januar 1992 ebenfalls erfolgt ist . ohne jede
Frage und ohne jeden Abstrich!

(Beifall bei der SPD)

\ izeprüsident Dr. Klose : Herr Kollege Lanfermann,
bitte schön.

Abgeordneter Lanfermann (F .D. P . ) : Herr Minister¬
präsident ! Nachdem das Urteil schriftlich in allen
Gründen seit 8 . 55 Uhr gestern morgen jedenfalls der
I' -D . P . -Fraktion vorlag - ich hoffe , daß wir dieses
Mal nicht bevorzugt behandelt worden sind durch das
Gericht - , noch einmal : Wenn das Urteil vom 28 . Ja¬
nuar 1992, auf das ja in der Tat Bezug genommen

wird , so eindeutig auf das Handeln des Finanzmini-
sters bezogen werden kann , frage ich Sie als Prozeß¬
partei in Münster: Warum hat die Landesregierung
so, wie die Opposition nach der Erörterung der wirk¬
lich schwierigen Rechtslage einige ihrer Anträge
umgestellt oder zurückgenommen hat, dann nicht in
diesem glasklaren Punkt, den Sie heute so darstellen,
die Rechtslage anerkannt, den Verfassungsverstoß
anerkannt ? Dann hätten Sie ja nicht anderthalb Jahre
lang in Münster für eine Rechtsposition kämpfen
müssen , von der Sie heute sagen : Es war .uns immer
klar, daß es genau andersherum ist.

(Zustimmung bei der CDU)

Finanzminister Schleußer : Herr Kollege Lanfer-
mann ! " Es war immer klar, daß es andersherum ist " -
das ist eine Frage. Sie wissen , daß die Landesregie¬
rung auch eine Rechtsvertretung hatte. Diese Rechts¬
vertretung hat das anders bewertet und der Landes¬
regierung geraten, das Verfahren in allen elf Punkten,
in allen elf Anträgen fortzuführen. Wir sind da dem
juristischen Rat gefolgt.

( Lachen und Zurufe bei CDU und F . D . P .)

Vizepräsident Dr. Klose: Herr Kollege Hardt hat
eben beantragt, eine Aktuelle Stunde durchzuführen.
Dies ist möglich.

(Zustimmung bei der CDU)

Die Aktuelle Stunde wird dann am nächsten Tag, das
heißt am morgigen Freitag, durchgeführt. Das schließt
aber nicht aus , daß jetzt noch die weiteren Fragen
aufgerufen werden. Ich muß deshalb zuerst einmal
fragen , ob die Fragesteller ihre Fragen aufrechterhal¬
ten.

Herr Kollege Dr . Busch , bitte Schön , wollen Sie
weiter fragen?

(Abgeordneter Dr . Busch [ Düsseldorf]
[GRÜNE] : Nein. )

Herr Kollege Walsken?

( Abgeordneter Walsken [ SPD] : Nein . )

Frau Kollegin Schumann?

( Abgeordnete Schumann [GRÜNE] : Nein. )
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(Dr. Linssen [CDU ])

Wir hätten uns gewünscht , daß Sie dazu fähig gewe¬
sen wären!

(Lebhafter Beifall bei CDU und F. D .P. )

Vizepräsident Dr . Klose : Herr Ministerpräsident
Dr . Rau, ich erteile Ihnen das Wort.

(Zurufe von CDU und F . D . P . - Glocke des
Präsidenten)

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und . Herren ! Das von Herrn Kollegen Linssen
angemahnte Lob des Innenministers für den Minister¬
präsidenten

(Lebhafte Heiterkeit bei CDU und F . D . P . -
Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Das macht er
jetzt selbst !)

würde der Art und Weise , wie Herbert Schnoor und
ich seit anderthalb Jahrzehnten,

(Ah - Rufe von CDU und F . D . P .)

nein , seit zweieinhalb Jahrzehnten Zusammenarbeiten,
nicht entsprechen . Gefährlich und schädlich wäre es
nur geworden, Herr Linssen , wenn Sie mich gelobt
hätten . Das ist nicht passiert.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe an der Debatte dieses Themas vor allen
Dingen innerhalb meiner Partei intensiv teilgenom¬
men, und ich habe im Laufe der letzten zehn Jahre , in
denen wir das diskutiert haben , Positionen vertreten,
bei denen mir mancher Kompromiß schwergefallen
ist. Ich selber habe zu Anfang gesagt : Ich bin gegen
die Doppelspitze. Aber ich hatte Zweifel , was die
Direktwahl anging . Ich habe das immer gesagt

(Zurufe von der CDU)

- Moment! - , weil ich Länder kenne , in denen es eine
Direktwahl gibt , die dazu führt , daß alle politischen

Parteien in ihrer Substanz tangiert und gefährdet
werden.

(Zurufe von der SPD : So ist das !)

Deshalb habe ich mitgesucht nach einem Weg, der
dieses Spannungsverhältnis , von dem ich glaube, daß
es in der Kommunalpolitik vorhanden sein muß,
aufrechterhält und beigehält . Das geschieht mit die¬
sem Gesetzentwurf auf eine nach meiner Überzeugung
angemessene Weise.

Wenn Sie das heute so diskutieren , daß das keine
Reform ist , Herr Kollege linssen , sondern ein Re-
förmchen,

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDU ] : Ja !)

und wenn das alles stimmt , was Sie an Vorbehalten
vorgetragen haben , dann bleibt mir eine Frage : Wann
kommt denn Ihr Volksbegehren endlich?

( Beifall bei der SPD)

Dann werden Sie es doch machen ! Denn wenn das
alles stimmt , was Sie vorgetragen haben , dann sind
doch die Gründe für das , was Sie damals mit der
angeblichen Androhung eines Volksbegehrens gemeint
haben , immer noch vorhanden.

• (Zuruf des Abgeordneten Dr . Linssen | CDU ])

- Dann machen Sie es doch!

(Abgeordneter Dr . Linssen [ CDU ] : Es geht
doch um die Entscheidung , ob fünf oder acht
Jahre , um die Koppelung an die Kommunal¬
wahl . Das wissen Sie doch ! - Gegenrufe von
der SPD)

- Herr Kollege Linssen , zu der Frage , die auch Herr
Rohde gestellt hat , ob fünf Jahre nicht zu kurz seien!

(Abgeordneter Dr . Twenhoeven [ CDU ] :
Falsch ! )

Ich komme zu dem Ergebnis : Die sind richtig.

Wir haben in Nordrhein -Westfalen und im Saarland,
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(Ministerpräsident Dr . Rau)
(A)

in zwei von sechzehn Ländern , eine Amtszeit des
Ministerpräsidenten von fünf Jahren . Manchmal habe
ich den Eindruck , jedes meiner fünf Jahre ist Ihnen
viel zu lang.

(Lebhafte Heiterkeit bei der SPD - Demonstrati¬
ver Beifall bei der CDU)

Wir wählen den Bundeskanzler für vier Jahre . Da
können Sie doch nicht sagen , das reiche nicht , daß
der sich einarbeitet . Es gibt doch Fälle , in denen
zwölf Jahre nicht reichen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Aber ich bestreite ja nicht - -

(Abgeordneter Dom 1F . D . P . J : Das klingt
schön , ist aber falsch ! - Weitere Zurufe von
allen Fraktionen - Glocke des Präsidenten)

- Es macht mir aber Spaß , Herr Dom.

Ich bestreite ja nicht , daß viele der Argumente , die
Sie genannt haben , auch ihr Gewicht haben , sondern
ich sage Ihnen : Es war ein schwerer Weg auch für
die SPD - richtig ! Eine politische Partei , die so dis-

( B )
kussiönsfreudig ist wie die SPD,

(Lachen bei CDU , F . D . P. und GRÜNEN)

die eine solche kommunale Verankerung hat wie die
SPD , die tut sich mit einem solchen Reformwerk sehr
schwer.

Was ich nicht stehenlassen kann , Herr Linssen , ist,
ich hätte den Innenminister in Hagen im Regen stehen
lassen . Diese Legende wird eine sehr kurze Lebens¬
dauer haben . Wer in Hagen dabeigewesen ist - und
das sind ganz viele ! - , der weiß , daß ich in Hagen zu
denen gehört habe , die in den entscheidenden Fragen
unterlegen sind . Darüber haben Sie doch damals Ihre
ganze Häme gegossen.

(Abgeordneter Reul | CDU | : Da waren Sie doch
gegen die Direktwahl !)

Das war kein Regen , das war Ihre Häme!

Wir haben dann gemeinsam versucht , in einem Dis¬
kussionsprozeß , an dem sich viele beteiligt haben und
der heute seinen Abschluß findet , einen Weg - so sage
ich einmal - von Hagen nach Bielefeld zu finden ; das
war am 16 . Januar.

In der Zwischenzeit haben wir viele , viele schwierige,
zu Anfang oft auch streitige Gespräche geführt.

Für mich ist dieses Ergebnis eine große , wichtige -
- sicher nicht abschließende - Reform . Für diese
große , wichtige Reform möchte ich auch vor dem
Landtag meinem Freund Herbert Schnoor herzlich
danken.

(lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile das Wort Herrn

Abgeordneten Dr . Rohde für die Fraktion der F . D . P . .

(Unruhe)

Abgeordneter Dr . Rohde ( F.D.P.) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Wir haben
Ihnen , Herr Ministerpräsident , gestern empfohlen,
bevor man sich zu Urteilen . des Verfassungsgerichts ( D)
äußert , sollte man sie gelesen haben . Bevor man sich,
Herr Bundespräsidentenkandidat,

( Unruhe bei der SPD)

zu der Zeit der Legislaturperiode für den Minister¬

präsidenten äußert , sollte man in die Verfassung
sehen. Darin ist nachzulesen , daß es Legislaturperi¬
oden für Abgeordnete gibt , aber keine für Minister¬

präsidenten , weil sie aus der Mitte des Landtags
gewählt werden.

(Beifall bei der F . D . P . - Unruhe)

Das' ist zugegeben ein Punkt für die Opposition.

(Beifall bei der F . D . P . )

Jetzt kommen die anderen Punkte für die Opposition.

( Zuruf von der SPD : Keine Selbstbedienung ! )
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(Präsident Dr . Bertrams)

kretisienmg unseres Rechts , an dem alle drei Gewalten
im Rahmen ihrer Kompetenz beteiligt sind , ist jedoch
nicht nur eine klare Abgrenzung von Bedeutung , son¬
dern ebenso die Fähigkeit und Bereitschaft aller Be¬
teiligten zu einem wechselseitigen Aufeinanderhören.
Auf diese Fähigkeit und Bereitschaft ist unser Rechts¬
staat angewiesen , wenn er auch in schwierigen Zeiten
seine Stabilität und Wehrhaftigkeit bewahren will.

Wir leben in schwierigen Zetten , in Zeiten wirtschaftli¬
cher und sozialer Spannungen , in Zeiten zunehmender
Fremdenfeindlichkeit und Gewaltbereitschaft . Dies vor
Augen sollte sich alle staatliche Gewalt in dem Bewußt¬
sein verbunden wissen , daß ihr Tun nicht Selbstzweck
ist , sondern sich getreu der Präambel unserer
nordihein-westfalisehen Landesverfassung darauf auszu¬
richten hat , die Not der Gegenwart zu überwinden , dem
inneren und äußeren Frieden zu dienen und Freiheit,
Gerechtigkeit und Wohlstand für alle zu schaffen . - Ich
danke Ihnen.

(Allgemeiner Beifall)

Präsidentin Friebe : Ich danke Ihnen ; Herr Präsident
Dr . Bertrams , für Ihre Worte und wünsche Ihnen noch
einmal alles Gute und- eine glückliche Hand zum Wohle
der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes.

Ich darf nun Herrn Vizepräsidenten Dr . Klose bitten,
mich abzulösen , damit wir die entsprechenden Unter¬
schriften bei mir leisten können.

(Vorsitz : Vizepräsident Dr . Klose)

Vizepräsident Dr . Klose : Meine Damen und Herren,
ich mfe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Fragestunde

Drucksachen 11/7610 , 11/7674 und 11 17675

Mit dieser Drucksache liegen Ihnen vor die noch nicht
beantworteten Mündlichen Anfragen 562 , 563 und 570

sowie als neue Anfragen die Mündlichen Anfragen 587
bis 598.

Nach Mitteilung der Landesregierung wird die Mündli¬
che Anfrage 587 nicht , wie ursprünglich vorgesehen,
vom Innenminister , sondern vom Minister für Umwelt,
Raumordnung und Landwirtschaft beantwortet.

Außerdem erhielten Sie mit den Drucksachen 11/7674
und 11/7675 zwei Dringliche Anfragen der Abgeordne¬
ten Dr . Rohde von der Fraktion der F .D . P. und Uhlen¬
berg von der Fraktion der CDU , die nach Nummer 2
der Richtlinien für die Fragestunde zu Beginn der Fra¬
gestunde aufgerufen werden.

Ich rufe zunächst die

Dringliche Anfrage 599

des Abgeordneten Dr . Rohde von der Fraktion der
F .D .P . auf:

Neue Gesellschaften bei VOX

Nach Meldungen des Wodienendes will sich die
New Yorker Investment Bank "The Goldman Sachs
Group International " mit 25,2 % als Gesellschaf¬
ter an dem TV Privatsender Vox beteiligen . Die ■
vier für den Sender zuständigen Landesmedien¬
anstalten (NRW, Hesse , Bremen und Saarland)
haben angeblich mehrheitlich festgestellt , daß sie
den Einstieg des New Yorker Bankhauses und auch
des Verlegers Rupert Murdoch grundsätzlich ak¬
zeptieren würden . Angeblich hat die Hessische
Landesmedienanstedt die Meinung vertreten , daß
die VOX-Lizenz neu ausgeschrieben werden müsse.

Trifft es zu , daß auch andere , und zwar deutsche
Medienunternehmen , bereit waren , sich bei VOX
finanziell , programmlich und journalistisch zu be¬
teiligen?

Ich bitte Sie , Herr Ministerpräsident , um Beantwor¬
tung.
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Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident! Herr Kol¬
lege Dr . Rohde, Sie fragen, ob es zutreffe, daß deut-

* sehe Medienunternehmen bereit waren , sich neben der
UFA und der Finna News International mit einem Ge¬
sellschaftsanteil von 25,2 % am Fernsehsender VOX zu
beteilig« !. - Ja. Nach den Informationen, die der Lan¬
desregierung vorliegen, war und ist ein deutsches Me-
dienuntemehmen bereit, sich bei VOX zu engagieren.
Hs ist kein Geheimnis, um welches Unternehmen es
sich handelt. Seit Wochen berichtet die Presse ausführ¬
lich darüber, daß sich der Münchner Burda-Verlag für
eine Beteiligungan VOX interessiert.

Das zeigt aus meiner Sicht, daß der Fernsehsender
VOX für ein weiteres namhaftes deutschesMedienhaus
ein attraktives Wirtschaftsunternehmendarstellt, in das
zu investieren sich zu lohnen scheint.

Ich sage zugleich : Der Prozeß der Revitalisierung des
Fernsehsenders VOX ist allein eine Angelegenheit der
beteiligten Unternehmen . Deshalb müßte Ihre Frage an
diese Unternehmen gestellt werden und nicht an die
Landesregierung. Darüber, wer denn neben den Unter¬
nehmenUFA und News International als dritter Gesell¬
schafter an der Rekonstruktion von VOX mitwirkt,
können allein die beiden Unternehmen UFA und News
International entscheiden. Die Landesregierungwirkt an
solchenEntscheidungen weder mit noch nimmt sie Ein¬
fluß darauf. Wir können sie auch nicht bewerten oder
kommentieren. Hier geht es um Marktprozesse, bei
denen für staatliche Intervention kein Raum ist.

Gleichwohl hat die Landesregierung ein Interesse dar¬
an, daß die Revitalisierungvon VOX auf solider wirt¬
schaftlicher Basis und bei zulassungskonformen Pro-
graminproFil gelingt. Wir werden sehen , ob und wie
das gelingt.

Vizepräsident Dr. Hose : Danke schön. - Als erster
hat sich Here Kollege Dr . Vesper von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu einer Frage gemeldet.

Abgeordneter Dr. Vesper {GRÜNE): Here Minister¬
präsident , die Genehmigung wurde seinerzeit unter
bestimmten Voraussetzungen erteilt. Ich nenne als
Stichwort " informationsorientiertesProgramm"

. Immer

wieder gern erinnere ich mich wie wahrscheinlich auch
die anderen Kollegen hier im Hause an Ihren Werbe-
Gig von damals, in dem Sie sagten, VOX werde ein
Programm anbiet« ] , bei dem Sie keine Bedenken hät¬
ten, daß Ihre Kind« dieses Programm in Ihrer Freizeit
sähen.

Nun scheinen sich das Programm und die gesamte Kon¬
zeption erbeblich zu ändern. Muß dann nicht auch üb«
die Genehmigung noch einmal völlig neu beraten wer¬
den , und müssen Sie nicht auch noch einmal über Ihren
damaligen Werbefilm nachdenken?

Vizepräsident Dr . Klose : Herr Ministerpräsident.

Ministerpräsident Dr. Rau : Here Kollege Vesper, ich
bin sehr dankbar für diese Frage,

(Abgeordnet « Dr . Vesper [GRÜNE] : Das dach¬
te ich mir !)

weil ich hoffe, es gelingt mirjetzt endlich, einmal ldar-
Tumaohen, was ich gesagt habe . Ich habe nicht das von
Ihnen Zitierte gesagt, sondern ich habe dem Sender
Glück gewünscht und gesagt , ich erhoffte mir von ihm
ein Programm, das ich, wenn meine Kind « es sähen,
nicht zu beanstanden brauchte. Das heißt, ich habe
einen mahnenden Satz gesagt und keinen werbenden
Satz. Mir ging es darum, einem Sender, den ich gar
nicht kannte, nicht einen Persilschein auszufüllen, son¬
dern ihn im Begrüßungswort an seine Informations¬
pflicht und auch an die moralische Bedeutung eines
Fernsehsenders zu erinnern. Diese Erinnerung ist , so¬
weit ich Programme habe sehen können, nicht in allen
Punkten aufgenommen worden ; aber ich sehe wenig
fern, ich bin mehr ein Hörfunktyp . - Mir lag daran, das
einmal richtigzustellen.

Das Zweite: Die Frage, ob die Lizenz gilt, ist von der
Landesanstalt für Rundfunk zu entscheiden. Wenn sich

jemand dagegen wendet, muß die Landesanstalt für
Rundfunk darüb« entscheiden . Sie ist unabhängig, sie
ist vom Landtag berufen, und wir haben nur eine
rechtsaufsichtliche Funktion. Ich sehe im Augenblick
überhaupt keinen Anlaß , diese Frage zu stellen , aber
wenn einer d« Beteiligten oder ein« deijenigen, die
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beteiligt werden möchten, dieser Meinung ist, muß er
sich an die Landesanstalt für Rundfunk wenden.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Ab« wie
ist denn Ihre Meinung als Rundfunkexperte?)

- Ich kann das nicht beurteilen, weil ich weder weiß,
wie sich das Programm in den letzten Monaten entwic¬
kelt hat - ich habe es einfach nicht gesehen - , noch
weiß, welche Planungen diejenigen haben , mit denen
im Augenblick verhandelt wird . Ihre Frage unterstellt
ja, wenn ich es einma l etwas pauschal sagen darf : Viel¬
leicht ist Burda seriös« als Murdoch -

(Zuruf des AbgeordnetenArentz [CDU])

eine Ansicht , die ich nur sehr schw« nachvollziehen
kann , seit ich "Focus" lese.

(Abgeordneter Schauerte [CDU] : Aha! - Zuruf
des AbgeordnetenDr. Vesper [GRÜNE])

Vizepräsident Dr . Klose: Here Kollege Dr. Rohde von
der F .D .P. , bitte schön.

Abgeordneter Dr. Rohde (F .D.P.) : Here Ministerprä¬
sident, sehen Sie denn angesichts d« Rechtsverantwor¬
tung , die die Staatskanzlei hat, Anlaß , die Äußerung
von Helmut Markwort, es handele sich um einen frag¬
würdigen Lizenzhandel zugunsten von Murdoch od«
Bertelsmann , zu überprüfen, um auch jeden Verdacht
auszuräumen?

Ministerpräsident Dr . Rau: Dazu bin ich gern bereit.
Voraussetzung wäre nur , Here Rohde, daß es sich nicht
um Planungen , sondern um Entscheidungen handelt;
denn ich kann nur Entscheidungen d« Landesanstaltfür
Rundfunk überprüfen, kann und darf ab« nicht die
Außerung « i einzeln« Interessenten , gleichgültig von
welcher Seite , bewerten.

Vizepräsident Dr. Hose : Frau Kollegin Thomann-
Stahl , bitte schön.

Abgeordnete Thomann -Stahl (F .D.P.) : Vielen
Dank. - Nach dem Vier-Länder-Staatsvertragwird un¬
ter gleichrangigen Antragstellern vorrangig derjenige
zugelassen, d« im Programm die größere Meinungs¬
vielfalt erwarten läßt . Sind Sie der Auffassung, daß es
den Restgesellschaftem überlassen bleiben soll , die
Erfüllung des Vier-Länd« -Staatsvertrags einzuhalten?

Ministerpräsident Dr . Rau : Selbstverständlich. Dieje¬
nigen, die einen Femsehsend« auf d« Basis eines
Staatsvertrages betreiben , müssen gewährleisten, daß
sie das auch auf dieser Basis tun. Wenn sie das nicht
tun , muß die Landesrundfunkanstaltdag beanstanden.
Wenn die Landesrundfunkanstalt das widerrechtlich
nicht beanstandet, muß die Rechtsaufsicht handeln.

Ab« in diesem Stadium sind wir nicht, sondern wir
sind im Stadium von V« handlungen, von denen ich
interessiert lese - das einzige, was ich aus ihnen bisher
entnehme -, daß das Interesse an VOX größer ist , als
ich gedacht habe. Die Zahl derer, die b« eit ist, da
mitzutun, ist größer, als noch vor wenigen Monaten
hkr im Landtag befürchtet wurde, als man meinte, der
Sender wäre schon tot. Das ist er öffenbar nicht

Nur, ob « dann lebt , ist nicht Sache der Landesregie¬
rung, denn wir sind nicht d« Veranstalt« . Ob er auf
rechtmäßigerGrundlage existiert, das muß die Landes¬
rundfunkanstalt prüfen . Wenn sie zu einem Ergebnis
kommt, bei dem wir Zweifel haben, müssen wir diese
Prüfung zum Gegenstand unserer Rechtsaufsicht ma¬
chen . So ist der Vorgang.

Vizepräsident Dr. Hose : Frau Kollegin Hieronymi
von der Fraktion der CDU!

Abgeordnete Hieronymi (CDU) : Here Ministerprä¬
sident , Sie haben vorhin erklärt, daß die Frage d«
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Untemehmensbeteiligung allein eine Frage der beteilig¬
ten Unternehmen sei und daß Sie keinen Raum für
staatliche Intervention in dieser Frage sähen.

Der SPD-Bundesvorsitzeode und Kanzlerkandidat
Scharping hat am 26 . Juli in einem Schreiben unter
anderem an Herrn Wössner geschrieben - ich zitie¬
re - : "Ich möchte weder Time Warner noch Murdoch
noch Berlusconi als großen Femsehveranstalter in
Deutschland haben * .

Herr Ministerpräsident, für die SPD-Medienpolitik in
Deutschland zeigt sich damit ein offener Widerspruch
zwischen Ihnen und Herrn Scharping.

(Heiterkeit bei der CDU)

Wessen Wort gilt? Keine staatliche Intervention von
Herrn Rau oder die Position von Herrn Scharping, der
sich eindeutig zu der Frage der Untemehmensbeteili¬
gung äußert?

Vizepräsident Dr. Klose: Frau Kollegin, Sie haben
Ihre Frage gestellt. - Bitte schön, Herr Ministerprä¬
sident!

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Kollegin Hieronymi!
Erlauben Sie mir, daß ich so wohlwollendwie möglich
antworte.

(Heiterkeit - Abgeordneter Schauerte [CDU]:
Gegenüber Herrn Scharping?)

Es ist eine völlig andere Frage , ob der Sozialdemokrat
Scharping oder der Sozialdemokrat Rau eine medien¬
politische Äußerung macht - da könnte ich die gleiche
machen wie Herr Scharping - oder ob die Rechtsauf¬
sicht des Landes gegenüber der Landesrundfunkanstalt
oder in anderen Fällen gegenüber dem Westdeutschen
Rundfunk rechtliche Vorbehalte nennt . Da sage ich:
Das dürfen wir nicht.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt laufen Verhandlungen.
Uber diese Verhandlungen und ihr Ergebnis bat die
Landesmedienanstalt zu urteilen . Sie hat Gremien. Sie

ist unabhängig . Die haben Sie eingesetzt. Erst wenn die
sich rechtswidrig verhält, dann ist die Rechtsaufsicht
des Landes gefragt.

Es ist also nicht die Frage, ob ich Murdoch oder Burda
oder sonstwen wünsche, sondern es ist die Frage , ob
nach Recht und Gesetz gehandelt wird . Allein diese
Frage kann und darf ich beantworten.

Vizepräsident Dr . Klose: Herr Kollege Dr . Rohde!

Abgeordneter Dr . Robde (F.D.P.) : Herr Ministerprä¬
sident, da die Beteiligten nach Ihrer Auffassung allein
zu entscheiden haben, wen sie dazunehmen oder nicht,
also selbst über die Spielräume auch für ausländische
Beteiligte entscheiden - sind Sie denn der Auffassung,
daß dies eine richtige Maßnahme ist, die der Gesetz¬
geber getroffen hat?

Oder sind Sie der Auffassung von Herrn Scharping, die
in einem Brief an den Bertelsmann -Chef Mark Wössner
zum Ausdruck kam ' Ich möchte weder Time Warner
noch Murdoch noch Berlusconi als große Femsehver¬
anstalter in Deutschlandhaben * , daß also diese mögli¬
che Lücke oder diese weite Regelung politisch ge¬
schlossen oder anders interpretiert werden sollte?

Ministerpräsident Dr. Rau : Herr Kollege Rohde, wir
befinden uns im Augenblick in Gesprächen über Ver¬
änderungen des Rundfunkstaatsvertrages. Sie werden
davon gelesen haben.

Wenn Sie bedenken , daß das Ziel unserer Staatsver¬
träge auch war, deutsche Produktionen anzuregen, dann
ergibt sich meine Antwort von selbst. Ich möchte ger¬
ne , daß deutsche Unternehmen die Chance haben, hier
Produktionsstandorte aufzubauen , wobei ich mir im
klaren darüber bin, daß viele dieser deutschen Unter-

' nehmen inzwischen international so verflochten
sind - denken Sie einmal an Bertelsmann; der Umsatz
von Bertelsmann in den Vereinigten Staaten ist ganz
beträchtlich -, daß man nicht mehr allein von deutschen
Unternehmenreden kann.
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Ich möchte damit schließen festzustellea: Dieser Unter¬
suchungsausschuß hat insgesamt gute Arbeit geleistet.

(Zustimmung der Abgeordneten Höhn [GRÜ¬
NE]) . .

Ich glaube, aus dem , was in dem Untersuchungsaus¬
schußberichtsteht, kann man sich ein sehr vollständiges
und interessantes Bild von diesem FörderfaU EFMT
machen. Das fällt aber nicht zum Vorteil der Landes¬
regierung aus. - Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Fricbe: Danke schön . - Ich erteile das
Wort dem Herrn MinisterpräsidentenDr . Ran.

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin! Meine
Damen und Herren ! Ich hatte mir angesichts des außer¬
ordentlichen Gewichtes , das diese Diskussionhat, vor-
genommen , einige Bemerkungen zu verschiedenen
Aspekten des Untersuchungsberichteszu machen , der
in diesem Teilabschnitt heute dem Landtag zur Bera¬
tung vorliegt . Ich gestehe, daß ich nicht mehr ganz
Sicher bin , ob ich das so tun soll , wie ich es mir vor-
genommenhatte. Darum erlauben Sie mir, daß ich eine
sehr persönliche Rede halte.

Die Vorgänge , die hier zur Debatte stehen, liegen gut
zwei Jahre zurück . Ich war damals gehindert, mein
Amt wahlzunehmen . Alle Fraktionen dieses Hohen
Hauses haben das in angemessener Weise respektiert,
und ich habe dafür zu danken. Leicht war diese Zeit für
mich auch nicht , denn ich saß da und bekam Nachrich¬
ten, Zeitungen ; Überschriften. Ich kann mich an man¬
che Situation ohnmächtiger Wut , in der ich damals
gewesen bin , gut erinnern. Es hat dann auch einige
Gespräche gegeben.

Inzwischen sind die Vorgänge weit zurück, über zwei
Jahre . Wenn ich das richtig sehe, hat der Untersu¬
chungsausschuß sehr genau gearbeitet. Er hat eine Fülle
von Dingen festgestellt, die für die JLandesregierung
Anlaß sein werden , dem im einzelnen nachzugehen und
zu fragen : Kann man da in Zukunft etwas besser ma¬
chen ? - Der Umgang mit diesen Strukturhilfemitteln
war ein relativ neuer Vorgang. Wir haben uns sehr
darum bemüht, es richtig zu machen . Auch der Kollege
Heinemann und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
haben sich darum bemüht.

Ich will nicht verhehlen, daß ein solches Projekt wie (C)
EFMT seine Schwierigkeitengehabt hat und noch ha¬
ben wird . Ich bin dennoch stolz darauf, daß wir es
haben , und ich glaube, daß es einen ganz wichtigen
Beitrag leisten kann, sowohl was die medizmtechnische
Forschung als auch die wissenschaftliche Forschung
und den Umgang mit den Patienten angeht. Aber dazu
will ich jetzt nichts sagen.

Ich möchte Ihnen vielmehr in Erinnerung rufen, daß
Sie zu einer Zeit, als ich noch selber hier meine Funk¬
tion wahmahm, nämlich im März 1992 - erkrankt war
ich nur von Juli bis Oktober eine Debatte geführt
haben . In dieser Debatte ist über Hermann Heinemann
der Stab gebrochen worden: Da seien fürstliche Ge¬
schenke an einzelne Arzte ausgeteilt worden; da gehe
es darum, wie hier Politik nach Gutsherrenart gemacht
werde , Vetternwirtschaftmit krasser Bevorzugung ein¬
zelner, Politik wie ein Feudalherr - das erinnert mich
an Lappas und Otto , das erinnert an Coop und Neue
Heimat.

Meine Damen und Herren, das sind nicht Worte von
den Fluren; sie sind hier gesprochen worden. Ich geste¬
he : Sie bleiben mir wie viele andere Dinge in Erinne¬
rung.

Ich füge hinzu, daß , als Herr Kollege Schauerte die
ersten fünf Minuten sprach, ich gedacht habe : Das wird
heute ein guter Tag. Ich habe gedacht, Herr Schauerte ( D)
sagt : Herr Kollege Heinemann , wir haben Ihnen un¬
recht getan; die Vorwürfe waren falsch; Sie sind ein
Mann hoher Integrität. Und dann , habe ich gedacht,
kommt der Satz: Dafür entschuldige ich mich . Ich habe
gedacht: Diejenigen, die damals so geredet haben , die
gemerkt haben , sie haben einen Menschen gekränkt,
sagen jetzt : Wir entschuldigenuns.

(Zurufe von der CDU)

Darauf habe ich gewartet, meine Damen und Herren.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Schauerte , Sie werden , wenn ich das rich¬
tig weiß , nach vielen Jahren der Landtagsarbeitin ein
anderes Parlament wechseln - jedenfalls ist das Ihre
Absicht.

(Zuruf des Abgeordneten Hegemann [CDU])

Ich selbst habe einmal - ich gestehe , das ist über zwei
Jahrzehnte her - einen Kollegen gekränkt und falsch
beschuldigt . Ich mußte dann ans Rednerpult gehen und
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mich dafür entschuldigen. Ich hatte eben Knoten im
Hals und weiche Knie. Es war der Kollege Brügge-
mann aus Bochum , Herr Kollege Posdorf, mit dem ich
seither in einer freundschaftlichen Verbindung bb;
denn mebe Erfahrung ist: Wenn man menschliche
Schwächen und Fehler ebgesteht und das nicht nur
beiläufig tut , sondern sie in Ordnung bringt, ist das für
alle gut, auch für den , der es b Ordnung bringt.

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten
Meyers [CDU])

Weil ich selbst auch gelegentlich Gegenstand von An¬
griffen geworden bb , die ich als kränkend empfunden
habe - ich habe Herrn Schauerte vor kurzem b ebem
Fall daraufangesprochen sage ich Ihnen : Ich empfin¬
de große Genugtuung darüber, daß Mehrheit und Min-
derheit des Ausschusses die Ehre von Hermann Hebe¬
mann wiederhergestellt haben. Ich beklage , daß die
Debatte das nicht deutlich genug wiedergibt.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Es gab kebe Vetternwirtschaft , es gab keine Förderung
von Leibärzten, es gab keben Filz. Das waren aber
genau die Vorwürfe und Insinuationen, die dafür ge¬
sorgt haben , daß das Thema öffentlich so stark beachtet
wurde.

Ich wünschtemir, daß wir b diesem Haus daran däch¬
ten , daß der Zweck nicht die Mittel heiligt.

(Beifall bei der SPD)
.

Hermann Hebemann ist zehn Jahre eb erfolgreicher,
eb einsatzfreudiger, eb unverwechselbarer Arbeits¬
und Sozialminister gewesen. Ich habe sein Ausscheiden
nicht nur bedauert, sondern beklagt.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie jetzt Legenden stricken, dann glaube ich , daß
Sie dem, was vorher geschehen ist , nicht gerecht wer¬
den.

Sie gehen mir auch zu schnell mit dem Vorwurf um, es
sei etwas wahrheitswidrig. Gerade der letzte Redner hat
wieder einmal eben Brief von mir mit einem Satz zi¬
tiert , ohne den ganzen Brief und

(Abgeordneter Dr . Busch [Düsseldorf] [GRÜ¬
NE] : . . . aber den richtigen Satz !)

ohne die Antwort auf die Klebe Anfrage zu zitieren.

(Abgeordneter Dr. Busch [Düsseldorf] [GRÜ¬
NE] : Das kennen wir!)

Ich habe weder Radiologen noch sonstjemandea belo¬
gen,

(Zuruf des Abgeordneten Meyers [CDU])

und der Vorwurf, den Sie mir gemacht haben , trifft den
Sachverhaltnicht.

Aber ich stehe jetzt nicht hier , um meinen Anteil an
dieser Diskussion und am EFMT zu würdigen oder
zurechtzurücken , sondern ich stehe hier, weil ich glau¬
be , daß unabhängig davon , welche Zählungsfolge Sie
bei Mängellisten haben , w'ir doch diese Chance wahr¬
nehmen sollten, allesamt ebem Kollegen , der Fehler
und Schwächen hat wie jeder von uns , der natürlich b
seinem Handeb auch als Minister so wenig fehlerfrei
gewesen ist, wie ich es bb oder wie Sie es b Ihrer
Oppositionspolitik sbd , ebem solchen Manne heute
oinmal zu sagen : Wir danken Ihnen für das , was Sie für
unser Land geleistet haben,

(Lebhafter Beifall bei der . SPD)

und wir freuen uns, daß Sie von jedem persönlichen
Vorwurf der Vetternwirtschaft , des Filzes frei sbd;

(Zuruf des Abgeordneten Hegemann [ CDU ])

wo wir an einem solchen Vorwurf mitgewirkt haben,
bedauern wir das und entschuldigenuns dafür.

(Beifall bei der SPD)

Das wäre ebe große parlamentarische Stunde. Aber sie
sollte eigentlich der Alltag sein.

(Anhaltend lebhafter Beifall bei der SPD)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank, Herr Ministerprä¬
sident. - Ich erteilejetzt Herrn AbgeordnetenSchauerte
für die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Schauerte* 1 (CDU) : Herr Ministerprä¬
sident! Frau Präsidentb ! Mebe Damen und Herren! Zu
den persönlichen Vorwürfen gegen Hermann Hebe-
nwm habe ich hier wirklich ohne jeden Zweifel klar
und ebdeutig Stellung genommen und gesagt : Wir be-
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IA) send oder anspomend , in Strafverfahren hinein¬
hängt . Und das ist genau das , was Sie ihm vor¬
werfen.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr. Ves¬
per [GRÜNE] : Wir kritisieren , daß er die Un¬
wahrheit gesagt hat , Herr Farthmann !)

- Es ist das verfassungsmäßige Recht der Opposi¬
tion, einen Parlamentarischen Untersuchungsaus¬
schuß zu fordern; das respektieren wir . Wir haben
uns deswegen auch zu einem gemeinsamen An¬
trag mit Ihnen bereit gefunden . Dieser Antrag hat
erfreulicherweise auch in den Enzelausgestaltun-
gen zur Übereinstimmung geführt.

Ich will nur auf einen Punkt hinweisen : Es spielt ja
in diesem Fall Balsam - wir werden das auch se¬
hen , je weiter die Aufklärung da vorangeht - eine
große Rolle das , was die Banken getan oder un¬
terlassen haben.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Rich¬
tig !)

Ich glaube , daß da auch noch einiges an den Tag
kommt , was nicht sehr angenehm ist.

Sie haben es nun nicht lassen können und haben
ffi) es uns aufgezwungen , daß unter II . die Anstalten

des Landes und deren Beteiligungsgeseiischaften
hineingeschrieben worden sind . Jeder weiß natür¬
lich . was damit gemeint ist . Das ist die WestLB,
der wollen Sie nun an den Kragen . Das ist auch
Ihr gutes Recht.

Aber wir werden es nicht zulassen , daß in der
Öffentlichkeit der Endruck entsteht , als ob die
WestLB hier die Hauptbeteiligte wäre . Die WestLB
rangiert in dem Verfahren Balsam unter " ferner
liefen" . Soweit die WestLB einbezogen wird , wer¬
den wir dafür sorgen , daß die Deutsche Bank
und , ich glaube , auch die Dresdner Bank, die da
beteiligt sind,

( Beifall bei der SPD - Lebhafter Beifall bei
den GRÜNEN)

in gleicher Weise zeigen müssen , wie in diesem
Fall - das haben wir ja noch nicht erlebt - die Ban¬
ken bei der Kreditvergabe über den Tisch gezogen
worden sind . Ich glaube , sie haben keine sehr
rühmliche Rolle dabei gespielt.

Dem allen will ich aber gar nicht vorgreifen . Ich (C)
wollte nur darauf hinweisen , daß wir darauf ach¬
ten werden . Ich finde es auch nicht gut , daß Sie
sozusagen aus vordergründigen parteipolitischen
Motiven immer gleich die WestLB versuchen in
die Schußlinie zu bringen . Das ist eine Landes¬
bank , für deren wohlverstandene Interessen wir
alle gemeinsam verantwortlich sind . Deswegen
bitte ich darum , daß wir da Gleichbehandlung
walten lassen . Wenn Sie mit mir der gleichen Mei¬
nung sind , Herr Linssen , wird es Ja in Zukunft
keine Schwierigkeiten dabei geben.

Wir werden alles in unseren Möglichkeiten Ste¬
hende tun , um die Ermittlungen dieses Parlamen¬
tarischen Untersuchungsausschusses zu fördern.
Ich hoffe , daß wir es hinbekommen , daß wir Ih¬
nen nicht den Gefallen tun , Ihnen neue Vorlagen
zu schaffen , über Verfahrensfragen mit uns zu
streiten und uns möglichst schnell wieder in die
Presse zu ziehen in Punkten , die mit der Sache
nichts zu tun haben.

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [ CDU ] )

Wir wollen Ihnen gern dabei helfen , daß das , was
der Sache dient , gefördert wird , ln diesem Sinne
stimmen wir auch dem Antrag zu . - Herzlichen
Dank.

ID)
( Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile Herrn Minister¬
präsident Dr. Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau: Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren! Ich habe die Einsetzung vieler
Untersuchungsausschüsse zu unterschiedlichen
Zeiten innerhalb der Wahlperiode erlebt , auch
Untersuchungsausschüsse , die im letzten Jahr vor
einer Landtagswahl eingesetzt wurden , und die
nicht immer das gebracht haben , was die Antrag¬
steller sich davon versprochen haben.

Die heutige Debatte fand icb sehr interessant,
und darum mache ich ein paar Bemerkungen.

Ich fand interessant die Fragen , die Herr Schultz-
Tornau gestellt hat , und ich meine , das sind Fra¬
gen , die müssen und die sollen und die werden
beantwortet werden.
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(A) (Abgeordneter Dr . Vesper {GRÜNE] : Das ist
sehr gut !)

Das ginge auch ohne Untersuchungsausschuß,
aber ein Untersuchungsausschuß ist ein legitimes

■ Mittel , solche Fragen zu beantworten.

Nicht verstanden habe ich - und das muß nicht an
mir liegen * die Rede von Herrn Dr. Linssen . Die
Rede von Herrn Dr. Linssen war ein eindeutiges
Plädoyer gegen die Einsetzung eines Untersu¬
chungsausschusses;

( Beifall bei der SPD)

denn er hat schon alle Urteile , er weiß schon al¬
les.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Hovest
[ SPD ] : Wie immer ! - Abgeordneter Aigner
[ SPDI : Der Schlaumeier ! )

Was Sie , Herr Dr. Linssen , wollen , das ist etwas
ganz anderes als das , was Herr Schultz -Tornau
will , soweit ich ihn und Sie verstanden habe.

ln einem Interview rm Bonner "General-
Anzeiger " - und da sage ich nun , so wie Herr
Vesper es von der NRZ sagt , daß sie der SPD

( B ) nicht femsteht ; ich habe da gelegentlich eigene
Eindrücke - hat Herr Dr. Linssen gesagt : Träte
Herr Krumsiek zurück , gäbe es eine neue Lage,
und wir müßten nachdenken , ob wir das machen.

(Abgeordneter Schauerte [CDU ] : Nachden¬
ken können wir immer ! )

Sehen Sie , das ist im Grunde gemeint.

(Abgeordneter Hovest [SPD ] : So ist es !)

Ich bin dem Kollegen Farthmann dankbar dafür,
daß er das deutlich gemacht hat.

Es bleiben Fragen . Es gibt viele Möglichkeiten,
solche Fragen zu beantworten . Wenn der Justiz¬
minister sie beantwortet , haben Sie jeweils Kritik,
gelegentlich auch Kritik an seinem Stil.

Ich kann nur sagen : Ich habe in den letzten Unter¬
suchungsausschüssen , die wir erlebt haben , so¬
viel Informationen über Pressemeldungen , dpa-

Meldungen aus den Sitzungen bekommen , daß (C)
ich gelegentlich Zweifel daran hatte , ob ein Unter¬
suchungsausschuß ein geeignetes Instrument zur
Wahrheitsfindung ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe zu oft erlebt , daß ein mit richterlicher
Unabhängigkeit ausgestattetes Gremium , wie es
ein Untersuchungsausschuß ist , sich offenbar
nicht darum bemüht , zuerst Sachverhalte zu klä¬
ren und dann im Ausschuß die Sachverhalte zu
bewerten , sondern daß Untersuchungsausschüs¬
se dazu benutzt werden - um es neutral zu formu¬
lieren - , Schnitzeljagden zu machen , indem man
schon während der Sitzung nach draußen geht
und sogenannten befreundeten Journalisten seine
Erkenntnisse in der Form von Wertungen mitgibt -
einschließlich Rücktrittsforderung.

Und dann kann es so kommen , wie wir es hier
vor kurzer Zeit erlebt haben , daß nämlich ein Jahr
später das , was vorher geäußert worden ist , öf¬
fentlich zurückgenommen wird; aber der Schaden
wird damit nicht geheilt . Das , was Sie mit Her¬
mann Heinemann gemacht haben , ist ein Beispiel
dafür.

(Beifall bei der SPD)
( D)

Ich selber gehöre zu denen , die natürlich diesen
Bericht von Herrn Bönning gelesen haben . Ich
hatte auch dazu geraten , einen solchen Bericht
anzufordern.

(Abgeordneter Hegemann [ CDU ) : Da ist er
nicht einmal von alleine drauf gekommen ?)

- Nein , nein , wir beraten so etwas miteinander,
Herr Hegemann . Sie müssen sich einmal ein Kabi¬
nett vorstellen . Das ist ein Kollegialprinzip . Der
Versuch , das Kabinett und mich auseinanderzudi¬
vidieren , der ist so alt , wie ich im Amt bin . Das
werden Sie nicht hinkriegen.

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDU1: Freunde
verläßt man nicht !)

- Freunde verläßt man nicht ! Stellen Sie sich ein¬
mal vor, Herr Linssen . das hätten alle Spitzen¬
kandidaten in Nordrhein -Westfalen bei der CDU
erfahren ! Dann wären Sie gar nicht da!
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(A ) (Lachen und Beifall bei der SPD - Abgeord¬
neter Dr. Vesper [GRÜNE] : Und erst bei der
F .D.P . l - Abgeordneter Dr . Rohde ( F. D . P .J:
Wir sind da ganz freundschaftlich !)

- Da will ich nun nicht noch Salz in die Wunden
streuen , was die F. D . P. angeht . Ich weiß ja nicht
einmal , ob es als Kompliment verstanden wird,
wenn ich sage : Ich mache noch einen Unter¬
schied zwischen der Bundes - F . D . P . und der
Landes -F.D .P. Ob der Wähler das tut , ist eine
ganz andere Frage . Das wissen wir in einem hal¬
ben Jahr.

(Zurufe von CDU und F. D .P .)

Ich wollte gerne - -

(Anhaltende Zurufe von CDU und F . D . P . )

- Ich bin natürlich mit dem Themenwechsel ein¬
verstanden , meine Damen und Herren!

(Allgemeine Heiterkeit)

Aber ich wollte gerne sagen , daß nach meiner
Überzeugung alle Vorkehrungen dafür getroffen
sind , daß der gesamte Sachverhalt aufgearbeitet,
geprüft und öffentlich dargestellt wird . Ich ver-

(B1 hehle nicht, daß das mit Zeitplänen geschieht , die
mir nicht lieb sind.

Ich nenne ihnen ein Beispiel , Herr Vesper . Sie
haben eine Strafanzeige , wenn ich es richtig juri¬
stisch formuliere , gegen Herrn Schmiedeskamp
gestellt . Sie wird vom Generalstaatsanwalt in
Köln bearbeitet.

(Abgeordneter Dr . Vesper [ GRÜNE] : Vom
Staatsanwalt !)

- Bitte? Vom Staatsanwalt in Köln . Das bedeutet:
In dieser Zeit kann ein Disziplinarverfahren nicht
durchgeführt werden . Das geht erst nach dem
Abschluß dieses Strafverfahrens . Das heißt , es
dauert länger.

Wenn der Justizminister aufgrund des Bönning-
Berichtes ein Disziplinarverfahren gegen Schmie¬
deskamp , gegen einen anderen Staatsanwalt und
gegen einen Mitarbeiter des Generalstaatsanwal¬
tes in Hamm einleitet , um Aufklärung zu liefern
und öffentlich darlegen zu können , dann darf man

nach meiner Überzeugung solche im Interesse des (C)
Vertrauensschutzes der Justiz gebotenen Maß¬
nahmen nicht mit dem Stichwort " Bauernopfer"
belegen . Das sind nicht " Bauernopfer "

, sondern
das sind rechtlich gebotene Schritte zur Wieder¬
herstellung des Vertrauens in die Justiz.

( Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr . Ves¬
per [GRÜNE] : Er hat vier Monate damit ge¬
wartet !)

Es kann sich ja erweisen , daß das nicht ausreicht.
Dann muß mehr geschehen.

(Abgeordneter Dr . Vesper [ GRÜNE] : Eben !)

- Aber , Herr Kollege Vesper , wichtiger ist , daß
gegen die vier Inhaftierten jetzt endlich die Ermitt¬
lungen zu Ende geführt werden.

(Ha, ha ! bei der CDU)

Ein wie schwieriger Sachverhalt das ist , wissen
alle , die mal mit Wirtschaftsstrafsachen zu tun
hatten.

( Beifall bei der SPD - Abgeordneter
Dr . Linssen [ CDU] : Die Ermittlungen dürfen
auch nicht behindert werden !)

(D)
- Nein , nein , Herr Kollege Linssen , Sie behindern
sie nicht . Sie fördern sie auch nicht . Das ist auch
gar nicht Ihre Aufgabe.

(Zuruf des Abgeordneten Schauerte [ CDU ])

Mir geht es darum , darauf hinzuweisen - - Herr
Kollege Vesper , Sie haben eben in Ihrem Diskus¬
sionsbeitrag von der Vier-Monate -Frist bis zur
Verhaftung des Wirtschaftsprüfers gesprochen

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE) : Drei
Monate !)

- oder drei Monate - . Ich gestehe Ihnen , daß es
auch mein Denkvermögen überschritten hat , daß
nicht nur der Vorstand einer Gesellschaft rechts¬
widrig .handelt , kriminelle Taten begeht , sondern
daß die Testate des Wirtschaftsprüfers selber von
krimineller Energie geladen sind . Darauf war ich
nicht gekommen . Ich halte es für denkbar , daß
die Tatsache dieser Testate die Staatsanwalt¬
schaft in Bielefeld und den Generalstaatsanwalt in
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(A ) Hamm in gutem Glauben gelassen haben - über
eine viel zu lange Zeit , das gebe ich ja zu . Das
werden wir prüfen.

Es wird keiner , der sich in diesem Verfahren
schuldhaft oder grob fahrlässig verhalten hat , um
seine Verantwortung herumkommen.

Wenn man aber einerseits einen Riesenkatalog
von Fragen publikumswirksam stellt, Überschrif¬
ten wählt und andererseits so tut , als seien alle
Fragen beantwortet , als brauche man keinen Un¬
tersuchungsausschuß , als sei schon klar , daß es
der Justizminister war,

(Beifall bei der SPD)

da kann ich nur sagen : Das Wort "doppelbödig"
ist da bestenfalls ein Kompliment.

(Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dr. Ves¬
per [GRÜNE] : Hat der Justizminister nun
auf die Kleine Anfrage unzutreffend geant¬
wortet oder nicht ?)

- Der Justizminister hat Ihnen selber dargestelit,
daß und warum er in der Stunde der Beantwor¬
tung der Kleinen Anfrage auf der Basis seines
Wissens wahrheitsgemäß , aber materiell unrichtig

(B) geantwortet hat . Das hat er Ihnen gesagt.

(Abgeordneter Dr . Vesper IGRÜNE1 : Ist das
Ihr Verständnis von politischer Verantwor¬
tung ?)

- Das hat er Ihnen gesagt . Wenn es - bisher so
war , daß alle Berichte von Staatsanwaltschaften
und Generalstaatsanwälten als zureichende Basis
für die Beantwortung Kleiner Anfragen galten,
dann kann ich nicht verstehen , wieso Sie daraus
in diesem Falle einen Vorwurf ableiten.

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDU] : Er kannte
den Bericht des Polizeipräsidenten !)

- Weil dieser Bericht des Polizeipräsidenten da
war , darum hatte der Justizminister den General¬
staatsanwalt in Hamm nach Bielefeld geschickt
und um Überprüfung gebeten . Das Ergebnis die¬
ser Überprüfung hat er Ihnen in der Kleinen An¬
frage dargestelit.

Meine Damen und Herren ! Mir ging es darum , (C)
deutlich zu machen:

(Zurufe von CDU und GRÜNEN)

Sie vermischen unterschiedliche Dinge . Das Zitat
von Herrn Linssen macht dies deutlich . Der stän¬
dige Hinweis darauf , daß ich Kabinettsumbildun¬
gen angekündigt , angedroht , versprochen , zuge¬
sagt , in Aussicht gestellt habe , zeigt die wirkliche
Richtung.

( Abgeordneter Dr . Linssen [CDU] : Fragen
Sie mal Herrn Farthmann !)

Erhoffen Sie nicht zuviel von Kabinettsumbildun¬
gen ! Selbst wenn sie kämen , würden nur andere
Sozialdemokraten ins Kabinett kommen

(Bravo ! bei der SPD)

und niemand aus Ihren Fraktionen!

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Klose : Ich erteile Herrn Kollegen
Paus für die Fraktion der CDU das Wort.

(D)

Abgeordneter Paus (Detmold ) ( CDU ) : Herr Prä - ■
sident ! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Kollege Farthmann , es ist schon verwunder¬
lich, wie Sie es wieder einmal geschafft haben,
Ihre wahre Meinung über diesen Skandal und über
diesen Justizminister hier bei Ihrer Rede dem Ho¬
hen Hause zu verheimlichen.

(Zustimmung bei der CDU - Abgeordneter
Dr. Vesper [GRÜNE ] : Hat er doch gar nicht!
Es springt ihm doch aus den Augen !)

Ihr Hinweis auf den Termin der heutigen Sonder¬
sitzung , Herr Kollege Farthmann , ist schlicht und

ergreifend in Anbetracht dieses Skandals , mit
dem wir es zu tun haben « klein - klein und billig.

Sie bestreiten - das war Ihr weiterer Hinweis - die
Berechtigung des Untersuchungsausschusses.
Alles sei doch schon bekannt . Herr Kollege Farth-
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da! . Diesen Skandal müssen wir gemeinsam klä¬
ren . Darum geht es.

Ich denke , daß Sie das aufklären werden und bet
der nächsten Sitzung unseres Ausschusses
- etwas besser vorbereitet - diese Fragen dann
beantworten können.

(Beifall bei den GRÜNEN und der F . D . P.)

Vizepräsident Schmidt : Vielen Dank , Herr Kollege
Vesper . - Meine Damen und Herren, weitere
Wortmeldungen zur Aktuellen Stunde - Antrag der
Fraktion der F. D .P . - liegen mir nicht vor.

Ich schließe die Aktuelle Stunde und gehe davon
aus - das ist auch zugesagt worden -, daß dies
weiter Thema der Berichterstattung in den Aus¬
schüssen sein wird.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
die Sonn - und Feiertage (Feiertagsgesetz NW)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 11 /7826

erste Lesung

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich
das Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Es mag Ihnen ungewöhnlich
erscheinen , daß ich einen Gesetzentwurf einbrin¬
ge , für den die Ressortzuständigkeit beim Innen¬
minister liegt , mit dem ich diese Einbringung ab¬
gestimmt habe.

Mir scheint aber , daß angesichts der öffentlichen
Diskussion um das hier anstehende Thema einige
grundsätzliche Bemerkungen zu machen sind . Ich
möchte diese Bemerkungen auch deshalb selber
machen , weil ich in den letzten Wochen und Mo¬
naten von vielen als Person angesprochen worden
bin, und zwar nicht nur als Ministerpräsident , son¬
dern auch als jemand , der seit 30 Jahren eine

kirchliche Funktion als berufenes Mitglied der
Synode der Evangelischen Kirche im Rheinland
wahmimmt.

Wer in diesen Tagen die Zeitungen verfolgt , der
stellt fest : Die gegenwärtig in Halle tagende Syn¬
ode der evangelischen Kirche in Deutschland , die
sich mit schwierigen Fragen befaßt , hat unter
anderem die Warnung wiederholt , die auch die
Evangelische Kirche und die katholische Kirche in
Nordrhein -Westfafen ausgesprochen haben , den
Buß- und Bettag zur Finanzierung der Pflegeversi¬
cherung heranzuziehen.

Es gibt eine Fülle von Stimmen zu diesem Thema.
Es gibt eine Fülle von besorgten Briefen , Anrufen
und viele Gespräche . Weil dieses Thema in unter¬
schiedlichen Ausprägungen offenbar sehr viele
Menschen bewegt , möchte ich gern begründen,
warum wir Ihnen diesen Vorschlag machen , von
dem ich hoffe , daß er im Landtag eine breite Zu¬
stimmung findet.

Ich will vorab sagen : Die beiden Kirchen - die
evangelische und die katholische Kirche - haben
uns in Gesprächen , um die ich sie gebeten und zu
denen ich sie eingeladen habe , eine deutlich ab¬
weichende Meinung gesagt . Ich möchte hinzufü¬
gen , um erst gar nicht Mißverständnisse aufkom-
men zu lassen : Dabei hat nicht die eine Kirche für
ihren Feiertag gekämpft und die andere ihre Feier¬
tage verteidigt , sondern beide großen christlichen
Kirchen haben dringend gebeten , zur Finanzierung
der Pflegeversicherung einen anderen Weg als
den der Streichung eines gesetzlichen Feiertages
zu gehen.

Wenn man sich so im Gegensatz zu den beiden
großen Kirchen begibt , wie ich das jetzt hier tue,
dann , glaube ich , ist auch eine persönliche Be¬
gründung angemessen . Die würde ich Ihnen gern
anläßlich dieser Einbringung sagen.

Das erste : Ich glaube , daß die Kirchen recht .ha¬
ben, wenn sie sagen , die Feiertage gehörten nicht
ihnen , sie seien nicht den Kirchen zugeordnet,
sondern sie dienten den Menschen . Das ist ganz
unabhängig davon , ob es sich um kirchliche oder
staatliche Feiertage handelt . Darum ist die Ab¬
schaffung eines gesetzlichen Feiertages wie etwa
des Buß- und Bettages nicht nur ein Einschnitt für
evangelische Christen , sondern für alle Menschen
im Lande . Das muß man sich bewußt machen,
wenn man einen solchen Gesetzentwurf vorlegt.
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Das zweite , worauf ich hinweisen möchte : Es gibt
auch andere Lösungsmöglichkeiten . In Sachsen
hat die Mehrheitsfraktion entschieden , daß kein
Feiertag abgeschafft werden soll , sondern daß die
Arbeitnehmer selber unmittelbar die Kosten für
die Pflegeversicherung tragen sollen , unmittelbar
durch entsprechenden Lohnabzug , ln Baden-Würt¬
temberg hat das Kabinett gestern beschlossen,
nicht , wie in den meisten anderen Ländern , den
Buß- und Bettag seines gesetzlichen Schutzes als
Feiertag zu entkleiden , sondern den Pfingstmon¬
tag . Auch das ist eine Variante . Die Mehrheit der
Länder ist allerdings der Meinung , man solle auf
den Buß - und Bettag verzichten.

Ich selber habe in den Gesprächen mit den Kir¬
chen , aber auch schon vorher , gesagt , daß ich die
Streichung des Pfingstmontags aus einem Grund
für falsch hielte und die Streichung des Buß- und
Bettages demgegenüber für richtiger - nicht für
richtig , ich glaube nämlich , daß es ein wirklicher
kultureller Einbruch wäre , wenn wir die großen
christlichen Feste Weihnachten , Ostern und Pfing¬
sten angriffen.

( Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Diese drei Feste sind so - lassen Sie es mich ein¬
mal so sagen - mit dem Stifter des Christentums
verbunden , sie haben so stark einen christologi-
schen Bezug , daß ich diese drei Feste als Höhe¬
punkte im Jahr erhalten wissen möchte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU)

Nun stehen wir aber vor einer großen Schwierig¬
keit . Wir reden über die Abschaffung eines Feier¬
tages , und wir sollten doch über die Einführung
der Pflegeversicherung reden . Denn , meine Da¬
men und Herren , die Diskussion um die Abschaf¬
fung eines Feiertages verdunkelt , worum es ei¬
gentlich geht . Es geht darum , daß der Skandal
aufhört , daß Menschen , die ihr Leben lang ge¬
arbeitet haben , dann , wenn sie Pflege brauchen,
zum Sozialamt geschickt werden.

( Beifall bei der SPD und der CDU)

Das ist der eigentliche Sinn der Pflegeversiche¬
rung.

Ich bin dankbar dafür , daß angesichts der nahezu
einhelligen Meinungen der beiden Kirchen der

mgjährige Präsident des Diakohischen Werkes,

Karl-Heinz Neukamm , sich deshalb , weil es um
die Pflegeversicherung geht , zugunsten der Strei¬
chung des Buß- und Bettages ausgesprochen hat.
Ich halte das für eine gewichtige Stimme . Sie ist
numerisch nicht mit dem vergleichbar , was Präsi¬
des , Bischöfe , Räte und Synoden gesagt haben.
Aber ich möchte darauf hinweisen : Es gibt auch
diese Stimme.

Das dritte, worauf ich hinweisen möchte , ist : Wir
haben uns um eine soweit wie möglich bundes-
einhertliche Lösung bemüht . Deshalb ist die Strei¬
chung des Fronleichnamstages nicht ernsthaft in
Erwägung gezogen worden . Es gibt Menschen -
leider immer noch -, die glauben , daß Feiertage

auch eine Möglichkeit wären , kontrovers konfes¬
sionelle Positionen zu beschreiben . Es gibt Men¬
schen , die sagen : " Es ist typisch : Hier wird ein
evangelischer Feiertag geopfert . Warum nicht ein
katholischer ? "

. Ich bin dafür dankbar , daß sich
die Kirchen nicht gegeneinander haben treiben
lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Feiertage sind eine ökumenische Sache , und
die Feiertage dürfen nach meiner Meinung nicht
als Schlagstock gegeneinander mißbraucht wer¬
den.

Nun sage ich zur Pflegeversicherung : Sie hat ei¬
nen schwierigen , einen bedrückenden Weg ge¬
habt . Wie viele Jahre ist darüber geredet worden!
Wie oft ist das in Koalitionsgesprächen , Koali¬
tionsvereinbarungen , Parteigesprächen gewesen,
bis in den Vermittlungsausschuß hinein ! Mir wäre
es lieber gewesen , es wäre eine Regelung mft der
Streichung eines Urlaubstages gefunden worden.
Das war nicht zu machen . Das war deshalb nicht
zu machen , weil vorher eine jahrelange Kampagne
mit dem Stichwort " Karenztage ’ geführt worden
war , die das Klima in der Bundesrepublik belastet,
wenn nicht vergiftet hat.

Deshalb hat am Schluß der Bundestag - und der
Bundesrat sogar einstimmig - beschlossen , daß
ein bisheriger gesetzlicher Feiertag entfallen soll,
der - so steht es im Gesetz ; das ist für uns nicht
disponibel - regelmäßig auf einen Werktag fällt.
Wenn man sich diese Feiertage ansieht , dann
stellt man fest , daß das nicht so viele sind . Aber
es bedarf eines Feiertages , der regelmäßig auf
einen Werktag fällt , wenn man die Kosten der
Pflegefinanzierung hereinbringen will.

Landtag Nordrhein -Westfalen 1820? Plenarprotokoll 11/145 09 . 11 . 1994

(Ministerpräsident Dr. Rau)

Man muß sich klar darüber sein : Auch bei dieser
IA ) Lösung zahlen allein die Arbeitnehmer . Zu diesem

schwierigen Schritt haben sich die Fraktionen des
Deutschen Bundestages bereitgefunden , manche
gegen große Widerstände , alle aber , weil sie der
Meinung waren : Wir brauchen jetzt statt jahrzehn¬
telanger Auseinandersetzungen um die Pflege¬
versicherung wirklich eine Pfiegeversicherung,
und wir brauchen Entlastung vor allem für die
häusliche Pflege . Das ist das Thema.

Es geht nicht um den Neubau von Altenpflegehei¬
men , sondern es geht um die Finanzierung der
häuslichen Pflege für Millionen von Menschen.
Und , meine Damen und Herren , wenn es darum
geht , dann meine ich , es sei nicht mangelnder
Respekt vor der Tradition des Buß- und Bettages
und es sei auch nicht mangelnder Respekt vor
dem theologischen Gehalt dieses Tages , der ja im
Ursprung ein weltlicher Feiertag gewesen ist und
den es in dieser bundeseinheitlichen Fassung - so
sage ich einmal - erst seit 1934 gibt , wenn man
diesen Buß- und Bettag trotz der Bedenken und
des Widerspruchs der Kirchen zur Finanzierung
der Pflegeversicherung ins Auge faßt.

Ich habe mich in den letzten Monaten , weil ich
viele Briefe bekommen habe , weil mich viele an¬
gesprochen und auch angegriffen haben , mit der

IB1
Geschichte dieses Feiertages intensiv beschäftigt.
Ich selber habe jetzt erst gelernt , daß es einen
speziellen kirchlichen Bußtag seit dem Ende des
4 . Jahrhunderts gibt, als die katholische Lehre als
Staatsreiigion festgesetzt wurde . Dann gab es die
Quatember-Tage zu Beginn der vier Jahreszeiten.

Es hat immer wieder Bußtage gegeben , eine Zeit¬
lang 200 verschiedene in ganz Deutschland . Ein
erster Versuch , zu einem gemeinsamen Tag zu
kommen , ist 1852 .unternommen worden . Noch
1378 gab es in den deutschen Ländern 47 Bußta¬
ge an 24 verschiedenen Tagen.

In den letzten Jahren - das muß man , wenn man
die innerkirchliche Diskussion ein Stück weit mit
berücksichtigen will , auch bedenken - hat der
Buß- und Bettag für viele Christen eine zusätzli¬
che Bedeutung bekommen ; denn er ist im Zusam¬
menhang mit der jährlichen Dekade für Frieden,
Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung be¬
gangen worden . Deshalb fällt vielen der Verzicht
auf diesen Bußtag schwer . Ich kann das gut
nachvollziehen.

Ich sage aber andererseits aus meiner Erfahrung:

Wir haben in Nordrhein-Westfalen den Reforma¬
tionstag nicht als einen gesetzlichen Feiertag,
sondern Allerheiligen . Das ist eine Übung , die
vom Ende der 40er Jahre stammt . Das hat die
evangelische Kirche nie gehindert , den Reforma¬
tionstag als einen kirchlichen Feiertag zu bege¬
hen , dann freilich mit Veranstaltungen , die im
wesentlichen am Abend liegen . Ich halte das für
gerechtfertigt.

Mein Gefühl ist , daß es viele derer , die besorgt
sind und die diese Sorge jetzt ausdrücken , hin¬
nehmen würden , wenn wir den Buß- und Bettag
streichen , daß sie aber den Verdacht haben , es
gebe politische Kräfte, die jetzt schon an einen
zweiten Feiertag denken , wenn danach die statio¬
näre Pflege ansteht.

(Beifall bei der SPD - Zuruf der Abgeordne¬
ten Höhn [GRÜNE ] )

Dann müßte man allerdings sagen : Wehret den
Anfängen ! Über einen zweiten Feiertag lasse ich
jedenfalls nicht mit mir reden,

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU)

auch nicht im Jahre 1997 . Dann müssen andere
Wege gefunden werden.

Meine Damen und Herren , ich kann nicht umfas¬
send darstellen , was in den sehr vertrauensvollen
und sehr fairen Gesprächen mit den Kirchen und
mit vielen Gruppen insgesamt angesprochen wor¬
den ist . Aber ich glaube , daß wir den Buß- und
Bettag als einen Tag behalten können , an dem
man die Hektik des Alltags ein Stückweit hinter
sich läßt und innehält , als einen Tag des Hörens
auf den , der zu uns spricht , als einen Tag, der
Anstoß zum Nachdenken sein kann . Ich erinnere
aber auch daran , daß die Menschen nicht um der
Feiertage willen da sind , sondern die Feiertage um
der Menschen wiiien. Und da sind mir jetzt die
Pflegebedürftigen noch wichtiger als alle anderen
Gruppen und alle anderen Interessen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der CDU)

Hätte der Bundestag eine Lösung gefunden , die
über Tarifregeiungen oder über Uriaubsregelungen
gegangen wäre , wäre mir das lieber gewesen . Ich
hätte viel Kritisches über die Art und Weise zu
sagen , wie die Gespräche und Verhandlungen
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über die Pfiegeversicherung geführt worden sind
- hernach sehr hektisch , nicht einmal so , daß Ge¬
spräche mit den Kirchen stattgefunden haben ; ich
habe das öffentlich gerügt . Aber ich finde , wir
müssen jetzt den Blick nach vorn richten . Da geht
es nicht um einen Feiertag , da geht es um die
Pflege von Menschen an Alltagen und Feiertagen.
Hier ist ein Skandal zu beenden . Ich glaube , wir
können da ein Stück vorankommen , wenn wir
diesen bitteren Schritt , um den ich Sie bitte , tun.

Ich weiß , viele haben Vorbehalte . Ich selber sage
auch nicht aus freien Stücken und aus freiem Her¬
zen : Gebt den Feiertag her , den wir in wenigen
Tagen dann zum letzten Mal als einen gesetzli¬
chen Feiertag haben . Aber ich sage : Wir müssen
das jetzt tun , weil wir in den Ländern keine ande¬
re Chance haben . Wir sind an das Bundesrecht
gebunden . Wenn wir diesem Recht zum Sieg ver¬
helfen wollen , dann geht es nur auf diesem We¬
ge . Verzögerungen können wir den Menschen
nicht mehr zumuten , die seit Jahren darauf war¬
ten , was ihnen alle Parteien und alle gesellschaft¬
lichen Kräfte zugesagt haben : Ihr kommt weg aus
der Bitterkeit der Bedürftigkeit hin zu einem
Rechtsanspruch . - Hier ist ein Weg . Ich möchte
Sie einiaden , ihn mitzugehen.

{Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten.
von CDU und F . D . P. )

Vizepräsident Schmidt : Herzlichen Dank , Herr
Ministerpräsident Dr . Rau . - Für die SPD -Fraktion
spricht der Abgeordnete Kern.

Abgeordneter Kern {SPD ) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Das vorgelegte Gesetz be¬
schreibt das Problem gleich im ersten Satz völlig
zutreffend . Dort steht:

Das Pflege -Versicherungsgesetz sieht vor , daß
die Arbeitnehmer jedenfalls im wirtschaftlichen
Ergebnis die Beitragslast ganz und allein tra¬
gen.

Daran ändert sich nichts , wenn wir es durch die
Änderung des Feiertagsgesetzes den Arbeitneh¬
mern heute ermöglichen , neben der hälftigen mo¬
natlichen eigenen baren Geldleistung die andere
Beitragshälfte durch Mehrarbeit zu erbringen,
nämlich durch Verzicht auf den bisher arbeitsfrei¬
en Feiertag ; denn nur dann bezahlt ja bekanntlich
der Arbeitgeber den anderen hälftigen Beitrag.

So schlicht und einfach , aber auch so deutlich
sagt es das am 26 . Mai dieses Jahres verkündete
Pflegeversicherungsgesetz . Mit diesem Pflegege¬
setz ist vom Grundprinzip der Bismarckschen So¬
zialreform, nämlich unser bewährtes Sozialsystem
paritätisch zu finanzieren , Abschied genommen
worden.

(Beifall der Abgeordneten Scheffler
[GRÜNE])

Das muß man gleich zu Anfang der heutigen Dis¬
kussion ganz deutlich sagen und darf man nicht
durch die verschiedenen Kompensationsvarianten,
auch nicht die der Abschaffung des Buß - und Bet¬

tages , verschleiern wollen . Auch das nach wie
vor funktionierende Steuerungspotential der Tarif¬

parteien ist ausgehebelt worden.

Die davon ablenkende Diskussion über die - Bela¬
stung oder Entlastung der Arbeitgeber ändert
nichts daran , daß wir heute hier dirigistisch ein-

greifen müssen , indem wir das Feiertagsgesetz
ändern müssen.

Aber alles Jammern über diese totale Abwei¬

chung von einem über hundert Jahre bewährten,
weltweit anerkannten System hilft uns heute
nicht weiter . Das Pflegegesetz läßt den Ländern
nur die Wahl , den betroffenen Arbeitnehmern die
Wahrheit über den Ausstieg aus der solidarischen
Verantwortung zu sagen und also keinen Feiertag
zu streichen - wie in Sachsen - oder ihnen zwar
die andere Beitragshälfte in der Tasche zu lassen,
sie aber dafür einen Tag mehr arbeiten zu lassen.

(Abgeordneter Dr. Linssen [ CDUI : Wer hat
Ihnen das denn auf geschrieben ?)

Die Beratungen über eine Lösung dieser unerfreu¬
lichen Aufgabe , die wir nicht gesucht und gewollt
haben - Herr Linssen , das habe ich selbst aufge¬
schrieben haben in der SPD -Fraktion zu dem

Ergebnis geführt , daß wir wohl der vorgeschlage¬
nen Streichung des Buß- und Bettags zustimmen
werden , weil wir müssen - denn wir wollten die

Pflegeversicherung der betroffenen Menschen

wegen , die 40 und mehr Jahre gearbeitet haben
und möglicherweise dann im Pflegefall ihr Häus¬
chen verlieren oder auf Sozialhilfe angewiesen
sind - und weil für uns die alleinige Beitragszah¬
lung durch die Arbeitnehmer nicht in Frage
kommt . Wir sind also gezwungen , auf die Alterna¬

tive der Streichung eines Feiertags zu setzen.
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(Al (Abgeordneter Büssow [SPD ) : Da sind auch
die Arbeitsplätze !)

und der Bereich der Kulturpolitik immer an zweiter
Stelle steht . - Über Arbeitsplätze können wir re¬
den . ln diesem Bereich werden viele Arbeitsplätze
geschaffen . Rund um den öffentlich -rechtlichen
Sender ist in den vergangenen 40 Jahren eine
Programmwirtschaft entstanden , auf der man
aufbauen kann . Uns wäre es wichtig , daß man
gerade diesen Kulturaspekt mit soziokulturellen
Zentren verknüpft , daß man medienbezogene Zu¬
lieferer in diesen Bereich einbezieht und damit
auch neue Qualitäten , eine neue Kulturszene und
eine neue Soziokultur erreicht . Das wäre eine Me¬
dienpolitik , eine die wir erheblich besser unter¬
stützen können.

Entwicklungspolitik ; Wir haben eine Anhörung zur
Entwicklungspolitik gehabt . Nahezu alle Gruppen,
die dort waren , haben gesagt , zur Entwicklungs¬
politik gehöre auch , daß Nordrhein -Westfalen sich
entwickle , daß hier Entwicklungspolitik stattfinde,
daß wir unseren Beitrag zu einer nachhaltigen
Entwicklung in den Bereichen Wirtschaft , Ver¬
kehr , Stadtplanung und Energieeinsparung liefern
müßten.

Deshalb fordern wir , daß genau in diesem Be-
( B ) reich , den ich einmal als kommunale Entwick¬

lungspolitik bezeichne , Öffentlichkeitsarbeit,
Dritte-Welt -Zentren,

( Abgeordneter Büssow [SPD ] : Haben wir
doch !)

Gelder eingesetzt werden . Was ändert sich , was
muß hier verändert werden , auch bei konkreten
Projekten ? Darum haben wir einen entsprechen¬
den Antrag gestellt . Es geht hierbei genau um die
Summe , die momentan zusätzlich für die Film¬
stiftung ausgewiesen sind . Insofern muß man
sich entscheiden , wohin man das Geld eigentlich
leiten will . Da glauben wir , daß unser Beitrag in
Nordrhein -Westfalen zu einer nachhaltigen Ent¬
wicklung wichtiger wäre.

Ich möchte noch etwas zur politischen Bildung
sagen . Da wird enorm gekürzt . Letzten Endes
werden die Mittel gekürzt , die in die Filmstiftung
gehen . So muß man das sehen . Dazu muß ich
sagen ; Gerade die Diskussion eben war doch ein
Beitrag zur politischen Bildung . Damit ist noch
einmal deutlich geworden , wie wichtig politische
Bildung ist . Von daher wollen wir in diesem Be¬

reich nicht sparen . Wir wollen die Mittel hier wei - (C

ter verwendet sehen und haben deshalb bean¬

tragt , daß diese Mittelkürzungen rückgängig ge¬
macht werden.

Zum Schluß eine Frage an Sie , Herr Clement : In
den letzten Monaten waren Berichte darüber in
den Zeitungen , daß das Grimme -Institut in Marl
Probleme mit der Finanzierung hat . Ich weiß , daß
das nicht direkt den Einzelplan 02 betrifft . Trotz¬
dem würde ich Sie bitten , darauf einzugehen und
uns mitzuteilen , wie diese Finanzprobleme des
Grimme -!nstituts gelöst werden können . - Vielen
Dank.

( Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile Herrn Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Lassen Sie mich zu einigen
der Punkte , die heute angesprochen worden sind,
aus meiner Sicht ein paar Bemerkungen machen.
Ich beginne , Herr Kollege Dorn , mit dem , was Sie
zum Thema der Unterrichtung des Kulturaus¬
schusses in der fraglichen Angelegenheit der För¬
derung von Babelsberg angesprochen haben . { C

Sie hatten mich ja eine Stunde vor Ihrem Debat¬
tenbeitrag kurz darauf angesprochen . Ich habe
mich daraufhin sachkundig zu machen versucht
und bin zu folgendem Ergebnis gekommen : Der
zuständige Gruppenleiter hat im September in
einer Sitzung gesagt , wir hätten eine zweistellige
Millionenzahl gefördert . Er hatte die Unterlagen
nicht bei sich . Er hat sich geirrt . Der Betrag ist
nicht zweistellig . Es handelt sich um 5,9 Millionen
DM.

Diesen Sachverhalt hat ein anderer Mitarbeiter
- wenn ich nicht irre: der Gruppenleiter I . C - Ihnen
dann mitgeteilt , und er hat zugesagt , daß wir die
Einzelheiten dem Kulturausschuß mitteilen wür¬
den . Das ist mit Schreiben vom 6 . Dezember ge¬
schehen . Darin sind die 5,9 Millionen DM im ein¬
zelnen aufgeschlüsselt . Aus der Aufschlüsselung
ergibt sich

(Abgeordneter Dom [ F . D . P . ] : Die Unterlage
haben wir aber nicht ! )
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- Also : am 6 . Dezember an die Landtagspräsiden¬
tin gegangen . Wie so etwas eben geht ! Das erlebt
man ja auch einmal im eigenen Bereich , daß et¬
was länger dauert.

6 . Dezember : 5,9 Millionen DM für sieben Film¬
projekte ; bei diesen sieben Filmprojekten ein Ef¬
fekt durch Auftragsvergabe für und an Nordrhein-
Westfalen von 62 % .

So stellt sich mir im Augenblick diese Situation
dar . Aber die Fitmstiftung selber und diesen Vor¬
gang einmal vom Landesrechnungshof untersu¬
chen zu lassen , dagegen habe ich keinerlei Vor¬
behalte ; denn wir haben ein gutes Gewissen.

Ich würde ganz gern zu dem , was auch andere
- sowohl Frau Hieronymi als auch Frau Höhn - zur
Filmstiftung gesagt haben , doch noch ein paar
Bemerkungen machen . - Der Ursprung dieser
Filmstiftung ist ja der Staatsvertrag der Minister¬
präsidenten über den sogenannten Kabel¬
groschen . Damals hatten wir die Möglichkeit,
durch Landesgesetz zu entscheiden , wem diese
Mittel zukommen . Im Staatsvertrag steht , daß sie
der örtlichen Landesrundfunkanstalt zukommen.

Wir haben dann mit dem WDR verhandelt und
haben uns entschlossen , eine Filmstiftung zu
gründen , in die jeweils das Land den Betrag hin¬
eingibt , den der WDR aus diesem sogenannten
Kabelgroschen erlöst . Das sind im kommenden
Jahr 1,9 Millionen DM mehr , macht 3,8 Millionen
mehr . Wir halten das für sinnvoll . Das haben wir
mit Zustimmung des Landtags so gemacht ; denn
wir glauben , es ist richtiger , diesen sogenannten
Kabelgroschen für den Aufbau einer Film - und
Fernsehindustrie in Nordrhein -Westfalen als für
irgendeinen anderen Zweck auszugeben.

( Beifall bei der SPD)

Damit haben wir einen außerordentlichen Erfolg
gehabt . Ob Sie nach München gehen oder nach
Berlin oder nach Hamburg - es ist inzwischen kei¬
ne Frage mehr : Nordrhein -Westfalen ist auf dem
Wege zum Medienplatz Nummer 1 in Deutsch¬
land . Das ist vor zehn Jahren noch ganz anders
gewesen . Dies ist mit außerordentlichem Auf¬
wand und mit außerordentlicher Kreativität ver¬
bunden , und der Geschäftsführer der Filmstiftung,
Herr Kosslick , hat darum wirklich große Verdien¬
ste.

Ich bin stolz darauf , daß wir das gemeinsam mit ( C)
dem WDR tun , denn, Frau Kollegin Höhn , Sie ir¬

ren , wenn Sie sagen : Da wird die um die
öffentlich -rechtliche Rundfunkanstalt entstandene
Kultur nicht genutzt . Das alles geschieht ja mit
dem WDR , und das alles geschieht zur Förderung
derer , die bisher Lieferanten des WDR gewesen
sind . Das bringt uns neue Arbeitsplätze.

Im übrigen : daß dabei soziokulturelle Gesichts¬

punkte übersehen würden , ist völlig falsch . Su¬
chen Sie einmal ein anderes Land , in dem Pro¬

grammkinos von der Filmstiftung gefördert wer¬
den ! Suchen Sie einmal ein anderes Land , in dem
aus diesen Mitteln Drehbücher gefördert werden,
in dem Preise ausgesetzt werden , und zwar unter
kulturellen Gesichtspunkten.

( Beifall bei der SPD - Abgeordneter Dorn
[ F . D . P . ] : Überall , in allen Bundesländern !)

Ich bin stolz darauf , daß wir das tun.

Ich halte , Herr Kollege Dorn , die zusätzliche Ver¬
pflichtungsermächtigung von 7 Millionen DM für

nötig , weil anders vertraglich abzusichernde Pro¬

jekte , die über mehrere Jahre laufen , nicht finan¬
ziert werden können . Darum bitte ich , den An¬

trag , diese Verpflichtungsermächtigung zu strei¬
chen , nicht anzunehmen . ( 0)

Wir haben mit dieser Filmstiftung einen großen
Erfolg , einen sichtbareren , als man ihn mit ande¬
ren Stiftungen naturgemäß haben kann , und ich-
bin froh über diesen Erfolg. Ich glaube , daß wir

am Ende des Jahrzehnts und des Jahrhunderts
sagen können : Wir sind das Film- und das Fern¬
sehland Nummer 1 , und wir gehen über auch in

den Bereich der Technologie , der Kommunikation,
weit über Film und Fernsehen hinaus.

Nun hat Herr Kollege Dorn auch die 350 000
Mark für das Filmfestival in Köln kritisiert und hat

die Streichung beantragt . Nach einigem , was ich
darüber gelesen habe , kann ich das sogar verste¬
hen ; denn was die öffentliche Resonanz und was
die wirtschaftliche Basis dieses Filmfestivals an¬

geht , hat es da in der Tat in den letzten Jahren
Probleme gegeben.

Jetzt liegt ein neues Konzept vor , das vor allen

Dingen digitale Möglichkeiten nutzen will , nach

dem nicht mehr die großen Stars hergeholt wer¬

den , sondern das besondere Nischen nutzen
möchte.
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(A ) Wir werden uns dieses Konzept , bevor wir das
Geld bewilligen , sehr genau ansehen . Wir bitten
also nicht um den Beschluß , das Geld auszuge¬
ben , sondern um die Ermächtigung , dann , wenn
ein vernünftiges Konzept vorgelegt wird , dieses
Filmfestival in Köln zu fördern . Denn daß wir mit
dem Medienforum in Köln dieser Stadt einen ganz
anderen Rang gegeben haben , das haben uns
nicht nur die Kölner zu danken , sondern das ist
gut für Nordrhein -Westfalen . - Soviel möchte ich
zu diesem Bereich sagen.

Ich will mich nicht zur neuen Flüchtlingspolitik im
einzelnen äußern , sondern nur sagen , daß wir
schon im Haushalt 1994 dafür gesorgt haben,
daß die Titelgruppen 75 und 72 verschmolzen
werden können , damit sie auf verschiedenen Ebe¬
nen eingesetzt werden können.

Ich bedauere , daß Skopje ein so singuläres Projekt
ist . Wir brauchten viel mehr solcher Projekte,
nicht nur von Nordrhein-Westfalen getragen ; denn
es muß sich endlich herumsprechen : Wir müssen
Fluchtursachen bekämpfen und nicht Flüchtlinge!
Anders geht es nicht.

(Beifall bei der SPD)

Nun haben Sie , Frau Kollegin Hieronymi , einen
( B ) alten Hirsch zum frischen Wasser geführt , indem

Sie sich der Frage zugewandt haben , ob die
Staatskanzlei zu groß sei

(Lachen bei der SPD)

und wie sie denn gewachsen sei . Diese Rede,
Frau Kollegin Hieronymi , höre ich in unterschiedli¬
chen Tonlagen jetzt seit 1966 jedes Jahr wieder,
und jedes Jahr wieder verschließen Sie die Ohren,
wenn man Ihnen die Zahlen nennt . Jedes Jahr
sagen Sie sinngemäß : Wenn meine Meinung nicht
mit den Tatsachen übereinstimmt , wie schade für
die Tatsachen . So kann man keine Politik ma¬
chen.

(Beifall bei der SPD)

Sehen Sie sich bitte einmal die Kosten für politi¬
sche Führung je Einwohner an . Sie betragen in
Nordrhein-Westfalen 41 DM.

(Unruhe und Zurufe)

Langsam . In Bayern betragen sie 54 DM.

(AbgeordneterTschoeltsch [ F . D . P . ] : In Chi - ( C

na ist das noch weniger ! - Heiterkeit -

Beifall bei F . D . P . , CDU und GRÜNEN)

- Herr Tschoeltsch , deshalb wollte ich uns auch

gar nicht mit China vergleichen.

(Abgeordneter Tschoeltsch [ F. D . P . ] : Na ja!
- Abgeordneter von Unger [CDU] : Ein kultu¬
rell hochstehendes Volk !)

- Ja , das kann man wohl sagen . Ich erinnere an
Kiesingers Aussprüche über China.

Ich nenne die Personalstärke einiger Staatskanz¬
leien ohne Fahrdienst und Wissenschaftszentrum:
Nordrhein-Westfalen 300 Personen , Baden -Würt¬
temberg 224 , Bayern 344 , Brandenburg 218,
Hessen 159,

(Abgeordneter Dr. Vesper [ GRÜNE] : Hes¬
sen ! )

Sachsen 222 , Sachsen - Anhalt 148.

Wenn Sie sich den Personalbestand ansehen , den
wir Ende 1995 gegenüber 1992 um 6 Prozent
gesenkt haben werden , dann werden Sie feststel¬
len , daß wir für den Bereich Ministerpräsident und
Staatskanzlei im Jahre 1995 285 Stellen haben . ( t

Jetzt hören Sie wieder nicht zu , Frau Hieronymi.

(Zuruf der Abgeordneten Hieronymi [ CDU)
- Abgeordneter Büssow [ SPD ] : Das inter¬
essiert sie auch gar nicht ! )

Frau Hieronymi , das verbinden Sie dann mit dem
Ständehaus . Auch dazu lassen Sie dann einzelne
Zahlenreihen weg . Sie müßten sich einmal mit der
Frage der Unterbringung der Landesregierung ins¬
gesamt beschäftigen . Dann würden Sie manches
anders sehen , als Sie es vorgetragen haben.

(Beifall bei der SPD)

Dann müssen Sie alle Zahlen vorlegen.

(Abgeordnete Hieronymi [ CDU1 : Ja natür¬
lich !)

- Das haben Sie nicht . Sie haben nur zwei ge¬
nannt.
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(Abgeordnete Hieronymi [ CDU! : Die Zahlen
von Herrn Posser !)

- Ja , in der Tat , an die Zahlen von Herrn Posser
können Sie sich noch erinnern.

{Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Frau Hieronymi , die Strategie der CDU in diesem
Land erinnert mich an den Schwimmtrainer , der
nach dem Schwimmen gesagt hat:

{ Abgeordneter Hegemann [CDU ] : Jetzt
kommt noch ein Döneken ! )

Wir haben zwar keinen Preis gewonnen , aber die
Hauptsache ist , von der Mannschaft ist keiner
ertrunken.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Das ist offenbar die Strategie , mit der Sie hier

umgehen.

(Vorsitz : Vizepräsident Schmidt)

Die Staatskanzlei in Nordrhein -Westfalen ist spar¬
sam , sie ist effektiv , sie leistet hervorragende
Arbeit . Sie ist im Vergleich zu anderen kleiner und
effizienter und leistet Arbeiten , von denen ich mir
wünschte , sie würden in anderen Staatskanzleien
geleistet , wie zum Beispiel die Hilfe in Süd -ost-
europa und neue Flüchtlingspolitik.

( Beifall bei der SPD)

Sie müßten einmal sehen , was die Leute da tun.

Herr Hegemann mag zu Skopje eine andere Mei¬

nung haben als Wolfgang Clement oder ich , aber
daß er die Leistungen der Mitarbeiter , die das tun
- sie tun das im Unterschied zu allen anderen
Staatskanzleien - , herabwürdigen würde , glaube
ich nicht.

{Abgeordneter Hegemann [ CDU) : Habe ich
nicht getan !)

Hören Sie also einmal damit auf , jedes Jahr über
die Größe der Staatskanzlei zu reden . Reden Sie
lieber einmal über die Bereiche , in denen die Stei¬

gerungen gigantisch sind . Wenn Sie keine wissen,
dann nenne ich Ihnen dafür die Öffentlichkeits¬
arbeit der Bundesregierung.

{Beifall bei der SPD)

Sehen Sie sich die einmal an.

Was mir nicht paßt , ist die Doppelbödigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Im Koalitionsvertrag in Bonn - ich kritisiere nicht
diese Koalition , warum soll die nicht noch die

Monate haben ? -

(Heiterkeit bei der SPD)

steht zum Beispiel : Eine Kommission aus Bundes¬

regierung und Koalitionsfraktionen wird einen Ent¬
wurf vorlegen . Stellen Sie sich einmal vor, der

Satz stünde hier irgendwo . Sie hätten längst das

Verfassungsgericht angerufen . Sie hätten längst

gesagt , die Landesregierung ist verfilzt mit ihrer

eigenen Mehrheit.

( Abgeordneter Hegemann [ CDU) : Das ist

sie ja . Das weiß eh jeder ! )

- Und was ist in Bonn , wo die Bundesregierung
mit den Koalitionsfraktionen zusammenarbeitet,
wo es gemeinsame Arbeitsgruppen gibt , in denen

Papiere entwickelt werden ? Wissen Sie noch , wie

das war , als ein Papier kam , das ein Mitarbeiter

für ein Mitglied der Landesregierung gemacht hat¬

te , das an die Fraktion weiterging ? In Bonn ist das

gang und gäbe . Da steht es im Koalitionsvertrag,
und zwar nicht einmal , sondern häufiger.

In Bonn erhöhen sie die Zahl der Minister und

Staatssekretäre

{Abgeordneter Hegemann ( CDU) : Wann

denn ? )

so , daß die bald die Größe unserer Staatskanzlei

haben . Hier reklamieren Sie wegen unserer

Staatskanzlei , obwohl sie kleiner als in anderen

Bundesländern ist.

(Beifall bei der SPD)
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(A ) Wir sparen Personal ein , wir belasten Mitarbeite¬
rinnen und Mitarbeiter auf eine oft unzumutbare
Weise , weil wir mit unseren Kräften das Land

voranbringen wollen . Das wollen Sie auch.

(Abgeordneter Diegel [ CDU ) : Das versu¬
chen Sie seit 30 Jahren !)

- Richtig , seit 30 Jahren und - Sie werden la¬
chen - noch länger.

{Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Sie müssen sich einmal umsehen . Ich neige nicht
dazu , dem Wähler vorzugreifen . Aber dreimal hat
der Wähler mir und meinen politischen Freunden
hier eine Mehrheit gegeben.

(Abgeordneter Tschoeltsch [ F . D . P . J: Aber
dreimal ist genug !)

- Sie mögen sagen , dreimal ist gut.

(Abgeordneter Tschoeltsch [ F . D . P . ] : Nein,
genug !)

- ich sehe ja ein , Herr Tschoeltsch , daß Sie ein
viertes Mal leichter verkraften könnten , wenn Sie
dabei wären.

(Bl
(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Aber was will ich denn machen ? Sie können der
SPD vieles vorwerfen , aber nicht , daß Sie die
F . D . P. kaputtmacht . Das macht die F . D . P . selber.

( Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Es gibt ja neue Hoffnungszeichen . Frau Kollegin,
mein schriftlicher Glückwunsch kommt noch , der
mündliche ist erfolgt . Herrn Schultz -Tornau habe
ich schriftlich gratuliert . Den GRÜNEN habe ich im
Moment nichts zu gratulieren . Aber dazu kann
sich auch einmal eine Gelegenheit ergeben - we¬
nigstens bei Geburtstagen.

(Heiterkeit bei der SPD)

Ich muß Ihnen ehrlich sagen , wenn Sie das so
lange machen , wie ich das tue - -

(Abgeordneter Völker [ CDU] : Wird es lang¬
weilig ! )

- Vielleicht für Sie . Vielleicht bin ich , Herr Völ - {C

ker , für Sie nicht mehr so interessant . Ich muß

Ihnen gestehen , wenn ich nach großen und ni¬

veauvollen Debatten wie in diesen Tagen hinaus¬

gehen kann und weiß , die Menschen wollen mit

mir reden , die Menschen hören mir zu , ich höre

ihnen zu - die reden sogar über Sachfragen , stel¬

len Sie sich das einmal vor - , dann denke ich

immer wieder , wie schön wäre es , wenn wir im

Landtag über Sachfragen redeten!

( Beifall bei der SPD - Allgemeine Heiter¬
keit - Zurufe)

- Deshalb habe ich hier über die Größe von

Staatskanzleien gesprochen , damit Sie aufhören,
nach der Melodie zu leben : Ich traue nur der Stati¬

stik , die ich selber gefälscht habe . Das ist die

Methode , mit der hier Zahlen vorgelesen werden.

(Abgeordneter Diegel [CDU) : Damit sind wir
bei der Staatskanzlei ! )

- Bei der Kollegin , die ich hier nicht namentlich
nennen möchte . - Ich beteilige mich nicht an Koa¬

litionsspekulationen ; ich will nämlich keine Koali¬
tion , sondern ich will gerne , daß die Bürger ihr
Vertrauen im nächsten Jahr erneuern . Und nach
allem , was ich weiß , besteht Aussicht , daß sie
das tun .

( t

{Beifall bei der SPD)

Wenn sie das tun , dann werde ich die Arbeit so
weiterführen wie bisher und vielleicht sogar noch
einmal verbessern , Herr Hegemann . Das habe ich
ja bisher von Wahlperiode zu Wahlperiode getan.
Warum nicht noch einmal?

{ Beifall bei der SPD)

Aber ich bestreite nicht , daß der Wähler anders
entscheiden kann . Nur : Die bisherigen Versuche
der Opposition , den Wähler dazu zu verleiten , die
sind offenbar entweder fehlgeschlagen oder un¬
geeignet . Denn bisher gibt es kein Vertrauenspo¬
tential in die Oppositionsfraktionen.

(Abgeordneter Tschoeltsch [ F . D . P . ] : Da
warten wir mal ab !)

- Herr Tschoeltsch , sicher warten wir das ab . Ich
sagte es nur , nachdem hier einige über Koalitio-
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nen geredet haben . Denken Sie nur an den Dialog
Büssow - Höhn.

(Abgeordneter Tschoeltsch [F . D . P . ] : Für die
scheint das ein Problem zu sein !)

- Für die ist das ein Problem , weil die wieder ver¬
muten , daß Sie lieber dazwischen wollen , wenn
Sie dabei sind ; das ist doch klar!

(Beifall bei der SPD - Allgemeine Heiterkeit)

Das gehört mit zum Geschäft . Ich will keine Part¬

ner , sondern ich will noch mehr Rückenwind für
die SPD . Das will ich.

( Beifall bei der SPD - Abgeordnete Höhn
[GRÜNEI: Daran glauben immer weniger !)

Daß die GRÜNEN gerne eine Koalition möchten,
das finde ich verständlich . Und daß sie sie auf
Landesebene anders möchten als in Mülheim , das
finde ich auch verständlich.

(Abgeordnete Höhn [GRÜNEI: Das ist doch
nett von uns ? ! )

- Das ist nicht nur nett von Ihnen , das ist auch

geschmackvoll.

(Allgemeine Heiterkeit)

Nur , Frau Höhn , es wird damit nicht aussichts¬
reicher , sondern Nordrhein -Westfalen - das Land,
das sich in den letzten zwei bis drei Jahrzehnten
so entwickelt hat , daß ich es ganz anders sehe,
als es Herr Meyer heute morgen gesehen hat,

ganz anders , nämlich als ein Land im Wandel und

als ein Land , das den Strukturwandel früher an¬

genommen und weiter nach vorne gebracht hat

als alle anderen Länder , das ihn aber noch nicht

zu Ende geführt hat - , dieses Land Nordrhein-
Westfalen ist es mir wert , auf der Basis dieser
Zahlen mit dieser Staatskanzlei , mit den Kollegin¬
nen und Kollegen , die mir in Regierung und Frak¬

tion helfen , weiter zu führen und weiter zu regie¬
ren.

Wenn Sie Kritikpunkte haben , dann nehme ich sie
auf , wie ich das bei Herrn Kollegen Dorn getan
habe , und sage : Dem gehe ich nach . Ich schließe
auch gar nicht aus , daß wir da Fehler gemacht

haben . Eine Mißachtung des Parlaments lag uns IC)

fern und liegt mir, wie Sie von mir wissen , fern.

Aber ich wünschte mir vom Parlament mehr

Wettstreit der Ideen und weniger Fußnotenpolitik,
wie ich sie heute nachmittag erlebt habe.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Herr Ministerpräsident,
war das das Schlußwort , oder würden Sie noch

eine Zwischenfrage beantworten?

( Ministerpräsident Dr . Rau : Ja , sicher .)

- Dr . Vesper , dann sind Sie an der Reihe.

Abgeordneter Dr . Vesper (GRÜNE) : Herr Minister¬

präsident , Sie haben gerade davon gesprochen,
daß die GRÜNEN diejenigen seien , die gern eine

Koalition wollten . In der vorigen Woche ist ja bei

uns angeklopft worden ; da wollte die SPD ganz

gerne eine Koalition haben . Meine Frage an Sie:

Haben Sie Ihren Parteifreunden im Landschafts¬

verband Rheinland schon zu dieser hervorragen¬
den Koalitionsvereinbarung gratuliert?

(Zuruf von der SPD : Furchtbar ! )
(D)

Ministerpräsident Dr . Rau: Nein , das habe ich

noch nicht getan . Stellen Sie sich einmal vor , ich

hätte das zwei Tage vorher getan . Dann wäre das

Telegramm bei Herrn Gierden angekommen.

(Allgemeine Heiterkeit)

Ich habe das Maß an Flexibilität bewundert , das

am Wochenende vor Ihrem Parteitag dann in die¬

ser Absprache seine Erfüllung fand . Ich selber

habe daran nicht mitgewirkt ; ich kritisiere das

auch nicht.

(Abgeordneter Hegemann [ CDU] : Angeblich
aber doch !)

- Nein , nein , ich habe wirklich nicht mitgewirkt.
- Ich rate Ihnen ohnehin , die kommunale Ebene

nicht als ein Abbild von Bund und Land zu sehen.

Die kommunale Ebene , das ist kommunale Selbst¬

verwaltung . Und die Einführung der Begriffe " Re-
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(A ) gierung " und " Opposition " auf der kommunalen
Ebene ist immer falsch gewesen und bleibt auch
immer falsch.

(Zustimmung bei der SPD - Abgeordneter
Dr. Vesper [GRÜNE] : Das müssen Sie Herrn
Matthiesen sagen , der das immer anders
sieht ! )

- Ich sage es .doch hier, Herr Kollege Dr. Vesper.
Und Sie glauben doch , daß Kollege Matthiesen
alles mithört , was ich sage ? ! .

(Abgeordneter Nagel [CDU] : Das war aber
zweideutig !)

Und Sie wissen doch , Herr Kollege Vesper : Selbst
solche Sätze würde mir Klaus Matthiesen nicht
mehr übelnehmen , wenn er vorher gehört hätte,
wie klar meine Absage an Rot-Grün auf Landes¬
ebene ist . Das ist ja das Problem . Wir wollen den
Wähler sprechen lassen . Da gilt der alte Satz:
Wer Rau will , muß Rau wählen . Und wer Rau
nicht will - das sind Teile der CDU - , der tut es
dann auch nicht.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und all¬
gemeine Heiterkeit)

Vizepräsident Schmidt : Danke , Herr Ministerprä¬
sident . - Ich darf unsere Zuhörerinnen und Zuhö¬
rer bitten , von Beifalls - oder Mißfallenskundge¬
bungen abzusehen . Das ist in diesem Hause nicht
gestattet.

(Zurufe von der SPD : Das kam aus dem
Herzen ! - Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜ¬
NE] : Beifall darf man doch wohl klatschen ! )

- Damit fangen wir erst gar nicht an , Herr Vesper,
egal , wer hier zu beklatschen ist oder auch nicht.
- Das nächste Wort hat der Kollege Dorn von der
F. D. P.

Abgeordneter Dom ( F.D . P . ) : Herr Präsident ! Mei¬
ne sehr verehrten Damen und Herren ! Herr Mini¬
sterpräsident , es gibt keinen Zweifel darüber , daß
die Filmstiftung hervorragende Arbeit leistet . Ich
habe selbst mit den Vertretern der anderen drei
Fraktionen mehrere Gespräche mit dem Ge¬
schäftsführer der Filmstiftung geführt . Wir sind
auch durch ihn ständig über das informiert , was

er macht , und er hat bei diesen Gesprächen und (C)

auch im Kulturausschuß unsere Zustimmung dazu

gefunden.

Das ist also nicht das Problem , um das es geht.
Vielmehr geht es um die Frage , wie viele Mittel

aus Nordrhein -Westfalen woandershin geflossen
sind , inwieweit das mit den Regelungen in der

Satzung der Filmstiftung noch zu vereinbaren ist,
und wie hoch denn die Beträge gewesen sind.

( Ministerpräsident Dr . Rau : Das lasse ich

prüfen !)

Das habe ich seit zwei Jahren zu klären versucht
und bin immer wieder von dem Vertreter der
Staatskanzlei mit den 5,9 Millionen DM vertröstet
worden . Als er selbst im September dieses Jahres

plötzlich sagte , es ginge um eine zweistellige Mil¬
lionenzahl , von der wir bis dahin überhaupt nichts

gewußt haben , waren wir völlig überrascht . Das
hat mich veranlaßt , ihn nun intensiver aufzufor¬
dern , uns endlich mitzuteilen , um was es geht.
Als das dann immer noch nicht erfolgte - das muß
ich Ihnen gestehen - , ist uns allmählich der Kra¬

gen geplatzt ; deswegen haben wir auch so rea¬
giert.

Es wäre schon gut , wenn wir wenigstens über die
5,9 Millionen DM die Unterlagen hätten . Uns lie- ( C

gen sie bis heute noch nicht vor . Wenn sie aus
Ihrem Hause herausgegangen sind , werden sie
sich vielleicht irgendwann vor der dritten Lesung,
wenn wir Glück haben , noch einfinden.

(Abgeordneter Dr. Gerritz [ SPD ] : Wir haben
die ! Sie liegen mir vor !)

- Ihnen liegen sie vor , vielleicht über den kleinen
Dienstweg von der Staatskanzlei!

(Abgeordneter Dr . Gerritz [SPD ] : Haben wir
alle , Herr Kollege ! - Zuruf der Abgeordneten
Garbe [SPD ] }

- Also , bis heute nachmittag lagen sie mir nicht
vor . Das ist das eine.

Das zweite ist : Daß es die Drehbuchprämie nur
bei uns geben soll , ist natürlich eine Fehlinforma¬
tion , der Sie zum Opfer gefallen sind . Sie gibt es
woanders auch . Ich selbst habe sie als Verwal¬
tungsratsvorsitzender in der Filmförderungsanstalt
bereits in den 60er Jahren eingeführt.
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[Boulboullä {fraktionslos ] )

(A) Gewinne privater Unternehmer , die statt in die
Produktion in die Spekulation gehen , müssen mit
Sonderabgaben belegt werden - eine alte SPD-
Forderung . Die liquiden Milliardensummen der
Wirtschaft sind für die Investitionen zu mobilisie¬
ren. Wirtschaftsfördeaing darf nur bei garantierter
und einklagbarer Arbeitspiatzbeschaffung erfol¬
gen.

Herr Linssen, Sie haben gefordert , der Staat müs¬
se auf den Kern seiner Aufgaben zurückgeführt
werden , das heißt wahrscheinlich auf Polizei und
Justiz oder Strafvollzug.

Für die Privatisierung öffentlicher Aufgaben sieht
Ihre Partei kaum Grenzen . Tatsächlich heißt das
aber nichts anderes , als daß der Staat endlich von
seinem sozialen Ballast befreit werdea muß.

(Ah !-Oh! -Rufe des Abgeordneten Dr. Lins¬
sen [CDU] )

Darum geht es . Es geht darum , der privaten Wirt¬
schaft durch den Ausverkauf der öffentlichen Ein¬
richtungen und Leistungen den Zugriff auf die
öffentlichen Gelder und das gesellschaftliche Ei¬
gentum zu geben . Das ist die Absage an den So¬
zialstaat und an die kommunale Demokratie , an
einen Grundpfeiler der Demokratie . Dann kann

fB) man natürlich auch mit vollem Recht eine durch¬
greifende Reduzierung der Abgeordnetenzahlen
fordern.

Kollegen und Kolleginnen von der SPD -Fraktion!
Sie dürfen nicht die Mitverantwortung für diese
Politik der Privatisierung übernehmen , wie es zum
Beispiel der Oberhausener Oberstadtdirektor Dre¬
scher . SPD . praktiziert , der in einem Rund¬
umschlag alle sozialen Errichtungen und kommu¬
nales Eigentum an private Gewinninteressen ver¬
scherbeln will.

An dieser Stelle möchte ich mir erlauben , den
hessischen Finanzminister Ernst Welteke zu zitie¬
ren - auch wenn Herr Schleußer das jetzt viel¬
leicht nicht gerne hört - :

Privatisieren darf grundsätzlich nicht als Mittel
zur Haushaltsentlastung oder gar Haushalts¬
sanierung begriffen werden . Der einmalige Er¬
lös geht zwangsläufig einher mit einem dau¬
erhaften Verzicht auf die Einflußmöglichkeiten
zur Erfüllung des Öffentlichen Auftrags und auf
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künftige Gewinnabführungen zur Haushalts - (C)
entlastung in den Folgejahren.

Auch diese Position kann man als sozialdemokra¬
tischer Finanzminister vertreten.

Finanzminister Schleußer hat im " Handelsblatt"
vom 12 . Juli darauf hingewiesen , daß die fehlen¬
de Kaufkraft die Kommunen belastet . Dann aber
kann das Land als Arbeitgeber doch nicht auf
Lohnverzicht im öffentlichen Dienst oder auf die
Einführung niedrigerer Einstiegstarife drängen.
Wie die Fakten zeigen , wandert ein großer Teil
des Geldes aus der von den Unternehmern und
ihrer Regierung Kohl erpreßten Senkung der Ko¬
sten der Arbeit nicht in die Investition , sondern in
die Spekulation.

Die Verteidigung der Kaufkraft dagegen ist ein
entscheidender Beitrag für einen wirklichen Wirt¬
schaftsaufschwung und damit für die .Stabilisie¬
rung der öffentlichen Haushalte.

Liebe Kollegen und Kolleginnen von der SPD - Frak¬
tion ! Sie sind von den Arbeitnehmern und Arbeit¬
nehmerinnen dieses Landes gewählt worden als
Stützpunkt für eine Politik der sozialen Gerechtig¬
keit gegen die Politik der Regierung Kohl und ihres
Untemehmerkiientels.

Der Haushalt einer sozialdemokratischen Landes¬
regierung muß von diesem politischen Willen ge¬
prägt sein . Für eine solche Politik kann sich die
SPD -Landesregierung und die sozialdemokratische
Mehrhe 'rtsfraktion auf das soziale Bündnis mit den
Gewerkschaften und der Bevölkerung stützen.
Das ist der Weg , um in den kommenden Land¬
tagswahlen die Position einer SPD -geführten Re¬
gierung in NRW zu verteidigen . - Ich danke Ihnen.

Präsidentin Friebe : ich erteile jetzt für die Landes¬
regierung dem Herrn Ministerpräsident Dr . Rau
das Wort.

(Zurufe - Unruhe)

Ministerpräsident Dr . Rau : Frau Präsidentin ! Meine
Damen und Herren ! Die dritte Lesung des Haus¬
halts ist naturgemäß - das haben wir oft erlebt
und oft praktiziert - der Versuch einer Bilanz über
das , was geschehen ist , über Versäumnisse , die
einzugestehen oder anzuklagen sind.
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I Ich habe die bisherige Debatte mit großem Inter¬
esse verfolgt . Offen gesagt , ein bißchen hatte ich
auf der Fahrt hierher gehofft : Vielleicht höre ich
heute etwas Neues - .

(Abgeordneter Dr. Vesper (GRÜNE) : Viel¬
leicht hören wir jetzt etwas Neuesl - Heiter¬
keit)

- Ich sage gleich was.

Daß eine solche Debatte stattfindet , nachdem
sich die Parteien unterschiedlich für die Wahlaus¬
einandersetzung im nächsten Jahr gerüstet ha¬
ben , ist kein Wunder . Das klingt dann in den Re¬
den , die hier gehalten werden , an . Auch das ist

) völlig normal.

Mein Eindruck bei der Rede von Dr. Linssen war:
Seine Unzufriedenheit mit meinem Kabinett wird
nur noch von seiner Ungeduld auf mein nächstes
Kabinett übertroffen.

(Beifall bei der SPD - Heiterkeit)

Offenbar ist das die Frage , die viele bewegt . Ich
habe dazu beigetragen , daß es diese Frage gibt,
auch durch eine Äußerung , die ich vor der SPD-
Fraktion am -31 . Mai dieses Jahres gemacht habe,

i als wir die erste Sitzung nach der Wahl des Bun-
despräsidenten abhielten . Auch das Thema haben
Sie natürlich nicht ausgelassen , Herr Dr . Linssen.
Das , was ich damals gesagt habe , kann ich so
nicht einhalten.

^ (Abgeordneter Dr. Vesper (GRÜNE) : Aha !)

Das habe ich auch denen , die es angeht , schon
gesagt . Inzwischen hat es persönliche Entwick¬
lungen und Entscheidungen gegeben , an denen
ich mitgewirkt habe . Sie führen dazu , daß ich
gegenwärtig keine Personaldiskussion führen
möchte . Die möchte ich zu einem anderen und zu
einem späteren Zeitpunkt und vor einem anderen
Kreis führen.

Nun ist es so , Herr Dr . Linssen : Wenn ich mir Ihre
Rede noch einmal in Erinnerung rufe , dann haben
Sie eine Fülle von Dingen gesagt , die habe ich
schon gehört : 1979 , 19B0.

Jedes Jahr wieder wird über meinen Regierungs - (C)
Stil geredet , wird über das angebliche Zögern und
über das Zaudern geredet.

Die Landtagswahl 1980 habe ich hingezögert , die
1985 habe ich hingezaudert , die 1990 habe ich
auch noch hingekriegt . Jetzt möchte ich die 1995
auch noch einmal gewinnen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Das ist ganz einfach . Dabei stellte ich fest : Offen¬
bar kommen wir mit den Worten gar nicht mehr
aus . Helmut Linssen hat in seiner Rede vor dem
Parteitag gesagt , daß wir nach dem Prinzip ver¬
fahren : Zuhören , entscheiden , handeln.

(Abgeordneter Dr . Linssen [ CDUJ : Wir !)

- Sie ! Sehen . Sie einmal : Hier ist das Plakat von
Gerhard Schröder aus dem vergangenen Jahr -

zuhören , entscheiden , handeln.

(Lachen und Beifall bei der SPD - Abgeord¬
neter Dr . Linssen (CDU) : Das habe ich
schon vor Schröder gesagt !)

- Herr Dr . Linssen , das hat dem Gerhard Schröder
die absolute Mehrheit für die SPD gebracht . Das
heißt , es kommt nicht nur darauf an , ob man eine 1D>
absolute Mehrheit anstrebt sondern wer sie be¬
kommt . Da sehe ich hier in Nordrhein -Westfalen
die Situation so : Die CDU sagt , die SPD muß '

weg , und die CDU muß in die Regierung.

( Zuruf des Abgeordneten Dautzenberg
( CDU ) )

Die GRÜNEN sagen : Die SPD macht die gleiche
Politik wie die CDU . Deshalb soll sie weiter die

Regierung stellen , aber nicht allein . Wir wollen
dabeisein.

(Lachen und Beifall bei der SPD)

Die F . D . P. sagt : Jede Regierung mit der F . D . P . ist

eine gute Regierung,

(Abgeordneter Dr . Rohde ( F. D .P . 1: Ist bes¬
ser als keine !)

(Zuruf von der CDU : Nee , nee , nee !)
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(A ) und jede ohne die F . D. P . ist eine schlechte Regie - Ich will Ihnen da, Herr Linssen , einmal ein Beispiel
rung , und diese ist ohne die F. D . P . zitieren , das hier noch nie vorgelesen worden ist.

(Lachen und Beifall bei der SPD)

Ich sage : Nordrhein -Westfalen braucht klare Ver¬
hältnisse . Das habe ich 1980 gesagt . Das habe
ich 1985 gesagt und 1990.

(Abgeordneter Dr . Linssen (CDU) : Im Bund
haben Sie es 1987 auch schon gesagt
- ohne Erfolg ! )

Jedesmal haben Sie gesagt : Das ist nun endgültig
vorbei . Also rate ich , damit wir uns die Rituale
ersparen und ich mir auch erspare , immer wieder
zu begründen, warum ich eine klare Mehrheit will:
Lassen Sie das doch die Wähler entscheiden!

(Beifall bei der SPD)

Die werden das am 14 . Mai 1995 entscheiden.
Die werden am 14 . Mai 1995 auch darüber zu
befinden haben , ob der von Ihnen so beschriebe¬
ne Johannes Rau weiter regiert . Ich habe heute ja
lauter Freundlichkeiten gehört . Friedensfürst hat
Herr Rohde das genannt , schönes Wort.

(Abgeordneter von Unger [CDU) : Ein gro-
IB ) ßes Wort ! )

- Ein großes auch . Der Wähler wird entscheiden,
ob er Johannes Rau wieder will . Wenn er Johan¬
nes Rau wieder will , wird er SPD wählen . Wenn
er Johannes Rau nicht will, wird er eine der ande¬
ren Parteien wählen - mit welchem Ergebnis , weiß
ich nicht . Aber mit welcher Hoffnung ich in diese
Wahiauseinandersetzung gehe , das weiß ich.

Daß Sie dagegen angehen , ist Ihr gutes Recht.
Nur daß Sie es mit immer den gleichen Argumen¬
ten tun wie Heinrich Koppler , Kurt Biedenkopf,
Dieter Pützhofen , Bernhard Worms , Norbert Blüm,
jetzt Helmut Linssen - ich bin gespannt , wer die
Reden um die Jahrtausendwende hier hält.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Da werden die Argumente umgebogen , wie es
gerade paßt.

(Abgeordnete Robels - Fröhlich ICDU) : Das
wiederholt sich auch !)

Stichwort Staatsverschuldung : Die Tatsache , daß
auch der Staat Schulden hat , ist an sich nicht
neu , aber immer wieder gut für ein paar Extrazei¬
len in der Tagespresse . Das Thema wird hochge-
jubelt . Die sachliche Auseinandersetzung kommt
häufig zu kurz . Sich sachlich auseinanderzusetzen
bedeutet zunächst einmal zu hinterfragen : Wer
hat Schulden in welcher Höhe ? Warum bzw . wo¬
für wurden diese Schulden aufgenommen?

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNEI: Das ist
Theo Waigel !)

Gibt es alternative Finanzierungsmöglichkeiten?
Kann der Schuldner die Last der Finanzierung tra¬
gen ? Wie geht es anderen , z . B . den wichtigsten
Nachbar- und Partnerländern? Versuchen wir also,
die Diskussion etwas zu versachlichen . Der Bun¬
desminister der Rnanzen informiert.

(Abgeordneter Hardt (CDU) : Das ist was
Neues !)

Das konnten Sie Im ICE mitnehmen , wenn Sie mit
ihm fuhren.

(Lachen bei der SPD)

Das konnten Sie hier zitieren , wenn Sie über die
Schulden Nordrhein -Westfalens reden . Wenn Sie
über Nordrhein-Westfalen reden , auch im Länder¬
vergleich , werden hier allerdings gelegentlich Me¬
thoden angewendet , die mir problematisch er¬
scheinen . Ich halte es z . B . für unseriös , bei Ar¬
beitslosenzahlen Jahres - und Monatswerte zu
vergleichen.

Wenn ich mir die Zahl der Arbeitslosen von No¬
vember 1990 bis November 1994 ansehe - also
in der Zeit, über die Sie hier reden , in dieser Wahl¬
periode - , dann weiß ich : Wir haben eine bedrük-
kend hohe Arbeitslosigkeit , über 750 000 . Aber
dann sehe ich mir den Vergleich von 1990 bis
1994 an und stelle fest : Sie hat in Nordrhein-
Westfalen um rund 32 % zugenommen , in Baden-
Württemberg um 104 % ,

(Abgeordneter Dr . Linssen [ CDU1 : Reden
Sie doch mit absoluten Zahlen !)
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1 in Bayern um 63 % , im Durchschnitt der westli¬
chen Rächenländer um 47,7 % und im westli¬
chen Bundesdurchschnitt um 45,4 % ,

{Abgeordnete Robels -Fröhlich [ CDU) : Das
ist seine Statistik ! )

Sehen wir uns das beim Wachstum an , dann stei¬
len wir fest : Bei der Wachstumsrate des realen
Bruttoinlandsprodukts - die letzte Zahl , die wir

voriiegen haben , ist die von der ersten Hälfte die¬

ses Jahres - lagen wir genau im Bundestrend mit

2,2 % . Die Schlüsselzuweisungen sind um 1 %

gestiegen . Für den kommunalen Steuerverbund

gibt es 175 Millionen DM mehr.

^ Sie werfen uns vor , wir gäben den Gemeinden zu

wenig , wir bluteten die Gemeinden aus . Auch da

scheuen Sie den Vergleich mit allen anderen Län¬

dern.

Sie haben offenbar ein Bild vom Land , das Ende
der 70er Jahre fotografiert ist und darin nicht
mehr verändert wurde.

(Beifall bei der SPD)

Sie müssen sich das Land genauer ansehen . Na¬

türlich war Nordrhein-Westfalen , ganz unabhängig
) davon , wer hier regiert hat , über viele Jahre und

Jahrzehnte von großen Unternehmen , von den

Wirtschaftsbereichen Kohle und Stahl dominiert.
Natürlich hatten es da Handwerk und Mittelstand
schwer ; natürlich haben sie in der öffentlichen

| Wahrnehmung und wirtschaftlich im Schatten

gelebt.

Aber wenn ich dann Ihre Reden höre , dann denke

ich . Sie haben gar nicht festgestelit , offenbar
auch nicht in der Politik der Landesregierung : In¬

zwischen sind die mittelständischen Unternehmen
das wirtschaftliche Rückgrat Nordrhein -Westfa¬
lens . Das ist ein Ergebnis der raschen Ausweitung
des Dienstleistungssektors . Das gilt auch für das

verarbeitende Gewerbe : 1980 haben im verarbei¬
tenden Gewerbe in Nordrhein -Westfalen 38 % der

Beschäftigten in kleinen und mittleren Unterneh¬
men gearbeitet ; heute sind es 52 % . Warum neh¬

men Sie es nicht zur Kenntnis ? Diese Entwicklung
wird sich fortsetzen ; denn das größte Potential
für neue Arbeitsplätze steckt bei den kleinen und

mittleren Unternehmen . Deshalb setzen wir da ( C)

den Schwerpunkt unserer Wirtschaftspolitik.

(Beifall bei der SPD)

Heute gehen rund zwei Drittel der Mittel für Wirt¬
schaftsförderung in die wirtschaftsnahe In¬
frastruktur . Damit haben wir Gewerbeflächen auf¬

bereitet , Technologiezentren aufgebaut , Gründer¬
zentren errichtet . Das alles kommt den kleinen
und mittleren Unternehmen zugute , aber Sie neh¬

men es nicht zur Kenntnis . Ich kann Sie auch

nicht zwingen , es zur Kenntnis zu nehmen ; aber
wundern darf ich mich darüber.

(Beifall bei der SPD)

Ich frage mich : Wer zwingt Sie eigentlich zu einer

solchen Realitätsverweigerung?

{ Beifall bei der SPD)

Die betriebsbezogene Wirtschaftsförderung fließt

heute zu über 90 % an kleine und mittlere Unter¬

nehmen . Wir haben deutlich neue Schwerpunkte

gesetzt . Glauben Sie wirklich , diese Realitätsver¬

weigerung würde Ihnen helfen?

Wir bemühen uns mit ruhiger Kraft um eine Lan¬

despolitik , die die Dinge voranbringt . Wir jagen (Dl

nicht den Schlagzeilen nach ; aber das , was ich

1990 in der Regierungserklärung versprochen
habe , haben wir gehalten.

{Beifall bei der SPD)

Ich will Ihnen das gern an drei Beispielen deutlich

machen . Sie haben ja meine Regierungserklärung
von 1978 besonders gern zitiert . Nehmen Sie

doch die für diese Wahlperiode!

(Abgeordnete Höhn [GRÜNEI : Ja , die haben

wir hier !)

Für Kindertageseinrichtungen sind im Haushalt

seit 1991 4,3 Milliarden DM , 1995 weitere

1,7 Milliarden, also 202 Millionen DM mehr als im

vergangenen Jahr.

Seit 1991 haben wir im Landeshaushalt Mittel für

mehr als 125 000 Kindergartenplätze zur Verfü¬

gung gestellt ; zugesagt waren 100 000 . Mit dem
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(A) Haushalt 1995 kommen 12 800 für Tageseinrich-
tungen hinzu. Wir haben die Ausgaben für Kinder¬
tageseinrichtungen gegenüber 1990 verdoppelt.

Wenn Sie in dem Zusammenhang , Herr Kollege
Linssen . auf das wunderschöne Foto aus dem
Bundestagswahlkampf mit den drei hübschen
Kindern aus vermutlich sozialdemokratischen Fa¬
milien hinweisen,

(Allgemeine Heiterkeit)

dann füge ich hinzu : Das Plakat war nach wie vor
richtig ; denn ein gleiches Kindergeld für alle statt
der Kinderfreibeträge wäre ein Weg in eine sozial
richtige Richtung und wäre der Wegfall einer Be¬
günstigung derer , die es leichter haben , Kinder zu
erziehen , als die kleinen Leute.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe in der Regierungserklärung versprochen,
die Wohnungsnot zu bekämpfen . Und wir haben
versprochen , jährlich mindestens 26 . 700 Woh¬
nungen zu fördern , also 133 000 Wohnungen in
dieser Legislaturperiode insgesamt . 130 500 sind
es schon . 160 500 werden es bis zum Ende der
Wahlperiode sein . Das sind 27 000 Wohnungen
mehr als angekündigt.

(B)
(Beifall bei der SPD)

Ich habe versprochen : Politik für alte Menschen.
Über 1 Milliarde DM stellen wir für die Umsetzung
des Zweiten Landesaltenplanes zur Verfügung.
Der Schlüssel für Pflegekräfte hat sich von einer
Pfiegeperson auf 5000 Einwohner auf 1 : . 2750
im Jahre 1994 erheblich verbessert ; fast hat er
sich verdoppelt . Meine Damen und Herren , Sie
müssen so etwas einmal zur Kenntnis nehmen,
denn das hilft den Alten und den Pflegebedürfti¬
gen.

( Beifall bei der SPD)

Dafür geben wir Steuermittel aus ; das ist unsere
Politik!

ln dieser Wahlperiode sind zwischen 1991 und
1994 mehr als 300 neue Sozialstationen entstan¬
den ; wir haben jetzt 830 . Warum reden Sie nicht
davon ? Warum reden Sie nicht davon , daß im
kommenden Jahr über 300 Tagespflegeplätze und
1500 Kurzzeit- und Langzeitpflegeplätze geschaf¬

fen werden und daß das 265 Millionen DM ko- (C)
stet?

Man muß den Bürgern auch sagen , was man tut.
Wir können guten Gewissens vor sie treten und
sagen : Wir haben Wort gehalten ; wir haben
nichts versprochen , was wir nicht halten können,
und das , was wir versprochen haben , haben wir
gehalten - und das , meine Damen und Herren, ist
unter außergewöhnlich schwierigen Bedingungen
geschehen!

Trotzdem haben wir unseren Kurs finanz¬
politischer Solidität gehalten . Herr Kollege Lins¬
sen , Herr Kollege Rohde , nehmen Sie doch einmal
zur Kenntnis : Wir haben seit 1981 bis 1993 mit
jährlich 3,1 % die niedrigste Ausgabensteigerung
aller Länder . Wir setzen diesen Kurs fort . In die¬
sem Jahr ist die Steigerung der Ausgaben 1 % .
Wir haben keinen Haushalt der Wahlversprechun-
gen vorgeiegt , sondern wir verfolgen beharrlich
unseren Kurs, und das hat unser Land nach vorn
gebracht.

Ich sage Ihnen aus meinen Erfahrungen und Ge¬
sprächen : Das spüren die Menschen . Darum neh¬
men sie das nicht an , was Sie ihnen anbieten,

(Beifall bei der SPD)
( D)

sondern sie wollen eine Fortsetzung unserer Poli¬
tik.

(Abgeordneter Dr . Vesper [ GRÜNEI : Das
haben wir aber auch schon hundertmal ge¬
hört . Das ist auch nichts Neues !)

- Ja , selbstverständlich , Herr Kollege Vesper!
Wenn Sie mir die Bühne dafür bieten , daß ich das
alles noch einmal darstellen kann , muß tch die
Bühne doch nutzen!

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ich verspreche Ihnen aber , daß ich meine Rede¬
zeit nicht in ein Verhältnis zur Redezeit von Frau
Höhn und der Größe der Fraktion setzen werde.

(Beifall bei der SPD)

Sie sprechen vom WachstumsrQckstand . Spüren
Sie wirklich nicht , wie sich unser Land in den letz¬
ten Jahren verändert hat ? Spüren Sie nicht , daß
wir die industriegeschichtlich gewachsene Ein-



Landtag Nordrhein -Westfalen I3 .Q1 .1 Plenarprotokoll 11/151 ,21 . 12 . 1994

{Ministerpräsident Dr. Rau)

seitigkeit zu einem guten Teil überwunden haben,
daß aus dem Montanland von einst das hochlei¬

stungsfähige Technologieland Nordrhein -Westfa¬
len geworden ist?

Meine Damen und Herren , das ist eine Gemein-

schaftsieistung aller arbeitenden Menschen , von
Industrieunternehmen und Handwerkern und von

den vielen in den Dienstleistungsbetrieben . Die

alle beurteilen die Entwicklung ganz anders als die

Opposition . Das war so , und das wird auch im

nächsten Jahr so sein.

ich will Ihnen zur Lage und zur Stimmung in

Nordrhein -Westfalen , Herr Kollege Linssen , damit

auch ein bißchen weihnachtlicher Glanz in Ihre

Augen kommt,

(Heiterkeit)

nur sagen : 83 Prozent der nordrhein -westfä¬
lischen Unternehmen beurteilen die aktuelle Ge¬

schäftslage mit gut oder befriedigend . Das sind

viel mehr als noch vor einem Jahr . Damals waren

es 16 Prozent.

(Abgeordneter Dr . Linssen [CDUI: Vor dem
16 . Oktober haben die das alles anders be¬

urteilt !)

- Nein , vor dem 16 . Oktober habe ich die Politik in

Nordrhein -Westfalen genauso gelobt wie heute,

(Beifall bei der SPD)

und 2war beide Male mit Recht . Herr Kollege Lins¬

sen , daß ich Sehnsucht nach einem anderen
Kanzler hatte , werden Sie mir doch nicht übelneh¬

men . Sie haben doch auch Sehnsucht nach einem

anderen Ministerpräsidenten . Und beide kriegen
wir es nicht . Das ist das Elend.

( Beifall und Heiterkeit bei der SPD)

Nordrhein -Westfalen hat einen kräftigen Struktur¬
wandel durchgemacht . Dazu nur eine Zahl : Der

Anteil der Dienstleistungen an der Bruttowert¬

schöpfung ist von 45,9 Prozent 1970 auf 60,9
Prozent 1993 gestiegen . Der Anteil des produzie¬
renden Gewerbes ist von 52,1 auf 31,7 Prozent

.zurückgegangen . Das ist keine Deindustrialisie¬

rung , sondern : Strategisch wichtige Zukunftsindu¬
strien wie Kommunikationstechnik und Umwelt¬

technik haben in unserem Land an Gewicht ge - (C)

wonnen.

Natürlich bedeutet Strukturwandel in der Wirt¬

schaft auch Strukturwandel bei den Arbeitsplät¬
zen . Arbeitsplätze in traditionellen industriellen

Sektoren gehen verloren , in Zukunftsbereichen
werden welche geschaffen . Darum ist es nur die

halbe Wahrheit , wenn über den Vertust von Ar¬

beitsplätzen im industriellen Sektor gesprochen
wird . Zum ganzen Bild gehört 8S, den Verlusten

auf der einen Seite die Gewinne auf der anderen
Seite gegenüberzustellen . Da können wir uns se¬
hen lassen.

Wir haben in Nordrhein -Westfalen in den letzten

zehn Jahren per Saldo 506 200 neue Arbeitsplät¬
ze geschaffen ; im Dienstleistungssektor waren es

700 000 . Das ist immer noch zu wenig . Wer aber

hier von Stillstand redet - das ist ein Fall für den

Optiker, aber doch nicht für die Politik . Sie sehen

es nicht.

( Beifall bei der SPD)

Natürlich erwarte ich nicht , daß Sie Lobreden auf

mich halten . Aber für mich wäre es schon wich¬

tig , wenn man in Ihren Reden ein Stück von dem

wiederfinden könnte , wie es in unserem Land

aussieht und was sich in den vergangenen Jahren (Dl

verändert hat . Darum frage ich mich , ob man im¬

mer die gleichen Reden halten muß , nur mit ande¬

rer Stimme und noch ein bißchen schneidender.

Es stimmt , wir sind nicht am Ende des Struktur¬

wandels . Das ist ein Prozeß , der niemals endgül¬

tig abgeschlossen ist . Wir sind aber ein gutes

Stück vorangekommen.

Nordrhein-Westfalen hat eine Wissenschafts - und

Forschungsstruktur wie kein anderes Land aufge¬

baut . Wir haben 53 Hochschulen mit einer halben

Million Studenten . Wir sind das Zentrum der Um¬

weltschutzwirtschaft . Es gibt 1 600 nordrhein-

westfäfische Unternehmen mit 160 000 Beschäf¬

tigten im Umweltschutz.

(Abgeordnete Höhn IGRÜNEI: Da sind gro¬
ße Defizitei)

in Nordrhein -Westfalen gibt es 90 000 Beschäf¬

tigte in der Umweltschutzwirtschaft - mehr als im

Bergbau.
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(Abgeordneter von Unger ( CDU ) : Wieviel in
der Gentechnik ?)

- ln der Gentechnik , Herr von Unger , haben wir
die führenden Institute der Bundesrepublik
Deutschland . Um die haben wir uns gekümmert.
Darum haben wir uns sowohl in Jülich als auch in
Köln bemüht.

{Beifall bei der SPD)

Sie müssen darüber einmal mit der Wissen¬
schaftsministerin reden.

(Abgeordneter Dr. Linssen [CDUI : Aber
keine Arbeitsplätze geschaffen !)

in manchen Bereichen der Gentechnik gibt es
noch Streit . Aber es kann doch wohl nicht wahr
sein , die Frage , ob man alles tun darf , was man
kann, allein der Bischofskonferenz zu überlassen.
Darüber müssen wir Politiker doch auch entschei¬
den.

( Beifall bei der SPD)

Es gibt eine Prognose des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung , die sagt , im Jahr 2000
würden 40 bis 50 Prozent der Beschäftigten im
Umweltschutzbereich in nordrhein -westfälischen
Unternehmen tätig sein.

Nordrhein-Westfalen hält Platz 1 bei Direktinvesti¬
tionen ausländischer Investoren . Hier wird ein
Viertel aller ausländischen Direktinvestitionen ge¬
tätigt . Es sind so viele , Herr Kollege Linssen , wie
in Baden -Württemberg und Bayern zusammen.

22,3 Prozent aller Patentanmeldungen stammen
aus unserem Land. Das ist im Bundesgebiet Platz
2 . Das ist Fortschritt, der auch zurückzuführen ist
auf die Entwicklung der universitären und außer¬
universitären wissenschaftlichen Institute.

Ich möchte gern noch zum Strukturwandel in der
Industrie ein paar Bemerkungen machen : Die um¬
satzstärkste Branche ist die chemische Industrie.
Dann folgen Maschinenbau und - auf Platz 3 -
das Emährungsgewerbe . Danach folgt die Elektro¬
technik . Der Bergbau ist inzwischen auf Platz 9.
Die beschäftigungsstärkste Branche ist der Ma¬
schinenbau , dann folgen Elektrotechnik und Che¬
mie . Bei dieser Betrachtung liegt der Bergbau auf
Platz 7.

Nordrhein -Westfalen , meine Damen und Herren,
ist Außenhandelsplatz Nummer 1 . Mehr als ein
Fünftel aller deutschen Ausfuhren stammt aus
Nordrhein -Westfalen , fast ein Viertel aller Einfuh¬
ren in die Bundesrepublik Deutschland kommt
nach Nordrhein -Westfalen.

Das Handwerk hat goldenen Boden . Über eine
Million Beschäftigte hat das Handwerk . Das ist
mehr als ein Siebtel aller Erwerbstätigen . Das
Handwerk hat einen höheren Umsatz als chemi¬
sche Industrie und Maschinenbau zusammen . Ein
Drittel aller Ausbildungsverhältnisse gibt es im
Handwerk . Von 100 DM Umsatz im Handwerk
bundesweit werden fast 21 DM in Nordrhein-
Westfalen erzielt.

Haben Sie mitbekommen , meine Damen und Her¬
ren von der Opposition , daß Nordrhein -Westfalen
inzwischen Versicherungsplatz Nummer 1 in
Deutschland ist ? Knapp 200 Versich .erungsunter-
nehmen haben ihren Hauptsitz bei uns . Das ist
mehr als ein Viertel aller deutschen Versiche-
rungsuntemehmen . Bei uns sind es knapp 200 , in
Bayern 121 , in Hessen 110 , in Baden -Württem¬
berg 68 . Sie müssen das Land kennenlernen , be¬
vor Sie es regieren!

( Beifall bei der SPD)

Wir haben uns einen vorderen Platz in der Me¬
dienwirtschaft erobert . Sie ist zwischen 1990 und
1993 mit einem Plus von 18,5 % stärker als die
Gesamtwirtschaft gewachsen . Von 1980 bis
1992 hat sich der Umsatz verdreifacht . In¬
zwischen sind über 125 000 Menschen in der
Medienwirtschaft in Nordrhein -Westfalen tätig.

Ich muß die Stichworte nicht alle nennen . Wir
sind der wichtigste Standort für Rundfunkveran-
staltungen in Deutschland . Radio NRW ist der
erfolgreichste Privatfunksender Deutschlands.
Von WDR und Deutscher Welle und Deutschland¬
radio und RTL Television und VIVA und VOX rede
ich gar nicht . Von den 16 größeren deutschen
Studio - und Atelierbetrieben haben 6 ihren Sitz in
Nordrhein -Westfalen . Ich nenne die Filmstiftung
und das Filmbüro. Das Europäische Medieninstitut
ist von Manchester nach Düsseldorf umgezogen.
Sie hätten zur Einweihung kommen sollen . Es ist
ein europäischer Schwerpunkt . Wir haben Bottrop
und Oberhausen , das Medienzentrum im Düssel¬
dorfer Hafen , den Media-Park Köln, das Medienfo¬
rum, die Kunsthochschule für Medien in Köln. Das
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alles sind Erfolge unserer regionalisierten Struktur-

Politik.

(Beifall bei der SPD}

Nur Sie wollen diese Erfolge nicht wahrhaben.

Es gibt eine Studie der Kommission der Europäi¬
schen Union , aus der ich nur einen Satz zitiere:
" Das nordrhein -westfälische Modell ist von den
erwähnten nationalen und regionalen Experimen¬
ten sicherlich das greifbarste und beststrukturier¬
te Modell . " Auch dieses Urteil über die Landespo¬
litik von Johannes Rau nehme ich dankbar zur
Kenntnis . Und wenn Sie es nicht zitieren , muß ich

es Ihnen vorlesen,

{Beifall bei der SPD)

damit die Gewichte wieder richtig sind.

Es stimmt : Es ist unerträglich , daß 750 000 Män¬

ner und Frauen bei uns arbeitslos sind . Die positi¬
ven Signale , auch die des Novembers , die sind
nicht tröstlich . Die Kurzarbeit ist um fast 80 %

gesunken ; die Jugendarbeitslosigkeit ist um

7,1 % geringer als im Vorjahr.

Aber Sie müssen sich einmal ansehen , welche
Politik von denen gemacht wird , die für Arbeits¬

marktpolitik insbesondere und vor allem zuständig
sind . Manchmal habe ich den Eindruck , die da in

Bonn , die bekämpfen nicht die Arbeitslosigkeit,
sondern die Arbeitslosen.

( Beifall bei der SPD)

Denn sehen Sie : Immer wieder wird das Arbeits¬

förderungsgesetz gestutzt . Den Arbeitsämtern
werden massiv Stellen gekürzt . Die Zahl der von

der Bundesanstalt finanzierten Stellen für berufli¬
che Weiterbildung ist in Nordrhein -Westfalen ge¬
genüber dem Vorjahr um 12,3 % gekürzt worden.
Das heißt : 11 500 Menschen weniger haben die

Chance , sich wefterzubilden . 1993 sind über
400 Millionen DM nicht für Arbeitsbeschaffungs¬
maßnahmen der Fortbildung und der Umschulung

eingesetzt worden , sondern in die Kasse des Bun¬

desfinanzministers zurückgegangen . Das finde ich

falsch , verheerend für die Betroffenen und

schlecht für unser Land . Hier wird an der falschen
Stelle gespart . Das ist für uns alle teuer.

{Beifall bei der SPD)

Kein Land kann mit eigenen Kräften und Mitteln (C)

ausgleichen , was der Bund bei Qualifizierung und
beruflicher Weiterbildung kürzt . Aber wir werden
unsere Anstrengungen fortsetzen und das tun,
was möglich ist . Darum gibt es im laufenden Jahr
für arbeitsmarktpolitische Programme etwa
1 Milliarde DM , 420 Millionen DM davon für lau¬

fende und 610 Millionen DM für neue Projekte.
Ich bin froh darüber , daß sich die Europäische
Union an diesem Mitteleinsatz mit rund 30 % im

Rahmen verschiedener Programme beteiligt . Sie

kennen die Schwerpunkte : die präventive Arbeits-

marktpolitik für von Arbeitslosigkeit Bedrohte , ein

Programm zur arbertsmarktpolitischen Flankierung
an Truppenstandorten , die Qualifizierung in spezi¬
fischen Problemregionen ; die Schwerpunkte der

. zielgruppenorientierten Arbeitsmarktpolitik will ich

Ihnen hier nicht mehr vortragen . Ich finde , alle
Verantwortlichen müssen ihre Rolle spielen . Wir

nehmen unsere Verantwortung wahr . Ich glaube,
diejenigen haben recht , die sagen , daß wir in

Deutschland einen Beschäftigungspakt mit Unter¬

nehmen , Gewerkschaften und öffentlichen Hän¬

den brauchen.

Meine Damen und Herren , gelegentlich war mein

Eindruck , daß sich die Ungeduld auch darauf be¬

zieht , daß dies der letzte Plenartag dieses Jahres

ist und daß sich viele auf den Weihnachtsuriaub
freuen ; ich tue das auch . (D)

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE] : Ur¬
laub ?)

- Doch . - Wenn ich in das neue Jahr blicke - auch

das , Herr Kollege , sollten Sie noch einmal zur

Kenntnis nehmen - : Vom 1 . Januar an - das ist in

zehn Tagen - werden wir das Land sein , das am

meisten für den bundesstaatlichen Finanzaus¬

gleich zahlt , nämlich im Fonds Deutsche Einheit

und im Länderfinanzausgleich . Das ist doch der

Ausdruck dessen , daß wir wieder ein finanzstar¬

kes Land sind . Das ist das Ergebnis von erfolgrei¬
chem Strukturwandel.

{ Beifall bei der SPD)

Ais Folge des wirtschaftlichen Strukturwandels

und der konjunkturellen Krise haben sich die Ver¬

hältnisse zwischen den Ländern , auch zwischen

den westlichen Bundesländern , erheblich verscho¬

ben . Wissen Sie noch , wie viele Jahre Sie uns

Baden -Württemberg als Beispiel vorgeführt ha¬

ben ? Es droht gegenwärtig zu einem Empfänger-
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(A) land im Finanzausgleich zu werden . Hoffentlich sammenarbeit , ohne verschiedene Interessen zu
gibt Ihnen das einmal zu denken , bevor Sie wie - leugnen , auf Dialog , weil ich die Menschen in
der mit der alten Platte kommen . diesem Land zusammenführen möchte . .

Wir haben hier viele Jahre gezeigt : ökologische
•und ökonomische Erneuerung muß in sozialer Ver¬
antwortung geschehen . Sie ist nicht nur wün¬
schenswert ; sie ist auch möglich . Das zeigen wir.
Dieser Weg der Erneuerung ist ein Weg , bei dem
man nicht jeden Tag strahlen kann - das Ist oft
harte Maloche aber den ich in den kommenden
fünf Jahren wettergehen möchte : mit Mut, mit
Augenmaß,

{Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE] : Und
mit Frau Matthäus - Maier!)

mit der Erfahrung ; die offen macht für neue Lö¬
sungen und neue Vorschläge , nüchtern und bere¬
chenbar , aber über den Tag hinausdenkend.

Ich glaube , daß wir aus Erfahrung besser als an¬
dere unterscheiden können , wo es wie bisher
weitergehen soll und wo wir wieder neue Wege
gehen müssen . Wir Sozialdemokraten werden
auch in den kommenden fünf Jahren manchem
unbequem sein und manchmal auch Entscheidun¬
gen treffen , mit denen nicht alle einverstanden
sind . Das tun wir nicht , um andere zu ärgern,

(B) auch nicht um abstrakter Prinzipien willen oder
um jemanden zu benachteiligen oder zu bevor¬
zugen . Wir wollen uns von dem Ziel leiten lassen:
Die Politik muß das tun . was nötig ist , damit alie
Menschen in Nordrhein -Westfalen möglichst gute
Chancen haben , ihr Leben eigenverantwortlich
und in Verantwortung für andere zu gestalten.

(Beifall bei der SPD)

Wer mich kennt , der weiß : Ich halte Vorschläge
nicht schon deshalb für richtig oder falsch , weil
sie von einer bestimmten Person oder von einer
bestimmten Partei kommen . Dabei schließe ich
meine eigene Partei durchaus ein.

Aber eines wissen auch die , die nicht alles richtig
finden , was Sozialdemokraten tun : Die Politik in
Nordrhein-Westfalen ist verläßlich . Mit uns gibt es
weder Bocksprünge noch Stillstand , weder ’ him-
melhochjauchzend ’ noch "zu Tode betrübt " , we¬
der " Werter sol " noch "Alles neu und ganz an¬
ders ! " , sondern wir setzen auch in Zukunft auf
Gemeinsamkeit , ohne unterschiedliche Verant¬
wortlichkeiten zu verwischen . Wir setzen auf Zu-

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE) : Wir
sind noch nicht in der Weihnachtsmesse,
Herr Ministerpräsident !)

- Herr Kollege Vesper , das ist nicht mein Gesang¬
buch , wie Sie wissen , ln der Hinsicht will ich Ih¬
nen nicht nacheifem . Aber an Werkgerechtigkeit
sind Sie mir zuvor ; das habe ich heute wieder in
der Zeitung gelesen.

Wir wollen wirtschaftlich leistungsfähig und öko¬
logisch sensibel sein , tolerant und weltoffen , klar
und unmißverständlich in der Ächtung von Ge¬
walt . Und weil wir beständig sind , sind wir auch
fähig zur Erneuerung . Diesen Weg gehe ich gern;
da können Sie mir noch so viel Müdigkeit nachsa¬
gen . Es lohnt sich , dafür politisch zu arbeiten und
zu streiten . Ich lade alle in unserem Land ein , ih¬
ren Beitrag dazu zu leisten . - Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der
SPD)

Präsidentin Friebe : Vielen Dank , Herr Ministerprä¬
sident . - Meine Damen und Herren , gibt es weite¬
re Wortmeldungen ? - Das ist nicht der Fall . Dann
schließe ich die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung . Zunächst stimmen
wir über das Gemeindefinanzierungsgesetz 1995
entsprechend der Beschlußempfehlung des
Haushalts - und Finanzausschusses Drucksache
11/8082 ab. Er empfiehlt , den Gesetzentwurf der
Landesregierung in der Fassung nach der zweiten
Lesung unter Berücksichtigung der zweiten Ergän¬
zungsvorlage , ansonsten ohne weitere Änderun¬
gen , anzunehmen . Wer dafür ist , den bitte ich um
das Handzeichen . - Fraktion der SPD . Wer ist da¬
gegen ? - CDU, F.D. P . und GRÜNE . Enthält sich
jemand der Stimme ? - Ich darf feststellen , daß der
Gesetzentwurf damit in dritter Lesung verabschie¬
det ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir kommen jetzt zum Haushaltsgesetz 1995.
Zunächst stimmen wir über die Änderungsanträge
ab.
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(A) Vizepräsident Schmidt : Danke schön , Kollege
Dr . Rohde. - Ich erteile das Wort dem Herrn Mini¬
sterpräsidenten Dr . Rau.

{Abgeordneter Nagel [CDU ] : Er ist ja doch
da ! - Abgeordneter Hovest [SPD] : Er hat
den Nagel auf den Kopf getroffen !)

Ministerpräsident Dr. Rau: Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Ich bin doch da , ich bleibe
auch da , Herr Kollege Nagel.

{Beifall bei der SPD)

ich wollte in der Debatte eigentlich deshalb nichts
sagen , weil sie nach unserer Geschäftsordnung
dann neu eröffnet ist , da die Regierung ihre Rede¬
zeit bereits knapp überschritten hat . Aber ich den¬
ke , Sie haben Verständnis dafür , wenn ich ohne
Rücksicht auf diesen Sachverhalt doch ein paar
Bemerkungen mache . Ich will das sehr kurz tun.

Es gibt in dieser Wahlperiode keine Entscheidung,
die so gründlich vorbereitet worden ist wie diese
Entscheidung . Jahrelang haben wir mit Gutach¬
ten , in Bürgergesprächen , in Kabinettsberatungen
diese Entscheidung vorbereitet.

(B) ich bin nicht unberührt von dem , was umzusie¬
delnde Bürger und um die Umwelt besorgte Brief¬
schreiber und Briefschreiberinnen mir sagen und
schreiben.

ich gestehe allerdings , daß ich die Herstellung
von Kettenbriefen und von einer Fülle gleichlau¬
tender Schreiben , bei denen ich die Entwurfsver¬
fasser kenne , nicht so ernst nehme wie die ein¬
zelnen besorgten Stimmen , die mich erreichten.

( Beifall bei der SPD)

Ich habe Gespräche mit vielen, auch in den be¬
troffenen Regionen und ebenso mit den Kirchen,
geführt Ich bin nach gewissenhafter Prüfung und
gewissenhafter Entscheidung zu einem klaren Ja
zu Garzweiler II unter den hier von den Kollegen
Einen und Matthiesen genannten Bedingungen
gekommen.

Ich möchte dieses öffentliche Ja damit verbinden,
daß ich sage : Wenn wir nicht die drei Schienen'
gleichzeitig sehen : die ökonomische Zukunft un¬
seres Landes, die ökologische Verantwortung und

die soziale Gerechtigkeit , die nicht nur mit den IC)
Arbeitsplätzen der Bergleute etwas zu tun hat,
sondern auch mit der Wirtschaft und der Industrie
im größten und bevölkerungsstärksten Bundes¬
land , treffen wir Fehlentscheidungen . Diese Ent¬
scheidung ist von allen drei Komponenten ge¬
deckt.

(Beifall bei der SPD)

Schließlich : Ich habe Wert darauf gelegt , daß die
Entscheidung jetzt fällt . Denn ich will , daß die
Bürgerinnen und Bürger, die am 14 . Mai zu ent¬
scheiden haben , auch die energiepolrtische Linie
dieser Landesregierung und ihrer Entscheidungen
zweifelsfrei kennen.

(Beifall bei der SPD)

Man hätte es sich leicht machen können . Man
hätte noch die eine oder andere Anhörung , das
eine oder andere Gutachten , die eine oder andere
Verzögerung in zuständigen Gremien so einleiten,
können , daß man mit Fug und Recht hätte sagen
können : Leider sind wir nicht fertig geworden,
und leider entscheiden wir erst im August oder im
September . - Ich hätte das gegenüber den Bürge¬
rinnen und Bürgern für fat ^ l gehalten . Sie müssen
wissen , wohin diese Landesregierung , wohin die
Mehrheit im Lande gehen will und daß sie unter ' (D)
Berücksichtigung aller Risiken und unter Berück¬
sichtigung der Dinge, die ihnen die Kollegen Einert
und Matthiesen vorgetragen haben , also Kollegi¬
um zur ständigen Überprüfung, Ombudsmann und
bedingte Rückholbarkeit für diese Entscheidung
geradestehen . Das will ich Ihnen gern sagen.

(Beifall des Abgeordneten Trinius [SPD]}

Ich würde Sie bitten , zwei Dinge damit nicht zu
verbinden:

Erstens . Ich kann verstehen , Herr Kollege Linssen,
daß Sie gern ein Wort zur Kernenergie hören
möchten . Sie sitzen jetzt auf der Bundesseite
beim Energiekonsens . Sie haben sich ja da auch
kräftig mit Vorschlägen an die Landesregierung
betätigt.

(Abgeordneter Hardt [CDU ] : Das war doch
hilfreich !)
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(Ministerpräsident Dr. Rau)

LA) - Teuer war es!

(Heiterkeit bei SPD und F. D. r . und Beiraii
bei der SPD - Abgeordneter Reu ! [CDU] : Für
wen denn ?)

- Also , die Differenz zwischen 37 und 40 % kann

ich ausrechnen.

(Abgeordneter Reul [CDU ] : Das ist doch
Quatsch !)

Ich bin der Meinung , wir sollten die Gespräche
über den Energiekonsens in Bonn in aller Ruhe

dann führen , wenn er ansteht . Wenn dabei über
' Kernenergie geredet wird , rate ich allen , die die¬

ses Gespräch führen , zuerst über das unerledigte
und bedrückende Thema der Entsorgung zu spre¬
chen

(Beifall bei der SPD ) .

und nicht nur über die Zukunft von Kernenergie.

Denn daß ausgerechnet Nordrhein -Westfalen mit

Ahaus einen Beitrag zur Entsorgung leistet , nicht

aber die Länder, in denen die größte Kraftwerks¬

kapazität auf der Basis von Kernenergie existiert,
halte ich für gesamtpolitisch nicht verträglich.

B!
(Beifall bei der SPD)

Und schließlich : Sosehr der Kalender dazu verlei¬

ten mag - ich kann keinem raten , eine Diskussion,
wie wir sie hier führen , die von vielen Menschen

mit großem Interesse und von den meisten mit

großer Zustimmung angehört wird - von anderen

aber mit Sorge , wenn ich etwa an die Umzusie¬

delnden denke -, mit irgendwelchen Koalitions-

fragen zu verbinden . Das bringt nichts . Das bringt
für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nichts . Es bringt

der F. D.P. nichts . Es bringt der CDU nichts . Und

wir als Sozialdemokraten wollen nicht über Koali¬

tionsfragen etwas gebracht kriegen , sondern über

Wählerinnen und Wähier . Das ist der richtigere

Weg . Und den wollen wir gern gehen.

(Beifall bei der SPD)

Ish bin froh darüber , daß nach dem , was ich höre,

die CDU -Fraktion mit einer großen Mehrheit für

Garzweiier II stimmen wird . Ich bin dankbar dafür,
daß es in der F. D .P . trotz entsprechender Be¬

schlüsse eine Reihe von Kolleginnen und Kollegen

gibt , die ebenso für Garzweiler stimmen . Ich re- (C)

speichere die Haltung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN in dieser Frage.

(Zurufe von der CDU)

Aber am Schluß einer solchen Debatte sollte jeder
wissen : Nach Meinung der Landesregierung ist
Garzweiier II ein dringend notwendiger Beitrag zu
einer Energieversorgung , vor allen Dingen zur
Stromversorgung für die Menschen in unserem
Land . Und dieser Beitrag wird so erbracht , daß

die Schäden und die Schädigungen in Grenzen

gehalten werden . Wir haben die entsprechenden
Passagen eingebaut , damit uns Garzweiier II nicht

aus dem Ruder läuft . Wir haben eine gewissen¬
hafte Entscheidung getroffen und zu treffen.

(Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE] : Aha,
bereits " getroffen " , hat er gesagt ! ! )

Ich bitte um Zustimmung zu dieser Entscheidung.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Schmidt : Schönen Dank , Herr Mini¬

sterpräsident . - Für die CDU-Fraktion hat sich Herr

Dr. Linssen gemeldet . Bitte schön.

Abgeordneter Dr. ,Linssen ( CDU ) : Herr Präsident!

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Liebe

Kolleginnen und Kollegen ! Zunächst finde ich es

gut , daß sich der Ministerpräsident seit langer
Zeit zum ersten Mal wieder zur Sache , zur Politik

des Landes geäußert hat.

( Beifall bei der CDU - Zurufe und Lachen
bei der SPD)

Es ist sehr zu begrüßen , Herr Ministerpräsident.
Aber vielleicht war es ja das letzte Mal . Insofern

wissen wir das zu würdigen.

(Beifall bei der CDU - Lebhaftes Lachen bei

der SPD und beim Ministerpräsidenten
Dr. Rau)

Herr Ministerpräsident , Sie haben mir ja vielleicht

versehentlich • eine Steilvoriage geliefert , indem

Sie auf die Vereinbarung zur Kokskohle abgezielt

haben , also auf das , was unter dem Motto
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(Böcker [SPD ])

(A ) uneingeschränkte Testate erteilten , eigentlich
bezahlt worden sind . Das frage ich mich natürlich
auch.

Die Milliardenpleiten bei Balsam und Schneider
scheinen die Banken nicht besonders zu erschüt¬
tern . Sie haben in den letzten Jahren gut verdient.
Der Unterschied zwischen Spar - und Kreditzinsen
ist bekanntlich zum Vorteil der Banken zur Zeit
sehr günstig . Man kann Verluste gut abschreiben,
man zahlt weniger Steuern . Deshalb habe ich den
Eindruck: In der freien Marktwirtschaft geht es zu
wie beim Pferderennen . Die Banken setzen auf
Firmen wie andere auf Pferde , wobei die Verluste
steuerlich auf die Allgemeinheit verteilt werden.

ich glaube , es ist an der Zeit , gewisse Auswüch¬
se dieser freien Marktwirtschaft zurückzuschnei¬
den und die sozialen Anteile der Marktwirtschaft
und die Sozialbindung des Eigentums zu stärken.

(Unruhe - Glocke)

Dazu gehört auch , die Banken stärker an ihre so¬
ziale Verantwortung zu erinnern und ihnen gege¬
benenfalls einen Teil ihrer Spekulations - und
Spielmöglichkeiten zu nehmen . Das ist der wahre
Skandal , der sich ereignet hat . Hier nun in " klein¬
klein” mit den Formulierungen der Kleinen Anfra-

( B ) ge anzufangen , führt uns nicht weiter . - Ich danke
Ihnen.

( Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Klose : Ich erteile Herrn Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Ministerpräsident Dr . Rau : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Wir haben einen Bericht über
die Arbeit eines Untersuchungsausschusses ge¬
hört . Auch mir liegt daran , Dieter Haak für die
Arbeit der Leitung dieses Untersuchungsaus¬
schusses und für die Art und Weise , mit der er
diese Arbeit geleistet hat , ebenso herzlich zu dan¬
ken - wie für die jahrzehntelange Weggefährten¬
schaft , die uns miteinander verbindet.

{Beifall bei der SPD)

Ich habe allen Debattenbeiträgen aufmerksam
zugehört, teile aber nicht alle vorgetragenen Wer¬
tungen . Wenn ich es richtig verstehe , gibt es bei

weitgehender Übereinstimmung in den Tatsachen - (C)

feststelJungen durch den Ausschuß eine unter¬
schiedliche Auffassung . Dabei hob sich die Be¬

gründung von Herrn Kollegen Schultz -Tornau kräf¬

tig von der des Herrn Kollegen Paus und auch der
des Herrn Kollegen Vesper ab . Die Oppositions¬
fraktionen sind der Meinung , daß bei der parla¬
mentarischen Behandlung dieser Balsam -Affäre,

speziell bei der Antwort auf die Kleine Anfrage,
der Justizminister objektiv die Unwahrheit gesagt
habe und daß er deshalb zurücktreten müsse.

{Abgeordneter Paus [ Detmold ] [CDU] : Das

sagen alle !)

Ich möchte das Parlament und die Öffentlichkeit
daran erinnern , daß der Justizminister bereits im

September sowohl En der Vernehmung durch den
Ausschuß als auch im Plenum erklärt hat

{Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE] : Da gab
es den Ausschuß noch gar nicht !)

- ich rede jetzt vom Plenum im September ; wann
der Ausschuß getagt und ihn vernommen hat,
habe ich nicht notiert - :

(Abgeordneter Reul [CDU ] : Richtig , nur kei¬
ne Details !]

( D)

Nach dem heute mir bekannten Sachstand hätte
ich die Kleine Anfrage anders beantwortet . - Er
hat mehrfach öffentlich erklärt , er habe den Land¬

tag nie vorsätzlich belogen und habe nie vorsätz¬
lich die Unwahrheit gesagt. 1

Ich glaube das diesem Mann ; denn dieser Mann
hat große Verdienste . Ich brauchte nie Zweifel an
seiner Loyalität , an seiner Ehrlichkeit , an seiner
Leistungskraft zu haben . Darum habe ich die Vor¬

stellung der Opposition , den Justizminister zu
entlassen , nicht aufgenommen , und darum habe
ich ihn nicht entlassen , und darum werde ich ihn
entlassen.

( Lebhafter Beifall bei der SPD)

Er hat das in seinen Kräften Stehende getan , um
Aufklärung zu schaffen.

(Abgeordneter Tschoeltsch [ F. D .P . ] : Da hat
er aber nicht viel Kraft gehabt !)
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( Ministerpräsident Dr . Rau)

Es gibt - das haben Sie , alle Fraktionen , mitein¬
ander festgestellt - offenbar ein Fehlverhalten bei
Staatsanwaltschaft , Generalstaatsanwaltschaft.
Wir sind unterschiedlicher Auffassung über die
Bewertung bestimmter Teile von vorliegenden
Berichten ; das finde ich nicht aufregend , sondern
das gehört zu einem Untersuchungsausschuß und
zu einem Untersuchungsgegenstand.

Ich fand die Debatte heute morgen insgesamt
auch besser , als ich befürchtet hatte , und möchte
Ihnen noch einmal sagen : Rolf Krumsiek , de/ mit
Ablauf dieser Wahlperiode dem Landtag nicht
mehr angehören wird , den ich aus der Zeit beim
Städtetag und als Oberstadtdirektor ,meiner Hei¬
matstadt kenne und der dem Land Nordrhein-
Westfalen als Chef der Staatskanzlei , als Wissen¬
schaftsminister und als Justizminister gedient hat,
geht ohne persönlichen Tadel , er geht tadelsfrei
aus dieser Affäre hervor . Dies ist meine Überzeu¬
gung.

( Beifall bei der SPD - Lachen bei CDU,
F. D . P. und GRÜNEN - Abgeordneter Kühl
[ F.D. P . I : Das ist eine falsche Überzeu¬
gung ! - Abgeordneter Dr. Vesper [GRÜNE]:
Sie sind nicht der liebe Gott , der segnen
oder verdammen kann !)

- Nein , ich bin nicht der liebe Gott , aber ich er¬
kläre auch , Herr Kollege Vesper : Die Ereignisse
des vergangenen Wochenendes verpflichten kei¬
nen , mich mit " Herr Bischof " anzureden . Auch
das ist nicht vorgesehen.

( Beifall bei der SPD)

Die Arbeit dieser Landesregierung habe ich zu
bewerten und zu verantworten . Ich verantworte
sie . Und die Entscheidung darüber , ob diese Lan¬
desregierung ihre Arbeit fortsetzt , wird in aller
Kürze getroffen.

(Abgeordneter Dr . Vesper [GRÜNE ] : Sie
reden doch so , als sei sie schon getroffen ! )

Ind ich freue mich auf die Entscheidung des
hlers am 14 . Mai.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Klose : Herr Kollege Dr . länssen,
ich erteile Ihnen das Wort entsprechend 5 58

Abs . 3 der Geschäftsordnung , da der Herr Mini¬
sterpräsident gesprochen hat . Bitte schön.

Abgeordneter Dr . Unssen (CDU ) : Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Ich
freue mich zunächst , daß Sie , Herr Ministerprä¬
sident , doch noch das Wort ergriffen haben,
nachdem wir erfahren haben , daß Sie das beim
Parlamentarischen Untersuchungsausschuß I
nicht für nötig gehalten haben . Insofern ist schon
eine Besserung festzustellen . Das freut uns.

( Ministerpräsident Dr. Rau : Es steht in der
Verfassung , daß ich das jederzeit darf !)

- Natürlich , wir erwarten das auch . Sie tragen
noch bis zum 14 . Mai die Verantwortung , und wir
freuen uns mindestens so auf die Entscheidung
der Wähler wie Sie.

( Beifall bei der CDU)

Er ist der Souverän , und er wird beurteilen , ob
dieses Kabinett unter Ihrer Führung wirklich et¬
was geleistet hat oder ob wir eine Skandalchronik
sondergleichen in den letzten Jahren hier erlebt
haben.

( Beifall bei der CDU)

Wenn ein Finanzminister vom Verfassungs¬
gerichtshof in Münster zweimal verurteilt wird,
wenn Herr Matthiesen sich die 5 Millionen geholt
hat,

(Minister Clement : Ach du lieber Gott !)

wenn Herr Heinemann den Hut nimmt , meine Da¬

men und Herren , wenn wir jetzt erleben , daß der
Justizminister nach unserer Auffassung wissent¬
lich dem Parlament die Unwahrheit gesagt hat,

(Zuruf des Minister Clement)

dann erkläre ich diese Minister ganz einfach zu
" Pattex - Ministern " . Und Sie , Herr Ministerpräsi¬
dent , haben offensichtlich das Gerede mit der

politischen Kultur nicht so ernst gemeint , wie Sie
es draußen vortragen.

( Beifall bei CDU und F . D . P . )

( C)

(D)
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